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Ludwig 


von Gottes Gnaden 
König von Bayern. 


Nachdem der Advolat Dr. Wilhelm Chriftian Chriftlieb 
zu Ulm um Berleihung eines förmlichen Privilegiums gegen den 
Nachdruck ded von ihm in vier Lieferungen herauszugebenden Wer: 
kes unter dem Titel: „Vollſtändige alphabetifche Sammlung der ge 
genwärtigen Verfaſſungs- und Verwaltungdnormen im Königreice 
Bayern, ein belehrended Handbuh für jeden Staatöbürger ıc.,” 
fo wie gegen den Verkauf fremder Nachdrücke deffelben in Iinfes 
rem Königreiche, die allerunterthänigfte Bitte geftellt hat, fo fin« 
den Wir Uns bewogen, dem gedachten Advofaten Dr. Chriſt— 
lieb das nachgeſuchte Privilegium für den Zeitraum von ſechs Jah⸗ 
ren, vom Tage gegenwärtiger Ausfertigung anfangend, hierdurch zu 
ertheilen, und gebieten demnach ſämmtlichen Unterthanen Unſeret 
Königreihes, insbeſondere allen darinn angeſeſſenen Buchdruckern 
und Buchhändlern, bey Vermeidung Un ferer allerhöchſten Ungna⸗ 
de und einer Strafe von Hundert Dukaten, wovon die eine Hälfte 
Unferem Xerar, die andere Hälfte dem Verfaffer oder rechtmäßi⸗ 
gen Verleger zufallen foll,. wider deren Wiffen und Willen bad er- 
wähnte Werk unter feinerley Form, weder ſelbſt nachzudrucken, noch 
den Verkauf fremder Nachdrücke deſſelben zu übernehmen, oder auf 
irgend eine Art zu begünſtigen. 

Hiernach weiſen Wir ſämmtliche Obrigkeiten Unſeres Königs 
reiches an, den privilegirten Verfaſſer Dr. Chriftlieb gegen alle 
Beeinträchtigung. fräftigft su.fhügen, die ihnen angezeigten Nach— 
drüde aber fogleich wegnehmen, und jenem zu feiner freyen Difpo« 
fition zuftellen zu laſſen. m: 


Mir wollen, daß diefed Privilegium zu Jedermann Nachricht 
und Warnung durd dad Regierungdblatt befannt gemacht werde. 

Zu deſſen Urfund haben Wir diefen Brief eigenhändig unter: 
zeichnet und Unſer geheimes Kanzley  Snfiegel beydruden laſſen. 

‚Segeben in Unſerer Haupt» und Refidenzfladt München 


den fehözehnten December im Jahre Eintaufend Achthundert Neun 
und Zwanzig, 


Audwig 


Schenk. 





Privilegiuſm für den Advokaten 
Dr, Wilhelm Chriſtian Chriſtlieb zu 
im, gegen den .. des von * Auf konigl. allerhöchſten 
herauszugebenden Werkes, unter dem 
Titel: „Volftändige alphabetiſche Samm⸗ —— a ae 
Jung der gegenwärtigen Derfaflungds * 
und Verwaltungsnormen im Konigreiche F. v. Kobell. 
Bayern, ein belehrendes Handbuch für 
jeden Staatsbürger ic.“ | 


Borporkt 


In einem Zeitabfchnitt, wo die Aufklärung und 
Mündigmahung der Völker als erftes und unabweis: 
liches Bedürfniß anerkannt ift — in einem Gtaate, 
wie Bayern, deilen weife Regierung die Deffentlich: 
feit der Negierungsgrundfäge und die. Belehrung der 
Unterthanen über ihre Rechte und Pflichten herbeyzus 
führen aufrichtig bemüht ift, deſſen Bürger aber auch 
dem Geſchenke der gefeplichen Mündigkeit mit dank: 
barem Eifer entgegen kommen — Fann das Unter: 
nehmen, die in Guͤltigkeit ſtehenden Geſetze und Ber: 
ordnungen duch den Drud zur allgemeinen Wuͤrdi— 
gung zu bringen, nicht ohne Verdienſt feyn. 


Diefer Aufgabe habe ich feit dritthalb Jahren 
meine volle Muße und Thätigkeit gewidmet, und bey 
dem Erfcheinen der erften Lieferung ift auch bereits 
das ganze Werk (bis auf die Abänderungen, melde - 


Bormwort. 


der neuefte Landtag veranlaffen wird und den anzufü- 
genden Inder) im Manuferipte vollendet, 

Da ih durch allerhöhfte Verfügung neben 
den bekannten — auch die bis jest ungedrudten 
— Quellen benugen durfte, fo fehmeichle ich mir, 
daß meine Sammlung ihren Vorgängern an Reich— 
haltigkeit an die Seite geftellt werden koͤnne, wobey 
fie annoch den unverkennbaren Vorzug hat, daß alles 
dermal Veraltete ausgefchloffen ift und mit meinem 
MWiffen wenig oder Feine Wiederholungen des einmal 
Angeführten ftatt finden. 

Uebrigens klebt den Werken dieſer Art das un: 
vermeidliche Gebrechen an, daß ihr Inhalt durch: das 
fiete Fortſchreiten der Geſetzgebung mit den Jahren 
theilweiſe obſolet wird und es muß daher den Beſi⸗ 
gern heimgeftellt bleiben, folche durch eigenen Nach— 
trag der Abänderungen — der Gegenwart treu zu er: 
halten, In diefem Abfehen möchte ich rathen, jede 
Lieferung mit feinem Papier durchfchießen oder wenig: 
ſtens planiren zu laſſen, um. künftige Verordnungen 
mit Eurzer Bemerkung ihres Inhalts allegiren zu koͤn⸗ 
nen. Auch wäre es zweckmaͤßig, jeder Lieferung meh⸗ 
rere leere Bogen beyzuheften. 

Was die Ergebniſſe des gegenwaͤrtigen Landtages | 
betrifft, fo wird ed, weil die angeordnete Reviſ ion 
des Manuferipts bereitd vollzogen ift, zur Nothwen⸗ 
digksit, folche, vereint mit den inzwiſchen vorkommen⸗ 


Borwort; 
j 


den Normalien, in einem Anhang zu der vierten Lie— 
ferung folgen zu laffen, was jedoch das Nachfchlagen 
der Artikel, bey einem das Ganze umfaffenden Inder, 
nicht erſchweren ſoll. 


In der Mitte des naͤchſten Jahres erſcheint, 
wenn keine beſondere Hinderniſſen einfallen, die zweite 
und dritte Lieferung — die vierte im Februar des 
Sahres 1833. Der Preis jeder Lieferung wird auf 
dem Titelblatt angezeigt. 


Außer meinen Kommiffiondren, welche ſich felbft 
bekannt machen, nimmt jede gute Buchhandlung auf 
dieſes Werk Beftellungen an. 


— — 


Noch erlaube ich mir, einigen Ausſtellungen, welche meiner Ar⸗ 
beit gemacht werden dürften, vorläuſig zu begegnen: 

1) Da ein Repertorium blos zum Nachſchlagen beſtimmt und ge⸗ 
eignet iſt, ſo wuͤrde eine planmäßige Abſonderung der Materien 
nach wiſſenſchaftlichen Fachern dem Zwecke keineswegs entſpro⸗ 
chen haben. 

2) Bey der Aehnlichkeit und Verwandtſchaft vieler Artikel unter 
fi läßt e8 fich nicht vermeiden, daß die einfchlägigen Verord⸗ 
nungen bisweilen abgetheilt vorflommen; wenn folchen Falles 
nur feine Wiederholung fatt findet und für richtige Allegirung 
der verwandten Artilel geforgt ift, ald worauf ich vorzüglichen 
Bedacht genommen habe. | 

5) Eine wortgetreue Abfchrift der Befege und Derordnungen fann 
bey einem bloßen Auszug ded MWefentlihen nicht immer erwar« 
tet werden; dag Sinn und Geift derfelben erreicht feye, war 
die Aufgabe, welche ich gelöst zu haben hoffe. 


Borwort. 


4) Die vortommenden Drudfehler find eine Folge von der Entfer- 
nung des Drudort3, welche mir die eigene Gorrectur erſchwer— 
te; übrigens finden fich die hauptfählichften — auf dem legten 
Blatt jeder Lieferung berichtigt. J 

5) Die techniſchen, aus dem Latein oder andern Sprachen abftam: 
menden Worte, melde ich beybehalten mußte, weil ihre Be— 
deutung nicht genügend in der Mutterfprache wieder zu geben 

ar, find zwar für das größere Publitum ein Anftoß; ed wird 
aber eine kurze Erklärung derfelben am Ende des Werkes zu 
beliebigem Gebrauche folgen. 


Gefchrieben im Dftbr. 1831. 


Dr. Chriftlieb. 
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Jabfallibolz 


In Erwägung, daß * dem Verſteigern des Abs 
fallholzes von neuen Bauten die rentamtlichen Diäten 
mit dem Erlöfe nicht felten außer Verhältniß ſtehen dürften, 
it verordnet worden: | 

a) daß bey einem ungefahren Werthe von 20 fl und dar⸗ 
über die Berfteigerung durch den Werfmeifter und den 
Rentamtsoberfchreiber gegen die herfümmliche Diät 
von 2 fl. nebft Rittgeld vorgenommen werden folle; 

b) daß aber bey einem Werth unter 20 fl. — jedoch 
über 5 fl. — bloß der Ortsvorficher des dem Baus 
platz zunächft gelegenen Dorfes beyzugiehen, und 

c) dad Abfallholz unter dem Werth von 5 fl. zu Abs 
fhneidung aller Weitläufigfeit den Diſtrictswegmachern 
zu überlaffen feye. 


Berordn. die Verſteigerung des Abfallholzes AH v. 19. 
Nov. 1814. in Gerets Samml. 3. IV. ©. 2 


2) Abgebrannte 


f. Brandaffefuranz. Brandfolletten. Brandſchaden. Brandflätte. 
Branpdftiftung. 

Durch die Zheilnahme an der — Brandver⸗ 
ſicherungs anſtalt werden die ſonſt gewoͤhnlichen grundherrli⸗ 
chen Nachlaͤſſe und Unterſtuͤtzungen nicht ausgeſchloſſen; 
vielmehr ſollen den Theilnehmern im Fall eines Branduns 
gluͤcks, neben den grundherrlichen Nachlaͤſſen, auch an den 

| 


[N | Abgebrannte. Abgeordnete. 


zum Erlaß geeigneten directen Staatdabgaben drei Frey 
"jahre bewilligt werden, und außerdem bleibt ihnen die 
Aufnahme von Hılfafapitalien aus vffentlichen, hiezu be; 
fiimmten, Fonds dargeboten. 

Dagegen aber haben alle diejenigen, welche der Brand; 
verficherungsanftalt nicht beigetreten find, wenn fie durch 
Brandungluͤck befchadigt werden, wegen ihrer zur Berfiche: 
rung geeigneten und in Verluſt gerathenen Realitäten weder 
einen Nachlaß an Abgaben, noch ein Gnadenholz, nocd ein 
Anlehen aus öffentlichen Mitteln zu gewarten, und es darf 
ihnen fo wenig ein Zeugniß über erlittenen Brandſchaden, 
als ein Brandfammlungspatent ertheilt werden. 


Brandverf.Drdn. v. 28. Jan. 1811. Regbl. ©, 136.. 


Die den befchädigten Mitgliedern der Anftalt zugeficher; 
ten Nachlaͤſſe und Freyjahre erſtrecken fi) auch auf die Konz 
furrenz zu ‚den ‚ordentlichen Semeindeumlagen, indem 
ganz gleiche Motive hiezu obwalten. ; 


D..v. 4. April 1812. Regbl. ©. 705. 


3) Abgeordnete 
| f. Ständeverfammlung. Standesherren. 


Die zweite Kammer. der Ständeverfammfung wird 
gebildet: 

a) aus den Grundbefißern, welche gutsherrliche Gerichts⸗ 
barkeit ausüben, ohne Sitz und Stimme in ber erften 
Kammer zu haben; | 

b) aus Abgeordneten der drei Univerfitäten; 

0) aus Abgeordneten der Fatholifchen und REDIRANAINN 
Kirche ; 

d) aus Abgeordneten der Städte und Märkte; endlich 

e) qus den nicht unter a) gehörigen Landeigenthümern. 
($. 7.) 

Die Zahl der Mitglieder diefer Kammer richtet 
fih nach ber Zahl der Bamilien im Königreiche, fo zwar, 


Abgeordnete. — 5 


daß auf 7000 Familien Ein Abgeordneter gerechnet wird. 
Von der auf dieſe Art beſtimmten Zahl beſtellt 

a) die Klaſſe der adelichen Gutsbeſitzer, Ein Achttheil; 

b) die Klaſſe der katholiſchen und proteſtantiſchen a 

lichkeit, Ein Achttheil; 

c) die Klaſſe der Städte und Märkte; Ein Viertheil; 

d) die Klaffe der übrigen Landeigenthämer ohne Gerichte: 

barkeit, zwei Viertheile; fodann er 

e) jede der drei Univerfitäaten, Ein Mitglied, 

Die eine jede Klaffe treffende Zahl von Abgeordneten 
wird nach den Beflimmungen des Erifts über die Stände 
verſammlung auf die einzelnen Regierungsbezirte ausge— 
theilt. (SF. 8 — 10.) 

Jede Klaffe wahlt in jedem Regierungsbezirke bie 
für folhen angewiefene Zahl, nach ber in berührtem Edikt 
vorgefhriebenen Wahlordnung, für die Dauer von ſechs 
Jahren und die im Lauf diefer Periode zur Erledigung 
fommenden Stellen werben mit denjenigen befeßt, welche 
den Gewählten in der Stimmenzahl unmittelbar nachfol— 
gen. ($. 11.) 

Jedes Mitglied der Abgeordneten muß, ohne Rädficht 
auf Standes » oder Dienftverhältniffe, ein felbftitändiger 
Staatsbürger feyn, das dreißigfte Lebensjahr zuruͤckgelegt 
haben und ben freyen Genuß eines im betreffenden Bezirf 
oder Ort gelegenen Bermdgens befißen, das feinen unab— 
hangigen Unterhalt fichert. Ferner muß fich jeded Mitglied 
zu einer der drey chriftlichen Konfeflionen befennen, und es 
darf ein folches Feiner Specialunterfuchung wegen Berbre; 
hen oder Vergehen unterlegen haben, von welcher cd nicht 
gänzlich freygefprochen worden wäre, ($. 12.) 

Alle fechd Yahre wird eine neue Wahl der Abgeord— 
neten vorgenommen, außerdem aber nur in dem Fall, wenn 
die Kammer durd den König aufgelöst- worden iſt. Die 
austretenden Mitglieder find wieder wählbar. ($. 135.) 

Der Aus tritt eined gewählten Mitglieds erfolgt waͤh— 
rend ber Dauer ber Berfommlung: 


6 Abgeordnete. 


a) wenn ein ſolches die Realltaͤt, das Amt, dad Gewer⸗ 
be, oder die geiſtliche Pfruͤnde, welche feine Wahl für 
den betreffenden Negierungsbezirf oder für- eine gewiße 
Klaffe befonders begründete, aus irgend einem Anlaß 
zu befißen aufhoͤrt, ohne einen ähnlichen Erfaß in dem: 
felben Bezirk oder Ort, oder in derfelben Klaffe zu ers 
werben und ebenfo - | 

b) wenn das Mitglied unter der Zeit eine der zur pafs 
fiven Wahlfaͤhigkeit gehörigen Eigenfchaften verliert. 
In diefen beyden Fallen bat fih die Kammer, auf ers 

gangene Anzeige, nach Einvernehmung des Betheiligten 
entfcheidend auszufprechen. ($. 14.) 

Zur gültigen Konftituirung der Kammer der Abgeord⸗ 
neten gehört die Anweſenheit von wenigfiend zwey Drit 
theilen ihrer Mitglieder. ($. 15.) 

Kein Mitglied diefer Kammer kann fid) in den Sikuns 
gen durch einen Bevollmächtigten vertreten laffen. ($.17.) 

Verf. Urk. v. 26. May 3 $. 7 — 415. 17. Gel.Bl. ©. 

253 — 126. 

Die Mitglieder der Kammer. der Abgeordneten dürfen, 
fo Tange diefe ihre Eigenfchaft verfaffungsmäßig andauert, 
nicht zugleich Mitglieder des Tandraths feyn. Aus 
der Eigenfchaft eined Landrathmitglieds foll übrigend weder 
das Recht hervorgehen, die Wahl zum Abgeordneten und 
den Eintritt in die Kammer ‘abzulehnen, noch auch die 
Verbindlichkeit erwachfen, für diefen Eintritt die Bemillis 
gung ded Königs nachfuchen zu müßen. Wäre jedoch Ichtes 
ve Verbindlichkeit durch ein öffentliches Dienftverhältniß bes 
gründet; fo bleibt fie ausnahmsweife vorbehalten. 

Gef. die Landräthe betreff. v. 15. Aug. 1828. Geſ. Bl. ©. 55. 


Den Abgeordneten, welche nicht an dem Ort der Pers 
fammlung felbft wohnen, wird auf die Dauer der Ber: 
fammlung eine angemeffene Entfhadigung für Reife 
und Zehrungsfoften in der Art gegeben, daß ihnen 

a) von dem zum Erfcjheinen beftimmten Zag an bis zum — 


Abgeorbnetenmwahl. 7 


Schluß der Verſammlung, mit Einſchluß des vorher⸗ 
gehenden und nachfolgenden Tages, ein PEN: von 
fünf Gulden, fodann . 

b) für Neifefoften auf eine Entfernung. von 1 — 6 Stuns 
den, und fo weiter von jeden ſechs Stunden, der Ber 
trag von aht Gulden ausbezahlt werden folle. 

Edt. über d. Ständenerfommlung v. 26. .. 1818. 

$. 49. Geſ. Bl. 371. 

Indem die Mitglieder der Kammer ber —— 
bey ihrer zweytmaligen Einberufung während der ſechsjaͤh— 
rigen Dauer einer Wahlfammer einZeugniß über den Forts 
befig der zur Wählbarkfeit erforderlichen Eigenfchaften 
beyzubringen haben ; fo ift verordnet worden, daß ın diefen 
Zeugniffen jedesmal der amtliche Bericht, auf welchen fie 
geitügt find, genau angeführt und der fortdauernde Beſitz, 
nicht der Wählbarkeit im Allgemeinen, fondern der einzelnen, 
veränderlichen, faktiſchen Berhältniffe und Eigenſchaften, 
durch welche verfaffungsmaßig die Waͤhlbarkeit bedingt und 
auf deren Grund die Wahl erfolgt iſt, (mit ſorgfältiger Anzeie 
ge jeder etwa eingetretenen Aenderung) befcheinigt werden ſolle. 


*) V. d. Zeugniſſe der Abgeordneten über den fortdauernden 
Beſitz der Wahleigenſchaften betreff. v. 25. Aug. 1828. 


4) Abgeordnetenwahl, 


In dem Edift über die Stündeverfammlung vom Yahr 
4818 find die allgemeinen Beftimmungen ber Berfaffungss 
urfunde wegen Bildung der zweiten Kammer, oder der 
Kammer der Abgeordneten, auf folgende Weife näher bes 
zeichnet. 


Der Antheil an dem für die Klaffe der Grundbe— 
fißer mit gutöherrlicher Gerichtsbarkeit beſtimmten Ein 
Achttheil der Mitglieder regelt fich für jeden Regierungss 
bezirf nad) der Zahl der in ſolchem befindlichen gutsherrlis 
chen Gerichte. ($. 3.) Bon den drei Randesuniverfis 
täten beftcht jede Ein Mitglied. ($. 4.) Bon dem Acht⸗ 


x 


ss. | Abgeordnetenwahl. 


theil, welches der Klaſſe der Geiſtlichkeit zugewieſen iſt, 
fallen zwey Drittheile auf die katholiſchen und. ein Drits 
theil auf die proteftantifchen Pfarreyen; fodenn gefchieht die 
Bertheilung auf die einzelnen Negierungsbezirfe bey Erftern 
nach der Zahl: der Pfarreyen und bey den Leßtern nach der 
Groͤße der Generaldekanate. ($. 5.) An der Wahl der Ab; 
geordneten aus den Städten und Märkten, für wel 
che Ein Viertheil der Mitglieder beſtimmt ift, nehmen nur 
folhe Orte Theil, die eine Bevoͤlkerung von wenigftens 
500 Familien nachweifen fonnen. Bey den Städten wird 
den bedeutenderen, fowohl wegen ihrer befondern Berhälts 
niffe, als in Hinficht ihrer Bevdlferung, die Wahl von 
eigenen Abgeordneten, und zwar der Hauptſtadt Müns 
chen von zwey, jeder der Städte Nürnberg und Augsburg 
von Einem Abgeordneten, geftattet; alle übrigen wahlfähis 
gen Städte und Märkte, die über 500 Familien befißen, 
wählen in jedem einzelnen Regierungsbezirk die für ſolchen 
annoch zu fiellenden Abgeordneten diefer Klaffe. ($.6.) Ends 
lich, die für Landeigenthuͤmer ohne gutsherrliche Se 
sichtöbarfeit beſtimmte Hälfte der Gefammtzahl von Abges 
orbneten wird für jeden einzelnen Regierungsbezirk nach der 
Bevoͤlkerung oder Familienzahl verhaͤltnißmaͤßig ausgeſchie⸗ 
den, wobey uͤbrigens die Familien der wahlfaͤhigen Staͤdte 
und Maͤrkte in Abzug zu bringen find. ($. 7.) 

Zur pyaffiven Wahlfühigkeit eines Abgeordneten 
der zweiten Kammer wird neben den allgemeinen Eigen: 
fhaften, welche in dem vorhergehenden Artifel gemäß der 
el $. 12. erwahnt find, noch weiter er⸗ 
fordert: 

a) daß der Abgeordnete aus der Klaſſe der Grundbeſi tzer 
mit grußdherrlicher Gerichtsbarkeit in demſelben Negies 
rungsbezirke, von welchem er in die Kammer gewaͤhlt 
wird, beguͤtertẽͤſeye; 

P) daß die Abgeordneten ber Univerſitaͤten nur aus or; 

‚dentlichen Lehrern und -- 

e) jene. aus der Klaffe der Geiſilichkeit nur aus wirkli⸗ 
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chen, felbfiftändigen, Pfarrern, welche ihre Pfarrey 

felbft verfehen, gewahlt werden koͤnnen; 

d) daß ferner die Abgeordneten der Städte und Märkte 
in jenen Orten, von welchen fie entweder als folche, 
oder als Wahlmanner ernannt werden, mit einem freis 
eigenen Grundvermögen oder bürgerlihen Gewerbe 
affaßig feyen und folches wenigftens fhon drey Jah⸗ 
re im Befiß haben; fodenn, daß fie an Käufers und 
NAuftifalfteuer ein Simplum von Zehen Gulden, oder 
an Gewerbfteuer einen für die dritte Hauptklaſſe feſtge— 
feßten Betrag von dreißig bis vierzig Gulder, oder in 
Verbindung diefer beyderley Steuern miteinander eine 
folche Geſammtſumme entrichten, welche dem Betrag 
der dritten Hauptklaſſe der Gewerbſteuer gleich ſteht; 
endlich 

e) daß auch die Högcordneien aus ber Klaffe der Laudei⸗ 
genthuͤmer ein freyeigenes oder erblich nutzbares Eigen- 
thum in ihrem Regierungsbezirk ſeit vollen drey Jah— 
ren beſitzen und von ſolchem als Steuerſimplum wenig— 
ſtens zehen Gulden bezahlen, ($. 8. 

Hiebey iſt noch zu bemerfen, daß. in. das Steuerfims. 
plum der Landeigenthämer nur die Ruſtikal-, Haͤuſer- und 
Gewerbiteuer, (mit Ausfhluß der Perfonal= und indirelten Auf— 
lagen,) jedoch nicht blos von den in einem einzelnen Landge— 
richt, fondern von fämmtlichen in einem Regierungsbezirk 
befindlichen Befißungen ded zu wahlenden Individuums 
eingerechnet werde... ($. 9.) | 

Uebrigens Fann ein Unterthan,“ welcher in verfchiebe: 
nen Regierungdbezirfen oder in mehreren Klaffen eines und 
deffelben Regierungsbezirks wahlfähig ift, zwar in jedem 
Bezirk und in jeder Klaffe gewählt werden, aber er kann 
nur in Einer Eigenfhaft ald Abgeordneter eintreten, 
und zwar in derjenigen, wegen welcher ihn die größere 
Mehrheit der Stimmen berufen hat. ($. 10.) | 

Wenn nad) einem Umlauf von fechd Jahren, oder wes . 
gen erfolgter Auflöfung der Kammer, eine neue Abge— 
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ordnetenwahl erforderlich iſt; fo wird jedesmal die 
Zahl der zu Waͤhlenden nach den im Allgemeinen beſtimm⸗ 
ten Verhaͤltniſſen fuͤr jeden einzelnen Regierungsbezirk und 
fuͤr jede Klaſſe in ſolchem oͤffentlich bekannt gemacht und 
die Vornahme der Wahl durch die ae — 
net. ($. 11.) 

Geber Wähler hat vor dem Wahlaft den in ber Per 
faffungsurfunde Zit. X. $.3. vorgefchriebenen Huldigungseid 
(wenn er ſolchen nicht ſchon früher geſchworen hat) und außerdem 
noch folgenden Wäahlereid abzulegen: 

„Ich fehwöre, daß ich meine Wahlftimme nach freyer 

„innerer Ueberzeugung, wie ich ſolches zum allgemeis 

‚men Beften für dienlich erachte, ohne fremde Einwirs 

„tung abgebe und diedfalld von Niemand, unter was 

„immer für einen Vorwand, weder mittels noch uns 

„mittelbar, irgend eine Gabe oder Geſchenk angenoms 

„men habe, noch annehmen werde; ich fchwöre auch, 

„daß ich, um zum Abgeordneten der zweiten Kammer 

erwählt zu werden, Niemand, weder mittels noch uns 

„mittelbar eine Gabe oder Gefchenf verfprochen oder 

„aegeben babe, noch geben oder verfprechen werde. 

„Se wahr u. ſ. w. 

Die Wähler der Abgeordneten aus den drey erften 
Klaffen überreihen diefen Eid ſchriftlich, zugleich mit 
ihrer Wehlſtimme; hingegen jene der vierten und fünften 
Klaffe ſchwoͤren denfelben mündlich, unmittelbar vor dem 
letzten Wahlakt, in Gegenwart der koͤnigl. Wahlfommiflion. 
($. 12.) 

Die Wahlftimme Tann übrigens nicht durch Bevolls 
mächtigte, fondern nur perſoͤnlich durch die aus einer 
Klaffe hiezu berufenen Mitglieder, (tele wenigftens 25 Jahr 
und im Fall fie ald Wahlmänner zu den legten Wahlınomenten 
aufzutreten haben, wenigftend dreißig Jahr alt feyn müßen) 
geführt werden. ($. 13.) 

Ueber das — ſelbſt beſtehen 7 Nor⸗ 

men: 


7 


Abgeordnetenwahl. 11 


*9 Wahl der Grundbeſitzer mit zutshert 
licher Gerichtsbarkeit. 


Nach Empfang des Fonigl. Ausſchreibens erfaßt jede 
Regierung an die in ihrem Bezirk befindlichen wahlfähigen 
Mitglieder diefer Klaffe (mit Ausſchluß derjenigen, welche bes 
reit? Siß und Stimme in der Kammer haben) einen befondern 
Aufruf zur Abgabe der Wahlftimme, unter dem Anfügen 
einer zerftorlichen Zeitfrift und ſetzt diefelben zugleich von 
der Zahl der für gedachte Klaffe aus dem Regierungsbezirk 
zu wählenden Abgeordneten in Kenntniß; auch wird ihnen 
ein namentliche8 Verzeichniß aller im Bezirk befindlichen 
wahlfähigen Mitglieder zugeftellt. Hierauf überfendet jedes 
wählende Mitglied inner der anberaumten Zeitfrift, und 
mit Anſchluß der erwähnten Eidesformel feine Wahlftimme, 
eigenhändig gefchrieben und mit einem beliebigen Den 
ſpruch verfehen, unmittelbar an den koͤnigl. Regierungspräs 
fidenten. ($. 141.) 

Der eben gedachte Prüftdent beftimmt den Tag zu Ers 
dffnung der Wahlitimmen und beruft hiezu die näachiigeles 
genen fünf Mitglieder diefer Klaffe, in deren Gegenwart 
er, unter Beyzug der beyden Regierungsdireftoren und eis 
ned aftuirenden Sefretärd, jeden einzelnen Wahlſchedel ers 
bricht und mit Erwähnung des Denffpruchs, aber mit Bers 
ſchweigung ded Namen! von dem MWählenden, öffentlich 
befennt macht. Säammtlihe Wahlftimmen werden in das 
angelegte Wahlprotofoll aufgenommen und am Ende wird 
dad Nefultat der Wahl nach der Stimmenmehrheit berech— 
net und ausgefprochen, das Protofoll feldft aber von allen 
Anwefenden, mit Uugnahme der allenfalls erwaͤhlten Abges 
ordneten, ‚unterzeichnet. . Bey erfcheinender Stimmen 
gleichheit haben die gegenwärtigen Mitglieder der Klaſſe 
durch ſchwarze und weiße Kuneln zu entfcheiden und zwar 
nicht bloß für die Wahl der wirflichen Abgeordneten, fons 
dern auch für die Erfagmänner. ($. 15.) 

Eine Abfhrift des Wahlprotokolls und der in fol 
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chem bey jedem Denkſpruch eingetragenen Stimme iſt, mit 
Beſeitigung des Namgıs des MWählenden, jedem Mitglied 
der Klaffe zur Kenntniß und zur Ueberzeugung - von der 
richtigen Aufnahme feiner Stimme mitzutheilen. ($. 16.) 


Mahlftimmen, welche nicht in der vorgefchriebenen 
Form und inner der beftimmten Zeitfrift übergeben find, 
werden nicht eingerechnet; auch hat ein Mitglied, welches 
mehrere Grundbefißungen mit. gutöherrlicher Gerichtöbarfeit 
in dem NRegierungsbezirfe aufzuweifen hat, gleihwohl nur 
Eine Stimme abzugeben. ($. 17.) 


B.) Wahl der Abgeordneten der Univerfi- 
täten 


Die Wahl der Abgeordneten von ben drei Univerfitäten 
geſchieht in vollftändiger Verfammlung aller ordentlis 
hen und aufferordentlihen Lehrer, welche ihre 
föhriftlihe Wahlftimme unter einem beliebigen Denffpruch, 
mit Benfügung des Verfaſſungs- und des MWählereides, 
übergeben. Der Vorſtand öffnet die Wahlftimmen noch in 
derfelben Berfammfung, Taßt ſolche in ein Protofoll eintras 
gen, fpricht den Erfolg der Stimmenmehrheit aus und fens 
det fofort das Protokoll, welches von ſaͤmmtlichen Anwes 
ſenden, mit Ausſchluß des erwählten ordentlichen Leh— 
rers, unterzeichnet worden ift, an den Präfidenten der Bes 
zirfsregierung ein, Bey vorkommender Stimmengleichheit 
entfcheidet ebenfalls die Wahl durd) Kugeln. ($. 18.) 


C) Wahl der Abgeordneten aus der Klaffe 
der Geiſtlichkeit. 


Zur Wahl der Abgeordneten aus Slafee Klaſſe find 
zwey Wahlhbandlungen erforderlich. Die erfte, zur Be 
zeichnung des Wahlmannd, gefhieht am Sike eines jeden 
Defanatd, wozu nach vorgängiger Aufforderung durch das 
Land s oder Herrfchaftgericht, alle felbftftändigen Pfarrer 
des Defanatöbezirkes einberufen werden, fie mögen zu dem 
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raͤmlichen Regierungsbezirf gehören, oder nicht. Der Des 
fan fammelt die ferifflihen Stimmen, trägt fie in ein 
Protokoll ein, welches von allen Unmefenden: unterfchrieben 
wird und laͤßt folches durch das Land: oder Herrfchaftges 
rıht an ‚die Bezirföregierung einfenden. ' Pfarrer, welche 
feinem Defanate zugetheilt find, ſtimmen für diefen Fall 
an dem nächft gelegenen Defanate mit und find auch in 
demfelben wahlfähig. ($. 19.) 

Bey der zweyten Wahlhandlung ſtimmen nur die ers 
nannten Wahlmaͤnner der Defanate und diefe wählen auch 
blos aus ihrer Mitte die für den Regierungsbezirk beftimm- 
ten Abgeordneten, mittelft Einfendung einer fchriftlichen 
Wahlftimme, welcher fie den vorgefchriebenen Eid und eis 
nen befondern Denkſpruch beyfügen. 

Zu diefem Ende theilt der Regierungspräfident einem 
jeden der ihm bekannt gemachten MWahlmänner die vollftans 
dige Lifte Derfelben mit, wonach er die eingelangten Wahls 
flimmen in Gegenwart der hiezu einberufenen nächftgeleges 
nen fünf Wahlmanner diefer Klaffe auf die wen berührte 
Art eröffnet. ($. 20.) 


D.) Wahl der Abgeordneten aus den Stan 
ten und Märkten. 


Bey jenen drey Städten, welchen eigene Abgeordnete 
zugeftanden find, tritt nur Eine Wahlhandlung ein, die 
von dem verfaffungsmaßig erwählten Magıfltrate und den 
Gemeindebevollmadtigten, unter dem Vorſitz eines beſon⸗ 
derd hiezu ernannten Fonigl. Kommiſſaͤrs, nach zuvor abs 
gelegtem Wählereide vollzogen wird. Die Wahl gefehicht 
durch Wahlzettel, welche vorbereitet, mit fortlaufenden 
Nummern bezeichnet, untereinander gemengt und den 
Wahlmännern “ausgetheilt werdbeh. Jeder Wahlmann hat 
in feinem Zettel. den oder Sie von ihm gewählten Abgeord⸗ 
neten mit Tauf- und Zunamen, Gewerbe oder Charakter 
einzutragen, folchen mit feiner Unterfchrift zu verfehen und 
dem Fonigl. Kommiffar zu übergeben, ($. 21.) 


“ 
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Nachdem alle Wahlzettel eingekommen find, liest der 
Kommiſſaͤr jede einzelne Wahlſtimme in Gegenwart ſaͤmmt⸗ 
licher Wähler, mit Beyfuͤgung der Ziffer des Wahlzettels, 
aber mit Verfchweigung der Unterfchrift, öffentlich ab, das 
mit jeder Wahlmann bey dem Ableſen feiner Ziffer fich 
überzeugen koͤnne, ob feine Stimme unverfälfcht aufgenom; 
men und in die Berechnung eingeftellt worden feye. Wird 
nun gegen den Wahlaft Feinerlei Erinnerung gemacht; fo 
iſt dad NRefultat der Stimmen unter Beyzug der zwey altes 
ſten Magiftratsglieder und der Gemeindebevollmaͤchtigten 
feftzufeßen, und der Wahlverfammlung zu eröffnen, das 
Protokoll aber, nachdem ed von den zwey Magiftratsglies 
dern und den Gemeindebevollmächtigten (mit Ausnahme der 
etwa aus ihnen gewählten Abgeordneten), unterzeichnet worden, 
unter Anſchluß füämmtlicher Wahlzettel an den koͤnigl. Res 
gierungspräfidenten einzufchiden. ($. 22.) 

Damit. die Gültigkeit der Stimmen nicht durch den 
Borfchlag von paſſiv wahlunfahigen Individuen vereitelt 
werde; fo hat das Rentamt annoch vor der Wahl ein al 
phabetifches Verzeichniß fämmtlicher Angefeffenen und begüs 
terten Gemeindeglieder, welche fowohl hinſichtlich ihrer 
dreyjaͤhrigen Anfäßigkeit, ald in Hinficht, ihrer Steuerzahr 
lung zur Wahl gezogen werden dürfen, anzufertigen, und 
folches den Wählern einen Tag vor der Wahl mitzutheilen, 
auch ein Eremplar davon in dem Wahlzimmer zur allges 
meinen Einficht anheften zu laſſen. ($. 23.) | 

Für die Übrigen Städte und Märkte, welhe gemein, 
fhaftliche Abgeordnete zu wahlen haben, find dagegen 
zwey Wahlhandlungen erforderlich, 

Die erfte Wahlhandlung hat den Zweck, die Wahls 
männer für die Wahlverfammlung des Regierungsbezirts 
zu ernennen und wird auf. die foeben gedachte Art vorge⸗ 
noınmen. ($. 24.) 

Jede wahlfaͤhige Stadt, ſo wie jeder wahlfähige Markt 
hat auf 500 Familien einen Wahlmann zu ſtellen, welcher 
aber bereits alle für Abgeordnete der zweiten Kammer ers 


» 
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forderlihen Eigenſchaften befifen muß, indem. die Tekte 
Yuswahl nur aus diefen Wahlmänner ſtatt hat. ($. 25.) 

Die zweite Wahlhandlung, oder die eigentliche Wahl 
der Abgeordneten diefer Klagfe, wird am Sitz der koͤnigl. 
Regierung vorgenommen, wozu die ernannten Wahlmaͤnner 
mittelt befonderer Befehle einberufen werden. Die Wahl 
ſelbſt wird nach abgelegtem Wählereid von dem Regierungss 
prafidenten unter Beyzug der beyden Direktoren auf die 
mehr erwähnte Weife geleitet, und da fich folche blos auf 
die ernannten Wahlmänner befchränft, fo ift einem jeden 
derfelben des Tags zuvor dad Verzeichniß der fämmtlichen 
MWahlmänner mitzutheilen, Zur Gültigfeit der Wahl wird 
übrigens die Anwefenheit von drey Viertheilen der 
Wahlminner, oder im gefeßlichen Verhinderungsfalle, ihrer 
Erſatzmaͤnner erheifcht. ($. 26.) 


E) Wahl der Örundeigenthümer ohne 
gutsherrlihe Gerichtsbarkeit. 


Die Wahl der Abgeordneten diefer Klaffe zerfällt in 
drey Momente, namlich: 
a) in die Urwahl, 
b) in die Ernennung ber Wahlmänner und 
e) in die eigentliche Wahl der Abgeordneten für die zweis 
te Kammer. 

Die beiden erfteren Wahlhandlungen werden durch bie 
betreffenden Land : und Herrfchaftgerichte geleitet, welchen 
abfeite der Bezirksregierung die Zahl der zu ſtellenden 
Wahlmaͤnner zu eröffnen iſt. ($. 27.) 

Die Urwahl wird in jeber Gemeinde, nad erhalte: 
nem Auftrag von dem Lands» oder Herrfihaftgericht, durch 
den beftehenden Gemeindeausfhuß in dem Abſehen vorges 
nommen, daß ein Bevollmaͤchtigter und im Berhins 
derungs s oder Erfranfungsfall ein Erfaßmann aus ihrer 
Mitte für den zweyten Wahlmoment ernannt werde, als 
worüber der Gemeindevorftand unter feiner und zweyer 
Mitglieder Unterfhrift an das Lands oder Herrfchaftgericht 
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Anzeige zu machen hat. (5. 28.) Diefer Bevollmaͤchtigte foll 
in der Gemeinde anfäßig und wenigftend 25 Jahr alt feyn, 
auch fo viel Grundvermögen befißen, daß .fein Steuerſim⸗ 
ylum den Betrag von drey Gulden erreicht: ($. 29.) Jede 
Gemeinde hat wenigftend Einen Bevollmächtigten zu fiel: 
len, und Gemeinden mit einer Bevölkerung von 200 oder 
mehr Familien haben je für 100 Familien Einen zu er⸗ 
nennen. ($. 30.) 

Nach Ernennung fämmtlicher Bevollmächtigten fchreitet 
das Land s oder Herrfihaftgericht zur zwesten Wahlhand⸗ 
Yung, oder zur Bezeichnung der Wahlmänner für die 
Wahlverfammlung des Regierungsbezirtd, wohin jedes Tands 
und Herrfchaftgericht von 1000 Familien, (mit Ausſchluß der 
Bevölkerung der in feinem Bezirk befindlichen Städte und Märfte, 
welche zu den Abgeordneten ihrer Klaffe Tonkurriren) Einen 
Wahlmann zu ftellen hat. ($. 31.) Herrfchaftgerichte, wels 
che nicht 1000 Familien zählen, ftellen ihre Gemeindebe; 
vollmachtigten diefen Falles zu der Wahlhandlung des be; 
treffenden Landgerichts. ($. 32.) 

Der zu ernennende Wahlmann muß alle Eigenfchaften 
‚zur pafliven Wahlfähigfeit eines Abgeordneten in die Kams 
mer befißen und kann daher nur aus den Grundeigenthüs 
mern bed Gerichtd gewählt werben, zu welchem Ende ein 
alphabetifched Verzeichniß alter im Gerichtöbezirf begäterten 
und wahlfähigen Grundeigenthümer in dem Wahlzimmer 
zur öffentlichen Einficht angeheftet werden ſolle. ($. 33.) 

Zur Bornahme diefer Wahlbandlung hat dad Lands 
oder Herrfchaftgericht fammtliche Bevollmächtigte auf einen 
beftimmten Tag einzuberufen,. und diefelben vor allen Dins - 
gen mit dem Zwede, fo wie mit den formellen und wefents 
Iihen Bedingungen der Wahl bekannt zu machen. Sodann 
wird ein folches vor der wirklichen Abnahme der Wahl; 
fiimmen vier Beyſitzer aus den anweſenden Bevollmaͤchtig⸗ 
ten durd das Loos beftimmen Taffen, welche neben den Ge; 
sichtsaffefforen und dem Aktuar der Wahlhandlung beyzus 
wohnen und das Protofoll zu ee haben. Zugleich - 
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hat jeder der anmefenden Bevollmächtigten für feine Stims 
me eine Nummer zu ziehen, damit er von deren richtigen 
Aufnahme bey der folgenden Eröffnung überzeugt werde, 


($. 54.) 

Hierauf wird jeder Bevollmächtigte nach ber DOrönung 
der Gemeinden einzefn aufgerufen und fein Borfchlag zu 
MWahlmännern in Gegenwart der Kommifften protofollirt. 
Nach beendigter Aufnahme fümmtlicher Stimmen find fol: 
de der ganzen Berfammlung (nit nad) der Folge des Eintras 
ge3, fondern nad) jener der Nummern) zu eröffnen, und wenn 
gegen ihre Richtigkeit Feine Erinnerung vorkommt, fo wird 
das erhobene Refultat der Stimmenmehrheit ebenfallg ber 
kannt gemadıt. ($. 35.) 


Bey Gleichheit der Stimmen und wenn wegen dies 
ſes Falles die Zahl der Wahlmänner überfchritten würde, 
ift der Ausfcheidung halber eine neue Umfrage zu vers 
anlaflen, wobey jedoch nur die in Frage ſtehenden Indivi— 
duen der Wahl zu unterwerfen find. Ein frehvilliger Vers 
zicht Eines oder des Andern der mit Stimmengleichheit Ges 
wählten findet nicht flatt. 


Uebrigens ıft dad Wahlprotofell ſogleich an die Negies 
rung einzufenden. ($. 56.) 


Die dritte und letzte Wahlhandlung, oder die eigent- 
liche Wahl der Ubgeordneten für die Kammer, melde 
nämlih nur aus den Wahlmännern felbft genommen werden fönnen) 
wird bey der Fonigl. Bezirföregierung unter Leitung ihres. 
Prafidenten gepflogen und hiebey das gleiche Verfahren, 
mwelches für die Wahl der Städtenbgeordneten vorgefchrieben 
ift, beobachtet. ($. 37.) P 


Zur gültigen Wahl bey diefer Verfammlung wird die 
Anmwefenheit von drey Biertheilen der Wahlmänner und 
zwar in der Art erfordert, daB von jedem einzelnen Land: 
und HDerrfchaftgerichte mehr ald die Hälfte anweſend feyn 
folle. Wenn die Handlung wegen Mangel der Anzahl an 
dem beftimmten Zage nicht vor 2 gehen kann, fo haben 
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die ohne hinreichende Urſache ausbleibenden Wahlmaͤnner 
die Koſten der neuen Einberufung zu tragen. ($. 38.) 

Im Fall unabwendbare Verhältniffe dad Erfcheinen der 
Wahlmänner eines DiftriftS ganz verhindern würden, hat 
der Regierungsprafident die Befugniß, fofern die erforders 
liche Anzahl der übrigen Wahlmänner vorhanden ift, und 
wenigftend zwey Drittheile derfelben für die Vornahme des 
MWahlafts flimmen, ſolchen ohne weitern Anftand zu voll 
ziehen. ($. 39.) 

Wenn nun die Wahlen bey allen fünf Klaſſen ge 
fchehen und die Protokolle dem Praͤſidenten der koͤnigl. Re⸗ 
gierung vorgelegt, auch nach ihren formellen und weſentli⸗ 
chen Erforderniſſen gepruͤft ſind, werden ſolche mit ihren 
Beylagen an das koͤnigl. Staatsminiſterium eingeſendet. 
($. 40.) 

Ale Wahlbandlungen follen von den Fonigl, Land: und 
Herrfchaftgerichten, oder von den befondern Fonigl. Koms 
miffarien, fo. wie von den Regierungspräfidenten mit pflichts 
mäßiger und ruͤckſichtloſer Unbefangenheit geleitet werden. 
Jede Befchranfung der Freiheit der Wahlftimmen (infofern 
folde nur für wirklich mwahlfähige Individuen abgegeben werden), | 
fo wie jede Benuͤtzung des obrigfeitlichen Einfluffes auf die 
Wähler zieht eine firenge Strafe nach fich. ($. 41.) 

Auch fol die Beftehung der Wähler ſowohl die Un 
gültigfeit der Wahl, ald den Verluft der aktiven und pafli- 
ven Wahlfähigkeit für den Beftecher und den Beftochenen 
zur Folge haben, unter Vorbehalt weiterer in den Gefeken 
angeordneten Strafen. ($. 42.) 

Die Wahlhandlungen an und für fich beſchraͤnken fich 
einzig auf den Gegenftand der Wahlen, und jede Einmengs 
ung von andern Gegenftänden, von befonderen Anträgen, 
Befchwerden oder Inſtruktionen, ift durch die Wahllommifs 
fion ohne weiteres zurädzumeifen. ($. 43.) 

Die Wahl zur Kammer der Abgeordneten kann nur 
abgelehnt werden: 

a) wegen Krankheit, welche gemäß ärztlicher Zeugniffe 
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den Gewählten auf längere Zeit zu allen Gefchäften 
unfähig macht; fodenn 

b) wegen Familien; oder Dienftesverhältniffen, welche 
nah dem Zeugniß der Gerichtöftellen oder fonftiger 

Vorgefekten die beftandige Anweſenheit des Gewähls 

ten erfordern. 

ec) Staatddiener oder Staatsyenfioniften, fo 
wie alle für den dffentlichen Dienft verpflichtete Indi— 
viduen, Fonnen zwar ald MWahlmänner der Wahlhands 
lung beymohnen; wenn fie aber zu Abgeordneten er; 
wahlt werden, fo haben fie für ihren Eintritt in die 

Kammer. die Fonigl. Bewilligung nachzufuchen. Die 

Beamten der Gutsherrn müßen ihrer, dem Negierungss 

präfidenten zu machenden, Anzeige den gutöherrlichen 

Konſens anfchließen. ($. 44.) 

Die Erflärung uͤber Ablehnung ber Wahl fol von 
dem Gewaählten fogleich, wie ihm die Ernennung zu eis 
nem Wahlmann für die VBerfammlung ded Regierungsbes 
zirkes bey der dritten, vierten und fünften Klaffe, oder zur 
wirklichen Auswahl in die Kammer bey der erfien und zweis 
ten Klaffe, eröffnet wird, in den erflern Fallen bey dem 
Mahlbezirf jedes Dekanats ded betreffenden Landgerichts 
oder der Stadt — in letzterm Falle aber bey der Bezirfäres 
gierung übergeben werden. ($. 45.) 

Hierauf haben die Wahlmänner des einfchlägigen Lands 
gerichtö, der betreffenden Stadt, oder Klaffe über die anges 
brachten Ablehnungsgrände durch Stimmenmehrheit zu ents 
fheiden, und im Fall genehmigter Entlaffung tritt das in 
der Stimmenzahl nachftfolgende Yndividuum in deffen Stel 
le ein. ($. 46.) Nach der wirklichen Wahl aber hat Feine 
Entfhuldigung mehr ftatt, ausgenommen, ed wuͤrden fich 
die oben berührten Hinderniffe erft in der Folge, wahrend 
der Dauer der fechsjährigen Zunftion ergeben, in welchem 
Fall die Kammer zu entfcheiden hat. ($. 47.) 

Die freywilligen und unfregwilligen Austritte, fo wie 
die durch Abſterben der en während ber ſechsjaͤh⸗ 
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rigen Berfammlung erledigten Stellen, werden aus den ge 
mäß der Stimmenmehrheit nachfifolgenden Erfakmäan 
nern der nämlichen Klaffe, und des nämlichen Regie 
rungsbezirks ergänzt, weshalb in den Wahlprotofollen die 
Reihe der Gewählten, auch in Hinficht der Erfaßmänner, 
genau zu bemerken und jede Stimmengleichheit, auch bey 
Veßtern, alsbald zu entfcheiden ift. Auf gleiche Weife tritt 
für einen foniyl, Staatsdiener oder Penfioniften, 
wenn feine Wahl höchften Ortes nicht genehmigt wird, der 
- nächte Erfaßmann ein. (9 48.) 


"Ed, über die DISN Da Timm ang v. 26. u. 1818. 6. 3— 48. 
Geſ.Bl. ©. 350 — 


5) Abldſung. 


Bodenzinfe. Dominifalrenten. . Geldbodenzinfe. Getreidegefälfe, 
Leibfällige Güter. Naturalreihnife. Duittungen. Staats— 
Realitäten. . 
Alle * grundherrlichen Vertraͤgen konſtituirten ſtaͤndi⸗ 
gen oder nichtſtaͤndigen Renten und Laſten ſind nach dem 
Einverſtaͤndniß der Betheiligten abloͤsbar. 


Ed. über die gutsherrlichen Rechte v. 26. May 1818. $. 6. 
Geſ. Bl. 225. 


Jede Abloͤſung, welche nach vorliegenden Normen ver: 
handelt werden kann, wird von den Kreisregierungen aus 
eigener Kompetenz, ohne weitere berichtliche Anfrage, 
regulirt und hiebey nur die Superreviſion des oberſten 
Rechnungshofes vorbehalten. Von letzterem Vorbehalte iſt 
jedoch in den Abloͤſungsbriefen mit dem Beyſatz Erwaͤhnung 
zu machen, daß die Abloͤſungsverhandlung als definitiv az 
gefehen werde, wenn vom Tage der Ausitellung an zwey 
Jahre verfloffen feyen, ohne daß der Abloͤſungsbrief zuruͤck— 
gefordert oder für nichtig erflärt worden ware, 


V. den Wirkungskreis der oberſten re betreff. 
v. 17. 3. 1825. $. 96. Reg.Bl. 
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6) Abldfungsbrief. 


Für jede Abloͤſung wird von der einfchlägigen Finanzkam⸗ 
mer ein eigener Ablöfungsbrief unentgeltlich, gegen 
bloße Entrichtung der Stempeltare, ausgefertigt und neben; 
ber gefhieht auch die geeignete Vormerkung davon auf dem 
Originalkaufbriefe. 


V. die Ablöſung der Geld- und Be betr. v. 18. 
Se ept. 1810. $. 4. Regbl. S. 855. 


7) Abldfungsredt. 


Wenn in einem Gant die minder bevorzugten 
Glaubiger das Meiftgeboth, weldyes auf die zur Mafle 
gehörigen Güter in den zwey erften Berfteigerungstagen ge 
fdylagen wurde, nicht annehmbar finden; fo foll noch zur 
dritten, jedoch unverzüglich auszufchreibenden, Verſteigerung 
gefchritten werden, Meldet ſich auch hiebei Fein den erwähns 
ten Glaubigern annehmlicher Käufer; fo fol das Gericht 
von Amtswegen dad in der Gerichtsordnung Kay. XIX, 
$. 17. bemerfte Ablofungsreht in Anwendung bringen und 
zu diefem Ende alle dabey betheiligten Glaubiger auf einen 
beftimmten Tag vorloden, an. welchen fie ohne weitere Ber 
dDenfzeit und ohne daß fie eine vierte Feilbietung verlangen 
fonnen, der gefeßlichen Drönung nach ſich zu erklären has 
ben, wer unter ihnen das Ablöfungsreht ausüben wolle? 
Erklaͤrt fich Feiner für deffen Ausäbung ; fo ift das Gut 
dem vorigen Meiftbietenden fogleich zuzuſchlagen, oder in 
Manael eined Angebot3 noch einmal der öffentlichen Ver: 
fleigerung auszufeßen, bey dieſer dem Meiftbietenden 
unbedingt zu überlaffen. 


Gef. einige Derbeiferungen der Serichttortmung betr. v. 22. 
Juli 1819. $. 37. Geſ. Bl. ©. 


8) Abordnungen. 
f. Deputationen. . 
Die Gemeinden dürfen Feine Deputationen von 
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mehr als zwey, höoͤchſtens vier Gemeindegliedern abord⸗ 
nen. 
V. d. Verwaltung Gemeinden — v. 17. May 1818. $. 
3. Gef.Bl. ©. 6 


Gefchäfte, deren regelmäßige Behandlung befondere 
Kenntniffe vorausfeßt, oder welche von den ordentlichen 
Gerichten beglaubigt und beftätigt werden müßen, koͤnnen 
zwar in dem Gemeindeausſchuß berathen und eingeleitet 
werden; ed find aber hierauf zwey Glieder des Ausfhuf 
ſes, vorzüglich die Gemeinde; und GStiftungspfleger und 
die etwa bey dem Gefchäft betheiligten Privaten an den 
Sitz des betreffenden Gerichts abzuordnen, um die geeignete 
Berhandlung zu bewirken, 

Hieher gehören vorzüglich: 

a) Verträge über Darleihen aus dem Stiftungs s oder 
Gemeindevermögen ; 

b) Taufh, Kauf und Berfauf, Pachtungen von Realis 
taten, von nußbaren Rechten und Gemwerben; 

c) Konfenfe zur Veräußerung oder Belaftung eines zum 
Gemeinde » oder Stiftungsvermögen grundbar alle 
gen Guts oder einzelnen Grundſtuͤcks; 

d) Abloͤſungen des Obereigenthums; 

e) Laudemialverhandlungen, 

£) Geſuche um Moderation ſtaͤndiger Reichniſſe an Geld 
oder Naturalien ; 

g) Kontrafte über Paffivanlehen der Gemeinde ſelbſt u. 
dal. 


Regulativ zur — — in den —— v. 24. 
Sept. 1818. $. 21. Regbl. ©. 


9) Abſchaffungspatouillen. 


Um auch in jenen Staͤdten, Maͤrkten und Flecken, in 
welchen ſich Feine Garniſon, wohl aber ein Buͤrgermilitaͤr 
befindet, Ordnung, Ruhe und Sicherheit zu erhalten, und 
befondess dem häufig bis in die fpäte Nacht andauernden 


— 
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Zechen in Schenken und Wirthshaͤuſern zu begegnen, ift 
Holgended verordnet worden : 

$. 1. Abends 10 Uhr follen die Leute, ohne Unterfchied 
der Sommer » und Wintermonate, aud den Schenken oder 
Wirthshaͤuſern durch Bürgermilitärpatrouillen, deren jede 
wenigftens drei Mann ftark feyn muß, außgefchafft werden. 

$. 2. Solche Patrouillen hat der koͤnigl. Polizeifommif- 
für oder in deffen Ermanglung der Landrichter anzuordnen 
und der kommandirende Offizier ded Bürgermilitärs hat zu 
diefem Dienft jene Bürgerfoldaten zu verwenden, welche 
gerade das Feuerpiquet verfehen. 

$. 3. Perfonen, welche die zweite Patrouille eine BViers 
telftunde nach 10 Uhr noch zechend antrifft, werden, fofern 
fie der Mannfchaft ald anfaßige Leute in der Stadt oder 
im Markte befannt find, aufgefchrieben und ihre Namen 
dem die Inſpektion habenden Offizier übergeben, welcher 
fodann dem Fönigl. Polizeifommiffar oder Landrichter Mels 
dung zu machen hat. 

$. 4. Wenn in einem Wirthshaus Streits oder Schlag- 
handel entftehen, fo hat die Patrouille Ruhe herzuftellen 
und erforderlichen. Falles Berftärfung an fi zu zichen. 
Die Anfänger von Schlaghändeln werden, fofern fie Bärs 
ger oder fonft Leute von Diftinction find, in den bürgerlis 
hen Arreſt gebracht; Handwerksburſche, Tagloͤhner und 
dergleichen von niederm Stande aber ſind der Kordons— 
mannſchaft zu uͤbergeben. Die weiteren Theilnehmer an 
Haͤndeln, wenn fie anſaͤßig und bekannt find, hat die Pas 
treuille blos aufzufchreiben. Uebrigens ift dem Polizeifoms 
miffar oder Landrichter von dem Borgefallenen unverzüglich 
Anzeige zu machen. 

$. 5. Wenn durch den Polizeyfommiffar oder Landrich⸗ 
ter eine Freinacht oder Nachtmufif erlaubt wird, fo muß 
folhes dem Fommandirenden Offizier ded Bürgermilitärd 
und durch diefen der Patrouillemannfchaft befannt gemacht 
werden, um allenfalfigen Unordnungen vorzubeugen, 
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$. 6. Wo eine nächtliche Beleuchtung flatt findet, fol 
len die Laternen wenigftend eine halbe Stunde über zehen 
Uhr fortbrennen. 

$. 7. Wenn eine Patrouille während des Abfchaffens 
in den Wirthshaͤuſern bemerft, daß jemand auf offener 
Straße, oder in einem Hof, Scheune, Stallung oder Haus 
mit brennendem Span oder anderen feuergeführlichen Mas 
terialien herumgehe; fo hat fie einen folhen Menfchen auf 
der Stelle zu verhaften, oder wenigftend das Haus zu bes 
merfen, worin folcher Unfug getrieben wurde. 

$. 8. In Orten, wo weder ein Polizeyfommiffär, noch 
ein Sandrichter wohnt, fteht ed dem fommandirenden Offis 
zier ded Bürgermilitärd zu,‘ vorläufig eine geeignete Verfüs 
gung zu treffen; jedoch hat er dem Lokalvorſteher von feiner 
Berfügung ungefaumte Anzeige zu erflatten. 

V. d. eſenecratreaie Kt v. 21. Zan. 1809. Regbl. 


10) Abſchied. 


f. Entlaffung. Konfeription. Sandrath. Ständeverfammlung. 


» Abfhlagszahlungen. 


Die Kaffenbeamten find angerwiefen, jede Abfchlagszahr 
Yung, welche auf eine Kaffenaftignation oder auf ein fons 
fliges Staatspapier geleiftet wird, auf dem Dokumente 
deutlich und fihtbar vorzumerken, widrigenfalld der das 
gegen handelnde Beamte für den Nachtheil, welder aus 
der Nichtvormerfung der Zahlung entftehen möchte, zu haf⸗ 
ten hat. 


Erl. die ——— * Abſchlagszahlungen betr. v. 29. Nov. 
1. Regbl. S. 1820. 


12) — 
ſ. Auswanderung. Freyzügigkeit. Nachſteuer. 
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13) Abfhriftenm 
f. Audzüge. Briefereyen. 


Bey den Gerichten wird in nichtftreitigen Gegen: 
fanden, von Urkunden, Inſtrumenten, Rechnungen, Schäß: 
ungen, Inventarien, Protofollen u. f. w. eine Abſchriftge— 
bähr mit 6 Kreuzer dem Blatt, oder 12 Kreuzer dem Bo; 
gen nach erhoben. (F. 83.) Für amtliche Bidimirung einer 
Abfchrift betragt die Zare 30 Kreuzer und wenn dad zu vis 
dimirende Produft mehr ald Einen Bogen enthält, fo foms 
men für jeden Bogen noch befonderd 4 Kreuzer zu ers 
heben. ($. 94.) 


Ed. die proviforifche rn ne die nichtftreitige — 
barkeit betreff. v. 8. a a: 0. $. 83. 94. Regbl. ©. 


44) Abfolutorien 


f. Gymnaſiaktebſ olutorium. 


Die Kreisregierung, an welche von Städten erfter 
Klaffe die Gemeinde; und S Stiftungsrechnungen jährlich eins 
gefendet werden muͤſſen, hat folche innerhalb dejfelben Jah— 
tes genau zu prüfen und das AUbfolutorium zu ertheilen. 


V. die Verfaſſung und er der Gemeinden betreff. v. 
15. Aug. 1828. $. 124. Gef. Bl. 


Dieſe Rechnungsabſolutorien ſind durch den Magiſtrat 
in der Reſervekaſſe aufzubewahren. 


Vorſchrift für Be — der Magiſtrate v. 23. Sept. 
. 8. 49. Regbl. S. 1068. 


Bey den Ruralgemeinden wird, ſobald die Re— 
viſionsanſtaͤnde voͤllig gehoben und die Rechnungen richtig 
geſtellt ſind, dem Gemeindeausſchuß, deſſen ſaͤmmtliche 
Glieder den materiellen Theil der Rechnungen zu verant 
werten haben, das Abfolutorium durch das Land s oder 
gutöherrliche Gericht ertheilt, "und den Pflegern wird ein 
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Duplikat hievon zu ihrer befonderen Legitimation zuges 
fertigt. 


V. die Verwaltung in den Ruralgemeinden betreff. v. 24. Sept. 
1818. $. 48. Regbl. ©. 1131. 


155) Abftreid. 
f. Akkord. Verfteigerung. 


16) Abfonderungsredt. 
f. Konkurs. 
17) Abwägung. 
f- Zoll. | \ 
18) Abwefende 
ſ. Außhebung. Konfeription. 
Die abmwefenden Konferibirten, welche bey der Konſcrip⸗ 
tiond s Behörde ihres temporären Aufenthaltes gemeffen 
und vifitirt worden, find von diefer in befondere Kons 
feriptionsbödgen einzutragen und letztere werden mit 
ben allenfallfigen Belegen der betreffenden Konfcriptionsbes 
hoͤrde ungefaumt zum nöthigen Gebrauche überfendet. | 
Abmwefende dagegen, welche nirgends Fonfcribirt und 
auch nicht vertreten worden, find ald vollfommen dien ft: 
tauglich einzutragen, und fo zu betrachten, als ob fie 
durchaus Feinen Reklamationsgrund hätten. 


Vorfhriften zur Anwendung und Vollziehung de? — die 
Ergänzung des ſtehenden Heeres betreff. — März 
1830. Tit. III. $. 33. Regbl. ©. 4 


19) Abzüge 
f. Menfionswefen. Duiedcirung. Wittwen» und MWaifenkaffe. 
Gegen alle Staatsdiener findet in Schuldfachen der 
Abzug ded Drittheils ihrer beziehenden Befoldung ftatt 
und von den Gerichtöbehörden ift in vorkommenden Falle 


darauf zu fprehen. 
DB. v. 22. März 1808. Regbl. ©. 726. 


a 
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Sammtliche Nentämter find angewiefen, in Fällen, 
wo durch richterliched Erfenntniß ein Abzug an Gehalt oder 
Penfion verhängt worden, die hierüber erhaltene unmits 
telbare Inſinuation der kompetenten Suftizftelle ohne allen 
Anftand zu befolgen, fonach die im Urtheilsfpruche ausge— 
drüdten Abzüge, fo wie gegentheild die Nelaration derfels 
ben, wirklich eintreten zu laſſen. 


Erl. die gerichtlihen Befoldungsabzüge betreff. v. 2. Jan. 1808. 
Regbl. ©. 153. 


Bei Befoldungsabzägen geht dad Fonigl. Aerar mit 
der Anftelungstare allen anderen Kreditoren vor. 


2. v. 22. Zan. 1818. in Döllingerd Repert. B. VIII. ©. 114. . 


Wenn ein KRaffenbeamter einen Neft feßt und deds 
halb in Specialunterfuhung gezogen wird; fo ift zur Sis 
chetſtellung des Aerars fein Vermögen mit Befchlag zu bes 
legen und an dem ihm während der Unterfuchung verbleis 
benden Standeögehalt ein Drittheil in Abzug zu bringen, 


3.0. 29. Dctbr. 1813. in Gerets Samml. BI. III. ©. 4. 


Gattinnen, Wittwen und Kinder von Staats 
dienern, welche wegen Dienftvergehen ihres Amtes entfeßt 
werden, oder nach deren Tod fich Kaffenrefte und andere 
Verbrechen entdecken, koͤnnen zwar um Bewilligung der res 
gulatiomäßigen Penfion einfommen, und man wird folchen 
nah Umftänden, bey gänzlicher Vermögenglofigfeit, eine 
Aimentation nicht verfagen. Im Fall aber die Haftungen 
an dad Uerar aus der Berlaffenfchaft des entlaffenen Bes 
amten nicht zu tilgen wären; foll ein Drittheil oder ein den 
Umftänden angemeffener Theil der bewilligten Alimentation 
oder Penfion fo lange zurüd behalten werden, bis der 
Staat feine Befriedigung erhalten hat. 

V. v. 25. Febr. 1814. in Gerets Samml. &. IV. ©. 197. 


Die ind Ausland gehenden Penſions- und Unter 
ftäßungsbezüge erleiden den Abzug von einem Drittheil. 


V. v. 15. Jan. 1815. in Gerets Samml. 3. IIL ©. 65. 


98 u Acceſſiſten. 


(20 Acceſſiſten. 


Die Acceſſiſten bey den Appellationsgerichten 
betreffend, ift in Berädfichtigung des Bedürfniffes der ein; 
zelnen Kreife feitgefeßt worden, daß bei dem Appellations— 
‚ gerichte des Iſarkreiſes acht, bei den Appellationsgerichten 
des Unterdonau » und Negenfreife vier, und bei jedem der 
Vebrigen fech$ angenommen werden follen. 


Erl. v. 9. Dezbr. 1823. Regbl. ©. 1608. 


Wegen der Nccefiften bey den Stadtgerichten ift 
verordnet, daß folche anfaͤnglich ald Actuare bei wichtigern 
Eivilfommiffionen, z. B. bei Augenfcheinen, Zeugenverhoren, 
Dergleichöverfuchen, Erbsverhandlungen u. dgl., fodann auch 
zu Negiftraturarbeiten, Sikungsprotofollen, Obftgnationen 
und Inventuren zu verwenden feyen. Nach erlangter Fer; 
tigfeit in,diefen Gefchäften folle der Gerichtsvorftand einem 
folhen allmahlig wichtigere Urbeiten anvertrauen, ihm die 
Schlihtung der fogenannten muͤndlichen Verhoͤrprozeſſe, 
Feine Erböverhandlungen und bei bewiefener Fahigfeit auch 
Kommiffionen in Civilgegenftänden übertragen, ihn mit be 
rathender Stimme den Gerichtsfißungen beyziehen, und ihm 
gefchloffene Alten zum Bortrag und Gutachten, jedoch unter 
Beyordnung eined Korreferenten, oder weniaftend unter ges 
nauer” Kontrole binftchtlich der Vollftändigkeit des Akten— 
auszuges zuftellen. Auf ähnliche Weife ift mit den Krimis 
nalgegenftänden zu verfohren. Nachdem namlich der Acceſ— 
fift die nöthige Kenntniß von den Kanzlei+ und Regiſtra— 
turgefchäften ın diefem Fache erfammelt hat, nachdem er 
bei Konftituten, Zeugenvernehmungen, Konfrontationen, 
Augenfcheinen und anderen Kriminalfommiflionen als Ak— 
tuar das Protofoll geführt hat, fo Fann ihm der Entwurf 
‚von NRequifitiongfchreiben, Berichten und ähnlichen Auffagen 
überlaffen werden, für welche jedoch der Kommiffar zu hafz 
ten hat. Ebenfo Fann ihm weiterhin unter der Revifton 
ded inquirirenden Kommiſſaͤrs der berathende, ſchriftliche 


Adel. 2 


Bortrag Über zweifelhafte Incidentpunkte geflattet werden, 
z. B. ob die Inquiſition fortzufeßen, ob zur Verhaftung 
oder Spectalunterfuchung zu fihreiten feye, ob ein Kriminals 
oder Polizeyvergehen vorliege, ob die Unterfuchung zu fchlief 
fen und die Akten einzufenden feyen u, dgl, Wirfliche Krir 
minalfommifitonen find jedoch demfelben ohne Anfrage bey 
dem Appellationdgericht nicht zu überlaffen. Im Falle ers 
folgter Bewilligung Fann ihn das Direktorium bey General; 
und? Spezialunterfuchungen zum Konfommiffär ernennen; 
aber auch dann foll derfelbe die Zeugenverhüre u. f. w. nur 
in Gegenwart und unter Berantwortlichfeit des inquirirenz 
den Kommiffars vornehmen, und ed gebührt ihm bei feis 
nen Borträgen niemals eine entfcheidende Stimme, 


V. den Geſchäftskreis der Acceſſiſten betreff. v. 29. Sept. 1812. 
Regbl. ©. 1658. 


21) Adel. 


f. Serichtöftand. Gutsherren. Konfeription. 

Der Adel wird durch die eheliche Abſtammung von eiz 
nem adelichen Bater geerbt, oder durch koͤnigl. Berlei- 
hung erworben. ($. 1.) 

Die durch nachfolgende Ehe Legitimirten werden 
den ehelich Geborenen gleich geachtet. Durch Legitimar 
tion mittelft Fonigf. Reſcripts, durch Adoption, oder 
irgend einen anderen Privataft Fann der Adel nur mit aus— 
druͤcklicher koͤnigl. Bewilligung übertragen werben, ‚welches 
fodann für eine neue Verleihung gilt. Soll der Legitimirte 
oder Adoptirte den adelichen Titel und dad Wappen ber 
Familie desjenigen, von welchem er fein Necht ableitet, er; 
langen, fo ift überdies die Einwilligung der Agnaten erfors 
derlich. ($. 2.) | 

Die Berleihung gefchieht durch Adelsbriefe Die 
Gefuhe um einen Adelsbrief muͤſſen mit Befcheinigungen 
über die Perfonalverhältniffe und Berdienfte des Bittftelz 
fer3 oder feiner Familie um den Staat, und über ein ftands 
gemäßes Vermögen verfehen feyn. Sie werden bei dem 
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Staatdminifterium bed Fonigl. Haufes eingereicht und durch 
ſolches dem König vorgelegt. Erfolgt ihre Genehmigung, 
fo wird der Mdelöbrief, mit Befchreibung des bewilligten 
Titels und Wappend, in vorgefchriebener Form und gegen 
die verordnungsmäßige Taxe außgefertist und die Verlei— 
bung des Adels durch das allgemeine Intelligenzblatt des 
Reichs befannt gemacht. ($. 3.) 

Das Gleiche gilt von Erhebungen zu einer höheren 
Adelsſtufe. ($. 4.) 

Die Ertheilung des Militärs oder Civilverdienſt or dens 
an Inlaͤnder ſchließt die Verleihung des Adels in ſich. 

Dieſer Adel beſchraͤnkt ſich jedoch nur auf die Perſon 
des Begnadigten. Hingegen hat ein Ordensmitglied, deſſen 
Vater und Großvater ſich ebenfalls dieſe Auszeichnung ers 
worben hatten, Anſpruch auf tarfreye Verleihung des erbs 
lichen Adele. ($. 5.) . 


Bei dem baierfchen Adel find fünf Grade: 1) Fürs 
ften, 2) Grafen, 3) Freyherren, 4) Ritter, 5) Adeliche mit 
dem Prädifate „Von“. Zu der Ritterflaffe gehören alle mit 
einem DBerdienftorden begnadigten Inlaͤnder, welche nicht 
vorher ſchon einer höheren Adelsklaſſe einverleibt waren. 
Um zu einer höheren Adelsſtufe zu gelangen, wird ber voıs 
gängige Befiß der untern Stufe erfordert und Ausnahmen 
hievon koͤnnen nur durch befondere Gnade ded Königs ftatt 
finden. (F. 6.) | 

Die über den Adelsſtand vorkommenden Rechtsſtre i⸗ 
te werden bey dem Uppellationdgerichte, unter welchem der 
Adelöprätendent fteht, verhandelt, und mit Borbehalt der 
Berufung an das Fonigl. Oberappellationsgericht entfchieden. 
($. 7.) 

Mit jeder Verurtheilung in eine Keiminhtftrafe ift der 
Berluft des Adels verbunden. ine Strafe wegen fol: 
cher Vergehen, welche das Geſetzbuch ald unverträglich mit 
der Adelswuͤrde benennt, hat die gleiche, in dem Erfennts 
niße jedesmal auszudrüdende Folge. Diefelbe trifft aber 
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nur bie Perfon des PVerurtheilten und ift für deffen Kinder 
unnadıtheilig. ($. 17.) 

Auf den Adel kann auch freymwillig verzichtet werden, 
Don einem folchen ausdrädlichen Verzichte muß jedoch dem 
König durch das Minifterium des Fonigl. Haufes foͤrmliche 
Anzeige gefchehen. Auch ift der Verzicht ohne Nachtheil 
für die bereitd geborenen Kinder des BVerzichtenden, um fo 
mehr noch für andere Mitglieder der Familie. ($. 18,) 


Durch den hloßen Nichtgebrauch erliſcht das Recht 
auf einen immatrikulirten Titel nicht, weder für den Nichts 
gebrauchenden, noch für deffen Nachkommenſchaft. ($. 19.) 


Ein durch wenigftend zwey Generationen fortdauerns 
der Nichtgebrauch verbindet jedoch die Abkoͤmmlinge einer 
immatritulirten Familie, um Erneuerung des Adels, 
unter Borlegung der Beweife ihrer Abftammung, (in der bei 
Nahfuhung gined neuen Adels vorgefchriebenen Art) einzufom; 
men. Die Erneuerung, welche unter diefer Vorausſetzung 
nicht erfchiwewt werben Tann, wird fonach in der Adelsma— 
trikel bey der bereitd immatrifulirten Familie” vorgemerkt, 
und im Fall der frühere Adelsbrief verloren gegangen waͤre, 
wird ein neuer — fonft aber nur ein Zeugniß der Er 
heuerung ausgefertigt. ($. 20.) 


Sufpendirt wird ber Gebrauh des Adelstitelg 
durch die Uebernahme niederer, blos in Handarbeit beftes 
bender Lohndienfte, durch die Ausuͤbung eines Gewerbes 
dei offenem Kram und Laden oder eines eigentlichen Hand; 
werk. Diefe Verfügung dehnt fich jedoch nicht über die 
Dauer jener Sufpenfionsgrüände, noch aud) auf die Kinder 
aus, welche ſich nicht in dem gleichen Falle befinden. ($. 21.) 

Der Verluſt oder die Sufpenfion des Adeld hat die 
Einziehung der gutöherrlichen Gerichtsbarkeit, fo lange 
der Verluftigte lebt, oder fo lange die Sufpenfion dauert, 
jur rechtlichen Folge. ($. 22.) 


Ed. über den Adel v. 26. May 1818. $. 1 — 7. 17— 22. Gef. 
Bl. ©. 214 —— 220. 
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Der Neichsadel hat folgende Vorzüge zu genießen: 
a) dad ausfchließende Recht, eine gutsherrliche Gerichtd- 
barkeit ausüben zu koͤnnen; und ebenfo 
b) Familienfideifommiffe auf Grundvermögen zu errich 
ten; 
c) einen von dem Yandgerichtlichen befreiten Gerichtsſtand 
in bürgerlichen und ftrafrechtlichen Fallen; 
d) die Rechte der Siegelmäßigfeit unter den Beſchraͤnkun⸗ 
gen der Gefeße über das Hypothefenwefen; endlich 
e) bey der Militärfonfeription die Auszeichnung, daß 
- Söhne der Adelichen ald Kadeten eintreten, 
Verf.Urk. v. 26. May 1818. Tit. 5. $. 4. Gef. Bl. ©. 120. 


Die Kreisregierungen find beauftragt, alle drei Jahre 
über die Geburt3 ;, Zrauungs » und Todesfälle der Adelichen 
in ihrem Bezirke eine unmangelhafte Anzeige an das 
Minifterium des Haufed und des Aeußern einzufenden. 


V. den Wirfungdfreis der oberfien Verwaltungäftellen in den 
Kreifen betreff. v. 17. Dez. 1825. $. 78. Regbl. ©. 1099. 


s 22) Adelsdiplom. 
ſ. Adel. 


Die Zaren und Gebühren, welche bei Augfertis 
gung eined Adelsdiploms zu erlegen fommen, find folgen: 
dermaßen regulirt: 


1) für einen Örafen. 


Die aroße Tare, mit Einfluß des Siegeld zu 120 fl. 
und der Ausfchreibgebähr zu 5 fl. "ss ss» 3195 fl. 
“ Die Meine Zare, welche für die jura Concellariae für 
Schreibgebuͤhren, und für die gur Ausfertigung der Adele; 
diplome nöthigen Auslagen beftimmt it + +: A355fl. 
Die Reichöheroldenamtsgebühr +» 5: 41 fl. 


Im Ganzen 4589 fl. 


® 2) Für 
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2) Für einen Freiherrn. 


Die große Zare, mit Einfchluß des Giegeld | 
zu 90 fl. und der Augfchreibgebühr zu 50 fl s 1500 fl. 

Die Fleine Zare 925 fl. 

Die ReichSheroldenamtögebühr ss + + 28 fl. 


Im Ganzen 2453 fl. 
3) Für einen Ritter. 


Die große Zare, mit Einfchluß des Siegels 

zu 60 fl. und der Ausfchreibgebühr zu 50 fl. + 360 fl. 
Die Feine Taxe ⸗ Pe er er 354 fl. 
Die ReichSheroldenamtögebühr »_ sn 19 fl. 


Im Ganzen 735 fl 
4) Für einen Edeln. 


Die große Zare, mit Einfchluß des Siegeld 

zu 60 fl. und der Augfchreibgebühr zu 30 fl. +; 310 fl. 
Die Heine Zare a a 304 fl. 
Die Reichöheroldenamtsgebähr ;_ oo 19 fl. 


Ä Im Ganzen 633 fl. 

Wenn eine Xdelftandserhebung mehreren Bamiliens 
Branchen zugleich verliehen wird, fo find obige Zaren fo 
oft zu erlegen, als viele Branchen diefe Begnadigung ers | 
halten, wobei ihnen jedoch dad gemeinfchaftliche Diplom, 
Siegel: und Ausfchreibgebühr zu gut kommen folle, 

Wird eine Üdelftandserhebung zwey oder mehreren Bruͤ⸗ 
dern zugleich verlichen, fo find die gewöhnlichen Zaren 
bey Grafen und Freyherrn um die Hälfte, bei Rittern und 
Edeln um ein Drittel zu erhöhen. 


B. die Taren der Adelftandserbebung betreff. v. 9. März 1808. 
Regbl. ©, 660. 


- Die eben berührten Zaren und Ausfchreibgebühren hat 
da8 geheime Expeditionsamt des Minifteriumd des Hauſes 
5 


es 
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und bed Aeußern unmittelbar zu erheben und am Ende eis 
ned jeden Monats an die Verwaltung bed adelidhen 
Stipendienfonds zu übergeben. 

Am Ende eines jeden Quartals Yaßt dad Minifterium 
ded Haufed und ded Ueußern dem Oberhofmeifteramt, als 
Kuratel ded adelichen Stiftungsfonds, ein Verzeichniß der 
audgefertigten Adelsdiplome unter Bemerkung ded Taxbe—⸗ 
trages zuftellen und diefe Verzeichniffe hat der Oberhofmei— 
fterfiaab am Ende des Jahres, bei Einfendung der Rechnung 
hber diefen Fond, dem oberften NRechnungshofe vorzulegen. 


V. die Kurlöfung I geheimen Taxamts betreff. v. 27. Nov. 
5. $. 4. Regbl. ©. 934. 

Der Regent hat ſich den Erlaß dieſer Taxen, in 
ſoweit fie für den Stipendienfond beſtimmt find, nach Gut: 
finden vorbehalten, dagegen aber verfügt, daß Feine Gefus 
che um Nachlaß flatt finden follen. 

D. die Abdeldtaren betreff. 2 ” — 1826. $. 2— 3. Regbl. 


23) Adelserneuerung. 
ſ. Adel. | 


24) Adelsmatrifel, 


Ein baierifcher Unterthan kann nur, wenn beffen Adels: 
titel in der feit 1808 angeordneten Adelsmatrikel eingetras 
gen ift, die dem del zuftehenden-Nechte ausüben. Beglau⸗ 
biste Auszüge aus diefer Matrifel geben vollfommenen 
Beweis für den Adelsſtand einer immatrifulirten Familie. 
($. 8.) 

Alle Mitglieder einer immatrifulirten adelichen Familie 
haben die Befugniß, der in den eingetragenen Diplomen 
bezeichneten Zitel und Wappen ſich zu bedienen. Anmaf 
fungen nicht gebührender Zitel und Wappen fünnen von 
den beftellten Kronfisfalen, und auch von den Mitgliedern 
der betheiligten Familien, entweder zur unmittelbaren Abs 
flelung dem Staatsminifterium des Fonigl. Hauſes anges 
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zeigt, oder nach Umftänden gerichtlich verfolgt werden. 
($. 9.) 
Ed. über den Adel v. 26. May 1818. F. 8— 9. Geſ. Bl. ©. 216. 


25) Adminiftrativ = contentidfe Sachen. 


Bei ſtreitigen Gegenſtaͤnden, in welchen die Kreisre— 
gierung als gerichtliche Inſtanz erkennt, hat ſich dieſe in 
ihren, Berathungen nach der Hofrathsordnung zu achten und 
ihren Beſchluͤſſen, welche auf ſchriftliche Referate geſtuͤtzt 
ſeyn muͤſſen, ſind die Entſcheidungsgruͤnde beyzufuͤgen. 


V. den Wirkungskreis der oberſten Verwaltungsſtellen in den 
Kreiſen betreff. v. 17. Dez. 1825. $.135. Regbl. ©. 1137. 


Die buͤrgerlichen Magiftratsräthe führen in 
adıminiftrativs contentidfen Gegenftanden nur eine berathens 
de Stimme. 


V. über die Gefhäftsführung der Magiftrate v. 21. Sept. 1818. 
$. 25. Regbl. ©. 1060. 


Zur Vermeidung von Kollifionen, welche bey adminis 
frativen Nechtöftreiten zwifhen Gemeinden oder Stifr 
tungen auf der einen, und dem Fiscus oder einem 
Privaten auf der anderen Geite eintreten Fonnen, ift 
Folgendes verordnet worden? 

41) Wo der fiadtifche Magiftrat die erfte Inſtanz in fols 
hen Rechtöftreiten bildet, find diefelben nicht bei ihm, als 
der den Prozeß leitenden Behörde, fondern bei dem nächft- 
gelegenen (ein für allemal hiezu fommittirten) Landgerichte zu 
verhandeln. 

2) Wenn zu Führung eined folchen Nechtöftreited der 
Gemeinden "oder Stiftungen, die Bewilligung eines Land» 
oder Herrfchaftgerichted eingeholt worden, folle der Prozeß 
nicht bei diefem, fondern bei einem nachft gelegenen, durch 
die Kreißregierung zu beſtimmenden, Sandgerichte verhan⸗ 
delt und entſchieden werden. 

3) Wenn zu Einführung eines ſolchen Rechtsſtreites der 
Gemeinden oder Stiftungen die zn der Kreidrer 
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gierung, Kammer ded Innern, erforderlich und ertheilt iſt; 
ſo hat nicht dieſelbe Regierung, ſondern die eines andern 
Kreiſes in zweyter Inſtanz zu erkennen. 


4) In ſolchen Faͤllen iſt als Inſtanz beſtimmt, fuͤr den 
Iſarkreis, die Regierung des Unterdonaukreiſes; 

— Unterdonaukreis, die Regierung des Regenkreiſes; 

— Regenkreis, die Regierung des Obermainkreiſes; 

— Obermainkreis, die Regierung des Untermainkreiſes; 

— Untermainkreis, die Regierung des Rezatkreiſes; 

— Rezatkreis, die Regierung des Oberdonaukreiſes; 

— Oberdonaukreis, die Regierung des Iſarkreiſes. 


V. das —— u Adminiftrativ = Fuflig = Gcgenfländen AAN: 
v. 17. Febr. 1821. Regbl. ©. 


Den Refursfchriften, weldhe bey der nach der Ver: 
ordnung vom 3. May 1817. Tit. III. $. 10. angeordneten 
dritten Inſtanz, namlich bei einer Kommiſſion des Staats— 
raths, in adminiſtrativ-contentioͤſen Rechtsſachen einge: 
reicht werden, muͤßen jedesmal die Urtheile beider vorigen 
Inſtanzen in Urs oder Abſchrift beigelegt feyn. Im Unter; 
Jaffungsfalle follen zwar die Parthieen der Defertiongfirafe 
nicht unterliegen, dagegen aber die nachlaͤßigen Sachmwal; 
ter in eine Geldfirafe von fechd Reichsthalern verurtheilt 
werben. | 


V. die Returöfiriften in re Inftanz betreff. v. 9. Febr, 
e 


26) Adoption. 
ſ. Adel. Erbfolge. Majorat. Thronfolge. 


Die Antraͤge uͤber Legitimationen und Adoptionen 
gehoͤren zum Wirkungskreis des Miniſteriums der Juſtiz. 
V. die Formation — — — betreff. v. 9, Dez. 1825. 6. 
3. egbl. S. 995. 


Ein Adoptivſohn kann auf Zuruͤckſtellung bei der Kons 
feription nur in dem Fall Anſpruch machen, wenn die 
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Adoption ſchon vor feinem zwölften Jahre erfolgt ft, und 
derfelbe von feinem Adoptivvater erzogen wurde, 


Gef. die m de ſtehenden Heeres Bet: v. 15. an 
8.9. 48. Geſ. Bl. ©. 


Keinem Mitglied des koͤnigl. Hauſes iſt eine Adop⸗ 
tion geſtattet. 


Königl. Familienſtatut v. 5. Aug. 1819. Tit. II. $. 5. Regbl. 
v. 1821. ©. 8. 


2) Adreffen 


Die Reichftände haben außer den koͤnigl. Staatömis 
nifterien mit Feiner anderen Behörde in Vernehmen zu tres 


ten, noch weniger dürfen fie Wdreffen an das Bolf ers 


laſſen. 
Ed. über ee dv. 26. me, 1818. $. 55. Geſ. Bl. 


ee 


f. Deferviten. Difeiplinarftrafen. Ediktstage. Notare. — ——— Pro⸗ 
kuratoren. Qualificationsliſten. Sachwalter. Winkelagenten. 
Eine Matrikel der Advokaten im Königreich Baiern 

it unter dem 25. Juni 1823 in dem Regierungsblatt ers 

fhienen. 
Regbl. v. 1823. ©. 1127. 

Die oberfte Yufficht Über die Advokaten und Rechtes 
anmwälte in Hinſicht auf Gefchäftsführung Mid Disciplin in 
Juſtizgegenſtaͤnden, ſodann, die Anträge Über deren Ernen; 
nung und Entlaffung, gehören zum Wirfungsfreis des Zus 
ftizminifteriumd. Wenn die Entlaffung eined Advokaten 
wegen ordnungswidrigen Betragend oder wegen ftrafbarer 
Handlungen von einer adminiftrativen Behorde in Bezies 
bung auf ihren Geſchaͤftskreis verhängt werden will; fo hat 
fih das einfchlägige Minifterium mit dem Minifterium der 
Juftiz darüber zu benehmen. 


V. die Formation der Minifterien EN v. 9. en 1825. 
$. 52. Regbl. ©. 994 


r 
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In alten adminiſtrativen Angelegenheiten und Bes 
ziehungen, fo wie auch hinfichtlid der Disciplin, haben die 
Kreidregierungen, unter Oberaufficht des Minifteriumsd des 
Innern, die öffentlichen Anwälte zu refpiziren. 


V. den Wirkungdfreis der oberften Verwaltungsſtellen in ben 
Kreifen betreff. v. 47. Dezbr. 1825. $. 82. Regbl. ©. 1102. 


Die DisciplinarvorfKhriften für die Advokaten 
v. 23. März 1813. find in Folge gepflogener Nevifion das 
bin abgeändert worden : 

1) Es fole wegen Disciplinaräbertretungen gegen Advo⸗ 
katen | 
a) eine Geldftrafe, nicht über Einhundert Gulden; 

b) ein Arreſt, nicht über vier Wochen, und 

‘e) die Sufpenfion, nicht über Ein Jahr erfannt wers 
den, Die Ermäßigung überfeßter Deferviten ift an 
feine Summe gebunden, fondern tritt in jenem Gras 
de ein, in welchem daß Uebermaß gefunden wird. 

2) Das Berfahren bey Disciplinarübertretungen der Ads 
vokaten ift fummarifch, ohne alle Weitläufigkeiten und 
ohne Einleitung eined Unterſuchungsprozeſſes. In al 

‚Ien Sällen, in weldjen eine Uebertretung aus den Af; 
ten unmittelbar, oder fonft durch vorgelegte Beweife 
genügend erhellt, und wo es zugleich nur auf einen 
Verweis, Geldſtrafe, oder Herabſetzung des Verdien⸗ 
ſtes ankommt, find die Strafen ohne weitere Verbands 
Yung zu erfennen; jedoch ift allemal, wenn eine Geld» 

ſtrafe oder die Herabfehung bed Deſervits zehen Guls 
den überfteigt, der Advofat mit feiner fchriftlichen oder 
mündlich zu Protofoll kommenden Verantwortung zu 
hören. Iſt hingegen die Uebertretung eines Discipli— 
nargefeßed noch nicht hinreichend ausgemittelt, vder 

kommt ed auf eine höhere Strafe an, oder treffen diefe 
beyden Boraudfeungen vereint zufammen; fo hat ſtets 
eine vorläufige ſummariſche Unterfuchung mit Verneh— 

>. mung des Advokaten einzutreten. 

5) Im Fall Wechfel:, Merkantils und Handeldappellatis 
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ondgerichte dad Erfenntniß einer Disciplinarftrafe in 

erfier Inſtanz erlaffen, kann eine Befchwerde darüber 

an das Oberappellationdgericht, (mit Beobachtung der weis 
ter unten erwähnten Sriften der Anmeldung und Ausführung) 
gebracht werden. 

4) Die von den Gerichten gefallten Erfenntniffe auf defis 
nitive Entfeßung der Advokaten follen dem Staatsmis 
nifterium der Juſtiz zu dem Ende mit Gutachten vors 
gelegt werden, um die allerhöchfte Entfchließung einzus 
holen, ob nicht Gründe vorhanden feyen, die Entfes 
gung aus Gnade zu erlaffen, oder zu mildern. 

B. die EIN der Advokaten ri v. 28. Jan. 

1822. $.1 — 4. Regbl. ©. 8 

Fir den Strafrefurs ber Advokaten ſind folgende 
Beſtimmungen gegeben: 

a) der Rekurs muß bei Strafe der Deſertion innerhalb 
drei Tagen dem Richter, welcher den Strafbeſcheid 
publicirt hat, ſchriftlich angezeigt werden; 

b) die Rekursſchrift ſelbſt muß innerhalb 14 Tagen, von 
dem Publifationdtag an gerechnet, unter Praflufionds 
firafe bei eben diefem Richter eingereicht werden, wels 
et. ſolche unverzüglich mit den Alten, (unmittelbar ober 
mittelbar) an den Oberrichter einzufenden hat; 

c) das Appellationdgericht begleitet den Rekurs mit einem 
erſchoͤpfenden Berichte; 

d) eine Verlängerung ber erwähnten Termine findet in 
feinem Falle ſtatt; es hat jedoch der Oberrichter bey 
Annahme oder Verwerfung des Rekurſes auf befcheinigs 
te unvermeidliche Hinderniffe nach Billigkeit Ruͤckſicht 
zu nehmen. 

V. die Disciplinarvorſchriften für die a betreff. v. 

23. März 1813. $. 12. Regbl. ©. 

Die AdvoFaten find von den perfonlichen Dienften bei 
der Landwehr difpenfirt; übrigens bleiben fie verbunden‘, 
fich zu Auditoriatdgefchäften verwenden zu laſſen. 

Landwehrordnung v. 7. März 1826. $. 4 — 5. Regbl. ©; 300. 
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29) Advokatenpenſionsanſtalt. 


Für die Wittwen und Waiſen der Advokaten iſt 
in dem Anbetracht, daß fie außer der Kategorie der Staatd- 
diener, und ihre Hinterlaffenen außer der Anwendung der 
in ber Dienftpragmatif gegebenen Penftionsbeftimmungen 
fi befinden, im Oktober 1808 eine eigene Penfionsanftalt 
gebildet worden. 

- Dad Vermögen bdiefer Anftalt zerfällt in zwei Haupts 
theile, und zwar in dad Fundirungs + und Ergänzungsvers 
mögen. 

Dad Fundirungsvermdgen befteht: 

a) aus den bereits vorhanden gewefenen Kapitalten früs 
herer Wittwen ; und Waifenfaffen; und . 

b) aus neuen Kapitalien, deren Quellen find: 

4) die ordentlichen Beyträge der Glieder der Anſtalt; 

2) die Strafen der Advokaten; 

3) die Zuflüffe durch neue Dotationen, Erbfchaften, Les 

gate und Schenfungen; endlich 

4) die Weberfchäße der Jahresrenten. 

Das Erganzungsvermödgen bildet fih aus jenen. 
außerordentlichen Beytraͤgen der Glieder der Anftalt ; welche 
in dem Falle, wenn die Nenten des Fundirungsvermoͤgens 
den Zahrsbedarf der Penfionsanftalt nicht decken würden, 
als nothwendige Ergänzung erhoben, auf den Gulden des 
"ordentlichen Beytrages mit einer gleichen Beyfchlagsrate 
umgelegt und in ihrem ganzen Betrage auf einmal erhoben 
werden. 

Für die ordentlichen Beytraͤge if folgendes. Res 
gulatin gegeben: 

4) Der Advokat, welcher fich bei feiner Reception im 
Stand der Ehe oder eined Wittwerd mit Kindern be 
findet, entrichtet eine Eintrittögebähr von Einhun— 
dert Gulden; Ä 
2) der Ledige oder Wittwer ohne Kinder, bezahlt als ſol⸗ 
che fünfzig Gulden; 
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3) wenn ein Tediger Advokat erft nach feiner Neception 
in den Stand der Ehe tritt, fo entrichtet er zur Ergans 
zung der Eintrittögebühr weitere fünfzig Gulden; 

4) je nachdem fich ein Advokat in dem Falle einer bezahls 
ten Eintrittögebühr von Einhundert oder von fünfzig 
Gulden befindet, hat er als Jahrsbeitrag zwoͤlf oder 
ſechs Gulden zu bezahlen; 

5) der Advokat, welcher einmal eine Eintrittögebähr von 
Einhundert Gulden, entweder urfprünglich, oder mit; 
telſt Ergänzung entrichtet hat, erhält bey dem Ueber; 
gang in den Stand eines Wittwerd ohne Kinder Feis 
nen NRüderfaß und eben fo wenig eine Verminderung 
des Sahresbeytraged. Dagegen hat er aber auc bey 
dem Uebergang in eine neue Ehe Feine Vermehrung 
der Eintrittögebühr zu erleiden; | 

6) die Eintrittsgebühr und deren Ergänzung wird mit der 
ganzen Summe auf einmal, der Jahrsbeitrag aber in 
balbjährigen vorauszubezahlenden Taten entrichtet; 

7) vor beygebrachtem Beweife gefchehener Entrichtung der 
Eintrittögebühr wird ein Advokat weder zum Dienfteid, 
noch zur Sunftionirung, noch zum Zrauungsafte zuge: 
laffen ; 

8) wenn ein Advokat aus dem Königreiche auswandert, 
oder in den Staatsdienſt, in den Bürgerfländ, oder in 
das Privatleben übergeht; fo hört er gleichzeitig auf, 
ein Glied diefer fyeziellen Penfionsanftalt zu ſeyn; er ift 
diefen alles zur Fortfegung der ordentlichen Beiträge 
nicht mehr verbunden, hat aber auch Feine Ruͤckverguͤ⸗ 
tung ber entrichteten Cintrittögebühren und Yahrsbeys 
träge zu gewarten, fo wie deffen Hinterbliebene auf 
den Genuß der Penftionsanftalt Feinen Anfpruch haben. 
Die Jahrspenſion einer Wittwe wird mindeftend auf 

Einhundert zwanzig Gulden, und höchftend auf zweihuns 
dert Gulden regulirt. Die Penfion einer einfahen 
Waiſe fol den fünften Theil — die einer doppelten 
Waife drey Zehentheile. der Wittwenpenfion betragen. 


42 Advookatenpenſtonsanſtalt. 


Die Beſtimmung des niedrigſten oder hoͤchſten Betrages 
oder einer dazwiſchen liegenden Abſtufung, wird in jedem 
einzelnen Penſionsfalle von der oberſten Stiftungsku— 
ratel, auf motivirtes Gutachten der Inſtitutsadminiſtrati⸗ 
on, ertheilt. 


Die Penſionen der Wittwen und Waiſen, welche in 
monatlichen Raten und mit Antizipation bezahlt wer; 
den, nehmen mit demjenigen Monat ihren Anfang, der auf 
den Sterbeinonat ded Gatten oder Vaters folgt. 

Die Penfionen der Wittwen hören auf: 

a) bei ihrer Standesveränderung; 
b) bei ihrem Tode, mit dem Sterbemonat. 

Der Anfpruch auf eine Wittwenpenfion fällt in dem 
Fall hinweg, wenn vor dem Tod ded Gatten eine Iegale 
Auflöfung der Ehe beftanden hatz hingegen die Scheidung 
von Tiſch und Bett fehließt den Penfionsanfprud) ber Witts. 
we nicht aus. 

Die Penfionen der Waifen hören auf: 

a) mit dem Schluß ded zwanzigſten Lebensjahre, 

b) mit dem Eintritt einer Verforgung vor dem ziwanzigs 
ften Lebensjahr, 
c) bei erfolgtem Ableben, mit dem Sterbemonat, E 
Die Waifenpenfionen find zuläßig: 
a) bei beftehender Ehefcheidung der Eltern; 
b) bei einer Standesveränderung der Witwe, für die 

Zeit der Penſionsdauer; 
ec) nad Verlauf des zwanzigften Lebensjahrs, bei einer 

ganzen oder theilweifen, ftändigen oder unftändigen Erz 
werbsunfähigfrit — gang oder theilweife, für immer 
oder für eine beftimmte Zeit, auf motivirted Qutachten 
der Adminiftration und auf gefchehene Vorlage Arztli: 
cher oder polizeilicher Zeugniffe. 

Waiſen, welche beim Eintritt in diefen Stand bereits 
über zwanzig Jahre alt, aber außer Verforgung Sich befins 
den, erhalten ein einjahrigeß Penfionsratum, ald mo; 
. mentane Unterſtuͤtzung. 
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Die Gattin der zweiten und jeder ferneren Ehe eines 
Advokaten tritt in die Penfionsrechte der Verftorbenen ein. 
Die angeheiratheten Kinder find nur dann yenfis 
ondfähig, wenn fie von Seite ded Gatten in der Zeit fer 
nes Advokatenſtandes erzeugt und von Seite der Gattin in 
der Ehe mit einem Advokaten geboren wurden. | 

Die Stiftungsadmıniftration befieht aus einem 
Chef und aus einem Nechnungsführer; erfterer wird aus 
den Vorftänden der uftiztribunale gewahlt und hat Feinen 
Gehalt, letzterer aus der Zahl der Advokaten, mit einem 
wandelbaren Gehalt von 120 bi8 200 Gulden. Die Ernen: 
nung erſtreckt fich bei Beiden jedesmal nur auf Ein Jahr, 
nach deffen Verlauf entweder diefelben Individuen BAEA 
oder Andere gewählt werden. 

Dem Chef der Adminiftration Tiegt die Erhaltung ber 
Anftalt in allen Beziehungen und die Berichterftattung an 
die oberfte Stiftungsfuratel in allen einfchlägigen Fallen ob, 
Der Rehnungsführer beforgt den Einzug der aus 
dem Zundirungs » und Ergänzungsvermögen der Anftalt 
bervorgehenden Renten, die Leiftung der mit diefen Renten 
zu befireitenden Penfionen und bie Rechnung über Einnah⸗ 
me und, Ausgabe. 

Ale Rapitalien der Anftalt find und werden bei 
der Zentralftiftungstaffe angelegt, welcde neben dem Zins 
mit Fünf vom Hundert, den erforderligen Vorſchuß bie zu 
voller Einbringung ded Ergäanzungsvermögend unverzinslich 
leiſtet. | 

Die Adminiſtrationsrechnung mit ihren Bele— 
gen wird dem Zentralrechnungstommiffariat des Innern 
zur Bemängelung und hiernach der oberften Stiftungstures 
tel zur Ertheilung des Abfolutoriums eingefendet. 


B. die Penflonsanftalt für Wittwen und Waifen der Advo— 
faten betreff. v. 27. Juni 1808. Urt. 1 — 29. Regbl. l. B. 
1450 — 1458. 
Saͤmmtliche Wdvofaten find verpflichtet, die halbiaͤhri— 
gen Beyträge zur Penfionsanftalt jedesmal am erften April 
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und erften Oftober an jened Stadt s oder Landgericht franz 
kirt einzufenden, ‚unter welchem der Beytragleiſtende feis 
nen Wohnfiß bat. Gegen die in Befolgung diefer Vor—⸗ 
ſchrift fäumigen Individuen folle acht Tage nach Umfiuß 
diefes Terming mit Erefution vorgefahren werden und 
fämmtliche Beyträge find Yängftens big zum 15. April und 
15. Oktober an das Expeditionsamt des ge Appel⸗ 
lationsgerichts einzuſenden. 


V. die Penſionsbeyträge der Advokaten betreff. v. 4. April 
1809. Regbl. S. 620. 


Jedes Mitglied, welches ſich einer zweimaligen 
Verzoͤgerung der ordentlichen Beytraͤge ſchuldig macht, ſolle 
mit Verluſt der entrichteten Eintrittsgelder und Beytraͤge 
von der Korporation ausgeſchloſſen und oͤffentlich bekannt 
gemacht werden. 


V. v. 29. Dezbr. 1809. Regbl. 1810. S. 35. 


Die Polizeibehörden haben den Auftrag, den Ad— 
vofaten die Ausfertigung der Heirathsbewilligung in fo 
lange zu verfagen, bis fie ſich durch Beibringung legaler, 
von den einfchlägigen Juſtizbehoͤrden, bei welchen fie anges 
ftellt find, ausgefertigter Attefte legitimirt haben werden, 
daß fie die ihnen obliegende Verbindlichkeit gegen die Pen: 
fionsanftalt, in Hinfiht auf die Entridytung der Eintrittds 
gebühr oder deren Ergänzung auf dad Genauefte erfüllt has 
ben. In Kontraventionsfällen follen die Polizeybeamten 
angehalten werden, der Anftalt auf der Stelle aus eigenen 
‚ Mitteln denjenigen Betrag zu erfeßen, welchen der in den 
Stand der Ehe getretene Advokat zu leiſten gehabt hätte. 


V. die Verehelichung der Advokaten betreff. v. 25. Febr. 1813. 
Regbl. ©. 301. 

Sämmtliche Untergerichte haben in Hinficht der neu 
ernannten Advofaten den Zag ihrer Verpflichtung, in 
Hinficht der durch Tod, Befürderung oder auf fonftige Art 
Austretenden den Tag des Austritt, endlich bei Vereheli— 
hung eines Mitglieds der Penfionsanftalt, den Zag der 
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erfolgten Zrauung — den ihnen vorgefekten Appellationds 
gerichten beftimmt'und ohne Zögerung anzuzeigen, und dieſe 
Anzeigen find von den Appellationdgerichten unverzüglich 
einzubefördern. | 

Die Untergerichte haben ferner am Schluß eines jeden 
Semefterd, nach dem Etatsjahr gerechnet, ein fpezififches 
Verzeichniß der von ihnen verhängten und zu der Penftiongs 
anftalt gehürigen Strafen, nebft dem Betrag der einges 
‚gangenen Strafgelder, an das vorgefehte Appellationdges 
riht einzufenden. Diefe Berzeichniffe müßen enthalten, 
das Rubrum der Sadje, den Namen ded Advokaten, gegen 
welchen die Strafe verhängt worden, den Betrag derfelben, 
fo wie die Bemerkung, ob folche wirflich erlegt worden, 
oder nicht, wobei ed fich von felbft verfteht, daß die rück 
ftandig gebliebenen Strafen in dem naͤchſten Verzeichniß 
immer wieder namentlih mit der Bemerfung anzuführen 
find, ob fie in dem letzt verfloffenen Semefter abgeführt 
worden, oder nicht? Die gleichen Verzeichniffe find auch 
von den Appellationsgerichten über die von ihnen felbft ges 
füllten Strafen zu verfaffen. | 

Da endlih vor der Ausbezahlung der monatlichen 
Penfionsraten zu wiffen noͤthig ift, ob die partizipirende 
Wittwe fich noch im Wittwenftande befinde und wo fie fich 
aufhalte, fodann, ob die yenfionsmäßigen Waiſen noch uns 
verforgt feyen und im Konigreiche wohnen; fo haben die 
Behörden bei Ertheilung von Lebensatteften hierauf 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

V. v. 5. Jan. 1814. Regbl. ©. 64 


Die Behoͤrden ſollen ſich bei ſtrenger Ahndung nicht zu 
Schuld kommen laſſen, daß ſie die Lebensatteſte der Witt— 
wen und Waiſen auf einen andern Tag datiren, als auf 
denjenigen, an dem ihnen die Penſions- und Alimentati⸗ 
onsſcheine zur Legaliſirung vorgelegt werden. 


V. die Lebendattefte der Advokatenwittwen und Waiſen betreff. 
v. 8. Dezbr. 1818. Regbl. pag. 1350. 
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50) Aecke r. 
ſ. Bonitirung. 


Der Maßſtab der Beſteuerung beſteht bei allen Kuls 
turarten nur in dem Hauptproduft und zwar bei Aeckern 
in dem mitteljährigen Körnerertrag nad Abzug. der Aus: 
faat, unter $reilaffung ded Strohes, der Brachfruͤchte, der 

Waide, und aller fonftigen Nebennutzungen. ($. 5.) (a.) 
| Der mitteljährige Ertrag von einem Achtelgfcheffel Korn 
oder gleichen Werthed an andern Getreideforten, nach Ab; 
zug ber Ausfaat, giebt je eine Bonitatöflaffe, jeder 
weitere Uchtelöfcheffel folchen Ertrages — eine Klaffe mehr. 
($. 26.) 

Die Klafııfifation gefchieht nach den für die drei Haupt— 
fulturarten, ald Weder, Wiefen und Waldungen, aufges 
ftelten Muftergränden, unter gehöriger Berädfichtis 
Hung der natürlichen Bodenguͤte und Lage der zu Haflifiziz 
renden Grundftäde, ($. 30.) 


Gef. die ——— uns: Betrefi, 6. 15. Aug. 1828. $. 5. 
26. Gef. Bl. S. 124. 133. 135. 


31) Aemter. 


Untergeordnete Aemter follen ſich in ihren Berichten 
des für fie unfchidlichen, und nur den Landeskollegien 
zufommenden, Ausdruds, „Die Eu Stelle” 
enthalten. 


Erl. v. 25. Die! 1806. Regbl. ©. 154. 


Ale Behörden, welche zur Befehung von Aemtern und 
Stellen gutächtlihe Borfcehläge einzureichen haben, find 
beauftragt, bei Nominafvorfchlägen jedesmal die deutliche 
Bezeichnung der Lauf: und Familiennamen genau 
zu beobachten. 


| Erl. v. 28. Dr}. 1806. Regbl. v. 1807. ©. 25. 
Alle erledigten Aemter, mit Ausnahme der Zuftizftellen, 
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koͤnnen während einer Reichsverweſung nur probis 
forifch befegt, und neue Aemter gar nicht eingeführt werden. 
Derf.Urt. v. 26, May 1818. Tit. 2. $. 18. Gef.dl. ©. 110, 


Kronämter, oberſte Hofämter, Givılftaatsdienfte und 
obere Militärftellen, wie auch Kirchenämter oder Pfründen, 
follen nur an Eingeborene oder verfaffungsmäßig Na—⸗ 
turalifirte verlieben werden, 

Jeder Baier, ohne Unterfchied, kann zu allen Civil⸗ 
Militaͤr⸗ und Kirchenaͤmtern gelangen. 


Verf. Urk. Tit. 4. F. 4—5. Geſ. Bl. ©. 116. 


Jedes wirkliche Mitglied einer Gemeinde iſt befähigt, 
zu Gemeindeaͤmtern und Stellen gewaͤhlt zu werden, ſofern 
es die dafuͤr erforderten geſetzlichen Eigenſchaften beſitzt. 


V. die Verfaſſung und Saale der Gemeinden betreff. v. 
17. May 1818. Tit. 2, Cap. 2. $. 17. Geſ. Bl. ©. 56. 


32) A—er z3te. 


ſ. Diäten. Gerichtsärzte. Landärzte. Landgerichtsärzte. Medicinal— 
prüfungen. Schutzpockenimpfung. Thierärzte. 

Die Ausuͤbung eines Theils der mediziniſchen Wiſ— 
ſenſchaften wird nur denjenigen erlaubt, welche dieſen Theil, 
den fie auszuüben gedenken, nad) geſetzlicher Vorſchrift er: 
lernt haben, durch die dazu ermächtigten Stellen geprüft 
und mittelft förmlich ausgeftellter Zeugniſſe für befaͤhigt er; 
Härt worden find, . 

Wenn ein der Urzneimwiffenfchaft Sefliffener, nach durchs _ 
laufenen niedern und höheren Vorbereitungsffaffen, alle 
Tchrgegenftände der Medizin in ſechs Semeftern auf einer 
inlandifchen Univerfität abfolvirt und dafelbft die afademi- 
(he Würde erlangt hat, folle er fih noch zwey Jahre hin: 
durch unter der Leitung eines vorzüglichen Arztes, oder an 
einer dffentlichen Krankenanftalt für feinen Beruf pra® 
tifch ausbilden, wonach er erft zur Ießten Prüfung zuge⸗ 
laffen und die freye Praxis ihm geftattet wird. 
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Ed. über daß Mebiginaliogfen v. 8. Septbr. 1808. Tit. 1. 6. 
—2, Resbl. 8. 2190. 

Die abfolvirten Werzte, welche feiner Zeit in den 
Staatsdienft treten wollen, find verbunden, während der 
zweijährigen praftifchen Laufbahn, an welche fich ihre Ends 
pruͤfung anfhließt, an der Fünigl. Centralveterinär 
fchule einen Kurs derjenigen Fächer zu hören, welche bey 
der medizinifchen Safultät nicht genügend gelehrt werben, 
wohin vorzüglich Zpotomie, die Oyerationslehre, die Lehre - 
von den Seuchen und die Veterinarprafid in dem Thier— 
fpitafe zu rechnen ift. Zum Eintritt in die Vorlefungen has 
ben fich diefelben bei dem Chef der Anftalt und den Profef 
foren zu melden, und fie erhalten von den Leßtern über die. 
gehörten Gegenftände ein Frequentationgzeugniß. Die ber 
rührten Vorlefungen beginnen im Sommerfemefter mit dem 
Monat April, 


Erl. den Beſuch der Veterinärfhule durch die — Aerzte 
betreff. v. 14. Dez. 1822. Regbl. S. 1 


Zum Beſuche der — —— Lehr⸗ 
anſtalt in Muͤnchen werden vorzuͤglich diejenigen Aerzte zu— 
gelaſſen, welche nach Erlangung der Doktorwuͤrde das ge— 
feßlich beftimmte biennium practicum an ſolcher zu erfirer 
en wuͤnſchen. Auch haben andere Kandidaten der Medi— 
ein, welche ihre erforderliche Vorbildung nachzumeifen vers 
‚ mögen, zu den einzelnen Kollegien Zutritt. | 


Befanntm. die medizinifehpraktifche Lehranftalt in Münden 
betreff. v. 5. Apr. 1824. $. 1. (a, b.) Regbl. ©. 382. 


Für die Konkurspruͤfung der bei der Armee anzu⸗ 
ftellenden‘ Unterarzte, welche unter Leitung der Kom— 
mandantfchaft München oder Würzburg abgehalten wird, 
ift Folgendes vorgefchrieben:. 

Die Konkurrenten haben zwei Tage vor dem Anfang 
ded Konfurfes in benannten Garnifonen einzutreffen und 
fi) bei der bezeichneten Kommandantfchaft zu melden. ($. 2.) 

Für ihre Zulaffung zur Prüfung wird erfordert, daß 

fie 
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ſie beide Theile der Heilkunde abſolvirt, als Doktoren der 
Medizin und Chirurgie graduirt und in theoretiſcher ſowohl, 
als praktiſcher Beziehung ihre Proberelation bei einer im 
Staat aufgeſtellten Medizinalbehoͤrde abgelegt haben, oder 
abzulegen bereit ſeyen. Auch muͤßen ſie Landeseingeborne 
oder Naturaliſirte, ledigen Standes, felddienſttauglich, und 
ſittlich gute Menſchen ſeyn. Ueber genannte Eigenſchaften, 
ſo wie uͤber das Lebensalter, haben ſich dieſelben bey der 
Pruͤfungskommiſſion durch ihr Diplom und andere legale 
Zeugniffe auszumeifen. ($. 3 — 6.) 

Die Präfungstommiffion befteht unter dem VBorfiß eis 
ned Staabsoffizierd aus zwey Oberoffizieren, dem Staabs⸗ 
arzt der Divifion, zwei NRegimentsärzten, (melde zur Zeit 
vom Spitaldienfte frey find) dann einem Fourier der. Garnifon 
zur Protofollführung und folhe wird von ber Kommans 
dantfhaft angeordnet. Sie verfammelt fih den Zag vor 
Eröffnung des Konkurſes zur Prüfung der Studienzeugniffe. 
(. 7 — 8.) 

Die fchriftlihen Fragen, weldhe inner vier Tas 
gen auszuarbeiten find, werden für jeden einzelnen Tag 
unmittelbar von ber allerhöchften Stelle auß der Kommans 
dantfchaft zugefendet, welche folche der Kommiſſion zu übers 
geben hat. ($. 9.) 

Die Konkurrenten erhalten ein geraumiges Lokal an— 
gewieſen, und werden mit den noͤthigen Schreibmaterialien 
verſehen. Dieſes Lokal darf waͤhrend der Ausarbeitung von 
Keinem verlaſſen werden. ($. 10 — 12) 

Dad Eramen beginnt morgens früh mit acht Uhr, 
und wird um drey Uhr Nachmittags gefchloffen, Während 
des fchriftlichen Eramens hat beftändig von den Eraminatos 
ren je Einer abwechfelnd anmefend zu feyn, damit die Kon: 
furrenten fich nicht miteinander befprechen, oder Bücher und 
Schriften benußen fünnen. ($. 13 — 14.) 

Um drey Uhr Nachmittagd nehmen die gerade anweſen⸗ 
den Kommiſſionsglieder fammtlihe Auffäße, welche mit 
der Namensdunterfchrift der zen. verfehen ſeyn müßen, 
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in Empfang, und uͤbergeben ſolche unter ihrem Siegel an 
den Vorſtand der Kommiſſion. (8. 15.) 

Hierauf werden fuͤr das muͤndliche Eramen nach der 
Anzahl der Konkurrenten ein bis zwey Tage beſtimmt, wo; 
bei ſich die zu ſtellenden Fragen, welche den Examinatoren 
uͤberlaſſen find, lediglich auf Anatomie in ihrer Ans 
wendung befchränfen follen. ($. 16 — 17.) 

Nach Vollendung des fehriftlichen und mündlichen Era; 
mens haben die entlaffenen Konkurrenten vor ihrem Abgang 
annoch ſchriftlich anzuzeigen, „wo fie ſich aufzuhalten geden⸗ 
ken. (F. 18.) 

Es wird nun von dem Vorſtand der Kommiſſion eine 
Sitzung in der Reihenfolge von fuͤnf Tagen anberaumt, 
an welchen jedesmal nur die fchriftlichen Arbeiten von Eis 
nem Tage gedffnet, vorgelefen und beurtheilt werden, worz 
auf jedes Mitglied vom Fache fein Votum zu Protofoll 
giebt. Am fünften Sikungstage wird, mit NRüdficht auf 
das mündliche Eramen, über die MWürdigfeit eines jeden 
einzelnen Konfurrenten debattirt und ihnen nad) drei Klafs 
fen das Pradifat 


„Sut, fehr Gut, und Ausgezeichnet oder bomglih 
Gut“ 


ertheilt. (F. 19.) | 

Das Prüfungsprotofoll, nebft den Ausarbeitungen und 
Zeugniſſen der Konkurrenten, gelangt fodann mitfelft Be: 
richtes zur Vorlage, wonach das Weitere von der höchften 
Entfchliefung abhängt. 

- Erl. die Konkursprüfung der Mititärunterärgte betreff. v. 6. 

Nov. 1825. ($. 2— 19.) Regbl. ©. 856— 861. 
Die Konfurspräfungen der Aerzte und Wundärzte in 

den mediatifirten Gebieten gehören, gleich der Befähtz 
gungsbefcheinigung, zu dem unmittelbaren Wirkungeßreis 
der Tonigl, Regierung. | 


Es fonnen namlich auch die Gutöherren in ihren’ * 
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richtsbezirken ein ärztliches Dienſtperſonal aufſtellen, def: 
ſen Beſtaͤtigung, je nach ſeiner hoͤheren oder ſubalternen Ei— 
genſchaft, entweder bei dem Miniſterium des Innern oder 
bei der Kreisregierung nachgeſucht werden muß. 


Dieſes Perſonal ſteht ſodann zu den gutsherrlichen Ge— 
richten in analogem Verhaͤltniß, wie es nach der Einrich— 
tung des Medicinalweſens zwifchen den koͤnigl. Landgerich— 
ten und dem mit folchen in Beziehung flehenden ärztlichen 
Perfonal der Fall ift, 

Ed. die ftaatdrechtlichen Verhältniſſe der Ran rten. betreff. 
v. 26. May 1818. $. 92. Gef.Bl. ©. 

Wenn einzelne Fleinere Städte und Bezirfe eigene Los 
falärzte anftellen und aus ihren Mitteln befolden wols 
len; fo muß dißfalls die höchſte Genehmigung eingeholt 
werden. Diefe Lofalärzte müßen aus allen Theilen der mes 
dizinifhen Wiffenfchaften vorſchriftmaͤßig geprüft ſeyn; fie 
find in ihren Funktionen den übrigen. praftifchen Werzten 
gleich geftellt, haben mit diefen gleiche Inſtruction zu befols 
gen, find den Gerichtsdärzten untergeben, und haben nur in 
dem Zall mit Ausübung der gerichtlichen Arzneiwiffenfchaft 
und Medizinalpolizer fich zu_hefaffen, wenn fie in Abweſen⸗ 
heit oder Verhinderung der Gerichtsärzte als deren Stell 
vertreter requirirt werden, was wahrend der Krankheit und 
nah dem Tode eines aufgeftellten Gerichtdarzts jedesmal zu 
gefcheben bat. In ſolchen Fällen werden aber diefe Lofaf- 
ärzte von: den Untergerichten oder Polizenftellen eigens verz 
sflichtet, 

Erl. die DOrganifation der Gerichtsärzte betreff. v. 6. Oft. 1809. 
Art. 11. Regbl. ©. 1524. 

Die Aerzte und Wundärzte find von dem perfünlichen 
Dienfte bei der Landwehr befreit, müßen fich aber zu 
dem Sanitätswefen bey folcher verwenden Taffen. 


Landwehrordnung v. 7. März 1826. $. 4— 5. NRegbl. ©. 500. 
Da es in vielen Beziehungen. des Dienſtes wichtig iſt, 
eye 
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von dem gefammten arztlichen Perſonal und von deffen 
Berhältniffen eine genaue Kenntnif zu haben; fo ift für die 
Individuen diefer Klaffe in jedem Kreis eine — Mar 
trifel eröffnet worden. 

Zur Aufnahme in diefe Matrifel eignen fih, außer den 
im Staatddienft angeftellten Aerzten, welche zugleich die mes 
dizinifche Praris ausüben — alle ärztliche Individuen, 
welche von. der Kreißregierung, nach den Beftimmungen 
ihrer Kompetenz, die Erlaubniß zur Praxis in einem bes 
ſtimmten Orte erhalten. 

Damit aber diefed Dokument den Charakter einer offi- 
ziellen Quelle beſitze, ſolle nicht nur jeder Arzt, gleich den 
Advokaten, mit dem Ort ſeines Wohnſitzes in dem Regie⸗ 
rungsblatt ausgeſchrieben werden, ſondern es hat auch ein 
jeder den ihn betreffenden Matrikelbogen, aus 26 Rubriken 
beſtehend, eigenhaͤndig auszufuͤllen. 

*) V. d. Matrikel der praktiſchen Aerzte betreff. v. 22. Dez. 1817. 


35) Aerztliches Gutachten. 


Wenn in gerichtlichen und peinlichen Unterſuchungen 
den betreffende Richter, bei der Verſchiedenheit oder Unzus 
Känglichfeit der'Urtheile von beygezogenen Kunftverftandigen, 
die wiffenfchaftliche Entfcheidung ein® Medizinalcomis 
te für nöthig erachtet, fo muß von Leßterm das Gutachten 
oder die Entfcheidung unweigerlich abgegeben werden. Die 
Beurtheifüung, ob ein fpezieller Fall zur Erholung einer wifs 
fenfchaftlichen NRevifion über den Ausſpruch der unterfuchenz 
den Kunſtverſtaͤndigen, ald polizeilih, an die Polizepftelle, 
oder an ein Fonigl. Medizinalcomite gebracht werden folle, 
fteht bloß bei den richterlihen Behörden. 
Erl. die ärztlichen Gutachten betreff. v. 1. März 1815. Regbl. 
Ä ©. 203. 

Bei jedem ärztlihen Gutachten ift darauf zu fehen, 
daß daffelbe deutlich und Beftimmt, mit fteter Hinſicht auf 
die vorgelegte Frage, und wo möglid) mit Bermeidung der 
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Iateinifchen Kunftausdräde abgefaßt feye; auch muͤßen die 
Entfheidungsgründe immer, und vorzüglih in dem 
Fall umftändlich beigefeßt werden, wenn vorgängige Urtheis 
Je eines oder mehrerer Kunftverftändigen zu verwerfen find, 


B. die DOrganifation der AR Mia men — v. 8. Dez. 
1808. $. 5. Regbl. ©. 2 
Die koͤrperliche Zähtigung von Bettlern und 
Eandftreichern fole nur nach Arztlihem Gutachten und in 
der Art, wie fie nach eben Ban Gutachten angerathen 
wird, ftatt finden. 


B. die Bettler und Ba betreff. v. 28. Non. 1816. Art. 
V. Regbl. ©. 865. 


34) Aerztliche Unterfuhung 
f. Konfeription. Landwehr. 


Wenn dad einem Yndividuum wegen Untauglichfeit 
sum fandwehrdienft ausgeſtellte ärztliche Zeugniß eis 
nem Bedenken unterliegt; fo ift folches durch eine fürmliche 
Kommiffion, gebildet aus einem Gerichtdarzt und eis 
nem praftifchen Arzt, yprotofollmäßig zu unterſuchen und 
der Erfund genau heraugzuftellen. ($- 4.) 

Glaubt ein diefer ärztlichen Unterfuhungsfommiflton 
unterzogened Individuum durch deren Ausſpruch fih bes 
fhwert, fo Fann eine Superrevifion des Gutachtens 
verlangt werben, welche durch den Kreismedizinalrath, uns 
ter Beyordnung eines praftifchen Arztes, vollzogen wird. 
Auch diefe Unterfuhungskommiffton, gegen deren Yusfpruch 
feine weitere Berufung ſtatt findet, hat ihr Gutachten in 
einem Protokoll motivirt niederzulegen. ($. 3.) 

Uebrigens ift jederzeit Darauf beſtimmte rRuͤckſicht zu 
nehmen, ob das zu unterſuchende Individuum bei der mo— 
bilen Legion oder bei der Landwehr einzureihen, oder von 
dem Landwehrdienſt gaͤnzlich oder mit Vorbehalt freiziaſſen 
feye? ($. 4.) 


B. die an 1816 Bean bei * ganbmehr betreff. v. 6. 
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35) Afteraͤrzte. 


Kür die Gefundheitdpflege ift durch die Aufitellung eis 
nes eigenen Arztes bei jedem Landgericht und durd) das In— 
fiitut der Landarzte hinreichend geforgt; die Gemeindevors 
ftehber haben daher aufmerffam zu feyn, daß nicht andere 
. ungeprüfte Subjecte die Heilfunde ausüben, oder Af⸗ 
terärzte das Zutrauen der Unterthanen mißbrauchen. 


Inſtruct. für die Gemeindevorfteher v. 24. Sept. 1808. $. 52. 

a Regbl. ©. 2444. 

‚Der Kreidregierung liegen bie allgemeinen Eins 
Teitungen,, fo wie die durch Umftande gebotenen befonderen 
Anordnungen zu Unterdrädung medizinifcher Pfufcherey ob; 
auch hat fie von DOberauffihtöwegen dem unberechtigten und 
vorfchriftswidrigen Arznei + und Gifthandel vorzubeugen 
und über die Zulaffung fremder, durd den Kreis reifender, 
Aerzte oder Operateurs zu erkennen, 


V. den Wirfungsfreiß der alle Verwaitungsſtellen ꝛc. betreff. 
v. 17. Dez. 1825. Tit. 5. $. 56. Regbl. ©. 1085. 


36) Afteranwalt. 


Für die Aufftellung eines folchen wird erfordert, daß 
in der Hauptvollmaht die Subftitutionsflaufel 
ausdrädlich enthalten feye, und daß diefe allezeit mit der 
Aftervollmacht beigebracht werde. 


Cod. jud. Bay. cap. Mn: $. 3. lit. a. 


37T) Agenten. 


Die Standesherren find zwar befugt, folche Ange: 
legenheiten an die Regierungen ausmwirtigere Staaten zu 
bringen, welche fie in. Hinlicht ihrer darin befindlichen 
Beſitzungen und etwaiger Sehen » oder Dienftverhältniffe 
mit denfelben zu verhandeln haben; fte dürfen jedoch Feines; 
wegs Agenten mit dipiomatifchem Charakter deshalb abordnnen, 


Ed. die —— Verhältniſſe der een eten betreff. 
. 26. May 1818. $. 15. Geſ. B 
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Den Stiftungen der Landgemeinden, welche wegen 
dem Einzug ihrer Kapitalzinſe einer Nachhuͤlfe beduͤrfen, 
iſt geſtattet, in den Hauptſtaͤdten und am Sitze der Staats; 
ſchuldentilgungskaſſen eigene Agenten aufzuſtellen. ($. 51.) 

Die DObliegenheit diefer Agenten beftcht darinnen, die 
Zinfen von den bei Staatsfchuldentilgungsfaffen und auf 
Realitäten der Privaten in Hauptftädten anliegenden Stif: 
tungsfapitalien zu erheben, ſolche an die einzelnen Stif— 
tungspfleger gegen Quittung zu verfenden und hierüber den 


betreffenden Land + oder gutsherrlichen Gerichten jährliche 


Rechnung zu legen. ($. 32.) 

An dergleihen Agenten mögen auch die Zinfen aus fols 
den Kapitalien, welche adeliche Gutsbefißer den Stiftungen 
des offenen Landes fchulden, in fo ferne entrichtet werden, 
ald die Gelder an ihrem Wohnſitz zu erheben find. ($. 33.) 


Die Wahl der Agenten fteht den Fonigl. Regierungen 
zu und c8 foll hiebey befondere Ruͤckſicht auf folche Indivi— 
duen genommen werden, welche neben Kenntniß des Ger 
ſchaͤfts, auch in anderer Beziehung das volle Zutrauen ges 
nießen. Ihre jährlibde Remuneration beſteht in einer 


zu beftimmenden Zantieme von den eingehobenen Zinfen. 


($. 54.) 


Kegulativ für die Gefhäftsführung in den Ruralgemeinden v. 
24. Sept. 1818. $. 31 — 54. Regbl. ©. 1125. 


33) Agnaten. 
f. Adel. Fideikommiſſe. 
39) Agrifultun 


f. Aecker. Kulturſachen. Rotation. 


Zum Wirkungskreis der Bezirksregierungen ge— 
hoͤrt die Vertheilung von Praͤmien und Unterſtuͤtzungen in— 
nerhalb der Graͤnzen der zu ihrer Verfuͤgung geſtellten 
Etatsſumme, das Erkenntniß uͤber die Vertheilung der Ge— 


meindegruͤnde und Waldungen, die Handhabung der Forſt⸗ 
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polizey bei Letztern und in zweiter Inſtanz die Entſcheidung 
der Kulturſtreitigkeiten. 


V. den Wirkungskreis der oberſten Segen ic. betreff. 
v. 17. Dez. 1825. $. 64. Regbl. ©. 092. 


40) Aademie A) der Wiſſenſchaften. 


Die Akademie der Wiffenfhaften in Münden, 
welche von dem Churfürft Maximilian dem Dritten nach ih— 
rer Stiftung beftätigt und von dem König Marimilian Yor 
ſeph im Jahr 1817 neuerdings begründet worden, bat im 
März 1827 folgende Statuten erhalten: 


4) Die Afademie ift ein unter dem Schuß ded Königs 
ftehender Berein von Gelehrten, um die Wiffenfchaften 
zu pflegen, diefelben durch Forfchungen zu erweitern, 
und durch die vereinten Kräfte ihrer Mitglieder Werfe 
hervorzubringen, welche die Kraft des Einzelnen übers 
fleigen. 
2) Die Wirffamfeit derfelben umfaßt dad ganze Ges 
biet der allgemeinen Wiffenfchaften,, in$befondere 
a) Philofophie, Philologie, alte und neue fiteraturz 
b) Mathematif und fanmmtliche Staturwiffenfchaften, nas 
mentlich Phyſik, Chemie, Aftronomie und die vers 
fehiedenen Zweige der Naturgefchichte; 

ce) Gefhichte, und zwar vorzüglich die vaterländifche 
in ihrem ganzen Umfang, mit ihren Hälfswiffens 
fchaften, jedoch mit Ausnahme der politifchen Ges 
ſchichte des Tages. 

Ausgeſchloſſen find, die beſonderen poſitiven Wiſ—⸗ 
ſenſchaften, naͤmlich Theologie, Sunteprabeng, Kame; 
raliftif und Medizin. 

5) Nach den Hauptgegenftänden ihrer Wirkfamfeit theilt 
fie fih in drei Klaffen; namlich in die 
a) philofophifch » philologifche ; 

b) mathematifch » phyſikaliſche und 
e) hiftorifche Klaffe. 
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4) Das Perfonal der Akademie beftcht aus einem Bor; 
ftand, drei Klaffenfetretären, einer verhältnißmäßigen 
Anzahl ordentlicher (in Münden wohnender) und Ehren: 
mitglieder und einer angemeffenen Zahl Eorrefpondirens 
der Mitglieder. 

5) Der VBorftand wird von mel ordentlichen 
Mitgliedern aud ihrer Mitte durch Stimmenmehrheit 
gewählt, bedarf aber zur Ausübung feines Amts die 
koͤnigl. Beftätigung. 

Er befleidet diefe Stelle drey Jahre Yang und if; je: 
derzeit wieder wählbar. In den allgemeinen, befondern 
und außerordentlichen Berfammlungen führt er den 
Vorfiß, er unterzeichnet alle Ausfertigungen der Afades 
mie und bat überhaupt die Befugniffe und Verpflich— 
tungen. eined Kollegialvorftanded. Im Fall der Abwe— 
fenheit. oder fonftigen Berhinderuntg a er diefe 
Gefchäfte einem Klaffenfefretär. 

6) Die Klaffenfetretäre werden aus * ordentli; 
chen Mitgliedern jeder Klaffe und von denfelben durch 
Stimmenmehrheit gewählt und ihre Wahl wird dem 
Könige angezeigt, ohne jedoch feiner Beftätigung zu 
bedürfen. Ihre Funktion dauert drei Jahre, nad) deren 
Abflug eine neue Wahl ftatt findet, bei welcher fie wie; 
der wählbar find. Sie geben in Abweſenheit ded Bors 
ſtands die Gegenftände der Verhandlung in ben Ber: 
fammlungen ihrer Klaffe an, führen das Protofoll und 
die Korrefpondenz der Klaffe, nehmen in Empfang, 
was befonderd an diefelbe gerichtet ift, verfaffen die 
Ehrenreden auf die Verftorbenen ihrer Klaffe und redis 
giren in Gemeinfchaft die durch den Druck befannt zu 
machenden Jahresberichte der Akademie. 

7) Die erfimalige Ernennung der ordentlihen Mik 
glieder ber Akademie ift von dem König ausgegans 
gen; für die Zufunft aber hat eine freie Wahl, mit 
Vorbehalt koͤnigl. Beftätigung, ftatt. Die Zahl der 
ordentlichen Mitglieder ift für jede der drei Klaſſen auf 
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höchftend zwölf, daher im Ganzen, mit Einfluß 
des Vorſtands und der Klaffenfefretare, auf ſech s⸗ 
unddreißig befchränft. Jeder Aufzunehmende muß 
der gelehrten Welt durch fchriftftellerifche Werfe von ans 
erfanntem Werth oder durch. wichtige Entdedungen be; 
kannt, von unbefcholtenem Charakter und in München 
wohnhaft feyn. Im Uebrigen Fonnen die ordentlichen 
Mitglieder unter diefen Borausfekungen aus der Geiſt⸗ 
lichkeit, den Staatsdienern, dem Militaͤr, den Lehrern 
an Studienanſtalten und Privatgelehrten gewaͤhlt wer: 
den. Ihre weſentliche Verbindlichkeit beſteht in thaͤti— 
ger Mitwirkung an den Arbeiten der Akademie und 
Theilnahme an ihren Berathungen. 

Jedes Mitglied hat bei ſeinem Eintritt eine ſelbſt 
verfaßte, des Druckes wuͤrdige, Abbandiung in oͤffent⸗ 
licher Sitzung zu verleſen. 


8) Zu Ehren- oder außerordentlichen Mitgliedern 


werden folche inländifche oder auswärtige Individuen 
gewahlt, welche durch. Rang oder aͤußere — 
verbunden mit wiſſenſchaftlichen Kenntniſſen und Liebe 
fuͤr die Wiſſenſchaften, zur Befoͤrderung der Zwecke der 
Anſtalt beitragen koͤnnen. Es ſteht ihnen frey, den 
Sitzungen beyzuwohnen, und Abhandlungen vorzuleſen, 
welche, wenn ſie des Drucks wuͤrdig befunden werden, 
in die Denkſchriften der Akademie aufzunehmen ſind. 


9) Zu korreſpondirenden Mitgliedern werden von 
in s und ausländifchen Gelehrten diejenige auserfehen, 


welche durch zweckmaͤßige Mittheilungen über wiſſen⸗ 
fchaftlihe Gegenftände der Akademie nuͤtzliche Dienſte 
zu leiſten im Stand und bereit ſind. 


10) Die außerordentlichen und korreſpondirenden Mitglie— 


der werden von der Akademie unter Baal Genehmi—⸗ 
gung gewaͤhlt. 


11) Jedem Mitglied der Mademie ſteht der Kastritt 


aus diefem Verein frey; zur Ausſchließung aber 
wird die koͤnigl. Sanftion erfordert. 
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12) Nur jene Mitglieder der Ufademie, welche zu dffents 
lichen regelmäßigen Borlefungen an. der Univerfis 
tät, an der polytechnifchen Schule oder ähnlichen Staats» 
anftalten fich verpflichten, koͤnnen aus dem Zond der 
Aademie einem flandigen Gehalt beziehen. Dem 
Borftand und den Klaffenfefretären wird für die Dauer 
ihrer Funktion eine angemeffene jährliche Remuneration 
bewilligt. 

15) Zu Beforgung * Kanzleigeſchaͤfte und zu Fahrung 
der Regierechnung iſt dem Vorſtande und den Sekretaͤ— 
ren ein Aktuar mit Funktionsgehalt und ein.Kanz 
leigehuͤlfe mit Zaggeld beigegeben. Erfterer hat zus 
gleich) dad Einlaufstagbuch zu führen, die Ausfertiguns 
gen der Akademie zu beforgen und bie en in 
Ordnung zu halten. 

14) Das Staatsminifterium des Innern, dem 
die Akademie als Verein untergeordnet iſt, kann derſel— 
ben uͤber wiſſenſchaftliche Gegenſtaͤnde ein Gutachten 
abfordern, auch ſpezielle Auftraͤge an ſie erlaſſen; ſo 
wie hinwieder die Akademie berufen iſt, ihre Anfichten 
über dringende Bedhrfniffe der Wiffenfchaften dem ge— 
nannten Minifterium vorzulegen. 

45) Die wiffenfhaftlihe Thaͤtigkeit der Aa 
demie außert fi) vorzüglich durch 
a) Berathung; 

b) Schrift und Drud; und 
ce) Ermunterung. | 

16) Zum Behuf einer freyen wiffenfchaftlihen, Gera: 
thung find in gewißen Zeiträumen theils ordentliche 
allgemeine, theild Klaffenfikungen zu halten, in wel 
chen die angefonnenen Gutachten berathen, die wichtiz 
gern auswärtigen Korrefpondenznachrichten vorgelegt, 
Abhandlungen und Bortrage gelefen, Wahlen neuer 
Mitglieder vorgenommen und überhaupt alle zur ge 
meinſamen Beſchlußnahme geeigneten Gegenſtaͤnde be⸗ 
ſprochen werden. 
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17) In jedem Jahr finden auch zwey dffentliche, feyer; 
liche Sitzungen flatt, namlih am Namenstag des res 
gierenden Königs und am 28. März, ald dem erften 
Stiftungstage. In diefen beiden VBerfammlungen fol 
len, neben gedrangtem Nechenfchaftsbericht von dem 
Wirken der Afademie, Abhandlungen über wiffenfchaft: 
Kiche Segenftände von allgemeinerm Intereffe und Ge: 
dächtnißreden über BUAGEGERINEN a Mitglie⸗ 
der vorgetragen werden. 


18) Die Mittheilung durch Shrif t und Drud beſteht 
zunaͤchſt in 
a) der Herausgabe akademiſcher Denkſchriften, in wel: 
che die von Mitgliedern der Afademie verfaßten wich: 
tigern Abhandlungen aufzunehmen find — 
b) der Samınlung der für die. vaterländifche Gefchichte 
wichtigen Urkunden, welche unter dem Namen 
„»Monumenta boica‘“ 
befannt ift; und 
c) einer Riteraturzeitung, unter geeigneter Mitwirkung 
anderer, nicht zur Afademie gehöriger, Gelehrten. 
419) Ermunternd wirft die Afademie vorzüglich 
a) durch Ausſchreiben intereffanter wiffenfchaftlicher 
Preisfragen und Belohnung ihrer gelungenften Bes 
‚antiwortung ; 
b) durch Zuerfennung afademifcher Denfmünzen für 
eingefendete gelungene Arbeiten. 


DB. die Drganifation der Akademie der ZEN Ber betreff. 
v. 21. März 1827. Art. 1— 19. Regbl. S. 194 — 204. 


B.) Akademie der bildenden Künfte. 


Die Akademie der bildenden Künfte, welche König Maris 
milian Joſeph im Juni 1808 errichtete und mit einer Konſti— 
‚tution verfahb, hat als Gentralanftalt ihren Sig ebenfalls 
in der Hauptftadt München; fie zerfällt in vier Haupt— 
fhulen, namlih in die der Malerei, Bildhauerfunft, 
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Saufunft und Kupferfiecherfunft.. In erfterer bildet Die 
Schule der Landfchaftmalerei eine eigene Unterabtheilung. 

Die Zöglinge der Hiftorienmalerei find in drei 
Klaſſen getheilt. Die erfte Klaffe beftcht aus folchen, 
die den erſten Unterricht empfangen, nach Zeichnungen und 
Gypsabguͤſſen ftudiren und zugleich den Anfang des Stus 
diums nach der Natur machen. In die zweite Klaffe tres 
ten diegenige, welche zum Gebrauch der Farben übergehen 
und im eigentlichen Sinne malen Iernen. Bei der drits 
ten Klaſſe kommt zu den früheren Studien das der Koms 
poſition im weiteften Sinne hinzu und die Zöglinge werden 
in folcher eigentlich mit dem Höheren der Kunft befannt ge 
macht. Deshalb follen fie in jeder Woche Einen Vormittag 
durch den Lehrer auf die Kunftfammlungen begleitet wers 
den, wo er ihnen die Werfe der großen Meifter erflärt, 
folde untereinander vergleicht und das Eigenthämliche eis 
nes jeden bemerflich macht. | 

Für die Landfhaftmalerei befteht ein befonderer 
Lehrer, der feine Zöglinge (welche übrigen® die Regeln der Per: 
fseftive bei dem eigenen Lehrer derfelben zu fludiren haben), vom 
erften Anfange bis zur letzten Ausbildung fortführt. 

Die Zöglinge der Bildhauerkfunft theilen mit de 
nen der Hifterienmalerei den Unterricht der erſten Klaffe in 
der Zeichnung, während fie zugleich bei dem Lehrer ihrer 
Klaſſe das Modelliren Iernen. Auf der zweiten Stufe fols 
gen fie blos ihren eigenen Zweden und auf der dritten wers 
den fie, gleich den Schülern der NHiftorienmalerei, zu dem 
tieferen Verſtaͤndniß mufterhafter Kunftwerfe geleitet. Im 
Winter find die Abende zum Zeichnen und Mobelliren nach 
der Natur beftimmt; ed foll aber auch, um aller einfeitigen 
Gewöhnung vorzubeugen, mitunter bei Zage nach dem 
Nackten gezeichnet, gemalt und mobellirt werden. Der Dis 
rector und die Vrofefforen der Hiftorienmalerei, wie auch 
der Bildhauerfunft, führen bei diefen Uebungen abmwechfelnd 
die Aufficht und ftellen den Aft. Jeden Winter werden 
auch zweimal -in der Woche für die Schäler der höheren 
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Klaſſe Vorleſungen über Mythologie und allgemeine Kunfts 
gegenftände, verbunden mit einer — Geſchichte 
der vornehmſten Kunſtideale gehalten. 

Der Profeſſor der Baukunſt ertheilt —— ſo⸗ 
wohl im theoretiſchen, als praktiſchen Theile ſeiner Kunſt, 
woran auch die mechaniſchen Arbeiter und Handwerker Theil 
nehmen. Den akademiſchen Zoͤglingen widmet derſelbe taͤg— 
lich eine Stunde und an Sonn- und Feiertaͤgen unterrich— 
tet er waͤhrend zwei Stunden diejenigen Handwerker, deren 
Arbeiten die Baukunſt oder Verzierungen betreffen, die aber 
bereits in der Feyertagsſchule oder ſonſt wo einige Vorbe— 
reitung erlangt haben muͤßen. 

Eben dieſer Profeſſor der Baukunſt giebt auch die Lehre 
von Schatten und Licht und von der Perſpective, für 
Maler und Baufünftler. 

Sn der Kupferfteherey und den verfchiedenen das 
mit verwandten Künften unterrichtet ebenfall® ein befonde- 
rer Lehrer; es folle aber zu deren Erlernung nicht eher über; 
gegangen werden, ald nachdem die Zöglinge die erfte Klaffe 
der Hiftorienmalerey durchlaufen haben. 

Der Zutritt zu dem Unterricht in der Afademie ftcht 
jedem In- und Ausländer ohne Unterfhied frey, jedoch) 
mit folgenden näheren Beftimmungen: £ 

Kein Zoͤgling kann unter 15 — 14 Jahren aufgensm: 
men werden. Jeder Aufzunehmende muß fich nach dem 
Neujahr mündlich oder fehriftlich bei der Afademie mel; 
den,. oder gemeldet werden, Es wird von ihm bloß 
gefordert, daß er leſen, fchreiben und rechnen Fonne 
und (ald Schüler der Baufunft) einen Anfang in der Ge 
ometrie gemacht habe, fodann, daß er über fittliche Er; 
ziehung und Naturanlagen ein, wenigſtens nicht un: 
günftiged, Zeugniß beibringe. 

Unter diefen Bedingungen gefchieht die vorläufige 
Aufnahme um Dflern; die Aufgenommenen genießen 
den Sommer über täglich eine Stunde Unterricht und 
wenn fie während dieſer Zeit einiged Fortſchreiten ges 
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zeigt haben, fo erfolgt ihre definitive Aufnahme nach 

einem Befchluß der Akademie; fie erhalten ſonach die 

Matrifel und genießen von da an die Vortheile eines 

wirklichen Eleven. 

Diefe Berfügungen betreffen jedoch nur folche, welche 
den erften Unterricht auf der Afademie nehmen wollen, 
und fallen bey denjenigen hinweg, welche wegen ſchon ers 
langter Sertigfeit den Eintritt in eine höhere Stufe anfpres 
den. 

Es kann nämlicd der dazu Befahigte und für befähigt 
Erkannte in jede Klaffe und zu jeder Zeit eintreten; auch ift 
der Uebergang von einer Klaffe in die andere an Feine Frift 
gebunden, fondern Tediglich von den gemachten Fortfchritten 
abhängig, woruͤber der Director der Akademie zu erkennen 
hat. Die vorzäglichften Eleven der dritten Klaffe find be; 
rechtigt, Anfängern auf Verlangen außerordentlichen Unters 
richt zu ertheilen, wofür fie von diefen honorirt werden. 

Neben Der Akademie der bildenden Künfte beftehen in 
den Städten 

Augsburg und Nürnberg | 
eigene Provinzialfunftfchulen, welche' mit den zwei 
erſten Klaſſen der Afademie parallel laufen, mit folcher in 
Verbindung ftehen und ihre vorzüglicheren Schüler zur Auf— 
nahme als Eleven dahin empfehlen koͤnnen. 

Die afademifhen Zöglinge ftehen während ihres 
Yufentbalt3 an der Akademie aanzlich unter den Gefeßen 
dieſes Inſtituts und Unter der Aufficht des jedesmal anwe— 
fenden Lehrerd. Die befonderen Statuten für diefelbe find 
m der Akademie angefchlagen und werden Jedem bei der 
Immatrikulation mitgetheilt. Geſetzloſes und unziemliches 
Betragen in der Akademie, fo wie eine notorifche unfittliche 
Auffuͤhrung außerhalb derfelben, hat die Ausfchließung von 
dem Genuffe des Unterrichts zur Folge; welche jedoch nur 
durch einen Befchluß der Afademie verfügt werden Fann. 

Der Unterricht ift für alle Schuͤler unentgelt 
li; dagegen fol Fein angehender Künftler (den feltenen Zall 
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eined ganz audgezeichneten Talent, verbunden mit ganzlicher Mits 
tellofigkeit auögenommen) auf eine Unterftüßung aus dem Fond 
der Akademie Anfpruch haben ,. es wäre denn, bag er diefen 
als Preis erhielte, 

Die beften Schüler der Ufademie werden zu Lehrern der 
Provinzialfunftfchulen befördert und den vorzäglichften Meis 
ftern an leßtern iſt die Ausſicht eröffnet, zu Lehrern an der 
Gentralanftalt vorzuräden. 

Alle Jahre Fonfurriren die Zöglinge ber erften und 
zweiten Klaffe um einen Preis. Die Aufnahme befteht in 
einem Akte nach der Natur und in der Zeichnung nach einer 
Statue. Der Landfchaftmaler Tiefert ein Studium nach der 
Natur, der Bildhauer eıne Zeichnung. oder Modell nach eis 
nem Kunftwerf, und der Xrchiteft die Kopie eined Ornas 
mentd. Als Pramium wird ein nüßliched Kunftbuch ges 
geben. 

Ale drei Jahre findet eine große und allgemeine 
Preisbewerbung ftatt, zu welcher auswärtige wie einheis 
mifche Künftler mit den Zöglingen der dritten Klaffe Fons 
furriren. Der Hiftorienmaler hat den ihm aufgegebenen 
Gegenftand, der aus der Gefchichte oder Mythologie zu nchs 
men ift, in einer reinlich ausgeführten Zeichnung zu behans 
dein, der Bildhauer aber ein Modell in Erde zu verfertigen 
und der Randfchaftmaler Tiefert eine felbft erfundene Sands 
fchaft. Der Preis bei diefer Konkurrenz befteht für den. eins 
heimifchen Künftler in dem Auftrage, dad Gemälde von eis 
ner Statue oder Büfte auszuführen, wozu er das Arbeitds 
zimmer, die Modelle und Materialien frey erhält. Sein 
Produkt folle fonach um einen billigen Preis zur Auszies 
rung dffentlicher Gebäude erfauft werden. Für den ausds 
wärtigen Künftler betragt der höchfte Preis 50 Dufaten an 
Werth oder in baarem Gelde; es bleibt aber der Akademie 
überlaffen, den Preis nach Befund der Umftände ganz, oder 
auch nur zum Theil zuzuerkennen oder denfelben zwifchen 
Mehreren zu theilen. 

Endlich im vierten Jahr Fonfurriren die bin 

[hen 
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fhen Hiftorienmaler, Bildhauer, Architeften und Kupfer; 
fieher nochinald und um den letzten Preis. Die Aufgas 
be für die Maler ift eine hiftorifhe Kompofition, nach Wil; 
führ durch eine Zeichnung oder ein Gemälde gelöst; die der 
Bildhauer, eine Figur in Erde, die der Baufünftler, der 
Plan, Aufriß und Durchfchnitt eined Gebäudes, und die 
Kupferftecher haben den Nachſtich eines ſchoͤnen Bildniffes 
zu liefern. Jeder Künftler, der aus den zwei erfien Fa; 
dern den Preis erhält, wird zur Belohnung mit einer Pen: 
fion auf drei Jahre nach Italien gefendet; der Kupferftes 
cher aber erhält auf zwei Jahre eine Unterftüßung, um wäh; 
rend diefer Zeit ein wichtiges Blatt nach einem Gemälde der 
Münchner oder jeder andern Sammlung für eigene Rech; 
nung zu vollenden; boch folle er jedesmal die Wahl des 
Bildes der Afademie anzeigen und ihre Genehmigung eins 
holen. 

Die mit einer Penfion der Akademie in Jtalien 
befindlichen Künftler find verbunden, vierteljahrig einen Ber 
riht von ihren Studien zu erflatten. Die Maler Tiefern 
am Ende des erften Jahres die Kopie eines Flaffıfhen Ges 
mäldes, welches ihnen von der Akademie angezeigt wird, 
am Ende des zweiten Jahres aber ein Bild von eigener Erz 
findung, in Lebensgröße, mit wenigftend zwei Figuren, wo—⸗ 
bei ihnen die Wahl ded Gegenftands überlaffen ift und die 
Auslagen für Material und Transport vergütet werden, 
Der Bildhauer Tiefert jährlich zwei Originalzeichnungen eis 
ned Baßrelief3 oder einer Gruppe; der Architeft, am En: 
de des erſten Jahrs die Reftauration eines alten Gebäudes, 
am Ende des zweiten, die Idee zu irgend einem dffentlichen 
Gebaude im Grundaufriß und Durchſchnitt; der Kupferfte; 
cher endlich zwanzig Abdruͤcke feiner Pfatte, 

Me KRunftfammlungen ftehen den Känftlern zur 
Serüßung und zum Kopiren offen. Jeder darf, fobald er 
durch eine von der Afademie ertheilte Charte dazu autoris 
firt it, in den Galerien zu München und Schleisheim, je: 
des beliebige Gemälde Fopiren; auch haben alle Künftler zu 

- 5 
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der Kupferſtich- und Zeichnungsſammlung freyen Zutritt 
und es werden ihnen die Werke, die ſie zu ihrem Studium 
verlangen, ohne Anſtand Gedoch nur auf dem Kabinet felbft). 
überlaffen. 

Das Perfonal der Akademie befteht aus einem Dis 
rector, einem beftändigen Generalfefretär, fünf Profefforen 
der Malerey und je einem Profeifor für die Bildhauers, 
Baus und Kupferſtecherkunſt. 

Die ordentlichen, wie die außerordentlichen und dffent: 
lichen Sitzungen der Alademie werden durch den Direcs 
tor zufammenberufen. In den ordentlichen Sitzungen wer⸗ 
den die Gegenftände, welche in Berathung kommen follen, 
nach der Ordnung, wie fie an die Afademie gelangt find, 
von dem Generalfefretäar in Vortrag gebracht. Nach jedem 
abgelegtem Vortrag vernimmt der Director die Meinung 
der Mitglieder und faßt gemäß der Stimmenmehrheit den 
Befchluß, oder er entfcheidet bei vorhandener Gleichheit 
durch feine Stimme. Ber den außerordentlichen Ver— 
fammlungen, welche Behufs der Preiszuerfennung gehalten 
werden, haben der Director und ‘die Profefforen derjenigen 
Schule, die dad vorliegende Kunftwerf betrifft, zuerft ihre 
Anficht zu erklären, wonach die übrigen Mitglieder, in des 
ren Fach ed einfchläagt, ebenfalld ihre Bemerfungen, jedoch 
blos berathungsweife, mittheilen und endlich der motivirte 
Befchluß gefaßt, das Protofoll aber wegen Sanftionirung 
der ertheilten Preife höchften Orts vorgelegt wird. 

Die Wahl der ordentlichen Mitglieder (melde ausüben« 
de Künftler feyn müßen), ſo mie der Ehrenmitglieder und Kors 
refpondenten, findet regelmäßig vor Ende der Kunſtausſtel⸗ 
lung ftatt. 


Konftitution der königl. Akademie der bildenden Künfte v. 13. . 
May 41808. Art. 1— 30. Regbl. ©. 1049 — 1077. 


4) Akkord. 


Den Kreisregierungen, und den folchen untergeordneten 
Bezirföingenieurs ift es zur Pflicht gemacht, alle neue 
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Bauten und Reparaturen in der Regel, (mo ed im- 
mer nur thunlich ift, jedoch mit voller Gicherheit für den Zweck) 
im Weg der öffentlihen Verfteigerung an tüchtige 
Unternehmer in Afford zu überlaffen. Die Bekanntma— 
hung und Leitung der Verfteigerungen, fo wie die Führung 
des Protofolls dabei, hängt von den Polizeibehorden ab, 
und das Intereſſe ded Aerars folle durch die anwohnenden 
Bezirksingenieurs vertreten werden. 


B. die Leitung ded Baumefend Bu v. 26. Des. 1825. $. 
63. Regbl. v. 1826. ©. 49. 


22) Alten 


Die Staatddiener und Beamten find nicht berechtigt, 
ihre in Dienftesfachen gefertigte Arbeiten ohne befondes 
re Erlaubniß zu fremdartigen Zweden zu verwenden, 


- Erl, v. 19. Jan. 1810. Regbl. ©. 50. 


Aktenpakete, welche das Gewicht von Einem Pfund 
überfteigen, follen der fahrenden Poft aufgegeben wers 
den. 

Erf. v. 11. May 1808. Regbl. ©. 1511. 


Der Rechtsanwalt, welchen ein Inquifit zu Abfaſſung 
feiner Appellationgfchrift erwählt, darf die betreffenden Kris 
minalaften in Gegenwart einer Gerichtöperfon einfehen ; 
er fol aber durch die Gerichte bei Vermeidung yerfönlicher 
Berantwortlichfeit erinnert werden, von den eingefehenen 
Akten Feinen andern, ald den zur Pertheidigung des In— 
quifiten erforderlichen und erlaubten Gebrauch zu machen. 


B. v. 26. uni 1810. Regbl. ©. 524. 
In Nechtöftreiten der Pfarrer und Benefiziaten 
hber pfarrliche Gerechtfame und Einfünften muͤßen die ge 


fhloffenen Akten jederzeit den Krons und Stiftungsfisfalen 
um Erinnerung mitgetheilt werden. 


DB. v. 30. Zan. 1811. Regbl. ©. 19. 
5 * 
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Die Santgerichte haben den Stiftungdfiöfalen gleich 
nach gefchloffener_ Liquidation alle einfchlägigen Akten zu 
Abfaffung ihrer Erception mitzutheilen. 

V. v. 24. May 1814. in Düllingerd Repert. B. VII. ©. 9. 


In Partbeyfachen follen die Civilgerichtsakten 
ben Fonigl, Fiskalen bei Gericht zur Einficht vorgelegt, oder 
Abſchrift davon zu nehmen, geftattet werden. 

Befteht die fisfalifche Behörde nicht an demfelben ‚Ort, 
wo bie Gerichtdaften Fiegen, fo find letztere auf Verlangen 
an dad Gericht ihres Wohnſitzes abzufenden, wofelbft deren 
Einficht oder Abfchrift innerhald einer zu beftimmenden Frift 

ftatt finden Fann. 

Gef. einige Ba Hg in der a befreff. v. 

2. Zuli 1819. $. 10. Geſ. Bi. ©. 6 

Die anbesherrlihen Juſtizſtellen find der Ober; 
aufficht ded Dberappellationsgerichtd unterworfen, dem es 
sufteht, von den Arten derfelben Einficht zu nehmen, und 
mit Borwiffen des Zuftizminifteriums eigene Viſitationen 
abzuordnen, inshefondere aber den Zuftand des Pupillen, 
Hypotheken⸗- und Depofitenwefend unterfuchen zu laſſen. 


Ed. die — Verhältniſſe der un rten betreff. v. 
26. May 1818. $. 24. Geſ. B 198. 


Die beiden Kronanmwälte find ermächtigt, von den 
Alten des oberſten Rechnungshofes jederzeit Einſicht zu neh⸗ 
men, bei demfelben das Intereſſe ded Staatsaͤrars zu vers 
treten, und zu diefem Behufe abwechslungsweife den Siz— 
zungen anzuwohnen; fie haben in folchen ihre Erinneruns 
gen vorzutragen, muͤßen jedoch vor- der Abſtimmung fich 
entfernen, wenn ber Präfident fie hiezu auffordert. 


V. das Finanzwefen Beige. v. 11. San. 1826. $. 61. Regbl. 
. 193. 


Die Regimentsbataillong: und Korpskommandan⸗ 
ten haben das Recht, nicht nur während des Laufed eines 
- Nechtöftreitd ihrer Untergebenen von den Gtreitaften bei 
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Gericht Einficht zu nehmen oder nehmen zu laffen, ſondern 
auch nach Beendigung ded Streits die Ueberfendung der 
Akten zur Einficht zu verlangen. Ä 


Gef. d. Militärgerichtöbarkeit in — woſeden betreff. 
v. 15. Aug. 1828. $. 4. Geſ. Bl. 

Die Akten in Zollſtrafſachen — Erlaſſung 
des Spruches zur Erinnerung, und nach gefaͤlltem Spruche 
zur Bemeſſung des allenfalls einzufuͤhrenden Rechtsmittels, 
dem einſchlaͤgigen Fiskale, oder dem an ſeine Stelle treten⸗ 
den Beamten zur Einſicht vorzulegen. 


Gef. die Zollordnung betreff. v. 15. Aug. 1828. $: 112. 
Geſ. Bl. ©. 250. 


Die Regierung hat mit Strenge auf der Yängft beftes - 
benden Verordnung zu halten, daß in reinen Polizeyſachen, 
welche jederzeit bloß mündlich zu verhandeln find, Feine 
Advokaten zugelaffen werden. Nur in fogenannten ads 
minifiratiocontentöfen Gegenftänden und bei Berufungen in 
Polizeyfiraffachen ift der Gebrauch von Rechtdanwälten und 
deren Anſpruch auf Ufteneinficht geftattet. 


*, V. d. Alteneinfiht in einfachen Polizehſachen betreff. v. 
24. Apr. 1820. 


43) Akteninrotulation. 
f. Appellation. | 


In Civilappellationsfaͤllen wird der — 
dem Gegentheil mitgetheilt, und ein Tag zur Inrotulation 
der Akten angeſetzt, zu welchem die Partheyen vorzuladen 
ſind. Die Zwiſchenzeit von der Mittheilung an bis zum 
Inrotulationstermin ſoll dreißig Tage betragen und die— 
fer Termin kann nicht verlängert werden. 

Den Partheyen, welche dabey erfcheinen, werden die 
Alten fammt Renner zur Einficht vorgelegt und deren Er; 
Härung, ob fie folche der Zahl nach und m Beziehung auf 
den Renner für ——— anerkennen, zu Protokoll ge: 
nommen. 
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| Nach gefchehener Inrotulation ift den Partheyen frey 

zu ftellen, auch bei dem Einpaden anzuwohnen und wenn 
gleich die Tadungd + und Zagfahrtösgebühren von folchen ent; 
richtet werden müßen, fo hat doch jederzeit die Herftellung 
des Aktenverzeichniſſes und das Einpaden Foftenfrei zu 
geſchehen. Im-Fall beide Theile nicht erfcheinen‘, wird ber 
Aftenrenner abgefchloffen und ihr Ausbleiben kurz auf fol 
chem angemerft, 


Nach dem Inrotulationstermine muß dad Gericht erfter 
Inſtanz ohne Verzug die Alten fammt Nenner zur zweiten 
Inſtanz einfenden, welche bey den an die dritte Inſtanz ger 
richteten Ayppellationen ihre zur Sache gehörigen Akten eben⸗ 
falls beifegt und das Ganze zur dritten Inſtanz befördert. 


Bey der Inrotulation felbft follen die Alten den Par: 
thesen oder Betheiligten vollffändig vorgelegt werden; 
jedoch find die fchriftlichen Vorträge, fo wie die Entfchlief 
fungen, welche rein disciplinare oder Forrectionelle Verfüs 
gungen betreffen, davon ausgenommen. 1 


Gef. einige Verbefferungen der Gerifhtöorbnung, DeIREB- d. 22, 
Juli 1819, $. 26— 28. Geſ. Bl. 


34) Aktivausſtaͤnde. 
f. Ausſtandsweſen. Execution. 


Jede Untercuratel hat mit gleichmaͤßiger Strenge 
daruͤber zu wachen, daß die Gemeinde- und Stiftungspfle— 
ger die Vorgefchriebenen Regifter der Rentenpflichtigen und 
das befondere Kaſſentagbuch genau führen und evident 
erhalten. 

Nach- Ablauf eined Semeſters hat jeder Pfleger von 
nicht gang unbedeutenden- Kommunal; und GStiftungsfonds 
bei feiner niederen Kuratel zu erfcheinen und ein vollftändis 
ges Ausftandsverzeichniß über alle Gefälle der Stif; 
tungen und Kommunen, und zwar in Hinficht auf 
. a) die Perfon der Schuldner ; 

b) den Urfprung und die Liquidität der Schuld; 
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ce) den Stand der Iektern, deren Sicherheit oder Gefährs 

te und die etwa ſchon früher erfolgte Einklagung — . 

perſonlich vorzulegen. 

Kein Ausſtand darf über die Dauer von 3 Jahren 
hinaus geduldet werden; nach Mblauf diefer Zeit muß ein 
ſolcher durch gerichtliche Klage, durch Zerfchlagung in Fris 
ftien, oder durch Nachlaß abgethan feun und es bleibt hies 
bey den Stiftungen und Kommunen die Haftung der 
betreffenden Nechner oder Verwalter für die durch ihre DBers 
nachläßigung uneinbringlich gewordenen Poften ausdrädfich 
vorbehalten. . 

Ruͤckſtandszinſe von gutsherrfichen Renten oder 
Erhöhungen des Rüdftandsbetrages, find fo wenig zuläßig, 
als die Kapitalifirung rüdjtandiger Leiſtungen. 

Sollten Friftenzahlungen ftipulirt feyn, fo find 
ei bei dem Hypothekenbuche des betreffenden Gerichtes 

nzumelden und es find diesfalls Die Pfleger fowohl bei 
Antritt ihres Amts, ald auch in befonders vorfommenden 
Zällen, über die Beſtimmungen des Hypotheken- und Pris 
oritaͤtsgeſetzes, hinfichtlich der Vorzüge der Ausftände, ans 
gemeffen zu belehren. 

Insbeſondere werden die Rechner, zu Vermeidung ihrer 
eigenen Haftung, darauf aufmerffam gemacht, daß der $. 
12. Nro. 11. des Hypothefengefeßed nur den nicht über 
zwey Yahre rädftandigen Zinfen einen gefeßlichen Erwerbss 
titel zu einer Hypothek einräume, und daß die diffallfige 
Berfaumniß unbedingte VBerantwortlichkeit ded Verwaltenden 
nach fich ziehe. 

Wenn ein Kapitalfchuldner 5 Sabre über bie 
Kapitalzinfe gänzlich unbezahlt laͤßt, oder deren Bezah— 
lung jedesmal blos in Folge gerichtlicher Klage Teiftet, fo 
unterliegt er ohne andere Nüdficht der Kapitals Auffündts 
gung. 

— ſaͤumige Grundholden iſt nach den Beſtim— 
mungen der jeden Orts hinſichtlich der Gefaͤllruͤckſtaͤnde gel—⸗ 
tenden Geſetze zu verfahren. 
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Säumige Paͤchter find nach Umftänden entweder uns 
nachfichtlich durch Auffündigung ded Pachtes zu befeitigen, 
oder zur Erhöhung ihrer Kaution anzuhalterr. | 

Finden die Stiftungd + und Gemeindepfleger Nachlaf 
fe angemeffen, fo find foldhe unter fompetenzgemäßer Ge 
nehmigung zuläßig; ja, ed werden foldhe Nachlaͤſſe in Fal- 
Yen wirklicher Begründung ald daß paffendfte Mittel erflärt, 
um einer Seitd die durch Ungluͤck in Rüdftand gerathenen 
Schuldner zu unterftäßen und anderer Seits das Nachfchlep- 
pen uneinbringlicher Gefälle zu verhindern. 

Bey Bewilligung von Nachlaͤſſen folle jedoch geforgt 
werden, daß fich der verbleibende Betrag als bezahlt oder 
als vollftändig ficher geftellt nachweiſe. 

Den Magiftraten und Gemeindeausfchäffen Tiegt 
ed ob, ‚gegen fäumige Mitglieder ihrer Gemeinde bei unwis 
derfprochener Liquidität der Ausftände voreaft durch Mahn: 
und Strafboten einzufchreiten und bloß in dem Falle 
der Unwirffamfeit diefer Beitreibungsweife, oder widerfpros 
chener Liquidität die amtliche Hülfe nachzuſuchen. 

Wenn bei Gemeindeumlagen ein Schuldner die 
Zahlung an dem feftgefeßten Tage nicht geleiftet hat, fo 
hat die Gemeindeverwaltung an dem achten Zage darauf 
einen Mahnungsboten abzufenden und “einen neuerlichen 
Zermin von 8 Lagen anzuberaumen; nad frucdhtlofem Ber; 
laufe diefed Termins ift ein Strafbote zur Erefution abzus 
ordnen, welcher jedoch auf drei Tage befchranft ift, und 
wenn «uch diefe dreitägige Erecution Feine Zahlung bewirkt, 
fo foll endlich die ordentliche Gerichtsbehoͤrde des Schulds 
ners um geeignetes Einfchreiten angerufen werden.  " 

Die niederen KRuratelen haben, wenn die Stiftungds 
und Gemeindepfleger Ausftände anzeigen, die dißfallfigen 
Anbringen zu Protofoll zu nehmen und bie Beytreibung 
in der Urt vorzufehren, wie die Juſtizgeſetze ‚und fpeziellen. 
Anordnungen folched vorfchreiben. Iſt die niedere Kuratel 
nicht zugleich die ordentliche Gerichtöbehörde des Reſtanten, 
letztere aber in dem Inland und in unbedeutender Entfers 
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nung von dem Ort bed Stiftungs- ober Gemeindepflegerd 
wohnhaft, fo kann Letzterer authorifirt werden, die Aus 
ftande bei jener Behörde felbft zu Protofoll zu geben, wor 
bei das gleiche Verfahren eintritt, als wäre mündliche Klar, 
ge geftellt worden. Wenn aber die Gerichtöbehorde des Ner 
fianten weiter entlegen ift, fo hat die niedere Kuratel 
vorerft die Bezahlung auf dem Weg amtlicher Korrefpons 
denz zu betreiben und nur in dem Fall nicht eintretender 
Enifprehung, oder befonderer Verhältniffe die betreffenden 
Anwälte zur Einflagung zu ermächtigen. Auf die eben ge 
dachte Weife ift auch hinfichtlich der im Ausland wohnens 
den Reftanten zu verfahren. 

Alle zur Zeit der Nehnungsftellung noch vor 
bandenen und gemäß der obigen Beſtimmungen zuläßigen 
Aktivausftände find in der betreffenden Jahrsrechnung, und 
zwar lediglich in der Abtheilung der Ausgaben, zu verrech⸗ 
nen, indem der Vortrag der Einnahmen nicht die wirklich 
eingegangenen, fondern fammtliche im Laufe des Rechnungs: 
jahres angefallenen, oder zur Erhebung bdefretirten Eins 
nahmsbeiträge nachweifen muß, und jeder Reft, ald Mins 
derbetrag gegen Die ONE nnE gleich einer Auss 
gabe zu betrachten iſt. 

Die Ausgabsrubrik der Ausſtaͤnde zerfaͤllt hienach: 

a) in die bloß zur Zeit unerhebbaren oder ruhenden und 
b) in' die gaͤnzlich unerhebbaren, zur Niederſchlagung oder 
definitiven Verausgabung geeigneten Poſten. 

Beide Gattungen ſind mit genauen Ausſtandsver— 
zeichniſſeen zu belegen, aus welchen nicht nur die eins 
zelnen Beträge, die Zeit des erſten Anfalld, und die etwais 
gen Zahlungsfriften, fondern auch die verfügten adminiftras 
tiven und gerichtlichen Einfchreitungen, die Urfache dee 
Nichterfolges, oder der Grund der definitiven Niederfchlas 
gung — erfehen werden fonnen, 

Die fih zur Nacherhebung eignenden Nusftände bit 
den neben dem etwaigen Aftivrefte die erfte Einnahmerus 
beit der nächftien Rechnung und find derin mit Bezug auf 
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die vorhergehende Rechnung ‚gehörig in Einnahme nachzu⸗ 

weiſen. 
Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß Rechner, wel; 
che gewiße Prozente oder Tantiemen als Remuneration 
beziehen, dieſe Gebuͤhr nur von den wirklichen Einnahmen 
anzuſprechen haben und daher nur in dem Jahre verrech— 
nen duͤrfen, in welchem die Ausſtaͤnde wirklich eingegan— 
gen ſind. 

Erl. die Eintreibung und Verrechnung der here von 


Stiftungen und Gemeinden betreff. v. 31. Dez. 1 
Intell. Bl. des Oberdonauk. v. 1830. ©. 435 — — 


45) Aktivlehen. 
ſ. Lehenweſen. 


Die Aktivlehen mit ihren Gefaͤllen find den mediatiſir— 
ten Standesherren auch ferner befaffen; jedoch Tonnen 
die Nitterdienfte nur für den Souverain gefordert werden, 
und in allen ftreitigen Lehenfachen geht die Appellation von 
den Juſtizkanzleyen an das koͤnigl. Oberappellationsgericht. 


Ed. die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der a rten betreff. 
v. 26. May 1818: Geſ. Bl. © 


46) Aktuare. 
f. Landgerichtsaktuare. Polizeyaktuare, 
47) Ulimentationem 
f. Zamilien = Zideitommiffe. Konkurs. 


Bey Bildung neuer Familienfideifommiffe 
aus den vorigen Fideifommiffen und Stammgätern ift der 
Errichter zwar feinen Notherben Feinen Pflichttheil ſchuldig; 
jedoch gebührt diefen, in Ermanglung anderen Vermögens, 
eine verhältnigmaßige Alimentation aus dem Fond der St 
deikommiſſe. ($. 35.) 

Der Fideikommißbeſitzer ift verbunden, im Fall 
feine Verfügung zum Vortheil der Familienglieder getroffen 
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ift, feinen Gefhwiftern oder der Wittwe feined Vorfahrers, 
bei dem Mangel anderen Bermogend oder Einfommens, 
die nöthige und nach Umftänden zu beflimmende Alimentas 
tion, auch feinen Zöchtern und Schweftern bey ihrer Bers 
ehelihung eine anftändige Ausſteuer zu geben. ($. 46.) 


Wenn eine Abminderung des Fideikommißvermoͤgens 
aus eigenem Berfchulden des Befigerd entitanden ift, und 
die Anwärter deſſen Adminiſtration erwirfen, fo müßen die 
auf dem Fideikommiß baftenden Alimente, fofern fie nicht 
wegen Uebermaß eine Herabfekung erleiden, auch während 
der Adminiftration verabreicht werden, ($. 96.) | 

Ed, über die Fämitienfbeifommife v. 26. May 1818. $. 35. 46. 
6. Gef.Bl. ©. 291. 296. 317: 

Die während ded Konfurfes laufenden Mlimente, 
welhe ein Gemeinfchuldner an Jemand zu reichen verbuns 
den it, gehören in die erfte Klaffe, inſofern nicht eine 
bloße Handlung der Freigebigfeit denfelben zum Grunde 
liegt, | 

Nrioritättordnung v. 4. Juni 41822. $. 12. (a. 3.) Geſ. Bl. 

S. 108. 


Die Koften der Oberzolladminiftrationen, 
namentlich die Penfionen, Ruheſtandsgehalte, und Alimens 
tationsbezüge der Beamten, Diener und ihrer Relikten fals 
len augfchließend jenen ÖStaatdregierungen zur Laft, von 
welchen die Beamten und Diener ernannt worden find, 


Belanntm. — baieriſch- würtemberg. — betreff. v. 
6. Febr. 1828. Art. 17. Kegbl. ©. 
48) Allodium 


Das Lehen muß von dem Erbgut abgefondert 
werden: 
a) wenn ſolches an einen Lehenfolger gelangt, welcher 
nicht zugleich Allodialerbe: ift; 
b) wenn es dem Lehenherrn heimfällt; oder, 
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c) wenn das Allodium wegen Schulden des Lehenmanns 
in Konkurs geräth. ($. 171.) 


Diefe AUbfonderung gefchieht entweder außergerichttich, 
durch gätliches Einverftändniß aller Betheiligten, oder ge; 
richtlich, durch formliche Behandlung vor dem Richter, 
($. 172.) 

In jedem Fall wird die Mitwirkung des Lehenherrn hie⸗ 
zu erfordert, und ohne ſolche iſt die Auseinanderſetzung un⸗ 
guͤltig. (F. 173.) | | 

Bey Beltimmung der Lehenftüde wird vor Allem auf 
die Lehenbriefe und Neverfe, fodann auf die bei dem ober; 
ften Lehenhofe vorliegenden Befchreibungen, Faſſionen und 
Katafter gefehen, Im Zweifelsfall ıft die allgemeine Ver— 
muthung für das Allodium; wo aber ein ganzer Körs 
ver zu Lehen verliehen, oder bei der Belehnung der Auss 
drud mit „Zugehör‘ gebraucht iſt, flieht die Vermuthung für 
daß Lehen, und die Ullodialeigenfchaft der einzelnen Stüde 
muß bewiefen werden. ($. 174— 176.) 

Allodial find: 
a) die Früchte des Tehendz - 
b) dasjenige, wad dad bürgerliche Geſetzbuch unter be 

weglichen Gründen begreift. ($. 177.) 

Wo ein ganzer Körper lehenbar ift, befteht die VBermur 
thbung, daß alle Unbewealiche zum Lehen gehöre. ($. 178.) 

Die Früchte werden zwifchen den Allodialerben des Les 
henmanns und dem Lehenfolger, oder Lehenherrn in dem 
Berhaltniffe getheilt,- wie das bärgerliche Geſetzbuch die 
Zheilung zwifchen Nußnießer und Eigenthuͤmer beftimmt. 
Das Gleiche gilt von dem Zuwachs und den Verbefferungen. 
($. 179 — 180.) 


Ed. über die Lehenverhältniffe v. 7. Juli 1808. $. 171 — 180. 
in Döllinger8 Gupplementen, BL Beyl. VL ©. 162. _ 


49) Allodififation. 


Thron- und Kanzleilehen, fo wie aud) alle Ritterlehen 
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ohne Gerichtöbarkeit, därfen nur mit Genehmigung des Kös 
nigs allodifizirt werben, 
Die gezwungene Lehenallodififation ift aufgehoben. 


Gef. die Revifion des Lehenedikts ren * 15. Aug. 1828. 
$. 4— 5. Geſ. Bl. 
Die Rentaͤmter haben die gewoͤhnlichen Bruttoprozent⸗ 
bezuͤge blos allein bei Allodificationen gemeiner Lehen 
anzuſprechen. 


V. die Bruttoprozentbezüge von Allodifikationsgeldern betreff. 
v. 19. Zul. 4814. in Gerets Samml. B. IV. ©, 206. 


50) Almende. 
f. — — 


51) Alpe m 


Behufs der Steuerflaffifitation wird der Ertrag auß 
eigenthümlichen Alpen nach der Zahl und Art des Viches, 
welhes in diefelben, der Alpenordnung gemäß, getrieben 
weden kann, fodann nach der Zriebzeit und dem Zutterbes 
darf erhoben, oder vielmehr mit dem Wiefenertrag in Bers 
gleich geftellt. 

Gef. die allgemeine use zer — 15. Aug. 1828. $. 

9. Gef.‘ 4. 

Die Alpenwaide, auf eigenen Gründen oder als Ser—⸗ 
vitut auf fremden ausgeäbt, wird bei NHerftellung des 
Grundfteuerfatafter8 unter befonderer Befikliter aufge - 
führt, gleichviel, ob fie Zugehörung eines Guts, oder wals 
zend feye. Es wird hiebei erhoben, die fpezifife Anzahl und 
Gattung des Viehes, welches nach den Alpenorönungen auf 
jede Alpe’ getrieben werden Tann, fodann die Trieb- und 
MWaidezeit durch Bemerkung der Auf- und Abtriebsperiode, 
mit Nebenbemerfung der Waideverfürzungstage, Außerdem 
wird noch befonders durch fachverftäandige Taxatoren erhos 
ben, wie viel auf der fraglichen Alpe ald täglich dem Vieh 
zulommender frifher Futterbedarf dem Gewidt nach) 
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für ein Stuͤck Vieh jeder Gattung anzunehmen und welche 
Quantität frifben Alyengrafes feiner Befchaffenheit 
nad) einem Gentner Heu gleich zu achten feye. 

Inſtruct. un die Kataftrirung der definitiven Grundfiener v. 

9. Jan. 1830. $. 28. Regbl. S. 325. 

Bon dem in Berhaltnißzahlen oder Kataftergulden aus⸗ 
gemittelten Alpenwaidgenuße iſt im Kataſter fuͤr jeden 
Gulden Ein Kreuzer als Alpenwaideſteuer auszu— 
werfen, wovon jedoch die fuͤr allenfallſige Dominikallaſten 
berechnete Dominikalſteuer in Abzug kommt. 


Ob. Inſtruct. F. 63. Regbl. ©. 349. 


52) Alter. 


Zum vollen Genuß des baieriſchen Staatsbuͤrgerrechts 
wird die geſetzliche Volljaͤhrigkeit erfordert. 
Verf. Urk. v. 26. März —— Tit. IV. 6. 3. (a.) Gef. Bl. 


Ed. über das SEEN 2 — Day 1818. $. 8. (a.) Gef. 


Erwieſene Förperliche oder geiftige Unfähigkeit oder ein 
ſechszigjaͤhriges Alter find gültige Entfchuldigungsurfachen , 
wegen welcher ein Gemeindeglied die Stelle eins Ge 
‚meindebevollmakhtigten ablehnen Fann. 


V. die Verfaffung —F un —5 v. 17. May 1818. 
$. 77. Geſ. Bl. ©. 


Mindersährige und diejenige, fo unter Kuratel ftehen, 
fonnen an den Gemeindewahlen weder ald felbfiftän; 
dige Stimmgeber, noch durch Aufftellung eined Bevollmaͤch— 
tigten, noch ald Stellvertreter eines Dritten Antheil nehmen, 

DB. die PANNE ee ee, = > Aug. 1818. $. 7. 

(a.) Geſ. Bl. 


Für die Waͤhlbarkeit zu Stellen rechtskundiger 
Magiftratsrätbe in den Städten erfier und zweiter 
Klaffe wird außer der wiffenfchaftlichen Prüfung, welche fie 
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erſtanden haben muͤßen, auch die Volliaͤhrigkeit und der 
Wohnſitz in der Gemeinde erfordert. 


V. 6. 13. Geſ. Bl. ©. 487. 


Die Reichsraͤthe haben den Zutritt in die erſte Kams 
mer nach erreichter Bolljährigfeit; eine entfcheidende Stim: 
me aber fommt den Prinzen des Foniglichen Hauſes erft 
mit dem einundzwangzigften, und den übrigen Reichsräthen 
mit dem fünfundzwanzigften Lebensjahre zu. 

Berf.Urf. v. 26. May 1818. Tit. VL. $. 5. Geſ. Bl. ©. 123. 


Ein Mitglied der Kammer der Vbgeordneten muß 
ſelbſtſtaͤndiger Staatöbürger feyn und das dreißigfte Lebens; 
jahr zurückgelegt haben. 


Ob. Verf.Urf. Tit. VL. $. 12. Geſ. Bl. ©. 124. 
55) Alterthuͤmer. 


Die Generalfommiffariate haben fammtlihe Beamte 
anzuweifen, daß fie altertbämliche Gegenftände, welche ger 
funden werden, und die Nachricht über folhe, der Akade— 
mie der Wiffenfchaften mittheilen und dem Anfinnen, wel 
he3 fie diesfalls von ihr erhalten, möglichft entfprechen 
follen. 

Die Unterthanen find bei jeder ſchicklichen Gelegenheit 
aufmerffam zu machen, bie alten Münzen, Waffen, Geras 
tbe, Gefchirre u. fe w., welche fie in Aeckern, Waldern, 
oder bei Veränderung alter Gebäude finden, dem nächfiges 
Iegenen Amt anzuzeigen, und gegen verhältnißmäßige Vers 
guͤtung aus dem Fond der Afademie zu überliefern. 


Erl. die Auffindung wilfenfchaftlicher a betreff. v. 
8. März 1808. Regbl. ©. 


54) Amortifationsedifte 
f. Ediktalcitationen. 


Das Geſuch um Amortifirung einer verlorenen oder 
vermißten Urkunde, deren gegenwärtiger Inhaber unbes 
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kannt ift, foll bei dem Gerichte des Imploranten anges 
bracht werden. ($. 1.) E 

Der die Amortifation Nachfuchende hat zuvörderft fein 
Intereſſe und daß er im Beſitz der fraglichen Urkunde 
gewefen feye, im Allgemeinen zu befcheinigen. ($. 2.) 

- Das Gericht erläßt hierauf eine Ediftalcitation 
an den unbekannten Inhaber,” welche Folgendes enthalten 
muß: 

a) den Namen des Ymploranten, 

P) eine genaue Bezeichnung der Urkunde felbft, nämlich, 
den Namen des Ausftellerd und desienigen, dem fie 
ausgeftellt worden, die Befchaffenheit der Forderung, 
fammt dem Ort und Datum ihrer Ausftellung, fo wie 
bei öffentlichen Fondsobligationen deren Nummer, - 

ce) einen fechömonatlichen Zermin und 

d) die Aufforderung an den unbekannten Inhaber, daß 

fokhe innerhalb des beftimmten Zermind vor Ges 
richt vorweifen, widrigenfalld fie für Eraftlos erflärt 

würde, ($. 3.) 

Diefe, Ediftalcitation ift an dem Orte ded Gerichtö, 
von welchem fie erlaffen worden, wie auch desjenigen Ge; 
richts, in deffen Bezirk oder Nähe die Urkunde angeblich 
verloren gegangen, und bey dffentlichen Fondsobligationen 
zugleich an derjenigen Kaffe, bei welcher die Zinfe erhoben 
werden, anzufchlagen. Auch foll diefelbe dreimal, in 
monatlichen Zwifchenraumen, in eine Zeitung oder in das 
Intelligenzblatt des Kreifed, fo wie auch einmal in eine 
Zeitung der Hauptftadt und bei dffentlichen Landesobligati— 
onen überdied noch dreimal in eine .augländifhe Zeitung 
eingerüdt, ein Exemplar diefer Blätter, aber zu den Alten | 
- gelegt werden. ($. 4.) 

Wird nun die ausgefchriebene Urkunde inner der bes 
ſtimmten Frift vor Gericht vorgewiefen, fo ift diefed gehoͤ— 
rig zum Protokolle zu bemerken, Erfolgt aber die Vorweis 
fung nicht, und find die übrigen gefeßlichen Erforderniffe 
beobachtet worden; fo ift von dem Gerichte die Praflw 
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ſion, der ergangenen Warnung gemaͤß, auszuſprechen. 
($. 5.) 

Diefes Amortifationgerfenntniß wird an dem Orte ded 
Gerichts öffentlich angefchlagen und gleich den Ediktaleitati— 
onen, in die oben beftimmten dffentlichen Blätter, jedoch 
nur Einmal, eingerädt, auch bey Fondeobligationen der 
zinfenden Kaffe mitgetheilt. ($. 6.) 

Gegen ein foldes Erfenntniß finden nur biejenigen 
Rechtsmittel flatt, weſche überhaupt gegen Contumazi— 
alerfenntniffe eingelegt werden koͤnnen. ($. 7.) 

Ein rechtsfräftiges Amortifationserfenntniß hat zur Fol: 
96, daß die für amortifirt erflärte Urkunde nicht mehr 
ald Beweismittel für die in folcher enthaltene Verbindlich: 
feit geltend gemacht werden Tann. ($. 8.) 


V. die Audfertigung der a a betreff. v. 10. 
Oktbr. 1810. Regbl. ©. 9 


Unter dffentlihen Fondsobligationen find in 
obiger Beziehung nur jene zu verftehen,. welche auf be 
fimmte Darleiber lauten, und es follen daher bei verlores 
nen oder dem Cigenthümer entwendeten Fondsobligationen, 
welhe auf jeden Inhaber Yauten, Amortifirungsgefuche 
nicht flatt finden, ausgenommen, wenn derley Papiere 
von der ausgebenden Behörde entweder durch eine den Ne 
geln des Inſtituts gemäße Erflärung, oder auf gerichtliched 
Beranlaffen, oder auch auf Verlangen des Eigenthümers, 
dur Bormerfung in dem Inſtrumente feldft einem be 
fimmten Inhaber zugefchrieben worden wären, in mel 
chem. Fall fie die Natur gewohnlicher Obligationen anneh— 
men. Mebrigens bleiben dem Eigenthümer verlorener oder 
entiwendeter Obligationen diefer Art gegen deren unrecht— 
mäßigen Beſitzer die gewöhnlichen Rechtsmittel vorbe 
halten. 

Frläuterung d. ob. Verord. v. 17. Aug. 1813. Regbl. ©, 1082. 


Gegen redliche dritte Befißer von dergleichen Schuld: 
Briefen, welche auf einen unbeftinmten Inhaber lauten, 
6 
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folle Fein gerichtlicher Urreft erfannt, und ebenfowenig bey 
den Sculdentilgungsfaffen die Zahlung von verfallenen 
Zinfen, Kapitalien, oder damit verbundenen Gewinnſten 
fiftirt werden, 


Zweite Erläuterung v. 12. März 1817. Regbl. ©. 178. 


In Anfehung der Amortifation der Pfandbriefe und 
Zindcoupend von dem Kreditverein der baierfchen 
Gutsbeſitzer treten die allgemeinen gefeßlichen Beftimmungen 
ein. Die amortifirten Pfandbriefe werden in den Beplagen 
des Vereinsblatted und in der von dem Minifterum des 
Innern zu befiimmenden Zeitung bekannt gemacht. 


V. die Finführung der a betreff. v. 25. April 1826. 
$. 37. Regbl. ©, 433. 


Das Erlaffen von —— liegt auf 
fer dem Wirkungskreis der Ortögerichte. 


V. v. 6. Apr. 1815. in Döllingerd Repert. Bl. VII. ©. 23. 


55) U m t, öffentliches. 
f. Anftellung. Staatsdienſt. 


Pur nach zurücdgelegten Militärpflichtigfeitsiahren und 
nachdem ein Individuum von -dem Militärdienft der 
aktiven. Armee gänzlich entledigt ift, Fann sin folches zu oͤf⸗ 
fentlichen Aemtern, zur Ausübung der flaatöbürgerlichen 
Rechte, Anſaͤßigmachung u. f. w., zugelaffen werden, 

Vorſchrift zu rer des Konferiptiondgefeged v. 18. Juni 
2. $. 257. 258. Regbl. S. 1163. 

Studirende, die auf Univerfitäten in geheimen. oder 
nicht autorifirten Verbindungen geftanden find, ſollen bey 
Feinem oͤſſentlichen Amte zugelaffen werden. 


Bekanntm. einige Befchlüffe der Yundesgerfammlung betreff. 
v. 16. Bil 1819. Abſchn. I. $. 3. Regbl. ©. 1049. 
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5) Amtsatteſte.“ 
ſ. Zeugniffe. u 


Die beträgliche VBerfertigung oder Filſchung von 
Paͤſſen, NReiferouten, Gertififaten und Amtsatteftaten, wie 
auch ein wiffentlicher Gebrauch derfelben, foll mit Gefüng- 
nif von drey Monaten, bis zu Einem Jahr, beftraft wer 
den. Den Gerichten ift jedoch geftattet, diefe Strafe wegen 
Menge oder Wichtigkeit mildernder Umftände bis auf acht⸗ 
tägige3 Gefaͤngniß herabzufeßen. 

Handlungen diefer Urt, bey welchen ſich das Merfmal 
der Beträglichfeit nicht findet, unterliegen blos polizeylicher 
Ahndung. 


Erläut. ded Artikel 245. im erften Theil * ———— 
v. 11. Sept. 1825. $. 1. Geſ. B 


7) Amtsbezirk, 


Den äußeren Juſtiz-, Polizeys und Finangbeamten ift 
es im Allgemeinen unterfagt, in — Amtsbezirk eine 
Gutsrealitaͤt zu erwerben. 


Ed. über die Verhältniſſe der Sue v. 26. May 1818. 
$. 21. Gef. Bl. ©. 342. 


unter den genannten Beamten ſind jedoch die Mitglie⸗ 
der der Juſtiz- und Adminiſtrativkollegien nicht begriffen; 
folglich iſt auf dieſe dad Verbot, eine Guütsrealitaͤt im 
Amtsbezirke zu erwerben, nicht anwendbar. 


Auch ſelbſt die Landbeamten duͤrfen zum eigenen Haus⸗ 
bedarf vier bis ſechs Tagwerke an Aeckern, Wieſen oder 
Gaͤrten durch Kauf oder Pachtung erwerben, wovon aber 
jedesmal der vorgeſetzten Kreisregierung Anzeige geſchehen 
muß. Würden die Privatverhaͤltniſſe eines aͤußeren Beam—⸗ 
ten ein groͤßeres Maaß zu ſeinem Hausbedarf erfordern; ſo 
kann zwar eine weitere Erwerbung, uͤber die feſtgeſetzte Zahl 
von ſechs Tagwerken, zugelaſſen werden; allein dies haͤngt 
von der ausdruͤcklichen Genehmigung der einſchlaͤgigen Kreis⸗ 

6 | | 
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regierung ab, welcher die beſonderen Verhaͤltniſſe des En: 
des vorzutragen find. 

Erwerbungen von Gütern im Amtsbezirk, durch Erb⸗ 
ſchaft oder Heirath, unterliegen dem — nicht. 


Erkl. v. 24. Aug. 1818. * 1. 4. 5. Regbl. S. 985 — 990. 


Vorſtehende Normen Haben auch auf bie Herrfchaftrichz 
ter, Patrimonialgerichtöhalter und deren Aktuare Bezug. 


Ed, über. die, ‚autäßeerlice red v. 26. May 1818. 
. IV. $. 64. Geſ. B 245. 


68) Amtsbürg (Haft 
f. Kaution. | 


Die Wiedereinführung der. Amtsbärgfchaften oder Kaus 
tionen, zur Sicherftellung des Aerars gegen nachläßige oder 
ungetreue Beamte, gefhah im Jahr 1819 unter folgenden . 
Beftimmungen : 

Alle Beamte; welche einen Theif des Finanzvermbgens 
zunaͤchſt und unmittelbar. behandeln, haben deshalb Buͤrg⸗ 
ſchaft zu feiften. ($. 1.) | 

Diejenigen, welche nur für die höhere nminifkration;, 
Leitung und Berathung der Finanzen beftellt find, bleiben 
bievon ausgenommen. ($. 2.) . 

Unter Beamten wird alles Dienſtperſonal verſtanden 
welches, in unmittelbarer Berührung mit dem Geld und 
Gut des Staats fich befindet, ohne Ruͤckſicht auf ſtatus— 
mäßige Anftellung und auf den Genuß ftaatsdienerfchaftlis 
cher Rechte, mithin auch die entlaßbaren Zunftionärd, pro; 
viforifh Angeftellten, Amtsfubalternen u. f. w. ($. 3.) 

Da das den Beamten anvertraute Finanzvermoͤgen nicht 
nur in Geld, fondern eben fowohl auch in Geldeswerth 
beftehen kann, fo find diejenigen, welche Vorräthe, Magas 
zine von Materialien und Naturalien, Sammlungen vers 
fhiedener Art u. ſ. w., unmittelbar zu Verwalten oder zu 
verwahren haben , in gleichem Maaße buͤrgſchaftpflichtig. 
($. 4.) 


u ' 
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Hieher gehören nun: Kr 
A) Ulle eigentlichen —— und war: 

a) der Zentralſtaatskaſſier und alle Kaſſiere * zentrali⸗ 
ſirten Stellen; 

b) die Kaſſiere in den Kreiſen und bey den Spezialfchuls 
dentilgungsfommifitonen ; 

ce) die Kontrolleurs, Buchhalter und Zahlmeifter der ges 
nannten Kaffen, in foferne fie mit den Kaflterd ger 
meinfchaftliche Sperre haben, oder für fich eine dene 
Kaffe führen ; 

d) alle Kaffenoffizianten, wenn ihnen —X das Geld—⸗ 
zaͤhlen uͤbertragen iſt. 

B) Alle allgemeinen Rentbeamten und zwar: 

a) die Mauthbeamten mit ihren Kontrolleurs; 

b) die Salzbeamten; 

c) die Bergbeamten, mit ihren Aſſiſtenten; 

d) die Oberaufſchlaͤger; 

e) die Siegelbeamten, mit ihren Shen: 

f) die Unterauffchläger , 

g) die Zaraturbeamten; 

h) Depofitäre, wenn Beamte diefer Art beſonders beftellt 
werden; 

i) die verrechnenden Beamten der Hofftabe und Intens 
danzen;z 

k) die verrechnenden Poftbeamten; 

1) die Pottobeamten; 

m) die Triftbeamten mit Verrechnung ; 

n) die Braubeamten ; 

0) die Beamten bey Defonomien, Fabriken u. ſ. w., wels- 
che auf Negie des Staatd betrieben werden; und 

p) alle Verwalter von Materialien, Naturalien, Maga; 
zinen, Vorraͤthen u. f. w. welche bey dem Salz: und 
Bergwefen, den Hallen, der Münze, dem Lands und 
Mafferbau, den Hofftäaben, Intendanzen, Delonomien, 
Sabrifen u, f. w., beftehen, - 
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C) Die Landrichter, in fo fern fie Zaren, Depoſiten⸗— 
und andere Merarialgelder verwalten; die Polizeydireh 
>. ‚teren und Kommiffarien, infofern fie ähnliche Einnahmen 

behandeln, oder Über Averfalummen aus den Staats: 

Faffen. fich_zu berechnen haben; fodann die Verwalter der 

Zuchthäufer und aller jener dffentlichen Anftalten, wel 

chen ihr NRegiebedärfniß auf Staatskaſſen angewiefen 

wird; endlich alle hier nicht genannte Beamte, welche 
nach der gegenwärtigen oder einer Fünftigen Finanzver; 

faffung in einer ähnlichen Verrechnung ftehen. ($.6 — 13.) 

Die Amtzbürgfehaften werden in klingender Münze ger 
Yeiftet; es haftet auf folchen das Abfonderungsrecht und die 
Gattinnen der Beamten haben eigene Verzichtbriefe deshalb 
auszuftellen. ($. 14 15.) 

Solche find nach Klaffen oder Gradationen, im Ver⸗ 
haͤltniß zu dem Theil des Finanzvermögend, welcher den 
einzelnen Beamten in Behandlung, Berwahrung oder Vers 
waltung gegeben ift, regulirt. Die Klaffen oder Gradatio; 
nen bewegen: fich zwifchen 3000 Gulden und 200 Gulden, 
fo zwar, daß jene Summe. die höchfte, diefe die niedrigfie 
Bürgfcehaftsquote bildet. ($. 16 — 17.) 

Es beftehen demnach folgende eilf Klaffen der Amts— 
buͤrgſchaften: 

4te Klaſſe, Birgſchafts ſumme ee 3000 fl. 

für Beamte, welche über fünf Millionen Bruttoeinnah⸗ 

me haben, oder dem Werth nach eben fo viel an Mater 
rialien u. f. mw. verwahren oder verwalten, 

2te Klaffe, Vürgfehaftsfumme  # + + 2500 fl. 

für Beamte mit einer Einnahme oder Verwaltung von 

drey bis fünf Millionen, | 
Ste Klaffe, Buͤrgſchaftsſumme e 80 8.2000 fl. 
für die Einnahme oder Verwaltung von Einer bis an 

Millionen. 

ate Kaffe, Bürgfihaftsfumme -2°.# .*  41500 fl. 

für die Einnahme: oder Berwaltung von en 

Gulden bie zu einer Million. 
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5te Klaffe, Bürgfchaftsfumme : es 1200 fl. 
für fiebenzigtaufend bis hunderttaufend Gulden. 

6te Klaffe, Bürgfchaftsfumme Ze 1000 fl. 
für fünfzigtaufend bis fiebenzigtaufend Gulden. 

7te Klaffe, Bürgfehaftsfumme a ⸗ 800 fl. 
fuͤr dreyßigtauſend bis fuͤnfzigtauſend Gulden. 

Ste Klaſſe, Buͤrgſchaftsſumme a 600 fl. 
für fünfzehentaufend biß dreyfigtaufend Gulden, 

gte Klaffe, Bürgfchaftsfumme Ei 500 fl. 
für zehentaufend bis fünfzehentaufend Gulden. 

10te Klaffe, Bürgfchaftsfumme Se 400 fl. 
für fünftaufend bi zehentaufend Gulden. Endlich, 

11te Klaffe, Bürafchaftsfumme 5.8 200 fl. 
für eine Einnahme oder Verwaltüng unter fünftaufend 
Gulden. ($. 16 — 18.) 

Da Beamte, bey welchen die Einnahme oder bie Quote 
de3 ihrer Verwaltung oder Verwahrung anvertrauten Geld: 
werthed fich nicht einmal beyläufig beſtimmen laͤßt, oder wel: 
he an der Erhebung, Berwaltung, Verwahrung u. f. w., 
nur einen untergeordneten, nicht wohl augzufcheidenden und 
nab dem Betrage zu beftimmenden Antheil nehmen, oder 
bey welchen die fie betreffende Buͤrgſchaftsquote fchlechter; 
dings außer Verhältniß zu ihrem Gehalte fich befindet, mit 
ihren Bürgfihaften der obigen Klaflififation nicht umnterftellt 
werden finnen, fo find für ſolche ausnahmsweiſe folgende 
Seftimmungen gegeben; 

a) die Kontrolleurd und Buchhalter der Kafliere zahlen 
zwey Drittheile der Bürgfchaft ihres Vorgefekten ; 

b) da8 Naͤmliche gilt von den Kontrolleurs der Auffchlags: 
und Siegelämter und von den Nebenbenmten ben allem 
Mauth:, Salz:, Berg» und übrigen Kameralämtern; 

e) die Landrichter, die bier nur als Perceptiongbeamte in 
Hinfiht auf Strafen, Zargen, Depoſiten u. ſ. w., vor: 
fommen, entrichten zur Bürgfchaft, (einer wie alle,) fünf 
fünfhbundert Gulden; 

d) Kaffenofücianten, infofern fie zum Augzahlen der Gel 
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der verwendet werden, find nur mit einer Bürgfchaft 
von zweyhundert Gulden zu belegen; 
©) bey ganz Feinen Necepturen oder Aemtern, mit einer 

Einnahme oder Verwaltung von nur 2000 fl. oder noch 

weniger, wenn folche Einnchmer oder Verwalter einen 

geringeren Gehalt als 200 fl. bezichen, follen diefelben 

‚mit Feiner höheren Buͤrgſchaft, als ihr jährlicher Gehalt 

beträgt, belegt werden; 

f) die Poft: und Lottobeamten behalten ihre früher regus 
lirte Kaution unverändert; 

g) Directoren und Cuſtoden folcher Sammlungen; deren 
Kunſt- und Seltenheitdwerth nicht Yeicht durch Schäs 

Kung nachgewiefen werden Fann, 3. B. die Oberauffes 

ber der. Bibliothefen, Gemaldegallerien, Antiquarien, 

Münzkabinete, Schaßfammern u. f. w., find der Ent 

richtung einer Bürgfchaft ganz enthoben. (F. 19— 28.) 

Die Bürgfhaftsfapitalien werden nad dem lans 
besüblichen Zinsfuß verzinst und den cavirenden Beamten ift 
bewilligt, die Zinfen aus ihren Gefällen und Einnahmen fo: 
gleich zu erheben, fofort aber in Nechnungausgabe zu ftels 
Yen, oder die Scheine dafür ftatt baaren Geldes in ihren‘ 
Abrechnungen geltend zu machen. ($. 29 — 30.) 

Wenn ein Beamter von feiner Stelle abfritt oder ftirbt, 
fo wird das Bürafchaftsfapital ihm oder feinen Erben bins 
ausbezahlt, fobald er oder feine Erben Rechnung geftellt, 
die NRevifionsbedenten beantwortet, und hiedurch Amtsrich— 
tigfeit gepflogen haben, Gefchieht Letzteres nur theılweife, 
fo wird die Buͤrgſchaft nach Verhaltniß des noch ungedeck— 
ten Betrages zurüchehalten, daß Uebrige aber ſogleich un 
ausbezahlt. ($. 31.) 

Beamten, deren Mittellofigfeit notorifch oder —— 
nachgewieſen iſt, wird geſtattet, die betreffende Amtsbuͤrg— 
ſchaft durch Abzug von einem Sechstheil an ihrer fixen Geld— 
beſoldung und gegen Bezug der pro rata fließenden Zinſe, 
nach und nach zu leiſten. ($. 32.) 


V. die Wiedereinführung der —— betreff. v. 19. 
Febr. 1819. 9.1 — 32. Regbl. ©. 865 — 881. 
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Die Amtsbürgfihaften fließen in die Tilgungs- oder 
Amortifationskaffe und dienen zu Dedung ded Min 
berertraged der Einnahmen gegen die. Ausgaben: 2“ der 
SHauptfchuldentilgungsanftalt, 

B. das ee urn . 2. Zuli 1819, 

Art. VIII. (4. d.) Art. X. (4) Gef. Bl. ©. 250 — 251. 

Die Amtsbürgfchaftsgelder follen bey den Spezialfaffen 
der Schuldentilgungsanftalt ausnahmsweife aud) noch ferner 
gegen Verzinfung zu fünf vom Hundert übernommen wer⸗ 
den. 

V. die Annahme und Berzinfung neuer Anlehen betreff. v. 30. 
uni 1822. Regbl. ©. 684. 

Bey den in Geld oder Obligationen geftellten Amtskau⸗ 
tionen findet dad Separationsrecht ded Staatd wegen 
aller aus der Amtsführung entfpringenden Forderungen im 
Konkurfe der Beamten flatt. Ä 

Prioritätdordnung vom 1. Juni 1822. Abfch. II. $. 4. Gef. 

Bl. ©. 104. 


Das AUmtbärgfhaftsiwefen gehört zum Wirfungsfreis 
der Finanzkammern. 

B. den Wirfungsfreis der oberften Verwaltungdftellen ac, betreff. 
v. 17. Dez. 1825. $. 87. Regbl. ©. 1105. 

Die Heimbezahlung der Kautiondfayitalien findet 
nur dann ftatt, wenn ein verrechnender Beamter, nach Stel: 
lung und Abhor feiner fammtlichen Rechnungen, das Abfos 
Iutorium erhalten und Feine Verwaltung mehr zu führen 
bat, mit welcher die Bürgfchaftspflicht verbunden iſt. Es 
muß daher dem NRequifitorium an die Spezialfchuldentils 
gungsfaffe jedesmal eine beglaubigte Abfchrift des Abſoluto— 
riums beygelegt werden, indem die Spezialkaſſe anfonft kei⸗ 
ne Zahlung leiſten darf. 

V. v. 30. Aug. 1822. in Gerets Samml. B. xii. S. 1337. 


Die in der Verordnung v. 19. Febr. 1819. jenen mits 
tellofen Beamten, welche früher ohne Zadel gedient has 
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ben, zugeficherte Erleichterung in Entrichtung ihrer Amts; 
bürgfchaften kann niemald in einem ganzlichen Erlaffe der; 
felben, fondern blos in einer Herabfekung der Quote 
für die monatlichen Beſoldungsabzuͤge — welche in der Ne 
gel den fechsten Theil der Befoldungsrate ausmacht — be 
fiehen. Die Gefuhe um jene Begänftigung erheifchen eine 
eigene Behandlung. und wenn auch hiebey von gerichtlicher 
Ünterfuchung des Vermögens der Bitffteller nicht die Nede 
feyn kann, fo folle gleichwohl bey Begutachtung der Gefu; 
che um veränderte Zahlungdfriften mit aller Umficht, . befon- 
derd in jenen Fallen, vorgegangen werden, wo Beamte in 
dem Beſitz von Liegenfchaft fich befinden. 

Ssnfoferne die Stadtrichter die Depofiten, Zaren u. 
f. w. nicht in eigener, unmittelbarer Verwahrung haben, 
find fte auch nicht als bärafchaftspflichtig zu betrachten. 

Die Zahlmeifter bey den Kreis; und andern Kaffen 
haben die Hälfte der Bürgfchaft ihrer vorgefeßten Kafliere 
zu entrichten. 

Unterauffhläger mit einer Einnahme von 2000 fl. 
und darunter, deren Dienftgehalt nicht 200 fl. erlauft, ha: 
ben nur eine ihrem jährlichen Gehalt gleichkommende Kaus 
tion zu bezahlen; wenn ſich aber die Verrechnung auf mehr 
ald 2000 fl. erftredt, fo bezahlen fie nach Verhaͤltniß diefer 
Einnahme die Quote der fie treffenden Klaffe. 

Die Fonigl. Stadtfommiffäre find bey der Unbe 
deutenheit ihrer Taxeinnahme von der Buͤrgſchaftspflichtig⸗ 
feit entbunden. | | | 

Die Braumeifter in den koͤnigl. Brauhäufern follen 
neh Verhaͤltniß des ihnen anvertrauten Sudwefens mit 
Kaution belegt werden. | 

Da die Verrechnung Über die Büreauregieerigenzen blos 
eine accefforifche Aufgabe und mit Feinem Gehaltöbezuge ver: 
bunden ift, fo Fann eine Bürgfchaftöleiftung diesfalls nach— 
gefehen werden und eben diefes gilt auch von den Archiv: 
fonfervatoren, Binfichtlich ihrer unbedeutenden Regieerigenz 
verrechnung. Ä 
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Wenn Beamte für Nebendienfte einen befondern 
Gehalt genießen und wegen folcher eine eigene Rechnung 
zu legen haben, fo: find fie auch zu einer befondern Bürg- 
(haft verpflichtet; wenn hingegen die Nefultate der Neben; 
verwaltung in der Hauptrechnung ald Beylage eingeführt 
werden, fo verbürgt fi der Beamte für fein geſammtes 
Rechnungsweſen nach der ihn treffenden Klaffe. 


Erläuterung, da3 Amtsbürgſchaftsweſen — — 29. Febr. 
1820. in Gerets Samml. B. X. 


Nicht nur die von den Ehefrauen * EEE 
gen Beamten audzuftellenden Verzichtsbriefe follen tarfrey 
gelaffen werden; fondern die namliche Taxfreyheit ſolle 
auh den Bürgfchaftsinftrumenten felbft zu Theil werden, 
weil der Befreiungsgrund, daß die Ausfertigung für ein of 
fentliches Intereſſe gefchehe, bey beyden gleich if. 

2. v. 9. Apr, 1822. in Geret3 Samml. B. XU. ©. 1501. 


, Wenn die Zrage, ob einem Bürgfhaftpflichtigen nach 
den beitehenden Gefeßen die Siegelmaͤßigkeit zufomme, 
oder nicht, als zweifelhaft erfcheint, fo ift auf gerichtlicher 
Fertigung der Verzichturkunden zu beharren. 
V. v. 10. Nov. 1823. in Gerets Samml. B. XII. ©. 1508. 


59) Amtseffeftem 
f. Obfignation. Verfiegelung. | 


In Betreff der Berfiegelung der Amtsfaffen, Effek—⸗ 
ten und Papiere nach dem Ableben eines Staatdbeamten 
iſt Folgendes vorgefchrieben ; 

a) bey den geheimen Staats + und Konferenzminiftern be 
ftimmt der König unmittelbar, wer aus befonderem 
Auftrag die Siegelung der vorhandenen Amtsfchriften 

u.f. mw. vorzunehmen habe; 

b) bey den Mitgliedern des Staatsraths im ordentlichen 

Dienft (mit Einfhluß des Generalfefretärd), bey den Borz 

fränden der Minifterialfeltionen, Geheimen-Referendären, 
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Kabinetsfefretären und Generalfefretären der Minifterien 
hat jedesmal der betreffende Staatsminifter diefe Ber 
fügung zu treffen; 

c) bey allen übrigen Staatsbeamten haben deren Vorge— 
feßte oder die Gerichtsbehorden von Amtswegen zu be 
forgen, daß jedesmal ein Negiftrator des betreffenden 
Amtszweiges zur Siegelung der Papiere, Gelder, oder 
Effeften beygezogen werde, 

d) Da übrigens diefe Anordnung fich nicht weiter, als 
auf die dem Staat angehorigen Amtspapiere, Gelder 
oder Effekten erftredden folle, und die Sperre des eigenen 
Nachlaſſes, fo wie das Theilungsgeſchaͤft felbft dem zu: 
ftändigen Gerichte angehört, fo folgt hieraus, daß nach 
dem Ableben eined Staatsbeamten außer dem Gericht 
auch die Verwandten bed Verftorbenen über deffen Nach: 
laß das Siegel. mit anzulegen berechtigt feyen, wonach 
auch die Neferation, Ausfcheidung und Aushändigung 
der Umtöpapiere u. f. w. in Beyſeyn der Erbeintereffen: 
ten. vorzunehmen und zu befcheinigen ift. 

e) Sollte fich bey diefem Gefchäft ein gegründeter Zweifel 
ergeben, ob gewiße Papiere, Gelder oder Effeften ein 
Staats» oder Privateigenthum feyen, fo hat folche das 
zuftändige Gericht bis zu Aufklaͤrung oder Entfcheidung 
ihrer Eigenfchaft in Verwahr zu nehmen; es wäre denn, 
daß durch diefe Mafregel und durch den Verzug der Aus⸗ 
händigung, der eine oder andere Theil verlegt würde, 
oder die Sache felbft Schaden leiden Fonnte, in welchem 
Fall ed dem Gerichte obliegt, eine anderweitige Provis 
fionalverfügung zu treffen. 


®, den Nachlaß der Staatöbeamten Betreff. v. 2. Sept. 1811. 
$.1—5. Regbl. ©. 1105. 


60) Amtsehre. 
f. Aufftand. Widerfegung. 
Wer die Ehrfurcht, welche der Würde des Staatsamts 
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gebührt, durch Ehrenbeleidigung eines Staatöbeamten 
vorfäglich mit herabwürdigenden Worten oder Handlungen 
verleßt, ift der Beleidigung der Umtsehre fchuldig. Es 
gilt hier . jedoch nur diejenige Beleidigung der Amtsehre, 
weldhe entweder während ber Ausübung einer amtlichen 
Funktion, oder in einem VBerhältniß, wo der Beleidiger 
wegen eined Amtögefchäfts mit dem Beamten zu thun hatte, 
oder aus Rache wegen einer obrigfeitlichen Verfügung, oder 
endlich aus angemafter Widerfeglichfeit gegen obrigkeitliche 
Anordnungen und Befehle, begangen. worden iſt. ($. 17.) 


Wer ſolche Ehrenbeleidigung an Staatsbeamten der er: 
fien und zweiten Klaffe, an einem Fonigl. Kollegium oder 
deffen Kommiffaren verübt, ift einem dreys bis fechgmonat; 
lihen Gefangniß und nach Umftänden auch noch einer feyers 
lihen Abbitte unterworfen, wenn nicht ſchon auf der Beleis 
digung an fich felbft eine ſchwerere Strafe haftet. ($. 18.) 


Ehrenbeleidigungen, weldhe an anderen Staatsbeam⸗ 
ten verübt werden, find mit ein: bis dreymonatlichem Ges 
faͤngniß und zugleich nach Umftanden mit feyerlicher Abbitte 
zu beftrafen. ($. 19.) 


Mer die von der Obrigkeit unterzeichneten und zur oͤf⸗ 
fentlihen Befanntmachung angehefteten Verordnungen oder 
Plakate abreißt, befhädigt oder befudelt, fol im Fall 
bloßen Muthwillens mit Fürperlicher Züchtigung, oder mit 
zwey- bis vierzehentägigem Gefängniß belegt werden; wenn 
aber folche Handlungen aus Rache gefchehen, oder in der 
Abſicht, der Obrigkeit Verachtung zu beweifen, oder um die 
Bekanntmachung und Befolgung eines Befehled zu verhin— 
dern, fo tritt eine Gefängnißftrafe bis zu drey Monaten ein. 
($. 21.) | 

Mer Gerichts» und andere obrigkettlihe Siegel, wos 
mit Sachen oder Schriften verſchloſſen gehalten werden, wiſ— 
fentlich und abfichtlich erbricht, ablost, oder befrhadigt, hat 
eine Gefängnißftrafe bis zu drey Monaten verwirft, wenn 
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nicht feine Handlung durch die Abficht, oder durch andere 
Umftände in ein fchwered Verbrechen übergeht. 


V. die — der Staatsverbrechen betreff. v. 27. Juli 1809. 
. 17— 19. 21. 22. Regbl. ©. 1288 — 1290. 


61) Amtseinweiſung. 


Die Kammer der Finanzen beforgt die Amts: 
Ein» und Ausantwortung bey allen verrechnenden Beamten 
und legt die Refultate davon berichtlich vor. Diefelbe Fons 
Furrirt auch mit der Kammer des Innern bey der Amts; 
Eins und Ausantwortung an die Landrichter und Taxato⸗ 
ven, in Hinficht auf Depofiten:, Zar; und Sportelgelber. 


V. den Wirfungsfreis der oberften Bermaltungäfelen ic. —5 
v. 27. Marz 1817. Tit. VL. $. 83. Regbl. . 274 


Die Kreisregierung, Rammer des Innern, beſorgt 
die Landgerichtsextraditionen nach dem ganzen Umfang des 
Reſſorts dieſer Aemter ‚ wobey ihr Folgendes vorgefchrieben 
iſt: 3 
a) vor der Extradition eines Landgerichts hat ſich die 

Kreisregierung deshalb mit dem Appellationggericht in 

geeignetes Vernehmen zu ſetzen und felbiges um Mits 

theilung aller auf die Nechtöverwaltung diefes Landges 
richtö ficb beziehenden Daten, fo wie auch der letzten 

Gefchaftstabelle zu erfuchen ; r 
. b). während ber Extradition foll der Regierungstommifs 

fär den Zuftand® der Juſtizpflege, und der Adminiſtra⸗ 

tivgeſchaͤftsfuͤhrung einer ſorgfaͤltigen Pruͤfung unters 
sieben; und 

e) nach ber Ertradition find die. Nefultate, fo weit fie 
die Juſtiz ausfchließlich oder im Allgemeinen betreffen, 
dem Appellationsgericht ohne Verzug zu erdfinen. 


V. den Wirkungskreis der oberften ara ir — ıc. betreff, 
Ä v. 17. Dez. 1825. Tit. IX. $. 89. Regbl. ©. 1100. 


Bey Verbefcheidung der Amtdertraditionsaften tritt fol 
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legialifche Berathbung ein, wobey bie Direktoren und 
Raͤthe eine entfcheidende Stimme haben. 


Ob. Verord. $. 129. (k.) Regbl. ©. 1133, 


Den bey Amtsertraditionen für das Aftuariat ver 
wendeten Landgerichts s oder Nentamtsfchreibern darf,- nach 
Maßgabe der Dauer der Kommiflion,. ein Honorar bie zu 
dem. höchften Betrage von 15 fl. bewilliget werden. 


V. die Belohnung der Aktuare bey Amtsertraditionen betreff. v, 
27. Febr. 1824. in Geret3 Samml. B. XIII. ©. 1500. 


Bey Würdigung und Prüfung der Verhandlungen über 

Randgerichtsertraditionen hat die Regierung zu erwägen: 

a) ob der Eytraditionsfommiffar ſeinen Auftrag erſchoͤ⸗ 
pfend und inner der fürzeften Zeitfrift erfüllt habe? 

b) ob von Seite ded abgeorbneten Dienerd dad Amt in 
folder Ordnung zurüdgelaffen worden feye, daß eine 
Berzogerung oder Störung in der Uebergabe nicht. habe 
entftehen koͤnnen? ob demnach 


e) der auf die Amtsertradition erlaufene Koften ausſchließ— 
ih von dein Uerar, oder theilweife — und in welcher 
Größe — von dem abgeordneten Beamten oder von 
dem Extraditionskommiſſaͤr zu übernehmen feye? 


Die Befchlüffe hierüber find der Finanzfammer unter 
Anfhluß der Koftenberechnung mitzutheilen. ö 

V. die Amtdertraditionsfoften betreff. v. 24. Juni 1824. in 

Gerets Samml. B. XI. ©. 1540. 

Die Ertradition gutsherrlicher Berichte bey eintres 
tendem Beamtenwechfel und die Cinweifung der neuen Bes 
amten fteht — Fraft bed dem Staat vorbehaltenen Oberauf 
fihtörecht8 — den Fonigl. Behörden zu; was aber die anbey 
erlaufenden Koften betrifft, fo find folche jedesmal von dem 
Patrimonialgerichtdinhaber allein zu tragen. 

V. v. 18. Jan. 1828. in Geretd Samml, B. XV, ©. 40. 


96 | Amtsführung. Amtshandlung. 


62 Amtsfuͤhrung. 


In den Staͤdten der zweyten und dritten Klaſſe und 
in den Maͤrkten iſt der Magiſtrat zunaͤchſt der Aufſicht 
und Leitung des einſchlaͤgigen Land» oder Herrſchaftsgerichts 
untergeordnet; diefe Behörde ift verbunden und ermächtigt, 
dem Magiftrate im Allgemeinen über feine Amteführung Erz 
innerungen zu machen, und wenn foldhe nicht befolgt wer; 
den, Anzeige darüber an die Regierung zu erfiatten. In 
dringenden Fällen Tann ein Land» oder Herrfchaftrichter felbft 
proviforifche Verfügungen erlaffen. 


DB. die Gemeindeverwaltung betreff, v. 17. May 1818. Zit. V. 
$. 127. Geſ. Bl. ©. 9. | 


63) Amtshbandlungen. 
ſ. Gut3herrn. Standedherrn. 


In allen abminiftrativen Angelegenheiten, rüdfichtlich 
welcher dem Standesherrn ein Einfluß auf die Verwal; 
tung eingeräumt ift, hat derfelbe das Necht, feine Näthe 
und Gerihtsbeamten zur Befolgung feiner Aufträge, (für wels 
‚ce er zu haften bat) felbjt durch Geldftrafen, anzuhalten; er iſt 
aber für den aus den Amtshandlungen feiner Beamten ent 
foringenden Schaden in eben dem Maße verbindlich, wie der / 
koͤnigl. Fiskus hinſichtlich der unmittelbaren Beamten. 


Ey, die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der a betreff. 
vd. 26. May 1818, $. 63. Geſ. Bl. 

Eben fo haftet auch der Gutsherr für den aus Amts; 
bandlungen feiner Angeftellten entforingenden Nachtheil. 
Menn er die Gerichtöbarfeit felbft, und zwar zum Schaden 
feiner Unterthanen, ausübt; fo wird er von der betreffenden 
Dberbehörde durch Strafdefehle zur Ernennung eines taugli—⸗ 
chen Beamten angehalten, und bey etwaigem Verzuge wird auf 
feine Koften die Beftellung eines folchen verfügt. 

Ed. über die ——— en v. — Ray 1818. Tit. IV. 
64) Amts: 


* 
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64) Amtishuüͤ fe 


Den mit ber Gerichtöbarfeit und mit. dem Pfandungds 
rechte nicht verfehenen Gutsherrn folle in Beybringung 
ihrer gutsherrlichen Forderungen, auf Anrufen, fihleunige 
Amtshülfe geleiitet werden. 


Ob. Ed. Tit. VL $. 135. Geſ. Bl. ©. 274, 
65) Amtsjubiläum 


Da die Jubelfeyer geiftlicher Verfonen wegen zuräd; 
gelegter 50 Priefteriahre ald Anlaß benußt zu werden 
pflegt, um denfelben Zuftiedenheitöbezeugungen oder Aus; 
zeichnungen zu ertheilen, und die diesfalls von ben antrag> 
fiellenden Behörden einlangenden Berichte nicht immer auf 
eine gehörige Würdigung der Verdienfte gegründet find, wels 
hd doch nothwendig -ift, damit die Auszeichnung ihren 
Werth dadurch behaupte, daß fie nur dem Berdienftvollen 
zu Zheil wird; fo ift folgende Weifung ergangen: 

„Das bloße Dienftalter kann bei Geiftlichen, welche 50 

„Sabre des’ Prieſterthums zurücgelegt haben, nicht als 

‚„zureichender Grund angefehen werden, um ihnen die 

„Auszeichnung der goldenen Eivilverdienfimedail; 

‚fe zu gewähren; fondern es müßen zugleich, neben eis 

„nem ſtets untadelhaften Wandel und treuer Pflichters 

„fuͤllung, einzelne befondere Züge eines gemeinnäßigen 

„oder wohlthätigen Wirfens und einzelne befonders ed—⸗ 

„le Handlungen von ihnen nachgewiefen werden. 


) V. d. Aurziganu je eh bey Amtejubiläen betreff. 
Diay 1 


6) Amtspraxis. 
ſ. Acceſſiſten. Konkursprüfung. Rechtskandidaten. 


Wegen der Amtspraxis der Rechtskandidaten iſt 
Folgendes verordnet: 
4) Die denſelben als Beding der Zulaſſung zur Konkurs—⸗ 
7 
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Amtspraxis. 


pruͤfung vorgeſchriebene einjährige Amtsvpraxis ſoll 
in der Regel bei einem ſolchen Lands oder Herrſchaft⸗ 
gericht erftanden werden, bey welchem die Verwaltung 
der Polizey mit der Ausübung der Civil: und Strafge- 
richtsbarfeit vereinigt ift. 


2) Ausnahmsweife kann jedoch abſeite der Generalfommif; 


ſariate denjenigen Kandidaten, welche beſondere Gruͤnde 
hiefuͤr anzufuͤhren vermoͤgen, die Erſtehung der Praxis 
auch bey einem anderen Untergerichte geſtattet werden; 
aber mit der Verbindlichkeit, daß ſie die ihnen mangeln⸗ 
de Uebung in polizeylichen oder ſtrafgerichtlichen Ges 
fchäften durch weitere Praris bey einer Polizey s oder 
Kriminalunterfuchungsbehörde x.chholen und fomit die 
volle einjährige Praris dergeftalt ergänzen, daß fie wer 
nigftens ein halbes Jahr den civilgerichtlichen und einen 


gleichen Zeitraum den frafgerichtlichen und polizeylichen 


Befchäften widmen, 


3) Difpyenfationen von der Vollendung ‚der- einjaͤhri⸗ 


gen Praxis bleiben den Miniſterien des Innern und der 
Juſtiz vorbehalten, ſollen aber nur in außerordentlichen 
Faͤllen und aus beſonders wichtigen Motiven ertheilt 
werden. Die Rechtskandidaten, welche das Geſuch um 
eine ſolche Diſpenſation hinlaͤnglich begründen zu koͤn⸗ 


nen glauben, haben ſich damit binnen den erſten vier 


Wochen nach Ausfchreibung einer bevorftehenden Kon: 
furspröfung an bie betreffenden Generalftommiffariate 
zu wenden, welche nah Würdigung aller Angaben und 
Umftandbe und nach gepflogener Rüdfprache mit dem eins 
fehlägigen Appellationsgericht, entweder die Abweifung 
des Gefuches verfügen oder mit Anfchluß der erforderliz 
chen Belege Bericht erftatten werden. Verfpätete Gefur 
che diefer Art, welche nicht wenigftend 14 Tage vor dem 
Anfang der Konfurspräfung den genannten Minifterien 
zur Entfcheidung vorgelegt find, bleiben unberücfichtigt 
und den Kreigftellen ift eine eventuelle, unter Anhoff— 
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nung nachfolgender Difpenfation bewilligte, Zulaffung 
zur allgemeinen Prüfung unterfagt. 


DB. die Amtspraxis der Rechtskandidaten betreff. v. 16. Juli 
1816. Regbl. S. 335 — 385. 


67) Amtsſachen. 


Alles, was bei Gericht oder Amt verhandelt wird, und 
wobey das Intereſſe eines Privaten betheiligt ift, unterliegt 
der Taxe; nur eigentliche Amtöfachen, wobey der Be 
amte blos für das Hffentliche Jntereffe arbeitet und wo daher 
die Zare aus der Iandedherrlichen Kaffe bezahlt werden muͤß⸗ 
te, ſind hievon ausgenommen. 


Ed. die Taxen der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit beisen. v. 8. 
Dit. 1810, $. 99, 100. Regbl. ©. 9 


68) Amtsfhreiben 


Ale amtlichen Augfertigungen, als Amtsfchreiben, 
Kompaßfchreiben, Signaturen, Motififationen, Extrakte, 
Atteſte, Paͤſſe, Amtszettel u. f. w,, werden ohne Unterfchied 
mit 50 fr. taxirt, diejenigen Fälle ausgenommen, wo be 
fondere Verordnungen eine tarfreye Behandlung oder eine 
geringere Taxe, (mie bey den Zeugniffen der Dienftboten) bes 
fimmen. | 

Ob. V. $. 74. Regbl. ©. 985. 


69) Amtsfiegel 


Ale katholiſchen Defanate und Pfarreien, wie 
auch alle felbftitändigen Vikariate und Kuratien, welche als 
ftabile Stellen zu betrachten find, ſollen fich zu ihren amtlis 
hen Ausfertigungen eigener, gleichförmiger Amtsſiegel bedie⸗ 
nen. ($. 1.) 

Dieſe Amtsfiegel enthalten, gleich denen der Fonigl. 
Landgerichte u. f. w. in dem Mittelfchilde das baierifche 
Wappen, von einem Lorbeer; und Palmzweig umfränzt, 
ind oben mit der Konigsfrone Bu Die Umſchrift: „Kor 
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nigl. Baidrſches Dekanat N.“ wird im Umkreiſe ſo 
vertheilt, daß der Ortsname unter dem Mittelſchild aufrecht 
zu ſtehen kommt. (6. 2.) 


Die Dekanatsſiegel unterſcheiden ſich von den pfarramt—⸗ 
lichen nur durch einen etwas groͤßern Umfang, indem jene 
einen. Zoll und eine Linie, dieſe aber nur einen Zoll” im 
Durchmeffer haben. ($. 3.) 


Sp wie die Seelforger, denen ein pfarramtliches Siegel 
- anvertraut ift, zu deffen Gebrauch nur in Amtsſachen, nicht 
in Privatgefihäften, berechtigt find; fo werden fie auch für 
jeden fremden oder eigenen Mißbrauch ihres Amtöfiegeld 
firenge verantwortlich gemacht. ($. 4.) 

Es ift daher allen Kaplanen, Kooperatoren und andern 
Huͤlfsprieſtern die Ausftellung pfarrlicher Urkunden, Zeugniffe 
u. dgl. in ihrem eigenen oder in des Pfarrers Namen, ganz 
lich unterfagt, und jede nicht von dem betreffenden Pfarrer 
oder Pfarrverwefer mit eigener Hand und Siegelung ausge 
ftelite Urfunde wird für ungültig und rechtlich) unwirkſam er⸗ 
klaͤrt. ($. 5.) 


V. die —— der katholiſchen Dekanate u. ar betreff. 
. 41. Dep. 1811. $. 1— 5. Regbl. 1812. ©. 157. 


70) Amtsverfhwiegenbeit. 


Allen bey den Generalflommiffariaten angeftell 
ten Individuen iſt ſtrenges Stillfchweigen zur befondern 
Pflicht gemacht und jede heimliche oder offene Anwaltfchaft 
bey fcharfer Strafe, nach Umſanden ſelbſt bey Verluſt der 
Stelle, unterſagt. 


Inſtrukt. für die Generalkommiſſäre v. 17. Juli 1808. $. 68. 
Regbl. ©. 1678. 


Die Verordnungen in Bezug auf amtliches Stillfehweis 
gen, heimliche oder offene Anwaltfchaft, unbefugte Mittheis 
lung an die Parthien, Privatforrefpondenz über Amtsfachen, 
und unberechtigte Benägung amtlicher Notizen oder Materias 
lien für öffentliche Schriften, follen auch von fämmtlichen 


Pr 
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bey der Regierung eines Kreiſes angeſtellten Denern auf 
das Genaueſte beobachtet werden. Gegen die ſtabilen Staats— 
diener haben die Vorſtaͤnde in folhen Fallen mit Dieciplis 


narftrafen einzufchreiten und die entlaßbaren Zndividuen find 


fogfeich zu entfernen. 

Für jede Nachfiht bierunter bleiben bie Vorftände vers 
antivortlich. 

V. den Wirkungskreis der oberften Verwaltungsftellen ic. betreff. 
v. 17. Dez. 1825. $. 145. Regbl. ©. 1146, 

Das Gleiche ift den Individuen bey den Minifterien 
zur Pflicht. gemacht. 

V. die Formation der Miürifterien betreff. v. 9, Dez. 1825. 

$. 128. Regbl. ©. 1018. 

Ebenfo, dem Perfonal der Magiftrate in allen Städs 

en und Märkten. 5 


V. die Serhäfttfäßrung der Magiftrate betteff. v. 21. Sept. 
18, $. 52. Regbl. ©. 1069, 


71) Amtsverwefer 
f. Landgerichtöverwefer. 


Für die interimiftifche DVerfehung von Forftdienfis 
ftellen ift folgende Belohnung feftgefekt: 

4) Für einen Revierfoͤrſter, als Verweſer eined Forfts 
amt3, wenn er feinen Wohnſitz verlaffen und ſich unmits 
telbar am Site des Forftamts befinden muß, der Funk 
tionsgchalt eined Forftmeifterö, welcher ihm neben dem 
Fortbezug feined gefammten Revierforftergehaltes auf die 
Dauer der Zunftion nach der fich ergebenden Natenbes 
rechnung anzumeifen ıftz wenn er fich aber bereit? am 
Sitze des Forfiamts befindet — bloß eine angemeffene 
Remuneration, in Berhältniß ber Zeitdauer und der 
Dienftleiftung. 

2) Fuͤr einen Forſtwart der Stationggehälfen, welcher 
ein Nevier interimiftifch verfieht, bey Veränderung des 
Wohnfiges der dritte Theil des Gefammtgehaltd eines 
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Revierfoͤrſters an Haupt⸗ und Nebenbezuͤgen, neben dem 
Fortbezug des Gehalts von feiner eigenen Stelle und 
wenn feine Veränderung ded Wohnfiges flatt findet, — 
ebenfallg eine angemeffene Remuneration. 

* 3) Für einen interimiftifhen Gehälfen auf erledigten 
Forftwarteygen, Stationen, oder NReviergehülfenpoften, 
wenn er Feine Berföftigung erhält, täglich 36 Kreuzer, - 
wenn er aber bey dem Nevierforfter verföftiget wird, 
taͤglich 15 Kreuzer. 

Es verfteht fich Übrigens, daß die Ausgaben für der: 
gleichen interimiftifhe Verweſungen nur in Erfranfungsfäl: 
fen, wo foldhe unvermeidlich erfcheinen, oder, wo es das 
Intereſſe des Dienfted erfordert, auf Rechnung des Aerars 
heftritten werden dürfen. 


DB. v. 12. Dit. 1822. in Geretd3 Samml. B. XII. ©. 1318. 


Ueber die Dienftesbezüge und deren Auseinanderfeßung 
bey eintretenden Nentamtsverwefungen ift Folgendes 
verordnet? | 

4) Bey Beforderungen mögen definitiv Angeftellte 
vorläufig bloß zu VBerwefern der neuen Stelle ernannt 
werden, jedoch gegen Verabreichung des ganzen damit 
verbundenen Gehalts und nicht länger ald auf drey 
Fahre, mit deren Ende fie definitiv eintreten. Leiſten 
diefelben in diefer Zeit den Forderungen des Dienftes 
fein Genüge, fo dürfen fie in ihre vorige. Stelle zurüd 
verfeßt werden, aber ohne Verkürzung an Rang und 
Gehalt und ohne Nachtheil rückfichtlich anderwärtiger 
Beforderung. 

2) Bey einer bloß vorÄäbergehenden Verwaltung, 
ohne Ernennung zum Amtsverweſer, behalten Angeftell 
te das Einfommen ihrer Stelle; Quiedcenten beziehen 
ihre Penfion fort; Diurniften aber und Unangeftellten 
wird die Hälfte des rentamtlichen Geldgehalts verab- 
reicht. | 

3) Saämmtlihe Berwefer, ohne Unterfchied, treten 
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in den Genuß aller Amtsfunftionsbezäge an Bruttopros 

zent, freyer Wohnung, Holz und Diäten; 

4) dagegen haben fie aber auch alle den Rentbeamten ob» 
liegenden Dienftesausgaben zu beftreiten, 

5) Die Auseinanderfeßung zwifchen dem Verweſer 
und dem abtretenden Beamten oder deffen Relikten ge 
fhieht nach folgenden Normen; 

a) der Abgehende bezicht den firen Geldgehalt bis zum 
Zage der Umtsabnahme oder big zum Eintritt in den 
Gehalt einer neuen Stelle; 

b) die Relikten beziehen ſolchen für den Sterbemonat; 

ec) der Berwefer, fofern ihm nach obiger Beftimmung 
der ganze oder halbe Gehalt zufommt, tritt in deffen 
Genuß vom Zage der Einweifung an. Das Bruttos 
prozent gebührt dem Abgegangenen vder deffen Reli 
ten von allen durch ihn und für feine Rechnung wirt: 
lich erhobenen Geldeinnahmenz; Hingegen von den 
nach Ntormalpreifen zu berechnenden Naturalvorraͤthen 
erhalten fie folches nur zur Hälfte, indem die andere 
Halfte auf den neu eintretenden, die Vorraͤthe über: 
nehmenden, Beamten übergeht; 

d) die Amtswohnung oder die dafür beftimmte Entfcha: 
digung bezieht Letzterer mit dem Dienftantritt; 

e) dad Beſoldungsholz wird mit Nüdfiht auf bie 
Jahrszeit vertheilt, fo daß drey PViertheile auf bie 
Monate Oftbr. bis Marz fallen und ein Viertheil 
auf die Monate April bis Septbr. 

6) Die vorräthigen Schreibmatertialien, QDuittungsbücher 
u. ſ. w., bat der neu Eintretende nad) dem Ankaufs⸗ 
preis zu uͤbernehmen. 

7) Nach denſelben Grundſaͤtzen erfolgt auch die Auseinan— 
berfeßung bey proviſoriſch oder definitiv ernannten Be 
amten. 

8) Den eintretenden Berwefer oder Beamten Tiegt nach ger 

‚ pflogener Abrechnung ob, die Rechnung des Taufenden 
Jahres feldft Herzuftellen und zu erledigen. 
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9) Eben ſo hat er fuͤr die Relikten verſtorbener Beamten 
die ruͤckſtaͤndigen Rechnungen und Reviſionsbedenken zu 
bearbeiten und zu erlaͤutern, in ſo fern aber Haftungen 
daraus hervorgehen, mit den Betheiligten ſich zu beneh—⸗ 
men und deren Erflarung beyzubringen. Diefen bleibt 
ed auch nach ihrem Wunfche überlaffen, die Rechnungen 
felbft zu ftellen, oder durch Individuen, zu welchen fie 
Bertrauen haben, auf ihre Koften ftellen zu Taffen. 

10) In Ruheſtand verfeßte, oder fonft abtretende Beamte 
haben ihre Rechnungsrädftände in der Regel felpft aufs 
suarbeiten, fofern es die vorgefekte Stelle nicht gerather 
ner findet, fie dem neuen Beamten zu übertragen. es 
den Falles muß Tekterer dem Abgegangenen mit den ers 
forderlichen Behelfen an die Hand gehen und zwar bei 
eigener. Verantwortlichkeit für alle durch feine Zögerung 
oder Berfaumniß entftehenden Nachtheile. 

41) Alle die Rechnungslegung nicht unmittelbar berühren, 
den Arbeiten gehen auf den neuen Beamten über, und 

fie Fonnen dem Abgehenden nur ausnahmsweiſe, deffen 
Relikten aber Niemals übertragen werden. 

42) In wie weit bei- Ubtretungen, welche in Folge von 
Amtsnachläßigfeit ftatt haben, dem Abtretenden bie Kos 

ſten der aufzuarbeitenden Ruͤckſtaͤnde aufzubürden feyen, 
hängt von dem, auf die BVifitation gegründeten, Befheis 
de der vorgefeßten Stelle ab, 


V. die Belohnungdnormen für Rentamtsverweſereyen betreff. 
v. 19. März 1820, F. 1— 12. Reybl. S. 411 — 415. 


Einem ald Tandgerichtsverwefer beftellten Affeß 
for darf von dem Tage der eingetretenen Erledigung ans 
fangend, bi8 zum Tage der Amtsertradition an den nad) 
folgenden Beamten ab den Funftionsnebenbezügen 
angeiwiefen werben: 

a) das treffende Ratum des regulatiomäßigen Brennholzes; 

b) die Zantieme von der wirffichen Einnahme an Zaren 
und Sporteln, zu ein Fuͤnftel und resp. ein Fuͤnfzehn⸗ 
tel, und 
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c) dag Natum der ftändigen Zulage für den Unterhalt des 
Schreiberperfonals. 

Dagegen ift ein ſolcher Verweſer auch fchuldig, die 
ihn treffenden Dienſt- oder Funktionsauslagen zu ber 
fireiten. | 
Wegen der angefauften und verbrauchten Schreibmas 

terialien — wobey übrigens das regulativmäßige jährliche 
Averſum nicht überfchritten werden darf — hat fich derfelbe 
mit dem ernannt werdenden Amtsnachfolger zu benehmen. 


Bey Dienftreifen über Land follen ihm die Gefahrts 
gelder nach der Ausfchreibung v. 6. Nov. 1824. zukommen. 


Die Erben eines verftorbenen Landrichterd haben nur 
von dem Standedgehalt ihres Erblafferd die Naten für den 
Sterb» und Jtachmonat, in Gemäßheit des Etats des betrefz 
fenden Landgerichts, zu beziehen, 


Sollten die Funktionsauslagen im Laufe des Gterb- 
und Nachmonatd annoch auf Rechnung diefer Erben — gegen 
Dezug des ganzen Funktionsgehalts des verlebten Landrich— 
ters — beftritten worden ſeyn; fo bleibt es dem Verweſer 
überlaffen, ſich mit ihnen über die Herausbezahlung einer 
Zunftionsremuneration für diefe Zeit zu vereinigen. 


°) V. die Funktionsnebenbezüge der Landgerichtdaffefforen bey 
Amtöverwefungen betreff. v. 3. Dit. 1828, 


72) Amtspifitationen 


Den Amtsvifitationen find nicht nur die allgemeinen und 
befonderen Rentamter, die Kreisfaffen und die Rechnungs; 
fommiffariate der Finanzdireftionen, fondern aud) die Stadts 
und Sandgerichte, die Polizeydireftionen und Kommiffartate, 
die Erpeditionsämter der Generalfommiffariate, Finanzdireh 
tionen und Appellationsgerichte rüdfichtlicy der ihnen zum 
Einzug, Verwaltung und Verrechnung übertragenen Spor; 
teln, Zaren, Strafen, Depofitengelder u. f. w., unterworfen, 


Erf. die Amtönifitationen betreff. v. 12. Sept. 1809. Regbl, 
©. 155% Ä 


u 
” 
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Die Verfügung der gewoͤhnlichen Amts⸗ und Kaffen; 
vifitationen gehört zu dem MWirfungsfreis der Finanzfam: 
mern, in deren Befugniß ed aud) Tiegt, PBifitationen diefer 
Art überall und zu jeder Zeit eintreten zu laſſen, wenn ein 
Verdacht gegen die Amts + und Kaffenführung eined Beam: 
ten folche begründet. ($. 116.) 


Die befonderen Pifitationen bey den Rentaͤm— 
tern gefchehen durch einen Rechnungsfommiffar oder nad) 
Umftänden durch einen Rath der Finanzfammer, welchen der 
Direftor vorfchlägt und der Generalfommiffar beftätigt. Das 
Inſtitut der infpicirenden Rechnungskommiſſaͤre ift vorläufig 
aufgehoben und der Generalfommiffär hat unter den Nevifo; 
ren die freye Wahl desjenigen, welchen er zu Amtsviſitatio— 
nen abordnen will, Sedes allgemeine und befondere Rent: 
amt, mit Inbegriff der Taxaͤmter, fol jährlich (ohne an be— 
flimmte Perioden fi) zu binden), wenigftens dreymal vifitirt 
werden; auch bleibt es den Kreisregierungen anheim gegeben, 
bey diefer Gelegenheit die Tax- und Sportelaften der aͤuße— 
ren Aemter an Ort und Stelle, unter Vorbehalt der Super; 
revifion, unterfuchen zu laſſen. ($. 116.) 


Die Forftvifitationen werden in ‚der Regel durch 
den Sorftinfpeftor vorgenommen; jedoch kann die Anfpicız 
rung mehrerer Forfibezirfe auch dem Forftrath übertragen 
werden. ($. 125.) 


Für derlei Abordnungen find Etatsfummen feftgefekt, 
welche nicht überfchritten werden dürfen. 


V. den Wirfungsfreiß der oberften Berwaltungäftellen ıc. betreff. 
v. 17. Dez. 1825. $. 116. 125. Regbl. ©. 1123, 1129. 

Sn den ftandesherrlichen Gebieten verfügt die Res 
gierungsfanzlei die Amtsunterfuhung der ihr untergebenen 
Behörden. 

Ed. die flaatsrechtlichen Verhältniſſe der Mediatifirten betreff. 
v. 26. May 1818. $. 35. Geſ. Bl. ©. 203. 


Eine ausführliche In ſtrukt i on zur Viſitation der alk 
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gemeinen und befonderen Nentämter, fo wie auch der Lands 
gerichte v. 14. Febr. 1819. findet fih in 


Döllingerd Repert. B. VI, ©. 151 — 19. 


73) Amtswohbnung 
f. Baufälle. 


Hinfichtlich der Behandlung großer und Heiner Baus 
fälle in den Staatögebäuden ift folgende Norm gegeben: 


A) zu den großen und Hauptbaufällen, derm Koften 
aus dem Xerar zu beftreiten ift, werden folgende gerechnet: 
a) die Unterhaltung der Grundmauern an Gebäuden, der 

Wafferableitungsfanäle und Abzugsdohlen; 

b) die Errichtung und Reparatur alled Mauerwerfd, der 
Umfafungswäande, Scheidemauern, Scheidewände, Ges 
wolbpfeiler, Hofmauern und fonfliger Einfaffung des 
Hofraums; 

c) die Erneuerung der Abtritte, Abtrittsſchlaͤuche und Gru— 
ben, fo wie der Setz- und Senkgruben, fodann die Aus⸗ 
befferung der vermwitterten Hauptmauern; 

d) die Unterhaltung der Feuermauern, Rauchfaͤnge, Ka: 
minmäntel und Borfamine, ingfeihem das Auffeken 
neuer Defen und das Umfeßen alter Defen; 

e) die Errichtung neuer Zimmerdeden und Wiederherftel: 
lung abgefallener Theile an folchen, fofern die Beſchaͤdi⸗ 
gung durch Alter. oder einen fonftigen Zufall und nicht 
aus Beranlaffung des Bewohners herbeygeführt worden 
ift; auch das Ausweißen der Amts: und Gefchäftslofalis 
täten (alle zwey Jahre) mit Ausnahme der Wohnzimmer ; 

f) die Hauptreparaturen an den Stiegen und die neue 
Herftellung derfelben ; 

g) das Umdeden und die Reparatur der Dachungen, das 
Einſpeiſen der Gräte, Firſte und Dachlichter; 

h) die Ausbefferung der Dachſtuͤhle, Dachlichter und Rin⸗ 
nen, fo wie die Errichtung neuer Dachftühle; 

i) das Anlegen und Unterhalten der Blitzableiter; 
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k) die Fertigung neuer Fußböden, Fenſter, Thuͤren und 
Laden, nebft dem Anftrich derfelben, die Belegung der 
Kolzböden und Drefihtennen; | 

I) die Anfertigung neuer Bänder, er Niegel und 
Globen; 

m) dag Legen neuer Pflaſterboͤden in den Küchen und Bi 
flögen, fofern folche nicht durch Holzfpalten oder durch 
Mafchen von dem Bewohner verborben worden find; 

n) die Unterhaltung der bey den Staatsgebaͤuden befindliz 
chen fteinernen und hölzernen Brüden, Wege und Stee⸗ 
ge, ber Schußmauern und des Gelanders; endlich — 

0) die Unterhaltung der Brunnen, Brunnenwerfe und 
Wafferleitungen, wenn nicht 4. B. bey Brauhäufern, 
Fabriken oder ganzen Güterfompleren u Pachtvers 
‚träge etwas Anderes beftimmt ift. 

B) Unter die kleinen Baufälle, welche der Staatsdiener, 

. Pächter oder Miethsmann aus eigenen Mitteln beftreiten 

ſolle, gehört: 

a) das (wenigftend alle zwey Jahre einmal vorzunehmende) Aus; 

. weißen aller Zimmer, ‘Kammern, Borflöge, Küchen, 
überhaupt aller innern Theile, welche dem Bewohner 
zum Gebrauch und zur Nußnießung überlaffen find; 

b) das alljährliche Puken und Berftreichen der Defen und 
Defenauffüße, bie Unterhaltung der Küchen, Küchenherz 
de, Backöfen und Wafchhäufer ; 

c) die Ausbefferung der Pflafterboden in Küchen und Bors 

— floͤtzen, der Holzböden aller Art und der Drefchtennen; 

d) die Reparatur an Fenfterftöcen und Rahmen, das 
Unterhalten der Fenfter felbft in Glas und Bley und 
daB Einfeßen von Zafeln ftatt Scheibenglafern ; 

e) das Ausbeffern der Fußböden, dad Ausfpähnen derſel— 
ben in den Wohnzimmern, das Ausbeffern der Thüren 
mit ihrer Fütterung und Befleidung, ber Fenfterläden, 
Stiegen und Stiegengelander ; 

f) die. Reparatur der Schlöffer, Bänder, Gioben, Riegel 
‚on Thuͤr⸗ und Fenſterbeſchlaͤgen, der Ofenroͤhre und 
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Glockenzuͤge, befonders die Nachfehaffung verlorner 
Schluͤſſel; 

8) der Anſtrich an Hausthuͤren, Kreuzſtoͤcken, Fenſterrah⸗ 
men und Laͤden, wie auch an inneren Zimmerthuͤren und 
Laden, und dad Malen der Zimmer; 

h) die Unterhaltung und das Ausputzen der Zifternen, 
Dungftätten und Setzgruben. 

i) das Augbeffern der Hecken, Gartenmauern, Stafeten 
und Planfen; | 

k) die Unterhaltung der Thuͤren, Fenfter und Befchläge in 
den Defonomiegebäuden, wie auch der Ställe, Stände, 
Naufen und Krippen in denfelben, das Auspflaftern und 
Belegen mit Dihlen und die Anfchaffung von Zutterfäs 
ſten; 

I) das Einzaͤunen und Einplanken der Aecker und Wieſen, 
dad Befchneiden und Anbinden der Heden, dad Grabens 
fiehen und Reinigen; endlich 

m) die Erhaltung ber bey Staatsgebäuden befindlichen 
Gärten, Gartengeländer,  Gitterwerfe, Spiel» und Kes 
gelbahnen, Bartenhäufer, Ruhebaͤnke, Baſſins u. f. w. 
Vorfichende Beſtimmungen über die großen und Fleinen 

Baufalle finden auch ihre Anwendung bey größern Güter, 

fompleren, Defonomiehöfen, Schäfereyen, Schäferwohnuns 

gen, Ziegelhätten, Hammerwerfen, Sag» und Schneidemuͤh⸗ 

In, Brauhäufern, Glashuͤtten und anderen fabrifähnlichen 

Gebäuden, wenn nicht durch befondere Verträge eine andere 

Tehandlung vorgefehen ift. 

C) Auf Staatsfoften werden weder angefchafft, noch unters 
halten: 
a) Defonomie:, Rauch- und Kochdfen, Sparherde, Wind: 

öfen u. dgl.; 

b) Zayeten, eingelegte und gefchliffene Boden, Mefling- 
fchlöffer an Zimmerthären, Wandfpiegel und ahnliche 
Verzierungen ; 

ce) Winterthären und Fenfter, (fofern nicht befondere Verhält- 
niffe folche bey Gefchaftslofalitäten nothwendig maden); 
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d) gebrochene oder ſogenannte Jalouſielaͤden, (fofern fie 
nicht allgemein üblich find und deren Hinweglaffung an Staats: 
gebäuden auffallend gefunden werden dürfte); | 

e) Flügelthüren, (wenn fie nit in Staatögebäuden früher 
fhon beftunden); 

f) Bertäfelungen in den Zimmern, Wandbehälter, Fenfter 
ſtufen, Rolleten und Vorhänge mit dazu gehörigen Bre 
tern und Stangen, (außer, wo die Umftände bergleihen in 
Gefhäftslofalitäten nothwendig maden) ; 

8) Kuͤchenkaͤſten, Schränfe oder Anrichten, Schhffelbretter, 


Hackbaͤnke, Fleiſchhaͤngen, Zileifchgrände, Badſtuͤbchen, 


Ofenbaͤnke, Ofengelaͤnder u. dgl.; | 

h) Lagers oder Ganterhölzer für Wein s und Bierfäffer, 
Obſthurden in den Kellern, überhaupt Bretter» und Lats 
tenverfchläge aller Art, (außer, ed wäre eine Kellerabthei⸗— 
lung wegen des Mitgenuffed eined zweyten Bewohners noth⸗ 
wendig); , 

1) Hühnerfiuben, Hühnerhäufer, Hundes, Schweine und 
Gänfeftälle, (mit Ausnahme bey: folden Staatögebäuden, 
welche mit Oekonomie verbunden find); 

k) Zaubenhäufer oder Schläge, Zifchbehälter, Stoß; und 
Zuttertröge, Haberfäften und Heubühnen ; 

1) Weinfelter: und Lagerhäufer; 

m) Sartenfrühbeete, holländifche Käften, Zreibhäufer, 
Dlumenbretter und Stellagen aller Art, Miftbeetdeden, 


Strohrahmen, Gänge: und Rabatteneinfuffungen, Spa: 


lierwände, Bienenflände, u. dgl.;- 

n) Gloden und Glodenzäge (mit Ausnahme der Haudglode 
und allenfalld, wenn es die Umftände wefentlich erfordern, in 
Gefchäftslofalitäten) ; £. 

0) Hausthärzäge, (außer an folden Gebäuden, wo die örtli— 
chen Verhältniſſe den beſtändigen Verſchluß der Hausthüre 
nothwendig machen); endlich, 

p) Hausſtiegen⸗ und Ganglaternen, (mit alleiniger Ausnah— 
me der äußeren Laternen, welche als Folge einer beſtehenden 
öffentlichen Beleuchtungsanſtalt nicht vermieden werden können). 
Laufende Waſſer oder Pumpbrunnen duͤrfen im Innern 


* 
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der Gebäude hoͤchſtens nur im Erdgefchoße, wo bie Umftände 
es erlauben, angerichtet, zu Feiner Zeit aber in den oberen 
Etagen geftattet werden, und eben diefes gilt auch von den 
Badevorrichtungen, 


D) Was die näheren Beftimmungen über Behandlung 
und Wendung der Baufälle betrifft, fo ift Folgendes vors 
gezeichnet: | 

$. 1. Von mehreren Gebäudebewohnern hat jeder, in feinem 

MWohnungsraum die Meinen Baufälle für fih und aus 
eigenen Mitteln zu beftreiten, und nur in Fallen ge 
meinfchaftlichen Gebrauches find die Koften gemeinfchaft; 
lich zu tragen. 

$. 2. Bey Gelegenheit der vorfihriftmaßigen Bauvifitation 

fole den Bewohnern die VBerbindlichfeit auferlegt wer- 
den, alle als nothwendig erfcheinenden Reparaturen obs 
ne Zeitverluft zu vollziehen. 


$. 3. Iſt folches bis zur zweyten Bauvifitation nicht befolgt 
worden, fo wird die Reparatur mittelft Borfchuffes ans 
geordnet und der erlaufende Koften dem Staatsdiener 
an feinem Gehalt abgezogen, oder von dem Bewohner 
ohne firen Gehalt mittelft gerichtlicher Zwangsmittel ers 
holt. 

$. 4. Befondere Koch und Sparbfen dürfen nur unter Auf 
fiht und mit Gutnehmen der FERBNEN Baubehörde ans 
— werden. 
5. Ueberhaupt dürfen Feine unter C bemerkten Anſchaf⸗ 
fungen ohne vorgaͤngige Anzeige bey der Baubehoͤrde 
und ohne deren Konſens ſtatt finden; auch hat der Un— 
ternehmer, wenn er bei ſeinem Abzug derlei Anſchaf— 
fungen ohne Befchadigung des Baues nicht mit ſich fort 
nehmen Kann, weder eine Entfihädigung von dem Aerar, 
noch einen Erfaß von feinem Nachfolger (ohne deifen freie 
Bewilligung) zu gewarten. 

$. 6. Jeder Bewohner eines Staatsgebaudes hat die Gebres 
hen an Dadjungen, Feuermauern und Kaminſchlaͤuchen 
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demjenigen Umte oder derjenigen Baubehörbe, welcher 

die Aufjicht zufümmt, unverzüglich anzuzeigen. 

8. 7. Ein folcher hat auch dafür zu forgen, daß die Gebäus 
de fortiwwahrend rein erhalten, die Zimmer und Speicher 
nicht mit gefährlichen Gegenftänden ‚belegt, und übers 
haupt durch Feinerfei Vorgang befchädiget werden. 

8. 8. Die Kreisregierungen und Zentralftellen haben durch 
ihre Unterbehoͤrden fortwährende Nachficht pflegen zu 
Yaffen, und die Bewohner zum augenblidlihen Erſatz 
alled desjenigen anzuhalten, was durch Fahrläßigfeit 
oder Mißbraudy den Staatögebäuden zum Schaden a“ 
ſchehen if. 

$. 9. Streng verboten bleibt jede eigenmächtig von einem 
Bewohner im Innern bed Gebäudes vorzunehmende 
Veränderung, z. 2. 

a) die Umänderung eined großen Zimmers in zwei Fleis 
nere, mittelft Einzug einer neuen Wand oder eines 
Berfchlags ; 

b) alle Veränderung in Küchen und Gewoͤlben, an Thür 
ren, Fenſterſtoͤcken, Kaminen, Defen n. f. w.; 

c) das Ausfchneiden von Balken, Säulen, Schwellen, 
Prahlen und Niegeln, dad Durchfchlagen von Maus 
erwerfen u. f. w., welcher Grund oder Borwand auch 
dazu vorhanden ſeyn möchte, 

Kann die NRüßlichkeit des. hergeftellten Gegenftands 
. nicht ganz widerfprochen werden, fo bleibt jederzeit die 

Bezahlung der Koften auf dem Bewohner haften; ers 

fheint aber die eigenmächtige Beränderung als ganz 

unzweckmaͤßig, oder wohl gar nachtheilig für das Ges 
baude, fo ift der Bewohner verbunden, den vorigen 

Stand der Dinge wieder herzuftellen. j 

8. 10. Wenn Baulichfeiten, welche ald nothmwendig in Por: 
flag gebracht und genehmigt find, nicht zur Ausführ 
rung gelangen, dagegen aber der Bewohner andere Ge 
genftände nach feiner Idee herftellen Yaßt, fo wird ihm 
der Koften davon allein zur Laſt gelegt, 

$, 11, 
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$. 11. Wenn ein Staatögebäude durch Bornahme einer ins 
nerlichen Hauptveränderung und nach einem bewilligten 
Plane zur Wohnung eines Beamten umgefchaffen wer⸗ 
den folle, diefer aber willführliche Abweichungen von 
dem Plane anordnet, wodurch eine Mehrausgabe ent 

ſteht, fo verfällt er in die Strafe der Hälfte des Mehr; 

aufwands und der verrechnende Beamte, welcer bie 
Anzeige davon verfaumt, verfällt in den Erfaß der ans 
deren Hälfte. | 

$. 12. Iſt eine ſolche Abweichung vom Plane noch Überdies 
zwedwidrig, oder gar nachtheilig; fo tritt die Herftel: 
lung nach dem vorgezeichneten Plan auf Koften bed 
Betheiligten ein, und die Werfführer, welche dabey 
mitgewirkt haben, follen von allen Arbeiten an koͤnigl. 
Gebäuden ausgefchloffen werden. 

$. 13. Um folchen willfüßrlichen Abanderungen vorzubeugen, 
haben die technifchen Behörden nicht nur bey ganz neus 
en Bauten, fondern auch bey innerlichen Reparaturen 
von Belang dfterd nachzufehen und die koͤnigl. Zentrals 
Behörden follen hierüber von Zeit zu Zeit umftändliche 
Rapporte einziehen. 

$. 14. Kein Bewohner koͤnigl. Gebäude darf Perfonen, die 
feiner Familie nicht angehören, bey fich aufnehmen ; 
noch weniger aber Wohnungstheile oder Nebengebäude 
zu feinem Bortheil vermiethen. Iſt in einem folchen 
Falle der Bewohner ein Staatsdiener, fo wird ber hier 
nach für entbehrlich erachtete Theil feiner Wohnung, 
ald dem Aerar heimgefallen, für deffen Rechnung vers 
miethet; ift ihm aber blos aus Gnaden eine zindfreye 
Wohnung bewilligt, fo wird ihm folche entzogen. 

$. 15. In Hinficht der dem Bewohner obliegenden Fleinen 
Baufalle follen Gebäude, die früher nicht"bewohnt was 
ren, demfelben bey feinem Einzug in vollfommen gutem 

‚ und reinlihem Zuftand übergeben werben. 

$. 16. Daher hat der abfommende Beamte feine Dienſtwoh⸗ 
nung geweißnet und gereinigt, mit — dazu gehoͤri⸗ 
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gen beweglichen und unbeweglichen Gegenftänden eben 
fo zu verlaffen, wie er fie bezogen hat, und die Amts; 
Extraditionskommiſſarien haben auf die Erfüllung die 
fer VBorfchrift ein vorzägliches Augenmerk zu richten, 

F. 17. Sollte ein Staatödiener diefem nachzufommen unter; 
Iaffen, fo hat er, in was immer für einer Kathegorie 
er fichen mag, unerläßlich den Erfaß zu leiſten. 

8, 18. Gleiche Verbindlichfeit Tiegt den Erben eines Vers 
ftorbenen Staatödienerd oder Gebäudebewohners ob, 
und im Unterlaffungsfall find die kleinen Bauruͤckſtaͤnde, 
fo wie die Reinmachung des Gebandes, voranfchlägig 
abzufchäßen, der Geldbetrag aber ift aus der Erbömaffe 

zu erholen. 

$. 19. Bey Gebäuden, welche neu organifirte Pfarrer, Bir 
farien oder Benefiziaten bewohnen, und fuͤr welche das 
koͤnigl. Aerar, (als Folge der Sekulariſation) die Baulaft 
trägt, iſt im Fall der Verſetzung, oder ded Abſterbens 
ein Gleiches zu beobachten. 

$. 20, Werden durch zufalliges Einwirfen der Elemente, 
als, durch Blik, Hagel, Sturm, Hochgewaͤſſer, Wols 
fenbrüche und Feuer, oder auch in Folge der Kriegsers 
eigniffe Fonigl. Gebäude namhaft befchädigt; fo hat der 
Bewohner die Baubehorde ohne Verzug zu einer tech 
niſchen Belichtigung zu veranlaffen, wobey unterfucht 
werden folle, ob nicht in einem oder anderen Tal dem 
Bewohner etwas zu Schuld fommen dürfte, 


$. 21. Wenn an einem Fonigl. Gebäude äußere Fenfterläden 
fich befinden, und die Fenfter durch Sturm oder Hagel 
fchlag befchadigt werden; fo hat der Bewohner wegen 
verfaumter Schußmittel die Koften der Herftellung zu 
beftreiten, fo fern er nicht mit Verläßlichfeit nachweifen. 
kann, daß ihm Feine Verſaͤumniß bierunter zur Laft 

falle. 
8. 22. Behufd diefer Beltimmungen und ihrer Ausführung 
ift verordhet, daß genaue Hausinv entarien über 
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alle bewegliche und unbemwegliche Gegenftände in Duplo 
bergeftellt werden follen, wovon ein Eremplar dem Bes 
wohner, dad andere aber dem baurechnungsführenden 
Beamten zufommt. 


Vorfchrift, wegen der großen und Heinen Baufälle in Gtaatd- 
gebauden, v. 19. April 1820. Regbl. ©. 324 — 345, 


74) Anatomifhes Theater 


In Folge der Errihtung einer Univerfität in Mönchen 
hat dad anatomifche Theater aufgehört, ein Attribut der 
Aademie der Wiffenfchaften zu feyn; jedoch fleht dajfelbe, 
wie alle wiffenfchaftlihen Sammlungen und Anftalten, den 
fümmtlihen Mitgliedern der Afademie zur ferneren und un 
untebrochenen Benäkung offen. 


V. die wifenfchaftlihen Sammlungen ded Staats und der Uni— 
verſität in Münden betreff. v. Ri März 1827. Art. I, 
(11.) Regbl. ©. 206. 


75) Anbringgebähr. 
ſ. Aufbringgebühr. Zorftftrafen. Zollftrafen, 

in Fällen, wo Forſtfrevler wegen gänzlicher Ar 
muth weder zur Zahlung einer Geldftrafe, noch zur Ent 
richtung der Anbringgebühr verhalten werden koͤnnen, fons 
dern nach dem Betrag der Straffumme zu verhältnißmaßi: 
gen Kulturarbeiten zu verwenden find, darf den Forfige 
hbülfen die ihnen normalmaßig zulommende Delationdges 
bühr aus ber Forſtkaſſe vergütet werden, 


V. die Unringgebühr von armen Forfifrevlern Betten 4 8. März 
817. in Gerets Samml. B. VU. ©. 4 


76) Andachten. 
f. Hausandacht. 


Jedem Einwohner des Reichs ſichert die Verfaffungss 
urkunde vollkommene Gewiſſensfreiheit „us ed darf daher 
8 
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die einfache Haus an dacht Niemand, zu welcher Religion 
er ſich bekennen mag, unterſagt werden. 
Verf. Urk. v. 26. May 1818. Tit. VL $. 9. Geſ. Bl. ©. 117. 


Das Verhaͤltniß der Staatseinwohner, welche einer Re⸗ 
ligion angehören, deren Mitgliedern nur eine Hausandacht 
oder nur ein Privatgottesdienft geftattet iſt, muß 
aus dem Snhalt ihrer Konceffionsurfunde beur 
theilt werden. Sie dürfen aber jedenfalld von den Dienern 
der Kirchengewalt ded Orts, wo fie wohnen, gegen ben 
Sinn und Zweck der Konceflion weder befchranft, 2 fonft 
beeintrachtiget werden. 


Ed. über die äußeren NRechtöverhältniffe in Bezug ae Keigion 
und Kirche v. 26. May 1818. $. 89. Geſ. Bl. ©. 


7) Anlehen. 
| f. Prioritätsordnung: | 


In den Städten erfier Klaffe ift der Magifirat 
verbunden, die Genehmigung der Kreidregierung einzus 
holen: 

a) bey Aufnahme eines Paſſivkapitals fuͤr die Gemeinden, 
uͤber 2000 fl.; 

D) bei allen Ausleihen von Aftivfapitalien, welche ben 
Betrag von 1000 fl. überfleigen, oder auch ohne Unters 
fchied der Summe, wenn das Ausleihen an ein Magis 
flratöglied, oder deffen Verwandte, oder an fonftige 
Theilnehmer der Verwaltung gefcheben fol; . 

c) bey Vorſchuͤßen einer Stiftung an die andere, infofern 
fie nicht im nämlichen Etatsjahr zuräderfegt werden. 
($. 123.) 

Die Städte zweiter Klaffe, bey welchen ein eigener 
Kommiffar aufgeftellt ift, haben dad Gleiche zu beobachten. 
($. 126.) 

In allen übrigen Städten und Märkten der zweyten 
und dritten Klaffe find die Magiftrate, ohne Rädficht 
auf die Größe der Anlehensfumme, verbindlich gemacht, 
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die Genehmigung der einſchlaͤgigen land-⸗ oder utsherrli⸗ 
chen Gerichte einzuholen, welche Letztere in wichtigen oder 
die Summe von 500 fl. uͤberſteigenden Faͤllen die Beſtaͤtie 
gung der Kreisregierung nachzufuchen haben. 

Ein unmittelbared oder mittelbared Anleihen an einen 
Gutsherrn aus dem feinen Gerichten untergebenen Ges 
meinde s oder Stiftungsvermögen ift unter Feinerlei Vorwand 
geitattet, und diefes Verbot erftredt fich auch auf die guts⸗ 
herrlichen Beamten. ($. 128.) | 


V. die — der Gemeinden betreff. v. 17. =. 1818, 
$. 125. (6. 7. 8.) 126. 128. Gef. Bl. © 93. 


Bey den Gemwerbsvereinen find die foldhen ges 
machten Darleihen, wie nicht minder alle Veräußerungen 
oder Verpfandungen des Vereinsvermoͤgens, ohne ausdruͤck— 
Ihe Bewilligung der Auflichtsbehörde und ohne gerichtliche 
Verbriefung ungültig. | 
VB. die gefeglichen Grundbefiimmungen für das Gewerböwefen 

betrefi. d. 28. Dez. 1825. $- 42. Regbl. v. 1826. ©. 134. 

Bon — KRrebitverein werden Darleiben auf fols 
gende Gegenftände gegeben: 

a) auf alle Arten von Gutßrealitäten Überhaupt, ſodann 
insbeſondere 

b) auf Braͤuhaͤuſer und — radizirte Gewerbe, 
welche gleichſam als Zugehoͤrungen eines Guts erfcheis 
nen; nicht aber 

c) auf ſolche Haͤuſer, welche keinen DEINEN eines 

Gutskoͤrpers ausmachen. ($. 2.) 

Der Berein gibt feine Darleihen nur bis auf die Half 
te des Gutswerths. 

Die radizirten Gewerbe duͤrfen bey Beftellung der ſaz⸗ 
jungsmäßigen Hypothek niemals höher in Anfaß gebracht 
werden, ald der Gefammtbetrag des übrigen Gutöbefiß: 
thums. ($. 3.) Ä 

Seder Gutöhefißer ift verbunden, daß erhaltene Anlehen 
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nach einem beftimmten Zilgungsplane heimzuzahlen, welcher 
fi) nicht über fünfzig Jahre erftredden darf. ($. 17.) 

Die weitere Beflimmungen find unter dem Artifel 
„Kreditverein“ zu erfehen. 

V. den Krebitverein betreff. v. 25. April 1826. $. 2. 3. 17. 

Regbl. ©. 417. 424. 

Die Siegelmäßigen find in Hinficht der Darleißen 
aus Stiftung» und Gemeindemitteln den Übrigen Staats 
bürgern gänzlich gleichgeftellt. 

DB, die Darleihen an Siegelmäßige betreff. v. 20. Juni 1826. 
Regbl. ©. 740. 


Hypothefarverfcehreibungen fiegelmäaßiger Perfonen 
erlangen nicht eher die Kraft einer wirflichen Hypothek, als 
bis fie in die dffentlihen Hypothekenbuͤcher eingetragen find. 


Ed. über die Siegelmäßigfeit v. 26. May 1818. $. 6. Gef. Bl, 
©. 327. | 


Die Anlehen aus ben Hälfstaffen gefhhehen gegen 
Zilgung durch Annuitäten, und follen nicht unter einhuns 
dert Gulden, aber auch nicht über dreyhundert Gulden be; 
tragen. In welchem Zeitraum und nach welchem Zinsfuß 
. bie Zilgung zu gefchehen habe, wird die leitende Behörde 
nad) der Natur ded Falles jedesmal beftimmen, 

DB. die Kreishülfskaſſen betreff. v. 6. Juli 1828. 9. 4. Regbl. 
Be ©. 380. 

Anlehen auf den Naturalertrag der Fünftigen Erndte 
zu geben, ift verboten. Vertraͤge biefer Art find nicht nur 
ungültig, fondern der ganze Betrag des Anlehens, und der . 
Werth der auf diefe Art verhandelten Früchte, verfallt dem 
Armenfond, mit Vorbehalt von zwey Drittel für die Anges 
ber, wenn fie die Entdefung und Ueberführung der Schul 
digen veranlaffen. 


N. den Verkauf des Getreideß auf dem Halme betreff. v. 43, - 
Quni 1817. Art. II. (3.) V. Regbl. ©. 588. 589. . j 
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78) Anonyme Schriften 
fe Preßfreybeit. 

Für eine Schrift oder finnliche Darftellung haftet jederzeit 
zunaͤchſt der Verfaſſer; wenn aber diefer nicht befannt iſt, — 
der Verleger und fubfidiarifch der Druder, wie auch jeder 
fonftiger Verbreiter derfelben, 

Ed. die Preßfreybeit bettefl 2 May 1818. $. 12. Gef, SL. 


79) Anfäßigmabung. 
f. Anfiedelung. Bürger. Bürgeraufnabmdgebühren. VBerehelihung. 


Die Anſaͤßigmachung eined Staatsangehoͤrigen in einer 
Gemeinde hangt von folgenden Borbedingungen ab: 
1) daß ihm weder civilrechtliche Verhaͤltniſſe, noch das 
Militärfonferiptionsgefeß, noch befondere, gegen eins 
zelne Einwohnerflaffen geltende Ausnahmsgeſetze entges 
genſtehen; 

2) daß er einen guten Leumund beſitze, und daß er 

3) nicht nur den vorſchriftmaͤßigen Schulunterricht vollen⸗ 
det, fondern aͤuch den Religionsunterricht während der 
Zeit der Sonntagsfhulpflichtigfeit fleißig befucht Habe. 

In Teßterer Beziehung ift noch befounders beftimmt; 

a) daß die Seybringung eined Zeugniffes über die Urſa— 
chen des nicht vollendeten Schulunterrichtd, (wenn von 
diefer Seite ein Mangel obwaltet) unerlaͤßlich ſeye; 

b) daß aber auch der Nachweis einer anderwaͤrts (außer 
der Schule) erlangten hinreichenden Bildung als genuͤ— 
gend angeſehen werden koͤnne; und 

c) daß der etwa nicht vollendete Religionsunterricht durch. 
den Bewerber nachgeholt werden muͤße. ($. 1.) 

Unter diefen Vorausſetzungen wird bie Anſaͤßigmachung 
durch folgende Titel begruͤndet: 

4) durch den Beſitz eines Grundvermoͤgens, welches ein 
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Simplum von fünfundvierzig Kreuzer entrichtet und 
bis zum Kapitalbetrage diefer Steuer fehuldenfrey ift; 
2) durdy den Beliß eines Gewerbes, nach Maßgab ber 
Gefeße und Berordnungen über das Gewerböwefen 3 
oder 
3) durch einen auf andere Weife geſicherten Kahrunge 

ſtand. ($. 2.) 

Um die Erwerbung eined Grundeigentbumsd zu erleichs 
tern, darf jedes Gut getheilt werden, wobei die verhälts 
nißmäßige NRepartition der grundherrlichen Reichniffe durd) 
Vebereinfunft zwifchen den Grundherrn und Grundholden 
zu ordnen ift. Auch die Zerfchlaguug in Fleinere Parcelk 
Yen, als folche, auf welchen ein Steuerfimplum von fünfs. 
undvierzig Kreuzer haftet, wird: bey eigenen Gütern unbes 
dingt, bey grundbaren aber nach Uebereinfunft des Grunds 
herren und Grundholden geftattet. Dem Grundherrn bleibt 
uͤbrigens die Ertheilung ded Konfenfes zur Gutdzerträmmes 
sung und zur Nepartition der grundherrlichen Reichniffe 
flet8 frey, und er Fann dazu nicht gezwungen werden, vor⸗ 
behältlich der gefeßlichen Beflimmungen über bie Ergänzung 
des grundherriichen Konfenfes. ($. 5.) 

Auch der Eintritt in ein oͤffentliches Amt des 
Staatd, der Kirche, oder der Gemeinde mit befinitiver Ans 
ftelung gibt einen Zitel der Anſaͤßigmachung. In diefer 
Hinſicht find die mittelbaren, definitiv ernannten Beamten 
an ihren Amtefigen, fo wie die DOberoffiziere und definitiv 
ernannten Militärbeamten an ihren ftändigen Garnifonds 
und Berufdorten, den unmittelbaren Staatödienern 
gleich gehalten. Lektere, wenn f.e"durch freywilligen Vers 
sicht auf den Staatsdienft oder durch gefeßwidriges Betras 
gen den Anfpruch auf Penfion verloren haben, und verars 
men, fallen jedoch für ſich und ihre Angehörigen nicht der 
Gemeinde ded Wohnorts, fondern dem Staat zur Laſt. 
($. 4.) | | 

Mit der obrigkeitlihen Zufchreibung de GSrundeigens 
thums, oder mit der Conceffion zum Gewerbe, oder endlich 
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mit dem Eintritt in ein Amt, ift das Recht der Anfaßigs 
mahung und Niederlaffung in der betreffenden Gemeinde | 
fraft des Gefehed gegeben. Außerdem wird die Erlaubnif 
zur Anſaͤßigmachung und Piederlaffung durch die Offenfuns _ 
digkeit oder den Nachweis der zum Nahrungsftande 
erforderlichen Mittel bedingt, und wenn deshalb Zweifel 
entftehen,, fo werden folche nach allen obwaltenden perfünlis 
hen, örtlichen und andern befondern Verhältniffen obrigfeits 
lich ermeffen , jedoch dergeftalt, daß 
1) vor Allem auf Gelegenheit, Luſt und Züchtigfeit zur 
Arbeit gefehen; und 
2) wenn dieſe Erforderniffe vorhanden find, der einfache 
Lohnerwerb von dem Anfpruh auf Anſaͤßigmachung 
nicht außgefchloffen; auch hiebey 
5) ausgediente Soldaten auf jede mögliche Weife begüns 
ftigt; fo wie 
4) Dienftboten, welche ohne häufigen Dienftwechfel zehen 

Jahre über mit Zreue und Fleiß gedient, und durch ges 

machte Erfparniffe Beweis von häuslihem Sinn geges 

ben haben, vorzüglich berüdfichtigt werden: follen. ($. 5.) 

Vorftehende Beſtimmungen ſind auf Ueberſiedelun— 
gen ſchon zuvor anſaͤßiger Staatsbürger von einer Gemein—⸗ 
de in die andere, wie auch auf Einfpanderungen aus 
dem Ausland , foferne diefe mit gehöriger Bewilligung ges 
ſchehen, gleichfalld in Anwendung zu bringen. ($. 6.) 

Die in mehreren Gemeinden eingeführten Tofalabs 
gaben für die Einwanderung, und für die Aufnahme als 
Gemeindeglied, Ortöbärger oder Schußverwandter find einer 
billigen Ermäßigung zu unterwerfen und bärfen in Feinem 
Galle den Betrag von Einhundert Gulden überfteigen, 
aber auch da, wo fie weniger betragen, über das dermal 
befiehende Maaß nicht erhöht werben. ($. 7.) 

Die Zuftändigfeit und das Verfahren in Angelegenheis 
ten der Anſaͤßigmachung richtet ſich nach den früheren Vor⸗ 
fhriften und zwar mit ausdrädlihen Vorbehalt der Befugs 
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niſſe, welche diesfalls den Standesherrn, den Gutsherrn, 

und den Gemeinden verfaſſungsmaͤßig zukommen. 
Uebrigens wird hiebey Folgendes angefuͤgt: 

1) Zur Vernehmung der Betheiligten, insbeſondere der 
Gemeinden, iſt eine kurze, unerſtreckliche Friſt mit der 
Wirkung anzuberaumen, daß diejenigen, welche ihre 
Erklaͤrung bey der angeordneten Tagfahrt nicht abgege⸗ 
ben, als dem Geſuch zuſtimmend angeſehen wuͤrden. 

2) Jedes Geſuch um Anſaͤßigmachung ſoll von dem Tag 
an, wo es angebracht worden, laͤngſtens binnen ſechs 
Wochen beſchieden ſeyn. 

3) Gegen die Beſcheide der Unterbehoͤrde und ber vorge— 
feßten hoͤhern Stelle ift eine weitere Berufung nicht ges 
ftattet. 

4) Die Beamten, welche bey Bewilligung der Anfaßig- 

machung obigen Normen zuwider handeln, find für die 
daraus entftehenden Köften und Schäden Deu ge⸗ 
macht. ($. 9.) 


Be die a ne, betreff. v. 11. Sept. 1825. 6. 1—7. 
Gef.Bl. ©. 113 — 123. 


Bey neuen Anfaßigmahungen auf Handwerfen und 
handwerfömäßig betriebenen Gewerben, fo wie bey Forts 
feßung derfelben in Grledigungsfällen muß, fofern nicht 
ausnahmeweife der Gewerböbetrieb durch befähire Werks 
führer geftattet ift, der Konceffionsbewerbung die Faͤhig— 
keitsprobe der Zeit nad vorangehen, und chne ein. 
darüber von der Pruͤfungskommiſſion audgefertigted Zeugs 
niß darf Fein a iondgefuch in der Gemeinde verhandelt 
werden, 


DB. den Vollzug dee Gemerbenefeges betreff. v. — 3. Du. 1825. 
$. 5. ($. 2.) Regbl. v. 1826. ©, 


Kein Baier, (mit Ausnahme der Standedheren und ihrer 
Kamilien, fodann auch des geiftlichen Standes) darf’ zur Anſaͤßig— 
machung oder PVerehelichung zugelaften, oder in einem df 

fentlichen Amte definitiv angeftellt werden, bevor er der Ars 
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meepflichtigleit vollfemmen genügt und durch Abfchied oder 
Entlaßfchein fich hieruͤber ausgewiefen hat. 
Geſetz, die Ergänzung der Arn:ce betreff. v. 15. Aug. 1828. $. 
. 14 Geſ. Bl. ©. 77. 


80) Unfiedelung. ® 

Die Bewilligung zu neuen Anfiedelungen fteht, uns 
ter Vorbehalt der Reklamation, den Bezirköpolizeybehorden 
zu. Wenn es fid) aber um dad Anlegen einer ganzen Orts 
fchaft handelt; fo muß die Erlaubniß der BEHRENS 
eingehrlt werden. 


V. den Wirkungskreis der oberften erg ıc. betreff. 
v. 17. Des. 1825. $. 66. Regbl. ©. 

Unter neuen Anfiedlern, wegen deren Aufnahme bie 
ganze Gemeinde vernommen werden folle — (während zur 
Aufnahme der Gemeindeglieder -und- Schugverwandten die Einwilli- 
gung des Ausſchuſſes binreicht), — werden nur ſolche Perſo— 
nen verftanden, welche nicht etwa ein ſchon gebildete, mit 
Gemeinderecht verfehenes Anmwefen übernehmen, fondern, 
welche durch Erbauung eined Hauſes, Kultivirung dder 
Gründe oder Erwerbung einzelner Grundftüde ein ganz neus 
ed Anweſen und mithin aucd ein neucd Gemeinderedht be; 
gründen wollen, 


*) V. d. Vollziehbung über dad Gemeindemwefen betreff. v. 3 
| Aug. 1818. 


81) Anftalten, öffentliche. 


Alle öffentlichen Anftalten und Gebäude mit ihrem Zus 
gehör find ein unveräuferliches Staatsaut, welches im 
Sal der auf AUbfterben eines Negenten vorgehenden Sondes 
rung des Staatsvermbgens von ber Privatverlaffenfchaft 
in das Inventar der letzteren nicht RUTBENOMINENE werden 
darf. 


Verf. Urk. v. 26. May 1818. Tit. III. $.2. (2.) Gef. Bl. S. 111. 
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Menn bey ben Magiftraten ber Städte erfter und zwey⸗ 
ter Klaffe von Begründung, inrichtung oder Reform oͤf— 
fentlicyer Anftalten die Rede wird; fo haben die Fonigl. 
Kommiffarien den Berathungen hierüber anzumohnen, 
und chne deren Beyzug darf niemals ein entfcheidender Bes 
ſchluß hierüber einfeitig gefaßt und vollzogen werben. 


3. v. 15. Sept. 1818. $. 6. Geſ. Bl. ©. 610. 


Die dffentlichen Anftalten eined Kreifes, an welchen 
Mediatgebiete Antheil nehmen, find dem unmittelbas 
sen Einfluß der Regierung untergeben. 


Ed. die urn Verhältniſſe der a .. N v. 
6. May 1818. $. 29. (12.) Geſ. Bl. 


82) Anſtellung. 
ſ. Amt, öffentliches. 


Das Indigenat iſt die weſentliche Bedingung, oh⸗ 
ne welche man zu Kronoberhofaͤmtern, zu Clvilſtaatsdien⸗ 
ften, zu oberften Militärftellen und zu Kirchenämtern oder 
Pfränden nicht gelangen kann. 


Ed. giber dad Indigenat v. 26. May 1818. $.7. Geſ. Bl. S. 143. 


Der Stand eines Staatsdieners wird durch das Anſtel—⸗ 
lungsreſcript, ſeye ed nun mit einem beſonderen Ers 
nennungsdefrete verbunden, oder nicht, erworben. ($. 1.) 
Die erfte AUnftellung im Staatödienft ift in der Negel drey 
Jahre bindurh proviſoriſch, und wird erft mit deren 
Ablauf definitiv. ($. 2.) Ausgenommen hievon find die, 
eine richteramtliche Funktion verfehenden, Staatädiener, des 
sen Unftellung oder Befoͤrderung fogleich definitiv iſt. ($. 4.) 


Ed. uͤber die ———— der —— v. 26. May 1818. 
§. 1 4. Geſ. Bl. ©. 333. 335. 


Dieſe Beſtimmungen finden auch auf die gutsherr— 
lichen Beamten eine analoge Anwendung. 


Ed. über die gutöherrlihen Nedte ıc. v. 26. May 1818. $. 54. 
Gef.BL ©. 259. 
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Bürgermeiſter, ald Borftinde von Magiftraten, 
haben vorzüglich die Gegenftande der Anftellung, Quiescis 
rung, Unterfuhung und Entlaffung des ftädtifchen Dienfts 
perſonals zu bearbeiten, 

Vorſchrift, die —— der Magiſtrate betreff. v. 21. 
Sept. 1818. Regbl. ©. 1056. 

Das Minifterium des Ynnern hat die Jnitiative 
bey Ernennung der Generalfommiffare, des den beyden Ner 
gierungdfammern gemeinfchaftlichen Dienftperfonald und 
des Iandgerichtlichen Perfonals, fodann bey Beltätigung der 
berrfchaftögerichtlichen Diener, beziehungsweife, unter Eins 
vernehmung ded Finanz und Juſtizminiſteriums. 

V. die Formation 5 nn betreff. v. 9. Dez. 1825. $. 
Regbl. ©. 1003. 

Eine ftändige Anftellung in Privatdienften begründet 
für Fremde den Anfpruch auf die Rechte der Einheimifchen., 
Erläut. des Indigenatedikts $. 5. v. 15. Aug. 1328. Art. I. 
Geſ. Bl. ©. 38. 


83) Anftellungstarem 
f. Befoldungen. 


Um eined Theils den richtigen Einlauf dieſes Staatdges 
fülles, welches in Zehen vom Hundert der Befolduns 
gen befteht, zu befordern und andern Theils den Pflichtigen 
die Zahlung zu erleichtern, ıft Folgendes verordnet worden? 

4) Bey der Beſtimmung, daß Anftellungs s und Befol- 
dungserhöhungstaren durchaus nicht nachgelaffen wers 
den, hat e8 fein Berbleiben, 

2) Die Zahlung der Anftellungstagen, mit Einfchluß der 
Siegel, Ausfchreib s und Botengebühren, gefchieht durch 
Abzüge bei jener Kaffe, bey welcher der Angeftellte 
feine Befoldung zu erheben hat. 

3) Die Abzüge werden vom Monat des erftien Befoldungss 
bezuged anfangend, bis zum fechdten einfchließlich, ind 
ſech s gleichen Friften gemacht. . 
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4) Jede Kaffe, welche Befoldungen auszuzahlen hat, wird 
bey Anmeifung eines Gehalts von der betreffenden Zar: 
fhuldigfeit in Kenntniß gefeßt, und hat fodann bie 
fechsmonatlidyen Abzüge bey eigener Haftung zu treffen. 


5) Für den monatlichen Betrag des Abzuges werden Ins 


terimdquittungen ausgeftellt, welche nach Bezahlung des 
ganzen Taxanſatzes gegen die Hauptquittung wieder eins 
gelost werden, 
6) Bey Befoldungserhöhungen fol die betreffende Tare in 
drey gleichen Monatsfriften abgezogen werden. Endlich 
7) Bey folhen. Anftellungen und Befürderungen, wo Feine 
Befoldungstare, fondern nur die Ausfchreibs und Bos 
tengebühr flatt findet, hat der Abzug auf einmal zu 
gefchehen. 


V. die Befoldungstare betreff. v. 7. Febr. 1818: 9.1 — 7. 
Regbl. ©. 185 — 188, 


Bey allen neuen Anftellungen, Befbrderungen und 


Gehaltsvermehrungen folle die Taxe und die Ausfchreibge: 
bühr für dag Regierungsblatt entrichtet werden, aleich viel, 
ob die Anftellung definitiv, oder nur proviforifch verliehen 
feye, wobey es fich übrigens von felbft verfteht, daß, wenn 
eine nur proviforifch verliehene Bedienftung nach der Hand 


als definitiv erflärt wird, für diefe Definitiverflärung nicht 


eine nochmalige Zare gefordert werden koͤnne. 
V. die Taren von — ſchen Anſtellungen — HR 
gen betreff. v. 2. Dez. 1814. Regbl. ©. 

Die Anftellungstaren. der Volksſchullehrer und 
Profefforen an den Studienanftalten find den ——— 
und Kommunalkaſſen zuſtaͤndig. 

V. v. 30. Jan. 1818. in on Samml. ©. XII. Anh. 1: 


Die Anftellungsbdefrete über alle Henster im Hof: 
und Staatsdienft unterliegen dem Gradationsftempyel 
dergeftalt, daß von jedem Hundert Gulden des Geldgehalts 
Ein Gulden Stempeltage entrichtet werden muß. Wenn 
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aber der Gehalt die Summe von 100 fl. nicht erreicht, fo 
ift nur der Klaffenftempel mit 50 Fr. anzufeßen. 
Gtempelordn. v. 1812. Abfchn. II. $. 3. Lit. k. 


84) Antigquarium 


Daffelbe ift und bleibt, als wiffenfchaftliche Sammlung, 
ein unveräußerliched Nationalgut, wobey es fich jedoch 
von felbft verfteht, daß hiedurch die Veräußerung von Doubs 
letten oder einzelnen unbrauchbar gewordenen Gegenftänden 
jener Sammlung, zum Behuf neuer ——— ‚ nicht 
ausgefchloffen feye. 


V. die wilfenfhaftlihen Sammlungen des Staats betreff. v. 
21. Merz 1827. $. 1. 2. Resbl. S. 206. 


85) Antiquare. 
ſ. Buchhandel. Preßfreyheit. 


Die Antiquare find verpflichtet, unter einer Strafe von 
einhundert Zhalern ihre mualope der Polizeyobrigfeit 
vorzulegen. 


Ed. über die Freyheit der Preife, v. 26. May 1818. $. 5. Gef. 
3.8.1  . 


86) Anwaltfhaften 
f. Advofaten. Winkelagenten. 
87) Anwaͤrter. 

ſ. Familienſideikommiſſe. 
883 Anwartſchaft. 


Anwartſchaften auf kuͤnftig der Krone heimfallende | 
Güter, Nenten und Rechte Tonnen eben fo wenig, als auf 
Aemter oder Würden, ertheilt werden. . 


Verf. Urk. v. 26. May 1818. Tit. III. $. 5. Sef.B. ©. 114. 


a8 Anzeigeblatt. Apotheker. 


SI) Anzeigeblatt. 
f. Intelligengblätter. Kreidintelligenzblatt. Wechenblatt. 


Die Polizeybehoͤrde redigirt das oͤffentliche Anzeige⸗ 
blatt, durch welches das Publikum von allen Nachfragen, 
Anbietungen, Bekanntmachungen und obrigkeitlichen Erinnes 
rungen Kenntniß erhaͤlt. Auch werden in dieſes Blatt die 
öffentlichen Erlaſſe des Magiſtrats eingeruͤckt; ſodann kann 
mit demſelben eine Anſtalt verbunden werden, welche die 
Erkundigungen um Arbeit und Arbeiter, um Dienſte, Kaͤu⸗ 
fe, Verkaͤufe, Feil- und Miethſchaften u. ſ. w. aufnimmk 
und mittheilt. | 


V. dad Verhältnig zwiſchen der ——— und — Mar 
aiſttat in München betreff. . Sept. 1818. $. 81. 
82. Gef. ®. so 3» | 


80) Apothetern 


Jeder Apotheker, welcher einer Apotheke als — 
mer, Paͤchter oder Proviſor vorſtehen will, muß zuvor bey 
einem Medicinalfomite geprüft ſeyn. ($. 3. a.) 

Um zu diefer Prüfung zugelaffen zu werden, muß fich 
der Apotheker durch glaubwärdige Zeugniffe legitimiren, daß 
er neben den erforderlichen Anlagen, der deutſchen und Tas 
teinifchen Sprache vollkommen kundig feye, auch daß er in 
irgend einer größeren Offizin gelernt und gedient, und fich 
bey einem sharmaceutifchen Inſtitut in den naturhiftorifchen, 
yhofifchen, mathematifchen, botanifchen, chemifchen und 
pharmaceutifchen. Wiffenfchaften zwey Jahre hindurch befa- 
higt habe. (b.) 

Das Medicinalfomite unterfucht fofort diefe Zeugniffe, 
wie bey den Xerzten, nimmt darüber ein Protokoll auf, 
und ruft, im Fall die Vorbedinaniffe erfüllt find, den Apo⸗ 
thefer zur Prüfung vor. (c.) 

Die Prüfung felbft geſchieht theils ſchriftlich, theils 
praktiſch, und muͤndlich. (d.) 

Zur 


Apotheker. 129 


Zur fhriftlihen Prüfung werden dem Apothefer in 
Gegenwart einer Kommiſſion mehrere Fragen aus der Bota—⸗ 
nit, Chemie und Pharmacie vorgelegt und deren Beantivors 
tung wird von den Mitgliedern der Kommiflion. der Reihe 
nach beurtheilt, fodann an den Vorſtand übergeben. (e.) 

Gleichzeitig beflimmt das Medizinalfomite einen chemifch 
sharmaceutifchen Prozeß, welchen der zu prüfende Apothefer 
in einer Ortsapothefe auf eigene Koften in Beyfeyn eines 
Abgeordneten vollführen muß. Sein gefertigtes Präparat 
wird unter feinem und des Abgeordneten Siegel dem Komis 
te zur Prüfung eingereicht. (f,) 

Die mündliche Prüfung, welde drey Stunden dau— 
ern fol, gefchieht öffentlich und es werben bey folcher nicht 
nur Fragen aus der Naturgefhichte, Botanif, Chemie und 
Pharmacie, fondern auch über alle Gegenftände, welche auf 
dad Gefchäft eines Apothefers in feiner ganzen Ausdehnung 
Bezug haben, abgehandelt. (g.) | 

Hat nun der Geprüfte in dem fehriftlichen oder mündlis 
hen Eramen, der Mehrheit der Stimmen gemäß, nicht die 
binlänglichen SKenntniffe bewiefen, um als felbfiftändiger 
Apothefer aufzutreten, fo erhält er Fein Zeugniß, fondern 
wird auf Fürzere oder laͤngere Zeit, wie es feine Befähigung 
erfordert, fufpendirt, Der Fürzefte Termin zur Wieder; 
vornahme der Prüfung ift diegfalld nach drey Monaten, der 
längfte nach Einem Jahr. Wenn ein Individuum auc bey 
der dritten Prüfung abgewiefen wird, fo ift ihm die Aus— 
übung feiner Wiffenfchaft für immer unterfagt. (h.) 

Das dem geprüften Apotheker im Fall der Approbation 
zu ertheilende Zeugniß enthält die Refultate der dreyfa— 
hen Prüfung (mit den Noten nach den vorgefchriebenen drey 
Klaffen), die Unterfchriften und die Fertigung. Derfelbe be: 
fommt anmit das Recht, einer Upothefe vorzuftehen, Feines; 
wegs aber die Konceflion, eine neue zu errichten. (i.) 

Zum Befchluß- hat der Geprüfte in verfammeltem Kos 
mite dem Borftand mittelft Handgelübde zu verfprechen, daß 

9 
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er der Apothekerordnung und den uͤbrigen, bie Apotheker⸗ 
Funktionen betreffenden, Normen genau nachkvmmen wol⸗ 
le, (k.) 

Für die Bemähung der Mitglieder ded Medizinalfos 
mite wird bezahlt? 

1) dem PBorftand oder dem ald folher funftionirenden 

Mitglied, ſechs Gulden; 

2) jedem der anmefenden Mitglieder, vier Gulden; 

3) dem Sekretär, drey Gulden; 

4) dem Diener, zwey Gulden; und _ 

5) für dad Zeugniß, mit Einfchluß ded Stempeld zu ein 

Gulden — drey Gulden. 

Diefe Zaren müßen auch entrichtet werden, wenn der 
su Prüfende fufpendirt wurde, jedoch mit Abrechnung der 
Taxe für dad Zeugniß, welches er in folhem Falle nr ers 
hält. ($. 4.) 


DB. die DOrganifation der Medizinallomiteen zu nn und 
Bamberg betreff. v. 8. Dez. 1808. $. 3. (a — K.) 6. 4 
Regbl. ©. 2900 — 2904. 


In Bezug auf die Militaͤrpflichtigkeit der jungen 
Pharmaceuten iſt Folgendes verordnet: 

1) Die ſich der Pharmacie widmenden militaͤrpflichtigen 
Individuen haben ſowohl waͤhrend der vorſchriftmaͤßigen 
Vorbereitungsſtudien in den Gymnaſialklaſſen, als auch 
während der Fortſetzung ihrer theoretiſchen und prakti—⸗ 
fehen Ausbildung an einer Univerfität, auf die Beguͤn⸗ 
ftigungen des Konferiptiondgefeßes für die Dauer ihrer 
Studien den vollen Anſpruch. 

2) Ganz gleiche Begünftigung follen auch diejenigen Phar⸗ 
maceuten genießen, welche ſich nach vollendeten Vorbe— 
reitungsſtudien, (vor ihrer Zulaſſung an einer Univerſität) 
in einer Apotheke als Lehrlinge befinden, wobey es ſich 
jedoch von ſelbſt verſteht, daß die gewoͤhnliche Lehrzeit 
nicht uͤberſchritten werden dürfe. 

3) Dagegen kann den Pharmaceuten nach zurüdgelegten 
Univerfitätöftudien Feine weitere Befreyung von der Mis 
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Yitärpflichtigfeit bewilliget werden; vielmehr haben die, 

felben dein Rufe zur Dienftleiftung entweder perfünlich 

zu folgen, oder um Stellung eines Erfaßmannes ein 
zufommen. | 

V. die le der —— betreff. v. 12. 

Apr. 1821. Regbl. ©. 420 — 422. 

Apotheker, welche ihres befchranften Ermwerbes wegen 
nicht durch geprüfte Gehuͤlfen fich vertreten laſſen koͤnnen, 
und fomit in ihrer Offizin nie zu entbehren find, bleiben 
vom Liniendienft der Landwehr befreytz jedoch Fonnen, 
fie ald Duartiermeifter oder Zeugwarte angeftellt werden. 
Auch ift ein Apotheker, welcher ein pharmareutifches Sub; 
ject neben fich hat, und folglich in der Linie zu dienen fchuls 
dig ift, nur jener Kompagnie zuzutheilen, welche ihr Stands 
quartier an feinem Wohnfik hat. 

V. v. 27. April 1815. in Dillinger Reyert. B. XIV. S. 95. 


Die Errichtung neuer Apotheken zu bewilligen, gehört 
in den Wirkungskreis der Bezirföregierungen. 

V. den Vollzug der Grundbefiimmungen für das Gewerbswefen 
betreff. v. 28. Dez. 1825. $. 64. (2.) Negbl. 1826. ©. 159. 
Die Rechnungen der Upothefer, welche bey einer Juſtiz⸗ 

oder Adminiftrativbehörde im Neich übergeben oder aus of 
fentlichen Kaffen bezahlt werden, müßen mit dem Grada— 
tionsſtempel verfehen feyn. 

GStempelordnung v. 18. >, nn $. 3. (a.) Regbl., v. 1813. 


91) Apothefergewidt. 


Im Yahr. 1814 ift ein neues gleichfürmiges Apotheke 
gewicht eingeführt und mit. dem ‚bürgerlichen Gewicht in 
Verhaͤltniß gefekt worden. Hienach geben neun bürgerliche 
Munde genau vierzehn Upothekerpfunde, und da das buͤr⸗ 
gerliche Pfund in 32 Loth, das Apothekerpfund aber in 
zwoͤlf Unzen oder 24 Loth getheilt wird, * find fech 8 Loth 
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des bürgerlichen Gewichtes genau fieben Loth des Ayothes 
Tergewichtes. 


V. die N eined neuen lt Se betreff, v. 
0, Zan. 1811. Resbl. © 


92) Apotbekerrechnungen. 
ſ. Arzneykoſten. Medikamententaxe. 


Die Rechnungen der Apotheker, in ſofern ſie bey einer 


Juſtiz- oder Adminiſtrativbehoͤrde übergeben oder aus oͤffent⸗ 


lichen Kaſſen bezahlt werden ſollen, unterliegen dem Gra; 
dationsfiempel, . 


V. das Stempelweſen betreff. v. 18. ia 1812. $. 3. (a) 

Regbl. 1813. ©. | 

Der Gerichtsarzt fol ſich mit der erfien Nevis 

fion der Apotheferrechnungen , welche ihm für diefen Zweck 

zugeftellt werden, befaffen und feine ae Bemerfuns 
gen darüber abgeben. . 


Ed. über das Medizinalwefen v. 8. Sept. 1808. Tit. II. $. 11. 
(k.) Regbl. S. 2200. 


| Die Oberaufficht auf Cinhaltung der Apothefertaren 
und die Superrevifion der zur Vorlage gebrachten 
Rechnungen, fleht der Kreißregierung zu. 


DB. den Wirkungskreis der oberften —— ic. betreff. 
v. 17. Dez. 1825. $. 56. Regbl. ©. 


95) Appanagen. 


Dad neuefte Fonigl. Familienſtatut feßt wegen der 
den Prinzen des Fonigl. Haufes zufommenden Appana—⸗ 
gen Folgendes feft: 

Keine Appanage darf Fünftig auf liegende Güter ange 

wiefen werden, fondern fie foll in einer Geldrente von 

hoͤchſtens hunderttauſend Gulden beftehen, welche in mos 
natlichen Beträgen aus der Staatskaſſe bezahlt wird. 

Sur die nachgebornen Söhne ded Königs wird die Ap— 
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yanage niemals unter 80,000 Gulden, wenn fie etablirt 

und verheirathet find und nicht unter 60,000, Gulden, 

wenn fie vor ihrer Vermaͤhlung fich etabliren, betragen. 

Trebeneinfünfte, welche von Militär s oder andern Chars 

sen oder aus befondern Ziteln herruͤhren, Fonnen nicht 

in die Appanage eingerechnet werden. ($. 1.) 

Der Unterhalt des Kronyringen wird jedesmal befons 
derd regulirt und auf die Staatöfaffe angewiefen. ($. 2.) 

Die Uppanagen der Nachgebornen werden nach dem oben 
angeführten Mapftab von dem König durch eine befondere 
Urkunde beftimmt, fobald fie ein eigenes Hauß bilden. Bis 
dahin aber werden fie auf Koften der Staatsfaffe nach den 
jährlichen Beftimmungen ded Königs unterhalten. ($. 3.) 

Da, wo bereitö befondere Appanagialverträge im koͤnigl. 
Haufe beftehen, hat es hiebey fein Verbleiben. ($. 4.) | 

Die Prinzen ded Fonigl. Haufes find nach dem Tod ih; 
res Vaters berechtigt, mit erreichtem 21ten Sahr fich befons 
ders zu etabliren, und die ihnen diesfalld gebührende Ap— 

yanage in Anfpruch zu nehmen. ($. 5.). 

Wenn für einen nachgebornen Prinzen. die Appanage 
feftgefeßt und angewieſen iſt, fo muß er davon nicht nur 
den Unterhalt feines Haufes, fondern auch die Ausfteuer 
feiner Zöchter, die Etablirung und Berforgung feiner Söhne 
und die Wittivengelder in feiner Linie beftreiten. Sollte 
deffen Familie fo zahlreich werden, daß die ausgeſetzte Ay: 
yanage zu deren ftandesmäßigem Unterhalt nicht mehr aus; 
reichen würde, oder, daß für das Haus eined Prinzen aus 
der Nebenlinie nicht wenigſtens der dritte Theil des Minis 
mums der Uppanage eined Fonigl. Prinzen auszumitteln 
wäre, fo wird der König in berlei Faͤllen dad Abgaͤngige ers 
gänzen. 

Bey dem AUbfterben einzelner Zweige von der Linie ei⸗ 
nes nachgebornen Prinzen wächst der eroͤffnete Antheil der 
ApfMKnage, mit den damit verbundenen Laſten, den übrigen 
Zweigen in jener Linie gleichheitlich zu. Dem König bleibt 
es jedoch vorbehalten, aus dieſer eröffneten. Appanage den 
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Unterhalt und die Ausſteuer der Prinzeſſinnen zu beſtimmen, 
ſofern nicht ſchon der letzte Sproße der abgegangenen Neben⸗ 
linie mit koͤnigl. Bewilligung dafür geſorgt hat. ($. 6.) 
Ein appanagirter Prinz muß allezeit die in ſeinem Hauſe 
trefſenden Einrichtungen dem RUE des Konigd unters 
legen. (-7.) 


Königl. Ba: v. 5. Aug. 1819, Tit. VI. $. 1—7. 
v. ish. ©. 12 — 15. 


9) Appellatiom 
f. Afteninrotulation. Rekurs. Revifion, Wechfel. 


Nach dem Strafgefekbuch Theil II. Art. 371. ift bey eis 
ner Urtheilsverfündigung dem Angefchuldigten, oder den ihn 
vertretenden Perfonen wegen Einwendung eined NRechtsmits 
telö, oder Berzicht auf daffelbe eine Bedenkzeit von vierunds 
zwanzig Stunden geftattet. Die Unterfuchungsgerichte has 
ben bey folcher ‚die Belehrung über das Rechtsmittel befons 
derd auch auf die Bedenkzeit zu erftreden und daß ed ges 
ſchehen, ausdrädlich im Protofolle anzumerken. 


DB. die den a zugeſtandene ers betreff. v. 20, 
Apr. 1815. Regbl. S. 3 
Wegen Mittheilung der im Appellationdverfahren 
vorfommenden Prozeßſchriften ift Folgendes verordnet; 

4) Der Befchwerdelibell fol bey der Appellation, fowohl 
an die zweite, ald an die dritte Inſtanz, dem Appellas 
ten im Duplifate mitgetheilt werden, und diefe Mittheis _ 
ung hat auch aledann zu gefchehen, wenn die Berus 
fung wegen Snappellabilität der Sache fogleich abgemwies 
fen, oder wegen verfäumter Nothfrift für verlaffen ers 
Hart wird. 

2) Findet eine Nebenverantwortung von Geite bes Ap⸗ 
pellaten ftatt, fo ift folche dem Appellanten im Dupli; 
Fate zur Nachricht mitzutheilen. 

3) Wenn alddann der Uppellat der Appellation abhärirt, 
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ſo iſt die Adhaͤſionsſchrift dem Beſchwerdelibell gleich 
zu achten, und dem Appellanten gieichfalls mitzutheilen. 

4) Bey Konkurſen wird der Beſchwerdelibell dem Konkurs— 
gericht mitgetheilt, welches verbunden iſt, den bethei— 
ligten Glaubigern hievon Nachricht zu geben, und die— 
ſen bleibt es ſodann uͤberlaſſen, den Libell einzuſehen 
und in den geeigneten Faͤllen I ae durch Adhaͤ⸗ 
fion zu verfolgen. 

5) Die Mittheilung diefer Prozeffchriften geſchieht aus 
Auftrag der hoͤheren Inſtanz durch die erſte Inſtanz, 
von welcher in der geſetzmaͤßigen Stufenfolge das zu 
den Gerichtsakten gehörige Exemplar der Nebenverant— 
wortung, oder Adhaͤſionsſchrift an die Appellationsin— 
ſtanz einbefoͤrdert wird. 

6) Da die in dem Appellationsverfahren einkommenden 
Prozeßſchriften zu den Akten der höheren Inſtanz gehoͤ⸗— 
ren, ſo kann das Gericht erſter Inſtanz weder die den 
Parthien mitzutheilenden Duplikate zurücdverlangen, noch 
von ſolchen eine Abſchrift zu ſeinen Alten auf Koften 
der Parthien nehmen Taffen, 


B. die Kommunikation der Prozeßſchriften im 1, Apellationdver- 
fahren betreff. v, 26. Nov. 1816. Regbl. ©. 844 — 846, 


Gegen einfade Dekrete und Zwiſchenbeſcheide 
findet keine Appellation ſtatt. Wer ſich durch ſolche beſchwert 
glaubt, hat bey weiterer Verhandlung des Prozeſſes eine 
Verwahrung dagegen einzulegen, und es bleibt ihm ſonach 
dad Recht vorbehalten, feine dißfaͤllige Beſchwerde mit ber 
Berufung gegen dad Enderfenntniß zu verbinden, ($. 18.) 

Hievon find jedoh ausgenommen: 

a) die Befcheide, wodurch der Kläger mit feiner Klage, 
ohne weitere Einleitung des gerichtlichen Verfahrens, 
ganz oder bedingt abgeiwiefen wird; | 

b) die Erfenntniffe, wodurd die gerichtsablehnende Eins 
rede des Beklagten verworfen wird; 

c) die Erfenntniffe, wodurd der Bellagte, mit Verwer⸗ 


136 j FL Appellation. 


fung feiner von der Einlaſſung befreyenden Einrede, zur 

Einlaſſung auf die Klage verbunden wird; 

d) die Erkenntniffe über die Prozeßart; und endlich 

e) die Erfenntniffe, wodurd einem oder dem andern Theil 
die Beweiglaft aufgetragen wird. ($. 19.) 

Eine Appellation an die dritte nflanz, gegen zwei 
in der Hauptfache gleichformige Erfenntniffe, findet in fols 
genden Fällen nicht flatt: | 

a) gegen Erkenntniſſe über Einlaffung auf die Klage und 
über die Prozefart; s 

b) gegen Erfenntniffe, welche nach rechtöfräftig entſchiede⸗ 
ner Hauptfache, blos die Zinfen, at und Köften 
betreffen ; 

e) in allen Fällen, wo die Befchwerde bey den Endurs 
theil, oder in einem, weiteren Verhandlungen vorbehal; 
tenen, Pauptftreit noch gehoben werden kann, 3. B. 
bey Urtheilen über den jüngften Befiß, über proviforifche 
Berfügungen, in Arrefifachen und im Exekutivprozeß, 
und zwar in den zwey letzteren Fällen, wenn dem uns 

terliegenden Theil eine weitere Rechtsverfolgung im ors 

dentlichen Prozeßgang vorbehalten wurde, ($. 20.) 

Ueber Prozeßſtrafen findet auch Feine Appellation, 
fondern nur eine Befchwerde bey dem höheren Richter flatt, . 
‚welcher nach eingeholtem Bericht darüber erfennt. Durch 
ſolche Nefurfe wird das prozeffualifche Verfahren nicht uns 
terbrochen, indem deren Erledigung big zum Ausgang des 
Rechtsſtreits ausgeſetzt bleiben fann, und eine Befchwerbe 
gegen derlei Nefurderfenntniffe ift bey der dritten Inſtanz 
nicht zuläßig. ($. 21.) 

Der Uppellationgtermin gegen das Beweitinteiekat; 
und gegen die oben im zweyten Saß bezeichneten Erfenntniffe 
ift auf dreyßig Tage beftimmt; für die Appellation gegen 
andere Urtheile aber hat es bey dem Termin von ſechszig 
Zagen, nah Maßgab der Kap. XV. $. 6. 
fein Berbfeiben, 

Der Zermin in Wechſel- und- Sandlungsfaken richtet 


f 
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ſich nach beſonderen Normen; wenn jedoch bey einem Kons 
kurſe Wechfelforderungen vorfommen, fo befteht der Apyellas 
tiongtermin gegen das PFIOELIATBELNNENNG ebenfalls in ſechs⸗ 
zig Tagen. 

Bey fiskaliſchen Prozeſſen iſt der Lauf des Appel—⸗ 
lationstermins von der Aktenmittheilung an den Kron⸗ 
fiskal nicht mehr abhaͤngig. ($. 22.) 
| Innerhalb des Termins muß der Appellant, unter Stras 
fe der Defertion, feine Appellationgfchrift an den höheren 
Richter bey dem Gerichte erfter Inftanz übergeben. In Sa; 
chen, welche blos mündlich zu Protofoll Famen, darf auch 
die Befchwerde in gleicher Art aufgenommen werden. 

Da die Urtheile mit den Alten zu dem Obergericht ges 
langen, fo kann bey dem Befchwerdelibell deren Abfchrift als 
Beylage entbehrt werden. ($. 235.) 

Das Gericht erfier Inftanz fol bey Appellationen, wels 
cbe orönungswidrig gegen einfache Defrete und Zwifchenbes 
fheide eingelegt werden, den Appellenten mittelft einer moti— 
pirten Entfchließung abweifen, und in der Hauptfache weiter 
verfahren. Außte diefem Sale aber Fommt demfelben Teine 
Art von Erfenntniß über Zuläßigfeit und Formalien der Ap⸗ 
pellation zu. ($. 24.) j 

Iſt eine Appellation gegen bie Abweiſung der Klage ers 
griffen worden, fo find die Akten unter Benachrichtigung des 
Gegentheils ohne Weiteres an den höheren Richter einzufens 
den. In den übrigen Fällen, den Rekurs ausgenommen, 
wird der eingelangte Befchiwerdelibell dem Gegentheil mitge: 
theilt, ein Zag zur Snrotulation der Akten angefekt und. 
Vorladung biezu erlaffen. Die Zwifchenzeit‘ von ber Mit: 
theilung an bis zum Snrotulationstermin fol dreyfig 
Zage betragen. Bis zu diefem Termine kann der Appellat, 
(die Appellationen an die dritte Inftanz ausgenommen) eine Ne— 
benverantwortung übergeben Oder auch der Appellation ad» 
häriren. 

Die betreffende Schrift wird dem Appellanten, wenn er 
der Inrotulation anwohnt, (außerdem aber befonders) mitge— 
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theilt und derſelbe kann im Fall der Adhaͤſion gleichfalls eine 
Nebenverantwortung in der unerſtrecklichen Friſt von dreyßig 
Tagen einreichen, welche ſodann dem Appellaten zur Nach: 
richt mitgetheilt wird. ($. 25.) 


Gef. einige Verbejferungen der Gerichttordnung un v. 22. 
Juli 1819. Abtheil. VIII. $. 18-25. Geſ. Bi. S. 69 — 73. 


Wer ſich durch eine Handlung des Hypothekenamts 
befhwert glaubt, Fann feine Befchwerde an das vorgefeßte 
Dbergericht bringen, welches nach abgefordertem (längftens ins 
nerhalb 8 Tagen zu erftattenden) Bericht ohne Verzug darüber 
zu erfennen hat. | 
| Auf beglaubigte Anzeige einer ſolchen Befchwerde ift bey 

dem Hypothefenamt dad weitere Verfahren bis zu erfolgten 
Erfenntniß einzuftellen; es findet aber eine weitere Befchwerde 
gegen das Erfenntniß ded Obergerichtes nicht ftatt, 
Iſt gegen dad Verfahren des Hypothefenamts von Eis 
nem Theil ber Rechtsweg ergriffen worden, fo verbleibt es 
diefen Falles bey den VBorfchriften der Gerichtsordnung, und 
bey den ſchon erwähnten. Normen des Geſetzes vom 22. Se 
4819, 


Hypothekengeſetz v. Juni 1822. $. 94. Gef. Bl. ©. 60. 


Bey einer Klage wegen rüdftändiger Zinfe von den 
letzten zwey Jahren, aus einem im Hypothekenbuch eingetra⸗ 
genen Kapital kann das Exekutionsverfahren in keinem 
Fall durch ein Rechtsmittel aufgehalten werden; dem Schuld— 
ner ift jedoch "feine Rechtsverfolgung nad) le Zah⸗ 
lung vorbehalten. | 


Ob. Gef. 8. 52. Gef.Bl. ©. 45. 


Die Fisfalbeamte in den Kreifen find gehalten, alle 
Definitiverfenntniffe in fisfalifchen Prozeffen der Regierung 
vorzulegen und die Genehmigung der Uppellation, oder des 
Abſtehens von ſolcher einzuholen. 


V. die Auflöſung des ee betreff. v. 27. Nov. 1825. 
$. 4. (c.) Regbl. ©. 925. 
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In Zollſtrafſachen kann das Rechtsmittel der Bes 
rufung in allen geſetzlich zulaͤßigen Faͤllen bey dem Appella—⸗ 
tionsgericht des einſchlaͤgigen Kreiſes eingeführt werden. 
Wenn die Strafſumme vierhundert Gulden und darüber bes 
trägt, oder der Verluſt des Gewerbsrechts ausgefprochen ift, 
Fann die Berufung an das DOberappellationsgericht auch 
dann fiatt finden, wenn die Erfenntniffe der erften und 
zweyten Inſtanz gleichlautend ausgefallen find. 


Gef. die Zollordnung betreff. v. 15. Aug. 1828. $. 113. Gef. 
Bf. 250, 


95) Appellationsgeridhte 
f, Oberappellationggericht, 


Für die oberfte Juſtizpflege ift in jedem Kreis ein Ap⸗ 
pellationggericht und für das ganze Reich ein Oberappellatis 
ondgericht beftellt. 


DB. die Bildung der oberſten ne sure: v. * Febr. 
1817. $. 7. Regbl. ©. 

Die Entfcheidung der ae welche 
fich zwifchen Untergerichten ergeben, fo wie derjenigen, wel: 
che zwifchen den Apyellationsgerichten entſtehen, zum 
Wirkungskreis des Zuftizminifteriums, 


V. die Formation der Miniflerien v. 9. Dez. 1825. $. 
55. Regbl. ©, 

Die Standesherrn haben in dein fie betreffenden 
Real: und Perfonalflagen einen grivilegirten Gerichtsſtand 
in erfter Inſtanz bey dem einfchläagigen Appellationsgericht, 
in zwegter und Teßter Inſtanz bey dem Oberappellationggericht. 

Ed. d. Rechtsverhältniſſe der Sl rten betreff. v. 26. May 
1818. 9. 6. Geſ.Bl. S. 191. 

Auch die Adelichen genießen einen von ber Gerichte, 
barfeit der Landgerichte befreyten Gerichtsftand in buͤrgerli— 
hen und peinlichen Fallen, und zwar die erblichen Neich ss 
räthe, vor dem Uppellationsgericht desjenigen Kreifed, in 
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welchem fie ihren Wohnſitz haben, oder wo ihre Beſitzungen 
fiegen, in erfter — fodann vor dem Oberappellationsgericht 
in zweyter und Teßter Inſtanz; die übrigen Adelichen aber, 
vor den Stadtgerichten ded Kreifes, in welchem fie wohnen 
oder begätert find, in erfter Inſtanz, mit Be der. 
übrigen ordentlichen Inſtanzen. 


Ed. über den Adel 0.26. May 1818. $: 11. Geſ. Bl. ©. 27. 


Die hergebrachte mittlere und Strafgerichtöbarfeit der 
Standesherrn wird durch ein foͤrmlich Fonftituirtes, aus ge 
ſetzmaͤßig befahigten und befoldeten Mitgliedern in vorges 
fehriebener, Anzahl zufammengefeßtes, Kollegium, unter dem 
Namen Zuftizfanzlei, verwaltet. 

Bon diefem geht die Berufung in Givilftrafrechtsfachen 
an das Appellationsgericht des einfchlägigen Negierungsbes 
zirks; bei Kriminalfällen hingegen, fo wie in Eivilfachen, 
on das Oberappellationsgericht. 

Ob. Ed. $. 20. Gef.Bl. ©. 197. 


Ale Handlungen, welche ſich auf die Beftätigung eines 
Samilienfideifommiffes beziehen, fo wie die Fuͤh⸗ 
rung der Fideifommißmatrifel, find dem Apyellationsgerichte 
zugewieſen, in deffen Bezirk das Fideifommißvermögen gele; 
gen ift. Befinden fich die Güter unter verfchiedenen AUppella: 
tionsgerichten, fo iſt dasjenige, zuftändig, in deffen Bezirk 
fihh das Hauptobject befindet. Gegen die Entfchließungen 
der Uppellationsgerichte in Fideikommißſachen ift Fein Rechts⸗ 
mittel, wie in ftreitigen Rechtsſachen, geſtattet. 

Ed. die Familienfideikommiſſe — — — May 1818. $. 14. 
Geſ. Bl. ©. 

Die Appellationsgerichte ehren das ——— 
amt uͤber die Guͤter derjenigen, welchen der privilegirte 
Gerichtsſtand in erſter Inſtanz, auch fuͤr Realklagen, bey 
dieſen Gerichten angewieſen iſt. 


Hypothekengeſetz v. 1. — zit, Il. S. 87. Geſ. Bl. 
5 
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Die Apyellationsgerichtsaffefforen, deren bey jedem 
Gerichtshof vier mit einem jährlichen Gehalt von 800 
Gulden angeftellt find, haben durchaus die nämliche Verrichs 
tung, wie die wirklichen Räthe; fie erftatten über alle ihnen 
von den Vorftänden zugetheilten Nechtsfachen in der Gikung 
ihre Vorträge, und haben nicht nur in diefen, fondern auch 
in, den von den Räthen bearbeiteten und vorgetragenen Sa—⸗ 
chen eine entfcheidende Stimme, ° 


B. die er —— der Aſſeſſoren bey den —— 
Gerichten betreff. v. 9. Febr. 1818. $. 4. Geſ. Bl. 


96) Appellationsinſtanzen. 


Von den koͤnigl. Untergerichten geht in den durch die 
Gerichtsordnung beſtimmten Faͤllen die Berufung an die Ap⸗ 
pellationsgerichte, ſo wie von den Gerichten erſter Inſtanz 
der mediatiſirten Fuͤrſten und Grafen, an deren Juſtizkanz⸗ 
leyen. 


Ed. die Gerichtsverfaſſung betreff. v. 24. Juli 1808. $. 17. 18. 
Regbl. S. 1790. 


In proteſtantiſchen Eheſtreitigkeiten geht 
die Appellation von dem Appellationsgericht, als erſter In⸗ 
ſtanz, an das Oberappellationsgericht, als zweyte und letzte 
Inſtanz. 

V. das Inſtanzenverhältniß in proteſtantiſchen — 
betreff. v. 26. Aug. 1810. Regbl. S. 

Die zur Schlichtung der Eheſtreitigkeiten angeordnete 
katholiſch-geiſtliche Behoͤrde beſteht unter dem Namen 
„Konſiſtorium“ und das fuͤr die Appellationen, ſowohl 
in Ordinariats- als Konſiſtorialſachen, beſtimmte Kollegium 
an den Sitzen ber Erzbiſchöfe wird mit dem Namen „Me 
tropolitikum“ dezeichnet. 


/ 


V. die Geſchäftsabtheilung * den erzbiſchöflichen und biſchöfli— 
hen Stellen betreff. v. 7. May 1826. Regbl. ©. 492. 


Bey Militärgerfonen geht der Appellationszug 


% 


143 Appellationsfumme. 


von den Regimentern und Kommandantfihaften in Civil 
rechtsfachen an das einfchlägige Generalfommando, und von 
da an das Generalauditoriat. 

V. v. 22. Juni 1817. in Döllingers Repert. 8. VII. ©. 28. 


Die Appellationggerichte erfennen als zweyte und Teßte 
Inſtanz in flreitigen Wechfel- und Merkantilſachen, 
welche von den Wechfelgerichten erfter Inftanz durch Berus 
fung an fie gelangen, 

Ed. die Ba a —— v. 24. Juli 1808. $. 32. 


In peinlichen Proceſſen ſteht dem Oberappellations⸗ 
gericht die Reviſion, oder das Appellationserkenntniß in den 
geſetzlich beſtimmten Faͤllen zu. Daſſelbe kann die Urtheile 
der Appellationsgerichte beſtaͤtigen, oder zum Boripeil der 
Angefchuldigten reformiren. 

Ob. Ebd. $. 52. 55. Regbl. ©. 1798, 


. 


In Sachen unter 300 Gulden an Geld oder Geldes, 
werth, fo wie der Gerichts; und anderer Koften bat, wenn 
fhon zwey gleichformige Urtheile ergangen find, die Berus 
fung an das Oberappellationsgericht nicht ſtatt. 

V. 9. 11. Febr. 1811. Regbl. ©. 235. 


Sind die Erfenntniffe der erften und zweyten Inſtanz 
verſchieden, fo iſt die niedrigſte Appellationsſumme 100 
Gulden, (ohne Einrechnung der hievon verfallenen Zinſe) außer, 
wenn von einem Theile erwieſen werden koͤnnte, daß in der 
ſtreitigen Summe ſein ganzes Vermoͤgen beſtehe. 


V. v. 8. Dez. 1815. in Döllingers Repert. B. VII. S. 27. 
In Streitigkeiten zwiſchen Dienſtherrn und Dienſtbo— 


ten entſcheidet die Polizeybehoͤrde, und es findet Feine Ups - 
pellation flatt, e8 mößte denn eine Parthey durch den Bes. 
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ſcheid zu fehr befchädigt werden, was in ber Befchwerdefchrift 
zu befcheinigen ift. 
Snftruft. der — v. 24. Sept. 1808. Abſchn. III. 
$. 88. (a.) Regbl. ©. 2527. 

Menn im Namen mehrerer Stiftungen in einem und 
demfelben Gravatoriallibell und aus gemeinfchaftlichen Grün: 
den gegen ein Prioritätserfenntniß appellirt wird, fo foll die 
Appellationsfumme nicht nach den einzelnen Forderungen jez 
der Stiftung, fondern nad) des Gefammtforderung der ges 
meinfchaftlich appellirenden Stiftungen zu bemeffen ſeyn. 

RB. v. 18. Febr. 1815. in Döllingerd Repert. 8. VIL ©. 27. 


In Zollitraffahen, wo die Strafe für fich, ohne 
Einreihung der nachzuholenden Gebühren, die. Summe von 
fünfzig Gulden erreicht oder Überfteigt, hat die Berufung 
an das Wppyellationsgericht des einfchlägigen Kreifes, als 
zweyte Inſtanz, ſtatt. Das Oberappellationsgericht bildet 
in Faͤllen, wo die Strafe den Betrag von 400 fl. erreicht, 
die dritte Inſtanz. 


V. über dad Zollweſen v. 22. qui 1819. $. 79. 80. Geſ. Bl. 
S. 139. 


98) Arbeitsanftaltem 
f. Armenpflege. 


In jeder Stadt, wo fich eine befondere Polizeydireftion 
befindet, folle eine Befhaftigungsanftalt für Arme 
errichtet werden. | 


Inſtruktion der Polizeydirektionen v. 24. Sept. 1808. $. 42. 
Regbl. ©. 2518. 


Bor Allen ift die erfte NRücdficht denjenigen Armen zu 
widmen , welche blos wegen mangelnder Wbrichtung unfähig 
zu Dienft und Mrbeit, und eines Unterrichts noch empfang: 
ih find. Diefe follen zu angemeffener Lehre und Uebung, 
entweder unentgeltlih, oder auf Koften der Armenpflegen, 
irgendwo untergebracht werden. ($. 26.) 
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Sodann ift bey den AUrmenpflegen ein Kundſchafts—⸗ 
anzeiger zu eröffnen, welcher eine fortwährende Ueber; 
ficht der Perfonen enthalten. folle, denen es an Dienft und 
Arbeit fehlt, verbunden mit einer Vormerkung derjenigen, 
welche Dienft+ und Arbeitsleute ſuchen. ($. 27.) 

Unter Arme, welche aller Nachfrage und Vermittelung 
ohngeachtet eine angemeffene Befchäftigung nicht erhalten 
fonnen, find einftweilen, fo lange diefed Verhältniß dauert, 
Materialien und Werkzeuge für derley Arbeiten zu vertheis 
Ien, die fie in ihren Wohnungen verrichten koͤnnen. Würde 
aber in größern Städten die Zahl folcher Individuen befons 
ders beträchtlich feyn, fo find ihnen, als letzte Zuflucht, eis 
gene Befhäftigungshaufer zu vffnen, welche auf 
Rechnung des Armenpflege eingerichtet und unterhalten wers 
‚den. ($. 29.) 

In diefen Häufern richtet fich die Wahl unter den vers 
fihiedenen Urbeitsgattungen nach den drtlichen Verhälts 
niffen und hauptfächlich nach der Reichtigfeit, entweder Bes 
ftellungen von Privaten zu erhalten, vder dad Material 
felbft anzufchaffen und zu verarbeiten, ſodann aber auch nad) 
dem thunlichen Abfaß der bearbeiteten Stoffe. ($. 30.) 

Ä Derley Anftalten bleiben jedoch ſtets auf ihre urſpruͤng⸗ 

liche Beftimmung, namlich. die einfiweilige Befchaftigung 
arbeitslofer und unvermdgender Menfchen, befchranft, wes⸗ 
halb Perfonen, welche weder über vergeblich aefuchte Arbeit 
mittelft des Kundfchaftanzeigerd ſich ausweifen koͤnnen, noch 
auch der Nachhuͤlfe für eine noch unzureichende Arbeitsfaͤhig⸗ 
feit bedürfen, nicht aufgenommen werden follen, fo wie auch 
die Aufgenommenen wieder auszutreten haben, fobald ihnen 
ein Unterfommen außer dem Haufe verfchafft werden Fann. 
.($. 31.) 
V. dad Armenmwefen betreff. v. 17. Nov. 1816. $. 26. 27. 

29 — 31. Regbl. &. 788790. 
J TN 


f. Zuchthaus, 
100) Ar: 
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100) Arbeits: und Induſtrieſchulen. 


Die Schulinfpektoren ſollen Sorge tragen, daß 
uͤberall, wo es die Lokalumſtaͤnde geſtatten oder erfordern, 
mit den Bolksſchulen auch Arbeits + und Induſtrieanſtalten 
verbunden werden. 


Inſtrukt. für die —— v. 15. Sept. 1808. 
§. 12. Regbl. S. 2481. 

Alle Kinder der Armen ſollen ohne Nachſicht und ohne 
Beruͤckſichtigung gewoͤhnlicher Vorwaͤnde zum ununterbroche⸗ 
nen Beſuche der Arbeits- und Induſtrieſchule und zur Er— 
lernung eines Gewerbes angehalten werden. 


V. das Armenweſen betrefl, 0 17. Nov. 1816. $. 46. Regbl. 
. 796. z 


Der Kreidregierung, Kammer des Innern, fieht 
die Oberaufficht über derley Scyulen zu; auch hangt von ihr 
die Anftellung ber Lehrer an folchen ab. 


V. den Wirkungskreis der oberfien Verwaltungsftellen ıc. betreff. ” 
v. 17. Dez. 1825. $, 58. 46. Regbl. ©. 1075. 1080. 
In Gegenden, wo der Getreidebau bie Haupterwerbs⸗ 
quelle der Einwohner nicht ausmacht, eignet ſich fuͤr die 
Arbeitsſchule zunaͤchſt das Spinnen und Stricken. Sonſt 
aber find die Knaben in der Feldarbeit, dem Baumpflamzen, 
der Berfertigung Feiner Haus: und Ackergeraͤthe, Flecht— 
und Schnigarbeiten u. f. w., die Mädchen aber im Nähen, 
in Beforgung der Wafthe, und anderen gewöhnlichen Haus; 
arbeiten zu unterrichten. Auch Fann den Ießtern der Gemüfes 
und Kräuterbau, und die Aufbewahrung und rn des 
Obſtes gelehrt werden. 
V. v. 24. Febr. 1804. in Dollingers Supl. v. IV. S. 441. 


4104) Architekten. 


ſ. Bauinſpektoren. Baudienſtprüfungen. Civilarchitekten. 


Die Stelle eines Architekten bey der Sektion des Bau— 
⸗ 10 
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wefeng folle nur folden Individuen anvertraut. werben, 
welche mit einer höheren wiffenfchaftlichen Bildung prakti⸗ 
ſche Kenntniſſe verbinden, und welche von jener bey einer 
ſtrengen Pruͤfung, von dieſer aber durch die ſelbſtſtaͤndige Leis 
tung einiger groͤßeren Bauten volle Beweiſe gegeben haben. 

Die unmittelbare Aufſicht uͤber den Vollzug wichtiger 
Bauten foll zwar in der Regel den Oberbauraͤthen übertras 
gen ſeyn; jedoch kann der Urchiteft, fo wie der Oberinges 
nieur jährlich .in einen Kreis abgefendet werden, und insbes. 
fondere hat ein ‚folcher jeden ae Civil» Neubau zu 
infpiciren. 


8. bie Leitung des Baumefend betreff. v. A — 1825. $. 5. 
16. Regbl. v. 1826. ©. 28. 


Ah 


Neben dem Haus; und Staatsarchiv befleht ein allgemei⸗ 
ned Reichsarchiv, welchem die Pryvinzialarchive als 
Filiale untergeordnet ſind, und woruͤber das Miniſterium des 
Aeußern zu verfuͤgen hat. 


Bekanntm. das allgemeine nd, HER v. 21. April 
1812. Regbl. ©. 


Die Archivare bey jedem der. fünf Minifterien follen 
vorfehriftmäßig die akademiſchen Studien .abfolvirt und im 
außeren Dienft des betreffenden Miniſteriums bereitd ein 
Amt in definitiver Eigenfchaft befleidet haben. 


DB. die Formation der eg betreff. v. 9. * 1825. £ 
5. Regbl. ©. 980. 


Die äußeren Archive und Konfervatorten f nd ber Res 
gierung des Kreifed untergeordnet, in welchem fie fich befin⸗ 
den. Was die Nefpicirung der am Sike.der Kreißregierung 
beftehenden Archive und Konfervatorien betrifft, fo ift ſolche 
von den Generalfommiffären einem VORAN geeigneten 
Regierungsrath zu Übertragen. 


B. den Wirfungsfreiß der oberften Vernoftungfeen ic. betreff. 
v. 17. Dez. 1825. $. 14. Regbl. ©. 
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Die Archive der Gemeinden enthalten die Urkunden 
über ihre öffentlichen und Privatverhältniffe, mithin über ihs 
re urfprüngliche Bildung, Privilegien, Erwerbungen, Ber: 
träge u. fe w., und find ein unverleßbared Gemeindeeigen; 
tbum, daher aber auch die Koften ihrer Unterhaltung auf 
dad Gemeindevermögen fallen, 


Der Regierung fteht die Aufficht über. folhe und die 
Einficht ihrer Beftandtheile zu; fie kann daher durch Koms 
miffäre Originalurfunden Fopiren Taffen, darf aber das Oris 
ginal felbft dem Gemeindearhiv nicht entziehen. Auch hat 
der Generalfommiffar, in feiner Eigenfchaft ald Kommunal; 
Kurator, die betreffende Gemeinde jedesmal befonders zu 
veranlaffen, daß fie einem nominirten Kommiffäar die Eins 
fiht ihred Archivs, und die ee einer Urkunde ges 
währe. 


B. die Archive der Gemeinden RER Aug. 1809. $.1— 6. 
Regbl. S. 1307 — 13 = 


105) ron e 


Die Polizeidirectionen haben mit Beyziehung der 
Stadtärzte die Aufſicht auf alle Gegenflände der Sanität zu 
pflegen, und in diefer Beziehung befonderd auch die Verbrei⸗ 
tung der Arkane und die Pfuſchereyen ber Afterärzte zu vers 
hindern. 


Snftruft. für die Poligevdireftionen v. 24. Sept. 1808, $. 54. 
Regbl. ©. 2525. 


104) Armee 
f. Aushebung. Konfeription. Landwehr. 


Die Streitkräfte des Königreichs theilen ih: 
a) in die aftive Armee, als die erfte Kioile der besafr 
neten Macht; 
b) in die mobilen Peaionen oder die Nationalgarde 
zweyter Klaſſe, welche Landregimenter a. ; und 
10 * 


\ 
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ce) im. die Nationalgarde dritter A oder MORE 

Landwehr. 

V. die a — vd. 21. Okt. 1814. 

Art. J. Regbl. S 

Die aktive ober ftehende — wird ſowohl im Krieg, 
als im Frieden, aus dem freywilligen Zugange und durch 
die allgemeine Militaͤrkonſcription ergänzt. ($. 41.) 

- SGeder Baier hat das Recht, in die fiehbende Armee ein: 
zutreten, fofern er die zum ‚Kriegsdienft erforderlichen Eigen 
ſchaften, nebft einem guten Leumund befißt und das achtze⸗ 
hente Lebensjahr bereits zurüdgelegt oder das dreyßigſte noch 
nicht überfchritten hat. 

Bon diefem Rechte koͤnnen aber Minderjährige nur dann 
Gebrauch machen, wenn fie die legal erklaͤrte Einwilligung 
ihrer Eltern oder ihres Vormunds beybringen. ($. 2.) 

Mer in der ftehenden Armee bersitd eine oder mehrere 
Kapitulationen erftanden hat, iſt zum Wiedereintritt berechz 

tigt, fo Tange er noch nicht. vierzig Jahre alt und neben gu⸗ 
‚tem Leumund zum Kriegsdienft geeignet ift. ($. 3.) 

Mer wegen eined Verbrecheng, oder wegen eined durch 
Betrug, Unterfuchung, Faͤlſchung oder Diebſtahl begangenen 
Vergehens beftraft wurde, kann der Ehre der — — 
theilhaftig werben. ($. 4.) 

Der allgemeinen Mifitärkonfeription if — Baier un⸗ 
terworfen, und zwar in jenem Jahr, in deſſen Laufe er 
einundzwanzigſtes Lebensjahr zuruͤcklegt. (F. 5.) 

Mit dem erſten Januar des darauf folgenden Jahres 
tritt jeder Konſcriptionspflichtige in die Militaͤrpflichtigkeit 
ein. G. GN 

In den erfien zwey Jahren br Militaͤryflichtigkeit iſt je⸗ 
der Konſcribirte verbunden, in die ſtehende Armee einzus 
treten,fwenn er dazu berufen wird. Von diefer Verbind— 
lichkeit find jedoch Fraft des Gefehes befreyt: 

a), der einzig übrig gebliebene Sohn. jener Eltern, * 
che bereits zw ey Soͤhne (dieſe mögen in Folge der Konz 
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feription eingereiht worden, oder freywtlig zum Militär ge— 
gangen feyn), unter den Fahnen — fey ed auf dem 
Schlachtfelde, oder -aus. Anlaf — — 
tungen — verloren haben; und 
b) jeder Sohn jener Eltern, welche auf — Weiſe 
fhon drey za unter, den Fahnen verloren haben. 
($. 7.% 
Die Berufung zur Armee gefchieht durch das Loos, fos 
- fern nicht dringende Kriegszeiten eine durchgreifende Madre 
gel erheifchen. ($. 8.) 

Im Srieden fol für gewöhnlich die Zahl der zur aͤhrli⸗ 
chen Ergänzung des Heeres erforderlichen Mannſchaft auf 
den ſechsſten Theil dei BORHARONOBANIGEN Standes be; 
fhränft bleiben. ($. 9.) | 


Die Ergänzung wird zunächft aus der Klaffe derjenigen 
entnommen, welche im erften Jahr der Militärpflichtigfeit 
fiehen. ($. 10.) | 

In Kriegeeiten kann die Ergaͤnzung, nach Gutbefinden 
der Staatsregierung, ben fecheten Theil des Standes über 
fhreiten und der Mehrbetrag wird in diefem Fall _gleichmäf: 
fig auf die erfte und zweyte militärpflichtige Afteröffaffe aus: 
geſchlagen; auch koͤnnen diefe beyden Altersflaffen, ohne vors 
gaͤngiges Looſen, in Maffe zur Urmee berufen werden. ($.11.) 

Der in der Armee eingereihte Konferibirte ift zu einer 
Dienfizeit von ſechs Jahren verpflichtet, und diefe Dienft: 
zeit berechnet fich von dem Tage, an welchem : er; durch den 
Refrutirungsrath dem Militärfommando überwiefen wird. 
‚($. 12.) 

Bor dem Eintritt des Konſeriptionsalters kann eine 
Verehelichung nur dann ſtatt haben, wenn der Kons 
friptionspflichtige einen Erſatzmann ſtellt. Diefer Letztere 
bat fodann alle Verbindlichkeiten zu erfüllen, welche das Ges 
feß auflegt, den Einfteller mag das Loos treffen, oder nicht, 
und er wird dem Kontingente. feines Bezirfed zu gut gerech⸗ 
net, Ausnahmsweiſe werden folche Verehelichungen auch ge⸗ 
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gen Kaution wegen Ötellung eines Erfaßmannes für den 
Fall des Aufrufes geftattet. ($. 13.) 
Bon der Konfcription find befreyt: 
a) die Standesherrn und ihre Samilien; 
b) der geiftliche Stand. 

Als dem geiftlichen Stande angehörig werden ber 
trachtet, bey den Katholifen diejenigen, — welche die hoͤhe⸗ 
ren Weihen wirklich erhalten oder in Klöftern mit Bewillis 
gung der zufländigen Landesbehoͤrde lebenslaͤngliche Geluͤbde 
abgelegt haben; bey den Proteſtanten diejenige, welche form⸗ 
lich ordinirt worden ſind. (F. 14.) 


Geſ. die Erzanguns des ſrdenden Heered Pech: v. 15. Aug. 
8. $. 1— 14. Gef ſ. Bl. S.7 3. 


106) Armenanfaltem 


Die Einrichtung und Unterhaltung der, Armenanftalten 
fol dur Diftrictsumlagen gededt werden, fofern die 
örtliche Naturalverpflegung und die Cofalarmenfliftungen 
nicht zureichen. 

V. die —— Umlagen für Gemeindebedürfniſſe betreff. v 
6. Febr. 1812. Art. XI. $. 1.) Regbl. ©. 327, 

Dad Minifterium des Innern führt die oberfte 
Leitung und Aufficht über alle Armen s oder Kranken, Bes 
ſchaͤftigungs⸗ und Berpflegungsanftalten und die — Ku⸗ 
ratel uͤber alle Wohlthaͤtigkeitsſtiftungen. 


V. bie: Formation der Miniſterien —5 > 9. + 1825. 5. 
74. (a.) Regbl. ©. 1 2 


ee 


Die Hälfte der Handwerfieftrafen fol jedesmal 
dem Lofalarmenfond übergeben werden. 


V. die Handwerksſtrafen betrefl v. 14. März 1806. Regbl. 
. NE , > 127. : 


In denfelben fallt auch die auf dad We tter Yaute n 
geſetzte Strafe von zwanzig Reichöthalern. 
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V. das Wetterläuten wine a 2% Aprif 1806. (5.) Regbl. 


Die ber dem Fonigl. EEE vorkom⸗ 
menden Sukkumbenzgelder, wegen muthwilliger und 
grundloſer Berufung, welche von ſechs bis zu ſechszig Tha— 
lern ſich belaufen koͤnnen, ſind dem Armenfond des Orts, 
wo der fuͤr ſchuldig Eckannte wohnhaft iſt, zu uͤberweiſen. 

V. die S Pe — v. 24. May 1809. $. 8. 

Regbl. ©. 814. 

Bon den Geldftrafen wegen Spielen in _ auswärtigen 
Lotterien folle ein Dritttheil dem Anzeiger, ein Dritttheil 
dem Lofalarmenfond, und das letzte Dritttheil der Generals 
Lottoadminiftration zufallen. 


V. dag Verbot J auswärtigen an NEN: v. 14. Aug. 
1810. $. 8. Regbl. S 
Winktelagenten haben die von ihnen erhobenen Ge 
bühren an die Armenanftalt des Orts herauszugeben. 


V. unberenhtigte urn — v. 18. Febr. a Regbl. 


Geringhaltiges Bier ſoll zum Beſten des ——— — 
fonds konfiszirt werden. 

V. die —— des zen treff. v. 25. April‘ 1811. - 
Zit. II. Art. X, Regbl. S. 650. 

Gefundene Sachen, zu welchen ſich der ai 
thümer nicht meldet, oder welche der unredliche Finder nicht 
durch Verjährung erwerben kann, "fallen bem Lokalarmen⸗ 
fond anheim. 


V. die Behandlung gefundener Sachen betreff. v. 22. Nov. 
1815. Regbl. S. 1002. 


” 


107) Yrmenbflege 
f. Stiftungspflege. 


Es follen überall eigene Armenpflegen eingerichtet, und 
forgfältig unterhalten werden. Ihre Beſtimmung iſt, die 
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Pflicht der öffentlichen Vorforge für die Armen auf zweck⸗ 
mäßige Weife in Erfüllung zu bringen. (Art. 1.) 

Die Armenpflegen genießen in allen Angelegenheiten 
diejenigen Rechte, welche die: Zur den ua für 
fromme Zwede zugeftehen, (2.) 

Sıe treten als Erben ein in’ die Verlaſſenſchaften der 
aus ihren Mitteln ernaͤhrten Perſonen, zur Entſchaͤdigung 
für den auf ſolche gemachten Aufwand. Ausgenommen 
bleibt jedoch der Fall, wenn von jenen Perfonen arme Noths 

erben vorhanden find. (3.) 
Saͤmmtliche Gefchäfte der Armenpflegen, ſowohl gericht⸗ 
liche, als außergerichtliche, ſind von Stempel, Taxen und 
Sporteln befreyt. (4.) 

Jede Stadt:, Markt- oder Landgemeinde hat fuͤr ſich 
eine ortliche Armenpflege, welche zunaͤchſt nur für die 
eingehörigen Armen forge. Wenn aber mehrere Gemeinden 
de8 nämlichen Gerichtöfprengeld zu einer gemeinfchafts 
lichen’ Pflege, oder, wenn alle Gemeinden deffelben Ge; 
richtd zu einem allgemeinen Pflegeverband zufammen. 
treten wollen, fo ift eine ſolche Vorkehr auf alle Weiſe zu 
beguͤnſtigen. (5.) 

Auf jeden Fall ſollen die Land⸗ und Herrſchaftgerichte 
für ihren ganzen Umfang eine gemeinſame Bezirkspfle⸗ 
ge bilden, damit einzelne dürftige und mit Armen überlas 
dene Gemeinden von den Übrigen unterftüßt und Bedürfnifs 
fe, welche nicht blos oͤrtlich find, durch. ———— Kraͤfte 
beſtritten werden. (6.) 

Saͤmmtliche in einem Pflegebezirk wohnende cinb anfas 

» ige Unterthanen find verbunden, verhältnißmäßig beyzus 

tragen, daß der Nothdurft der Armen gefteuert werde. Nes 
ben diefer allgemeinen Obliegenbeit bleiben die durch Gefeke 
und Berordnungen befiimmten, oder durch Verträge über; 
nommenen befonderen Berpflichtungen zum Unterhalt ges 
wißer Perfonen ausdrädlich vorbehalten. (7.) 

‚Der Anfpruch auf den Pflegegenuß in einer beftimmten 
Gemeinde, oder in einem beftimmten Bezirke. bemißt fich 
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nach den Gefeßen über die Heimathz; ausnahmsweiſe tritt 
jedoch der Pflegeverband auch für Nichtangehörige in Wirs 
fung, wenn ein auswärtiger Urmer in dem Ort oder Bes 
zirk, wo er fich zufällig befindet, einer augenblidlichen Huͤl⸗ 
fe beduͤrftig wird. (8.) 


Vorſtaͤnde der Armenpflege ſind in groͤßeren Staͤdten | 


die Polizegdireftoren und Kommiffäare, außerdem aber die 
Land» und Herrfchaftrichter. In Angelegenheiten, welche 
zum ärztlichen Beyrath und Erkenntniß ſich eignen, werden 
ſolche von den Stadt⸗ und Landgerichtsaͤrzten unterſtuͤtzt. (9.) 

In Städten und groͤßern Maͤrkten, welche einen Magis 
firat haben, wird für die nähere Beforgung des Armenmes 
ſens ein Pflegſchaftsrath gebildet, welcher neben ben 


erwähnten Vorſtaͤnden und Gerichtsärzten, aus den Pfarrern | 


und Bürgermeiftern, fodann aus einem Abgeordneten von 
allen Ständen der Einwohner, (in einer den örtlihen Verhält« 
niſſen angemeffenen Zahl) zu beftehen hat. (10.) 

In den Fleineren Märkten, fo wie in den Landgemein: 
den, find vorderfamft die Pfarrer und Gemeindevorfteher 
von Amtöwegen zur Armenpflegfchaft berufen und neben ihs 
nen bildet eine verhaltnigmaßige Zahl von Pflegevdtern aus 
der Mitte der Einwohnerfchaft den Pflegeausſchuß. (11.) 

Wo mehrere Gemeinden fich zu einer Pflege vereinigt 
haben, wird ein gemeinfhaftliher Ausſchuß be 
ftellt. Eben fo wird den Land- und Herrfchaftrichtern für 
die Beforgung der Bezirfdarmenpflege ein eigener Bezirks— 
ausſchuß beygegeben. (12.) 

Die Mitglieder des Pflegſchaftsraths und der örtlichen 
Pflegeausfchäffe werden auf gleiche Art gewählt, wie die 
Magiftrate, Bürgermeifter und Ortövorfteher. Für die Bes 
zirfsangfchüffe wahr” "ede Gemeinde einen Bertreter aus ih— 
ver Mitte und die Vertreter fämmtlicher Gemeinden wählen 
unter fih P’’enigen, fo zu den Gefchäften der Bezirföpflege 
zunachft mandirken follen. Alle Gewählte verfehen ihre Bers 
rihtung drey Jahre über, und zwar gleich den Borftäns 


e 


den und übrigen amtshalber berufenen Mitgliedern, ganz 
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unentgeltlih. Kein angefeffener Einwohner darf, ohne ers 
weisliche, wichtige Urſachen die erſte auf ihn gefallene Wahl 
ablehnen. Beſondere Verdienſte um das Armenweſen ſollen 
oͤffentlich ausgezeichnet werden. (13.) 

Der Wirkungskreis der Armenpflege e fol⸗ 

gende vier Hauptgeſchaͤfte: 
a) den Stand der Armuth herzuſtellen; 
b) für deſſen Beduͤrfniſſe zu ſorgen; 
c) denſelben unter polizeyliche und ſittliche Vormundſchaft 
zu nehmen; und 
d) die noͤthigen Huͤlfsquellen auszumitteln, zu verwalten 

und zu verwenden. (14.) 

Zum Stand der Armuth gehoͤren ſolche Perſonen, 
welche die nothwendigſten Lebensbeduͤrfniſſe durch eigene 
Kräfte und aus Mitteln von Anverwandten entweder gar 
nicht oder nur zum Theil fich verfchaffen Tonnen. Diefer 
Stand der Armuth befteht aber bey jedem Einzelnen nur fo 
lange, als feine ganzliche oder theilweife Erwerbsunfähig- 
keit andauert. Der wirfliche Stand wird durch eine Be 
fhreibung der armen Individuen hergeftellt. Vorlaͤufige 
Erfundigungen und: Aufzeichnungen für diefe Befchreibung, 
werden von den Mitgliedern der Pfleafchaftdräthe und Aus⸗ 
ſchuͤſſe, allenfalld unter Mitwirkung des vorhandenen Polir 

zeyperfonald, erfammelt, (15.) 
Don Jedem, der an den Unterftüßungen aus der Urmens 
pflege Theil nehmen will, wird ſchriftlich verzeichnet: deſſen 
a) dermalige Wohnung; 
b) Zaufs und Geſchlechtsname; 
c) Alter, Neligion und Geburtsort; 
d) Berechtigung zum gegenwärtigen Aufenthalt; 
e) Urfache der Armuth; 
f) Befchaffenheit des allenfallfigen Beſi a 
g) Forperlicher Zuftand; 
h) Gewerbe; 
i) Arbeitsfähigfeit, oder Unfähigkeit; 
‚k) früherer und dermaliger Arbeitserwerb; 
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J) Anverwandte, - oder fonft zum Unterhalt verpflichtete 

Perfonen und was der Arme von folchen genießt; | 

m) fonftige Bezüge aus öffentlichen Mitteln, oder aus der 
Hand von Privatwohlthaͤtern; und endlich. 
n) die Art und Größe der bedürfenden oder anfprechenden 

Unterftüßung. (16.) 

Befindet fi der Bewerber um eine Armenpfrände im 
Ehe. oder Wittwenftand, fo werden auch alle einzelnen 
Glieder feiner Familie befchrieben und bey Familien, in 
welchen fchulpflichtige Kinder vorhanden find, wird zugleich 
noch angemerft, ob und wie diefe den dffentlichen Schuluns 
terricht, und mit welchem Erfolg, befuchen. (17.) 

Bey Perfonen, welche vorzüglich wegen Förperlicher 
Umftände die Zheilnahme an der Armenpflege verlangen, 
tritt eine ärztliche Unterfuchung, ein, fofern die vorges 
ſchuͤtzten Verhältniffe nicht allgemein befannt, oder augens 
fällig find. (18.) 

Ueberhaupt find alle Angaben der Bewerber durch forg- 
fältige Nachforſchung, oder durch Erfordern formlicher Zeugs 
niffe zu berichtigen und überdies Tolle auch.die fittliche und 
bürgerliche Aufführung in dem Befchriebe angedeutet wer⸗ 
den. (19.) 

= Auf diefed hin erfolgt die Entfeheidung, ob der aufge 
zeichnete Bewerber wirklich ald arm anzufehen feye, ob er 
einen Anfpruch auf die Armenpflege ded Bezirks oder der 
Gemeinde habe, in welcher Art und wie hoch die Unter 
ftößung zu beftimmen feye, auch, wie lange diefelbe vor; 
forglich dauren folle? (20.) 

Die im Laufe eines jeden Jahres vorfommenden Be 
fehriebe über einzelne Arme werden mit dem Datum ihrer 
Aufnahme bezeichnet, und nad angefügtem Befchluß mit, 
fortlaufenden Ziffern verfehen, welche auf das anzufertigen: 
de Namensregiſter Bezug haben. (21.) 

Sährlich vor Eintritt ded Winters gefchieht eine Haupt; 
armenbefchreibung, bey welcher die Verzeichniſſe berichtiget 
und erneuert werden. (22.) 
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Bon dem yerfnlichen Stellen zur Mufnahme bes Bar . 
fchriebs vor dem Pflegeausfhuß find nur folche Arme aus; 
genommen, welche durch Krankheit oder andere gleich wich— 
tige und befcheinigte Urfachen, an ihrem Erfcheinen gehin— 
dert werden, oder welche ald fchamhafte Hausarme, auf 
das Zeugniß und die Bürgfchaft von wenigftend zwey Pflegs 
| ſchaftsmitgliedern ausdruͤcklich davon freygeſprochen werden. 
(23.) 

Durch die öffentliche Worforge für die Armen fol 
die freye Wohlthätigkeit Einzelner gegen Einzelne nicht aus 
geſchloſſen ſeyn; jedoch darf folche weder ber ‚allgemeinen 
Berbindlichkeit gegen die AUrmenpflegen der Gemeinden. und 
Bezirke Abbruch thun, noch den Berordnungen über bie 
Betteley widerftreben. (24.) 

Jene öffentliche Vorforge wirft zunaͤchſt: 

a) durch Arbeits⸗, 
b) Berpflegungs s und 
ce) Allmofenanftalten. (25.) 

Ueber die Urbeitsanftalten ift bereits oben in eis 
‚nem eigenen Artifel dad Nothige angeführt. (26 — 51.) 

Für folche Arme, die neben ihrer Unfähigfeit, etwas 
zu erwerben, auch noch in einem außervrdentlichen, (vorüber- 
gehenden oder bleibenden) Zuſtand von Huͤlfsloſigkeit ſich Ten: 
den, naͤmlich fuͤr Kinder, Kranke, Greiſe uud preſthafte 
Menſthen, ſind beſondere li 
erforderlih. (32,). © 

Deshalb werden oirlaffene Kinder, Waifen und Sind» | 
linge, welche der elterlichen Hülfe ermangeln, bey gutges 
finnten Nähreltern vertragsmaͤßig untergebracht, zum Bez 
ſuch der Schule und zu Erlernung eined Handwerks für ihr 
Fünftiges ehrliche Fortfommen angehalten und bis zu eigen 
erlangter Erwerböfähigfeit mit dem noͤthigen Unterhalt ver⸗ 
ſehen. (53.) 

Hinſichtlich der Kranken ſorgen die ——— fuͤr 
angemeſſenes Obdach und Lager, fuͤr Wartung, aͤrztliche 
Huͤlfe und Arzneien. Gleiche Sorgfalt widmen ſie armen 
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Gebährenden und fie verfchaffen ‚denfelben insbeſondere den. 
Beyſtand einer dffentliben Hebamme. Die Gerichts, Lands 
und Wundärzte werden zu diefem Ende gegen geeignete Les 
bereinfunft auf befiimmte Diftrifte in den Städten und auf 
dem platten Lande mit ihrer Hülfe angemwiefen. (34.) 

Für Urme, welche wegen fehr hohen Alters, bleibender 
Gebrechlichkeit und Unbehuͤlflichkeit vorzüglich zu berädfichtiz 
gen find, namentlih auch für Bloͤdſinnige und mit aufßers 
ordentlichen Mängeln behaftete Menfchen fol in denjenigen 
Bezirken, wo fi) eine bedeutende Zahl folcher Ungluͤcklichen 
befindet, ein eigenes Verſorgungshaus ermittelt werz 
den, worinne fie auf Lebenszeit unterzubringen und mit 
Koft, Kleidung und allem era Beduͤrfniß zu verſehen 
ſind. (55.) 

Die Vorſorge fuͤr Kinder „Kranke, Alte und Gebrechli— 
che wird vervollſtaͤndigt durch allgemeine Verpfle— 
gungsanſtalten, welche ſich auf ganze Kreiſe oder auf 
das geſammte Koͤnigreich ausdehnen, und welche entweder 
mittelſt Verwendung der ſchon vorhandenen Fonds, oder 
in deren. Ermanglung mittelſt allgemeinen Zufammenwirs 
kens der Armenpflegfchaften begründet und ausgebildet wer; 
den: namlich durch 

a) Gebaͤhr- und Sindelhäufer; 

b) Srrenhäufer; 

ce) Kranfenhaufer; 

d) Erziehungs» und Berpflegungehäufe für Zaubftumme 

und Blinde, (36.) 

Arme, die Feine außerorhentliche Verpflegung bebärfen, 
auch in die befondere Berforgungsanftalten fich nicht eignen, 
oder zur Zeit nicht in folche aufgenommen werden Tonnen, 
die aber... gleichwohl. zum »- eigenen Erwerb unfähig oder den 
nothdärftigen- Unterhalt zu gewinnen nicht im Stande find, 
werden durch Almoſen unterſtuͤtzt, welches jedoch nicht of; 
ne firenge — des —— — zu bewilligen iſt. 
(37.) v0 

Das Almoſen beficht im; vobhenslichen Geldfpenden, für 
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welche von geit zu Zeit, mit Ruͤckſicht auf die gewoͤhnlichen 
Preiſe der Lebensmittel und auf das unentbehrliche Erfor— 
derniß nach Alter und Geſchlecht, der hoͤchſte Betreff feſt⸗ 
geſetzt wird, der ſonach keine Ueberſchreitung, wohl aber 
nach Umſtaͤnden eine ſtufeweiſe Herabſetzung zulaͤßt. (38.) 

Dieſe Geldſpenden koͤnnen auch ganz oder zum Theil in 
Naturalien verwandelt werden, wenn ſolche Art von- Hülfe 
bezüglich auf Herberge, Ernährung und Bekleidung - Teichter 
zu leiſten und den eigenthümlichen Berhältniffen ber Ge⸗ 
meinden und Bezirke gemaͤß iſt. (39.) 

Fuͤr die Herberge kann geſorgt werden, durch NER 
felweife Bertheilung der Armen in die Wohnungen der Ges 
meindeglieder; gegen Verbindlichkeit, der Aufgenommenen, 
bey den Arbeiten ihrer Herbergeväter mitzumwirfen. Es kann 
hierüber ein freywjlliged Uebereinfommen, oder ein billiger 
Miethvertrag getroffen werden. Neben der Herberge iſt aber 
aud für den- Bedarf an Brennholz zu ſorgen, und zwar 
mittelſt befonderer Beyträge an Holz, fofern ſich nicht der 
Arme in der Bewohnung feines Haudvaters, oder da, wo 
er arbeitet, hinlänglich erwärmen kann. Wenn fi) Gele 
genheit dazu finder, find im Winter eigene Wärmeftur 
ben zu erbffnen, wohin die Armen ihre Teichtere Handarbeis 
ten mitbringen fünnen. (40.) . 

Die Nahrung der Armen wird ebenfalld durch deren 
Vertheilung unter die Gemeindeglieder zur ummwechfelnden 
Berföftigung gegen zu Teiftende Arbeit, oder aber durch freis 
willig anerbotene Kofttäge, oder endlich durch Austheilung 
‚von Brod ‚und andern! Nahrungsmitteln bewirkt. Uns 
ter geeigneten Berhältniffen ift auf die Anrichtung von Küs 
chen Bedacht zu nehmen, wo eine nahrhafte Suppe, theils 
unentgeltlich ‚ tpeilß um geringen Preis abgegeben wird. 
(4) 
| Fuͤr bie Setfeidung ‘der: ‚Armen find die‘ Borräthe 
der in Befchäftigungsanftalten verarbeiteten Stoffe vorzugss 
weife zu verwenden, fodann die freymwilligen Gaben an 
Stoffen und Kleidungsftäden, und die aus den Berlaffen: 
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haften verftorbener Armen noch brauchbar erfundenen Ges 
genftände, fofern in ärztlicher Hinficht nichts dagegen zu 
- erinnern iſt. (42.) 

Es hat aber die 4MMlmoſenanſtalt auch noh außeror— 
dentliche Sehärfnie zu beftreiten, namentlich: 

die Koften des Begrabniffes, des Gottesdienftes, des 

Unterricht armer Lehrlinge, der Anfchaffung nothmwens 

diger Arbeitswerkzeuge für arme SNORL RINGE u. 

ſ. w. (43.) 

Die Vormundſchaft uͤber die Armenflaffe befchäfs 
tigt fih, neben der Vorſorge für die nothiwendigften Lebens 
bedürfniffe, mit einer fortwährenden befonderen Aufficht: 

a) auf alle einzelnen Armen; 

b) auf die mit Armenpflegen verbundenen oͤffentlichen An— 
ſtalten; und 

ce) auf den Gang des geſammten Armenweſens überhaupt. 

(44.) 

Die Aufficht über die einzelnen Armen beachtet nicht 
nur ihr fittliched und bürgerliches Betragen im Allgemeinen, 
fondern auch insbefondere ihren Unterricht, ihren Arbeits— 
fleiß, den etwaigen unerlaubten Erwerb durch Betteley, die 
Art, wie die Unterftüßungen verwendet werden, die verftellte 
Armuth und die den Frevlern gegen die Armenpolizey zus 
fommende Züchtigung, (45.) . | 

Das Schulgeld für die armen Kinder ift eine ſtaͤndi— 
ae Ausgabe für die Urmenpflegen, welche desfalld mit den 
Lehrern eine Uebereinfunft zu treffen haben, fofern nicht eis 
gene Urmenfchulen beftehen. (46.) 

Sämmtliche Arme find verbunden, fih dem Dienfte, 
dem Handwerk, der Landwirthſchaft, und überhaupt der 
Arbeit zu widmen, worüber ftrenge gehalten werben folle. 
(47.) 

Lebe Art von Betteley ift allenthalben ohne Scho; 
nung, ben befichenden Verordnungen gemäß, zu unterdruͤk— 
fen und jeder Arme foll mit dem Inhalt diefer Verordnun⸗ 
aen bey feiner Aufnahme befonders bekannt gemacht. werben. 
(48.) 
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Kein Armer, der an den Mohlthaten der Armenpflege 
Theil nimmt, darf fih ohne Vorwiſſen und befondere Er; 
Taubnif des Ortsvorſtehers aus feiner Gemeinde entfers . 
nen, um fich an einem andern Ort, wenn gleich im naͤm— 
lichen Polizeybezirk, eine Zeitlang. oder für immer aufzuhal⸗ 
ten. Die gleiche Erlaubniß von Seite der Polizeyvorftände 
ift. erforderlich, wenn ein folcher Armer in der bemerften 
Abſicht feinen Polizeyfprengel zu verlaffen gedenkt. Diefelbe 
ift in beyden Fallen nur mit Vorſicht, aus gegründeten Ur 
fachen und unter der nachgewiefenen Vorausſetzung zu er 
theilen, daß der Arme anderen Drten und Bezirken nicht 
sur Laft fallen werde; „auch iſt demfelben ein Vorweis 
außzuftellen, in welchem neben feinem Wohnort und Nas 
men, die Zeit, Urfahe und Dauer feiner Entfernung und 
der Ort, wohin er ſich begeben will, ausgedrückt feyn folle, 
Arme, die ſich eigenmächtig und ohne diefen Vorweis ent⸗ 
fernen, und noch Überdies ohne Zweck herumtreiben, werben 
als Randftreicher behandelt. (49.) 

jedem Armen ift zwar im Allgemeinen die Berwens 
dung der ihm, gereichten Unterftüßungen frey geftellt; es 
wird. jedoch anmit die Aufficht auf deren Mißbrauch nicht 
ausgeſchloſſen und die Pflegepolizey hat befonders in folchen 
Fällen einzufchreiten, wo der gemachte Mißbrauch auf den 
nothdärftigen Unterhalt und die Sitten ded Armen, auf die 
Ausgabe der Armenpflege ſelbſt, und auf die öffentliche 
Meinung nachtheilig einwirkt, oder, wo eine Verfchleudes 
rung von Seite fchlechter Haußhalter auf ganze Familien 
einen fchadfichen Einfluß hat. (50.) 

Wenn Arme wegen tadelhafter Auffuͤhrung und Muͤßig⸗ 
gangs ſchon zum oͤftern fruchtlos gewarnt worden ſind, ſol⸗ 
len fie ohne Nachſicht mit polizeylichen Zwangsmitteln ange: 
griffen und in die geeignete Zucht genommen werden. (51.) 

Gegen Scheinarme, welche, ob fie gleich eigene 
Mittel beſitzen, durch ſchamloſe Erdichtung die der wahren 
Armuth gebuͤhrenden Unterſtuͤtzungen an ſich reißen, haben 
die Yrmenpflegen Anfpruch auf — einen gleichen Erz 
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faß fonnen die Urmenpflegen auch von folchen Perfonen fors 
dern, welche fich der gefeßlichen oder vertragmäßigen Unters 
haltungspflicht gegen dürftige Angehörige entzogen haben. 
(52.) 

Die, mit der Armenpflege verbundenen vffentlichen Ans 
falten, namlich die Verpſlegungs- und Verforgungsanftals 
ten für Gemeinden und Bezirke, unterliegen zFar fchon an 
und für fich der fortwährenden Aufficht der Pflegevorftände;z 
ed follen aber überdies aus der Mitte des Pflegeausfchuffes 
befondere Aufſeher beftellt werden; auch hat wenigfteng 
alle Vierteljahbre eine Hauptvifitation jener Anftalten 
in Beyſeyn aller Pflegemitglieder. vorzugehen. (53.) 

Der Beruf des wechfelnden befondern Aufſehers und der 
Zweck der Hauptoifitationen befteht darinn, den Zuftand der 
befagten Anftalten in allen Beziehungen zu unterſuchen, von 
der Drdnung in denfelben, fo wie von der guten und vor 
ſchriftmaͤßigen Behandlung der Armen ſich zu überzeugen 
und den etwaigen PERSONEN oder Mißbraͤuchen, abzuhels 
fen. (53.) 

Der Gang bed — eine überhaupt fol 
mit aller Aufmerkſamkeit verfolgt werden, um zu ermeffen: 
ob die Armenpflegen allenthalben ihrem Zweck entfprechen; 
welchen Einfluß fie auf die Sitten, die Arbeitfamfeit und 
die Betteley von Zeit zu Zeit gewonnen haben; welche Hins 
derniffe den Fortfchritten der Armenpolizey noch entgegen 
ftehen, und wie folche am fehnellften und ficherften zu befeis 
tigen wären? Die Armenpflegen bieten uͤberdiß die natuͤr— 
lichfte Gelegenheit dar, die Zu: oder Abnahme des Wohl; 
ftands zu überfehen, die auf Wachsthum und Berbreitung 
der Armuth einwirkenden Urfachen zu entdeden, den Mitteln 
gegen diefed Uebel naczuforfhen, und deshalb nüßliche 
Vorſchlaͤge an Hand zu geben. (55.). 

Ganz befonders follen fi die Urmenpflegen- auf. bem 
Lande angelegen feyn Yaffen, Familienvätern, die durch uns 
verfchufdete Umftände in Gefahr: hauslichen Umfturzes Toms 
men, mit Rath und That beyzuftehen ur ihnen einen. Aus: 
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weg zu ihrer Nettung zu erdffnen. Nicht minder follen fie 
auf. Hausväter aufmerkſam feyn, die durch auffallend und 
offenfundig ausfchweifendes Benehmen. die allmahlige Ver⸗ 
armung der Ihrigen herbeyführen. (56.) ° 

Außerdem follen die Armenpflegen bedacht feyn, die bes 
fiehenden, oder noch zu errichtenden Verficherungsanftalten 
"wegen Brand» und Hagelfchäden u. dgl. zu befürdern, nach 
Umftänden für die Bildung von Sparfaffen, und für Aus; 
mittelung der Leihfaffen zu ſorgen, befonders aber dahin zu 
trachten, daß für Handwerfögefellen und Dienftboten ein 
Sicherungdverband auf Fälle der Krankheit, mittelft Meiner 
Beträge ab Ihrem Lohne, unter Mitwirkung der Meifter 
und Dienftherren zu Stande fomme, (57.) 


Odhne vorlaͤufige Vernehmung der Armenpflegfchaften 
ſolle feine VBerehelichung unangeſeſſener Leute bewillis 
get werden. Beamte, welche dieſe Einvernehmung unter⸗ 
laſſen, haften fuͤr den Unterhalt der neuen Familie, wenn 
ſie ſich nicht ſelbſt ernaͤhren kann. Ebenſo haften die Pfar⸗ 
rer. und andere Geiſtliche für den Unterhalt ſolcher Perfos 
nen, welche fie ohne obrigfeitliche Erlaubniß getraut haben, 
vorbehaltlich andermweitiger u ‚ die auf Zrauungen dies 
| fer Art gefeßt find. (58.) 

Neben den außerordentlidhen Zufluͤſſen, theils * 
den Verlaſſenſchaften der Armen, theils aus den Erſatzleiſtungen 
von Scheinarmen und pflichtſaͤumigen Verwandten, theils aus 
den Strafgeldern, die dem Armenvermoͤgen zugewieſen ſind, 
oder noch zugewieſen werden, beſtehen die Huͤlfsquellen 
fuͤr den Stand der Armuth in freywilligen Beytraͤgen, un⸗ 
ſtaͤndigen Abgaben, Beytraͤgen aus dem Gemeindeſeckel, 
Pflichtbeytraͤgen und Anlehen. (59.) 


Das jährlihe Einkommen aller für die Zwecke der 
MWohlthätigkeit befiehenden Stiftungen gehört den Armen: 
pflegen an, und wird zu den’ Bedürfniffen derfelben abgege⸗ 
ben. Mit den — fuͤr die Armen werden eu vers 
einigt 7... = 
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Die bey der einen oder anderen Armenpflegfchaft vor; 
handenen, oder noch fich bildenden Kapitalien, die Zinfe 
von Sandanlehen oder. folhen Kapitalien, deren beredys 
tigte Einnehmer nicht mehr auszuforfchen find, die Ber; 
mächtniffe für die Armen, in fofern fie nach dem Wils 
Ien der Erblaffer zu einer ftändigen Jahrseinnahme ans 
gelegt werden follen, und der vierte Theil derjenigen 
Vermaͤchtniſſe und BVerlaffenfchaften, welche für fromme 
Zwecke überhaupt beftimmt find. (60.) | 
Die freywilligen Beyträge beftehen in einzelnen 
Gaben an Geld und Naturalien, welche von Menfchenfreuns 
den aus eigenem Antrieb zum Zweck der Armenpflege ge: 
reicht und zu den laufenden Bedärfniffen verwendet werden. 
Hiezu fommen noch die Vermächtniffe, die zur augenblickli⸗ 
chen Vertheilung unter die Armen beftimmt find und dieje 
nigen Zuflüffe, welche durch befonders. veranftaltete Samm⸗ 
lungen, ſowohl von einzelnen Perfonen, ald von Gefell: 
fhaften, ganzen Gemeinden und Körperfchaften unter fich 
jufammen gebracht werden. (61.) 

Allgemeine und befondere Sammlungen im Namen 
der Urmenpflegen werben veranftaltet: monatlich von Haug 
u Haus, wenn fich die Gemeindeglieder zu einem bes 
fimmten zeitweifen Beytrag unterzeichnet haben, fodann 
in den Kirchen an höheren Fefttägen, in den Wirthshaͤuſern 
mittelft Aufftellung von Armenbüchfen,, und bey allen wich 
tigen oder erfreulichen Ereigniffen für den Staat oder für 
einzelne Gemeinden. (62.) Ä 

Mit Hinficht auf die örtlichen Verhältniffe Fonnen auch 
befondere, unftändige Abgaben eingeführt werben, 
welche vorzugsweiſe auf die dffentlichen Vergnägungen zu 
legen find, namentlich auf feyerliche Hochzeiten, Tanzmu⸗ 
fifen, Um» und Aufzüge der Handwerker, Schüßenfefte, Baͤl⸗ 
fe, Maskeraden, Theater u. f. w. (63.) 

Wenn alle vorbenannten Huͤlfsquellen die fireng bemef; 
fenen Bedürfniffe einer Armenpflege nicht decken, fo wird der 
Abgang aus dem ——— oder durch Anle⸗ 

1 
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hen ergänzt, und wo auch biefe Mittel nicht anwendbar 
oder zureichend wären, wird zu Pflihtbeyträgen oder 
Armenfteuern gefchritten, deren Art und Maßftab nach den 
Berhältniffen der Orte und Bezirfe zu beftimmen ift. Leßtes 
re Maßregel gilt jedoch nur auf eine gewiße Zeit, und die 
Beyfteuern müßen, ohne irgend eine Befreyung, von allen 
Ständen geleiftet werden. (64.). 

Die Verwaltung der Wohlthaͤtigkeitsſtiftungen, deren 
Stock niemals angegriffen und geſchmaͤlert werden darf, ger 
' hört nicht zu dem unmittelbaren Wirfungsfreis der Armen: 
pflegen; hingegen eignen ſich dahin, die jährlichen Erträgnigfe 
der freywilligen und Pflichtbeyträge, fo wie andere nicht ' 
zum GStiftungsfond gehörigen Zufläffe. 

Diefe mel un umfaßt folgende vier Haupige 
ſchaͤfte: 

a) die Herſtellung der jaͤhrlichen Voranſchlaͤge; — 
b) die Erhebung der. Einnahmen;. 

ec) deren Verwendung; und 

d) Verrechnung. (64.) 

Der Boranfhlag für die Armenyflege jeder Gemein; 
de und jedes Bezirks wird, mit Ruͤckſicht auf alle Beduͤrf⸗ 
niffe der Arbeits-⸗, Verpflegungs- und Almoſenanſtalten, und 
nach einer wahrfcheinlichen Vorberechnung der Einnahmen 
entworfen, wobey die Armenbefchreibung zur Grundlage 
- dient. (65.) 

Was die Erhebung der Zuflüffe betrifft, fo ſtellen 
die Pflegeraͤthe und Ausſchuͤſſe beſondere Einnehmer aus ih⸗ 
rer Mitte auf, oder en ſolche aus der aͤbrigen Eins 
wohnerfchaft. (66.) 

Die Berwendbung ber — —— Allge⸗ 
meinen auf dem Zweck der Pflegen ſelbſt, und auf hoͤherer 
Genehmigung. Kein Theil des Einkommens darf fremdarz 
- tigen Zweden gewidmet, Fein Aufatz der genehmigten Bors 

anfchläge darf willkuͤhrlich überfchritten, und eben fo auch 
feine neue Ausgabe gemacht werden, die nicht durch allge 
meine VBorfchriften, oder befondere Erinächtigung gebilliget 
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wäre. Auch fol bey der Verwendung ein gerechted und 
wohlermeffened VBerhältniß zwifchen den Bedürfniffen ber 
verfchiedenen Armenanſtalten und der verfchiedenen Klaſſen 
der Armen beobachtet werden, damit nicht die Einen gegen 
die Andern in Vor- oder Nachtheil kommen. (67.) 


Die Einwohner liefern das Erſammelte an einen Seh 
felmeifter ab, der ebenfalls aus der Mitte der Pflegeräs 
the und Augfchüffe beftellt, ‚oder von diefen aus den übrigen 
Einwohnern gewählt wird. innehmer und Sedelmeifter 
fonnen in einer und der nämlichen Perfon vereinigt ſeyn; 
auch Fann der Armenfedel von einer Stiftungs- oder Ges 
meindeverwaltung, niemals aber von einer Polizey- oder 
Gerichtsbehoͤrde geführt werden. Der Sedelmeifter darf Feir 
ne Ausgabe Teiften, außer auf allgemeine oder beſondere 
Anweifung der gefammten Pflegſchaft; einfeitige Anweifuns 
gen der Vorſtaͤnde oder enaus Mitglieder find ungültig. 
(68.) 

Damit Armen, welche fich in dringender Noth befinden, 
und welche nicht erft die Foͤrmlichkeit der Armenbeſchreibung 
und der Pflegſchaftsbeſchluͤſſe abwarten koͤnnen, die erforder; 
liche augenblickliche Hülfe verfchafft werde; ift den Pfars 
rern wöchentlich eine verhältnißmäßige Summe zur Bor 
ausgabe anzuvertrauen, wobey jedoch diefe mit aller Ums 
jiht verfahren und die Sache fobald ald möglich in den 
ordentlichen Gang einleiten follen. (69.) 

Ueber die Verwendung aller Erträgniffe wird eine 
jährliche Rechnung geftellt, und öffentlich befannt gemacht. 
(70.) 

Wegen dem Gefchäftögang der Armenpflegen, und des 
ren Berhaltniß zu den öffentlichen Behörden ift Folgendes 
verorönet 

Jeder Pflegerath und Ausſchuß ſoll woͤchentlich eine Ver⸗ 

ſammlung halten, um die in feinen Wirkungskreis ein: 

fchlagenden Gegenftände zu berathen, und darüber zu 

befchließen, auch um Anbringen und Befchwerden im 


* 
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Armenweſen zu erledigen. Für dringende Angelegenheis 

ten werden außerordentliche Sigungen beſtimmt. (71.) : 

Sn den ordbentlihen Sißkungen befaffen fich die 
Raͤthe und Ausſchuͤſſe namentlich und vorzüglich damit: 

4) Die verfchiedenen Geſchaͤfte, insbefondere die erfte Aufs 
nahme der Armenbefchreibungen, die Einnahme der Ger 
fälle, und die Aufficht auf die Armenanftalten zu vers 
theilen; zu dem Ende die nöthigen Gehälfen, Einneh⸗ 
mer, Sedelmeifter und Auffeher zu wählen, anzumeis 
fen, und in ihre Verrichtungen einzuleiten. 

2) Die gefammelten Armenbeſchreibungen zu prüfen, zu 
berichtigen, zufammen zu ftelfen und jährlich zu erneus 
ern; die Bewerber um den Pflegegenuß nad) Umftänden 
Yorzuladen, zu vernehmen und zu befcheiden; zu beftims 
men, welche Arme zum Genuß zugelaffen feyen; die 
Art, Größe und Dauer ihrer Unterftäßung feftzufeßen; 
auch deren Herberge, Nahrung, Kleidung und Berpfles 

guung zu regeln, 

3) Fuͤr Unterricht und Arbeit zu ſorgen; die Einrichtung 
von Beſchaͤftigungs » und Verpflegungshaͤuſern nach dem 
Beduͤrfniß einzuleiten und zu begutachten; über die Auf 
"nahme der dahin gehörigen Perfonen zu erfennen; bie 

vierteljaͤhrige Bifitation der benannten, und anderer 
MWontthätigfeitsanftalten anzuordnen und über den Ers 
fund Rath zu pflegen, 

4) Urme von übler Aufführung zu warnen und nöthigen 
Falls der Polizeybehoͤrde anzuzeigen; diefe in Unterdrüfs 
fung der Betteley zu unterftüßen;. die Mittel in Ueber: 
Vegung zu nehmen, wie verunglüdten Hauspätern wies 
der aufgeholfen, ſchlechte Hauswirthe zur Pflicht und 
Befonnenheit zurädgeführt, gemeinnäßige Verſicherungs⸗ 

anſtalten zu Stande gebracht und die Urfachen der Ars 

muth beſeitigt werden Fünnen, 

5) Eine genaue Ueberficht der für die AUrmenpflege vorhan⸗ 
denen Hülfsquellen herzuftellen und zu unterhalten ; neue 
Duellen auszumitteln; die unverfürzte Vereinnahmung 


” 
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der Erträgniffe zu ſichern; fäumige Schuldner zu mah⸗ 

nen; über der. richtigen Verwendung zu wachen; bie 

jährlichen Boranfchlage zu entwerfen und die Jahres—⸗ 
rechnungen zu ftellen; aud-wöchentlih von dem Stans 
de aller Einnahmen und Ausgaben genaue Kenntnif 
einzuziehen. Endlich) | 

6) Zu begutachten, ob und wie ber etwaige Abgang an 

Huͤlfsmitteln aus der Gemeindefaffe zu ergangen, oder 

durch befondere Abgaben, Anlehen oder Armenfteuern 

zu deden feye; fodann, welche Bedärfniffe auf die Ber 
zirföpflegen zu übertragen, mit welchen Mitteln und 

Gefällen diefe Bezirföpflegen auszuftatten, und. wie die 

Beyträge hievon auf die einzelnen Gemeinden zu vers 

theilen feyen. (72.) | 

Die Sikungen, in welchen die Jahrsrechiungen vorge⸗ 
legt werden, ſollen oͤffentlich, und die Nachfragen um naͤhe⸗ 
re Aufklaͤrung allen angeſeſſenen Einwohnern unverwehrt 
ſeyn, daher die Zeit jener Sitzungen —— bekanut zu 
machen iſt. (73.) 

Wenn es darauf ankommt, den Abgang des — 
ſeckels durch Zuſchuͤſſe aus der Gemeindskaſſe, durch Anle— 
hen, beſondere Abgaben, oder Armenſteuern zu decken, ſo 
vereinigen ſich die Pflegſchaftsraͤthe in den Städten. und. 
größern Märkten mit dem Magiſtrate zu einer gemeinfchafts 
lichen Befchlußnahme; in den Fleineren Märkten und Lands 
gemeinden werden derlei Gegenftände dem Befchluß der ver⸗ 
fammelten Gemeinde unterworfen. (74.) 

In Rehtsangelegenheiten werden aus der 
Zahl der Advokaten gewählte Pflegfchaftsanmwälte den Si⸗ 
Bungen beygezogen und mit ihrem Nathe gehört. (75.) 

Den Borfiß in den Pfleafchaftsverfammlungen fühs 
ren, in Ermanglung eigener Borftände, die Polizeydirefto: 
ren und Kommiffäre, oder die Land» und Herrfchaftrichter 
an dem Drt ihres Amtsſitzes, außerdem aber die Pfarrer. 
Ueber die Verhandlung, wobey jedem Mitglied frey ſteht, 
feine Meinung, Anftände und Wünfche zu erflären, wird ein 
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kurzes Protokoll gefuͤhrt, die Beſchluͤſſe werden nach der Ein⸗ 
heit oder Mehrheit der Stimmen eingetragen, und von al⸗ 
len Anweſenden unterzeichnet. (76.) 

Zu dem Aktuariat werden die Schreiber der Polizeybe⸗ 
hörden und Magiftrate, oder. auch die Schullehrer gegen ans 
gemeffene Belohnung verwendet. (77.). 

Die Bollziehung der Befchläffe, fo weit nicht höhere 
Genehmigung erfordert wird, gefchieht durch die hiezu beaufs 
tragten Mitglieder der Pflegfchaftsräthe und Ausfchäffe. 
Die Verkündigung der Befcheide an die Partheyen ergeht 
mändlih, was aber zur Kenntniß einer ganzen Gemeinde 
oder eines ganzen Bezirfd gebracht werden foll, wird dffent- 
lich angefchlagen und in die Wochenblätter eingerücdt; beys 
ded auf vorgangige Einficht der Polizepbehörde, welcher Tes 
teren auch die Vollziehungsmaßregeln in denjenigen Faͤllen 
zu uͤberlaſſen ſind, wo es auf Strafen und Zwangsmittel 
ankommt. (78.) 

Die Pflegſchaftsraͤhhe und Ausſchuͤſſe in. Städten, die 
Feine eigene Polizeydireftoren oder Kommiffäre haben, fo; 
dann in den Märkten und Landgemeinden, ftehen unmittels 
bar unter der Leitung und Aufficht” der Lands und Herr 
fhaftgerichte. Diefe haben zu dem Ende eine fortwähs 
rende Kenntniß von dem Zuftand des Armenmwefend in allen 
einzelnen Pflegen zu unterhalten, die Armenbefchreibungen 
von Zeit zu Zeit einzufehen, darüber zu wachen, daß die 
Pflesfchaftsverfammlungen fleißig und ordentlich gehalten 
werden, zu verhüten, daß nicht einzelne Bezirke die Borfors 
ge für ihre Armen, aus was immer für einer Urfache, vers 
nachläaßigen, allenfallfiger Willkuͤhr in Ausübung der pfleg- 
fchaftlichen Befugniffe, befonders in Verwendung der Huͤlfs⸗ 
mittel und verzögerter Rechnungsablage, zu begegnen, Die 
befonderen Anftalten der Armenpflege oͤfters zu unterfuchen , 
Mißbraͤuche und Unordnungen abzuftellen, und überhaupt 
die Raͤthe und Ausfchäffe Aber ihre Verrichtungen. und den 
Gang ber Gefchäfte zu belehren, im Uebrigen aber die Pfleg- 
ſchaften auf alle Weife zu unterftüßen und ihnen bey Boll 
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ziehung ihrer gefekmäßigen Beſchluͤſſe den noͤthigen Beyſtand 
zu leiſten. (79.) 

Zu den beſonderen Obliegenheiten und Befugniſſen der 
Land + und Herrſchaftgerichte gehoͤrt noch weiters die Beſtaͤ⸗ 
tigung der zu Pflegeräthen und Ausfchäffen gewählten Mits 
glieder und Gehälfen, die Entfheidung der über die Gegenbes 
fhlüffe der Pflegfchaften angebrachten Befchwerden, fo wie 
über Irrungen zwifchen Urmenpflegen verfchiedener Gemeins 
den, und bie obrigfeitliche Prüfung der jährlichen — 
ſchlaͤge und Rechnungen. (80.) 

In Staͤdten, wo eigene Polizeydirektoren oder —— 
ſaͤre beſtehen, find die Pflegfchaftsräthe den General: und 
?ofalfommiffariaten unmittelbar untergeordnet. 
Diefe koͤnnen jedoch, nach Umftänden, für gewiße Falle und 
Gegenftäande auch die Polizeydireftionen und Polizeyfommifs 
fariate zur Stellvertretung bevollmächtigen, und Ießtere bleis 
ben unter allen Umftanden befugt und verpflichtet, auf den 
Zuftand des Armenwefend aufzumerfen, die Pflegräshe über 
etwaige Bedürfniffe und Mißbruͤuche zu verftändigen, deren 
Abhuͤlfe zu verlangen, und wenn folche nicht geleiftet wird, 
bie Oberbehoͤrde um angemeffenes Einfchreiten aufzufordern, 
(81.) | 
Die Seneralfreisfommiffariate verbinden 
mit der unmittelbaren Auffiht auf die Armenpflegen der 
größeren Städte, auch die Oberaufficht auf die Armenpfles 
gen in den Lands und Herrfchaftgerichten. (82.) | 

Die Generals und Lofaltommiffariate beftätis 
gen bey den ihnen unmittelbar untergeordneten Pflegfchaften. 
die Wahlen der Raͤthe und der fonftigen Gehülfen; fie ent 
fiheiden die Befchwerden gegen Befchlüffe diefer Pflegfchaften, 
oder gegen Befchläffe und Berfügungen der unteren Polizeys 
behörde, fo wie die allenfallfigen Irrungen zwiſchen denfels 
ben; fie unterwerfen ihrer Prüfung die Voranfchläge und 
Rechnungen der unmittelbaren Pflegen, und nehmen von 
jenen in ben Sand» und Herrfchaftgerichten zu jeder Zeit bes 
liebige Einſicht; fie entfcheiden über Bälle, wo der Abmans 
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gel des Urmenfedels aus der Gemeindefaffe, oder durch 
Anlehen gededt werden folle; fie entfcheiden ferner über die 
Anträge ruͤckſichtlich der Bedärfniffe und Hälfsmittel für ges 
meinfchaftlihe Bezirföpflegen, und endlich auch. über die 
Einleitungen,, welche bey vorfommenden Rechtöangelegenheis 
ten zu treffen find. Bey Anträgen auf befondere Auflagen 
und Armenfteuern haben fie fich jedesmal mit den Finanz: 
direftionen zu benehmen, (83.) 

Dem Minifterium dei Innern ift die Dberaufficht 
auf das Armenwefen im ganzen Reiche übertragen. Daſſel⸗ 
be fchöpft feine fortwahrende Kenntniß über den Stand dies 
fed Berwaltungszweiges aus den Jahresberichten der Kreiss 
ftellen und anderen geeigneten Quellen; veranlaßt bie erfors 
derlichen allgemeinen Vorfchriften und Maßregeln; würdigt 
und erledigt die Anträge über Einrichtung von. Befchäfti: 
gungs-, Verſorgungs- und anderen Berpflegungshäufern für 
einzelne Gerichtöbezirfe, ganze Kreife, oder die gefammte 
Monarchie; prüft und erledigt in Gemeinfchaft mit dem 
Finanzminiſterium die Anträge auf Bewilligung befonderer 
Auflagen und Armenfteuern; erkennt über die gegen Gene 
ral⸗ und Lokalkommiſſariate angebrachten. Befchwerden, fo: 
fern ſich folche nicht vor den Staatsrath eignen, und verans 
laßt, wo e8 räthlich gefunden wırd, die ne War 
Pflegevorſtaͤnde. (84.) 

V. das Armenweſen — v. 17. — 1816. Art. 1— 84. 

1. ©. 779— 81 

Die Rehnung über die Verwaltung des Stiftungs⸗ 
vermoͤgens iſt durch den Pfleger jaͤhrlich vorzulegen: 

a) dem Gemeindeausſchuß, welchem ſie 14 Tage lang mit 
allen Beylagen zur Durchſicht und Abgabe ſeiner Erin⸗ 
nerungen offen ſtehen ſolle; 

b) der verſammelten Gemeinde, durch dffentliches Ableſen 

in Beyſeyn des Gemeindeausſchuſſes, und 

e) dem einſchlaͤgigen Land- oder Herrſchaftgericht, unter 

Annſchluß der gemachten in ‚ zur amtlichen 

Revifion. 
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Bon der Iekteren Stelle ift nicht nur jährli eine fums 
marifche Ueberficht der bey ihr zur Nevifion eingefommenen 
und bereitd revidirten Stiftungsrechnungen: an die Kreisres 
gierung mit Bericht einzufenden; fondern fie hat auch inner⸗ 
halb fuͤnf Jahren wenigſtens Einmal eine ſolche Rechnung 

der Superreviſion zu unterlegen. 


V. die Verwaltung a betreff. v. 47. May 1818. 
$. 105. Geſ. Bl. ©. 87. | 
Die Bel der Armenpflege, in foweit für folche ein. 
gemeinfamer Verband des ganzen Landgerichtöfprengels, 
oder mehrerer Bezirke befteht, kommt den Patrimonial s oder 
Herrfchaftgerichten nicht zu, fondern iſt dem betreffenden 
Landgerichte vorbehalten. 
Ed. über die ae rg Gericptebarfeit, > * May 1818. 5. 
0. (c.) Geſ.Bl. ©. 2 
Wenn in einer Gemeinde nad) — Deckung 
der Lokalkirchenbeduͤrfniſſe ein Ueberſchuß an dem Kirchen⸗ 
vermögen ſich ergiebt; fo iſt ſolcher, im Einverſtaͤndniß 
mit der geiſtlichen Oberbehoͤrde, vorzuͤglich auf ee, 
ber Armenftiftung zu verwenden. | 


Ed. die Rechtsverhältniſſe ——— betreff. v. 26. 
May 1818. Abſchn. 2. 1 — . 49, Ge * © | 


108) Armenpflegfhaftsrath. 


Die Mitglieder des Armenpflegſchaftsraths werden nad) 
denfelben Rormen gewählt, welche durch die Verordnung 
v. 17. May 1818 $. 52 — 54. für die Magiftratöglieder 
vorgefchrieben. find; jedoch hat dabey Feine neue Wahl der 
Gemeindebevollmächtigten einzutreten, 

Sis und, Stimme von Amtswegen haben in diefem 
Rath nur die wirklichen Pfa rrer; aber wahlfaͤhig iſt auch 
jeder andere Geiſtliche. 


Bd, Wahl der Srmenpfes[ümiferätne betreff, v. 24 May 
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"Die Partheyen, welche dad Armenrecht nachfuchen wol 
len, ‘haben ſich vorderfamft zu ihrer Polizeybehorde zu ber 
geben, und bey diefer die erforderlichen Zeugniffe über 
ihre Urmuth einzuholen. Derlei Armuthszeugniffe werden 
von der Polizeybehoͤrde auf mündlich gefchehenes Anbringen, 
mit Bezugnahme auf aftenmäßige Daten, oder auf Notos 
zietät, tags und ſtempelfrey ausgeftellt und fonach durch 
die Partheyen an die Gerichtsbehorde, ebenfalls ‚ohne fehrifts 
liche Eingabe, überreicht, worauf die letztere mit Berädfich- 
tigung bdiefer Zeugniffe ihren Befchluß über die Zulaffung 
zum Armenrecht, (gleichfalld tar« und ſtempelfrey) auszuferti⸗ 
gen hat. | | 

Die dabey allenfalls noch weiter nöthigen Erfundiguns 
gen follen auf dem Fürzeften Wege gefchehen. 

Bekanntm. das Armenrecht betreff. v. 16. Juni 1827. Regbl. 
| ©. 466. 

‚Ueber die Zulaffung der gegenfeitigen Unterthanen zum 
——— beſtehen — mit dem Großherzogtum 
Heffen, . 

Belanntm. v. 14. ER 1820. Regbl. ©: 1051. 


mit dem Herzogtum Naffau, , 
Belanntm. v. 10. Sept. 1823. Regbl. S. 1369. 


und mit Kurbeffen. 


Bekanntm. v. 16. May 1827. Regbl. ©. 177. | 
ee Ag 


110) Armenverlaffenfhaften 


Die Obfignation, Inventur und fonflige Be 

“ handlung des Nachlaſſes derjenigen, die aus Armeninftitus 
ten Unterhalt-bezogen haben, gebührt, wie bey anderen Pris 
vatperfonen, dem ordentlichen Richter. Die Polizeybes 
borden, oder die fonftigen adminifirativen Stellen der 
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Armeninftitute haben fich in dergleichen Verlaſſenſchaftsver⸗ 
handlungen nicht zu mifchen; dagegen liegt ihnen ob, beym 
Zode eines Scheinarmen den Erfaß ded von demfelben aus 
der Armenanftalt bezogenen Genuffed aus feiner Erbfchaftss 
maffe auf gehörigen Mege nachzufuchen. 


V. die Verlaſſenſchaften * aus Armeninſtituten — Per 
fonen betreff. v. 9 Dez. 1808. ae ©. 2 


111) Ar rc 
f. Gefängniß. Strafrecht. Verhaftung. 


Der Arreft findet flatt, gegen Ausländer, wenn fie 
dem Kläger Feine annehmbare Berficherung gewähren koͤn⸗ 
nen; fodann gegen ungefreyte und unangefeffene Inlans 
der, wenn fie wegen fhlechtem Leumund, oder wegen Ger 
fahr der Flucht, zur eidlichen Kaution nicht Fonnen zuges 
laffen werden. Der den Arreft Nachfuchende muß feine ans 
gebliche Forderung fogleich befcheinigen, worauf ein fummas 
rifches Verfahren ftatt findet. rfcheint aber von Seite des 
Nachfuchenden ein gefliffentlicher Auffchub; fo werden die 
Partheyen, mit Aufhebung des Arreſts, zur Betretung des 
ordentlichen Rechtswegs angewiefen, Gegen dergleichen bürs 
gerliche Real- und PVerfonalarrefte iſt nicht Teicht eine Ap⸗ 
pellation zu geftatten; ed kann jedoch der Ntachfuchende, oder 
auch die Obrigfeit felbft wegen zur Ungebuͤhr verhängtem 
Arreft zum Erſatz aller Koͤſten und Schaͤden angehalten 
werden. 


Cod. jud. Bav. c. 8. 8. 6. 


Auf Ulimentationds und Gnadengelder findet fein 
Arreſt ſtatt. 


V. v. 23. Juni 1781. Sen.Samml. v. 1784. ©. 205. 


Much auf wöchentliche Bezüge aus den Allmoſ en 
Faffen Tann Fein Arreft gefchlagen werden. 


3. v. M. Juni 1790. Gen.-Samıml. v. 1797. ©. 199. 
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‚Eben dieſes iſt der Fall bey Wittwenpenfionen, 
deren Genuß lediglich von der Willkuͤhr des Regenten ab⸗ 
— 

VB. v. 17. Aug. 1781. Gen. Samml. v. 1784. ©. 205. 


Bey Privatforderungen an Polizeyſoldaten ſoll 
weder eine Beſchlagnahme auf ihre Montirungsſtuͤcke, noch 
ein Abzug an ihrem Solde ſtatt finden, und den Klaͤgern 
bleibt uͤberlaſſen, ſich an das anderweitige Vermoͤgen ihrer 
Beklagten zu halten. 

V. die Schuldklagen gegen Polizeyſoldaten betreff. v. 38. Sept. 

1815. Regbl, ©. 1213. 

Gegen redliche dritte Befißer von Staatdpapieren, 
welche auf jeden Inhaber lauten, kann eben fo wenig ein 
gerichtlicher Arreſt erkannt, als die Zahlung der daraus vers 
fallenen Zinfe eingeftellt werben, 

V. die Staatöpapiere a perteur betteff. v. 12. an 1817. 

Regbl. ©. 178. 

Dem Gemeindeausfhuß in J— ſteht 
es nicht zu, koͤrperliche oder Arreſtſtrafen zu erkennen. Wenn 
die oͤffentliche Sicherheit es erfordert, Jemand in gefaͤngli⸗ 
chen Haft zu nehmen, ſo muß der Ergriffene ſogleich an 
die zuſtaͤndige Amtsbehoͤrde abgeliefert werden. 

V. die Gemeindeverfaſſung betreff. v. 17. May 1818. $. 118. 

j j Se BL. ©. 91, 


Wenn ein Patrimonialgericht gegen einen Ueber⸗ 
treter der Ortspolizey einen Poligeyarreft von mehr als 
drey Tagen verhängen will; fo ift vor Bekanntmachung 
des Sträfbefchluffes die Tandgerichtliche Beftätigung einzus 
holen. 

ee über die ———— Gerichtsbarkeit v. 26. = 1818. $. 
Geſ. Bl. ©. 252. 


Die ‚Dideiplinarkrafen gegen Stontshtener 
beftchen in Verweiſen, Geldbußen, Haus⸗ und Givilarreft. 
Der letztere kann nur zwifchen 24 Stunden und acht Lagen 
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zugemeſſen werden und es iſt dagegen ein Rekurs geſtattet, 
welcher inner drey Tagen bey der ſtrafenden oder inſinui— 
renden Behoͤrde angezeigt und inner 8 bis 14 Tagen bey 
der unmittelbar hoͤhern Amtsbehoͤrde eingereicht werden 
muß. 


Ed. die Vabiltniſe * DT betreff. v. 26. . 1818. 
$. 12. 13. Geſ. Bl. ©. 338. 340. 


Gegen einen Hypothefarglaubiger .Fann ein Arreſt auf 
ſeine eingetragene Forderung vom Hypothekenamte 
nicht erkannt, ſondern blos auf Veranlaſſen des zuſtaͤndigen 
Richters im Hypothekenbuche vorgemerkt werden. 


Hypothekengeſetz v. 4. Juni 1822. ©. 156. Geſ. Bl. S. 89. 


Die aktive Landwehr uͤbt uͤber ihre Dienſtangehoͤ⸗ 
rigen in allen den Dienſt betreffenden Angelegenheiten, und 
in allen zwiſchen Mitgliedern der Landwehr in Beziehung 
auf den Dienſt ſich ergebenden Vorfaͤllen, die Disciplinar⸗ 
gewalt, theils durch die kommandirenden Offiziere, theils 
durch eigene aus der Mitte des Korps gebildete Disciplinars 
räthe nach befonderen Vorſchriften aus. ($. 35.) 


Leder Fommandirende Landwehroffizier iſt be 

rechtigt, gegen einen im aktiven Dienft fiehenden Untergebe 
nen wegen geringer Fehler wider die Dienftordnung, Arreſt 
bis auf 24 Stunden zu verfügen; jedoch mit Vorbehalt 
nachträglicher Befchwerde gegen die SARDINIEN der Ver⸗ 
fügung. ($. 36.) 
Die Strafbefugniffe des Disciplinarraths bey 
Uebertretungen der Dienftordnung beſchraͤnken ſich auf einen 
Arreft bis zu acht Tagen, welcher bey Unterofizieren und 
Gemeinen durch Schmälerung der Koſt geſchaͤrft werden 
kann. ($. 37.) 


Gegen Erfenntniffe, wodurch Arreft von mehr ald zweis 
mal 24 Stunden audgefprochen ift, flieht dem VBerurtheilten 
die unnmtittelbar bey Verkündigung des Spruchs anzumel; 
dende Berufung an die Kreisregierung frey, von welcher, 
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gemeinſchaftlich mit den Kreiskommandanten, die zweyte 
und letzte Entſcheidung erlaſſen wird. ($. 38.) 
Sandwehrordnung v. 7. März 1826. $. 35 — 38. Regbl. ©. 
| 314. 515. 


112) Arreftantem 


Den moratlihen Berichten der Polizeydireftionen 
muß eine Anzeige der vorgefallenen Polizeyfirafen und der 
im Laufe des Monätd verhafteten und gelieferten Perfonen 
angefügt werben. Die dißfallfige Tabelle enthalt fünf 
Rubriken; namlich 4) den Monatdtag, 2) die Namen der 
Geftraften, Gelieferten und Verhafteten, 3) die Urfacdhe der 
Beftrafung, Fieferung und Verhaftung, 4) die Beftimmung 
ber Strafe, bed — und der Fortlieferung, 5) Bes 
merfungen. 

nftruft. n 54 ädtifchen Yipenbiesionen v. 24. Sept. 

Inſt rü .. 110. (3.) Regbl. S. 2 ü 

Die Nacheile nad entflobenen —— beſtimm⸗ 
ten Verbrechern, oder zu verhaftenden Polizeyfrevlern ſteht 
jeder Polizeydirektion und jedem Kommiſſariate zu. 

V. die Amtsgewalt a ‚Poligeppireftionen betreff. v. 22. Oktbr. 
4, Resbl. ©. 
113) Arreſtſachen. 


In Arreftfachen findet eine Appellation an die drit 
te Inſtanz gegen zwey in der Hauptſache gleichfürmige Erz 
fenntniffe nicht ſtatt. 


Gef. einige Verbefferungen in der Gerifttortnung N v. 
ri 22. Zuli 1819 $. 20. (er) en 


114) Arzney. 
f. Apotheker. Materialiften. 


Der Gerichtsarzt. hat eine genaue Aufficht auf alle in 


feinem Bezirk befindlichen mediziniſchen Pfuſcher zu 
hal⸗ 
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halten, worunter diejenigen Individuen verflanden werden, 
welche fich mit wiberrechtlicher Ausübung irgend eines Zweis 
ges der medizinifchen Wiffenfkhaften, befonderd dem Handel 
mit Medifamenten, dem Ausgeben derfelben, und dem Bers 
fertigen geheimer Mittel befaffen, indem der Verkauf der 
Arzneymittel ausfchließlih nur den ordentlichen Apothekern 
zuſtehen folle. 
Ed. über dad Medizinalmefen v. 8. Sept. 1808. $. 11. (m.) 
Regbl. ©. 2201. | 


Die Polizeydireftionen follen, mit Zuziehung ber Stadt: 
ärzte, dem unberechtigten, oder vorfchriftswidrigen Arzneyvers 
kauf und den Pfufchereyen der Ufterärzte Einhalt thun, 

B. die Poligebirttion in Münden betreff. v. 415. Sept. 1818. 
$. 36. Gef. Bl. S. 587. 

Die oberſte Aufficht gegen unberechtigten Arzney- und 
‚Gifthandel, die allgemeinen Einleitungen, fo wie die durch 
Umftande gebotenen befonderen Anorönungen zur Unterdräf: 
fung medizinifcher Pfufcherey, gehören in den Wirkungskreis 
der Regierungskammer des Innern. 


V. den Dirtunedtgia der oberſten Verwaltungsſtellen ꝛc. betreff. 
7. Dez. 1825. $. 56. Regbl. ©. 1085. 


115) Arzneykoſten. 
f. Apothekerrechnungen. Medifamententare. 


Die Koften, welche im Teßten Jahre vor eröffnetem Kons- 
kurs wegen Krankheit des Schuldners und feiner Familie 
für YVerzte, Wundärzte, Hebammen, und Arzneyen entflan; 
den find, Fommen in die erfte Klaffe der Forderungen, 


Prioritätsordnung dv. 1. Zuni 1822. $. 12. (2.) Geſ.Bl. ©. 108. 
16) AH © 


Der Afchenauffauf ift im ganzen Lande frey und es 
foll fein Gewerbömann daran verhindert werden. 


12 
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Erl. die Freyheit des Aſchenſammelns betreff. v. 15. Jan. 1808. 
Regbl. S. 178. 


Die Aſche von dem zur Beheizung der Geſchaͤftszim— 
mer erforderlichen Holz ſolle verkauft und der Erloͤs verrech⸗ 
net werden, indem es zur Verminderung des Holzbedarfes 
nicht geeignet iſt, ſolche den Heizern zu aͤberlaſſen. 


V. den a, betreff. v. 6. re 1825. in Gerets 
. 8. XIU. ©. 1487. 


117) Affefforen 


? Seven bedeutenden Tandgericht find zwey Affefforen 
beygegeben. Wenn fish die Seelenzahl auf 18,000 und dars 
über erfiredt, fo fommt noch ein Aftuar hinzu, welcher aber 
in diefer Eigenfchaft auf die Rechte und VBortheile eines ſta⸗ 
bilen Staatsdieners Feinen Anfpruch hat. 


V. v. 4. März 1809. Regbl. ©. 441. 


Die Landgerichtdaffefforen und Aktuare beziehen, mit 
Ausſchluß aller weiteren Emolumente, einen Jahrsgehalt 
von 600 fl. 


v. v. 14. März 1809. Regbl. S. 537. 


Das Generalkommiſſariat ertheilt den Landgerichtsaffef 
foren die Bewilligung, ſich zu verheyrathen. 


3.0 1. April 1809. Regbl. ©. 665. 


Die Landgerichtsaffefforen und Aftuare, welche fih auf 
einige Zeit von der angewiefenen Amtsſtation zu entfernen 
gedenken, haben fi mit ihren Urlaubsgefuchen jedes 
mal an das vorgefeßte Generalfommiffariat zu wenden, 


B. v. 19 Apr. 1809. Regbl. ©. 713. (1.) 


Das Generalfommiffariat hat die Befugniß, ihnen eis 
nen Urlaub bis auf die Dauer von ſechs Wochen zu ges 
ftatten, vorbehaltlich der geeigneten Rüdfprache mit bem be; 
treffenden Appellationsgericht. 
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V. die — — ıc. betreff. v. 17. Dez. 1825. 
$. 84. Regbl. ©. 1103. 

Die Diäten und Reifegebühren der Landgerichts⸗ 
affefforen in Amtsgeſchaͤften betragen, wenn fie flatt des 
Landrichterd und ohne denfelben reifen: 

a) inner der Amtsgraͤnze, drey Gulden; 
b) außerhalb der Amtsgraͤnze, fünf Gulden; 
e) in Partheyfachen, inner der Amtsgraͤnze drey Gulden, 
dreyßig Kreuzer, außerhalb derfelben, fünf Gulden. 
Diätenregulativ für daB Pandgerichtöperfonal v. 9. May 1809. 
Regbl. ©. 765 — 768. 

Die Berpflihtung ber ernannten. Randgerichtsaffef 
foren und Aftuare hat aus Auftrag ded Generalfommiffariats 
bey den betreffenden Landgerichten in vorgefchriebener Art zu 
gefhehen. Bon der befchwornen Eydesformel hat ein neu 
angeftellter Aſſeſſor zwey gleichlautende Eremplare mit Zauf 
und Zunamen zu unterfchreiben und zu fiegeln, wonach das 
Landgericht ein Eremplar an das Generalfommiffariat, das 
andere an dad Appellationdgericht zur AU ODE IUNE eins 
fendet. 


V. die Verpflichtung des DR beireff. v. 4. 
Juni 1809. Regbl. S 


Berichte, welche von den Landgerichtsaſſeſſoren oder 
Aktuaren gefertigt werden, und zu den höheren Stellen be 
fimmt find, müßen neben den Randrichtern auch zugleich von 
diefen, mit dem Benfaß des Wortes „concepit“ unters 
zeichnet werden, Andere Ausfertigungen, welche fich nicht 
in. die Kathegorie der Berichte reihen, find jedenfalld nur 
von dem Landrichter, oder von dem ſeine Stelle vertretenden 
Aſſeſſor zu unterfertigen. 


V. die Unterzeichnung der —— —— betreff. v. 
19. Nov. 1809. Regbl. ©. 


Der erfte Landgerichtsaſſeſſor hat in Jaftizgegenſtͤnden 
in Abweſenheit des Gerichtsvorſtandes eine doppelte, 
12” 


— 
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Stimme abzugeben, wenn die ſaͤmmtlichen Mitglieder des 
Untergerichts verſchiedener Meinung ſind und eine Stimmen⸗ 
mehrheit nicht hergeſtellt werden kann. 
V. das Abſtimmen * > a — v. 10. Juni 
1810. $. 2. 3. Regbl. ©, 489 
Ein Landgerichtsaffeffor ift nur in dem Fall eine felbfts 
ftändige und von höherem Eihfluß unabhängige richterliche 
Perfon, wenn es ſich darum handelt, feinen Vortrag in eis 
nem bürgerlichen Rechtsfall über ein in den vereinigten Siz⸗ 
zungen bed Landgerichtöperfonald zu erlaffendes Endur 
theil zu erftatten, oder fein Botum darüber abzugeben; in 
allen übrigen Verhältniffen ift derfelbe dem Landrichter uns 
tergeordnet und er hat deffen Aufträge (da der Landrichter als 
lein biefür verantwortlich bleibt) ohne Widerrede zu vollziehen. 
Jedoch ift es ihm unbenommen, wenn er gewiße Aufträge 
nicht für geſetzlich Hält, feine. abweichende Meinung, nebft 
Gränden dazu, ſchriftlich ad acta beyzulegen oder auf dem 
Rand ded Eoncepted anzumerken. 


V. daB ee der Landrichter zu den Aſſeſſoren betreff. 
v. 18. Juni 4810. $. 19 — 21. Reybl. ©. 505. 


Die Affefforen follen die in der Regel von 8 — 12 Uhr 
Bors und 2—6 Uhr Nachmittags vorgefihriebenen Amts, 
ftunden fleißig einhalten und ihre Arbeiten in dem hiezu 
beftimmten Lofal des Sandgerichts , unter la des Vor⸗ 
ftands beforgen. | 

Größere Eivilrelationen mögen fie mit — des 
Landrichters in ihren Privatwohnungen ausarbeiten; jedoch 
ſoll dieſes nicht leicht mit un der Amtsſtunden ges 
ſchehen. 

Ob. v. « 16. Regbl. ©. 511. 
Die Landgerichtsaffefforen find die zunaͤchſt Berufenen 


zu den Affefforfiellen an den Stadtgerichten erfter Klaffez 
auch Fonnen fie mit den Stadtgerichtsaffefforen um Landrich⸗ 


teröftellen Fonfurriren, 
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V. die Beförderung im Staatsdienſt betreff. v. 24. Jan. 1815. 
4. Regbl. ©. 67. 


> | 
In Quiedzensfällen behalten die Landgerichtdafß 
fefforen und Aftuare ihren firen Geldgehalt. 


Ed. über en, an Gehalt der ar v. 26. Day 
8. $. 235. Geſ. B 

Die Regierungsaffefforen follen die nämliche 
Qualifikation, wie die Regierungsräthe, befifen; fie erlans 
gen nach fechsjähriger Dienftzeit die pragmatifche Stabilität, 
haben in Erledigungsfällen auf Regierungsratheftellen einen 
vorzäglichen Anſpruch, und nehmen ihren Rang nad dies 
fen und nach den dem Kollegium beygegebenen technifchen 
Näthen. In den ihnen zugetheilten eigenen Vorträgen, und 
bey den Vorträgen der übrigen uam fteht ihnen eine 
entfcheidende Stimme zu. 


B. die Dienftverhältniffe der Besen en v. 28. 
May 1817. 1. (1. 4.) Regbl. S 
Anftellungen von Regierungsaffefforen außer dem Stas 
tus, mit oder ohne Befoldung, finden in Zukunft nicht 
mehr ftatt. 


V. die oberften Vermaltungäftellen ꝛc. betreff. v. 17. Dez. 1825. 
$. 4. Regbl. ©. 1052. 


118) Attentat 


Attentate werden begangen, wenn von einer Parthey, 
oder von dem Unterrichter felbft vor Abfluß der Fatalien, 
oder nach anhängig gewordener Appellation, eine Neues 
rung gefchieht. Diefe fol allezeit geahndet und auf Koften 
deg Attentanten unverzüglich in vorigen Stand gefeht, auch 
in der Hauptfache nicht weiter verfahren werben, bis die 
Reftitution gefchehen iſt. Wäre ein ſolches Attentat nicht ofr 
fenbar oder Far genug; fo iſt deshalb, vhne Hemmung der 
Hauptfache, Unterfuchung zu pflegen. 

Cod. jud. Bav. C. XV. $, 8. 
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119) A ttefi« 
f. AmtBattefte, Zeugniffe. 


4120) Auditor. 


Sin allen Garnifonen, wo, wie 3.8. in München, Augs⸗ 
burg, Nürnberg u. f. w. ein ganzes nfanterieregiment von 
der Nationglgarde dritter Klaffe, und außerdem 
ein Schüßenforps,' eine Artilleriefompagnie und eine Divis 
fion, oder Eskadron Kavallerie fich befindet, foll noch ein 
zweiter Auditor für die übrigeri befonderen Abtheilungen, 
jedoch in der Art angeftellt werden, daß derfelbe im Fall der 
Verhinderung des erften Auditord oder im Fall einer Ges 
fhäftsvermehrung. bey dem Sinfanterieregiment, und eben fo 
der NRegimentsauditor. bey den übrigen Abtheilungen augzus 
helfen hat. 


B. die Auditore Ai der Nationalgarde Arnd Siafe betreff. 
v. 41. Zuli 1810. Regbl. S. 545. 


Die Eidesformel, welche bey jededmaliger Anftellung eis 
ned Auditord der Nationalgarde dritter Klaffe gebraucht wers 
den folle, enthalt eine — 

Belanntm. v. 5. Dftbr. 1811. Regbl. ©. 1634. 


121) Aufbringgebuͤhr. 
f. Andringgebühr. 


Wenn ein Genddarme oder eine andere Perfon einen 
Verbrecher anzeigt oder einbringt und zu Protofoll um 
Belohnung bittet, fo hat fi) daß erfennende Appellations⸗ 
gericht auf folgende Weife zu benehmen: 

In dem Defrete, mit welchem. das Erfenntnig fammt 

Arten an das Unterfuchungsgericht zurüdgefendet wird, 

ift dem Ießteren beftimmt zu eröffnen, ob dem Anzeiger 

oder Aufbringer eine Belohnung zufomme, oder nicht? 

Im bejahenden Falle ift das Unterfuchungsgericht anzu: 
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weifen, folche gleich den übrigen Prozeffoften aus dem 

Vermögen des Straflings zu. erheben, oder, wenn fie 

fubfidiarifh dem Werar zur Laft: fallt, eine Anweifung 

der Kreisbehorde einzuholen; außerdem aber folle mit 
gedachtem Dekret der Antrag des Anzeiger oder Auf 
bringerd motivirt abgefchlagen werden. 

Diefe von. dem erfennenden Appellationsgericht getroffes 
ne Verfügung hat dag Unterſuchungsgericht, nad) eingetretes 
ner Rechtskraft des Haupterfenntniffed, dem Anzgiger oder 
Aufdringer und — wenn bdiefer ein Genddarme ift, der vors 
geſetzten ——— deſſelben durch — bekannt zu 
machen. 


V. die Aufbringgebühr von Verbrechern — 21. Apr. 1818. 
in Gerets Samml. B. VIII. 


122) Aufenthalt. 


Den Standesherrn fteht für ihre Perfon und Fa—⸗ 
milie die unbefchranfte Freyheit zu, in einem jeden zum 
deutfchen Bunde gehoͤrigen, oder mit demfelben im Friedens 
fiand befindlichen Staate ihren Aufenthalt zu wählen und 
eben fo auch in die Dienfte deffelben zu treten. 

Ed. die flaatärechtlichen Verhältniſſe der nenn rten betreff. 
vd. 26. May 1818. $. 5. Gef. Bl. 

Jedem Staatsangehörigen ſteht es frey, fih auch auf 
fer feiner Heimath, allenthalben im Königreich mit feiner 
Familie aufzuhalten, in fofern er fich auf eine erlaubte Weir 
fe ernahrt und ihm nicht folche Ruͤckſichten entgegenftehen, 
welche auf Gefeße und Verordnungen gegründet find. 

Gef. über die Heimath betreff. v. 11. Sept. 1825. $. 6. Gef: 
Bl. ©. 108. 


Den Polizeydireftionen Viegt ed ob, alle müßige, 
verdächtige und verdienftlofe Leute, welche nicht zur Gemein; 
de gehören, und welche ihren Aufenthalt nicht rechtfertigen 
koͤnnen, zu entfernen. 


Inſtrukt. für die Polizeydireftionen v. 24, Sept. 1808. $. 50. 
Regbl. ©. 2519. 
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Liederliches Gefindel, oder verbachtige Perfonen dürs 
fen von den Gemeindeeinwohnern bey empfindlicher Strafe 
nicht beherbergt werden. 

V. die ana er, betreff. % 17. May 1818. $. 109. 
t1 Oh + . 

Das Gefeß über die Heimath v. 11. Sept. 1825. ift in 
Hinfiht auf die Wahl des Aufenthaltsorted nicht in der 
Art befchranfend, daß ein Baier, welcher feine Heimath 
nachgewiefen hat, auch noch weitere Borbedingungen erfüls 
len müßte, ehe ihm erlaubt würde, anderwärts zu wohnen. 
Es ift vielmehr eine fürmliche Erlaubniß hiezu gar nicht 
erforderlich und die Polizeybehorde hat fih mit der bloßen 
Anzeige zu begnägen; dagegen ift Ieftere berechtigt, einem 
Sremden den ferneren Aufenthalt zu unterfagen, fobald er 
ſich auf unerlaubte Weife nährt oder fonft ordnungswidrig 
beträgt. 


°, 3, den Aufenthalt baierifcher StantSangehörigen außer ihrer 
Heimath betreff. v. 24. Jan. 1 


125) Aufenthaltskarte. 


Perfonen, welche bey keinem Amte angeftellt, "bey kei⸗ 
nem Einwohner im Dienft, mit Feinem bürgerlichen Gewers 
be verfehen, noch auc) feit zehen Jahren in dem Ort anfaß 
fig find, haben, wenn fie Iänger ald drey Lage in einem 
Gaſt⸗ oder Privathaus zu wohnen gedenfen, eine Nufent 
haltöfarte auf dem Poligeyamt zu erholen, bey zwölf Reichs⸗ 
thalern Strafe. 

V. v. 10. Juli 1810. in Döllingerd Repert. B. V. ©, 21. 

Die Gebühren für Aufenthaltsfarten der Fremden 
fließen in die Kaffe ber Polizey. 


Inſtrukt. für die Polizeydirektionen v. 24. Sept. 1808. g. 4103. 
(1.) Regbl. ©. 2530. 
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124) Aufgebot. 
f. Difpenfation. Trauung. 


Die Difpenfation von der dritten und Ießten Pros 
Hamation bey Proteftanten foll bey dem Generalflommiß 
fariat nachgefudht werben, welches diefelbe nicht Teicht zu 
verweigern und gegen eine Zare von 1 fl. 50 fr. zu ertheis 
Ien bat. ($. 1.) 

Bon der erfien und zweyten Sroffamation diſpenſirt 
das Miniſterium des Innern, aber nur bey erheblichen 
Gruͤnden, und gegen eine Taxe von fünf Gulden. ($. 2.) 

Eine gänzliche Difpenfation von dem Firchlichen Aufs 
gebot fol im Allgemeinen nicht ftatt finden; jedoch iſt es 
Vorbehalt des Königs, folche in dringenden Fallen unmittels 
bar zu ertheifen, und die Tape dafür nach den Berhältniffen 
beftimmen zu Yaffen. ($. 3.) 

Im übrigen find die Trauungen aud in der gefihloß 
fenen Zeit, ohne vorherige Anfrage und Zarerlegung erlaubt, 
vorausgefeht, daß die Hochzeiten in der Stille und ohne 
Zanz begangen werden. ($. 4.) 


V. die Difpenfation der Proteflanten vom firhtigen „alufgebot 
betreff. v. 27. Febr. 1809. (1 — 4.) Regbl. © 
Dbige Verordnung ift auf folgende Weife abgeändert 
und erläutert worden: 
4) Die gaͤnzliche Difpenfation von dem Aufgebot bleibt 
zwar auch fernerhin unmittelbar bey dem König nadıs 
sufuchen ; jedoch ift es den Generalfommiffariaten, fo 
wie den Kommiffariaten der Städte Augsburg und 
Nürnberg geftattet, in höchft dringenden Fällen und aus 
wichtigen Gründen die Difpenfation felbft zu ertheilen, 
2) Wo nahe Zodesgefahr zu beforgen ift, find die Lands 
gerichte und Polizegbehorden zur Ertheilung diefer Dis 
fvenfation ermächtigt; fie haben aber hievon dem betrefs 
fenden Generalfommiffariat, unter Anführung der Grün, 
de, fchleunige Anzeige zu machen. 
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3) Im Fall der gänzlichen Erlaffung des Aufgebots ift 
beyden Verlobten dag jurämentum de statu libero 
vor der Zrauung durch den Pfarrer abzunehmen. 

4) Die Taxe für diefe Difpenfation foll von den General; 
und Lofaltommiffariaten, nah Maßgabe des Vermoͤ⸗ 
gend der Berlobten, zu zehen, fuͤnfundzwanzig und 
fünfzig Gulden berechnet werden. 

5) Die Difpenfation von dem zweyten und dritten 
Aufgebot haben die General: und Lofalftommiffariate 
gegen die in der früheren Verordnung vorgefehriebene 
Taxe zu ertheilen. 


Belantm. d. 11. Aug. 1813. 6. 1—5. Regbl. ©. 1033. 
125) Auffündigung. 


Die Auftündbarfeit, oder der Auffündigungstermin bey 
verficherten Kapitalien wird nur auf befonderes Verlangen des 
Glaubigers oder des Schuldners in das Hypothekenbuch 
eingetragen. 


Snftruft, BR — Vollzug ded — v. 13. März 
3. $. 28. I. (8.) Regbl. ©. 


Einem Schuldner ded Kreditvereing fteht ed zu 
jeder Zeit frey, feine ganze Schuld gegen halbjährige Auf: 
Fündigung heimzubezahlen. ($. 22.) 


V. die Einführung der ae — v. 25. April 1826. 
$. 22. Regbl. ©. 4 


126) Aufnahmgebuͤhr. 
f. Anfiedelung. Blirgerannahmgeld. 


127) ll in 
f. Diäten. 


Die Befoldungen und Emolumente der Auf 
fhlagbeamten find folgendermaßen regulirt: 


4) ein Oberauffchläger bezieht, 
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a) als firen Geldgehalt, 1,200 fl.; 

b) freye Wohnung oder in Mangel derfelben einen Haus; 
zinsbeytrag von 150 fl. mit der Berbindlichfeit, das 
Amtslofal auf feine Koften zu heizen; 

ec) eine Zantieme von dem gefammten Ertrag ded Malzs 
aufſchlags, wie folher nach Abzug der Befoldungen 
und Regieausgaben für die Unterauffchläger, der rus 
hbenden und abgefchriebenen Poften, und der Strafen 
— zur Kaffe einfließt; 

d) diefe Zantieme beträgt: 

«) von den erften 100,000 fl. ein fünftel Prozent, oder 
12 fr. von 100 fl.; 
B) von den folgenden 400,000 fl. ein zehentel Pros 
zent, oder 6 Fr. vom Hundert; 
y) wenn ein Auffchlagsertrag die Summe von 500,000 fl. 
überfteigt, von jedem 100 fl. bis zur Summe von 
800,000 fl. ein zwoͤlftel Prozent, oder 5 kr.; fps 
dann 
8) von jeden weiteren 100 fl. welche über die Summe 
von 800,000 fl. einfließen, ein fünfzehntel Prozent, 
oder 4 fr. 

e) Neben diefer Tantieme kommt den Oberauffchlägern 
für den Unterhalt des erforderlichen Schreiberperfonals 
noch ein Drittel ded ganzen Betragd ihrer Lantieme zu. 

N Wegen den etwa nebenbey zu beforgenden Weinaufs 
fchlagsgefällen find eigene Beflimmungen gegeben. 

2) Der Oberauffhlagamtsfontroleur un 

a) als firen Geldgehalt 800 fl.; 

b) eine Zantieme von zwey Drittel der Zantieme bed 
Dberauffchlägers ; 

c) für den Unterhalt des Schreibergerfonald auf gleiche 
Weiſe ein Drittel feines eigenen Tantiemenbezugs, je⸗ 
doch mit der Verbindlichkeit, zu den Koſten dieſes Pers 
ſonals, welches gemeinfchaftlich aufzunehmen ift, nad) 
obigem. Berhältniß, ſehin mit zwey Fuͤnftel beyzutra⸗ 
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gen, während der-Oberauffchläger drey Fünftel hieran 
zu beftreiten bat. 


B. die Tantiemen der Oberaufſchlagämter betreff. v. 7. Ian.’ 
I 1818. in Gerets Samml. 3. VIII. ©. 670. 


Die Befoldung der Unterauffhläger richtet ſich 

nach ihren Bezirken, und die Tantieme derfelben befteht aus 

zwey Prozent von jedem Hundert der Gefchäftseinnahme. 
Döllingerd Reyert. B. VII. ©. 205. 


Die Fonigl, Kreisregierungen haben bey Vorfchlägen über 
bie Befegung von Unterauffchlagdeinnehmerftellen auf die 
vorhandenen Quieszenten und befonderd auf dad quiegzirte 
Polizeyperſonal Rädficht zu nehmen. Auc anderen dffentlis 
chen Dienern, 3. B. Zollbedienfteten u. f. w., Fann hier und 
dort füglich die Funktion eines Unterauffchlageinnehmerd ges 
gen Bezug der Zantieme übertragen werden, und nach Um⸗ 
fanden mögen felbft geprüfte Afpiranten zu verwenden feyn. 


B. bie Befesung ber MEOAITSDEREE betreff. v. 26. Juni 
4820. in Gerets Samml. B. XI. ©. 1015. 

Bey eintretendem Perfonalwechfel der Auffchlags; 
untereinnehmer finden wegen Bertheilung der Gefällbe 
yüge folgende Normen ſtatt: 

4) Der einer Auffchlags untereinnehmerſtelle — fixe 
Gehalt kommt dem abgehenden Untereinnehmer pro ra- 
ta zu. 

2) Die Zantiemen von den bey dem Perfonalwechfel be 
reitd verfallenen und erhobenen Auffchlaggefällen verbleis 
ben dem abgehenden nn) oder feinen Reliks 
ten ungetbeilt. 

3) Die Zantiemen von ben zwar verfallenen, aber dur) 
ben neu anftehenden Untereinnehmer erft noch zu erhes 
benden und zu verrechnenden Auffchlagsgefällen find 
zwifchen dem ab» und anftehenden Untereinnehmer nad) 
gleichen Hälften zu theilen. 

4) Wird jedoch ein Untereinnehmer wegen erwiefener Dienft: 
gebrechen entlaffen; fo foll er ded Antheild an den Tan— 
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tiemen von den bey ſeinem Abſtand zwar verfallenen 
aber noch nicht erhobenen Aufſchlaggefaͤllen verluſtig 
ſeyn. 


V. den Perſonalwechſel der — ——— ech v. 
16. Jan. 1821. in Gerets Samml. B. XI. 


Fuͤr das ganze Reich beſtehen vier, unter dem Finanz⸗— 
minifterium unmittelbar fiehende, Yuffhlagsinfpgeh 
toren, welche vermög der ihnen zugehenden Aufträge und 
in den ihnen bezeichneten Bezirken das Auffchlagswefen zu 
unterfuchen haben. 


Belannim. die Ernennung ber —— — v. 
17. May 1808. Regbl. 1500, 


Den Oberauffchlagsbeamten gebühren während {bie Bis 
fitationgreifen im Winterhalbjahr täglidy eilf Gulden und 
in den übrigen Monaten täglich zehen Gulden an Diäten, 
einfchließlich der Gefährtgelder. Die Auffchlagsinfpeftoren 
beziehen an Drät täglich zwölf Gulden, 


Erl. die Diäten der Auffhlagsbeamten LE. v.25. May 1820, 
in Gerets Samml. B. X. ©. 963. 


Der Beruf der nurfalsnelafbetiocen befteht 
darınn, daß fie allenthalben nachfehen, ob überhaupt die in 
Auffchlagsfachen erlaffenen Verordnungen genau befolgt wer; 
den, und insbefondere, ob die Müller oder die bey ber 
Mahlr;ihle angeftellten Perfonen überall vorfchriftmäßig vers 
sflichtet feyen; ob bey vorgekommenem Perfonenmwechfel fo; 
gleich die Anzeige gemacht und die neue Verpflichtung vor; 
genommen worden; ob in den Mühlen die angeordneten ges 
eihten Mäffereien vorhanden feyen und ob mit diefen das 
eingefprengte Malz allezeit und richtig gemeffen werde; ob 
die Poletten vor dem Mahlen ordentlich eingezogen und an 
die Unterauffchläger überliefert werden; ob nicht mehr Malz, 
als auf der Polette ftieht, angenommen und ob der allenfall: 
fige geringe Ueberfhuß in der Polette richtig angemerft wer; 
de; ob die Müller Feine Unterfchleife geftatten u. f. w. 

Eben diefe Infpeftoren haben bey den Unterauffchlägern 
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nachzufehen, ob deren Manualien richtig gehalten, und bie 
Poletten pünktlich ertheilt und wieder eingezogen werden, 
auch ob fie die Gefälle zur beſtimmten Zeit erheben und voll 
ftandig einfenden. Ferner follen fie fich erkundigen, ob ge 
gen den einen oder andern Unterauffchläger Fein Verdacht 
von pflichtwidriger Nachficht, Fahrlaͤßigkeit oder Untreue bes 
ftehe. Sie haben auch, wenn es zur Aufklärung irgend eis 
ned Umftanded nöthig ift, oder, wenn fie. ed fonft für zus 
träglich finden. fich perfonlich in die Brauereyen und Brannt 
weindrennereyen, Malzhäufer und Keller zu begeben, um 
die nöthige Lofals und Sacheinſicht zu nehmen. 

Die Oberauffchlagsamter find gehalten, den gedachten 
Inſpektoren, fo oft fie erfcheinen, ihre Manualien fammt 
Beylagen vorzulegen, ſolche abzufchließen, die Kaffe zu flürs 
zen und über Alles die verlangte Auskunft zu geben. 

In Hinficht der Verfahrungsart ift verordnet, daß, ins 
dem bderlei Bifitationsreifen ihres Zweckes halber mit Schnel- 
Vigfeit gefchehen mäßen, bey Unterfuchung der Mühlen blos 
ein umftändliched Protofoll in Beyſeyn von zwei unparthey: 
ifchen Zeugen durch den Inſpektor felbft aufgenommen wer; 
den folle, welches bey einem wirffich erfcheinenden Gebrechen 
an das betreffende Dberauffchlagamt zur weiteren Jnftruis 
rung und Verbeſcheidung zu überfenden ift. 

Eben fo wird bey PBifitation der Unterauffchlagsamter 
blo8 ein geeignete Protofoll und zwar ohne Ber-ichung 
von Zeugen abgehalten und von dem Unterauffcbläger nach 
gehörigem Vorleſen unterzeichnet. 

Da die Unterauffchläger bloße Kommifftonärs find und 
felbft ohne Urſache jederzeit entlaffen werden koͤnnen, und 
da bey folchen Gefchäften Feinem gerichtlichen Verfahren ftatt 
zu geben ift; fo find die Inſpektoren ermächtigt, einen Un⸗ 
terauffchläger, der es an der erforderlichen Thätigfeit und an 
ruͤckſichtloſem Berfahren ermangeln Yäßt, ohne Weiteres zu 
fufpendiren und deſſen Gefchäft proviforifch einem Anderen 
zu übertragen. Eine folche proviſoriſche Verfügung muß jes 
doch dem betreffenden Oberauffchlagamt fogleich. mitgetheilt 
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werden; auch folle gleichzeitig über die vorgefundenen und 
erhobenen Gebrechen ein aftenmäßiger Bericht an die höchfte 
Landeöftelle abgehen, welche fonach dem betreffenden Obers 
auffchlagamt ihre Entfcheidung in der Sache zugehen Täßt. 

Sobald eine Viſitationsreiſe geendigt iftz hat jeder Ins 
fpeftor über die von ihm gepflogenen Verhandlungen und 
erhaltenen Notizen an die vorgefeßte Stelle feinen Haupts 
bericht zu erftatten, und eine Abſchrift deffelben, fammt dem 
Diarium und Diätenverzeihniß, bey der Finanzminifterials 
kanzley einzureichen. 


Inſtrukt. * Viſttatoren der Aufſchlagämter v. 2. Oltbr. 
7.$.1—6. Regbl. ©. 1577 — 1582. 


128) Aufſchla ggefaͤlle. 
ſ. Branntwein-, Fleiſch-, Getreide-, Malz-, Tabak :, und Wein⸗ 
Auffchlag. 


In Auffchlagsfachen find die Landgerichte angewies 
fen: 

1) Auf Requifition der Oberauffchlagamter die Verpflich⸗ 
tung neuer Unteraufſchlaͤger vorzunehmen. 

2) Auf Requiſition der Oberaufſchlagaͤmter ſowohl, als 
der Unteraufſchlaͤger, die Muͤller und Malzbrecher uͤber 
das vom Anfang eines Bierſudjahres an bis zum Ans 
fang der Polettenabgabe bey ihnen gebrochene Malz eid: 
lich zu vernehmen. 

3) Den Ober; u d Unterauffchlagamtern die nöthige Un- 
terftüßung zu Teiften; und 

4) den erfteren die Eriftenz oder Entftehung von Getreide 
branntweinbrennereyen unverzüglich anzuzeigen. 

V. die REN der Pandricdhter in — betreff. 

2. Dft. 1806. Regbl. S. 4 
Der Oberauffhlager ded Kreifed führt die fpezis 
elle Aufficht über das gefammte ren in demſel⸗ 
ben, nach der Hauptverordnung 
v. 28. Juli 1807. (Regbl, S. 1275 — 1296.) 


* 
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auch wacht er darüber, daß diefe Verordnung nach allen 
Theilen genau befolgt werde. In Defraudationsfällen bildet 
er die erfte erfennende Inftanz und von feinen Entfcheiduns 
gen ıft binnen eined ausſchließlichen Termins von 60 Tagen 
die Uppellation an die Finanzkammer zu ergreifen. 


Ed. die ee betreff. v. 8, Aug. 1808, $. 20. 
Regbl. S. 1879, 


Die AN SER über Malzauffihlagsbefraudationen in 
zweiter Inſtanz flieht der Kreisregierung, Kammer 
des Innern, zu, welche diefe Gegenftände auf den Vortrag 
eined aus ihrer Mitte aufgeftellten Referenten Tollegialifch 
zu berathen hat. Zu den in diefer Beziehung abzuhaltenden 
Sifungen wird der Fisfalrath und der dad Auffchlagwefen 
refpicirende Rath ‚der Finanzkammer beygezogen; diefelben 
haben jedoch Feine entfcheidende Stimme, fondern nur das 
Recht der Erinnerung, welches fie unmittelbar nach dem 
Vortrag des Neferenten ausüben und am Schluß der Um; 
frage durch NReaffumirung wiederholen. Dem Fiskalrath fteht 
übrigens dad Recht und die Pflicht zu, von Amtswegen ges 
“gen die Befchlüffe der Kammer des Innern den Refurs an 
den Staatsrath zu ergreifen, wenn er dafür hält, daß dag 
Ssntereffe ded Fiskus dabey in Nachtheil geſetzt ſeye. 

®. Er uska der oberften — ꝛc. — 
7. Dez. 1825. Tit. XI. $. 86. Regbl. ©. 1 

Defraudationen der Auffchläge gehören nur als 
dann zur Kompetenz der Strafgerichte, wenn fie mit 
einem VBerbrechen oder Vergehen unmittelbar verbuns 
den find. In diefem Falle hat fi) die Adminiſtrativbehörde 
auf eine Unterfuchung gar nicht einzulaffen oder die ſchon 
angefangene abzubrechen; der Juſtizbehoͤrde Tiegt es jedoch 
ob, noch vor der Fallung ihres Erfenntniffes mit der Ad⸗ 
miniftratiobehörde „über den Betrag des bdefraudirten Gefals 
les, fo wie über die nad) den beftehenden Vorſchriften ein; 
tretenden Geld» und Konftsfationdftrafen zu kommuniciren; 
auch hat fie, wo befondere Umflände der Defraudation, oder 

\ die 
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die hieruͤber vorhandenen Normen auf dad Strafurtheil we; 
fentlihen Einfluß haben Fonnen, das Gutadıten der Admis 
niſtrativbehoͤrde einzuholen. ($. 5.) 

Iſt Hingegen die Defraudation abgefondert und Erin 
hängig von dem unterfuchten Verbrechen oder Vergehen bes 
gangen worden; fo wird fie durch die geeignete Adminiftras 
tivbehörde, ‚ohne Einwirfung der Strafgerichte, behandelt 
und ben Iektern kommt ed blos zu, von der abminifiras 
tiven Unterfuhung und Entfcheidung in fo ferne Einficht zu 
nehmen, als fie ed himfichtlih des Leumunds eined Angers 
fhuldigten, oder in anderer Beziehung ded Prozeßgangs für 
nothig erachten. ($. 6.) 

Die adminiftrative Unterfuhung und Behandlung 
wird durch die eintretende flrafgerichtliche Unterfuchung, felbft 
im Falle der Verhaftung des Angefchuldigten, nicht unters 
drochen, fofern in Teßterem Fall ein beftellter Anwalt den 
Defraudanten vertreten Fann, rleidet jedoch die adminis 
firative Unterfuchung durch den Kriminalprozeß eine unvers 
meidliche Unterbrechung, fo "Tebt fie nach gefällten Strafers 
kenntniß fogleich wieder auf. ($. 7.) 

Keine peinliche Strafe, felbft die Lebensſtrafe nicht auss 
genommen, hindert ‚die Adminiſtrativbehoͤrde, ihre Rechte 
aus ber Defraudation, hinfichtlich des Schadenerfaßes und 
der verwirften Strafe, an dem Vermögen bed Berurtheilten 
geltend zu machen. ($. 8.) 

DB. die Kompetenz der Kriminalftrafgerichte bey Defraudationen 
betreff. v. 12. Sept. 1815. 9. 5— 8. Regbl. ©. 775 — 775. 
Das Malzauffchlagsgefall gehört zu den Dotationen 

des HDauptfhuldentilgungdfonde, 

Wenn die. Gerfte im Mittelpreife nach dem Durchfchnitt 
der vier Hauptfchrannen des Königreich® über 16 fl. pr, 
Scheffel fteigen und fonach der Malzauffchlag die etatsmaͤßi⸗ 
ge Summe von vier Millionen Bulden nicht mehr ab: 
werfen follte; fo hat die Zentralftaatsfaffe den Abgang an 
diefer Summe in vierteljährigen Raten beyzufchießen. 

415 
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129) Aufſtand. 
f. Amtschre. Selbſthuͤlfe. Widerfesung. 


Wenn ſich eine Menfchenmenge von wenigftens zehen 
Perfonen dffentlich zufammengerottet hat, um der Obrigs 
feit mit Gewalt zu widerfiehen, um eine Verfügung, oder 
die Zuräcdnahme einer erlaffenen Verfügung von -derfelben 
zu erzwingen, oder um wegen einer Amtshandlung Rache 
an ihr zu verüben; fo ift dad Verbrechen des Aufftands 
oder Tumults vorhanden. ($. 27.) 


Wenn fi Zufammengerottete auf Befehl der Obrigkeit‘, 
ihrer öffentlichen Diener, oder des herbeyfommenden Mili—⸗ 
taͤrs ſogleich wieder auseinander begeben und in Gehorſam 
unterwerfen; ſo ſollen die Raͤdelsfuͤhrer mit ſechsmonatli⸗ 
chem bis einjaͤhrigem Gefaͤngniß und die gemeinen Theilneh—⸗ 
mer mit Ein bis dregmonatlichem Gefangniß oder Fürpers 
licher Züchtigung beftraft werden. ($. 28.) 

Wenn die Zumultanten wider ben Befehl der — 
den Obrigkeit, ihrer oͤffentlichen Diener oder des hinzuges 
fommenen Militärs in der Zufammenrottung beharren, und 
ihren Troz durch Laͤrmen, Schimpfen u. dgl. zu erfennen 
gegeben haben, gleichwohl aber ohne wirfliche Anwendung 
militärifhen Zwanges, und ehe noch von Seite der Berbres 
cher Gewalt an Perfonen oder Sachen geſchah, die Ruhe 
wieder hergeftellt worden iſt; fo follen die Nadeldführer mit 
drey bis fechsjahrigem Arbeitshaus und von den gemeinen 
Theilnehmern die Bewaffneten mit eins bis dreyjährigem 
Arbeitshaus, die Übrigen mit fechdmonatlihem bis einjähr 
rigem Gefängniß oder Förperlicher Züchtigung beftraft wers 
den. ($. 29.) 

Wenn aber die Hartnadigfeit und Größe bes Aufftands 
wirfliche Anwendung der militärifchen Hülfe nothmendig ges 
macht hat, oder wenn die zufammen gerottete Menge wirk 
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lihe Gewaltthätigfeiten an Perfonen oder Sachen verübt 
bat; fo follen, was die gemeinen Zheilnehmer betrifft: 

4) diejenigen, welche Mord, Zodtfchlag, Raub oder Brand» 
legung begangen, dazu aufgefordert, oͤder thaͤtig beyge⸗ 
holfen haben, zur Todesſtrafe — 

2) diejenigen, welche obrigkeitliche Herſonen, deren oͤffent⸗ 
liche Diener, oder beorderte Militärperfonen- thätlich 
mißhandelt, in Wohnungen, Laͤden und anderen Orten 
Pluͤnderung verübt, oder zu dieſem von Andern began—⸗ 
genen Verbrechen aufgefordert und beygeholfen haben, 
zu zwoͤlf⸗ bis ſechzehenjaͤhriger Zuchthausſtrafe; — 

5) diejenigen, welche an oͤffentlichen Gebaͤuden oder an 
Wohnungen und anderen liegenden Gründen obrigfeitlis 
cher Perfonen durch Aufbrechen, gewaltfamed Eindrinz 
gen, Demoliren und Verwuͤſten Gewalt ausgeübt har 
ben, zu acht bis zmwölfjahriger Zuchthaugftrafe; — 

4) diejenigen, welche nit Gewehr oder anderen tödtlichen 
Werkzeugen bewaffnet an dem Aufftand Theil genom⸗ 
men, oder einem Zheilnehmer abfichtlich ſolche Werk 
zeuge verfchafft haben, zu drey » bis fechsjähriger Ars 
beitshaugftrafe; — 

5) diejenigen, welche, zwar unbewaffnet, durch Drohuns 
gen oder Schimpfworte Antheil genommen haben, zu 
ein: bis dreijähriger Arbeitshaugftrafe; endlich 

6) alle übrigen Theilnehmer des Aufftands zu ſechsmonat⸗ 
lichen bis einjährigem Gefangniß oder Förperlicher Büdr 
tigung — 

verurtheilt werben. ($. 30.) 

Die Raͤdelsfuͤhrer follen in dem fo eben angeführ: 
ten Falle mit fechzehn: bis zwangigiähriger Zuchthausftrafe, 
und wenn Mord, Zodtfchlag, Raub oder Brandlegung vor: 
gekommen ift, fie mögen zu diefen Verbrechen ausdrädlich 
aufgefordert haben, oder nicht, felbft mit dem Tode beftraft 
werden. ($. 31.) 

Die bisherigen Gefekesbeftimmungen fommen alsdann 
nicht zur Anwendung, wenn ee und überhand: 
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nehmende Groͤße der Gefahr die Verkuͤndigung des Stand 
rechts nothwendig gemacht hat, in welchem Falle ein Ser 
der, welcher nach verfündigtem Standredht im Aufftand ers 
griffen worden ift, nach einem blos fummarifdhen Verfahren 
und ohne Rüdficht auf die Art oder Größe feiner Theilnah⸗ 
me, zum Tode verurtheilt wird. ($. 32.) 

Wer zu einem Aufitand mündlich oder fchriftlich, durch 
angeheftete oder fonft verbreitete, gedruckte oder ungedrudte 
Aufſaͤtze Har und befiimmt aufgefordert hat, wird, 
wenn hierauf ein wirklicher Zumult ausgebrochen ift, als 
deffen Urheber oder NRädelsführer beftraft; wenn aber der 
Aufftand nicht‘ erfolgte und die Aufforderung muͤndlich zu eis 
ner verfammelten Volksmenge gefchah, fo befchränft fich die 
Strafe auf dreis biß ſechsmonatliches Gefängniß und wenn 
eine ſolche Aufforderung blos fchriftlich ftatt hatte, auf Ge; 
fängniß von einem big drey Monaten. ($. 33.) 

Handwerker, welde um Befchwerden durchzufeßen, 
die. Einftellung ihred Gewerbes verabreden, zu einer folchen 
Uebereintunft auffordern, oder die Obrigfeit damit bedrohen; 
wie auh Dandwerfögefellen oder Fabrikarbei— 
ter verfchiedener Meifter oder Sabrifen, welche wegen ans 
geblicher Befchwerden wider die Obrigfeit oder ihre Dienſt⸗ 
herrn fich zur Einftellung ihrer Arbeit verabreden, zu einer 
folhen Verabredung auffordern, oder damit drohen, follen 
mit ein» bis fechdömonatlichem Gefangniß oder koͤrperlicher 
Züchtigung belegt werden. Wenn aber ein wirklicher Auf 
ftand daraus entfpringt, fo find diejenigen, welche die Ber: 
abredung bewirft oder zuerft dazu aufgefordert haben, als 
Urheber des Aufftands zu beftrafen. ($. 34.) 

Gleiche Strafe fol gegen Perfonen angewendet werden, 
welche mit boͤslichem Borfaß durch abergläaubifhe Prophes 
zeyhungen, durd Verbreitung falfcher Gerüchte über bes 
vorftehende Hungersnoth u. dal. die Gefahr eined Bolfdauf 
ftandes herbeyführen. ($. 35.) : 

Wer zur Verlegung bürgerlicher Pflichten gegen die 


‚Dbrigfeit, gegen die Gefeße des Staats, oder die Nechte ber 
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Mitbürger unter beträglichem Vorwand ber Religion auffors 
dert, oder, wer für betrüglich aufgeftellte Religionsſaͤtze, de 
ren Ausübung die bürgerliche Ordnung ſtoͤren würde, aus 
Eigennuß oder andern Privatabfichten Anhänger zu werben 
fucht, foll, wenn feine Handlung nicht in ein ſchwereres 
Verbrechen übergegangen ift, als Unruhftifter zu ein 
bis dreyjähriger Arbeitshaugftrafe verurtheilt werden. Arg⸗ 
loſe Schwaͤrmer ſind uͤbrigens durch Belehrung zu beſ— 
ſern, oder durch polizeyliche Vorkehr N zu machen. 
($. 36.) 

Seftenftifter, weldhe ihre an ſich ——— Re⸗ 
ligionsmeinungen durch unerlaubte Mittel zu verbreiten oder 
geltend zu machen ſuchen, auf oͤffentlichen Plaͤtzen predigen, 
ihre Anhaͤnger zur Feindſeligkeit gegen Andersdenkende auf— 
reizen, ſolche von dem geſellſchaftlichen Verkehr mit Ans 
deren abhalten, oder einem obrigfeitlichen Verbot zumider 
fi) und ihre Glaubendgenoffen durch Außere Zeichen Fennbar 
machen, find ald Unruhftifter mit eins big fechömonatlicher 
Gefängnißftrafe zu belegen. ($. 37.) 

Prediger, weldhe in öffentlichen WBorträgen oder 
Schriften durh Schmäahungen oder gehäffige Befchuldiguns 
gen zwifchen den im Staat aufgenommenen und geduldeten 
Partheyen Religionshaß zu werten oder zu unterhalten ſu— 
hen, follen ihres Amtes entfeßt werden. ($. 38.) 

Mer einer Obrigkeit oder den Dienern berfelben, in 
rechtöwidrigem Ungehorfam gegen die dffentliche Autorität, 
feine Wohnung zu dffnen verweigert, fo daß fie mit Ges 
walt gedffnet werden muß, ift mit zwey- bis achttägigem 
Gefaͤngniß zu beftrafen. ($. 39.) 

Wer die Obrigkeit an der Verhaftung eined Ange 
fhuldigten verhindert, einen folchen bey ſich verbirgt, oder 
ihm zur Flucht behilflich ift, wird nach den beftehenden Ges 
feßen beftraft, wenn nicht die Handlung in ein fehwereres 
Verbrechen übergegangen ift. ($. 40.) 

Mer einen Gefangenen, welder zur Strafe oder 
zur Sicherung feiner Freyheit beraubt ift, aus dem Ötraf 
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orte oder fonft aus ber Gewalt der Obrigfeit vorfaßlich bes 
freyt, foll, wenn nicht Art und Umftände der Befreyung ein 
fhwereres Verbrechen begründen , ohne NRädficht, ob der Ges 
fangene wieder aufgegriffen worden, oder BAU nach fols 
genden Graden beftraft werden: 
1) Wenn der, Befregte wegen eined Kapitalverbrechend ges 
fangen war — mit viers bis fechgjahrigem Arbeitshaus. 
2) Wenn ein Sträfling aus dem Zuchthaus oder ein Ans , 
gefchuldigter wegen eines mit Zuchthaus bedrohten Ver⸗ 
brechend aus dem Gefängniß befreyt worden — mit ein 
bis vierjäßrigem Arbeitshaus. | 
3) Wenn. ein Verbrecher dem Arbeitöhaus, oder ein Ans 
gefchuldigter wegen eined mit Arbeitshaus gefeklich ber 
drohten Verbrechens dem Gefängnif entzogen worden — 
mit enmenetlicem big halbiährigem Gefängniß, Ends 
lich 
4) in anderen, als * vorgedachten Faͤllen, mit Gefaͤng⸗ 
niß von vier Tagen bis zu einem Monat, oder, nach 
Umſtaͤnden — mit koͤrperlicher Zuͤchtigung. (F. 41.) 
Gefangenwärter, Aufſeher, Gerichts- und andere 
Staatsdiener, welche ihrer Amtspflicht zuwider die Ents 
weichung eined Gefangenen vorfäßlich bewirken, find ne 
ben den erwähnten Strafen der Dienftentfeßung unterworz 
fens - Eine durch ihre Fahrläßigfeit veranlaßte Entweichung 
wird mit eins bis dreymonatlichem Gefaͤngniß und im Wie 
derholungsfall, neben verdoppelter Dauer der Gefängnißftras 
fe, mit Dienftentfegung belegt. ($. 42.) 


Gef. die Deren der Stautsversreden betreff. » 27, Zuli 
809. $. 23 — 42, Regbl, ©. 1290 — 1298, 


130) Auffuhgelder 


Wenn die Auffuhung von Schriften, Protofollen, Ber 
fcheiden oder fonftigen Aften noͤthig fallt, oder von einer 
Parthey verlangt wird, foll für jedes Städ in fireitigen 
Rechtsſachen 6 Fr. und in Sachen der freywilligen Ge 
richtöbarfeit 8 Fr. bezahlt werden. 
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Uebrigend ift ausdrädlich verboten, in einer und berfel: 
ben Angelegenheit mehr ald Ein Auffuchgeld anzufegen. 
Zarordnung v. 1735. pay. 6. u. v. 3. 1810, $. 91. Regbl. ©. 989. 


1531) Aufwiegelung 


Jede Militärperfon oder jeded andere bey der Ars 
mee ftehende Individuum, welches überwiefen ıft, feine 
Kameraden aufgewiegelt zu haben, um zum Feind überzuge 
ben, fol als Haupt eines Komplottd angefehen und mit dem 
Tode beftraft werden, wenn gleich die Defertion nicht wird 
lich ftatt gehabt hat. Die der Verführung Gehör geben, 
find nach dem Grad ihrer Theilnahme mit 2 bid 10jähriger 
Schanzarbeit auf den Feftungen zu beftrafen. 

V. die militärifhen Strafen betreff. v. 19. Aug. 1813. Art. 5. 
Regbl. ©. 1053. 


152) Aufzüge 


Bey öffentlichen Vergnägungen, Aufzögen und Volt 
feften Tiegt die Aufrechthaltung der Ordnung und Sicjers 
heit den Polizeydireftionen ob. Sie allein Fonnen -zu ders 
gleichen Beranftaltungen die Bewilligung ertheilen und nad) 
Befchaffenheit der Umftände auch den Magiftrat zu einer Ab; 
ordnung einladen. 


V. daB Verhältniß zwifchen der Polizepdirektion und — *9 
giſtrat der betreff. v. 15. Sept. 1818. $. 7 
Geſ.Bl. ©. 602. 
Bon feyerlichen Um : und Aufzägen der Handwerker 
fann zum Beften des ne eine Abgabe erhoben 
werden. 


DB. das Armenmwefen betreff. v. 17. Nov. 1816. Tit. IV. Kap. 1. 
Art. 63. Heabl. ©. 804. 


433) Augenärzte 


Die Zulaffung fremder, durch den Kreis reifender 
Yerzte und Operateurd hängt von der Kreigregierung ab. 


B. den Wirkungskreis der oberften er ıc. betreff. 
v. 17. Dez. 1825. $. 56. Regbl. ©. 1 
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134) Augenfdeine 


Augenfcheine machen den ficherfien Beweis und koͤnnen 
zu jeder Zeit begehrt werden. Hiezu find alle Intereſſenten 
prdnungsmäßig und in Zeiten vorzuladen; auch find nothis 
gen Falld KRunftverfiändige beyzuziehen und wenn fi) 
dieſe in ihrer Anſicht nicht vereinigen, folle der gründlichften 
Meinung Beyfall gegeben, oder die unpartheyifche Entfcheis 
dung eines Dritten eingeholt werden. nn 

Iſt neben dem Augenfchein nod) ein weiterer Beweis 
durch Zeugen erforderlich, fo werben diefe auf den betrefs 
fenden Plaß geführt und vorgängig dem Augenſchein belehrt, 
was fie eigentlich zu betrachten haben, wonad) ihre Ausfage 
zu Protofoll kommt. | 

Den Partheyen ift ed frey geftellt, ob fie hiebey receſſi⸗ 
ren wollen, oder nicht. 

Der Augenfchein felbft wird allezeit auf Koften des vers 
lierenden Theild erfannt. Giebt ein Theil-vor,_daß bei fol 
chem ein Fehler obgemwaltet habe; fo kann derfelbe nach rich» 
terfichem Gutfinden auf deffen Koften noch einmal, jedoch 
nicht öfter, gepflogen werden. Ä 

Die Partheyen Haben vor dem WUugenfchein einen 
Grundriß über den fireitigen Platz zu den Alten zu 
bringen. 

2 Cod. jud. Bav. C. 12. $. 3. 


Da die Koften für Augenfcheine in Kriminalfachen fehr 
beträchtlich find, fo haben die Appellationsgerichte 
die Weifung erhalten, in Sällen, wo ein offenbar unnöthis 
ger Nugenfchein eingenommen wurde, die dafür aufgerechnes 
ten Kommifftongfoften zu fireichen. 


Wenn die Unterfuhungsgerihte am DOrt der 


Befhädigung einen Augenfchein vornehmen, follen fie auch 
fogleich zur Bernehmung der im Strafgefeßbuch Theil IL 
Urt. 85. bezeichneten Perfonen fehreiten, indem folches nicht 
nur zur Befchleunigung der Unterfuhung und zur VBermindes 
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rung ber Neifes und Zehrungsfoften für die ald Zeugen zu: 
vernehmenden Damnifitaten und deren Angehörige, fondern 
auch zur zwedmäßigen Vernehmung diefer Zeugen ſelbſt we⸗ 
ſentlich beytraͤgt. 


V. die Augenſcheine in Kriminalſachen — v. 17. Dez. 1819. 
in Geret's Samml. B. . 789, 


135) Yusbrennmemn. 


Das Auspichen und Ausbrennen der Fäffer hat außer 
Kdem Umfang der Orte und in gehoriger Entfernung von 
den Wohnhaͤuſern zu gefchehen. 
Erl. v. 15. Febr. 1809. Regbl. ©. 371. 


1356) Yusfertigungen 


Die Kollegien und Stellen find angewiefen, alle in 
Partheyfachen zu erlaffenden Ausfertigungen mit dem Wort 
„Partheyſache“ zu bezeichnen, indem die Poftportofreys 
heit in Dienftedangelegenheiten nicht (Gum Nachtheil der Pofts 
einfünfte) auch auf Privatangelegenheiten flreitender oder fus 
plicirender Partheyen erftreckt werden folle. 


V. die RN, en v. ir da 1806. $. 10. 

Die Ünterbehörben haben ficb in den Augfertiguns 
sen an Privatpartheyen der Formel: 

„das Stadt, Landgericht oder Rentamt, an den u, f. w.“ 
zu bedienen. 

Gegen Adeliche, mit Gerichtöbarfeit verfehene Gutsbe— 
fißer , wirkliche Staatsdiener und Pfarrer, follen fie eine dem 
dffentlichen Anfehen folcher Perfonen entfprechende Schreibs 
art beobachten und denfelben das Pradifat „Herr beys 
legen. 


V. die Ausfertigungen 2 en MeLSEN, v. 19. Oktbr. 
41812, Regbl. © 


Berechtigte Boten dürfen die mit Taxen und Sporteln 
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belegten Ausfertigungen koͤnigl. Stellen mitnehmen, in fos 
fern fie mit der Ueberfchrift der erpedirenden Behörde verfes 
ben und mit dem ——— in die Botenkarte eingezeichnet 
ſind. 

Erl. v. 25. Nov. 1812. Regbl. ©. 2031. 


Die Herrſchafts- und Patrimonialgerichte fuͤh— 
ren zu ihren amtlichen Ausfertigungen ein Siegel mit 
dem Wappen des Gutsherrn und der Umſchrift: 

„Fuͤrſtlich⸗, Graͤflich-⸗ oder Freyherrlich N. N.es Herr⸗ 

„ſchafts-(Patrimonial⸗) Gericht . N 


Ed. die gutsherrliche a —— — v. 26. May 1818. 
86. 65. Geſ. Bl 
In den Ausfertigungen der koͤnigl. Stellen an Media 
tifirte wird im Konterte dem Fürften das Praͤdikat: 
„Der durchlauchtig hochgeborne Herr Fuͤrſt“ und dem 
Grafen | 
„Der hochgeborne Herr Graf’ 
gegeben. 


Ed. die N Verhältniſſe der zen FR betreff. 
.26. May 1818. $. 3. Gef. Bl. 

Zur Zeit einer Neihsverwefung werden alle Aus: 
fertigungen im Namen ded minderjährigen oder in Ausuͤbung 
ber Regierung gehinderten Monarchen und unter deffen Sie 
gel erlaffen. Der Regent unterzeichnet folhe als: 

„Des Königreichs Baiern Verweſer.“ 


Bat Ark. v. 26. May 1818. Tit. II. $. 15. Geſ. Bl. ©. 109. 


Die Zufchriften und Ausfertigungen an Magiftrate 
follen, ohne Bezeichnung eined Senats oder einer andern 
Geſchaͤftsabtheilung, blos die Auffchrift enthalten: 

‚An den Magiftrat der Stadt oder ded Marktes N.’ 


Inſtrukt. die Gefhäftsführung der Magiftrate betreff. v. 21. 
Gept. 1818. $. 17. Regbl. ©. 1057. 


Die Ausfertigungen der Magiftrate an coordinirte Stel 
len find in der Form eined Anſinnens, an fubordinirte 
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aber in der Form eines Auftrages zu ſtellen. Magiftrate, 
welche einem Lands oder gutöherrlichen Gerichte untergeords . 
net find, unterzeichnen ſich in ihren Berichten: 

„gehorſamer Masgiftrat.’ 

In Berichten an die Fonigl. Regierungen ift die Unter 
ſchrift: 

„unterthaͤnig⸗ gehorſamſter Magiſtrat.“ 
und in Vorſtellungen an den Koͤnig: | 

„lerunterthänigft treugehorfamfter Magiſtrat.“ 


ie Ob. Inftruft, $. 29. Regbl. ©. 1062. 


Den erblichen oder Yebenslänglihen Neihsräthen, 
welche Feine Standeöheren find, foll in den an fie gerichtes 
ten Ausfertigungen, neben ihren übrigen Zitulaturen, das 
Pradifat „Herr Reichsrath“ gegeben werden. 


rl. die Ehrenvorzüge * te betreff. v. 30, Juni 1819. 
$.1 Regb l. ©. 625. 
Für die Form der Ausfertigungen bed Staatsraths 
ift Folgendes feftgefegt: 

a) Die auf die Vernehmung des Staatsraths nad) den 
Beflimmungen der PVerfaffung gegebenen Gefeße, bie 
über organifche Einrichtungen erlaffenen Verordnungen, 
fo wie allgemeine Berwaltungsvorfchriften erfcheinen 
unter dem Fonigl. Zitel in dem größeren Kanzleiſtyl mit 
des Königs eigenhändiger Unterfchrift und werden von 
den Miniftern, welche mit Portefeuilles beffeidet find, 
und von dem Feldmarfchall Fontrafignirt, von dem Ge 
neralfefretär des Staatsraths beglaubigt, und durch da$ 
Regierungsblatt befannt gemadıt. 

b) Die Berchlüffe des Staatsraths, als erfennender Stel 
le, werden unter gleichmaͤßiger Unterfchrift des Koͤnigs, 
der Gontrafignatur des älteften Minifterd, oder desjenis 
gen, den der König zu dem Vorfiße beftimmt, dann 
des einfchläagigen Minifterd, und unter Beglaubigung 
ded Generalfefretärd des Staatsraths ausgefertigt. 

ce) Ale Entfchließungen, welche der König auf die Guts 
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achten und Anträge des Staatsraths ertheilt, werden 
unter eigenhandiger allerhöchfter Unterfchrift, der Con⸗ 
trafignatur des älteften Miniſters, oder desjenigen, den 
der König zum Vorſitz beſtimmt, und der Beglaubigung 
bed Gencralfefretärd dem Protofolle beygefeßt, welches 
über die Berathungsgegenftände abgehalten wird, 
Snftruft. für den Staatsrath v. 18. Nov. 1825. $. 20. Regbl. 
S. 883. 


Die Landtagsabſchi ede werden von fämmtlichen 
dirigirenden Miniftern und dem Feldmarfchall contrafignirt. 

Die Minifterialausfertigungen in bloßen 
Gegenftänden des Bollzugd werden unter der Unterfchrift 
des Minifterd erlaffen und von dem Beneralfefretär contra; 
fignirt, 


V. die — N Minifterien beref Hr 9. Dez. 1825. F. 
. 124. Regbl. ©, 


In der Minifterialfeftion für die Angelegenheiten der 
Kirche und des Unterrichtd werden die nad) den Belchlüffen 
des oberften Kirhens und Schulraths entworfenen 
und durch deffen Vorſtand revidirten Auffäße, wenn der Ge 
genftand zur Entfcheidung reif ift, dem Minifter des Innern 
zum „Expediatur’ vorgelegt. 

Die Ausfertigungen werden in dieſen Faͤllen, ſofern der 
Koͤnig nicht eigenhaͤndig unterzeichnet, durch den Miniſter 
unterſchrieben und von dem Generalſekretaͤr des Miniſteri— 
ums contraſignirt; die Eypedition beſorgt jedoch der Sekre— 
taͤr des oberſten Kirchen: und Schulraths unter Beyfuͤgung 
der betreffenden Journalnummer. 

Aufſaͤtze, welche blos die Einleitung oder Vervollſtaͤndi⸗— 
gung der Inſtruktion eined Gegenftandes bezielen, erhalten 
bad „expediatur’” durch den Vorſtand der Seftion, welcher 
in diefem Fall auch die Ausfertigungen unterzeichnet. Diefe 
gefchehen in ber Form von Minifterialreferipten, unter ber 
Schlußformel: | 

„Aus allerhoͤchſter Vollmacht, der oberſte Kirchen * 
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„Schulrath des Reichs“ 
und werden von dem GSefretär der Stelle contrafignirt. 


V. die Mini iferialfeftion für Kirde und nat ne v. 
17. Dez. 1825. $. 18— 20. Regbl. ©, 1 

Bey den Kreisregierungen werden die nach den 
Beſchluͤſſen entworfenen Aufſaͤtze, wenn der Direktor -den 
Sißungen beygewohnt hat, von demfelben revidirt, außerz 
dem aber von dem älteften Rath mitunterzeichnet und durch 
den Generalkommiſſaͤr und Präfidenten (wenn er den Sisuns 
gen auch nicht beygewohnt hat,) mit dem „expediatur“ verfehen. 


In Fallen, wo der Generalflommiffar in Folge befondes 
rer, ihm perfonlich gegebener, Aufträge und Vollmachten 
handelt, gefchehen die Ausfertigungen in feinem Namen. 

Die Ausfertigungen der Regierung des Kreifed werden 
von dem Generalkommiſſaͤr als Prafidenten unterzeichnet, 
und nur in Etats- und Finanzgegenftänden von dem Dis 
reftor der Finanzkammer contrafignirt. Der Sekretär zeich- 
net fi) am Rande der Ausfertigung mit dem gewöhnlichen 
Beyſatz „Kollationirt“, weil er für die BAUEN zu Fer 
hat. 

Die Form diefer Ausfertigungen ift folgende: 

a) jene an die Aemter und Partheyen, obne Unterſchied 
der Klaſſen, geſchehen mit der Ueberſchrift: 

‚sm Namen Seiner Majeftät des Koͤnigs.“ 

Die Schreibart ift befehlend, und die Unterfchrift: 
„Königl. Baieriſche Regierung des — Kreifes 
(Kammer de8 „Innern oder der Finanzen’); 

b) die Schreiben an Foordinirte Stellen fangen mit der 
Bezeichnung der Behörde, von welcher, und an welche 
gefehrieben wird, auf diefe Weife an: 

„Die Königl. Baierifche Regierung des — Kreifeg 
an 
10. ꝛc. 


2. den Gerhäftsgang der oberften Same end betreff. 
v. 17. Dez. 1825. $. 139. 
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Die Sektion bed Baumwefens bey dem Minifterium 
bed Innern erläßt ihre Auffaße in der Form von Miniftes 
tialreferipten, unter der Schlußformel ; 

„aus allerhöcfter Vollmacht, die Minifterialfeftion des 

„Bauweſens“. 


V. die Leitung des Bauweſens betreff. a — 1825. $. 
37. Regbl. 1826. $. 3 
Die Rebnungsfammer, welche dem oberften 
Rechnungshof und den Staatsminifterien fubordinirt iſt, 
fertigt ihre Revifionsakten und übrigen Beſchluͤſſe unter der 
Eingangoformel: 
„Im Namen Seiner Majeſtaͤt des Könige 
und feßt am Ende diefer Ausfertigungen die Firma bey: 
„Königliche Rechnungskammer.“ 
Die Ausfertigungen des oberften Rehnungshof ed er 
halten die Eingangsformel: | 
„Im Namen Seiner Majeftät ded Königs.’ 
Sie werden von dem Präfidenten unterzeichnet, von dem 
Sefretär contrafignirt und mit dem Siegel dieſer Stelle 
verfehen. 
B. daB ſinanzwelen — — Fa an. 1826. $, 42. 66. 
Mas ben bey Uusfertigungen anzumendenden Stem 
gel betrifft, fo ift Folgendes zu bemerken: 

a) Wenn von Urkunden, Snftrumenten und Schriften meh: 
tere Originaleremplare an die betreffenden Partheyen 
auögefertigt werden, fo unterliegt jedes diefer Exempla⸗ 
re einer und derſelben Klaſſen „resp. Gradationsſtem⸗ 
pel“ Taxe. Beſtehen derlei Inſtrumente aus mehreren 

Bögen, fo wird nur bey dem erſten Bogen der höhere 
Gradationd + resp. Klaffenftempel angewendet, bey ben 
übrigen aber der Grofchenftempel. 

b) Ausfertigungen in Parthey s und Prozeffachen mößen 
mit dem Klaffenftempel von 3 Er. verfehen ſeyn; eben 
fo audy die amtlichen Yusfertigungen zur Inftruirung 
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und Erledigung der Geſuche um Befreyung von der 
Militärpflichtigkeit und die Ausfertigungen bey Güters 
zertrümmerungen. 

c) In Brandverfiherungsgegenftänden find die Ausfertis 
gungen ftempelfrey. 

d) Eben fo, die Ausfertigungen, Refolutionen, Befehle 
und Berichte, welche Regiminalgegenftände betreffen und 
fi) nicht auf das Intereſſe einer Parthey oder einzel⸗ 
nen Perſon beziehen. 

Geret's Samml. B. XII. im Anh. ©. 6. 17. 


Ausfertigungen der Adminiſtrativſtellen uͤber be— 
willigte Gehaltsmehrungen und Remunerationen werden mit 
dreyßig Kreuzer taxirt. Abweiſende Reſolutionen auf Ge⸗ 
ſuche um Remuneration, Unterſtuͤtzung, Beſoldungsmehrung, 
Anſtellung, Vorſchuß u. dgl. unterliegen keiner Taxation, 
jedoch ſoll bey Inſtruktionsverhandlungen und Berichten in 
folhen Gegenftänden der gefeßliche Stempel angewendet und 
bezahlt werden. 


Erf. die Taren von Audfertigungen bey Adminiftrativftellen 
betreff. v. 19. Sept. = an Geret's Samml. B. XU. 


Dbige Taxbefreyung ift in allen Fällen nur von der ers 
fien Abmweifung zu verftehen und findet- nicht ftatt, wenn 
die Bittfteller ihr Geſuch ohne neue Gründe wiederholen. 

Erl. v. 26. Okt. 1822, in Geret’3 Samml. e. l. 


137) Ausfuhr 
f. Durchfuhr. Einfuhr. Zollwefen. 


Me aus dem Königreihe ausgehenden Handeld- 
güter, die durchgehenden mitbegriffen, find dem Yuggang% 
zolle unterworfen, mit Ausnahme derjenigen, die im Tas 
rif ald ausganagzollfrey erflärt find. Der Ausfuhrzoll von 
durchgehenden Gütern wird auf 12 1f2 Fr. vom Zentner feſt⸗ 
gefeßt; jener von anderen Gegenſtaͤnden richtet ſich nach ei⸗ 
nem eigenen Tarif. ($. 69.) 


208 | Ausfuhr. 


Durchgehende Hanbeldgäter, welche bey einem Hallamte 
verladen werden, find nur einem Ausgangszoll von 6 Mkr. 
unterworfen. ($. 70.) 

Den Ausgangszoll von einheimifhen, zur Aus 
fuhr beftimmten, Handelögätern, die mit durchgehenden ges 
mifcht verpadt worden, erhebt das Hallamt, bey welchem 
die Berladung gefhieht, und bemerkt diefed auf dem Zolls 
paß. ($. 71.) 

Auch von den: in bad Ausland beflimmten Frachten, 
welche nur inläandifche Erzeugniffe enthalten, muß der 
Ausgangszoll bey einem Hallamte, wenn die Verladung 
oder wenigftend die Belichtigung bey demſelben gefchieht, ers 
hoben und der Zollfchein dafür ertheilt werden, deſſen Aus— 
ftellung auf dem Reiſepaß vorzumerfen iſt. Gegenftände, 
welche zentnermweife nach dem höchften Ausfuhrzoll deffarirt 
und behandelt werden, find der innern Befichtigung nicht 
unterworfen, und die biefür zu entrichtende Gebühr kann 
nach freyer Wahl ded Eprportirenden entweder bey einem 
Hallamt oder bey einem Zollamt an der Granze erlegt wer⸗ 
ben. ($. 72.) | | 

Für die Abwaͤgung aller Handeldgüter, die von eis 
nem Hallamt zur Ausfuhr abgehen, find 2 Fr. vom Sporco⸗ 
- Zentner zu entrichten. ($. 75.) 

er entweder durc einen Zollgegenfchein nachweifet, 
daß er die Handelögäter, die er ausführen will, bey dem 
Eintritt verzollt habe, oder durch - den Zollpaß eines Hall 
amtes die Ausgangszollfregheit, oder auch durch den Zoll 
fchein von einem Hallamt die gefchehene Bezahlung des Eins 
gangszulled darthut, erhalt vom Zollamt der Gränze für - 
diefe Papiere unentgeltlih einen Empfangfihein, den 
er an die aufßerfte Zollpoftirung, oder, wenn er eine foldhe 
nicht mehr yaffırt, an die bey dem Zollamt ſtationirte 
Graͤnzwache abzugeben hat. 

Der Ladfhein, ben ein Fuhrmann. von- dem Hall 
amt, wo er aufs oder umgeladen hat, mitbringt, ift von 
dem Graͤnzzollamt zum Beweis der Erfüllung feiner Oblie⸗ 

| gen; 
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genheit unentgeltlich zu unterfertigen, und denfelben beym 
wirklichen Austritte zuräczugeben. "Wenn aber der Fuhr—⸗ 
mann oder Erportant von Feinem Hallamt kommt, fo ift 
zwar von dem Gränzzollamt ebenfalls eine, Befcheinigung 
über den Austritt der Ladung unentgeltlich augzuftellen, fol 
che jedoch erſt an der aͤußerſten Graͤnzpoſtirung, namlich, 
wenn er die Landesgraͤnze wirklich überfchreitet, zu behändis 
gen. ($. 74.) 

Bon durhgehenden Frachten, die im Lande nicht umge⸗ 
laden worden find, wird der Ausgangszoll bey dem Austritt 
erhoben, und darüber gegen Abgabe des Zollpaffes der Ge⸗ 
‚ genzollfchein ertheilt. ($. 75.) 


Auch für die Abwägung f older Frachten ſind 2 kr. 
vom Sporcozentner zu entrichten, in fo weit dieſe Waagge⸗ 
buͤhr nicht fhon bey einer früheren Zollbehandlung in oder 
bis zu diefer Größe entrichtet worden ift. ($. 76.) 

Wer aus einem Orte fommt, wo er fidy zu feinem Aus: 
fuhrgätern weder mit Zollgegenfchein für bezahlten Eingangs 
zoll, noch mit Zollyaß und Zollfchein für entrichteten Aus⸗ 
gangszoll verfehen Fonnte, muß bey dem Zollamt der Gran, 
ze niht nur den Ausgangszoll, fondern auch 2 Fr. vom 
Sporcozentner für die Abwägung entrichten. ($. 77.) 

Gef. die Zollordnung — v. 15. Aug. 1828. $. 69 — 77. 

GE. Bl. ©. 209 — 212. 

Die Regierung kann ben Durch + und Musgangggoll von 
allen aus dem Königreich gehenden Handelsgätern aufheben, 
oder in einzelnen Sägen nach Gutbefinden vermindern ; auch 
Kann fie das Weggeld bey der Einfuhr ſowohl im Allgemei⸗ 
nen, ald auf einzelnen Straßenzägen herabfeßen, oder ganz 
erlaffen — jedoch nur unter dem Vorbehalt, daß derlei pro 
viforifche DBerfügungen, wenn fie die Zuflimmung ' der 
Stände nicht erhalten, mit dem rn der Ständever; 
fammlung wieder aufhören follen. 

- Gef. die Zollordnung betrefi..v. ie. Aug. 1828, s. = En 
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438) Ausgedingbriefe 
In Faͤllen, wo ' Austrags + oder Ausgedingbriefe den 
Uebergabs : und Kaufbriefen einverleibt find, folle die zu 
taxirende Summe ın einem dreyjährigen Anfchlag 
des bedungenen jähffichen Austrages beftehen, wie diefes 
bereits in der Taxordnung vom Jahr 1735 verordnet murde, 


Erl. die Zarirung der Austragsbriefe betreff, v. 29. Okt. u. v. 
9 Nov. 1812. in Geret's Samml. B. III. S. 20. 


439) Wusgefelfene 


Wenn Jemand an einem Orte ein beſteuertes Haus oder 
Gründe beſitzt, anderswo ‚aber feinen Wohnſitz hat, fo ift 
ein folcher verpflichtet, fich durch einen gehörig Bevoll— 
maͤchtigten als Gemeindeglied vertreten zu laſſen. In 
Ermanglung eines eigenen Bevollmaͤchtigten kann uͤbrigens 
auch der Zeitpaͤchter des Gutes, welcher in der Gemein—⸗ 
de wohnt, als ſtillſchweigend bevollmaͤchtigt erachtet werden, 
an den Gemeinderechten im Namen des Eigenthuͤmers Theil 
zu nehmen... " 


V. die Verfafung und Verwaltung der Gemeinden betreff. v. 
17. May 1818. Tit. LI, Kap; I. §. 14. Geſ. Bl. ©. 55. 


4140) Yushbebun 4 


f. Abweſende. Freywillige. Konfeription. Rekrutirungsrath. 
Ungehorſame. — 


Die Staatsregierung beſtimmt jährlich die Zahl der fuͤr 
die Ergaͤnzung der, Armee zu berufenden Mannſchaft und 
ſpricht die Größe des Kontingentes aus, welches jeder 
Regierungsbezirk zu den verfchiedenen Waffengattungen zu 
fellen hat. Bey Feftfeßung :diefer. Kontingente wird. das 
Zahlverhältniß der Konferibirten. von ber betreffenden Alters⸗ 
Haffe ald Bertheilungsmaßftab zu Grund gelegt. ($. 37.) 
Die. Aushebung: beginnt: jährlich am erften März 
und muß in der Regel am letzten März beendigt feyn, for 
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fern nicht die Negierung andere, durch das Negierungsblatt 
befannt zu machende Zermine feftfeßt. ($. 38.) | 

Der Refrutirungsrath eines jeden Regierungsbe— 
zirkes vertheilt das für denfelben ausgeworfene Kontingent 
auf die Unterbezirfe, ebenfalls nach dem Zahlverhältniß der 
aufrufpflichtigen Jünglinge von der betreffenden Altersflaffe, 
und gleichzeitig beftimmt derfelbe für jeden Unterbezirk den 
Tag und Ort der Aushebung und die bereit zu haltende Re: 
ferve, ($. 39.) 

- Sn jedem Konferiptiondbezirfe muͤßen die armeepflichtis 
gen Juͤnglinge der betreffenden Altersklaſſe nach der Reihen: 
folge ihrer Loosnummern fowohl zum Kontingente, als zur 
Referve, aufgerufen werden und fie find fonach verbunden, 
an dem beftimmten Ort und Zag vor dem Refrutirungsrath 
zu erfcheinen, ed wäre denn, daß fie ſchon früher freywillig 
in die Armee eingetreten feyen. Die freywillig Eingetretes 
nen werben, wenn fie die Reihenfolge der Looſe trifft, dem 
Unterbezirfe ‚ihrer Heimath an deffen Kontingent ald geftellt 
abgefchrieben. ($. AO.) 

Bon dem Abmarfch find diejenigen befreit, welche : 

a) dad Maaß von 5 Fuß, 4 Zoll nicht erreichen ; 

b) oder zur Zeit wegen fihwächlichen Körpers oder heil: 

barer Krankheiten noch nicht dienftfähig find; 

c) oder wegen Forperlicher Gebrechen als dienftunfähig ers 

Fannt wurden ; | \ 

d).oder ben bereits anerkannten Anfpruch haben, aus an: 

dern Titeln zurück geftellt zu werden; oder endlich 

e) wegen erftandener peinlichen Strafe der Waffen unwuͤr⸗ 

dig find. | 
Statt diefer Befreyten muͤßen diejenigen abmarfchiren, 
welche ihnen in der Neihe der Loofe zunächft folgen. Was 
dagegen die unter a) und b) bezeichneten Jünglinge betrifft, 
fo werden fie im nächften Jahr neuerdings Fonferibirt und 
gemeffen. Erreichen ſolche bis zur nächften Aushebung die 
Normalgröße von 5 Fuß 4 Zoll, oder Haben fich die Urfa- 
chen, wegen welcher fie früher nicht — waren, geho⸗ 
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ben; ſo werden ſie in die Armee eingereiht und an dem Kon⸗ 
tingente ihres Unterbezirkes gut geſchrieben. (F. 41.) 


Die aufgerufenen Konſcribirten muͤßen ſich vor dem Re⸗ 


krutirungsrath einer nochmaligen Meſſung und der koͤr⸗ 
perlichen Biſitation unterwerfen, wie bey dem Konſcrip⸗ 
tionsgeſchaͤft Gedoch ohne Zuziehung des Ausſchuſſes) beobachtet 
wird, 

Yuf den Grund der neuen Meffung und der Forperlichen 
Befichtigung erflärt fich hienach der Refrutirungsrath in eis 
ner dffentlichen Sitzung (welder zwey bis drey vom König er= 
nannte und mit vollem Stimmrecht verfehene Militärperfonen ans 
wohnen) über die allgemeine Dienftfähigfeit der Pflichtigen, 
fo wie über deren befondere Fähigkeit zum Kavallerie; oder 
Artilferiedienft, worauf die ald fähig erfannten Individuen 
nach ihrer Reihenfolge, bis zur Vollzaͤhligmachung ded Kon⸗ 
tingents eines jeden Bezirks, in die Armee einzutreten haben. 

Wenn ein Konferiptionsbezirf nicht im Stand ift, fein 
Kontingent an dem beftimmten Zage ganz zu ſtellen, fo 
muß die Nachftellung der abgangigen Mannfchaft vor dem 
Ablauf der für die Vollendung der Aushebung feftgefeßten 
Zeit, und zwar an dem durch den Nefrutirungsrath zu be; 
ſtimmenden Zage erfolgen. Würden die im Konferiptionsbes 
zirk vorhandenen Konferibirten der erften Altersffaffe nicht 
hiezu ausreichen; fo muß der Abgang durch die übrigen 
Konferiptionsbezirfe des nämlichen Kreifes, nach einer von 
dem Nefrutirungsrath ausgefprochenen Bertheilung — 
werden. ($. 42.) 

Die. von dem. Refrutirungsrath zum Militaͤrdienſt cin 
gerufenen Juͤnglinge werden, fo wie ihre Dienftfähigfeit auss 
gefprochen ift, ohne Verzug an das zur Uebernahme beftimm; 
te Militärfommando abgegeben. (43.) | 

Konferibirte, welhe Gebrechen vorſchuͤtzen, deren 
Borhandenfeyn weder durch ärztliche. und mundärztliche Uns 
terfuchung, noch durch vollgältige Ausfagen der übrigen Konz 
feribirten, oder der Ortseinwohner beftätigt wird, find ber 
Armee ohne Weiteres einzureihen. $. (44.) 
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Die wegen begangener Verbrechen des Waffendiens 
ſtes unwuͤrdigen Konferibirten, welche das Loos trifft, 
haben Erſatzmaͤnner zu ſtellen, ſofern fie daß hiezu erforders 
liche Vermoͤgen befißen; außerdem aber müßen fie fich in den 
Seftungen und andern Bertheidigungsanftalten des Reiches 
zu den für den Bedarf derfelben erforderlichen Arbeiten wähs 
rend der im Geſetz vorgefchriebenen Zeit gebrauchen Iaffen, 
wenn fie zu diefen Arbeiten gerufen werden. Sie fonnen jes 
doch nur während der auf die Aushebung ihrer Altersffaffe 
folgenden ſechs Jahre hiezu verwendet werden und find wäh; 
send ihrer Präfenz den Soldaten der Armee an Loͤhnung 
und Verpflegung gleich gehalten, mit der einzigen Ausnah⸗ 
me, daß ıhnen Feine Waffen zufommen. ($. 45.) | 


Gef. . Ergänzung des an. Heeret betreff. v. 15. Aug. 
828. Zit. ILL. an . $. 37 — 45. Geſ. Bl. ©. 


3238 

Da die Aushebung der Konſcribirten aller Konſcriptions⸗ 
Bezirfe nilht an einem Tage bewirft werden Tann, fo hat 
der Refrutirungsrath für einen (jederzeit genau zu bezeichnenden) 
Tag immer nur Konferibirte von fo viel Bezirken vorzulas 
den, ald mit Wahrfcheinlichfeit vollftändig abgefertigt wers 
den fonnen. Der Konferipttonsbeamte hat Sorge 
zu tragen, daß die Konferibirten feined Bezirkes in der bes 
fiimmten Anzahl bey dem Refrutirungsrathe eintreffen, daß 
diefelben, mit Bezeichnung des Tages und der Stunde, fo 
wie des Verfammlungsorted, perfonlich, oder durch ihre Els 
tern und Vormänder, zur unausbleibliden Stellung vorges 
laden, und (wenn nicht ein Konferiptionsbeamter felbft vor den 
Rekrutirungsrath berufen ift, oder fich fregmillig binbegeben mill) 
durch den Gerichtödiener oder einen Gemeindevorfteher dahin 
begleitet werden. ($. 43.). 

Der Borftand des Nefrutirungsrathed hat die durd) 
das Kriegsminifterium oder aus deſſen Auftrag durch das 
betreffende Divifionsfommando ernannten Militärpers 
fonen zu den Sitzungen einzuladen, um nad) dem Erfcheis 
nen der Konferibirten diejenigen Gefchäfte zu beforgen, wel 


r 
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che fih auf die Vertheilung der Einreihungsmannſchaft un⸗ 
ter die verſchiedenen Waffengattungen, auf die Zulaſſung 
und Beſtaͤtigung der Einſtellungen, auf die wirkliche Einrei⸗ 
hung und auf die Uebergabe an das beſtimmte Militaͤrkom⸗ 
mando beziehen. 

Sollte eine der ernannten Militärperfonen (welche immer 
aus den Generalen und Gtabdoffizieren erwählt werden) abgehen; 
fo ift durch geeigneted Benehmen mit dem betreffenden Dis 
vifionsfommando zu veranlaffen, daß fogleich ein anderes 
Individuum beordert werde und fich bey dem PBorftand des 
Rekrutirungsrathes melde. ($. 45.) 

Bey der Bertheilung der zur Einreihung in die Armee 
beſtimmten Mannfihaft foll befonders darauf Nädficht genoms 
men werben, daß fie derjenigen Waffengattung zufomme, 
für welche fie nach ihrem Maß, Wuchs und fonfliger Bil 
dung am brauchbarften ift, 

Die dem Rekrutirungsrathe anmwohnenden Offiziere su 
ben, mit der bey ihnen vorausgefeßten Sachkenntniß und 
mit unbefangenem gleichen Jntereffe für die verfchiedenen 
Waffengattungen, zunaͤchſt aufmerffam „au feyn, daß die 
Vertheilung der Mannfchaft unter fleter Ruͤckſichtnahme auf 
die Anforderung ded Dienfted und auf das Beſte der ganzen 
Armee bewerfftelliget werde. ($. 46.) | 

AS geringfied Maß zur Einreihung in die verfciedes 
nen Waffengattungen wird vorausgefeßt: 

a) bey ber Artillerie und bey ben Käraffierregimentern, 

5 $uß, 11 Zoll; 

b) bey ber übrigen Kavallerie, 5 Fuß, 9 Zoll; 
c) bey dem Fuhrweſen, 5 Fuß, 8 Zoll; 
d) bey den Linienregimentern. und Jägerbataillong, 5 Fuß, 

4 Zoll. ($. 47.) 

Da bey der Artillerie und Kavallerie ein Yängerer Uns 
terricht und eine anhaltendere Uebung in dem Gebrauch der 
Waffen erforderlich ift, fo bat die Auswahl aus den fammt: 
lichen Konferibirten vorderfamft für diefe Maffengattungen 
zu geſchehen. | 
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Das oben bezeichnete Maß iſt zwar als Minimum zu 
betrachten und es darf uͤber daſſelbe hinausgegangen werden, 
wenn der Konſcribirte nach ſeinem Wuchſe, nach ſeiner koͤr⸗ 
perlichen Beſchaffenheit und ſonſtigen Bildung zur Artillerie 
oder Kavallerie geſchickt iſt; indeſſen mag bey denjenigen, 
welche den genannten Waffengattungen zugetheilt zu werden 
ausdruͤcklich verlangen, 1 Zoll oder etwas mehr an der bes 
ſtimmten Groͤße nachgeſehen werden, ſofern ihre uͤbrigen Ei⸗ 
genſchaften dieſen Abgang am Maße erſetzen. 

Vorzugsweiſe ſoll bey der Auswahl fuͤr die Artillerie 


auf ſolche Handwerker Ruͤckſicht genommen werden, welche 


neben Uebung in anſtrengender Arbeit, des Leſens und 
Schreibens und auch des Zeichnens kundig ſind, was bey 
Zimmerleuten, Wagnern, Schmiden, Schloſſern, Waffen⸗ 
ſchmieden u. ſ. w., der Fall iſt. . 

Bey der Auswahl für die Kavallerie foll dagegen 
auf Juͤnglinge von fehlanfem Wuchfe gefehen werden, wels 
he bereitd mit Pferden umzugehen wiffen und einiges Ders 
mögen befißen oder zu hoffen haben. 

Widerſpenſtige, abweſende und übel beruͤchtigte Konferi: 
birte dürfen in die Artillerie und Kavallerie nicht eingereiht 


werden, es feye denn, daß folches von dem Kriegsminiſte⸗ 


rium wegen ganz befonderer Verhältniffe ausdruͤcklich genehs 
miget würde, oder, daß ein folcher Konferibirter nach der 
Abgabe an das Rinienmilitär feine Dienftzeit bey der Infan⸗ 
terie mit guter Aufführung vollendet hätte und fodann bey 
der Artillerie oder Kavallerie fortzudienen wünfchte. ($. 48.) 

Die zum Fuhrmwefen beftimmten Konferibirten follen 


folhe Leute feyn, welche mit Behandlung der Pferde und 


mit dem Fuhrwerk umzugehen wiffen und welche wegen der 
vielfeitig ſchweren Dienftverrichtungen binlangliche Kraft 
und eine fefte Gefundheit befißen. Unter diefer Vorausſez— 
zung find nach dem Nusfpruche der Viſitationskommiſſion 
Konferibirte mit geringeren Gebrechen, welche fie blos zum 
Finiendienfte unfähig machen, auch felbft unter bem be 
fimmten Maße in das Fuhrweſen einzureihen und das er; 
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waͤhnte Maß von 5 Fuß 8 Zoll bezieht ſich demnach nur auf 
den Fall, wenn nicht bereits durch Arztliche Unterfuchung 
genug Konferibirte als Tediglih für das Armenfuhrwefen 
brauchbar bezeichnet find, fohin die Auswahl hiefür aus der 
ganzen Maffe des Einreihungsfontingentd gefchehen muß. 
($. 49.) 

Bei der Einreihung der übrigen noch vorhandenen Manns 
fhaft in die Infanterie ift:befondere Rüdficht darauf zu 
nehmen, daß für die Jaͤgerbataillons und für die Sapeurs 
und Mineurfompagnien folche Konferibirte ausgewählt wers 
den, welche nach den befonderen dienftlichen Anforderungen 
hiezu vorzüglich geeignet find, 

Endlich ift überhaupt zu forgen, daß nicht gerade alle 
Feinen Leute zu den Yägerbataillons und den Sapeurs 
und Mineurs Kompagnien, dagegen alle Größeren zu den 
Linienregimentern fommen; fondern, daß die Verteilung 
möglichſt gleichheitlich gefchehe. 

Uebrigens koͤnnen zwar die Konferibirten außer ihrem 
Kreife denjenigen Negimentern und Bataillons zugetheilt 
. werden, wozu fie am geeignetften find; dabey ift jedoch im» 
mer auch auf die Erleichterung der Beurlaubung Rädficht 
zu nehmen, und daher die Mannfchaft ihren Geburts s oder 
Wohnorten fo nahe ald möglich zu belaffen. ($. 50.) 

Die Forperlihe VBifitation hat durch eine aus dem 
Kreismedizinalrath, oder, bey deifen Abgang, aus einem ans 
deren (von dem Regierungdpräfidenten zu beftimmenden) Givilarzt 
und aus zwey Militärärzten zufammengefekte Viſitations⸗ 
Kommiffion zu gefchehen, welcher für die Dauer ded Ges 
fchäft8 ein Aktuar beyzugeben iſt. Die Militärärzte find, 
unter Bezeichnung der zu dem Vifitationsgefchäft erforderlis 
chen Zeit, bey dem betreffenden Divifionsfommando zu res 
quiriren und von diefem jederzeit fogleich zu beordern. 

Die Ausfprüche diefer Kommiffion haben definitive Kraft 
und eine weitere Berufung ift nicht geftattet. (F. 51.) 

Der Forperlichen Bifitation bey dem Rekrutirungsrath ift 
in der Regel jeder Konferibirte unterworfen, welcher nah . 
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der Reihenfolge der Loosnummern zur wirklichen Einreihung 
beſtimmt und zum Erſcheinen vor demſelben aufgefordert 
worden iſt; jedoch findet bey den im Cadetenkorps be— 
findlichen Juͤnglingen eine Ausnahme ſtatt, indem deren 
Brauchbarkeit vorausgeſetzt werden kann. ($. 52.) 

Die vor dem Rekrutirungsrath erſchienenen Konferibirs 
ten, ‘welche wegen Schwächlichfeit, wegen voräbergehender 
Gebrechen und Krankheiten, oder wegen Mangel der nors 
malmäßigen Größe zur Ziehung auf dad naͤchſſte Jahr bins 
gerviefen werden, find nach gehöriger Vormerkung in der 
Konferiptionglifte und nah gemachter Erinnerung an den 
. Verbehalt ihrer Dienftpflichtigfeit, in die Heimath zu ents 
laſſen. 

Konſcribirte, an welchen bey der aͤrztlichen Unterſuchung 
feine außeren Merkmale eined angegebenen inneren, nicht 
in die Sinne fallenden, Bebrechend oder fonftiger Franthafs 
ten Difpofition wahrzunehmen, oder durch unbezweifelbare 
Zeugniffe nachgewiefen find, ingleihem Solche, die wegen 
äußerer, aber leicht zu heilender, Gebrechen nur zeitlich 
untauglich befunden werden — find ohne Weiteres zum Mis 
Iitär abzugeben, im Fall fie das Loos zur Einreihung ger 
troffen hat, oder wenn ihre ganze Altersflaffe eingereiht wird, 
damit auf folche Weife nicht nur jeder Geführde am fichers 
ften begegnet, fondern auch der Grund oder Ungrund des 
angeblichen Defectd durch nähere Beobachtung entdedt und 
einer abfichtlichen Verlängerung von Defecten und Kranfheis 
ten entgegen gewirkt werde, ($. 53.) 

Sobald die Mannfchaft vertheilt und zur Uebergabe an 
das Militär bereit ift, follen die Militärbeyfiger veranlaffen, 
daß diefelbe bey der Kommandantfihbaft auf die Militärs 
Strafgefeße, nach deren umftändficher Befanntmachung , fos 
gleich formlich vereidet, fofort mit Urlaubspaffen verfes 
ben, oder zum weiteren Transport an die betreffenden Res 
Himenter und Bataillond übergeben werde. 

Die Bereidung ifraelitifcher Konferibirter gefchieht 
ohne Beyzug eines Rabbiners; nur werden bey der Stabung 
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die Worte gebraucht „So wahr mir Gott helfe, unſer Herr“ 
und ſtatt der drey Eidfinger haͤlt der ſchwoͤrende — die 
ganze Hand in die Höhe, (F. 54.) 

Wenn nun jeder Bezirf das ihm zugetheilte Kontingent 
geftellt hat und das Aushebungsgefchäft binnen der feftge: 
festen Zeit vollig beendiget ift, fo hat der Refrutirungsrath 
den Bezirfsbeamten die von ihnen eingefendeten Verzeithniffe 
und Verhandlungen mit den nöthigen Abänderungen und 
Bemerkungen zurödzufenden und gleichzeitig einen Anzeiges 
bericht über dad Aushebungsgefchaft, unter Vorlage des ges 
führten Protofold und. einer Bertheilungslifte, -an das 
Minifterium des Innern zu erftatten, fofort aber feine Sis 
gungen zu fchließen. ($. 55.) 

Die Konferibirten, welche, ald ber Ehre der Waffen uns 
würdig, Erfaßmäanner zu flellen haben, find verpflichtet, 
innerhalb eined Monats, von dem Zage an gerechnet, wo 
ihnen der erfolgte Aufruf ihrer gezogenen Loosnummern zur 
wirflichen Einreihung, mit der gleichzeitigen Aufforderung 
zur Erfaßmannftellung, amtlich befannt gemacht wurde, dies 
fe Berbindlichleit zu erfüllen. 

Nach Umlauf der vorbemerkten Zeitfrift haben die Kon, 
feriptionsbehörden die Einftellung von Erfaßmännern aus 
dem Bermögen der vom Waffendienfte ausgefchloffenen Kons 
feribirten, oder, wenn diefe Fein Vermögen beſitzen, die 
Nachſtellung der Erfaßmannfchaft von Amtswegen zu befors 
gen und wegen Verwendung der Arbeitöpflichtigen befondere 
Entſchließung durch Vorlage der Verzeichniffe zu veranlaffen. 

Findet die Militärbehorde zur Verwendung diefer Pflich⸗ 
tigen. nach dem Gefeße und nad den feiner Zeit folgenden 
näheren Vorfchriften Feine angemeffene Gelegenheit, fo wer; 
den diefelben, gleich den ftändig Beurlaubten, durchaus in 
ihren bürgerlichen Berhaltniffen belaffen, und fie haben blos 
ſechs Jahre hindurch zu den gefeßlich vorbehaltenen Arbeiten 
in Bereitfchaft zu bleiben. ($. 56.) 

Vorfhriften zur Anwendung und Vollziehung ded Gefeged, die 


era ens ded fiehenden Heeres betreff. v. 13. März 1830. 
Abſchn. 11. $. 43. 45 — 56. Regbl. ©. 476 — 488. 
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Die Korrefpondenz mit auswärtigen Höfen, fremden 
Miniſtern und den an bem Fonigl. Hof accreditirten Gefands 
ten, die Negotiation, Schließung und Wahrung aller Vers 
träge mit fremden Mächten, die Verhandlungen des deutz 
fhen Bundes, die Gränzangelegenheiten und alle Differens 
zen mit benachbarten Staaten, endlich auch die Vertretungen 
der Unterthanen in ihren auswärtigen Berhältniffen, gehoͤ⸗ 
ven zu dem Wirkungskreis des Minifteriums des 
Aeußern. 
V. die Formation der te betreff. v. 9. Der 1825. $. 
30. 38, Regbl. ©. 990. 992. 

In die Gefchäftsfphäre der Rammern bed Innern 
gehört die Auflicht auf die Landesgränzgen und die Bewahs 
rung der Tandesherrlihen Gerechtfame gegen benachbarte 
Staaten, 

In diefer Beziehung Tonnen fie mit den ausländifchen 
Berwaltungsbehörden in Korrefpondenz treten, von benfel 
ben die erforderlichen Auffchlüffe unmittelbar erholen, und 
ihnen die nöthigen Eröffnungen machen. 

Bey Störungen und Beeinträchtigungen der Landesgraͤn⸗ 
ze, bey Aufforderungen zur Auslieferung fremder Untertha; 
nen, und bey Anträgen über Abänderung der Graͤnzverhaͤlt— 
niffe, oder beftehender Staatsverträge haben fie an das Mi⸗ 
nifterium des Innern zu berichten, welches fodann im Eins 
verfländniß mit dem Minifterium des Aeußern verfügen 
wird. 

Eben diefed ift der Fall bey Aus; und Einwanderungen, 
wenn mit den Staaten, wohin die Auswanderungen gehen, 
feine Freyzuͤgigkeitsvertraͤge errichtet find, oder, wenn mit 
Einwanderungsgefuchen die Bitte um Ertheilung des Indi⸗ 
genatd verbunden wird. | 

In Nachſteuerſachen ſteht den koͤnigl. Un terbehoͤr⸗ 
den die Inſtruirung und Entſcheidung zu, welche hieruͤber 
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fortlaufende Negifter führen und die daraus zu bildenden 
fummarifchen Weberfichten gleichzeitig mit dem allgemeinen 
Mechenfchaftsberichte vorlegen. Wenn gegen ihre Entfcheis 
dung in berlei Gegenftänden Befchwerde erhoben wird; fo 
hat die Kreisregierung un in Follegiale Berathung zu 
treten. 

V. den Wirfungsfreid der — Verwaltungsöſtellen ıc. betreff. 
v. 17. Dez. 1825. Tit. J. $. 22. 24, Regbl. ©. 1063. 10685. 
Wenn Gerichtötagen und Sportelngebühren im Ausland 

zu erheben ſindz ſo hat die fahrende Poft den Betrag 
vorzufchießen. 
V. v. 26. Dez. 41808. Regbl. v. 1809. ©. 41. 


Den Staatödienern ift der Eintritt in ausländifche wifs . 
fenfhaftlihe Vereine, ohne die befondere hoͤchſte Er; 
Yaubniß, unterfagt. 


V. v. 28. Jan. 1810. Regbl. ©. 65. 


Far die Annahme und den Gebrauh frembherri 
fher Würden, Titel und Dekorationen wird bie 
vorgängige Genehmigung bed Königs erfordert. 

8. v. 45. Okt. 1811. Regbl. S. 1583. 


Wenn baierifche Unterthanen mit ausdrädlicher koͤnigl. 
Erlaubniß in fremde Dienfte getreten find, fo bleiben 
fie verpflichtet 

a) in ihr Vaterland zurüd zu Fehren, fo bald fie durch eis 
nen an fie gerichteten direkten Befehl, oder durch eine 

Generalverordnung zuräcd berufen werden; | 

b) der fremden Macht, in deren Dienft fie übergehen wols 
Ien, den Dienfteseid nur unter dem Vorbehalt zu leis 
fien, nie gegen ihr Baterland zu dienen; 

ce) auch ohne befondere Zuruͤckberufung den fremden Dienſt 
zu verlaſſen, ſobald dieſe Macht in Kriegsſtand gegen 

Baiern tritt. 


Jedem Baier ſteht es frey, Beſ itzungen in einem 
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anderen Staate zu erwerben, auch an Handelsetabliſſements 
und Fabriken Theil zu nehmen, wenn Feine bleibende, per⸗ 
fonliche Anfaßigfeit in dem fremden Staate damit verbuns 
den ift, und wenn es unbefchadet ihrer Unterthanspflichten 
gegen dad Königreich gefchehen kann. 


Ed. über dag Indigenat v. — 1818. $. 11. 12. Geſ. Bl. 


Den Standesherrn, welche ſich ihren Aufenthalt 
in einem zum deutſchen Bunde gehörenden, oder mit dem; 
felben im Frieden befindlichen Staate wählen, bleiben alle 
durch die Fonigl. Deklaration zugeftandenen Rechte vorbehals 
ten. Dagegen find fie, wie jeder andere Forenfe, verpflichs 
tet: 

a) alle nach den Geſetzen des Koͤnigreichs auf ihren Gü; 
tern haftenden Staatslaften und fonfligen Verbindlich 
Feiten genau zu erfüllen; fodann 

b) in Hinficht auf diefe Verbindlichfeit eine Stellvertres 
tung und in Anfehung ihrer Lehenguͤter einen Lehenträs 
ger aus baierifchen Unterthanen anzuordnen. 

Auch konnen fie fowohl von dem Fiskus, ald von den 
Fonigl. Unterthanen, nicht nur in Real-, fondern auch in 
Perfonalfachen vor den geeigneten koͤnigl. Gerichten belangt 
werden, in fo weit ihre in Baiern gelegenen Güter einen 
zureichenden Erefutiondgegenftand darbieten, oder dafür anz 
genommen werben wollen. 


Ob. Ed. $. 14. 15. Geſ. Bl. ©. 146. 


Wegen Bermäahtniffen und Schanfungen an 
auswärtige Stiftungen ift folgende Verordnung v. 9. Febr. 
1787. erneuert worden; 

4) Ueber alle außer Sand gehenden Legate und frommen 

Stiftungen, fie mögen durch einen Akt unter Lebenden 

»oder Zoded halber gemacht werden, ift die landesherrli—⸗ 

che Bewilligung einzuholen. | 

2) Sollte ſich Jemand beygehen Iaffen, durch einen Aft 
unter Lebenden eine fromme Stiftung heimlicher Weife 
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außer Landes zu machen, fo foll nicht nur das dazu ber 
fiimmte Geld Fonfiszirt feyn, fondern auch die Strafe 
des doppelten Betrages verfügt werden, 

3) Ein Vermaͤchtniß Todes halber ift ohne Tandesherrliche 
Genehmigung null und nichtig. 

4) Der um folche Genehmigung Anfuchende hat vorgans 
gig von der Landes, und Ortsobrigfeit, wohin er die 
fromme Stiftung zu machen gedenft, einen Revers de 
observando reciproco beyzubringen. 

5) Uebrigens verfteht es fih von felbft, daß ſolche, durch 
bie Tandesherrliche Bewilligung erft geltend werdende, 
Bermächtniffe der Nachfteuer und den fonft gewöhnlichen 
Abzügen unterworfen feyen. 

DB. v. 10. Nov. 1811. Regbl.. ©. 1721. 


Ausländer werden wegen aller innerhalb der Gränzen 
des Königreichs verübten Berbrehen oder Bergehen 
nach den baierifchen Strafgefegen gerichtet, hingegen wegen 
der im Ausland begangenen Rechtöverleßungen nur alddann, 
wenn fie an dem König, an dem Staat, oder an einem 
Unterthanen verübt worden find, vorbehaltlich desjenigen, 
was etwa durch Staatöverträge oder befondere Uebereinkunft 
anders beftimmt wäre. 


Patent, bie ae des allgemeinen Strafgefegbuches 
‚ betreff. v. 16. May 1815. Regbl. ©. 667, 


142) Auslaͤnder. 
f. Fremde. Paßweſen. 


Auswaͤrtige Unterthanen koͤnnen in dem Königreich Bai⸗ 
ern Grundeigenthum gleich den koͤnigl. Unterthanen 
beſitzen. Sie unterliegen hiebey den Pflichten der Forenſen. 
($. 13.) 

Den Fremden wird in dem Königreich bie Ausuͤbung 
derjenigen buͤrgerlichen Privatrechte zugeſtanden, die der 
Staat, zu welchem ein ſolcher Fremder gehoͤrt, den — 
Unterthanen zugeſteht. (F. 16.) 
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Werden in einem auswärtigen Staat durch Gefeße oder 
befondere Verfügungen entweder Fremde im Allgemeinen, 
oder baierifche Unterthanen insbefondere von den Vortheilen 
gewißer Privatrechte ausgefhloffen, weldhe nah den 
dafelbft geltenden Gefeken den Cinheimifchen zuftehen, fo 
wird gegen die Unterthanen eines foldhen Staates, nad) 
eingeholter Fonigl. Genehmigung, derfelbe SEumete anges 
wendet. ($. 17. 18.) 

Fremde, weldye mit tonigl. Erlaubniß in dem Koͤ⸗ 
nigreiche ſich aufhalten, genießen alle bürgerlichen Privat⸗ 
rechte, folange fie allda zu wohnen fortfahren und jene Ers 
laubniß nicht zurüd genommen ift. ($. 19.) 


Ed. über dad Indigenat v. 26. May 1818. $. 13.6 — 19. 
Geſ.Bl. ©, 145 — 148. | 
Kein Ausländer darf zu einer Funftion im Staats⸗ 
dienft, ohne befondere ‚ vorher ertheilte, Genehmigung vers 
wendet werden. 
DB. v. 25. Aug. 18i6. Redbl. S. 547. 


Der Auslaͤnder, welcher gegen einen baieriſchen Unter: 
thanen Klage erhebt, und Feine liegende Güter in Baiern 
befißt, muß dem Bellagten auf deffen Verlangen für die 
Prozeßkoften, und wenn er auf dem Wege einer Miederflas 
ge belangt wird, für die MWiederflage, nach deren wahrs 
ſcheinlich gemachtem Betrage an Kapital nebft Früchten, Zins 
fen, Schäden und Köften, die erforderlihe Raution lei— 
fien und der Beflagte ift vor deren wirklichen Leiſtung nicht 
ſchuldig, auf die Klage zu antworten. 

Die Kautionsleiſtung wegen der Prozeßkoſten fallt jes 
doch hinweg, bey Schuldenliquidationen, bey Wechfelflagen, 
und in jenen Fällen, wo ein Theil der Forderung Tiquid if, 
welcher fonach dem Beklagten zur Sicherheit verhältnißmäßig 
verhaftet bleibt. 

Geſetz, — — d. Serißtbontn — v. 22. Juli 
Abſchn. V. 5 8. Geſ. B 

In Konkurſen kommt die baieriſche Prioritaͤts ord⸗ 

nung auch bei auslaͤndiſchen Glaͤubigern zur Anwendung, 
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wenn nicht in dem Ötaate, deffen Untertban fie find, ein 
Unterfchied in Anwendung der Lofationsgefege zum Nach⸗ 
theil baierifcher Unterthanen beftimmt oder in Uebung ift, 
welchen Falles gegen die Unterthanen jened fremden Staas 
te8 die Retorfion flatt findet. In gleicher Art fol über 
das in Baiern befindliche bewegliche Vermögen eined aus⸗ 
Jändifchen Unterthanen, gegen welchen von ben Gerichten 
feines Landes der Konkurs eröffnet ift, ein Partifulars 
konkurs von Seite der baierifchen Gerichte, nur im Weg 
der Retorfion, oder in Folge befonderer EN eins 
treten. | 
Prioritätdotdnung v. 1. Juni 1822. $. 34. Geſ. Bl. ©. 122. 


Der Ausländer, welchem von der zuftändigen Behörde 
die Einwanderung bewilligt worden ift, Tann in einer Ge 
meinde ded Königreichs die Heimath erwerben: | 
1) durch befondern rechtögältigen Vertrag, unter Beobach 

tung der Borfchriften in der Verordnung über dad Ges 

meindewefen v. 17. May 1818. $. 106; 

2) durch die Anfäßigfeit in einer Gemeinde, nah Maß 
gab der 8. $. 2 — 5. in dem Gefek über die ulanıBe 
machung und Berehelichung ; 

5) durch die von der suftändigen Obrigkeit ertheilte Er; 
Taubniß zur Berheyrathung in ber Gemeinde; und 

4) durch die einer Gemeinde mit eigener Gefahr geleiftete 
Huͤlfe, bey öffentlicher Ntoth, wenn die bey folcher Noths 
hülfe erlittene Befchädigung deſſen Erwerbsunfähigfeit 
zur Folge gehabt hat. 

Wenn einem Ausländer ein folcher Titel abgeht, und 
deffen Zuruͤckweiſung in die ausländifche Heimath kraft ei— 
ned Ötaatövertraged oder wegen eined anderen nicht zu be 
feitigenden Hinderniffes unausführbar iſt; fo ſoll demfelben 
diejenige Gemeinde, in welcher er fih am laͤngſten unun 
terbrochen aufgehalten hat, ald Wohnort bezeichnet und 
die etwa erforderliche Verpflegung aus Mitteln der Gemeins 
de oder ded Kreiſes geleiſtet werden. | 

Aus⸗ 
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Ausländer, welche eine doppelte Rayitulationds 
zeit in der Armee zurücdgelegt haben, erwerben das Heis 
mathrecht in dem Orte ihrer Teßten Garnifon, wofern fie 
nicht eine Heimath außer diefem Ort durch einen anderen 
geſetzlichen Zitel begründen. Solche find bey eintretender 
Erwerbsunfähigfeit aus allgemeinen Staatsmitteln zu vers 
pflegen und es ift für ihren Fünftigen Unterhalt dadurd Fürs 
forge zu treffen, daß ihr allenfallfiges Einftandsfapital in 
Verwahrung genommen wird, bis Nie fich anfaßig gemacht, 
ober dad Königreich wieder verlaffen haben. 

Gefes über die Heimath v. 11. Gept. 1825. Abfhn. VL $. 7. 

Gef. vi. ©. 108. us 
Auslandifbe Handwerfer, welche fich über eine, den 
Voruͤbungsjahren der eingebornen Handwerker gleiche Ars 
beitözeit und über fittlich gute Aufführung durch gültige 
Zeugniffe legitimiren, find zu den Prüfungen und Faͤhig⸗ 
feitöproben für die Aufnahme in einen Gewerböverein ohne 
Erſchwerung zuzulaffen. 


DB. ven Vollzug der gefeglichen — für das Ge⸗ 
werbsweſen betreff. v. 28. Dez. 1825. Abſchn. V. Tit. L. $. ’ 
61. (5.) Regbl. v. 1826. ©. 152. 

Unter der AnfteMung, ohne welche ein Fremder, ber 
fih in Baiern in Privatdienften befindet, auf die Rechte eis 
ned Einheimifchen Feinen Anſpruch a fann, ift nur 
eine ſtaͤndige zu verftehen. 


DB. v. 15. Aug. 1828. Gef. SL. ©. 38. 


143) Auslieferung 


Bey Aufforderungen zur Auslieferung fremder Unter 
thbanen haben die Kreisregierungen an dad Minifterium des 
Innern zu berichten, weldes im Benehmen mit jenem des 
Aeußern darinnen verfügen wird, 


DB. den Wirkungskreis der oberften Verwaltungsſtellen ıc. betreff. 
v. 17. Dez. 1825. $. 22. Regbl. ©. 1064. 
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144) Auspfändung 
f. Exekution. 


Die Hälfsvollftredung gegen Militärperfonen wird 
von den bürgerlichen Gerichten erfannt und vollzogen, Ge 
gen aktive, ypenfionirte, oder a la Suite angeftellte Offizier 
re, fo wie gegen Unteroffiziere, Soldaten und andere im 
Militär Ungeftellte diefer Klaffen, wenn fie im aftiven Dienft 
find, fol jedoch der Bollzug folder Huͤlfsvollſtreckungs⸗ 


Erkenntniſſe (mittelft Zwang an der Perfon, Auspfänden von Mo: 


bilien, oder Befchlagnahme der Gage ,) durch die vorgefehte Mis 
litaͤrbehoͤrde gefchehen, von welder fonach die ausge- 
pfaͤndeten Mobilien, oder die Gageabzüge dem erfennenden‘ 
©ericht zur weiteren Verfügung übergeben, oder ‚vdeffen Ans 
finnen gemäß, den Berechtigten zum unmittelbaren Empfang 
bey den Kaffen angewiefen werden. 


Gef. die er a in bürgerlichen Rehtdfachen be⸗ 
treff. v. iB. Aug. 1828, $. 7, Geſ. Bl. ©. 45. 


185) Ausrufer. 
ſ. Schätzleute. 


In Faͤllen der ſtreitigen und nichtſtreitigen Gerichtsbar⸗ 
keit, bey Mobilien ſowohl, als bey Immobilien, darf den 
Schaͤtzleuten fuͤr gewoͤhnliche Schaͤtzungen, und ebenſo den 
Ausrufern fuͤr Verſteigerungen bewilligt werden: 

a) in den Staͤdten erſter und zweiter Klaſſe, nach Verſchie⸗ 
denheit der auf dieſe Verrichtung in einem Tage vers 
wendeten Zeit und nad) allen auf den billigen Anſpruch 
diefer Perfonen in einzelnen Fallen einwirfenden Vers 
hältniffen,, 45 Kreuzer bis drey Gulden; 

b) in Feinern Städten, Märkten,’ und auf dem Sande, 
30 Kreuzer bis zwey Gulden. ($. 1.) 

Die für Gänge zum Gericht und nad) Haus nöthige 
Zeit wird ald zu dem Gefchaft verwendet in Untechnung ges 
bradıt. (8. 2.) 
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Wenn die Gerichtödiener, oder deren Gehälfen das 
Ausrufen bey Berfteigerungen beforgen; fo werden denfelben 
für diefes Gefchäft, neben den ihnen etwa fonft außerhalb 
dem Gerichtöfige zufommenden Gebühren, nach Berfchieden: 
heit der in einem Tage verwendeten Zeit, 15 bis 40 Kreuzer 
gewährt. Eine Anrechnung diefer Gebühren des Dienftyer 
ſonals auf das Aerar findet nicht flatt. ($. 3.) 

Bey einzelnen Gegenfländen von geringem Betrage, in 
fofern zu deren Schäßung oder Verfteigerung weniger als eis 
ne Stunde erforderlich ift, werden für Schäßleute, fo wie 
für die Ausrufer 15 — 40 Kreuzer ausgefeßt. ($. 4.) 

Werden außerordentlicher Weife mit höheren Kenntnif: 
fen verfehene Schafmäanner zugezogen, fo find denfelben die 
gewöhnlichen Tags und Gefährtgelder zu bewilligen. ($. 5.) 

Die früheren Vorſchriften und Obfervanzen und nament 
lich diejenigen, wonach die Gebühren nad) dem Schäfungs; 
werth oder nach dem Erlös erhoben, oder Antheile hieran 
dem Aerar verrechnet wurben, find mit diefem Normativ 
aufgehoben. ($. 6.) 

Der Selbfleinzug der Gebühren durch die Schäßleute 
und Ausrufer ift unzuläßig; die ermeldten Hülfsperfonen 
haben die ihnen nach dem Regulativ gebilligten Zaren durch 
das Gericht zu beziehen, welches die Anſaͤtze bey den Par: 
thien oder Maffen einhebt. Befondere Remunerationen von 
ben Betheiligten, unter was immer für einem Zitel, anzu: 
nehmen, ift firenge verboten. ($. 7.) 


B. die Gebühren der Schäglente und Außrufer betreff. v. 19. 
Dez. 1825. $. 1—7. Regbl. ©. 4171 — 1173. 


4146) Ausfhenten 


Das fogenannte Ausfchenfen oder Auszechen, nad 
welchem jeder wandernde Gefelle bey feiner Anfunft ſowohl 
von dem Meifter, den gerade die Reihe trifft, ald auch von 
den in Arbeit ftehenden Gefellen auf der Herberge mit Bier 
oder Wein, Brod und Zabaf reichlich frey en und dies - 
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fe Schlemmerey fogar an nachfolgenden Feyertagen wieder 
holt werden mußte, ift bey allen Zünften im ganzen Königs 
reich ohne Ausnahme aufgehoben. Jeder Meifter oder 
Geſelle, der dagegen handelt, foll mit fünf Gulden Strafe, 
oder im Fall des Unvermögend, mit dreytägigem Givilars 
reft belegt werden. Weder die Meifter, noch die in Arbeit 
ftehenden Gefellen find verbunden, für den Wandergefellen 
und bdeffen Unterhalt wahrend der Zeit feiner Umfrage nach 
Arbeit zu ſorgen; vielmehr hat Letzterer, wenn er arm ift, 
fich fogleich bey feiner Ankunft bey der Zunftobrigkeit ‚ oder 
Falls diefe nicht im Orte ihren Wohnfig hätte, bey dem 
Handwerfövorfteher zu melden, und feine Mittellofigkeit 
nachzuweifen, worauf nach Berfchiedenheit der vrtlichen Ver⸗ 
faffung, entweder aus den bey der Zunft beftehenden Ars 
menbeyträgen oder aus der Ortsarmenkaſſe dem Bedürftigen 
die nothwendige Unterftügung gereicht werden folle. 


Erl. die Aufhebung des fogenannten Ausſchenkens bey den 
ten betreff. v. 17. Okt. 1808. Regbl. S. 2552. 


147 Ausſchreibgebuͤhren. 


f. Adel. Anzeigeblatt. Anftellungstaren. Bekanntmachungen. 
Intelligenzblätter. 

Die Ausſchreibung aller Beförderungen, Staw 
dbeserhböhbungen, Privilegien und Gnadenbe 
willigungen geſchieht einzig und allein durd) daß offis 
cielle Regierungsblatt. ($. 1.) 

Fuͤr diefe Ausfchreibung wird eine befondere Gebühr 
entrichtet, welche von der Kanzleibefoldungs ; : und Stempel: 
taxe ganz verfehieden ıft, und u in diefelbe eingerechnet 

. werden kann. ($. 2.) 

Die Entrihtung diefer Gebühr unterliegt folgenden 
Normen: | 
" a) Sämmtliche Militärbefdrderungen, welche durch das Res 

gierungsblatt ausgefchrieben werden, find von der Bes 

zahlung diefer befonderen Taxe befreyt. 
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b) die Beförderungen der Givilftaatsdiener werden in vier 


Klaffen eingetheilt, von — fuͤr die Ausſchreibung 
bezahlen: 


bie te Safe oe oo u 5 00 fl. 
— 2te — — — —4 15 fl. 
— ie — ⸗ ⸗ ⸗ Ion. 
— a4te — bh 5 fl. 


ce) Zur erften Klaffe gehören die Minifter, Prafidenten, 
Vicepräfidenten, Chefs der Hofftäbe u. f. w. 

Zur zweyten Klaffe, die Geheimenreferendäre, 

Geheimeräthe, Direktoren, Kanzler und Kämmerer. 

Zur dritten Klaffe, die Raͤthe der fämmtlichen Lan⸗ 
besftellen und Kollegien, die.Lands und Kreisfommifßs 
färe, Landrichter, Rentbeamte, Landgerichtsärzte, Lands 
und Stadtgerichtsraͤthe. Oberbeamte bey dem Zoll» und, 

Mauthwefen, Straßen, und Waſſerbau- Forfts, Salis 

nen s und Bergwerföbeamte, Oberſchulkommiſſarien, 

Profefforen und Pfarrer. | | | 

Zur vierten Klaffe die Sefretäre bey den Landess 
ftellen,, Rechnungsfommiffäre, Regiftratoren und andere 

Kanzleyindividuen, die Polizeyoffisianten, die Landges 

richtsaftuare und die geringeren Beamten bey dem 

Mauth⸗, Forft :, Straßen : und Wafferbau, Salinenz, 

Bergwerks und Schulwefen 2 auch die inveftirten Bene 

ficianten und Vikare. 

d) Kanzlei» und Gerichtsdiener, Boten, Mauthfiationi 
ſten, Forfigehülfen, Pedelle u. ſ. w., werden nicht 
mehr ausgeſchrieben. ($. 3.) 

Bey bloßen Verfeßungen der Ötaatödiener wird 
für die Ausfchreibung nichts bezahlt, jede Erhöhung des 
Rangs aber nach obigem Maßſtab tarirt, wenn ſchon fie 
mit Feiner Befoldungsvermehrung verbunden wäre. ($. 4.) 

Bloße Titel bezahlen die Augsfchreibungsgebühr, wels 
che für den gleichen Dienftesgrad eined wirklichen Funktio— 
niften zu entrichten iſt. ($. 5.) 


230. Ausſchuß. — Ausflandswefen. 


Bey der Bewilligung eines Hausordens werden fuͤr 
die Ausſchreibung begaflt? so se #35 0 fl. 


für fremde Deforationen ee 6 6: Of. 
ferner ift zu bezahlen, für die Verleihung | 
der, Mündigkeit er ya Ber er Tr 00fl. 
des Sndigenatd : so a HH 20 fl. 
der Eiegelmäßigfeit hr u +5 - DO 
des Adelſtands u. 8 00 fl. 


($. 37.),_ 
Die Erhebung der Ausſchreibgebuͤhr ift der Siebaftion 
des Negierungsblattd Übertragen. ($. 8.) 


V. die Ausfchreibgebühren von Standeserhöhungen und Beför: 
derungen betreff. vw. = uni — F§F. 12 8. Regbl. ©. 


Inſofern die Ausſchreibungen erledigter Pfarreyen 
und Beneficien durch die Kreisregierung zu bewirken 
ſind, ſollen dieſelben nicht mehr in dem allgemeinen Regie⸗ 
rungsblatt, ſondern in den Kreisintelligenzblättern geſche 
ben; es iſt jedoch ein Duplikat von jeder ſolchen Ausſchrei—⸗ 
bung dem Miniſterium des Innern unter Umſchlag vorzus 
legen. 

Eben dieſes gilt von den Getreide⸗ und ſonſtigen 
Viktualienpreiſen. 


V. das Einrücken in die —— ee A — des. 
1825. in Geret's Samml. B. XIV, 


14) Ausſcchhuß. 
fe Gemeindeausſchuß. Wahlausſchuß. 
149) Au 8ſpielen. 
ſ. Güterverloſungen. Lotterie. Lotto. 
150) Auſsſtandsweſen. 
ſ. Aktivausſtände. Nachlaßweſen. | 
Die Gantgerichte find angewiefen, in Gantfällen, 
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wobey gerichtskundigermaßen Kirchen oder Stiftum 
gen intereſſirt find, die betreffenden Stiftungsadminiſtratio⸗ 
nen durch Schreiben, oder Zirfularpatente Yon der ausge 
fprochenen Gant und von den anberaumten Ediftötagen in 
Kenntniß zu feßen, und zwar fo zeitig, daß die betreffende 
Adminiftration noch im Stande ift, dem Stiftungsfiskalate 
die erforderlichen Liquidationshehelfe zu überfenden. Nach 
gefhloffener Liquidation ift dem Stiftungsfisfal das Liqui— 
dationsprotofoll fammt dazu gehörigen Belegen wegen Abs 
faffung des Erecutionsrezeffes amtlich mitzutheilen. 
DB. die Kechtöfachen ber ne betreff. v. 7. Rod. 1811. 
Regbl. ©. 1676. 

In Fallen, wo bey einem Gant aerarialifche Ruͤckſt aͤn— 
de vermuthet werden, haben die Gantgerichte das Gleiche 
gegen die einſchlaͤgigen Rentaͤmter zu beobachten. 

V. die Eröffnung an die Rentämter bey Konkurſen betreff. v. 
15. Jan. 1818. Regbl. ©. 83. 

Da die Stiftungen groͤßtentheils bey Gantverhand—⸗ 
lungen betheiligt find, und die wenigften Landgemeinden 
diejenigen öffentlichen Blätter befifen, worinn die Kreditos 
ren eined Privaten vor Gericht geladen werden; fo ift es 
den Land » und gutöherrlihen Gerichten zur befondern 
Pflicht gemacht, auf ſolche Vorladungen von Kuratel wegen 
aufmerffam zu feyn, und das Erforderliche zeitig zu vers 
fügen. u 
Wenn Aktivausſtaͤnde an Renten bed Gemeinde; 
und ‚Stiftungsvermögensd durch richterliche Hülfe beygetries 
ben werden follen, fo ift zu unterfcheiden, ob ber Reſtant 
bey dem Gericht der betheiligten Gemeinde und Stiftung, 
oder bey einem anderen Gericht belangt werden muͤße; im 
erften Fall hat der Gemeinde: oder GStiftungspfleger die 
Ausftände bey dem Gericht mündlich einzuffagen und deren 
Beytreiben nachzuſuchen; im zweyten Zall aber, und bes 
ſonders, wenn die ordentliche Gerichtsbehörde des Neftanten 
bedeutend entfernt ift, folle das Gehörige durch die niedere 
Kuratel und durch den aufgeftellten Anwalt beforgt werden. . 


252 | Aubſtandsweſen. 


V. die nn, der Landgemeinden — v. 24. Sept. 
8. $. 26. 27. Regbl. ©. 


Die verordnungsmäßige Behandlung des Nachlaßweſens 
und der Ausſtaͤnde gehoͤrt in den Wirkungskreis der Fi⸗ 
nanzkammern. 


V. den Wirkungskreis der — Vervaftungsfetten ic. betreff. 
—* v. 17. Dez. 1825. $. 97. Regbl. ©. 


Die Ausftände an Staatsgefällen find ein Theil bes un⸗ 
veraͤußerlichen Staatsguts. 


Verf.Urk. v. 26. May-1818. $. 2. (8.) Geſ.-Bl. ©. 112. 


Das Verfahren gegen die in Aufſchlagsausſtaͤn— 
den befangenen Perfonen ſteht dem betreffenden Dberaufs 
ſchlagamte zu, und ed foll in diefen Fällen Fein Prozeß ge⸗ 
ſtattet, ſondern nach ertheiltem Zahlungstermine (von höch— 
ſtens vierzehen Tagen) mit der Exekution gegen die Reſtanten 
vorgefahren werden. 


BV. den Bier-⸗, Branntwein = und Matzaufictag betreff. v. 28. 
Zul 1807. $. 27. Regbl. ©. 1293 


Zur Zilgung der Ausftände find vorzüglich die Befiks 
veränderungen durch Kauf und Erbfchaft, die Gutszertruͤm⸗ 
merungen und die Gantmaſſen zu benuͤtzen. In dieſer Ruͤck⸗ 
ſicht iſt Folgendes angeordnet: 

a) Bey Beſitzveraͤnderungen ſoll der grundherrliche 
Konſens nur dann ertheilt und die Umſchreibung in den 
Amtsbuͤchern auf den neuen Beſitzer nur dann vorges 
nommen werden, wenn die früheren Ausftände, fammt 
der laufenden Schuldigkeit, vollftandig abgeführt find. 
Bey der Einfendung- eines jeden rentamtlichen Quartals 
Altes haben die Fonigl. Nentämter ein individuelles 
Verzeichniß der im verfloffenen Quartal vorgefallenen 
DBeligveranderungen anzufchließen, worinnen bey jedem 
Veränderungsfalle bemerft werden muß, wie viel die 
fämmtlihen Ausftände betragen und wie viel an Aus: 
ftänden bey jeder einzelnen a berichtigt . 
worden ift, 
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b) Bey Gutdzerträömmerungen muß barauf beftan; 
den werden, daß alle auf dem zerträmmerten Gut haftenden 
Ausftände vor Fertigung der Ubgabenumlage zu berich 
tigen feyen. Die Rentaͤmter haben bey der Vorlegung 
eines Nepartitionsplanes jededmal anzuzeigen, wie viel 
an Ausftänden auf dem zertrümmerten Hofe hafteten 
und ob die Berichtigung gefchehen feye ? 

c) Wenn Ausftände wegen Vergantung des Schuld 
ners fortgefuͤhrt werden muͤßen, ſo haben die Rentaͤm⸗ 
ter. von Zeit zu Zeit bey dem Gantgericht auf Bezah⸗ 
Yung zu dringen und das gefekliche Borzugsrecht der 
Befriedigung aus der Gantmaſſe geltend zu machen. 

V. v. 29. Nov. 1820. in Döllingerd Repert. B. VIIL ©. 244. 


Die durhaus uneinbringlihen Poften bey. Gemeins 
deumlagen follen, nach vorausgegangener Beftätigung durch 
die Gemeindevorfteher, ‚von den Rentämtern in der Umlages 
Rechnung unmittelbar abgefchrieben werden; über die blos 
zur Zeit uneinbringlichen Poften ift dem Vorſteher Vehufs 
ihrer Einhebung ein Verzeichniß zuzuſtellen. 

Erl. die Behandlung der Ausſtände an en er betreff. 
dv. 3. Apr. 1816. in Geret’3 Samml. B. VL ©. 270. 

Für die Bormerfung derjenigen, welde an dem zur 
Entrichtung eıner Abgabe ausgefchriebenen Lage nicht ers 
fheinen, wird von jeder Perfon eine Gebühr mit vier 
Kreuzer erhoben. 


Tarif über die Amtd = er in Geret's Samml. 
B. XII. Anh. J. S 


151) Ausſteuer. 


ſ. Appanagen. 


Fuͤr jede Prinzef fin aus der koͤnigl. Hauptlinie iſt 
bey ihrer Vermaͤhlung zur Ausſteuer und Totalabfindung ein 
Betrag von hunderttauſend Gulden feſtgeſetzt. 


Familienſtatut v. 5. Aug. 1819. $. 11. Regbl. v. 1821. ©. 16. 


234 Austrag. — Austrägalgerichte. 


152) Yustrag. 
f. Außträgler. Gerichtöbarkeit. Laudemien. - 


Einem Gutöherrn ift ed nicht geftattet, bey Ber 
figveränderungen feiner Lehenleute von dem Austrag, Alt⸗ 
theil, Gutsabtrag, oder Abfindung in Geld einen Handlohn 
oder Leibfall befonders zu beziehen, — 


Ed, über ‚die ————— Rechte v. 26. .. 1818. $. 12. 
Geſ.Bl. ©. 224. 


J eher 


f. Briefereyen. Uebergabsbriefe. 


In Fällen, wo ein Audtrags » oder Ausgedingsbrief 
für fi) befonders errichtet, und der Vorbehalt lebens⸗ 
Yanglicher Ernährung nicht bloß den Uebergabds und Kauf 
briefen einverleibt wird, foll die zu.ßpfrirende Summe in 
dem dreyjährigen Anſchlag des bedungenen jaͤbrlichen Aus⸗ 
trages beſtehen. 

Tarif der Amts- und Gerichtstaxen in Gerets Samml. B. XI. 
Anh. I. ©, 22. 

Bey derley Urkunden wird die Gradationsſtempel— 
gebuͤhr nad der feftgefekten jährlichen Austrags⸗ oder Nah⸗ 
rungsvertragsfumme ohne NRüdficht, ob der Nahrungsvertrag 
bloß auf mehrere Jahre oder auf die ganze Lebengzeit abzielt, 
berechnet. Sind auch Naturalien neben oder ftatt der Gelds 
fumme flipulirt,, fo werden diefe nach ihrem Iaufenden Preis 
zu Geld angefchlagen. | | 

Tarif der URN N 5. Sammlung B. XI. 


154) ee 


In Kriminal ſachen geniefen die vormals unmittel: 
baren FZürften und Grafen und ihre Nachfolger das Aus— 
traͤgalrecht ober das Recht, von Ebenbärtigeh a 
zu werden. 
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Konföderationdakte der rheinifchen Bundefnaten v. 12. Zul, 
1806. Art. 28. Regbl. v. 1807. ©. 126. 


"Das Standes⸗Gericht wird von dem König in der 
Nefidenzftadt angeordnet und nach den Beflimmungen des 
Strafgefeßbuches aus ſechs oder acht Richtern, welche mit 
dem Angefchuldigten gleiches Standes find, zuſammengeſetzt; 
in Ermanglung der erforderlichen Anzahl ‚von Ebenbürtigen 
wird daffelbe aus den Reichsräthen ergänzt. Den Vorfiß und 
die Leitung hat in erfter Inſtanz ein Präfident des Oberap⸗ 
pellationggerichtd und - in ber zweyten — ber Zuftizminifter, 
in feiner Eigenfchaft, ald Sroßrichter. 
3wey Oberappellationggerichtsräthe werden in beyden 
Inſtanzen zu Res und Eorreferenten ernannt, welche jedod) 
‚nur eine berathende Stimme haben, Der erfle Sefretär des 
Juſtizminiſteriums führt das Protofoll. 

Die Unterfuhungsfommiffion, melde das ein 
ſchlaͤgige Appellationsgericht durch Kommiffarien, unter der 
Leitung eines Vorſtandes, beftellt, fehickt ihre Aften fomohl 
nach gefchloffener General;Unterfuchung, ald nach vollitändig, 
mit Beobachtung des Vertheidigungsverfahreng, beendigter 
Spezialinquifition (wenn darauf erfannt worden) an den König, 
welcher fodann dad Standesgericht zufammen beruft. 

Das von den Gerichtd-Beyfißern gefchöpfte Erfennt- 
niß wird dem Könige mit dem Gutachten über die etwa 
vorhandenen Begnadigungsgrände (mesfalld die Anträge „der 
Referenten zu vernehmen find) vorgelegt. Erfolgt Feine Begna⸗ 
digung, fo wird das Urtheil in geſetzlicher Art durch das das 
mit beauftragte Appellationsgericht zum Vollzug gebracht. 

Die Güter des Verurtheilten werden ın keinem Zalle 
Fonfiscirt; fondern fie Fonnen nur während feiner Lebengzeit 
fequeftrirt werben. | 

- Diefes privilegirte außerordentliche Gericht koͤmmt übris 
gend allein den Häuptern der flandesherrlichen Häufer zu. 
Die übrigen Mitglieder diefer Familien find in peinlichen 
Sachen dem gewöhnlichen privilegirten Gerichtsftande unters 

worfen. 


2 


256 Yußträgler. Auswanderung. 


In Civilſtrafrecht sſachen ift das treffende Appel 
Yationggericht die unterfuchende und zugleich erfennende Bes 
hörde erfier Inftanz, für Berufungen aber dad Oberappellas 
tionggericht die zweyte Inſtanz. 


en. die en Verhältniſſe der men * betreff. v. 
May 1818. $. 8. Geſ. Bl. S. 


4155) Austräglen 


- f. Alimentationen. Audtrag. 


Die Austrägler haben auf dem Bermdgen bdesjenigen, 
welcher ihnen den Austrag oder die Alimente zu prafliren 
bat, ein ftillfhweigendes Unterpfand. 

Cod. jud. Bav. C. 20. $. 10. (5) 

156) Auswanderung. 

f. Ausland. Entlaffung. Gerichtöbarfeit. Nachfteuer. 


Den Baiern ift geftattet, in einen andern Bundes 
fiaat, welcher fie erweislich ald Unterthanen annehmen 
will, auszuwandern, auch in Civils und Militärdienfte defr 
felben zu treten, fofern fie den gefeßlichen Verbindlichfeiten 
gegen ihr bisheriges Vaterland Genüge geleiftet haben, 


Verf.Urk. v. 26. May 1818. Tit. IV. $. 14. Geſ. Bl. ©. 119. 
Durch die Auswanderung geht das Indigenat vers 
"Toren. 
Ed. über dad Indigenat v. 26. May 1818. $. 6. (2.) Geſ. Bl. 
©. 145. | 


Bey Auswanderungen aus Mediatgebieten if 
die einfchlägige koͤnigl. Kreisregierung die unmittelba 
re Behörde, welche in diefer Beziehling direfte Weifungen 
an die flandesherrlichen Behörden erläßt. 


Ed. über die ftaatörechtlichen Verhältniffe der BED NIE v. 
26. May 1818. $. 29. (9.) Geſ.Bl. ©. 201. 


Keinem Unterthanen, der fid) außer Lands anfäßig mas 
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chen oder verheirathen will, darf ein pfarramtlicher Tauf— 
ſchein oder Verkuͤndzettel ausgefolgt werden, wenn 
derſelbe nicht zuvor das von ſeinem betreffenden Landgericht 
unentgeltlich auszuſtellende Zeugniß beybringt, daß die Bes 
willigung zum Auswandern gegeben feye. Die Pfarrer wers 
den im Uebertretungsfall mit einer der Militärpflichtigfeitss 
Reluitionsfumme, oder dem außer Land gehenden Geldbes 
trag gleichfommenden Geldftrafe belegt. 


Erl. die Ausſtellung der pfarramtlichen Urkunden — v. 25. 
Dez. 1811. (4.) Regbl. v. 1812. ©. 


Wenn Staatsflipendiaten auswandern, fo find fie 
allezeit gehalten, die genoffenen Stipendien vor ihrem Aus 
tritt aus dem Vaterland baar zu erfeßen. 

Alle mit außerordentlicher Unterftüßung des Staats ſich 
ausbildenden Individuen muͤßen ſich reverſiren, ohne Vorwiſ— 
ſen und Genehmigung des Koͤnigs keinen ſeiner Zeit an ſie 
ergehenden Ruf ins Ausland annehmen zu wollen. 


V. die der königl. ie betreff. 
. 410. März 1812. Regbl. ©. 48 


Bey den Tandwehrpflihtigen richtet fich die Ne 
Iuition in Auswanderungsfällen nach den Staatöverträgen, 
oder in deren Ermanglung nach den Grundfaßen der Recipros 
eität, und fie wird, fo weit hiernach eine Erhebung flatt fins 
det, auf die bisherige Weife behandelt. 

Landwehrordnung v. 7. März 1826. $. 12. Regbl. ©. 303. 


Die Entlaffung von der Militärpflicht richtet fih 
ebenfalls nach Staatsverträgen, oder nach ber Neciprocität z 
wenn aber auch diefe nicht zur Anwendung fommen Tann, 
fo haben diejenigen, welche bereits im Alter der Konſcrip⸗ 
tions⸗ oder Armeepflichtigfeit ftehen, und dienfttauglich find, 
einen annehmbaren Erfaßmann zu ftellen, welcher fogleich 
auf fech8 Jahre in die Armee tritt und dem Konferiptiondbes _ 
zirfe bey dem Aufgebot der Altersflaffe, in welcher der Aus⸗ 
wandernde fteht, gut gefchrieben wird. 


258 Auswärtige Verhältnife. Auszeihnungen, 


ai die Ersönzung Be ftebenden a BIER v. 15. Aug. 
8. $. 67. Geſ. B 
Dienfiplichtige Unterthanen, welche in einen der Buns 
desſtaaten auswandern wollen und entweder das 18te Lebens⸗ 
jahr noch nicht angefangen. oder das 27te bereitd vollendet 
haben, auch nicht wirklich im Kriegsdienfte eingereiht find, 
folfen von aller Reluition der Militärs oder Landwehrpflich⸗ 
tigkeit auf den Fall frey gelaffen werden, wenn fie mit eis 
nem Zeugniß der Negierung ded Landes, wohin fie aus: 
wandern wollen, nachweifen, daß dafelbft ein gegenfeitiges 
gleiches Benehmen in Uebung feye. 
Diefe Befreyung erſtreckt ſich — unter der gleichen Bors 
ausſetzung — auc auf die mit ihrem Vater ausmandernden 
Söhne ‚ wenn fie dad 18te Jahr noch nicht erreicht haben. 


s) V. die Reluition der Militäre und —— DEIBIENE bei 
Auswanderungen betreff. v. 13. May 18 


457)- Auswärtige Berbältniffe 
fe Ausland, Verträge. 


155) Auszeichnungen. 


Anträge auf Belohnung und Auszeichnung der bey 
dem innern Dienft angeftellten Beamten, fo wie auch ande 
rer Unterthanen, die ſich um die öffentliche innere Wohlfahrt 
befonders verdient gemacht haben, gehören zu dem Wirs 
kungskreis des Minifteriums des Innern. 

V. die Formation der Minifterien REIN. v. 9. Dez. 1825. $. 
78. Regbl. ©. 1003. 
| Die Befanntmahung von Standederhöhungen, 
Auszeichnungen, Orden, Ziteln, Belohnungen und Belos 
bungen geſchieht durch dad Negierungsblatt. — 


V. das Regierungsblatt betreff. v. 29. Dez. 1817. Art. 3. (12.) 
Geſ.Bl. v. 1818. ©. 10. 


Auszüge. | 239° 


15) Y us zuͤge. 
f. Abſchriften. 


Beglaubigte Audzäge aus der Adelsmatrikel geben 
volfommenen Beweis für den Adelsftand einer immatrifus 
lirten Familie. 

Ed. über den Adel v. 26. — Tit. U. $. 8. Geſ. Bl. 


Wenn ein gerichtlich beglaubigter Auszug aus einem 
Fideikommisſchuldenbuch verlangt wird, ſo iſt zu 
deſſen Bewilligung ein Senatsbeſchluß des betreffenden Ap⸗ 
pellationsgerichts erforderlich. Ein ſolcher Auszug ſoll in of— 
fener Form gefertigt, von dem Vorſtand, dem Konſervator 
der Fideikommismatrikel und dem Sekretaͤr des Senats un⸗ 
terzeichnet, auch mit dem aufgedruckten Gerichtsſiegel verfes 
hen werden. 


‚ Suftruft. über die Behandlung der Fideifommilfe bey dr Ap⸗ 
pellationsgerichten — er — $. 26. Regbl. v 


Allgemeine Auszuͤge aus dem Hypothekenbuch 
beſtehen in einer vollſtaͤndigen Abſchrift aller auf einem Blatt 
des Hypothekenbuchs in ſeinen drey Rubriken befindlichen 
Einträge; beſondere Auszüge beſtehen in der Abſchrift 
eines oder ded anderen in biefen Rubriken vorfommenden 
Eintraged, Wer nur einen befonderen Auszug verlangt, 
dem Fann ein allgemeiner nicht aufgedrungen werden. 

Inſtrukt. über den Vollzug des Hypotbefengefegeß $. 36. Regbl. 
| v. 1823. ©. 5 


Fir einen Protofollauszug ift die Taxe in flreitigen 
Rechtsfachen u 2 31 91 ge Bfr.ahl 
in Sachen der freywilligen Gerichtsbarkeit + : 350 
und die Schreibgebähr für jedes Blatt, mit Ausfchluß 
des erften Bogend beziehungsweife + ss 5wmd6 fr 

Für den Auszug eines Abſchiedes oder Befcheided aus 


240 Auszüge, 


dem Gerichtöprotofoll, wenn derfelbe ein ewiges Necht oder 
einen NRechtögegenftand von 50 fl. und darüber betrifft, ift 
die Lage "eu #3 ©.» 1 3 Mi. 
bey einem Betrag unter Of vs 8 + Oo 
und die Schreibgebühr für jedes Blatt, mit Ausfchluß des 


eriten Bogens a mE Ei eu, Bi 
Zarif der Amts « und Age in Geret’3 Samml. a 
. Anh. J. ©. 74. 


Die Auszüge aus den Handelsb aͤhern ber Kauf⸗ 
leute, wenn ſie die Stelle die Schulddokumente vertreten 
und bey Gericht übergeben werden, unterliegen dem Gras 
dDationgftempel, hingegen die Auszüge aus Protofollen, 
ohne Unterfchied dem Klaffenftempel von 3 fr. 

Tarif der DISBRRONDENT DEE Samml. B. XI Anh. 
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1) Backbfen. 
f. Feuerfhau. Feuerpolizey. 


Die nicht feltene Feuersgefahr, welche durch ſchlecht ge 
baute, in den Wohnhäufern angebrachte, oder damit zuſam⸗ 
menhaͤngende Badofen veranlaßt wird, fodann, das durd) 
die vielen einzelnen Badofen unndthig vermehrte Confumo 

„bed Holzes, hat folgende Verordnung herbeygefuͤhrt: 

a) Die inden Wohnhäufern felbft angebrachten, oder 
feuergefährlich damit zufammenhäangenden Backoͤfen find 
einer firengen Unterfuchung durch Bauverftändige zu uns 
terwerfen und die gefährlich befundenen find wegzufpres 
hen. | | 

b) Die neue Errichtung eined Badofend in einem Wohn: 
haus ift nicht zu geftatten, wovon jedoch die Bader aus; 
genommen find, deren Wohnungen zum Betrieb ihres 
Gewerbes ohnehin feuerfeft gebaut feyn müßen. 

c) In jeder Gemeinde foll eine hinreichende Zahl von 
Kommunbaddfen aufferhbalb:des Orts errichtet wer; 
den und bie Entfernung berfelben von den Privatgebaus 
den foll wenigftensd zwanzig Schritte betragen. 


V. die Bäcköfen auf dem Lande betreff. v. d. Sul.Äsop. Reabl. 
©. 1655. ' N { 
16 
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2) Badanftalten 


Die Sorge für gute und fichere Badanftalten gehört 
zu der Gefundheitspoligey, welche der Generallommiffär des 
Kreifes zu beauflichten hat. 

Snftruft, für die ae re ſäre Bl Sul. 1808. $. 26. (g-) 

Der Gerihtsarzt hat die Badanftalten zu unterſu⸗ 

chen. 
Edsd. über daB Rebieinalmefen v. 8. Sept. 1808. $. 11. (i.) 
Regbl. ©. 2200. w 

Das Hffentliche Baden, aufferhalb den von der Pos 

lizey beſtimmten Grängen, if nicht zu geflatten. 


Inſtrukt. für die —— Inſpektoren v. 13. Nov. 1812. $. 4. 
Regbl. ©. 1975. 


I) Ba N er 
f. Chirurgen. Landärzte. 


Es fteht jedem nländer frey, wenn er eine Bader 
gerechtigfeit an fich gebracht hat, das Barbierhandwerf 
u treiben; jeboch darf fich ein folcher auffer dem Barbieren 
- mit Feiner andern ärztlichen Thaͤtigkeit befaſſen, als etwa 
mit dem Kranfenwärterdienft, unter Aufficht der Gerichts—⸗ 
und Landaͤrzte. Jeder Uebertreter diefer Zuftändigfeit ift mit 
dem Berlufte der Gerechtigfeit zu beftrafen. 

Erl. bie Errichtung der Schulen für — v. 29. 
Juni 1808. Art. 4. 8. 3. Regbl. S. 

Wenn fih approbirte Chirurgen um eine Baderskon⸗ 
ceffion melden, fo haben fie den Vorzug und es fol ihnen 
deren Erwerb durchaus nicht erfchwert werden. 

V. die Anftalten zur Bildung von EUREN. ich v. 25. Yan. 
1823. $. 14. 15. Regbl. & 1 

Die Regulirung der Badergerechtigfeiten und Ehes 

haften ſteht den Bezirföpolizeibehorden zu, welche deshalb 
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bloße Unzeigsberichte zu erflatten haben ; die Regierung fchreis 
tet bierinn nur bey entdeckten Mißbrauchen oder auf befondes 
re Reklamationen ein. 


V. den Wirkungdfreis der oberfien Verwaltungsſtellen betreff. 
D. 17% Dez. 1825. zit. V. 9. 56. Kegbl. ©. 1086. 


4,B4dreiſende. 


Fremde Reiſende, welche inlaͤndiſche Baͤder beſuchen, ſind, 
wenn ihre Paͤſſe dieſes Zweckes ausdruͤcklch erwaͤhnen, vom 
Weggeld frey und alle Beduͤrfniſſe, welche Badreifende mit 
ſich führen, unterliegen Feiner Verzollung. 


Zollord. v. 15. Aug. 1828. $. 20. 68. Gefbl. ©. 193. 209. 
6) DB aͤ ch ẽ. 


Die den Doͤrfern nahe liegenden Baͤche ſind im Winter 
an verſchiedenen Orten fleißig aufzueiſen, im Sommer 
aber bey entſtehenden Feuersbruͤnſten anzufhwellen. 


V. v. 30. März 1791. Gen.:Samml. v. J. 1797. ©. 225. 
6, Biden 


f. Mehl. 


Die Beflimmung des Brodpreifes durch die Polis 
zeibehorden ift bis auf Weitered abgeftellt. 

Jeder Fonzefitionirte Bäder hat am erſten Zag eines je 
den Monats der Polizeibehörde eine Anzeige der Preife 
zu übergeben, zu welchen er bis zum Ablaufe deffelben Mos 
nats die verfchiedenen Backwaaren nach dem vorgefchriebenen 
Gewichte zu verkaufen gedenft. Diefe Anzeigen find zugleich 
in oder an dem Laden, oder ber Verfauföbude auf einer für 
die Käufer ſtets fichtbaren Tafel aufzuheften und überdies 
von Polizeiwegen entweder durch das Wochenblatt, oder, wo 
ein folches nicht befteht, durch Anfchlag an dem Amts oder 
Gemeindehaus zur Kenntniß des Publifums zu bringen. 
G. 2.) 
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Die Einrichtung der monatlichen Preidanzeigen hat von 
den betheiligten Bädern im. Einzelnen zu gefchehen und 
das Eingehen von Beredungen über die Preifebeftimmung 
ift bey nachdrädlicher polizeilicher Strafe unterfagt. ($. 3.) 

Jeder Bäder ift verbunden, die der Polizeibehörde ange: 
zeigten Preife bis zum Ablauf des Monats unabänderlich 
einzuhalten; eine Ueberfchreitung derfelben ift mit angemefs 
fener Polizeiftrafe zu ahnden, wogegen ber Berfauf unter 
den Preifen ohne irgend eine Beſchraͤnkung flatt haben darf. 
($. 4.) 

Bey dem reinen Roggen» und dem nie Laibel⸗ 
oder gemiſchten Brod iſt die Unveraͤnderlichkeit des Gewichts 
eingefuͤhrt und dabey jedem Baͤcker die Aufdruͤckung beſtimm⸗ 
ter, der Polizeibehrde bekannter, Zeichen zur Pflicht ges 
macht. ($. 5.) Ä 

Die polizeiliche Aufficht auf den Verkauf bed Brodes 
foll mit einer, der Wichtigfeit der Sache angemeffenen Thaͤ⸗ 
tigfeit und Sorgfalt fortgefeßt und durch dftere Befihau auss 
gehbt werben. Dabey ift N die Unterfuhung darauf 
zu befchränfen; 

a) ob nicht dem Brode fremdartige oder der Gefundheit 
nachtheilige Ingredienzien beygemifcht feyenz und 

‚b) ob die bey dem Verfaufe zu gebrauchende Wage und 

Gewicht richtig und approbirt feye? ($. 6.) | 

Jeder Bader ift verbunden, in feinem Laden zu allen 
Zeiten eine Wage bereit zu halten, um ben Käufern auf 
Berlangen das aefaufte Brod vorzumägen, damit diefe fich 
felbft überzeugen Fonnen, ob die Backwaare das angezeigte 
Gewicht wirklich enthalte. ($. 7.) 


V. d. Aufhebung der Polizeitaren für: * Brod und Fleiſch 
betreff v. 16. a! — $. 1 — 7. Regbl. ©, 
— 701, 
Da der Erfolg der wohlgemeinten Abficht vorftchender 
‚Verordnung nicht eutfprochen hat, fo ift befohlen worden, 
in Orten, wo eine polizeiliche Zare des Broded und Mehles 
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früher befanden hatte, folche vom .1. Oft. 1830 an wieber 
einzuführen. 


V. d. Meble, — — — v. 23. Sept. 
0. Regbl. ©. 1135. 


f 


7) Bagagewaͤgen. 
f. Munitionswägen. 


Alle Fonigl. Militärfuhrwerfe und Bagagewaͤgen find 
zollfrey, jedodh nur alddann, wenn fie von Militärpers 
fonen begleitet werden, und nur in fo weit, als fie mit Ars 
meegegenftänden beladen find, weswegen fie fich (mit Aus— 
nahme der geladenen Munitiondwägen) einer zollamtlichen Be; 
fihtigung und Bergleichung des mit fich führenden Vorwei⸗ 
fes nicht entziehen dürfen. 


Sollordnung v. 15. Aug. 1828. $. 91. (4.) Geſ. Bl. ©. 219. 


9» Banden. 
ſ. Streifen, 


Die Anordnung der nöthigen Maßregeln gegen Dieb& 
und Räuberbanden gehört zur allgemeinen Landespoli⸗ 
zey und mithin zum Wirkungskreis der Kammern des Ins 
nern. 

B. den a der oberften rg betreff. v. 
7. Dez. 1825. $. 57. Regbl. ©. 1 

Damit im Fall ’entdecdter Banden von Verbrechern bie 
gerichtlihen und polizeylihen Vorkehrungen 
gleichen Schritt halten und zum gemeinfchaftlichen Zweck 
zufammenmwirfen Fonnen, ift fämmtlichen Gerichtsftellen ans 
befohlen, in derley Fallen mit den betreffenden Polizenftellen 
unverzüglich in Benehmen zu treten und die Signalements 
der von eingebrachten Berbrechern angegebenen Mitfchuldis 
gen, wie auch alle fonftigen Behelfe und Notizen fogleich 
dahin mitzutheilen, damit auch von Seite der Polizeybehör⸗ 
den das Geeignete verfügt werde, 
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V. die Entdedung von. Banden betreff. v. 15. März 1812. 
| Regbl. ©. 521. 


Bank 


Die Sant zu Nürnberg hat die Befugniß, gerichtliche 
Depofitengelder zu zwey ein halb Prozent und Wais 
fengelder zu drey Prozent anzunehmen, fofern fie freywillig 
bey ihr angelegt werden wollen. 

- Gef. dag Staatöfhuldenwefen betreff. v. 11. Sept. 1825. $. 4. 
(c.) GAB. ©. 185. - ° 


‚„ Einem in Amtöthätigfeit ftehenden Staatsdiener ift 
dee Führung einer Bank oder ähnlichen Anftalt 2 ers 
laͤubt. 


Ed. über die wi der en v. 26. May 1818. 
$. 21. Gef.Bl. S 


0) Bannschte 


Den Kreißregierungen liegt die Entfernung der Bann⸗ 
und Zwangsrechte und die Beſchuͤtzung ded freyen Verkehrs 
durch alle ihnen zu Gebot flehenden Mittel ob. 

V. den Wirkungskreis der oberften Verwaltungdftellen betreff. 
v. 17. Dez. 1825. $. 62. Regbl. ©. 1091. 


‘ 


141) Barhentwebern 
| ſ. Zeineweberey. 


Auf eine Anfrage, über die Befugniß ber Barchent + und 
‚ Xeineweber zum Selbfifärben des zu ihren Fabrifaten 
nöthigen Stoffes, ift folgende Entfcheidung ergangen: 

a) den Barchent- und Leinewebern ift das Selbſtfaͤrben 
der Baumwolle und ded Garne zu folchen Fabrifaten, 
die fie auf den Verkauf fertigen, ſowohl in hoͤlzernen 
Geſchirren, als im Keſſel, und mit allen Gattungen 
von Farbeſtoffen geſtattet; 

b) es bleibt ihnen jedoch bey Verluſt dieſes Rechtes ver⸗ 
boten, Garn oder Baumwolle zu faͤrben, welche nicht 
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von ihnen ſelbſt verwebt wird, oder welche ſie von an⸗ 
dern Eigenthuͤmern zum Verweben erhalten. 


V. das Selbſtfärben der Weber betreff. v. 21. April 1808, 
Regbl. ©. 897. 


12) Bataillon 
f. Landwehr, 


Fir die Landwehr formiren die Städte erfter und 
zweyter Klaffe eigene Bataillond + oder Regimentsbezirke; 
die Städte dritter Klaffe bleiben den Landbezirken als erfte 
Kompagnie angefchloffen. Die Kompagniebezirfe auf dem 
Lande werden, mit geeigneter Rüdficht auf die Eintheilung 
der Polizeybezirfe, dergeftalt formirt, daß ein folcher Bezirk 
ohngefähr 250 bis 380 Tandwehrmänner umfaßt. Ein Bas 
taillon fol vier Kompagnien, und ein Regiment zwey 
Bataillons enthalten. 

Landwehrordnung v. 7. März 1826. $. 19. Regbl. ©. 307. 


13) Bauakkorde. 


Menn ein Werfmeifter, oder ein fonfliger Bauunterneh⸗ 
mer irgend eine Bauführung nach dem ihm vorgelegten Plan 
in Afford übernimmt und fih in dem Affordöprotofoll zu 
allen ihm gefchopften Bedingungen verbindet, fo darf ihm — 
damit er ein Berlagsfapital zum Einfauf der nothwens 
digften Materialien erhalte — Ein Dritttheil der gefamms 
ten Baufumme gleich beym Anfange ded Baues zugeftellt 
werden; das zweyte Dritttheil aber foll demfelben, auch nach 
gaͤnzlich vollendetem Bau, inſolange vorenthalten bleiben, 
bis er ein befriedigendes Zeugniß der einſchlaͤgigen Baube⸗ 
hoͤrde uͤber die Erfuͤllung ſeines Akkordes beybringt. 

Inſtrukt. über die adminiſtrative en des Staatsbauwe⸗ 


ſens v. 13. = 1819. Abſchn. VI. $. 7. in Geret's 
Samml. B. Xu. ©, 1355. 


2 h 
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4) Bauanlagem 
f. Bauplan. Baupolizeydifpenfen. 


Für jede Stadt oder Marft haben die Baufommiflionen 
einen Hauptplan zu entwerfen, welcher die ganze Baus 
tellung umfaßt, um nad und nach eine ordentliche Einthei: 
lung der Quartiere und Straßen zu erzweden. 


Bauordn. v. 28. Jan. 1805. Regbl. ©. 324. 


Mit Hülfe der Baufommiffion fol die Polizeybehoͤrde jeder 
Stadt Sorge tragen, daß orbdentlihe Baulinien herge 
ftellt, Feine neuen Gebäude ohne vorgängigen Plan aufges 
führt, die fehadhaften Gebäude reyarirt, zwedmäßige Vers 
ſſchoͤnerungen eingeleitet, die Feuergefährlichkeiten abgeftellt, 
die Baumaterialien unterfucht, die öffentlichen Gebäude und 
sDenfmäler erhalten, Feine Infchriften ohne vorläufige Eins 
fiicht und Bewilligung geftattet und alle Hinderniffe der Paſ⸗ 
fa:ge. entfernt werden, 

Inſtrukt. für die m — v. 24. Sept. 1808. 
$. 70. Regbl. ©. 2523. 

Alle KBertmeifter haben vor jeder größeren RETURN 
tion und vor jeder neuen Bauführung den Grund» und 
AYınfriß der Polizeykommiſſion gu Prüfung vorzulegen. 

Die Pläne zu Neubauten mäßen por ihrer Genehmis 
gung von den Nebenliegern unterfchrieben feyn, worauf fie 
erft zu prüfen find und zwar hinfichtlich 

a) der Richtung des Gebäudes, (ob bie Öffentliche Paſſage 

nicht geſchmälert werde); 
b) des äußerlichen Anftandes ; 
o) der möglichften Sicherheit gegen Einſtuͤrzen; 

d) der Beſeitigung von Feuersgefahr; 

e) der bequemen, fuͤr eine Landwirthſchaft angemeſſenen, 

Eintheilung im Innern. 
Ob. Bauordn. v. 28. Jan. 1805. ©. 324. 


Seder Bauplan muß von einem Maurer: und Zim⸗ 
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mermeifter unterſchrieben ſeyn; beyde haben für die puͤnktli— 
che Ausführung deffelben zu haften. Bon Palieren unters 
fehriebene Pläne dürfen nicht angenommen werden und deren 
Unterfchrift ift nur in fofern zu geftatten, als fie als Zeichs 
ner derfelben ihren Namen beyfeßen. 

Mer einen Bau durch einen Gefellen oder durch einen 
fogenannten Palier ausführen laͤßt, foll von der Stadtpolis 
zegbehorde oder von dem Landgericht um zehen Reichsthaler 
geftraft werden. Jeder ohne Borwiffen der Stadtyolizeybes 
hörde oder des Landgerichts geführte Bau ift fogleich zu uns 
terfagen, und wenn er ordnungswidrig geführt wäre, nad) 
Erforderniß ganz oder zum Theil auf Koften ded Eigenthüs 
merd niederzureißen, und deſſen Wiederherftellung nur nad) 
einem ratifizirten Bauplan zu geftatten. - Sollten die Stadt 
polizeybehoͤrden oder Landgerichte fich hierinnen nachläßig 
finden Taffen, fo unterliegen fie einer Strafe von fünfzehen 
Reichsthalern, 

Verbot, die Bauführung durch Gefellen betreff. v. 13. Febr. 

1807. Regbl. ©. 350, 

Niemand foll fich unterftehen, auf dem Rande und noch 
weit weniger in Städten und Märften, Häufer durchaus von 
Holz aufzubauen. Die Obrigfeiten haben desfalls Feiner 
ley Ausflüchte oder Vorwaͤnde zu gedulden, vielmehr die Ues 
bertreter diefer Verordnung zu beftrafen, und den führenden 
Hausbau, wenn nicht wenigſtens der untere Stod ded Haus 
ſes, oder ein Theil deffelben vom Grunde heraus mit Steis 
nen aufgeführt ift, nach vorher fruchtlos gefchehenem Eins 
bieten fogleich wieder einreißen zu Taffen. 

DB, v. 27. May 1805. Regbl. ©. 636. 


15) Baubehbrde, oberfe. 


Zum Behuf der‘ oberften Leitung des Bauweſens ift bey 
dem Staatsminifterium des Innern, ald ergänzender Theil 
deffelben, eine eigene Stelle unter der Benennung: 

„Oberſte Baubehörde” 
errichtet. | 
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Diefelbe wirb gebildet: Ä 
a) aus einem Vorſtand, mit dem Rang des Direktors eis 
ner Gentralftelle ; 
D) aus dem Hofbauintendanten; 
c) aus vier Oberbauräthen, von welchen Einer zu gleich 

Civilarchitekt ſeyn muß; 

d) aus einem Sekretaͤr, Buchhalter, Regiſtrator und 

Kanzliſten; endlich 

f) aus der erforderlichen Anzahl von Zeichnern. ($. 4. 2.) 

Bey Befekung der Rathsſtellen wird in Zukunft 
auf folche Individuen befonderer Bedacht genommen, welche 
fi) neben höherer wiffenfchaftlihen Kunftbildung, ausge— 
zeichnete praktiſche Kenntniffe und Wirthſchaftlichkeit in der 
Behandlung des Baumefend eigen gemacht, auch folches 
durch Leitung großer Bauten bewährt haben. 

Für die Stelle des Oberingenieurs werben ebens 
falls, neben höherer wiffenfchaftlicher Bildung, erprobte 
praftifche Kenntniffe erfordert. 

Für die Stelle des Sekretaͤrs find nur ſolche Indivis 
duen wählbar, welche dad Kameralfach abfolvirt, durch vors 
gängige Befleidung von Stellen im aufßeren Dienft die nos 
thige Gefchäftsgewandtheit erlangt und ihre praftifche Befüs 
bigung nachgewiefen haben. | 

Hinfichtlic ded Regiftrators und Kanzliften fin 
den bey neuen Anſtellungen die in der Verordnung dv. 9. 
Dez. 1825. $. 5. 7. wegen der bey den Minifterien befichen: 
den Negiftratoren und Kanzliften enthaltenen Beſtimmungen 
analoge Anwendung, 

Die Zeichner werden auf den Antrag der Oberbaube— 
hörde aus der Reihe der geprüften Praftifanten gegen Re 
muneration aufgeftellt. (F. 3.) 

Der Wirkungskreis der oberfien Baubehörde ums 
faßt (mit Ausnahme der Militärbauten) das gefammte Baumes 
fen des Staats, der Stiftungen und der Gemeinden. Dies 
felbe ift jedoch in allen diefen Gegenftänden blos eine beras 
thende, zur oberen Aufficht und Leitung beftimmte Stelle, 
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und r e bat ſich mit der Vollziehung ſelbſt nur im Fall eines 
befonderen Auftrages zu befaſſen. Das Refultat ihrer Bes 
rathungen und Wahrnehmungen Tegt fie dem Minifterium 
des Innern, oder — bey Salinenbauten, dem Minifterium 
der Finanzen zur Entfcheidung vor. 

Die vorzäglichite Obliegenheit der oberfien Baubehorde 
beftebt in ber Präfung der von den Gentralftellen- und 
Kreisregierungen angefertigten Jahrsetats über die aus 
Staats s und Kreidmitteln zu beftreitenden Straßen :, Brüs 
dens, Waffer » und Sandbauten — in der technifeben Superz, 
revifton der hieräßer von den außeren Behoͤrden angefertig> 
ten Baupläne und Ueberfchläge und in Verbeſſerung oder 
Umänderung derfelben. 

Die Richtigftellung ber Eiats, innerhalb der Graͤn⸗ 
zen der von dem König feſtgeſetzten Aufwandsſummen, ge 
hört ebenfalls zu dem Gefchäftsfreis diefer Behörde und es 
liegt in ihrer Pflicht, daß die geprüften Etats und Pläne 
genau nach den höchiten Ortes ertheilten Beflimmungen 
realifirt werden. 

Sie erledigt die Unfragen ber äußeren Stellen und 
Behörden über die Art der Ausführung der von dem Minis 
fierium genehmigten Pläne im Korrefpondenzweg aus eiges 
ner Kompetenz, ſofern andurd die für eine angeordnete 
Baute genehmigte Aufwandsfumme nicht Überfchritten, oder 
der Bauplan nicht in feiner Wefenheit abgeandert wird; 
ebenfo Forrefpondirt- fte wegen nöthiger Auffchlüfe und No⸗ 
tizen mit ben koͤnigl. Kreisſtellen. 

Auf ihren Antrag laͤßt das Miniſterium jaͤhrlich, ſo 
oft es für noͤthig erachtet wird, uͤber die wichtigern Neubaus 
ten des Reichs, uͤber bedeutende Reparaturen, ſo wie uͤber 
den Zuſtand der Gebaͤude, Straßen und Fluͤße, durch die 
Oberbauraͤthe und Oberingenieure Nach ſicht pflegen. Dieſe 
haben ſich hiebey zu uͤberzeugen, ob die angeordneten Bau⸗ 
ten den allerhoͤchſten Beſtimmungen gemaͤß und mit entſpre—⸗ 
chender Wirthſchaftlichkeit ausgefuͤhrt worden; auch haben 
fie aus befonderem Auftrag des Miniſteriums über die ger 


254 Baubehörbe, oberfte. 


ftellten Rechnungen eine technifche Superreviſion vorzuneh⸗ 
men. | 

Die infpicirenden Mitglieder diefer Stelle haben 
die bedeutendften Bauten, welche für dad folgende Jahr be; 
auftragt werden, an Ort und Stelle zu befihtigen, die Los 
Falbeamten auf die im Plan und Veberfchlag fich zeigen: 
den Mängel aufmerffam zu machen, und alle jene Notizen 
einzuholen, welche erforderlich find, um die Prüfung der 
Etats mit Sahfenntniß vornehmen zu Fonnen. Ueber das 
Refultat folcher Nachfichtsreifen erftattet der Abgeordnete je 
desmal fchriftlichen Vortrag in einer Sikung biefer Stelle, 
welche denfelben mit ihren allenfallfigen Erinnerungen und 
Bemerkungen dem Minifterium des Innern unterlegt. 

Ueber wichtige Bauten veranlaßt fie die Erftattung ors 
dentlicher VBollzugsberichte, deren Zahl und Ausdeh— 
nung jedody nur auf das Unentbehrlichfte befchranft werben 
foll. 

Ueber die bedeutenderen Fläffe des Reichs Yaßt fie ordent; 
liche Flußkarten und Rektififationsplane herftellen und 
zwar diefes im Benehmen mit dem topographifhen Bhreau 
und der Katafterfommiflion. . 

Die Evidenthaltung ded Banetatd gehört zu den 
befonderen Pflichten der oberften Baubehörde und namentlich 
zu ben Obliegenheiten des Borftandes, welcher zu forgen 
hat, daß alle Genehmigungen oder Abanderungen genau vors 
gemerft und die von den Gentralftellen. und Kreisregierungen 
über die Nealifirung der Etats periodifch einzufendenden Ue⸗ 
berfichten gehörig damit verglichen werben. | 

Der BVBervollftändigung ded Baufatafterd und der 
Konfervation der Baupläne, Fluß: und Straßentarten hat 
‚fie, unter Verantwortlichfeit, die größte Sorgfalt zu wid 
men. | 

Diefelbe pruͤft die Leberfchläge jener Gemeindes und 
Stiftungsneubauten, welche einen Aufwand Yon 20,000 Guls 
den und mehr erfordern, und beftimmt den Koftenspunft, 
unter vorbehaltener_Genehmigung des Minifteriums, 
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Dad Nämliche findet. flatt in Bezug auf Neubauten 
und Ausbefferungen von Gebäuden derjenigen Stiftuns 
gen, deren Berwaltung unmittelbar unter dem Minifterium 
ded Innern ſteht. Diefe Bauten werden ebenfalld von Mits 
gliedern der oberften Baubehorbe infpizirt, welche in die Bes 
zirfe abgefendet werden, wo die Baugegenftände Tiegen. 

Zu ihrem Wirfungsfreis gehört ferner die Prüfung 
aller Kandidaten ded Staatsbaudienfted nach den zwey 
Hauptfächern, naͤmlich der Givilbaufunft und der Straßens, 
Brüdens und Wafferbaufunde, 

Yeber die im Staatöbaumwefen angeftellten Beamten und 
Diener führt 'diefelbe ein vrdeniliches Dienftalters und 
QDualififationsbud. 

Endlich wird fie in Baufonfurrenzs und Baupolizey⸗Ge⸗ 
genftänden, welche zu dem Minifterium reffortiren, mit ihs 
ren Erinnerungen vernommen, ($. 6.) | 

In allen zur oberften Baubehörde gehoͤrigen Gegenftäns 
den werden die Berichte der Stellen und Behörden, fo 
wie die Borftellungen der Partheyen an dad Staatsmi⸗ 
nifterium des Innern, mit dem Beyfaß, „zur oberftien Baus 
behorde“ gerichtet. 

Alle einlaufenden Gegenftände werden dem Staatdminis 
fier des Innern vorgelegt, und, nachdem von dem Generals 
fefretariat die Zeit der Eingabe auf dem Einlaufe "und in 
dem Hauptjournal bemerkt worden, an den Vorftand diefer 
Behörde abgegeben, worauf der Letztere für die richtige Eins 
tragung in das Gefchäftsjournal und für die ————— des 
Einlaufes ſorgt. 


Die Geſchaͤftsrepartition iſt ganz dem Vorſtande 
uͤberlaſſen; jedoch hat derſelbe dasjenige ſelbſt zu bearbeiten, 
was ſich auf die Pekunialetats, auf die Komptabilitaͤt und 
Buchhaltung bezieht. Dem Oberingenieur iſt vorzuͤglich die 
Conſervation des Kataſters, der Plaͤne und Karten, der Buͤ⸗ 
cher, Inſtrumente und Maſchinen uͤbertragen. 

Der Geſchaͤftsgang iſt in der Regel kollegial; je 
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doch dürfen Berichtabforderungen, Mahnbefehle und andere 
Heine Gegenftände im Büreaumege verhandelt werden, 

Bey den Sitzungen führs der Vorſtand den Vorſitz 
und die Mitglieder reihen fih nad) ihrem Range oder bey 
gleichem Range nad dem Dienflalter. Der Vorſtand hält 
die Umfrage und’ fpricht die Beſchluͤſſe nach der Mehrheit 
der Stimmen aud. Die Abflimmungen  gefchehen ‚nach der 
Drdnung ber Pläße, wobey der Pe feine Stimme zus 
letzt abgiebt, 

In Gegenftänden, welche die Bauten des Hofes betrefs _ 
fen, Tann der Hofintendant feine Erinnerung münd: 
lid) oder fehriftlich Abgeben; er muß aber dad Sitzungszim⸗ 
mer verlaffen, ehe der Referent reaffumirt und die Umfras 
ge beginnt. Die Referenten find für die richtige Darſtellung 
des Faktums verantwortlich. | 

Dem Minifter ded Innern bleibt es vorbehalten, den 
Sitzungen — deren in jeder Woche wenigſtens Eine ge 
halten werden folle — felbft beyzumohnen; auch Fann er 
einen Minifterialrath oder einen Bautechnifer dazu abordnen. 

Ueber alle Sigungen werden von dem Sefretär befondes 
re Protokolle geführt, in welchen bey wichtigen Gegens 
ftänden auch die einzelnen Abftimmungen zu bemerken find. 

Die nach den Befchläffen entworfenen und von dem 
Borftand revidirten Aufſaͤtze werden dem Minifter des 
Innern vorgelegt. Gleiches Verfahren findet bey den im 
Buͤreauwege zu behandelnden kleineren Gegenftänden ftatt. 
Wenn der Minifter für zweckmaͤßig erachtet, gewiße Gegen, 
ftände einer näheren Erörterung in den Minifterialfigungen 
zu unterziehen, fo hat der Vorſtand der oberften Baubehorde 
in diefen Sifungen den Vortrag; auch Fann nad) Umſtaͤn⸗ 
den der Referent denſelben beygezogen werden. 

Saͤmmtliche Ausfertigungen werden, ſofern der 
Koͤnig nicht eigenhaͤndig unterzeichnet, durch den Miniſter 
unterſchrieben und von dem Generalſekretaͤr des Miniſteriums 
kontraſignirt. 

Die Expedition dieſer ui geſchieht durch 

das 


fd 
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das geheime Erpeditiongamt des Minifteriumd, wogegen bie 
Erpedition beffen, was die oberfte Baubehörde aus eigener 
Kompetenz erläßt, durch den Sekretär diefer Stelle beforgt 
wird, 

Die Alten werden in der Minifterialregiftratur repos 
nirt und gang wie die Übrigen Aften des Minifteriumd ber 
handelt. Die Pläne und Karten find jedoch in einem befons 
dern, hiezu geeigneten, Lokal aufzubewahren. | 

Mit Ausnahme deffen, was von der oberfien Baubehdrs 
de unter eigener Fertigung ergeht, werden die Kopialg e— 
fhäfte in der Kanzlei des Minifteriums beforgt, aus defs 
fen Regiemarimum- auch die Bureaubedürfniffe und die Kos 
fien für Botendienfte zu beftreiten find. 


V. die —— de Daunen —— v. en — 1830. $. 


16) Baubewilligung. 


Da die proviſoriſche Taxordnung fuͤr⸗ die Bewilligung 
von Neubauten Nichts beftimmt hat und da das Baumefen, 
zumal auf dem Lande, in Beziehung auf Gutsdismenbratior 
nen alle Ermunterung verdient, fo werden die etwaigen bes 
fondern Zaren für Baubemilligungen ald unzuläßig er 
klaͤrt. 


V. die Anwendung der proviſoriſchen Taxordnung v. 29. 
Nov. 1814. s. 14 in Geret's Samml. B. IV. ©. 159, 


17) Baucondufteurs. 


Die Baucondukteurs mäffen, wenn fie nicht eine rein 
wiffenfchaftliche Ausbildung befißen, doch wenigftend darge 
than haben, daß fie in einer polntechnifchen Schule den gans 
zen Lehrkurs zur vollen Zufriedenheit der Vorftände abfol- 
virt, oder auf andere Weife die zum Uebertritt von der dritten 
zur vierten Gymnafialflaffe erforderlichen Kenntniffe fich er- 
worben haben, und aufferdem meſſen, in Plan legen und 
Handriffe zeichnen Fonnen, auch die gewöhnlichen Vortheile 

17 
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der Steinhauer s, Maurers und BASRIIETHLAMISEINE praktiſch 
erlernt haben. 

Bey Beſezung der Condukteurſtellen und der allenfalls 
erforderlichen Werkmeiſterſtellen iſt, bey gleicher Qualıfifas 
tion, vorzäglicher Bedacht auf diejenigen Individuen zu-nehr 
men, welche in den technifchen Kompagnien der Ars 
mee mit Auszeichnung gedient und Beweiſe ihrer vollen 
Brauchbarkfeit gegeben haben, 

Die Condukteurs follen unter der Leitung und den Be 
- fehlen der Bezirfdingenieurd vorzüglich gebraucht werden, um 
die öffentlichen Bauten jeder Art, mögen fie in Regie oder 
Afford ausgeführt werden, zu beauffichten und zu kontroli⸗ 
ren, die Verzeichniſſe der Arbeiter und die Lohnzettel zu fuͤh⸗ 
ren, das angekaufte Material zu meſſen und abzuzaͤhlen, die 
Verwendung deſſelben zu verzeichnen, den Ingenieurs in An⸗ 
fertigung der Bauplaͤne und Ueberſchlaͤge Beyhuͤlfe zu leiſten 
und zur Handhabung der Baupolizey mitzuwirken. 


V. die Leitung * Bauweſens betreff. v. > Dei. 1825. $. 51. 
5. Regbl. v. 1826. ©, 44 


= 


18) Te 
f. Baupraftifanten. Civilarchitekten. 


Es findet alle Jahre bey der pberfien Baubehorde eine 
Prüfung für die Kandidaten ded Baudienſtes flatt und 
zwar in zwey AUbtheilungen, nämlich für diejenigen, 
welche fi der Eivilbaufunft — und für diejenigen, welche 
fi} der Straßen, Brüden; und =: Baufunde gewidmet 
haben. ($. 1.) | 

Der Anfangstermin diefer Präfungen wird wenigſtens 
drey Monate zuvor durch das Regierungsblatt und durch 
die Kreisintelligenzblaͤtter bekannt gemacht. In der Regel 
iſt hiezu der Mittwoch nach Oſtern beſtimmt. (8. 2.) 

Jedem Kandidaten des Staatsbaudienſtes ſteht es frey, 
nach ſeinem erwaͤhlten Fache die eine oder andere dieſer 
Prüfungen abzulegen; wenn aber einer zu den hoͤhern Stel⸗ 
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Ien in ber Bauverwaltung, feye ed nun bey einer Kreißregies 
sung, ober bey der oberſten Baubehorde, adfpirirt, fo ift er 
verbunden, ſich der Prüfung aus beyden Fächern zu unters 
ziehen, was jedoch zu verfhiedenen Zertepochen gefchehen 
ann. ($. 3.) 

Als Borbedingung der Zulaffung zu diefer Prüfung hat 
jeder Kandidat bes höheren Staatsbaudienſtes ein 
Zeugniß über das vollendete Studium ber allgemeinen Wif 
fenfchaften an einer Univerfität, oder an einem Lyceum, nebft 
einem Sittenzeugniß bepzubringen und aufferdem noch einige 
Proben feiner Fertigfeit im Zeichnen vorzulegen. Zür die 
Kandidäfen, welche fi) auf den niederen Staatsdienft im 
Baufache beſchraͤnken wollen, genuͤgt ein Gymnaſialabſoluto⸗ 
rium, nebſt dem Sittenzeugniß und ben entſprechenden Zeich⸗ 
nungsproben. ($. 4.) 

Die Kandidaten, welche an einer Prüfung Theil nehmen 
wollen, haben ihre desfallfigen Gefüche, mit den erwähnten 
Zeugniffen, drey Monate vor dem Anfangstermine bey 
der Regierung ihred Kreifed einzureichen. Die Regierung 
hat diefe Gefuche an das Minifterium des Innern zu befürs 
dern und bie oberfte Baubehörde wird, nad) firenger Prüfung 
der Zeugniffe, die Zulaffungsdefrete audfertigen, welche fos 
dann den Betheiligten fpateftens zwölf Tage vor Erdffnung 
der Prüfung durch die Regierungsbehorde zugehen. ($. 5.) 

Die Prüfungen für den Staatsbaudienſt gefchehen unter 
der befonderen Leitung und Aufficht eines hiezu abgeordneten 
Mitglieds der oberften Baubehorde. ($. 6.) 

Um eine beftimmte Gteichfürmigfeit bey denfelben herzu⸗ 
ftellen, find die Fächer, aus welchen die Aufgaben und Fra; 
gen entnommen werben, fo wie die Anzahl der Fragen aus 
jeder Wiffenfchaft, folgendermaßen feftgefeßt. ($. 7.) 

Die Fächer, aus welchen die Fragen bey den Prüäfuns 
gen für den Eivilbaudienft gegeben werden, , find fol⸗ 
gende: 

a) Arithmetik und Algebra, mit Einſchluß der Lehre von 
den Gleichungen zweyten N, A e' 8 Fragen; 
z 1 
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 b) Mathematif, Stereometerie, Zrigonometrie, und Eur; 


venlehre 5 6 Fragen 
ce) Statif und Mechanik th 
7 d) Phyſik 2 ⸗ A ⸗ ⸗ 2 — 
e) Lehre von den Baumaterialien ss. 6 — 
f) Konftruftionglehre ;»_ ı + 6 — 
g) Theorie der Säulen und des griechifchen 
Tempels Pe Tee? Tour Ver Dr 6— 


h) Ausarbeitung eines gegebenen Programmes aus der 
bürgerlihen Baufunft 
;) Ausarbeitung eines Br aug ber Prachbautunſi 
und 
k) aus der Omamentenfehre, 


Zwey der unter h— k bezeichneten Programme wers 
den nur als Skizzen behandelt; Eines aber wird, nach je 
desmaliger Beftimmung, in allen feinen Theilen ausgearbeis 
tet. Letzteres wird für zwölf Fragen gezählt; jedes der 
Beyden andern für vier Fragen; alle drey zufammen gelten 
alſo fr 6 u 2 an .# 5 20 Fragen 

1) Berfaffung des Koftenanfihlaged zu einem der erwähns 
Programme; gilt für ⸗ ⸗ ⸗ 3 — 
m) ein ſchriftlicher Aufſatz über einen Gegenſtand aus der 
Geſchichte der Architeltur; gilt fuͤr — 


oz Im Ganzen — 62 Fragen. cs 8.) 

Die Fächer, aus welchen die Fragen für die Pruͤfun⸗ 

gen zu dem Straßen; Bruͤcken- und Wafferbaw 
dienft gegeben werben, find folgende: 

a) Arithmetif und Algebra, mit Einfchluß der Lehre von 


den Öfeichungen zweiten Grades 8 Fragen 

b) Mathematif, Geometrie, Stereometrie, Trigonometrie 
und Gurvenlehre . “eo 8 3.39.10 — 

e) Statif, ‚und Mechanik — 6 — 

d) Hydroftatif und Hydraulif 6 — 

e) Phyſik SE NE I Ve re u zu 

f) Lehre von den Vaumaterialien 3 — 
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g) Straßenbau so #36 10 Fragen 
h) Brüdenbau a er ⸗ ⸗3 N 
i) Flußbau ⸗ 04 er ce ar 


k) Ausarbeitung eined gegebenen Programmes über einen 
Bau aus den eben erwähnten drey. Fächern nad) allen 
feinen Theilen; gilt für u 910049 9 — 

1) Verfaſſung des Koſtenanſchlages zu dieſem Programm ; 
chf ss HH ri — 

m) ein fehriftlicher Auffaß über einen auf die Geſchichte 
und das Studium diefer Wiffenfhaft Bezug habenden 
Gegenftand; gilt für ı 1 1 1 3 — 





Im Ganzen 62 Fragen. ($. 9.) | 

Die Fragen und Aufgaben für jede diefer. Prüfungen 
werden von ber oberften Baubehorde beftimmt. und bleiben 
fodann in Berwährung des Vorftandes derfelben. :($..10.) 

Um die durch diefe Prüfung entftehenden Arbeiten zu 
vermindern und zu vereinfachen, werden beyde Prüfungen 
_ immer zu gleicher Zeit gehalten. Die Fragen aus den allges 
meinen Fächern werden fodann, fomweit fie bey beyden Abtheis 
lungen diefelben find, von den fammtlichen Kandidaten ges 
meinfchaftlich- beantwortet; die Fragen und Ausarbeitungen 
aber, welche nur zu Einer ber beyden Abthetlungen gehören, 
werden den Kandidaten einer jeden diefer AUbtheilungen, Tag 
um Tag alternirend,, befonders mitgetheilt, damit diejenigen, 
welche fich ber Prüfung aus beyden Baufachern unterziehen 
wollen, foldye in dem naͤmlichen Termine — koͤnnen. 
($. 11.) 

An dem anberaumten Tage haben ſich die fammtlichen 
Kandidaten bey dem von der oberften Baubehoͤrde ernannten 
Kommiffär zu melden und ihre Zulaffungsdefrete, nebft 
den BZeichnungsproben (legtere zur Prüfung) vorzulegen. 
($. 12.) u 

Der mit Leitung und Aufficht der Prüfung beauftragte 
Kommiffar erhält an jedem Morgen fo viel Fragen, als 
muthmaßlich an Einem Tage beantwortet werden Tonnen, 
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von dem Borftande der oberften Baubehörde verfihloffen zus 
geftellt, welche er in Gegenwart der fämmtlichen Kandida; 
ten eröffnet und. fucceffive austheilt. ($. 13.) 

Die Beantwortung der Fragen und die Ausarbeitung 
der Programme gefchieht in einem gemeinfchaftlichen, von 
der oberften Baubehörbe hiezu beflimmten und eingerichteten 
Lokal; nur die Bearbeitung ded Hauptprogramm Fann 
bey beyden Prüfungen von einem jeden Kandidaten zu Haus 
fe gefchehen, nachdem zuvor bie Skizze dazu im Prüfungss 
Iofal entworfen und dem Kommiffar übergeben wurde; jes 
doch wird von einem jeden Kandidaten dad Handgelübde vers 
langt, daß er die Arbeiten felbft ohne fremde Hülfe gemacht 
habe. Die Programme werden am erften Tage ber Prüfung 
ausgetheilt, deren Skizzen fogleich zu entwerfen und zu 
übergeben find; für die Einreichung der ausgearbeiteten Pros 
gramme hingegen befieht ein Zermin von zwey Monaten, 
von Beendigung der Prüfung an gerechnet, wonach die Gens 
fur der gefammten Prüfungselaborate ftatt findet. ($. 14.) 

Die zur Prüfung beflimmten Stunden find von 6 
bis 12 Uhr Vormittags und von 3 big 7 Uhr Nachmittags, 
Die Reihenfolge der Pläze im Prüfungslofal wird durch das 
2008 feftgefeßt und von dem Tage ber Eröffnung der Prüs 
fung an wird an feinem Werktage mehr auögefekt, bis fie 
ganz beendiget ift. ($. 15.) - | 

Die Beantwortung ber Fragen muß von einem es 
den ohne alle fremde Hülfe, ohne Benäkung von Büchern 
oder gefchriebenen Heften, unter den Augen des Kommiffärd 
gefchehen; ed Tann daher auch nicht geftattet werden, daß 
ſich die Kandidaten im Prüfungslofale Teife befprechen, noch 
weniger ift einem Dritten der Zutritt in folches geſtattet. 
($. 16.) . 
Kein Kandidat darf dad Lokal der Prüfung früher vers 
Yaffen, "als bi8 er dem Kommiffär die fchriftliche Beantwors 
tung der Zuleßt mitgetheilten Fragen behändiget hat. Die 
übergebenen Beantwortungen nimmt der Kommiffar in Vers 
wahr und er darf fie unter Feinem Vorwand in die Hände 
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des Beantworterd zurüdgeben, wenn diefer einmal das Los 
kal der Prüfung verlaffen hat. ($. 17.) 

Nach Beendigung der Prüfung eines jeden Tages iwers 
den die gelieferten Antworten und Probearbeiten an den 
Borftand der oberften Baubehbrde verfiegelt übergeben. 
($. 18.) 

Wenn der Fall eintritt, daß einer ber an der Prüfung 
Theil nehmenden Kandidaten durch Unpäßlichkeit, oder andes 
re triftige Gründe (wovon er jedoch unverzüglih den Kommiflär 
in Kenntnig zu fegen hat) einen oder mehrere Lage verhindert 
würde, bey der Prüfung zu erfcheinenz; fo has der Kommifs 
far ſogleich die fehriftliche Anzeige davon an ‚die obeffte Baus 
behörde zu machen, welche fodann nad) Umftänden eine gleis 
ce Anzahl ähnlicher Fragen beftimmen wird, die nach Beens 
digung der Prüfung von den verhinderten Individuen unter 
Aufficht des Kommiſſaͤrs beantwortet werden müffen. Wuͤr⸗ 
de aber ein Kandidat ohne zureichende Entfchuldigung auch 
nur Einen Zag von der Prüfung wegbleiben, fo fann er 
bey folcher nicht mehr eingerechnet werben, ($. 19.) 

Der Kommiffar ift dafür verantwortlich, daß die bisher 
erwähnten Beftimmungen gewiffenhaft und genau in Boll; 
zug kommen. ($. 20.) 

Die von den Kandidaten vorgelegten Zeugniſſe und 
Zeichnungsproben bleiben bey der oberſten Baubehoͤrde depo⸗ 
nirt, und werden erſt mit dem Reſultat der Pruͤfung wieder 
zuruͤckgeſtellt. (F. 21.) 

Die Cenſur der Beantwortungen und Ausarbeitungen 
geſchieht durch eine aus drey Mitgliedern der oberſten Baus 
behörde beftehende Kommiffion, welche ihre Arbeiten gleich 
nach Einlieferung der Programme beginnt. ($. 22.) | 

jede einzelne Beantwortung oder Ausarbeitung wird bes 
ſonders cenfirt, und erhält eine eigene Note. ($. 23.) 

Für die gleichmäßige Beurtheilung der Leiftungen ned 
folgende Genfurnoten fefigefeßt: 

eine vollfommen befriedigende, den Gegenftand erfchos - 

pfende Beantwortung oder Ausarbeitung erhalt Note 1. 
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eine gute Beantwortung. oder Ausarbeitung. Note 3, 


eine undolftindige 4 u 0 5. 
eine unrichtige, verfehlte, ober ganz hinweggelaffene 
bu za 7. 


Iſt eine Antwort oder Ausarbeitung ſo beſchaffen, daß 
ſie nicht mit Beſtimmtheit unter eine der hier bezeichneten 
Kathegorien rubricirt werden kann, ſo hat ſich die Pruͤfungs⸗ 
kommiſſion der dazwiſchen fallenden Zahlen als Cenſur zu 
bedienen. (8. 24.) a 

Die Zahlen der fämmtlichen Genfurnoten eines "jeden an 
der Prüfung theilnehmenden Kandidaten werden zufammen 
gezählt, und hiernach beftimmt fich ihre Neihenfolge oder 
Klafifitation, fo zwar, daß der Wenigftzählende den erften, 
der Meiftzählende den letzten Plaz erhält. Zritt der Fall 
ein, daß zwey oder mehrere Kandidaten die gleiche Zahl. von 
Noten haben, fo hat die Prüfungstommiffion, auf nochmas 
fige Durchficht der Arbeiten, über deren —— zu ent⸗ 
ſcheiden. ($. 25.) 

Um das Zeugniß ber beftandenen Prufung zu erhal⸗ 
ten, wird feſtgeſetzt, daß das Geſammtreſultat der Pruͤfung 
(d. h. dad Produkt, welches ſich ergibt, wenn man die Summe der 
Genfurnoten eined Jeden mit der Anzahl der Fragen theilt,) hoͤch⸗ 
ftend vier feye; wenn dad Gefammtrefultat mehr als vier 
beträgt, fo wird die Prüfung ald ungenägend, erfannt und 
der Betheiligte, ald nicht beftanden, zuräcdgewiefen ; jedoch 
ift e8 einem folchen unbenommen, fich noch einmal bey einer 
fpäteren Prüfung zu melden. ($. 26.) 

Nach beendigten Genfürarbeiten erflattet die Prüfungs: 
kommiſſion einen ausführlichen Bericht über das Reſultat 
der Prüfung und über die daraus hervorgehende Klaflıfifas 
tion der Kandidaten an die oberfte Baubehörde, welche, nach 
dem fie daruͤber einen Befchluß gefaßt hat, die vorfehriftmäfs 
fige Anzeige an das Minifterium des Innern erläßt und fos 
narh den Betheiligten ihre Zeugniffe ausftellt. ($. 27.) 

Inſtrukt. au — Prüfungen für das Bauweſen v. 27. May 
O. F. 1 — 27. Regbl. S. 807 — 81 
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19) Bauetat = 


Der jährlich anzufertigende —— Brüde ns und 
Maffer:Bauetat richtet fich im Wefentfichen nach derForm 
und den Rubriken, melche für den Hauptbauetat eines jeden 
Kreifes vorgefchrieben find; nur- unterfcheidet er fich darinne, 
daß er auf Landgerichts» und Rentamtsbezirke beſchraͤnkt ift, 
und mit genauen Koftensäberfchlägen ‚belegt werden muß. 

Diefer Specialetat giebt dig zuverläßigfte Probe, ob der 
Bezirfdingenieur feinem Berufe gewachfen feye; ob er naͤm⸗ 
lich die nothwendigen und dringenden Baugegenſtaͤnde von 
den entbehrlichen oder doch verſchieblichen zu unterſcheiden 
wiſſe; ob er den noͤthigen Koſtenaufwand im Voranſchlage 
richtig zu bemeſſen und in feinen Bauentwuͤrfen Zweckmaͤßig— 
Feit und Schönheit mit kluger Sparſamkeit zu verbinden 
faͤhig ſeye? 

Kein Baubeamter darf willkuͤhrlich uͤber die Gebaͤude 
oder uͤber die Gelder des Staats verfuͤgen; er haftet demnach 
perſoͤnlich für jeden eigenmaͤchtig unternommenen oder abge— 
aͤnderten Bau, fuͤr jede ohne erhaltene Genehmigung veran⸗ 
laßte Ausgabe und für alle daraus erwachſenden Nachtheile. 

Wenn ein Bezirfsingenieur die Abänderung eines genehs 
migten Bauplans wegen eingetretener Berhältniffe für noths 
wendig erachtet, fo hat er hierüber an die ihm vorgefeßte 
Kreisregierung ohne Verzug zu berichten; ebenfo liegt ihm 
ob, jede voraus zu fehende Etatsüberfchreitung in dem Aus 
genblicke anzuzeigen, mo er fih von ihrer Nothwendig- 
feit überzeugt hat und’ in einem motivirten Berichte. um 
Nachgenehmigung zu bitten. Nur eine unverfennbare Ges 
fahr auf dem Verzuge kann ihn berechtigen, eine Arbeit ans 
zuordnen, bevor ihre Genehmigung erfolgt ift und auch in 
diefem Falle muß er fogleih um bie beduͤrfende N 
einfommen. 

Den Fallen, wo nuvorheigefhene TE WER 
im Laufe ded Jahres unvermeidlich find, ftehen aber auch 
andere gegenüber, wo zufällige Erfparungen eintreten, und 
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der Diſtriktsingenieur hat auch hierinne ſeinen Anzeigebericht 
ohne Aufſchub zu erſtatten, damit die vorkommenden Ueber; 
fibreitungen des Etatd durch Zrandferirung der erfparten 
Ausgaben bededt oder ausgeglichen werden Tonnen. . 


Snftr. für daß obere Straßen- und Waflerbauperfonal v. 26. 
Aug. 1819. $. 59 — 62. in Gerets Samml. B. IX. ©. 721. 


20) Baufaͤlle. 
f. Amtswohnungen. Baulaften. Pfarrgebäude. 


Hinfichtlich der Baufälle an Pfarrhöfen und Bene 
fiziatgebaubden ift Folgendes verordnet: 
a) Pfarrer und Beneficiaten, denen die Unterhaltung ihrer 
Amtswohnungen obliegt, find verbunden, den guten bau⸗ 
lichen Zuftand derfelben zu beforgen und zu diefem Ens 
de die ſich alljährlich ergebenden Baufalle auf der Stelle 
zu wenden. 
5b) Geiftliche, welde abfichtfich oder aus offenbarer 
Nachlaͤßigkeit die Wendung der vorfommenden Baufälle 
unterlaffen, und damit die Nothwendigkeit einer Haupt 
baureparatur herbeyführen, haften zunächft für die Beftreis 
tung des erforderlichen Aufwands, und damit fie nicht 
der diesfälligen Haftung durch Veränderung ihrer Stelle 
ſich entziehen, fol ihnen. Feine Beförderung auf eine ans 
dere Pfrände gewährt werden, bis fie ihrer Pflicht in 
Anfehung der Baureparaturen fich entlediget haben. 
od Die Landridhter und Patrimonialgerihtä 
halter haben in ihren Bezirken den baulichen Zuftand 
der Pfarrs und Beneficiatgebäude zu beobachten, die 
Geiſtlichen mit Nachdruck zu deren Reparatur anzuiveis 
fen, und bey erfcheinender Saumfal nach Verfluß deg 
hiefür anberaumten Termins, oder auch in dringenden 
Fällen fogleih, an das Generalfommiffariat Bericht zu 
erftatten. 
Auch die Stiftungsadminiftratoren haben 
bey ihren Amtsreifen die Pfarr» und Beneficiathäufer 
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zu beſichtigen und die entdeckten Baufaͤlle den betreffen⸗ 
den Landgerichten zur weiteren Verfuͤgung anzuzeigen, 
oder da, wo die bauliche Unterhaltung aus dem Stif— 
tungsvermögen beftritten werden muß, wegen fchleuniger 
Wendung der Baufälle dad Geeignete felbft zu verfügen. 

Außerdem ift ed den Kreis» und Tandbauin, 
ſpektoren aufgetragen, ebenfalld auf ihren Gefchäftds 
reifen Einficht von dem baulichen Zuftand der Pfarrs 
und Beneficiatgebaude zu nehmen und die bemerften 
Baugebrechen der betreffenden Polizeybehoͤrde, oder der 
einfhlägigen Stiftungsadminiftration zur Abſtellung ans 
zuzeigen, 

d) Bey dem Abgang der Pfarrer oder Beneficiaten durch 
Todfall oder Verfeßung follen eigene Baufallſchaͤ⸗ 
zungen vorgenommen werden, und ber Betrag der ges 
fhehenen Einfchäzung ift, mit Ruͤckſicht auf die jedesmas 
ligen Baupflichtigfeitsverhältniffe, aus dem Nachlaß 
des Berftorbenen oder aus dem Vermoͤgen des Abziehen⸗ 
den zu beſtreiten. 
An der Verlaſſenſchaft eines Geiſtlichen darf unter kei⸗ 

nem Vorwand etwas verabfolgt werden, bis der Gegenſtand 
der Baufaͤlle berichtiget, deren Wendung gehoͤrig beſtritten 
oder die zu dieſem Ende erforderliche und vollkommen hinrei⸗ 
chende Summe gerichtlich deponirt iſt. 


V. die — an Pfarrhöfen und Benefiiatfäufern betreſ. 
| 8. Zul. 1811. Regbl. ©. 874 — 


In obiger Beziehung ift als ‚allgemeines Erforderniß 
für die Befoͤrderungs- und Berfekungsgefude 
der Geiftlichen aufgeftellt, daß fie in ihren diesfälligen Vor⸗ 
ftellungen durch Zeugniffe der einfchlägigen Polizeibehörs 
den über die gefchehene Erfüllung der ihnen ——— Bau⸗ 
pflichtigkeit ſich ausweiſen ſollen. 

Die Landgerichte oder ſonſtigen Polizeybehoͤrden haben 
ſich daher in den, den Pfarrern und Beneficiaten zum Bes 
huf ihrer VBeforderungsgefuche auszuftellenden Zeugniffen 
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über dieſen Umſtand ausführlich und ohne Ruͤckſicht zu erklaͤ⸗ 
ren und diefe Stellen haben hiebey um fo firengere Gewifs 
fenhaftigfeit : zu beobachten, als fie für den Inhalt folder 
Zeugniffe (melde übrigens verſchloſſen mit den Vorftellungen über: 
geben werden) verantwortlich bleiben. 


Auch die Fonial. Generalfommiffariate haben 
in ihren Perfonalbegutachtungen über die Befeßung geiftlis 
cher Pfrönden und bey der Vorlegung einzelner Gefuche dies. 
' fen .Umftand jederzeit in Erwägung zu ziehen und wenn bie 
erforderliche Aufklärung darüber mangeln würde, foldye fos 
gleich nachhofen zu laſſen, um in ihren zu erflattenden‘ Bes 
sichten diesfalls beſtimmte Erinnerung abgeben zu Tonnen. 


Erläut. ob. Verord. v. 9. Dez. 1811. Regbl. ©. 1819. 


Den Kreisadminiftrationen if die Befugniß 
eingeräumt, unverfchiebliche Reparaturen an Gebäuden für 
den Stiftungss und Kommunalzweck und für den Dienft 
mit den veranlajienden Koften, auch felbft vor Einreichung 
des vollſtaͤndigen Etats der Gehaͤudereparationskoſten, zu ge⸗ 
nehmigen. | 


„D die —— Kompetenz der Kreißadminiftrationen ‚betreff. 
6. Sept. 1811. Regbl. ©. 1465. 


Die tonigl. Rentaͤmter ſind angewieſen, ein beſonderes 
Augenmerk auf die kleinen Baufaͤlle zu richten, damit dieſe 
nie mehr in dem Bauetat erſcheinen, oder, wie oͤfters der 
Fall geweſen, durch Vernachlaͤßigung zu großen Baufaͤllen 
anwachſen. Es iſt daher befohlen, daß ſolche immer recht; 
zeitig auf Koſten der Betheiligten hergeſtellt werden, und daß 
bey Verſetzungen oder Sterbfaͤllen der Bewohner ein foͤrmli⸗ 
ches Verzeichniß daruͤber, ſo wie uͤber ſaͤmmtliche baulichen 
Inventarſtuͤcke, durch das betreffende Rentamt aufgenommen, 
die Herſtellung beſorgt, ſonach dem neu eintretenden Bewoh— 
ner das geſammte Lokal in gutem Zuſtande uͤbergeben oder 
in beſondern Faͤllen ſogleich berichtet werden ſolle. 

*) Verord. d. kleinen Baufälle betreff. v. 25. Juny 1824. 
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Da fih in der Negel alle Anftände wegen Erhaltung 
der Pfarrgebäude in gutem baulichen Stande. an fol 
hen Orten befeitiget finden, wo es üblich ift, daß die Ges 
meinde die Wendung der Fleineren Baufälle und Reparatus 
ren, gegen einen jährlichen firen Beytrag des Pfarrers zur 
Gemeindetaffe auf fih nimmt; fo follen die Kuratel- 
Behorden ihren Einfluß auf die Kommunalverwaltungsauds 
fchäffe dahin verwenden, daß derlei freymillige Uebereinfoms 
men möglıchft allgemein werden. 


> V. d. a. der Pfarr= und —— — in bau⸗ 
lichem Stande betreff. v. so. Aug. 182 


21) Bauingenieurs. 
ſ. Architekten. Ingenieurs. 


22) Bauinſpektoren. 


f. Architekten. Baubehörde, oberfte. Baufondufteurd. Ingenieurs. 
Materiallieferungen. Dberbauinf,eftoren. 

Die Bauinfpettoren werden von der oberften Baubehörs 
de geprüft, welche die Prüfungszeugniffe aus eigener Koms 
petenz ausftellt, die Nefultate aber dem Minifterium des 
Innern anzuzeigen hat. Sie führen neuerlih den Xitel 
„ingenieur, | 


V. die ——— des Bauweſens DH, v. wg > 1825. $. 
. 52. — v. 1826. ©. 35. 


23) Bautommiffiom 


Was auf den einer Stadtgemeinde obliegenden Straßens, 
Brüden + und Wafferbau, fo wie auf die Herftellung, Eins 
richtung, und Unterhaltung der den dffentlichen Zweden- einer 
ſtaͤdtiſchen Gemeinde gewidmeten Gebaude Beziehung hat, 
wird. ausfchließend von dem Magiftrate beforgt, jedoch 
unbefchadet der geeigneten Einwirfung der Baufom 
miffion, melde, unter dem Vorſitz des Chefd der Pos 
lizeydirektion und eines Bürgermeifterd; aus einem oder 
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zwey von dem Miniſterium des Innern zu benennenden Ar⸗ 
chitekten, dem techniſchen Baurath des Magiſtrats, einem 
rechtskundigen und zwey bürgerlichen Magiſtratsraͤthen, ſo⸗ 
dann zwey untergeordneten Aufſehern (die zugleich als Zeichner 
und Vermeſſer benugt werden können) zuſammen geſetzt iſt. 
| Der Baufommiffion Tiegt obs die ganze erefutive Lokal— 
Baupolizey; die Auflicht auf öffentliche Baugebrechen; (die 
Befeitigung der biesfallfigen Gefahren; die Verfügung ber 
unabweigbar nothwendigen Sperrungen und Demolitionen; 
die Aufſicht auf Öffentliche Dentmiler und die Sorge für “es 
sen Erhaltung; die Aufficht auf öffentliche Infchriften u. dgl.; 
ferner die Inſtruirung aller einzelnen Bauſachen; die guts 
ächtlihe Würdigung der Pläne für einzelne Gebäude der 
Privaten ; die Prüfung und Bewilligung der Baureparaturenz 
die Aufliht auf die den vorgeſchriebenen Plaͤnen und der 
Baupolizeiordnung entſprechende Ausfuͤhrung der Bauten; 
die Sorge fuͤr die Sicherheit und Dauerhaftigkeit derſelben, 
und die geeignete Ruͤckſichtnahme auf Schoͤnheit und Bequem⸗ 
lichkeit; die Aufſicht auf die Baumaterialien und Werkleute, 
und endlich die Beylegung oder Entſcheidung der Bauſtrei⸗ 
tigkeiten, ſofern ſie nicht zu gerichtlichen Verhandlungen ge⸗ 
eignet ſind, (welche letztere jedoch bey den Gerichten nicht eher vor 
zunehmen find, bis die Vermittlung der Baufommiffion eingetreten 
und fruchtlos geblieben if, worüber die gehörige Nachweiſung beys 
gebracht werden muß.) - 

In Beziehung auf die fo eben bezeichneten Gegenftände 
bildet die Kreisregierung bie Mittelinftang und die 
nächfte oberauffehende Stelle, welcher noch beſonders die Ge; 
nehmigung der einzelnen von ber Baufommiffion inftruirten 
Baupläne für ſolche Reparaturen, wodurch die Facaden ber 
Gebäude verändert werden, ausfchließend zufteht, fofern in dies 
fem Fall nicht höhere architektoniſche Ruͤckſichten eintreten, 
wo ſodann die Genehmigung des Staatsminiſteriums des 


Innern erholt werden muß. 


V. das Verhältniß zwiſchen der Polizeidirektion und dem Stadt 
magiſtrat betreff. v. 15. Sept. 1818. $. 66— 68, Gef. Bl. ©.597. - 
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24) Bauconti. 


Die Bauconti der Handwerksleute und Lieferanteft nnd 
nur alsdann zahlbar und zur Verrechnung geeignet, wenn fie 
von dem Individuum, dad zur Altteſtirung der Arbeiten dies 
fed oder jened Baues berechtiget ift, Fontrafignirt find; 
wird aber ein folcher Conto bey dem die Baurechnung fühs 
renden Amte erft nach Berlauf eined Yahred yroduzirt, fo 
hat es fich der Inhaber felbft beygumeffen, daß er feiner For: 
derung verluſtig geht, indem der Bauaufwand eines Jahres 
mit dem Schluſſe deſſelben gaͤnzlich bezahlt und verrechnet 
ſeyn muß. 


Inſtr. über die adminiſtrative —— de Staatsbauwe⸗ 
ſens, v. 15. Aug. 1819. Abſchn. $. 6 in Gerets 
Samml. B. XIL ©. * ir 


235) Baukun ſt. 
ſ. Atademie. 


26) Baulaſten. 
ſ. Pfarrgebäude. 


In den Wirkungskreis der Kammern des Innern gehoͤrt 
die Oberaufſicht uͤber das Vermoͤgen der Pfarreyen und 
Benefizien, beſonders «über die Erhaltung und Verfiches 
rung der Pfarrgebäude, Unterſtuͤtzung der Pfarrer aus Stif— 
tungsmitteln zu Führung der nöthigen Bauten, Ueberweifung 
pfarrlicher Baulaften auf die Amtsnachfolger und Regulirung 
der Ausfißfriften, 


V. d. Birkungsteeis der oberften Berwaltungsftellen betreff. v. 
7. Dez. 1825. $. 74 Regbl. ©. 1097. 


27) Baumaterialien 
f. Materiallieferungen., 


Baumeifter, Bauunternehmer, Lieferanten von Baumazs 
terialien und Bauarbeiter haben wegen ber für Errichtung, 
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Wiederherftellung oder Ausbefferung von Gebäuden, Kands 
fen, und anderen Werfen entftandenen Forderungen einen 
geſetzlichen Rechtstitel zur Ermwerbung einer Hypothek auf 
den betreffenden Bauten, ohne daß ed der ausdrädlichen Er⸗ 
klaͤrung des Schuldners hieruͤber bedarf. 


Hypothekengeſetz v. 1. Juni — $. 12. (9.) Gef. Bl. ©. 24. 


Die Kreißregierungen haben Sorge zu tragen, daß das 
Bauholz nicht im Saft, fondern im Winter gefällt, eine 
regulatiomäßige, gleichformige Schnittwaare erzielt und an 
verfchiedenen Orten, vorzüglich in größeren Städten, Holz 
fhnittwaaren:Magazine errichtet werden, um nicht 
allein den Foniglichen Baubehörden, fondern aud) den baus 
Juftigen Privaten die Gelegenheit zu verfchaffen, wohl auds 
getrodnete Dielen, Bretter, Riegel, Rahmfchenkel u. ſ. w., 
anfaufen zu Fonnen. 


Inſtrukt. die adminiftrative Behandlung des Bauweſens betreff. 
v. 13. Aug. 1819. ande. i 5 $. 3. in Geret’d Samml. 
1351. 


* Bauperſonal. 


Das ſtabile Bauperſonal in den Kreiſen iſt der uns 
mittelbaren Ernennung vorbehalten. 


V. den Res der oberften Verwaltungsftellen betreff. 
17. Dez. 1825. $. 20. (k.) Regbl. ©. 1062, 


u 9) Bauplan 
f. Bauanlagen. 


Um eine Gleichheit in den Bauplänen zu bezwecken, iſt 

im Allgemeinen beſtimmt, daß der Maasſtab 
ady) für Grundplaͤne, aus einem Zoll des balerifhen Werk 
ſchuhes zu 10 Schuhen — — 

b) für Aufriffe und Profile, ‚aus 2 Zollen; 

c) für Detailzeichnungen, aus 4 Zollen; und 

-d) für Situationspläne, aus einem Viertels⸗ Zoll — 
— ſolle. 

Inſtrukt. 
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Inſtrukt. tiber die adminiftrative Behandlung. des Staatsbau⸗ 
weſens v. 15. Aug. 1819. Abſchn. J. $ 4 in Geret's 
Samml. 8. XI. ©. 1346. 


In Zukunft find die Pläne und Koftenanfchläge über 
neue Staatsgebäude, weldhe in den naͤchſten Neus 
Bauetat aufgenommen werden follen, im Laufe des Jahres, 
und zwar fpäteftend 2 Monate vor Anfang ded neuen Etatdr 
Sahres, einzeln an dad Minifterium des Innern eins 
zufenden, welches deren Prüfung durch einen Ausfhuß von 
"Kunftverftändigen beforgen und hierauf die hoͤchſte Genehmi⸗ 
gung erholen wird. 


Im Fall Gemeinden oder — neue Ge⸗ 
baͤude aufzuführen haben, ſollen zwar die Koſten jederzeit 
von der zuftändigen Kuratelbehörde nach dem Bedürfniß und 
nad) den Kräften der Bauenden ermäßiget werden; es find 
jedoch, wenn die Koften bey unmittelbaren Städten 1000 fl. 
und bey den Fleinern Städten, Märften- oder Ruralgemeins 
ben 500 fl. betragen, die Baupläne gleichfalld an das Mini; 
fterium des Innern einzufenden. Hieher gehören insbefondes 
re die Neus Bauten von Kirchen und Kapellen, Pfarrs und 
Schulhäufern, Rathe s und Gemeindehäufern, Gebäuden für 
Sicherheits :, Sanitäts: und Wohlthätigkeitsanftalten, Stadts 
Thoren, größeren Brunnen und dffentlichen Denkmaͤlern. 

*) V. die neu entfiehenden Gebäude betreff: v. 6. Aug. 1829. 


0) Baeupliähe..; 


Bey ber Klafiififation der Grundſtuͤcke, Behufs der all 
gemeinen Grundfteuer, werden die Grundflächen der Wohns 
und Nebengebäude, fo wie die wirklichen Hofraume, in die 
Klaffe der beiten Grundftüde der Ortöflur eingereiht; die 
Hausgärten und bloßen Baupläße dagegen find nach den 
übrigen Grundftäden der Ortöflur zu klaſſificiren. 


Gef. die allgemeine — v. 15. Aug. 1828. $. 
Geſ.Bl. ©. 137. 


18 
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31) Baupolizeydifpenfem 


Difpenfationen von einzelnen Bauvorfchriften auf dem 
Lande find in Bezug auf ifolirt fiehende Gebäude den Pos 
lizeybehoͤrden überlaffen; in Hinficht der Uebrigen gehören fie 
zur unmittelbaren Kompetenz der Kreisregierungen. 


V. den Ne der oberften er betreff. v. 
7. Dez. 1825. $. 60. Regbl. ©. 1089 


Die Difpens von befichenden Baupolizeyordnungen ift 
“in folgenden Fallen nicht zu erfhweren: 

a) wo es fich von ifolirten Gebäuden ‚ und dergleichen 

neuen Anfiedelungen handelt; 

b) — von Gebäuden mit einem Erdgefchoß, welche bey 

ausbrechendem Brand leicht niedergeriffen werden koͤnnen; 

e) — — an Drten, in welchen wirklicher Mangel an 

Steinen, Kalt und Ziegelfabrifaten ift; oder - 

d) — — mo der. Grund und Boden an fich felbft Fein 
ſchweres Gebäude zulaßt; und 

e) wo ein. bloßer Wiederaufbau oder Ausbefferung nöthig 

wird, ‚während diefelben Gebäude früher fhon von Hol 
aufkchaut waren und die Bauunternehmer nicht vermds- 
gend’ find, beffer zu bauen. 

In'dieſen und ähnlichen Fallen bedingt fich bie. zu ers 
theilende Difpend durch die mittelft vorgenommener genauer 
Unterfuchung und Vernehmung der zunäcft Betheiligten 
feftgeftellte Nothwendigleit, oder gerechtfertigte Billigkeit, 
wofern nur der innere Theil der Gebäude, an Kaminen u. 
dal., gefahrlos hergeftellt wird. 

Uebrigend verftcht ed fich von ſelbſt, daß in Städten 
und größern Orten, fo wie überhaupt bey zufammenhangens 
den Gebäuden und bey großen Bauunternehmungen jede ge 
wuͤnſchte Difpens firenger zu unterfuchen und zu Bea 
ſeye. 


* V. die Diſpens von  Baurelien Vorſchriften betreff. ©; 
ärz 1 
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52) Baupraktilantem 
| f. Baudienftprüfung. 


Die Kandidaten des Staatdbaudienftes, welche das 
Zeugniß ber beftandenen Prüfung erhalten haben, treten 
in der Regel in die Reihe der Baupraftifanten ein und 
zwar, für das gefammte Baumwefen, wenn fie die Prüfung 
aus beyden Abtheilangen erftanden haben; für dad Civil 
bauwefen, oder für dad Straßen, Brüden » und Waffers 
bauwefen, je nachdem ihre Prüfung nur die eine oder ans 
dere diefer Abtheilungen betroffen hat. 

Jeder Praftifant ift, als folcher, verbunden, bie zu feis 
nem fünftigen Berufe erforderlichen Gefchäftsfenntniffe und 
Erfahrungen bey einer koͤnigl. Baubehörde zu erwerben. Die 
Wahl bey/weldher Behörde ein jeder feine Prarıs antreten 
will, ift vollfommen freygeftellt. | 

Die oberfie Baubehorde führt uͤber ſaͤmmkliche Prakti⸗ 
fanten ein Bormerfungsbud, in welches diefelben jes 
den Jahres nad) der Reihenfolge ihrer Klafiififation einges 
tragen werden. ($. 28.) 

Eben diefe oberſte Behörde forgt auch für die zweckmaͤſ—⸗ 
ſige Befhäftigung und Verwendung, fo wie für die fers 
nere Ausbildung derjenigen Praktikanten, welche ſich die ers 
forderlichen technifchen Kenntniffe erworben haben, indem 
fie diefelben nad) Maßgabe des vorhandenen Bebürfniffed 
den äußeren Baubehörden zur Verwendung bey der: Aufficht 
von Neubauten, zur Unterftüßung bey technifchen Arbeiten: 
und zur Aushälfe bey den Zeichnungsgefchäften zutheilt; 
wobey ihnen übrigens ein Anfpruch auf Vergätung und 
Zaggelder, (nad den hierüber gegebenen Beftimmungen) zufteht. 
($. 29.) 

Derley Praktifanten, welche auf die erwähnte Weife 
den äußeren Beamten zugetheilt werden, muͤßen vorerfi vers 
pflichtet ſeyn, wonach aber auch ihre Arbeiten und Ver: 
richtungen amtliche Wirfung Be D 
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Dieſelben ſollen halbjaͤhrig, und zwar am erſten Janu⸗ 
ar und erſten Juli, einen ausfuͤhrlichen Bericht uͤber ihre 
Verwendung, uͤber die Geſchichte der Bauten, bey deren 
Aufſicht ſie verwendet waren, und uͤber die dabey gemachten 
Erfahrungen an die oberſte Baubehoͤrde unmittelbar erſtat⸗ 
ten. ($. 30.) 

Einige ausgegeichnetg Praktifanten werden , wie früs 
ber, aus dem hiezu beftimmten Fond «.it Stipendien 
und Unterftügungen zu baumwiffenfchaftlichen Reifen bedacht. 
($. 31.) 

Im Allgemeinen wird vorausgeſetzt daß die Praktikan⸗ 
ten die Zeit ihrer, Praxis nicht ald ein Mittel, ihre Sub⸗ 
fiftenz zu fihern, fondern als eine Gelegenheit betrachten, 
um fi) für ihren Fünftigen Beruf die noͤthigen Kenntniffe 
und Erfahrungen zu fammeln; auch, daß fie bey der Wahl 
diefed Berufes vorher wohl überlegt haben, ob ihr Unter 
halt bis zur wirklichen Anſtellung — wenigſtens theilweiſe — 
durch ihre eigenen Mittel gedeckt ſeye? ($. 32) 


Inſtrukt. zu den Pruͤfungen für das Bauweſen, v. * May 1830. 
$. 28 — 32. Regbl. ©. 819 — 821 
Einem. Baupraktifanten ſollen Tag: und Gefaͤhrtgelder 
eined Inſpektionsingenieurs nur in dem Falle angeriefen 
werden, wenn ihm aus befonderem Vertrauen ein Kommifs 
forium für ein gewiffes Gefchäft ertheilt ift. ( 


V. die Diäten und Reifekoften des Bauperſonals — v. 2. 
Apr. 1824, in Geret’3 Samml. B. ZU. ©. 


3) Bauraͤthe. 
f. Kreißbaurätbe. Oberbaurätbe. 


Unter dem Staatsminifterium des Innern beforgen die ' 
Kreisregierungen die obere Leitung des ganzen Baus 
weſens in den Kreifen. Zu diefem Behufe ift jeder Regie 
rung ein Baurath für die technifche Oberleitung ber Waffers, 
Brüden:, Straßen s und Landbauten beygegeben. 


V. die Leitung des Baumefend betreff. v. ei Des. 1825. $. 42. 
43. Regbl. v. 1826. S. 4 


Baureſervefond. Veutechniter. 277 


In den Städten erfter Klaffe ift ein technifcher Baus 
rath Dlitglied des Magiftrats, welcher blos bey bedeutenden 
Neu + Bauten die ———— der EN einzubos 
Ien hat. 


V. die Gemeindeverwaltung Betreff. v. 17. May 1818. $. 47. 
(c.): $. 123. (5) Geſ. Bl. GS. 63. 93. 


34) Baureſervefond. 


Da beynahe in jedem Jahr durch Elementareinwirkungen 
unvorhergeſehene Baufaͤlle ſich ergeben, welche ohne die Bes 
ſorgniß groͤßeren Nachtheils nicht lange ausgeſetzt bleiben 
koͤnnen, ſo muͤßen ſolche immer unverzuͤglich gewendet wer⸗ 
den; weil aber die in den Etat aufgenommenen Summen 
gewoͤhnlich nicht zu deren Bedeckung ausreichen, ſo werden 
eigene Baureſerveſummen angewieſen, uͤber welche die 
koͤnigl. Kreisregierungen ohne Anfrage diſponiren duͤrfen. 

Inſtrukt. über die adminiſtrative — des Staatsbauwe⸗ 


ſens, 0.13. Aug. 1819. Abſchn. V. F. 8. in Geret's Samml. 
B. XII. * 1352. 


35) Bautechniker. 


Wenn ein Bautechnifer in Gemeinde:, GStiftungd + oder 
Privatangelegenheiten zu Inſpektionen und Augenfcheins; 
einnahmen abgeordnet wird, fo find feine Neifegelder 
und Diäten aus den Mitteln der betreffenden Gemeinden, 
Stiftungen und Partheyen zu vergüten. 

Werden jedoch derley Inſpektionen und Augenfcheine nur 
gelegentlich anderer Gefchäftsreifen vorgenommen ; fo- find 
die Neifefoften derjenigen Kaffe aufzubürden, aus deren 
Fonds die zu infpicirenden Bauten beftritten werden müßen, 
und für eine Ntebeninfpicirung dürfen nur die dem Zeitaufz 
wand entfprechenden Diäten vergütet werden. 

Bey folchen Abordnungen, zum Behuf der aus verfchies 
denen Kaffen zu befireitenden Bauten ift für jede Reife. bloß 
eine einzige Rechnung zu fiellen, jedoch im derfelben die Auss 
fheidung der Fonds und der ſolche treffenden Laften vor 
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zunehmen, worauf die Kreiöregierung Veßtere Fompetenzmäs 
fig feftfegen wird, 


V. die Leitung des Bauweſens — — Dez. 1825. 8.66 
, Regbl. v. 1826, 


36) Baumpflanzungen. 


Megen Beförderung der Baumzucht iſt folgende Vers 
ordnung ergangen : | 

a) Ale Baumpflanzungen an öffentlichen Wegen und Plaͤ⸗ 
tzen ſind mit der gewiſſenhafteſten Aufmerkſamkeit zu er⸗ 
halten; Frevel und Stoͤrungen jeder Art ſind mit Ernſt 
und Nachdruck zu hindern, und gegen Schuldige die ges 
feßlichen Strafbedingungen in Anwendung zu bringen; 
auch ift bey Verantwortlichfeit der Behörden dad Um⸗ 
hauen folcher Bäume oder Pflanzungen ohne vorgängige 
Unterfuhung durchaus nicht zu geftatten. 


b) In Städten, wo bereits eigene Berfhönerungß 
Kommiffionen befichen, follen ſich diefe auch mit 
der Erhaltung und allmähligen Erweiterung der Obfl- 
baumpflanzungen befaffen; in den übrigen Städten und 
in den Landgemeinden aber follen zu gleichem Zweck bes 
fondere Ausſchuͤſſe gebildet werden, wobey von Sei⸗ 
te der Geiſtlichkeit, der Schullehrer und fachkundiger 
Beforderer der Obftbaumzucht eine zweckmaͤßige Mitwir⸗ 
kung und Unterſtuͤtzung erwartet wird. 


e) Diefe Kommiſſionen und Ausſchuͤſſe haben, unter ges 
höriger Beachtung der Verfchiedenheit des Bodens, ber 
Flimatifchen und fonftigen örtlichen Verhältniffe zu bes 
sathen, welche Einleitungen und vorbereitenden Anords 
nungen in ihrem Bezirke nothwendig feyen, um bie 
Baumpflanzung beginnen und in folcher mit RT 

ieedes Gahr- weiter fchreiten zu koͤnnen. 

d) Uebrigens ift es der höchfte Wille, daß alle Zwangs⸗ 
verfügung unterlaffen, vielmehr auf dem Wege der Bes 

lehrung und des Beyfpield der angegebene Zwei mög: 
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Uichſt vollſtaͤndig erreicht und die Schöpfung des Fleißes 

und der Thaͤtigkeit auf eine dauernde Weiſe erhalten 
werde; wonach die bezeichneten KRommiffionen und Aus; 
ſchuͤſſe es fich von felbft zur Ehrenfache und Pflicht mas 
hen dürften, jede ſchickliche Gelegenheit zu benuͤtzen und 
befonderd dahin zu wirken, daß das. Andenken freudis 
ger Begebenheiten durch neue Pflanzungen auch für ſpaͤ⸗ 
tere Zeiten bewahrt werde, 

e) Zugleich ift befohlen, daß diejenigen Gemeinden und 
Individuen, welche ſich durdy Pflanzen von Obftbaumen 
und durdy zweckmaͤßige Vorforge für deren Erhaltung 
befonders bemerfbar machen, eigend angezeigt werden 
follen; fo wie ſich auch der König vorbehält, für eine 
gewiße Anzahl neugepflanzter Obfibäume, welche gemäß 

der vorzulegenden Nachiveife im vierten Jahr nach -der 
Pflanzung im vollen Gedeihen ftehen, dem Unternehmer 
eine verhältnißmäßige Prämie an Geld, oder an vors 
zuͤglicher. Fruchtbäumen aus den Fonigl. Pflanzfchulen 
zu bewilligen; und endlich J 

f) wegen Herſtellung, Erhaltung und Vermehrung der 
Schulgärten allenthalben Sorge getragen und auf 
Beredlung und Vervollfommnung der Obſtbaumzucht 
fortwaͤhrend Bedacht genommen werde. 


V. die Baumzucht a vd. 20. in 1826. $. 1—6. Regbl. 


37) Beam te 
f. Aemter. Anttellungstaren. Befoldungen. Diäten. Staatsdiener. 


Die Entſcheidung der Frage in Unterſuchungsſachen tes 
gen Dienftverbrechen oder Vergehen von wirklichen Kollegials 
Borftänden. und allen denfelben gleich. oder hoher Be 
Staatsbeamten, _ 

"9b die Ungefchuldigten vor Gericht geftelft werben 
follen ? | 
gehört zu dem Gefchäftsfreis des Staatsraths. 
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— für den königl. Staatsrath, v. 18. Nov. 1825. — 16. 
Regbl. ©. 872, 

Die Hof s und Ötaatödiener, wie auch die — und 
gutsherrlichen Juſtiz- und Polizeybeamten ſind von dem 
perſoͤnlichen Landwehrdienſt befreyt. 
Landwehrordnung „2% m 1826. s. 4 (2.) Regbl. ©. ‚300. 


Den Staatödienern ift, — * Verwerthung eigener 
Erzeugniffe, aller Handel mit Getreide unterfagt. Diefe 
Berordnung fehließt von felbft jedes direkte oder indirekte 
Befaffen mit einem Handel diefer Art, fo wie auch mit dem 
Viktualienhandel, und jede mittelbare oder unmittelbare 
Theilnahme daran, unter welchen Formen und — 
ſie geſchehen moͤchte, gaͤnzlich aus. 

Erl. den Getreidehandel der Beamten rg Er 6. N 1816. 
in Geret’s Samml. B. VI. 242. 
Das Verbot des Beſitzes liegender Güter im eigenen 
Amtsbezirk erſtreckt auch auf die — und 
Aſſeſſoren. 


Erl. die Güterkäufe der Beamten — — . 25. Ian 1817. in 
—Geret's Samml. B. VII. © 


RT TEN TERN 
f. Rechnungskommiſſariat. 


Das von dem Rechnungskommiſſariat entworfene Be⸗ 
denkenprotokoll muß durch einen mit der Relation beaufs 
tragten Rath und durch. den Borfiand der Stelle, welcher 
die Rechnungsverbefyeidung übertragen ift, geprüft und feft- 
geftellt werben. . !Die hiebey gemachten Abänderungen find 
in der Art vorzunehmen, daß zwar die veränderten Stellen 
des Entwurfes durchfirichen, aber gleichwohl noch in — 
chem Zuſtand erhalten werden. 


| D. dag Binangreißnungaefen — v. 1. San. 1826. $. 16. 
175. 
2. 


Bedienftete, — DENE 5 281. 


59) Bedienflete 


f. Anftelung. Gemeindebevollmädhtigte. Magiftrate. 

leiperfonal. 

Die Stadt; und Marktfchreiber, fo: wie die hoheren 
ftadtifchen Bedienſteten werden von dem Magiftret, in 
Einvernehmen mit: dem Gemeindeaus ſchuß und unter Vor⸗ 
behalt der ——— der isst ai! BR und ans 
geftellt. 

Die Anſtellung des ——— und der Diener 
ſchaft kommt dem Magiſtrate allein zu. | 


V. die Gemeindeverfafung betreff. v. 17. May 1818. $. 58. 
Gef.Bl. ©. 69. | 


4) Beeidigung. 
f. Eid. Verpflichtung. 

Menn eine fiegelmäßige Perſon in einer Givilfäs 
he ald Zeuge gerichtlich zu vernehmen ift, fo wird derfels 
ben die in das VBernehmungsprotofoll wörtlich einzutragende 
Eidesformel durch den Kommiffar vorgelefen und zur eigen: 
haͤndigen Unterſchrift vorgelegt, —— —— 
Eidesleiſtung gleich geachtet wird. 

Ed. über die — — = 1818. — 13. Geſ. Bl. 


Beerdigung 
Ah Begräbnif. 


rer: 
f. Anftellungstaren. 


Die Ernennung und Beförderung zu ben Staatsämtern 
im Juſtizfache ift für den erflen Eintritt von dem vor 
der Ernennung zu erholenden Vorſchlag der betreffenden Ju— 
ſtizſtelle, und fpäterhin von der Stufenfolge, nad) welcher 
das Borträden im Staatsdienft ſtatt finden * ‚ abhängig 
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Im Falle der. erften Anftellung eines Abdfpiranten zum 
Staatsdienft werden von den Stellen, bey welchen er fich 
- in Gerichtögefchaften übte, über deffen Fähigfeit und fonftige 
Eigenfchaften amtlime Zeugniffe durch das kinfchlägige Ap⸗ 
pellationdgericht erholt und mit Gutachten vorgelegt. In 
jedem zu erftattenden Gutachten find drey Subjefte in mas 
tivirten Vorfchlag zu bringen und da, mo dieſe Vorfchläge 
zur weiteren” Begutachtung an dad Oberoppellationsgericht 
gelangen, hat dieſes oberſte Zribunal aus fämmtlichen in 
den Berichten genannten Subjeften drey in firengere Aus⸗ 
wahl zu nehmen, wenn ed fi nicht aus beyzufügenden 
Gründen genöthiget fieht, andere, beffer qualifizirte Indivi⸗ 
duen felbft zu bezeichnen. 


V. die Ernennung und Beförderung der Staatddiener = r Zufige 
fache betreff- v. 24. Jan. 1815, H.-1. 4. Regbl. ©. 


Der Vorſchlag zur Befbrderung der einfhlägigen 
Staatsdiener und die Eontrafignirung der diesfälligen Des 
‚Frete ſteht den Minifterien zu. 


V. die Formation iR — betreff. v. 9. Du 1825. $ 
7. Regbl. ©. 989. 


Bey Poſtdienſt ſoll nur — Vorruͤcken 
vom Officialen angefangen, zu eintraͤglicheren und hoͤheren 
Stellen ſtatt haben. Nur derjenige, welcher zwey Jahre als 
Official gedient hat, kann auf Befoͤrderung Anſpruch machen. 


Erl. das — er Denn betreff. v. 2. Dez. 
0. Regbl. ©, 1447. 


REES NER 


Für die Legaliſirung einer produzirten Abfchrift oder eis 
ner Namensunterfihrift ift die Taxe 50 fr. und wenn das 
zu vidimirende Produft mehr. ald einen Bogen enthält, fo 
find für jeden weiteren Bogen noch befonders 4 fr. zu er 
heben. | 


Zarif der Amts- und Gerichtetaren in Geret's Samml. B. 
XII. A 96. 


+ +» + 


* 
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Die Legalifationgattefte der außergerichtlichen Vollmach⸗ 
ten duͤrfen nicht beſonders geſtempelt werden, indem ſchon 
die Vollmachten ſelbſt dem —— Stempel 
unterworfen ſind. 


Erl. v. 8. May 1818. in — Samml. B. XII. Anh. II. 


* 


4) Begnadigung 


Der Konig kann in ſtrafrechtlichen Sachen Gnade ers 
theilen, naͤmlich die Strafe mildern oder erlaſſen, aber in 
keinem Falle wird er irgend eine anhaͤngige Streitſache * 
angefangene Unterfuchung hemmen. 


Verf.Urk. v. = May 1818, Tit. VII. $. 4. Geſ. Bl. ©. 134. 


Die Stan des herrn dürfen ſich in bie Nechtsentfcheis 
dungen ihrer Gerichtöftellen keineswegs einmifchen und das 
Begnadigungsrecht fteht allein dem Souverain zu. ine 

Ed. die — Berpältnife der Mediatifirten betreff. 
. 26. May 1818. $. 25. Geſ. Bl. 198. 

Den an den König gerichteten Bittfhriften um Bes 
onadigung oder Strafimildernng iſt eine einfache Mbfchrift 
der rechtöfräftigen Straferfenntniffe beyzulegen, widrigens 
falls die Gefuhe ohne Erfolg und li aelaften 
werden. 

V. bie Bermadigungssefuße Setze, v. Map 1816. Resbl. 


Die Antraͤge uͤber Begnadigungen in ſtzefrechtlichen 
Sachen gehoͤren zum Wirkungskreis des Juſtizminiſteriums. 
V. die Formation 27 une — v. 9. 2% 1825. $. 

5 Regbl. ©. 9 
Die — der ungehorſamen und widerſpenſti⸗ 
gen Konſcribirten, fo wie der Deferteure, kann nur 
von dem Monarchen ausgehen; diefelbe hebt die Strafe und 
deren gefeßliche Folgen, aber nicht die au zur ——— 
ſtung auf. 


224 | Begräbniß, 


. Gef. die Ergänzung ded flehenden Heeres betreff. v. 2 Aug. 
1828. Abſchn. VE. $. 87. Geſ.Bl. ©. 115. 


In Zollſtrafſachen des bayerifch; BEER ORT NR 
Zollvereind iſt das Begnadigungsrecht über Staatsangehoͤri⸗ 
ge den Negierungen der vereinten Staaten vorbehalten. 

Zollvertrag v. 18. Jan. 1828. Art. XV. (6.) Regbl.S. 60, 


5) Begräbniß, 
RR Leichenbäuſer. Scheintodte. Selbſtmörder. 


Bey Beerdigung der Kinder fol hinſichtlich der uneh— | 


lich gebornen durchaus kein Unterſchied gemacht werden. 
V. v. 24. May 1803. Regbl. S. 345. 


———— Kinder follen an Feiner abgefonderten 
Stelle ded Kirchhofs, fondern unter den übrigen Verſtorbe⸗ 
nen begraben werden. 


V. v. 26. Jan. 1805. Regbl. ©. 206, 


Ein Selb ſt mörder foll jedesmal ſogleich nach Veen⸗ 
digung der gerichtlichen Unterſuchung, auf die Weiſung der 
einſchlaͤgigen Zuftigbehörde, ohne weitere Anfrage des Ort⸗ 
pfarrerd. bey dem Drdinariat, in dem. — Kirchhof 
‚beerdigt werben. 


V. v. 9. May 1809. gesll. ©. 865. 


Wenn ein Religionstheil feinen eigenen Kirchhof bes 
ſitzt, ſo iſt der im Ort befindliche als ein gemeinſchaftlicher 
Begraͤbnißplatz fuͤr ſaͤmmtliche Einwohner zu betrachten, zu 
deſſen Anlage und Unterhaltung aber auch ſaͤmmtliche Reli⸗ 
gionsverwandte verhaͤltnißmaͤßig beytragen müjfen. 

Kein Geiftliher kann gezwungen werden, dad Bes 
graͤbniß eines fremden Religionsverwandten nach den Feyers 


Yichfeiten feiner Kirche zu verrichten. Wird derfelbe darum , 
erſucht und er findet feinen Anftand, dem Begräbniß beyzu⸗ 


wohnen, fo muͤßen ihm auch die. bafür bergebrachten Gebuͤh⸗ 
ren entrichtet werden. 


— 


Begräbnif. 235 


Der Glocken auf den Kirchhöfen kann jede dffentlich auf: 
genommene Kirchengemeinde bey ihren“ Leichenfeyerlichkeiten, 
gegen Bezahlung der Gebühr, fich bedienen. 


Allgemeine Beflimmungen über die BE DLR: v. 26. 
May 1813. $. 100 — 103, Gef. Bl. 


Der aftiven Landwehr Fommen die — 
eines militaͤriſchen Begraͤbniſſes zu. 


Landwehrordnung v. 7. März 1826. $. 33. (5.) Regbl. ©. 313. 


Den Erben des zu begrabenden Landwehrmanng därs 
fen Feine Koften für dad Kommando oder für die Spielleute 
aufgebürdet werden, indem fie nur dem Pfarrer, Meiner, 
Miniftranten u. f. w., die gewöhnlichen Begräbnißgebähren 
zu entrichten haben.. Sollte fi ein Landwehrmann in feis 
nem Zeftamente die militärifche. Beerdigung verbitten, fo ift 
deffen letzter Wille zu ehren und die Abordnung eines Lands 
wehrfommando zu unterlaffen; es fteht jedoch in Feinem Fall 
den Hinterbliebenen zu, dem Berblichenen dieſe Ehrenbejch; 
gung vorzuenthalten, welche jeder Sandwehrmann bem vers 
ftorbenen Mitbürger gerne erweifen wird, 


B. das Mn: Begräbniß der Landwehrmänner betreff. v. 
2. Zulı 1816. Regbl. ©. 475. 

Die Begräbniförte find außerhalb den Städten ans. 
zulegen und es foll auch für angemeffene Teichenhäufer und 
ordentliche Zodtenfhau.geforgt werden. 

Inſtrukt. für die mn Polizeydirektionen v. 24. Sa. 1808. 
7. Regbl. ©. 2520. 

Zur Erwerbung, Anlage und —— von Begraͤb⸗ 
nißorten und len en Be een ge⸗ 
macht werden. 

V. die Umlagen für —— a v. 22, Zul. 
1819. Art. 1. (h. 7.) Geſ. Bl. S 

Die allgemeine Anordnung und Handhabung der Leis 
chenbeſchau und die oberfte Auflicht auf die Begrabnißorte 
(deren zwedmäßige Anlegung und nothwendige Verfegung mittelft 
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der Unterbehörden zu verfügen ift,) gehört in den Wirfungehri 
ber Kammern ded Innern. 

V. den Wirkungskreis der oberften NEE sh 

v..17. Dez. 1828. $. 53. Regbl. ©. 1 | 

Far zweckmaͤßige Begraͤbnißanſtalten und Leichenhaͤuſer 
bat der Magiſtrat zu ſorgen. Die Handhabung der Ord⸗ 
nung bey diefen Anftalten und die Bollziehung der Bors 
fohriften über. die Zodtenbefchau Tiegt dagegen der Polizeys 
direftion ob. 


V. daß Verhältnig Alk dem Magiftrat und der —* 
rektion in Münden Ale — oa 1518. $.3 
Ge 


46) Begräbnißfoften 


Ein Randpfarrer erhält für das Ausſegnen und Begleis 
ten der Leiche einer Militäryerfon zum Grabe, ein 
hließlich des Meßopfers, 1 fl. 30 kr., der Meßner 36 Er., 
e beyden Miniſtranten 6 kr., und, das Leichenweib 24 Fr. 
Die Zodtenbahre foll in den deſchecntteſten Koſten verfertigt 
werden. 
V. v. 11. Aug. 1804. Regbl. ©. 745. 


Für Arme hat die Allmofenanftalt die Koften ded Bes 
gräbniffes und der Zrauergottesdienfte zu beftreiten, 
V. dad Armenwefen betreff. v. 17. Nov. 1816. Art. -43.:Regbl. . 
— a ©. 795. — 
Die nothwendigen Begraͤbnißkoſten eines Gemeinſchuld⸗ 
ners, ſeiner Ehegattin und Kinder kommen in die erfte 
Klaffe, fofern fih die Todesfälle während des Konfurfeg, 
oder im letzten halben Sabre vor deffen Eröffnung zugetras 
gen haben. . 
— — v. 1. Jun. 1822. $. 12. (1.) Geſ. Bl. ©. 108. 


47) Beherbergung. 
Liederliches Geſindel, oder verdaͤchtige Perſonen duͤr⸗ 
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fen von den Gemeindeeinwohnern bey empfindlicher Strafe 
nıcht beherbergt werben. 


V. die Verwaltung * ——— betreff. v. 17. May 1818. 
$. 109, Gefbl. ©. 88. 


48) Beinwaarem 
f. Erwerbsarten, freye. 


Die Verfertigung Feiner Horns und Beinwaaren gehört 
unter die freyen Erwerböarten. 


ae Bar für dad Gewerbsweſen v. 28. Dez. 1825. 
'$. 46. (6,) Regbl. v. 1826. ©. 138. 


40) Bekanntmachungen. 
f. Angeigeblatt; Ausfchreibgebühr. Intelligengblatt. Wochenblatt. 


Die befondere Verkündigung der Verordnungen, 
wo eine folche neben der Publikation durch dad Geſetz- oder 
allgemeine Intelligenzblatt nothwendig oder angeordnet ift, 
gefchieht nach jebedmaliger Anweifung der Keißregierung, 
mit Rädficht auf die Befchaffenheit des Gegenflandes, ent 
weder durch bie Polizeidirektion - oder durch den Magiftrat, 
oder auch durch beyde Behörden gemeinfchaftlich. 

Deffentliche Bekanntmachungen von Privaten find 
ohne Vorwiſſen und der Polizeydireftion nicht zus 
laͤßig. | 

V. das Verhältniß zwifchen der Moligepbireftion und dem Mas 
giftrate betreff. v. 15. Sept. 1818. $. 83. 84. Gefbl. ©. 604. 

Der Gemeindevorfteher verfündet feiner Gemeinde 
‚die Fonigl. Befehle und Verordnungen und iſt fuͤr deren 
Vollzug verantwortlich. 

V. die Verwaltung der Gemeinden ich vd. 17. Mah 1818. 
F. 100. Geſ. Bl. S 

Jede Art von öffentlicher Bekanntmachung über ein zur 
Unterſuchung gefommenes Verbrechen oder Vergehen, 
fie mag gefchehen durch Herausgabe einer eigenen Schrift, 
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oder durch einen Abdruck der Vertheidigungsſchrift und an⸗ 
derer Aktenſtuͤcke, oder durch Einruͤcken in Zeitungen, Jour⸗ 
nale und andere wiſſenſchaftliche Schriften, mit oder ohne 
Benennung des Augeſchuldigten, (ohne Unterſchied, ob der Anz 


geſchuldigte felbft, oder deffen Defenfor, oder ein Dritter, vor oder 


nad) dem Urtheile die öffentlide Bekauntmachung beranftaltet) 
iſt in folgenden Faͤllen unbedingt verboten: 


a) wenn Mitfchuldige vorhanden find, fo lange nicht über 
alle in Unterfuchung  geftandenen Mitſchuldigen das Er⸗ 
kenntniß gefaͤllt worden; | 


b) bey Erfenntniffen P welche. den Ungefchuldigten von der 

Inſtanz entlaffen, und u 

c) wenn der Ungefchuldigte oder Verurtheilte in die oͤffent⸗ 
liche Bekanntmachung nicht. ausdrädlich eingewilliget 
hat. 

"Außer diefen Fällen ift die Öffentliche Bekanntmachung 

erlaubt, jedsch unter folgenden Einfchränfungen : 

a) Zeugen, Denungianten und Mitfchuldige dürfen weder 

“ benannt, noch auf andere Art kennbar gemacht werben ; 

 b) eben diefes gilt von dem Damnififaten, wenn derfelbe 
von der dffentlichen Bekanntmachung irgend einen Nach⸗ 
theil zu beſorgen hätte; 

“c) Thatſachen, woraus Anzeigen und Beweiſe eined Ver— 
brecbend oder. Vergehens wider "dritte Perfonen entftes 
ben, dürfen nicht befannt gemacht werden; auch darf 

d) die öffentliche Bekanntmachung nichts enthalten, was 
der Regierung oder einem Dritten zum Schaden gerei⸗ 
chen koͤnnte; 

e) fie muß mit den Atten, ohne Verdrehung oder Hinweg⸗ 
laſſung weſentlicher Umſtaͤnde, genau überehuftinnmen 

und endlich 

SD) ſollen dabey die. allgemeinen — beobachte 
werden. 

V. die öffentliche — AR der Defenfiong = und ahnli⸗ 


cher Schriften bey un und Vergehen Best: v. 21. 
Beleh—⸗ 


* 
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Belehbnung 
f. Lehenweſen. 


Ueber die Ronftituirung und Erlangung eines 
Lebens find folgende Normen gefeklich aufgeftellt: 
a) Niemand kann im Umfange des baierifchen Reiches Les 
hen verleihen, ald der König. ($. 34.) 


b) Jeder baierifche Staatsbürger kann Lehen empfangen. 
($. 35.) 

ec) Nichts kann zu Lehen gegeben werden, ald die höheren 
Kronamter und Tiegenden Güter. ($. 36.) 

d) Zur Belohnung großer und beflimmter dem Staat ges 
feifteter Dienfte fleht ed dem König frey, Lehen zu 
verleihen und biezu vorzüglich heimgefallene Lehen oder 
neu erworbene Staatsdomainen zu perwenden. ($. 357.) 

e) Während der Minderjährigkeit des Königs Tann Fein 
neued Lehen verliehen werden; die Lehenerneuerungen 
nehmen jedod) ihren Fortgang. ($. 39.) | 

f) Die Lehen Fünnen auf die Lebenszeit des Lehenmanns, 
oder auf die männlichen Erben verliehen werden. ($. 40.) 

g) Ein Lehen fieht nur durch die wirfliche Belehnung 
zu erwerben; Zufagen, Ießte Willensverordnungen und 
Unwartfchaften find ohne Wirkung; auch finden Mitbes 
lehnſchaften und eventuelle Belehnungen mu: mehr 
ftatt. ($. 41.) 

h) Die Belehnung mit Thronlehen wird von dem Koͤnig 
ſelbſt, auf dem Throne, in Gegenwart der Miniſter, 
Kronbeamten und oberſten Hofaͤmter, nach den Bor; 
ſchriften des Belehnungs » Ceremonield vorgenommen. 
($. 42.) 

i) Die Belehnung mit Kanzleylehen vollzieht, der Minifter 
der auswärtigen Angelegenheiten, oder in beffen Ber; 
binderung ein Kommiffär bey dem oberſten Lehenhof; 
auch kann ein folcher Belehnungsaft nach Umftänden ei- 
nem Generalfommiffär 9 werden. ($. 43.) 
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k) Der Lehenmann muß das Lehen perſoͤnlich empfangen, 
und nur in beſonderen Verhinderungsfaͤllen kann mit 
koͤnigl. Genehmigung die Lehenempfaͤngniß durch einen 
eigens bevollmaͤchtigten Anwalt aus derſelben Klaſſe der 
Lehenmaͤnner ſtatt haben. ($. 44.) 

1) Minderjährige koͤnnen Fein Lehen empfangen; dieſe muͤſ— 
fen ſich durch einen Lehentraͤger vertreten laſſen. ($. 45.) 

m) Bey der Belehnung ſchwoͤrt der Lehenmann folgenden 

Eid: 
„Der gegenwärtige Lehenmann foll ſchwoͤren in feine 
„Seele, dem allerdurchlauchtigften, großmächtigften Kos 
„nig und Herrn, Herrn Ludwig, König von Balern, 

„als feinem allergnadigften Lehenherren, getreu und ges 

— „horſam zu ſeyn und alles zu thun und zu Teiften, was 
„feinem Lehenherrn ein getreuer Lehenmann nad) den 
„Geſetzen ded Teiche zu Teiften fchuldig ift, bey unfehls 
„barem Berluft des Lehens.“ 


Stabung 
„Dem Eide, welcher mir jeßt vorgelefen worden und 
„den ich wohl verfianden” habe, ſchwoͤre ich getreulich nach 
„uiukommen; fo wahr mir Gott helfe und fein heiliges Evans 
„gelium.“ ($. 46.) 

.n) Ueber den Belehnungsaft wird ein Protokoll aufgenoms 
men und in das Lehenbuch eingetragen; fodann wird 
ein von dem König unterzeichneter und durch den Mis 
nifter der auswärtigen Angelegenheiten Fontrafignirter 
Lehenbrief ausgefertigt, wogegen der —— einen 
Revers abgiebt. ($. 47.) 


Ed. über die —— v. 7. Juli 1808. $. 34 — 47. 
41899 — 1902. 


— 


Die Kreisfinanzkammern beſorgen neuerlich m Kia 
ley- und Ritterlehen den Belehnungsaft, die Zuftellung 
des koͤnigl. Lehenbriefs, die Erholung des Neverfed und die 
Einfendung des letztern an das Miniſterium ai Finanzen 
zur Deponirung in dem Lehenarchiv. 
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2. den Wirkungskreis der oberftien Verwaltungs on b 
47, Dez. 1825. $. 9. (c.) Regbl. & 11 ' N 


51) Belchnungstaren 
Ä Kanpleigebühren. 
Die von dem Lehenmann für du Belehnung zu ent 
tenden Gebühren beftehen dung ; ia 
a) in ber Lehentaxe; 
b) in dem Gradationsflempelbetrag. 
Sämmtliche Lehen werden rüdfichtlich der Belehnungs⸗ 
tagen in fech 6 Klaffen getheilt, und zwar bezahlen die Lehen 


der erfien Klaffe u 8 8 #5 #5 1000 fl. 
— zweiten — (er Fer Fer Fa 500 fl. 
— dritte aa h 250 fl. 
— viertte 4 8 1 8 4 100 fl. 
— fuͤnfte 01 0 1 0 ls 4 50 fl. 
— fchtn -— ss 1 1 1.09 3" Bl. 


Die Stemyelgebühren werben bei dem Lehenbrief nad) 
dem Werth des Lehens berechnet. Bei ben Kronämtern wird 
der Stempelbetrag für jede Urkunde mit 100 fl. angefekt. 

en über die Lehenverhältniffe v. 7. „geh 1808. $. 48. 51. 

Regl, ©. 19% 

Der Gradationsftempel foll kuͤnftig nur für den Lehen. 
brief, nicht aber für den Lehenreverd in Anwenduug kom⸗ 
men und die Taxe bey Lehen der fechsten Klaffe foll in ei 
nem Zall drey Prozente ded Lehenwerthfapitals überfteigen, 


Gef. die Revifion des nn Be v. 15. Aug. 1828. $. 
Be * * 55 * 


52) Beleuhtungsanfalten. 


Die Vorforge wegen Einführung und Unterhaltung der 
nächtlichen Straßenbeleuchtung gehört zu dem Wirfungöfreis 
der Kammern des Innern. 


V. den Wirkungskreis der — Verwaltungsſtellen betreff. v. 
17, Dez. 1825. $. 60. Regbl. ©. 1089, 


19 * 


292 Belohnung, 


In Städten, Märkten und Fleden, welche eine mädti- 
che Beleuchtung haben, follen die Lichter Ser Straßenlaters 
nen wenigſtens fo Iange fortbrenne«, bis eine halbe Stunde 
nach 40 Uhr vorüber if. Bon da an muß jeder, der auf 
der Straße wandelt, mit einer eigenen Leuchte verfehen 
feyn und. die Kordongmrenihaft beginnt zu gleicher Zeit ih⸗ 
ve nächtlichen M⸗⸗ouillen. | | 
0. die Abſchaffungs- und GSicherheitspatrouillen betreff. v. 21. 

San. 1809. $. 9. Regbl. ©. 152, 

"Sn Städten, Märkten und Fleden, weldje eine nachtlis 
che Beleuchtung haben, follen die Lichter der Straßenlaters 
nen wenigftens fo lange fortbrennen, bis eine halbe Stunde 
nach 10 Uhr Horäber iſt. Von da an muß jeder, der auf 
der Straße wandelt, mit einer eigenen Leuchte verfehen 
feyn und die Kordondsmannfchaft beginnt zu gleicher Zeit ih⸗ 
re nächtlichen Patrouillen. 


V. die Abſchaffungs- und Sicherheitspatrouillen betreff. v. 21. 
Jan. 1809. $. 9. Regbl. ©. 152. 


Die Herftellung und Unterhaltung der nächtlichen Stra- 
Benbeleuchtung, die ganze diesfaͤllige Defonomie und Regie, 
fodann die Aufnahme und Leitung des dazu erforderlichen 
Perfonals fieht, unter Vorbehalt der Erinnerungen abfeite 
der Polizeydireftion, den Magiftraten zu. 

DB. dad Verhältnig zwifchen der Polizeydireftion und dem Ma— 
giftrate in München betreff. v. 15. Sept, 1818. $. 65. 
! Gef.Bl. ©. 596. 

Für den Zweck der Straßenbeleuchtung (wenn befondere 
Anftalten mit befonderem Fonds nicht hiefür beftehen,) darf eine 
Lofalumlage erhoben werden und die vorhandenen Aera⸗ 
rialgebäude haben hiezu beyzutragen. | 


V. die Umlagen fir Gemeindebedürfniffe betreff. v. 22. Juli 
4819. Art. I, (b. 4.) Geſ. Bl. ©. 86. 


5) Belohnung. 


‚Zur Belohnung großer und beflimmter dem Staat ges 
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Ieifteter Dienfte Tonnen Lehen, Staatddbomainen, 
oder Renten in der Eigenfchaft ald Mannlehen der Krone 
verliehen werden; es ift jedoch bie Zuftimmung der Stände 
hiebey erforderlich, 
Verf.⸗Urk. v. 26. May 1818. Tit. 3. $. 5. und it. 7. $. 18. 
Geſ.⸗“Bl. S. 113. 130. 

Die Anträge auf Belohnung und Auszeichnung der 
bey dem innern Dienft angeftellten Beamten, fo wie auch 
anderer Untertbanen, die fih um die dffentliche innere Wohls 
fahrt befonderd verdient gemacht haben, Tiegen in der Bes 
fugniß des Minifterrums des Innern. 


V. die Formation F — betreff. v. 9. Dez. 1825. $. 
8. Regbl. ©. 1003. 


54) Beluſtigungen, oͤffentliche. 


Die oberſte Aufſicht auf die in einem Kreiſe befindlichen 
Theater, Schauſpiele und andere oͤffentliche Vorſtellungen, 
auf Volksfeſte und oͤffentliche Beluſtigungen gehoͤrt, als ein 
Ausfluß der allgemeinen Landespolizey, zu dem Wirkungs⸗ 
kreis der Kammern des Innern. 


V. den Wirkungskreis der oberſten an betreff. v. 
17. Dez. 1825. $. 68. Regbl. S. 1 


5) Benefizien. 
ſ. Einſetzung, kanoniſche. Präſentationsrecht. 


Alle Verleihungsurkunden uͤber geiſtliche Pfruͤnden, Be⸗ 
nefizien und Offizien unterliegen dem Gradationsſtem⸗ 
pel, dergeſtalt, daß von einem jeden 100 fl. bed Jahrsge⸗ 
halt ein Gulden Stempeltare entrichtet werden muß. 

DB. das Stempelwefen betreff. v. 18. ng: 4812. Abſchn. IL, $. 
3. (k.) Regbl. v. 1815. ©. 71. 

Bon der Präfentation auf eine geiftliche Pfrände, 
wobey den Stiftungen oder Gemeinheiten das Patronatrecht 
zufteht, werden als Taxe zehen Prozent des wirklichen Ers 


* 
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trags eingezogen, und der betreffenden Verwaltung einge⸗ 
haͤndigt. Bey Benefizien, welche kein Fundirungsvermoͤgen 
haben, ſondern wobey den Geiſtlichen ein beſtimmter Jahrs—⸗ 
gehalt angewieſen iſt, wird die Tare von Mae Jahrsge⸗ 
halt entnommen. 
V. die Taxen für das Gtiftungd » und Kommunalvermögen 
betreff. o. 27, März 1809, Art. 2. (2.) Regbl. ©. 735. 

Das Gleiche gilt von der Prafentation auf eine Pfrüns 
de, über welche der König felbft das Patronatrecdht ausübt. 
Geiftliche, welche auf eine beffere Pfrände befördert werden, 
oder fonft eine Gehaltsvermehrung erhalten, haben die Taxe 
nur ‚von dem Betrag der Lekteren oder von dem höheren 
Ertrag ihrer neuen Stelle zu entrichten. _ 


Ruͤckſichtlich der Taxe für die Iandesfürftliche Beftätigung 
einer Prafentation hat es vorlaufig noch bey der Beftimmung 
der Taxordnung v. 1759 fein wonach. fünf 
Den zu erheben find, 

VB. die Anftellungstaren ha wre ste, v. 18, Juli 1809. 


56) Benefiziaten. — 
ſ. Amtswohnung. Baufäaͤlle. Kongrua. Präfentation, 


Benefiziaten, welche aus ihren Benefizien mehr als den 
nothwendigen Unterhalt beziehen, ſind gehalten, wegen ihrer 
Dienſtwohnungen der allgemeinen Brandverſicherungs— 
Anſtalt beyzutreten, und ſie haben vor Ausfertigung ih— 
rer Praͤſentation einen Revers hieruͤber auszuſtellen. Wenn 
fie den Beytritt gefliſſentlich unterlaſſen, ſollen ſie bey vor—⸗ 
kommendem Brandungluͤck weder mit einem Anlehen aus 
Kirchen und Stiftungen unterſtuͤtzt werden, noch die ges 
woͤhnlichen Freyjahre ruͤckſichtlich der — zu hoffen 
| haben. 

Ä  Brandverfigerungborbuung d- Are Jan. 1811. Art. 7. Restl. 
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Ueber die Befürderung der Benefiziaten auf Pfarıs 
aͤmter beftcht folgende Vorfchrift: 

a) Benefiziaten Tonnen, ohne die zur Beförderung auf 
ein Pfarramt durch, die Verordnung vom 50. Dez. 1806. 

Regbl. v. 1807. ©. 270. vorgefchriebene Konkurspruͤ— 
fung erflanden zu haben, zwar auf andere Benefizien 
gleicher Kathegorie, z. B. von einem einfachen Bene 
fizium auf ein anderes einfaches, oder Yon einem Kus 
ratbenefizium auf ein anderes gleicher Art befordert wers 
den, wenn fie fonft den erforderlichen Bedingungen ges 
nuͤgen; auf felbfiftändige Pfarreyen aber koͤnnen fie 
nur gelangen, wenn fie in der vorgefchriebenen Kons 
furspröfung ald gehörig qualifizirt erfunden worden, 
oder, wenn fie zur Klaffe derjenigen Geiftlichen gehos 
ven, welche nach obiger Verordnung $. 10, einer Prüs 
fung nicht mehr unterworfen find, 

b) Die geprüften Benefiziaten Fonnen nicht eher auf 
eine Pfarrftelle befürbert- werden, als bis fie in der 
Klaffififationsreihe der mit ihnen gleichzeitig geprüften 

Konkurskandidaten die Ordnung. zur Anftellung trifft, 
ausgenommen, fie wären fürmlich inveflirte und inftals 
lirte Konfuratbenefiziaten, welche die pfarrliche Seelfors 
ge in ihrem ganzen Umfange felbftfländig und unab⸗ 
hangig von einem Pfarramt ausüben, und welde in 
diefer NRüdficht, fo bald fie die Konfurspräfung mit 
Erfolg beftanden haben, den wirklichen Pfarrern gleich 
zu achten find, | 
Aber auch den uͤbrigen Benefiziaten folle in ber Erwaͤ— 

gung, daß fie bereits Pfründen befißen, nicht zugemuthet 
werden, jede nach der Präfungsfonfursordnung auf fie 
treffende Pfarrey zu übernehmen, fo ferne fie fich nicht felbft 
zur unbedingten Anftellung nad) der Konkursreihe ausdruͤcklich 
anmelden; fondern es foll ihnen überlaffen bleiben, fich ſelbſt 
(nachdem die Beförderungsreihbe der Konkursfandidaten fo weit vors 
gerädt if) um angemeffene Stellen zu bewerben, mo fodann 
auf ihre Anfuchen diejenige NRüdficht genommen wird, welche 
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nach Maßgabe ihrer Qualififation den Verhäftniffen zu ans 
dern Bewerbern um ſolche Stellen entfpricht. 

Nach diefen Beftimmungen werden zwar . dergleichen 
Benefiziaten in der gewohnlichen Befürdberungsreihe der Kons 
Ffursfandidaten umgangen ; ed wird ihnen aber dagegen ber 
Vortheil eingerdumt, ihre erſte Befbrderung zum Pfarramte 
nur auf folchen Stellen zu erhalten, die fie felbft nachfuchen. 
| Zu Privats Patronatöpfarreyen koͤnnen Benefiziaten, 

fo bald fie die Prüfung beftanden haben, ohne weiteres praͤ⸗ 
fentirt werden, indem die Privatpatronen an die Klaffififas 
tionsreihe des Pruͤfungskonkurſes nicht gebunden find. 


V. die Beförderung der Benefiziaten auf ‚Marrdienfe betreff. 
v, 7. Ditbr. 1815. Regbl. ©. 825 — 


5) Bergbau. 


"Die Bergwerfsadminiftration ift mit der Gene 
ralfalinenadminiftration und Mänzkommiffion in eine Gens 
tralftelle unter dem Namen: 

„Senerals Bergwerföfalinen » und Muͤnzadminiſtration“ 
in der Art vereiniget worden, daß das Kaffenetat3: und 
Rechnungsweſen diefer drey Verwaltungszweige gleichwohl 
abgefondert verbleibt, 
| Es beftehen vierzehn Bergreviere, nämlich 

Amberg, Bergen, Bodenmais, Bodenwohr, Fichtelberg, 

Kahl, Kaiferdlautern, Kiffingen, Königshätte, Müns 

hen, Sonthofen, Stadt⸗Steinach „Steben und Wun—⸗ 

ſiedel. 

V. die Eintheilung der —— ste v. 7. Nov. 1822. 

Regbl. S. 1082 — 1087 

Das Bergwerksweſen ift dem Pinifierium der Fin an⸗ 
zen untergeordnet. 

V. die Formation = Miniſterien ——— — 9. Dez. 1825. $. 

0. (c.) Regbl. ©. 

Den Standedherrn verbleiben ihre Berg s und Hüts 

tenwerke. 
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Ebd. die — en der Re betreff. v. 
May 1818. $. 49. Gef. B 
Die Gutsherrn beziehen ihre Domainifals oder Pri⸗ 
vatgefälle aus Bergwerfen fortan, * ohne den Beſitz der 
Gerichtsbarkeit. 
Ed. die gutsherrlichen Rechte betreff. v. 26. May 1818. $. 111. 
Geſ. Bl. S. 264. 


Allgemeine Beſtimmungen uͤber das Berg⸗ und Huͤtten⸗ 
weſen enthaͤlt die 

V. v. 30. Nov. 1803. Regbl. v. 1804. S. — ſ. Döllingerd 
Kepert. 8. VIII. ©. 251 — 284 

Rei in Bergwerf, "als folches, darf mit einer Grund 
fteuer belegt werden, indem nur ber Befiker der Grund» 
oberfläche, ohne NRüdficht auf den unter derfelben betriebenen 
Bergbau, zur Entrichtung der betreffenden Steuerquote vers 
pflichtet if. Letzterer erhalt für den Schaden, welcher allens 
falls feiner Liegenfchaft durch den Bergbau zugehen Fonnte, 
und zugleich ald Steuerbeytrag, eine Freykuxe. 


Erl. die Befleuerung der Bergwerke BT. a 29. Jan. 1821, 
in Geret’3 Samml. B. XI. 1034. 
Die unterirdifchen Grubenfelder der Bergwerfe unterlie⸗ 
gen Feiner Bonitaͤtsklaſſifikation. 


Gef. die allgemeine — ——— in en 15. — 1828. 6. 
6. Geſ.«Bl. 
Die durch den Bergbau veroͤdeten Flächen werben 
in die geeigneten Klaffen der Ortsflur gefeßt. 


Db. Gef. $. 34. Gef. Bl. ©. 137. 


Der Perfonalftatuß der Gen.Bergwerks⸗ und Sa 
Iinenadminiftration befteht aus: 

4 Generaladminiftrator, 1 Direftor, 6 Raͤthen, wovon 

zugleich zwey Oberappellationsgerichtöräthe in Bergmerfds 

ſachen find, 1 Affeffor, zugleich Salinen » Hauptbuchhals 

ter, 2 Sefretären, 2 Regiftratoren, 2 Salinen-Buchhals 

tern, 1 Salinen » Forfibuchhalter, 6 Rechnungsfommiß 


298 Bergeleven. 


ſaͤren, 1 ——— 1 Kaſſenkontroleur und 1 Kaſſen⸗ 
Offiziant. 


Erl. v. 30. Sept. 1826. Regbl. S. 687. 


58) Bergeleven. 


Als Bergeleven duͤrfen nur ſolche Individuen aufgenom⸗ 
men werden, welche den Konkurs beſtanden haben. 

Die Vorkenntniſſe, welche man von einem Kanr 
didaten für die Bergkunde fordert, find: daß er nicht nur 
eine gute, Ieferliche Handſchrift fehreibe, Auffäge abfaffen, 
fonne, und im Rechnen erfahren feye, fondern, daß er auch) 
die, dffentlichen Schulen befucht, und wo möglich, die phyfis 
Falifhen, mathematifchen und naturhiftorifchen Kurfe bereits 
vollendet habe. Sodann foll derfelbe im Planzeichnen ſchon 
etwas gehbt feyn oder wenigſtens eine gute Anlage zur Ers 
Vernung des Zeichnens beißen; auch darf er im Alter nicht 
über 24 Jahre vorgeruͤckt ſeyn und er muß einen gefunden 
Körperbau befigen. 

Die vier befferen, bey dem Konkurs ſich auszeichnen, 
den, Subiekte erhalten eine Zufiherung von 300 fl. zu ihrer 
weiteren Ausbildung, 

Erl. die Aufnahme der Berg und — betreff. v. 2. 
April 1807. Regbl. S. 639. | 
Dad Eleveninftitut hat den Zweck, junge, fühige 
Leute zu brauchbaren Beamten bey dem Berg + und Hüttens 
fache heranzuziehen, und es ift ausdruͤcklich feftgefezt, daß Feis 
ne andere, ald die Inſtitutszoͤglinge, zu einer Beamtenſtelle 
befördert werden follen. 

- Der. Unterricht der Eleven theilt fich in den theoretis 
fhen und praftifhen. Mit dem praftifhen Unterricht 
wird der Anfang gemacht, theild um ihren Körper frühzeitig 
an die Befchwerlichfeiten ihres Metierd zu gewöhnen, theild 
auh, um ihnen mechaniſch die Vorfchriften beyzubringen, 
nach welcen der Betrieb des Bergbaues und der Hütten: 
Werte zu Teiten ift. Zu diefem Ende haben fie gleich nad) 
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ihrer Annahme zwey Jahre auf den Bergs und Hüttens 
Merken zuzubringen und hierauf folgt erft der theoretifche 
Unterricht in den erforderlichen Hälfswiffenfchaften, welcher 
ebenfalls zwey Jahre dauert, wonach noch weitere zwey 
Jahre dem Bereifen der ins und ausländifchen Bergwerfe zu 
widmen find. Die Lehriahre der Berg+ und Hüttenzoglinge 
dehnen fich fomit auf ſechs Jahre aus und fie werden erft 
in dem letzten Abfchnitt der ſechs Jahre als wirkliche Eleven 
des Inſtituts in den Tabellen aufgeführt. Inner dem gedach⸗ 
ten Zeitraum wird die Direktion zu beurtheilen vermögen, 
ob ein Zögling mehr bey der praftifchen Ausäbung feines 
Metierd, oder mit, der Feder Teiften dürfte, und hienach bes 
flimmen, ob er nach Beendigung der Lehriahre ald Gehuͤlfe 
bey den Bergs und Hättenämtern, oder ald Acceſſiſt bey den 
Kollegien anzuftellen feye? 

Der theoretifche Unterricht begreift folgende Fächer: 

Im erften Jahr: 

Arithmetif und niedere Geometrie, - 

Mineralogie, 

| Chemie, 

Geſchaͤftsſtyl und Buchhalten, 

Baus und Planzeichenkunſt. 

Im zweiten Jahr: 

Hoͤhere und angewandte Mathematik, 

Phyſik, 

Geognoſie, 

Bau⸗ und Planzeichenkunſt, 

Geſchaͤftsſtyl und Buchhalten, 

Bergbaukunde, fuͤr die Bergeleven, und 

Probirkunſt und N , für die Hütteneleven ind 
befondere, 

V. die Berg- und Hütteneleven betreff. v. 30, Nov. 1803. 

Regbl. v. 1804. ©. 95. — 

Die —— Anzahl der Eleven wird auf den Uns 
trag der Generalbergwerfdadminiftration durch das Finanz 
minifterium beflimmt und genehmigt. Die fähigeren Sub» 
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jekte werden, wenn ſie einmal die vorgeſchriebenen Lehrkurſe 
vollendet haben, zur beſtaͤndigen Aufſicht in den Revieren 
verwendet. 

Waͤhrend des Lehrkurſes in der Stadt erhalten die Ele⸗ 
ven, welche ſich zu einer Unterſtuͤtzung qualificiren, 1 fl. und 
in den Revieren 45 Fr. für den täglichen Bedarf, wogegen 
die früher bewilligten Stipendien ceffiren. 


B. die Eintheilung der DIE Pat, v. 29. Sept. 1808, 
$. 11. Regbl. ©. 2970 


59) Berggerichte. 


Die Berggerichtöbarkeit ift feit 1809, nach Aufhebung ber 
eigenen Berggerihte mit ben allgemeinen Gerichtsan⸗ 
flalten verbunden, und wird demnach ausgeübt: 

in erfter Inſtanz bey den Untergerichten ber Bergres 

viere, in zweyter Inſtanz bey den Appellationsgerich⸗ 

ten, und in letzter Inſtanz bey dem Oberappellations⸗ 
gericht. 
Die erſte Inſtanz bildet ſich: 

a) aus dem Vorſtand jenes Untergerichts, irn deſſen Amts⸗ 
bezirk der Streitgegenſtand liegt; 

b) aus einem Aſſeſſor deſſelben; 

ec) aus dem Beamten bed einfchlägigen Bergamts; und 

d) aus dem bey dem Untergericht vereideten Protokolls 
führer. 

Das Berggeriht in zweyter Inſtanz befteht aus eis 
nem Senat des Kreisappellationdgerichtd und zwar, unter 
dem Borfiß des Prafidenten, aus einem Direktor diefes Ges 
richts, dem betreffenden Bergbeamten, zwey Appellations⸗ 
Raͤthen und einem Sekretaͤr. 

‚Die lhetzte Inſtanz bey dem Oberappellationsgericht 
wird, unter dem VBorfiß des Prafidenten, gebildet aus eis 
nem für Bergfachen vom König ernannten Direktor, drey 
Oberappellations⸗ und zwey Oberbergräthen und einem das 
Protokoll führenden Sekretär. 

Die Kompetenz diefer Gerichte befchränft ſich im un 
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gemeinen auf die Ausuͤbung der Berggerichtöbarfeit über 
alle Bergſachen, über alle zu den Bergwerken gehörigen Pers 
fonen, und über alle Ber, werksplaͤtze. 

Die Gerichtsbarkeit "über Bergſachen betrifft alle, 
nach den Beflimmungen der Bergordnung, zu dem Bergres 
gal gehörigen Foffilien in und außer den Gruben, fofern 
Streit darüber entſteht; auch erfennen diefe Gerichte über 
Bergfehulden, welche Jemand zu dem Bergwerk oder an die 
Gewerkſchaft fhuldig iſt; wogegen Privatfchulden der Bergs 
leute vor den ordentlichen Richter gehören. | 

Die Berggerichtöbarfeit erſtreckt fich ferner über bie 
Bergbeamten und Officianten, Berg: und Huͤttenarbei⸗ 
ter, und Bergwerksverwandte in allen Sachen, welche unter 
den vorbemerften Begriff von Bergſachen gehören; in allen 
übrigen Sachen, fie feyen ftreitig oder nichtftreitig, perfünlich 
oder dinglich, die das Bergs und Huͤttenweſen nicht betref- 
fen, find gedachte Perfonen den orbentlichen Civifbepörden 
unterworfen. 

Die Bergpolizey unddad Bergdidziplinarwe 
fen flieht den Bergämtern, beziehungsweife der Generalberg- 
werfdadminiftration zu; diefe Stellen erkennen ausfchließlich 
über die Vergehungen im Dienft und nur, wenn foldye in 
wirfliche Verbrechen übergegangen find, tritt die Zuftändig- 
feit der ordentlichen Juſtizbehörden ein. 

Entfieht über dad Vermögen eines Gewerken, Bergwerks⸗ 
verwandten u. ſ. w. der Konku rs; fo hat dieſen das eins 
fchlägige ordentliche Gericht zu verhandeln, und der Berge 
wertsantheil des Schuldners, oder die bemfelben zuflindige 
Ausbeute gehört zur gemeinen Maffe, jedoch muß die Liqui⸗ 
dation des Bergwerkeigenthums bey den in Bergſachen ans 
geordneten Gerichten geſchehen. 

Endlich erſtreckt fh die Gerichtsbarkeit der VBerggerichte 
auch auf alle Berswerfspläge, namlich auf alle Berg- 
häufer, Mühlen, Schmelghätten, Bruch- und Waſchwerke, 
fodann auf die Falden, Bergwege, Steigen u. f. m. fofern 
fie fireitig werder, aber nur in fp Tange, als diefe Gegens 
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ftände in dem Eigenthum bed ganzen Bergwerks oder eins 
zelner Gewerke und Lehenſchaften fich befinden und fo Tange 
fie zum Bergmwerfögebraudh beftim' =. find. 

Die befondere Kompetenz der Berggerichte betrifft 
folche bergreshtliche Streitigkeiten, die ſich ruͤckſichtlich des 
oberften Bergherrn oder der Bergwerksverwandten ergeben, 

Erftere Streitigkeiten entfpringen aus dem wechfelfeitis 
gen Verhältniß der Nechte und Berbindlichfeiten zwifchen 
. dem oberften Bergherrn und: den Bergwerksverwandten; 
Yeztere betreffen die Berhältniffe der Bergwerkseigenthuͤmer 
unter ſich und in Beziehung auf ihre Bedienten und Arbeis 
ter. | 

Bey Bergprozeffen ift dad Verfahren fummarifch, 
obſchon die wefentlichen Städe des Prozeffed bey Strafe der 
Nichtigkeit beobachtet werden follen. Die Zermine zu ber 
Berhandlung dürfen fih nicht über 14 Zage ausdehnen 
und die Berufung muß innerhalb 30 Zagen bey der höheren 
Inſtanz eingefuͤhrt werden. 

Die Untergerichte erkennen uͤber ſtreitige Bergrechts⸗ 
gegenſtaͤnde in erſter Inſtanz und der als ſtaͤndiges Mitglied 
beyzuziehende Bergbeamte hat in Privatpartheyſachen eine 
entſcheidende Stimme, in welchen Faͤllen noch ein zweiter 
Landgerichtsaſſeſſor den Verhandlungen anzuwohnen hat. 
Wird von dem Urtheile erſter Inſtanz appellirt, ſo 
find die Akten mit den Entſcheidungsgruͤnden an das betref: 
fende Appellationsgericht einzuſchicken. Der auch hier als 
ftändiges Mitglied beyzuziehende Bergbeamte hat in Privat 
partheyfachen ebenfalld eine entfcheidende, in Sachen des 
Bergfiskus aber blos eine informirende Stimme. 

Sin lezterem Hall bat zur Ergänzung der vier entfcheis 
denden Stimmen ein weiterer Appellationsgerihtörath ans 
zuwohnen. 

Wenn von den Erkenntniſſen der zveyhten Inſtanz die 
Berufung ergriffen wird; fo find die Aten mit Entfcheis 
dungsgründen an bad Oberappellatiensgericht ein— 
zuſchicken. Die bey diefem als ſtaͤndige Miglieder angeftell- 
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ten zwey Dberbergräthe führen in Privatpartheyfachen eis 
ne entfcheidende,. in Sachen, bey welchen ber Vergfiskus 
betheiliget ift, eine informirende Stimme, 


Die Klage Über Bergftreitigfeiten ift bey dem eins 
ſchlaͤgigen Untergeridhte, in deffen Amtsbezirk der Streitges 
genftand Tiegt, anzubringen, welches diefelbe zum Protos 
fol nimmt, diefed dem betreffenden Bergbeamten mittheilt, 
und auf gegenfeitiges Benehmen den Gerichtötag zur weis 
teren Sachverhandlung feftfeßt. 

Die Berufungsfchriften an bie wet Inſtanz erhalten 
die Auffchrift: 

„An das Fonigl. Appellationsgericht zu N. N.“ 

„sn Bergwerksſachen.“ 

Für die dritte Inſtanz ift die Adreſſe: 

„An Seine Fonigl. Majeftät von Baiern.“ 

„An ein koͤnigl. Oberappellationsgericht in Bergwerks⸗ 

ſachen. 


Organ. Ed. über die — —— v. 14. Sept. 1809. 
Regbl. ©. 1577 — 


60) Berichte. 
ſ. Ausfertigungen. Eingaben. Jahrsberichte. 


Die Anrede an den König in Berichten und Vor⸗ 
ftellungen heißt: 
„Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigfter König! 
„Allergnädigfier König und gar! 
Sm Kontert fehreibt man: . 
„Euer Fönigl. Majeſtaͤt“ Allerhoͤchſtdieſelbe ıc. 
Am Schluß bedient man ſich der Subjectiongfors 
mel: | 
„Allerunterthaͤnigſt treugehorfamft‘ 
Endlich, die Aufſchrift Yautet: 
„An Eeine Fonigl. Majeftat von Baiern. 


Snftruft. die Form der Berichte betreff. v. 1. Zan. 1806. 
Regbl. ©. 7. 
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Neben der vorfchriftmäßigen Auffchrift der Berichte muß 
auch das betreffende Minifterialdepartement und der Gegen⸗ 
ftand des Inhaltd in Kürze angemerft werden. Z. B. 

„zum koͤnigl. Minifterium des Innern. 

GStiftungd > und Kommunaivermögensgegenflände, 


V. die Ueberſchrift der Berichte an die Dal Stelle betreff. v. 
18. Jan. 1808. Regbl. 

Ueber dad Abfaffen der Berichte fi find folgende Vor⸗ 
ſchriften gegeben: 
a) Alle Berichte und Vorſtellungen muͤſſen auf einen gan⸗ 

zen Bogen, und zwar nach dem eingeführten Papierfors 

mat halbbruͤchig gefchrieben werben. 

b) Die Borftellungen und Gefuche von Partheyen find in 
gleicher Form gedoppelt, und mit Beobachtung des 
Stempelmandats einzureichen. Diefed gilt auch von 
den Beylagen. Ä 

ec) Es dürfen nicht mehrere Gegenftände in einem Bericht 
oder Borftellung zufammen gefaßt werden. Diefes. ift 
auch bey Borftellungen zu beobachten, die fich zunaͤchſt 
zur Cognition der Unterbehörden eignen. 

d) Alle von Amtöwegen zu erftattenden Berichte find oben 
an der Tinten Seite des Bogend mit dem Beyſatz „ex 
officio’’ zu bezeichnen; dagegen ift bey den durch Auf 
träge und Refiripte der Regierung veranlaßten Berichs 
ten nicht nur die Einlaufds und Kanzleinummer, mit 
dem Datum des Neferiptd, fondern auch die Nummer 
des Terminfontrolmanuald, wenn folche im WRefeript 
beigefeßt ift, zu bemerfen; 
3 . B. ad Num. €, 8115. 


K. 8231. 
T. € Num. 96. 


e) Der Betreff der Berichte und Eingaben wird zur Yinfen 
Seite des Bogend unterhalb der Anrede mit kurzen 
Worten angemerkt, 

f) Wenn 
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f) Wenn in folhen auf frühere Neferiste Bezug genoms 
men wird, fo ift immer außer dem Datum derfelben, 
die Erpeditionsnummer des erflern, dann das Jahr, die 
Nummer und Seite des bie Teßtern enthaltenden Ne; 
gierungs > oder Intelligenzblattd genau anzugeben. 

8) Die Neffortverhältniffe find ebenfalld genau zu beobs 
achten, und es ift fowohl der Auffchrift als der Anrede 
die zuftändige Kammer jedesmal beyzufügen. 

h) Bey Berichten, deren Inhalt fi nur zur Wiffenfchaft 
ded Prafidiumsd eignet, oder geheim bleiben folle, iſt 
auf der Adreſſe beyzuſetzen | 

„zur Eröffnung durch das Praſidium.“ 

i) Sind den Berichten und Vorſtellungen Beylagen ange 
fügt, fo ift unter dem Allegationsſtrich die Zahl derſel⸗ 
ben oder der Aktenhefte anzugeben, z. B. 

5 Aktenhefte, oder 5 Beylagen. 


k) Die Berichte der Unterbehörden find im Namen ber 
Amtsftelle, und nicht der dabey funftionirenden Indivis 
duen abzufaffen. | 

J) Alle Berichte muͤßen mit deutlicher Namensunterfchrift 
des Amtsvorſtands und des Berichtverfafferd ausgefers 
tigt feyn, fo wie auch die Bittgefuche mit dem Bor 
und Zunamen, Stand oder bürgerlichen Charafter des 
betreffenden Individuums und mit der Unterfchrift des 
Goncipiften verfehen feyn muͤßen. 

m) Bey Bezeichnung des Tages, Monats und Jahrs eis 
ner fchriftlichen Verhandlung oder Ausfertigung find als 

le Abfärzungen zu vermeiden, und es muß in Rein 
fchriften fowohl, ald Concepten der Name ded Monats 
wörtlich, der Monatstag und das Jahr aber mit den re; 
cipirten arabifchen Ziffern gefchrieben werben. 

n) Endlich ift der Kollationirung der an die vorgefekten 
Dienftbehorden abgehenden Berichte eine forgfältige “u 
merkſamkeit zu widmen, 

20 
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Erl. die Form der Berichte und Eingaben an die königl. Regies 
rung betreff, v.-10, Mi 5 v — Geret's Samml. B. 
521. 


Alle Berichte oberen Gerihhtöftellen an die al 
lerhoͤchſte Stelle, fie moͤgen ex officio oder auf ergangene 
Weiſung erſtattet werden, fodann alle Berichte der Unterges 
richte an die oberen Juſtizſtellen welche eine Entſchließung 
des Regenten beabſichten und. auf. einen Regiminalgegenfiand 
gerichtet find, ‚bleiben ber ‚Anwendung des Stempels 
enthoben. 


V. den Stempel bey Berichten bettefi v. 18. May 1809. in 
Geret's Samml. B. J. S. 9. 


Aniserinserimgen ‚ oder Berichte der Unterbehörden. in 
Rekursfaͤllen unterliegen dagegen dem Stempel, 
weil fie dem Unterrichter nur auf Inftanz der Parthien ab: 
gefordert werden, fomit Gegenftände betreffen, wobey bag 
Intereffe der Parthien, als folcher, unmittelbar betheiligt iſt. 


Erl. den Stempel der Amtöberichte in Rekursfällen betreff. v. 
30. Zul. 4812. in Geret's Samml. B. 1Il. ©. 27. 


Für einen fimpeln Remiß- oder nterimsbericht wird 

die Taxe einer Feinen Kanzlei: Ausfertigung mit 30 fr. 
angefekt. 
Fuͤr einen einfachen Informations: oder Gutachtens» 
Bericht in einer unwichtigen und nicht verwidelten Geſuchs⸗ 
oder anderen Sache ift eine Zare von A fl. 30 fr. zu er 
holen. | | 

Berichte von größerer Wichtigkeit, Weitläuftigkeit und 
Derwidelung werben zu 3 fl. taxirt. 

Wenn in wichtigen Gegenftänden ein Bericht aus weit⸗ 
laͤuftigen Akten hiftorifch bearbeitet, und das Gutachten mit 
befonderen Erörterungen und Anwendung neuer Grundfäße 
verfehen werden muß, fo erhöht ſich die Taxe bis auf 6 fl. - 

Neben diefen Zaren find auch noch die Zuftellgelder und 
die Schreibgebühr für jedes Blatt, ausſchließlich des erſten 
Bogens, mit 6 fr. zu erheben. 
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. 984. ; 


Die Zaren der Hauptberichte in flreitigen Rechtes 
fahen richten fi) nad dem Werth ded Streitgegenftandes 
und betragen | 

von A fl. bi incl, 49 fl. so: Af.e 18 kr. 
— Of. — — 19f. + 2 fl. 56 1/2 fr. 
— 10 fl. — — 499 fl. ⸗S5 fl. 45 1/2 kr. 
— 500 fl. und darüber .io104 5 fl. 5 fkr. 

Dieſe letztere Taxe wird auch erhoben in Faͤllen, wo es 
ſich um ein Zweihundert Gulden oder daruͤber betragendes 
ewiges Recht handelt. 

Außer dieſen Zaren wird noch beſonders die Schreib⸗ 
gebuͤhr für jedes Blatt der abfchriftlichen Beylagen mit 
5 Fr. erhoben. 

Für Berichte in Ehefcheidungsfachen wird die Interims— 
Berichtstare mit 25 fr. berechnet. 

Berichte der Gerichtöbehörden an ihre vorgefeßten Stels 
Yen über gefchehene Publifation eines oberrichterlichen Ur⸗ 
theild find nebft den angefchloffenen Protofollabfchriften als 
Dfficialfachen tarfrei zu belaffenz; eben diefed gilt von den 
Berichten und Snftruftionsverhandlungen über Remuneratis 
ons⸗, Unterſtuͤtzungs⸗, Anftellungs:, Befoldungsvermehrungd-, 
Vorſchuß- u. dgl. Gefuche, 

Tarif der Amt» ea Geret’8 Samml. 3. 

n 

Bey der Verfiegelung ber Berichte ift das Amts⸗ 
ſiegel vollſtaͤndig und deutlich aufzudruͤcken, und wenn die 
Anlagen das Format entſtellen würden, fo find ſolche in eis 
nem befonderen Umfchlag gehörig zu unterbinden, 

Menn der Bericht eine auf einen beflimmten Tag abr 
suliefernde Arbeit betrifft, fo wird außerhalb neben dem Sie; 
gel der Tag und die Stunde bemerkt, wann berfelbe der 
Pofterpedition oder dem Boten übergeben worden ift. 


B. v. 9 Nov. 1810. in Geret's Samml. B. IV. ©. 310. 
20 * 
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Die Außerachtlaſſung der Vorſchriften: 

a) daß bey jedem Bericht, welcher aus hoͤherem Auftrag 
erſtattet wird, Nummer und Datum des Reſcripts im 
Kontexte zu allegiren ſeye; 

b) daß bey Berichten, welche von Amtswegen — 
dieſes auf dem Rande bemerkt werden muͤße; und 

€) daß mit einem und demſelben Berichte weder verfchies 
denartige Produkte vorzulegen, nocd heterogene Gegens 

ſtaͤnde zu Fumuliren feyen, 

wird mit einer Strafe von 1 fl. 30 Fr. geahndet. 


DB. die Berichterftattungen betreff. v. 21. Nov. 1822. in Geret’d 
Samml. B. XII. S. 1345. 


61) Beſcchau. 


Die Aufſtellung der für die Handhabung der Viktua— 
lienpolizey wunentbehrlichen Beſchauleute, Meffer und 
anderer Sacjverftändigen gebührt dem Magiftrat, nad) v vors 
laͤufigem Benehmen mit der Polizeydirektion, 


V. dad Verhältniß zwifchen der Polizeydireftion und dem Mas 
giftrat in Münden, betreff. FE 15. Aug. 1818. $. 48. Geſ.⸗ 
591. 


2) Befhheide 
f. Erfenntniffe. 


Sowohl Bey s ald Hauptbefcheide in Prozefangelegen: 
heiten, wenn fie beffimmte Geldfummen enthalten, 
unterliegen ohne Unterfchied der Inſtanz dem Gradatis 
onsſtempel; außerdem aber nur dem Klaffenftempel mit 
15 fr. Wird der Befceid nicht fürmlich ausgefertigt, ſon⸗ 
dern blos auf das Protofoll felbit -gefchrieben, fo it Fein 
weiterer, ald der Stempel von 3 Fr. nöthig. 


Gtempeltarif in Geret’3 Samml. B. XII. Anh. IL ©. 19. 
‚Für den Auszug eined Befcheided aus dem. Gerichts 


protokoll werden 40 fr. Zar erhoben, wenn derfelbe ein 
erviged Necht oder eine Streitfumme von 50 fl. und darüber 
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betrifft; iſt aber die Summe geringer, fo kommen nur 20kr. 
zum Anſatz; beydes neben der Schreibgebuͤhr von 5 fr, pr. 
Blatt, ausfchließlich des erften Bogend. 

Die Eroͤffnung eines Ends oder Zmifchenbefcheides 
wird mit 50 Pr. taxirt; für die Verkündigung aller übrigen 
Handlungen ift die Hälfte mit 25 Fr. zu bezahlen. 

Tarif der Amts» nu — in Geret's Samml. B. 

l. Anh. 1. ©. 24. 

Gegen Befcheide ‚, woburd der Kläger mit feiner Klage 
ohne weiteres Verfahren ganz oder bedingt abgemwiefen 
wird, findet Appellation ſtatt. 

Gef. einige Verbefferungen der Gerichtdordnung beitefl vd. 22, 
Jul. 1819. $. 19. (1) Geſ.⸗Bl. ©. 7 

Die Befcheide über Zulaffung zum Armenrecht ſind tax⸗ 
und ſtempelfrey auszufertigen. 

V. das Armenweſen betref, — Jun. 1827. (5.) Regbl. 


5) Befheinigungem 


Befcheinigungen und Quittungen unterliegen dem Gras 
dationsſtempel. 


V. das Stempelweſen betreff. v. 18. 20. 1812. di 3. (a.) 
Regbl. v. 1813. ©. 

Die Befcheinigungen über Geldbezäge aus den Mil 
tärfonds haben um fo weniger eine Ausnahme von dem 
allgemeinen Stempelmandat zu genießen, ald überhaupt als 
len Etiftungsfondsfapitalien, ohne Ruͤckſicht auf ihren Zweck, 
fo wie audy den Depofiten s und Pupillengeldern, keine Stem⸗ 
peldefreyung zugeftanden ift, 


Erl, die Stempelpflichtigkeit der Militärwittwen = u. Stiftungs: 
Fonds betreff. v. 3. Jun. 1813. in Geret’3 Samml, B. 


Die Quittungen über den Empfang von Staatszin 
fen und über zurüdbezahlte Staatstapitalien müßen 
mit dem betreffenden Gradationöftempel verfehen feyn, jedoch 
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mit Ausnahme der Zinscoupons von ‚ben „au porteur“ 
lautenden Staat3obligationen. 
Erl. den Gebrauch ded Stempeld bey — — 
v. 23. Aug. 1814. in Geret's Samml. B. VII. S. 4 
Die Beſcheinigungen oder Quittungen beduͤrfen des 
Stempels nur inſoferne, als fie bei einer Juſtiz⸗- oder 
Adminiſtrativbehoͤrde, Staats- oder anderen oͤffentlichen Kafß 
ſe des Reichs produzirt werden und in dieſem Fall iſt auch 
dien ach traͤgliche Anheftung des Stempels geſtattet. 
Gef. die Stempelordn. betreff. v. 11. Sept. 1825. Art. II. (2.) 
Geſ. Bl. ©. 178, 


64) Beſchlagnahme. 
f. Arreft. Preßfreiheit. 


* 6) Beſchlagſchmiede. 
ſ. Thierärzte. Veterinärſchule. Viehſeuche. 


Jeder Schmied, welcher dad Recht des Hufbeſchlages 

als Meiſter ausuͤben oder einer Beſchlagſchmiede vorſtehen 
will, muß zuvor an der Central-⸗Veterinaͤrſchule zu München 
eine Prüfung über die Anatomie des Pferdefußes und 
Hufes, fodann über die diefe Theile gewöhnlich befallenden 
Krankheiten abgelegt und Beweife feiner Fähigkeit in ber 
Befchlagktunde des gefunden und Franfen Pferdehufs gegeben 
haben. 
"In Diejenigen, welche diefer Pruͤfung nicht gewachſen ſind, 
muͤßen uͤber benannte Gegenſtaͤnde Unterricht an dem Inſti⸗ 
tute nehmen, wofür fie, außer dem etwa unbrauchbar ges 
machten Material, nichts zu bezahlen haben. 

Nach abgelegter Prüfung erhalten fie ein von dem In⸗ 
flitute ausgefertigtes Zeugniß, weldes zur Erlangung 
des Meifterrechtd und. zur Führung einer eigenen Befchlag- 
ſchmiede befähiget und deßhalb der Obrigkeit des — 
ſungsortes vorzuzeigen iſt. 


v 


Beſchwerde. | dit 


Die- Zeit, welche ein Befchlagfchmied im Unterricht an 
der Beterinärfchule zubringt, wird in bie üblichen Wanders 
jahre eingerechnet. 

Ed. die Errichtung einer Gentral: Veterinärſchule OR v. 1. 
Febr. 1810. $, 24. Regbl. S. 127. 

Die Unterrichtszeit fuͤr die ſimpeln Veſchlagſchmiede an 
ber Veterinaͤrſchule iſt auf die erſten zwei Monate eines 
Semeſters feſtgeſetzt, und am Ende derſelben ſolle ne 
eine Prüfung diefer Subjefte ftatt haben, 


Erl. die Unterrichtögeit für die Beſchlagſchmiede betreff. v. 15. 
Jan. 1811. Regbl. ©. 114. 

Die von der Centralveterinaͤrſchule mit Approbations— 
Zeugnijfen verfehenen Befchlagfcehmiede follen bey Uebernah⸗ 
me einer Ehehaftsgerechtigfeit, oder nach erhaltener Konzefs 
fion den Hufbefchlag ohne Ablegung eines Meifterftüds 
in diefem Fache und ohne Beftreitung ber hiefür herfomms 
lichen Koften ausüben dürfen, 

Hinfichtlich des Meiſterſtuͤcks in den Übrigen Gattungen 
der Schmiedarbeit hat e8 bey den — der Zunft⸗ 
Artikel ſein Verbleiben. 


Erl. dab — der approbirten — EICH betreff. v. 
8. Juni 1816. Regbl. ©. 

Die Aufftellung bewährter Huf⸗ und Beſchlagſchmie— 
de iſt, unter Vorbehalt der Reklamationen und der Oberge— 
walt in Abftellung von Mißbraͤuchen und Fehlariffen, den 
Unterbehörden überlaffen. | 


V. di Wirkungskreis der oberften Vermaltungsfiellen betreff. 
. 417. Dez. 1825. Tit. 5. $. 55. Regbl. ©. 1085. 


66) Beſchwerde. 
ſ. Petitionsſsrecht. Reklamation. Rekurſe. 


Wenn Unterthanen durch die Rentaͤmter an ihren 
Rechten gekraͤnkt zu ſeyn glauben und von den obern Admi—⸗ 
niſtrativſtellen keine befriedigende Abhuͤlfe erlangen, ſo koͤn⸗ 
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nen ſie in Sachen, die zum Rechtsweg geeignet ſind, bey 
den Appellationsgerichten gegen den koͤnigl. Fis kus auftre⸗ 
ten; es hat aber in ſolchen Faͤllen die adminiſtrative Unter⸗ 
behoͤrde weder als Klaͤger, noch als Beklagter vor Gericht 
zu ſtehen, noch hat eine ſolche den Fiskus gegen die Anſpruͤ⸗ 
che der Unterthanen felbft zu vertreten; auch ſteht dem Ap⸗ 
pellationsgericht eine direkte Weiſung an dieſe Unterbehoͤrden 
nicht zu. 
V. die leer der Unterthanen gegen Rentämter betreff. 
4. Febr. 1809. Regbl. S. 1539. 

Die Abſtellung der Beſchwerden uͤber Beamte, Schreiber 
und Diener, die Klagevernehmung gegen Grund- und Ges 
richtöheren, wenn die Klage nicht ftreitige Rechtsverhältniffe 
betrifft, die Ruͤgung der Sportels und Taxexceſſe, ſowohl 
von Amtswegen, als auf Anrufen der Betheiligten, und die 
Entſcheidung in ſtreitigen Taxgegenſtaͤnden liegt in der Be⸗ 
fugniß der Kreisregierung, welche ſich bey ſolchen Faͤllen 
mit der Kammer der Finanzen zu benehmen hat. 

V. den Wirkungskreis der oberſten — — betreff. v. 
17. Dez. 1825. $. 82. Regbl, ©. 1101, 

Befchwerden zwifchen Meiftern, Gefellen und Lehr— 
jungen, uͤber ihre aus dem Handwerk hervorgehenden Ver⸗ 
haͤltniſſe, ſo wie der Kunden und Kaͤufer gegen Handwerker 
und Kaufleute, fo fern fie nicht eine rechtliche Beziehung has 
ben, werden von dem Magiftrate beygelegt oder entfchieden, 


DB. daB Verhältniß zwiſchen der ———— und dem Ma— 
giſtrate in München le 5. Sept, 1818. $. 73. 
Ge. Bl. "600. 

Beſchwerden gegen Erflärungen und Verfügungen des 
Wahlausfchuffes.oder feines Vorftandes in Wahlangele: 
genheiten werden bey der vorgefeßten Kreiöregierung ange: 
bracht, von deren Befcheid in der Regel eine weitere Beru⸗ 
fung nicht mehr ſtatt hat. 

Iſt jedoch die Beſchwerde 
1) gegen einen angeblichen Mißbrauch der amtlichen Ge 
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walt zur Befchränfung ber Wahifreiheit gerichtet, oder 
handelt es ſich 

2) von einer Verweigerung des Wahlrechts, auf welches 
ber Befchwerdeführer gefeglichen Unfpruch zu haben glaubt, 
fo fteht im erften Fall der Weg zur Anrufung höherer Hülfe 
gegen die befchwerenden Entfchließungen der Kreisregierung 

bey dem Staatsminifterium des Innern offen, und im 

zweiten Falle geht der Rekurs an den Staatsrath. Keir 

ne Berufung und Fein Rekurs hat übrigens in Anfehung 
der im ange begriffenen Wahlen eine hemmende Kraft, 
und dad von der Berufungs ; oder Nefursftelle gegen 
tie Entfcheidung des Wahlausfchuffes erlaffene Erfennts 
niß wirft auf eine vollendete Wahl nicht zuräd, den 
einzigen Fall der Nichtigkeit ausgenommen. 

Gef. die ne, betreff. v. 5. Aug. 1818. Ärt. 
Geſ.Bl. S. 507. 

Beſchwerden, welche aus einem gerichtlichen Verfahren 
adminiſtrativer Stellen in gemiſchten Rechtsſachen oder 
bey Gelegenheit und in Verbindung derſelben entſpringen, 
und woruͤber der Rekurs an die ordentlichen Gerichtshoͤfe 
nach den beſtehenden Normen nicht geſtattet iſt, eignen ſich 
fuͤr den aus dem Staatsrath gebildeten Ausſchuß. 


Inſtrukt. für den ——— v. — Nov. 1825. 6. 22. Regbl. 
. 874. 


ET 


Jeder Befchwerde muß eine Abfchrift des veranlaffenden 
Beſcheides der Unterbehörde beygefügt feyn, wenn ders 
felben eine Folge gegeben werden folle. 


B. die bei dem Minifterium ded Innern einfommenden ——— 
deſchriften betreff. v. 14. Jan. 1826. Regbl. ©. 


5) Bei 


Die Gemeindevorfteher haben am Ende eines jeden Vier— 
teljahres® dem vorgefeßten Untergerichte eine Anzeige der 
flattgehabten Befigveränderungen vorzulegen. 
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V. die Gemeindeverwaltung Ye gr 1 May 1818. $. 133. 
(1.) Geſ. Bl. S 
Durch die Fatirung und Verſteuerung eines Grundſtuͤ⸗ 
des kann deſſen rechtmaͤßiger Beſitz und Eigenthum 
nicht bewieſen werden. 
Erl. v. 24. Aug. 1813. Regbl. ©. 1084. 


69) Befigveränderungsbud. 
f. Umfihreibfatofter. 


Zur KRontrolirung bed richtig gefchehenen Anmel⸗ 
dens aller Grundbefißveranderungen folle ın jeder Steuer: 
gemeinde ein-Befigveränderungsbuch geführt werden, in wels 
chem über jeden Güterwechfel durch die intereflirten Partheys 
en der betreffende Katafterartifel, die Natur und das Datum 
des Befikveränderungsaftes anzugeben und durch den Vor⸗ 
ftand Fürzlich vorzumerfen iſt. 


Diefed Buch wird von ben Gemeindevorftänden quartas 
liter bey dem Rentamt vorgelegt, um ed mit dem Ans 
meldungsprotofolle vergleichen und rädfichtlich unerlaubter 
oder mit Umgehung der vorgefchriebenen Anmeldung gefches 
hener Veränderungen bie. nöthigen Mafregeln nehmen zu 
koͤnnen. 


Inſtrukt. die Umfehreibung bey dem definitiven Steuerfatafter 
betreff. v. 19. Zan. 1850. $. 80. Regbl. ©. 363. 


70) Beſoldungen. 
f. Gehalte. Nahmonat. Standedgehalt. Sterbemonat. 


Die Befoldungen follen nad dem Ablauf jeden Mo; 
nats, innerhalb der erften Hälfte ded darauf folgenden. 
Monats dergeftalt berichtiget werden, daß immer die Heinen 
Befoldungen früher und die höheren zulekt zum Zuge kom⸗ 
men. 


Erf. die: Zahlungsart der Befoldungen Teen: se 2. Nov. 1808. 
in Geret’3 Samml. B. I .©1 6. 
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Die Befoldungsbezüge nehmen ihren Anfang.mit dem 
Tag der darüber ausgefertigten Neferipte, wenn nicht in dies 
fen eine andere Zeitbeftimmung ausdruͤcklich enthalten ift. 


Erl. den Befeldungsanfang betreff. 0.28. Febr. 1809. in Geret’3 
Samml. B. J. ©. 129. 


Bey Verſetzung oder Veränderung ſchon angeftellter 
Staatsdiener, fo wie bey Neaftivirung von Quieszenten, 
beginnt der mit der neuen Dienflesftelle verbundene etatds 
mäßige Gehalt von dem Datum ded Befoͤrderungs⸗, Bers 
feßungs + oder Reaftivirungsreferipted any fo wie auch mit 
dem nämlichen Tag der frühere Gehalt erlifcht. Die Auss 
bezahlung ded mit der neuen Bedienftung verbundenen Ges 
halts bleibt jedoch fo Tange fufpendirt, bis das Individuum 
ſolche wirklich angetreten und das vorgefchriebene Atteſt 
hierüber beygebracht hat. 

V. die Zahlungsbefugniſſe betreff. v. 2. May 1815. in Geret’3 
Samml. B. V. ©. 138. 

Die erfte Befoldungs-Quittung fol durch den Bors 
ftand der betreffenden Gefchäftftelle, oder, wenn diefer felbft 
der Empfänger wäre, durch den Amts-Extraditions- oder 
Einweifungstommiffär kontraſignirt feyn, mit dem Atteſt, 
daß der Antritt ded Dienftes oder der Funktion an dem 
zu bezeichnenden Tage wirklich erfolgt feye. 

Bey neuen Anftellungen, Beförderungen und Gehalts; 
zulagen, (legtere mögen in einer Erhöhung des etatdmäßigen Ges 
halts oder in Verleihung einer befonderen Funktionszulage beſtehen) 
muß die Kanzleytaxe zuvor entrichtet ſeyn, ehe die Kaſſe 
den neuen Gehalt ausbezahlen darf. 

Inſtrukt. über die Zahlungsbefugniſſe v. Bet . $. 6. 
(b.*d.) in Geret’3 Samml. B. IV. ©. 

Die Anweiſung aller in den Kreifen vorkommenden 
und aus den Finanzfaffen zu beftreitenden Ausgaben auf 
Befoldungen, Penfionen und Büreauerigenzen gehört zum 
Gefhäftsfreis der Zinanzfammern. 


V. den Wirkungskreis der oberften Vermaltungäfellen betreſ. v. 
17. Dez. 1825. Tit. ILL. $. 100. Regbl. 1111 
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Die Dienſtleiſtung des Beamten und deſſen Dien ſtes⸗ 
gehalt, find beyde widerruflicher Natur; beyde koͤn⸗ 
nen, ohne gerichtliche Klage zu begruͤnden, in Folge admi⸗ 
niſtrativer Erwaͤgung oder einer organiſchen Verfuͤgung, 
mit Vorbehalt des Standesgehaltes und Titels entweder fuͤr 
immer mittelſt Dimiſſion, oder fuͤr eine gewiße Zeit — 
Quiescirung benommen werden. 


Ed. die Verhältniſſe — — betreff. v. 26. May 1818. 
$. 19. Gef. Bl. ©. 341. 
Befoldungen find ı nur zu ein Drittel mit Arreſt zu 
belegen. 


Cod, jud. Bav. C, 18. $. 4. Num, 4, 
71) Beſoldungshaber. 


So lange der Befoldungshaber in Natur eingedient wird, 
foll derfelbe auh in Natur und zwar vierteljährig abgeges 
ben werden. 


B. v. 5. Nov. 1904. Regbl. ©. 957. 


Den Landrichtern, welche auf Befoldungshaber Ans 
ſpruch haben, follen nach wie vor 168 Metzen — 
werden. 


Erl. v. 2. Nov. 1811. in Geret's Samml. B. 1, ©. 131. 
72) Beſoldungsholz. 


| Das Befoldungsholz der Landrichter und Rentbes 
amten beträgt 36 Klafter, halb in hartem und halb in 
weichem. Hol;. 

Wenn einem Landgerichts Uftuar Fein Zimmer ange 
wiefen werden fann, fo hat ihm der Randrichter zur Beheis 
Kung feined Miethzimmers zwey Klafter hartes und zwey 
Klafter weiches Holz jährlich von feinem Dienftholz abzus 

geben. 


Erl. das Befoldungsbolz der Beamten Re he al $ebr. 1809. 
x in Geret's Samml. 3. 1. S. 1 


nz 
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Eine vorſchußweiſe Abgabe. der Befoldungshdlzer Fann 
nicht ftatt haben; vielmehr find folche jederzeit in den forfts 
ordbnungsmäßigen Holzfhlagsperioden anzumeifen. | | 
. Erl. die Abgabe des eg v. 1. Gun. 1810. 
in Geret’3 Samml. B./L. ©. 130. | 
Wenn ſich in einem Amtöbezirfe Staatswaldungen. 
befinden, fo fteht ed den Beamten in der Regel keineswegs 
frey, ob fie ihr Holz in Natur beziehen wollen oder nicht, 
fondern der Naturalbezug muß durchaus ftatt haben, fo fern 
nicht befondere örtliche Verhältniffe eine Ausnahme. begrün- 
den, ald worüber die Kreisregierung zu erfennen hat. 
Wenn aber in einem Amtöbezirfe gar Fein Staatsholz 
gefchlagen wird, oder, wenn das gefchlagene Holz wegen zu 
großer Entfernung vom Amtsſitz nicht wohl in Natur übers 
wiefen werden kann; fo ift deffen Bergätungan Geld 
nad) folgenden Normen auszumitteln und zu verrechnen: 
a) an Orten, wo dffentliche Holzmarfte am Sike ded Ber 
amten gehalten und daher auch amtliche Marftholz; 
preife regelmäßig befannt gemacht werden, wird der 
mittlere Durchfchnitt von den Holzpreifen der Monate 
Februar, März und April zu Grund gelegt, und davon 
derjenige Betrag in Abzug gebracht, welcher fih aus 
den forftamtlichen Durchfchnittspreifen der Holzfuhrlöhne 
ergiebt, wonach der Reſt des Marftpreifes dem Beamten 
als Vergütung zukommt; hingegen 
b) an Orten, wo Feine Holzmärfte ftatt finden, follen die 
einfchlagigen Forftämter jährliche (in denfelben Monaten 
erhobene) Ausweife vorlegen, um welchen Preis das 
Klafter weichen und harten Holzed in den dem Amtefiße 
naͤchſt gelegenen Gemeindeftiftungs + und Privatwalduns 
gen aus dem Schlage verkauft worden feye, und 
hienach ift dem betreffenden Beamten fein Amtsholz in 
Geld zu verguͤten. 


Erl. dad Beſoldungsholz der äußeren Beamten betreff. v. 20, 
März 1819. in Geret's Samml. B. IX. $. 1. 2. ©. 773, 
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Unter den Taufenden Jahreshieben find nicht die Hiebe 
einzelner Diftrifte und Waldungen, fondern fämmtliche in 
einem Forftrevier angeordneten Diebe zufammen verftanden, 
Demnad) beftimmt ſich die von einem Forftindividuum für fein 
Befoldungsholz zu empfangende Holzart nicht nach dem Schlage, 
wo er daffelde angeiwiefen erhält, fondern nad der vor⸗ 
berrfhenden Holzart in den Schlägen des ganzen Reviers. 


Ein Forftindividunm kann fih, ftatt der ihn treffenden 
Sceiterflaftern von der herrfchenden Holzart, auch minders 
werthe Holzgattungen in der Quantıtat bis zu dem Werthbes 
trage des ihm gebührenden Scheiterholzes anweifen Taffen ; 
ingleichem ficht es ihm frey, das ihn treffende Beſoldungs⸗ 
holz aus den feiner Wohnung am nächften gelegenen Schlas 
gen zu beziehen. 

V. dad a bed Forftperfonald a — 7. Juli 
1828. in Geret's Saͤmml. B. XV. 

Die fuͤr die Forſtbeamten in Hinſicht auf * Holzbezug 
ausgeſprochene Beſtimmung, gemaͤß welcher ſie ſtatt des har⸗ 
ten Holzes Ein Drittheil mehr — Holz beziehen duͤr⸗ 
fen, iſt auf ſääͤmmtliche Rentaͤmter und Sandgerichte ausges 
dehnt worden. 


Erl. das Befoldungsholz der Landbeamten PET: Ha 4a Nov. 
4825. in Geret’5 Samml. ®. XII. 


73) eſoldungskorn. 


Hinfichtlich der Getreidedeputate foll von der Natural; 
Abreichung nicht abgegangen werden und nur in dem 
befondern Fall, wenn diefe wegen gänzlihem Mangel an 
Getreide, oder wegen fchlechter Qualität deffelben nicht ans 
wendbar wäre, ift es ausnahmsweife erlaubt, den Normal 

Preis dafür zu vergüten. Ä 


Erl. dad Getreidedeputat de? —————— or , > Aug. 
4822. in Geret’3 Samml. B. XU. ©. 1 
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7) Befoldungsfheine 


Die Befoldungsfcheine unterliegen dem Gradationd 
ſtempel. 

V. das ————— betreff. v. 18. Du. 1812. $. 3. (a.) 

Regbl. v. 1815. ©. 

Die Berordnung vom 18. San. 1790 den Handel 
mit Befoldungsfcheinen betreffend, it erneuert und den koͤnigl. 
Kaffen anbefohblen worden, Feine verhandelten oder cedirten 
Befoldungsfcheine ferner anzunehmen. 


Erl. v. 18. Apr. 1806. Regbl. ©. 152. 


Ueber alle firen Gehaltöbezüge, welche in Monatsraten 
ausbezahlt werden, find monatliche, mit dem normal 
mäßigen Stempel verfehene, Quittungen auszuftellen,; das 
gegen Über Zantiemens und Prozentenbezüge, welche fich 
erft mit dem Schluß ded Finanzjahrs berechnen laſſen, fol 
Ien JahresQuittungen, mit dem die Inhaltsſumme ber 
treffenden Stempel verfehen, abgegeben werden. 


V. bie Befoldungsquittungen betreff. v. 50. a 1813. in Ge⸗ 
ret's Samml. B. III. ©. 2 


Die Anwendung des Gradationsſtempels ift bey 
Befoldungsfcheinen nur in foferne geboten, als fie bey einer 
Juſtiz- oder Mdminiftrativbehorde, Staats s oder andern üfr 
fentlichen Kaffe produzirt werden; in diefem Fall ift auch 
die nachträgliche Anheftung ded Stempels geftattet. 

Gef. die Stempelordn. betreff. v. 11. Sept. 1825. Art. II. (2.) 
Geſ.Bl. ©. 178. 


75) Beſtech um g. 


Wer, um einen Staatsdiener zum Mißbrauch feis 
ner Amtsgewalt zu verleiten, oder um denfelben in einer 
gegenwärtigen oder Fünftigen Angelegenheit fich oder einem 
Dritten geneigt zu machen, dieſem Staatsdiener felbft oder 
deffen Angehörigen irgend ein Geſchenk, Vortheil oder 
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Genuß anbietet, verfpricht oder giebt, oder anbieten, ver; 
forechen und geben laͤßt, wırd hiedurch des Verbrechens der 
Beftehung fhuldig und ift nach folgenden Normen zu bes 
ftrafen. ($. 1.) | 
a) Das Angebotene mag von dem Stagtödiener angenoms 
men und die Abficht des Beftechenden damit erfüllt wor; 
den feyn, oder nıcht, fo wird das Geſchenk konfiszirt 
und der Beftechende in die Bezahlung des zweifachen 
Werthes des gegebenen oder angebotenen Vortheils, 
oder, wenn ſolcher nicht in Geld zu berechnen wäre, in 
50 bis 300 fl. Strafe verurtheilt. 


Hat aber der Beftechende den Staatöbeamten wirt 
ich zu einer Handlung, oder Unterlaffung verleitet, 
welche den Gefeßen ded Staats, den Rechten Dritter, 

“oder fonft unbezweifelten Amtspflichten entgegen ift; fo 
hat er noch außerdem ein» bis fechömonatliches Gefängs 
niß verwirft. ($. 2.) 


b) Jeder Staatöbiener if bey Berluft eines monatlichen 
Betrages feiner Befoldung verpflichtet, denjenigen ans 
zuzeigen, der eine Beſtechung an ihm verfucht hat; aud) 
fol dag beſchworene gerichtliche Zeugniß des unbeſtoche— 
nen Staatsdieners zur Verurtheilung des Anbietenden in 
die Strafe des doppelten Werthes hinreichen, wenn daſ— 
ſelbe nur noch durch einen anderen beſonderen Verdachts— 
grund unterfiüßt ift, und wenn außerdem Feine erheblis 
chen Einwendungen wider die Glaubwürdigkeit des 

- Zeugnißgebenden vorhanden find. (8. 3.) 


ec) Der Staatöbeamte felbft vollendet von feiner Seite das 
Verbrechen der Beftehung, wenn er dad Dargebotene 
wirklich in Empfang genommen, oder fi) zur Annahme 
des Verſprochenen bereit erflart hat, oder wenn er, was 
einem feiner Angehörigen von einer Parthie oder einem 
Sollizitanten gegeben worden, nachdem er Kenntniß 
davon erhalten, weder zurüdgegeben, noch der Obrig- 
keit oder -feinem a angezeigt bat. ($. 4.) 
d) Ein 
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d) Ein beſtochener Staatsdiener, welcher Klaſſe oder Gat⸗ 
tung er ſeyn mag, ſoll, obſchon er eines wirklichen 
Mißbrauchs feiner Amtsgewalt ſich nicht ſchuldig ges 
macht haͤtte, ſeines Amtes entſetzt werden, und den 
vierfachen, Werth des Empfangenen oder Angebotes 
nen, oder, wenn das Mittel der Beftechung nicht in 
Geld zu berechnen wäre, den Betrag einer vierteljähris 
gen Befoldung ald Strafe bezahlen. Im Fall der Uns 
vermögenheit tritt eine Berwandlung ber Geldftrafe in 
Gefängnißftrafe ein, die jedoch, den hienach bemerften 
Fall ausgenommen, die Dauer eined halben Jahres 
nicht überfchreiten darf. ($. 5.) 

e) Hat fih ein Beamter durch Beflechung zu einer Hands 
fung oder Unterlaffung verleiten laſſen, welche den Ge 
feßen, den Rechten Dritter, oder feinen Amtspflichten 
entgegen ift; fo foll er, neben der Kaffation und neben 
der oben bemerkten Vermoͤgensſtrafe, mit Gefängniß 
oder Feftungsarreft auf ein Jahr bis zu vier Jahren ber 
legt werden und zur Wiedererlangung irgend eines 
Staatdamtd unfahig feyn. Die erwähnte Feibesftrafe 
fchließt überdies eine fchmerere nicht aus, wenn die 
Pflichtwidrigfeit ded Beamten in ein Verbrechen übers 
gehet, für welches die Gefeße eine härtere Strafe ver: 
ordnet haben. ($. 6.) 

f) Amtsvorgeſetzte find bey eigener ſchwerer Verantwor⸗ 
tung gehalten, über der. Unbeftedjlichfeit ihrer Unterge— 
benen firenge zu wachen, und, was ihnen dawider bes . 
kannt wird, gehörigen Orts anzuzeigen. ($. 7.) 

g) Wer immer eine vorgefallene Beftehung, oder tüchtige 
Verdachtsgruͤnde dafür anzeigt, foll, wenn der Verbre— 
cher überführt und verurtheilt wird, die demfelben auf 
erlegte gefeßliche Geldbuße als Belohnung erhalten. 
($. 8.) | 

h) Selbft derjenige, welher an dem Staatsdiener die 
Beftechung begangen hat, wenn er dem Vorgefeßten des 
Befiochenen oder dem Gerichte ——— davon macht, 
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ehe ed auf anderem Wege befannt geworben, foll nicht 
nur don den oben beftimmten Strafen Tosgezählt feyn, 
fondern auch das gegebene Geſchenk zurüd befommen 
und die Hälfte der Geldbuße erhalten, welche dem fchuls 
digen Staatödiener zuerfannt wird, Eine zum Bors 
theil des Beftechenden bereitd gefchehene Amtshandlung 
bleibt übrigend nur alddann gültig, wenn fie an ſich 
ſelbſt den Geſetzen und RD. nicht zuwider iſt. 
($. 9.) 


i) Auf die bisher erwähnten Strafen kann jedoch nur von 


dem zuftändigen Richter, nach ordentlicher Unterfuchung, 
erfannt werden, und es foll die wider einen Staatddies 
ner wegen Beftechung erhobene Denunciation eine Kris 
minalunterfuhhung nur alddann begründen, wenn folche 
durch Anführung grändlicher Indizien unterſtuͤtzt, oder 


wenigſtens von dem an fich unverbächtigen Denuncians 


ten eidlich beflärft worden ift. 

Eine von dem Beftechenden felbft gemachte, durch 
befondere Indizien nicht unterftüßte Anzeige reicht blos 
zur Generals aber nicht zur Spezialunterfuhung hin; 
das Gleiche gilt von jedem Denunzianten,, welcher fich 
im Fall der gefeßlichen ($. 8.) Belohnung befindet, wenn 
er nicht diefem Vortheil zum Protofolle freywillig ents 
fagt. ($. 10.) 


B. die Beftehung der — —— betreff. v. 9. Nov. 1807, 


$. 1—10. Regbl. ©. 1042 — 1046. 
Die Beftehung der Wähler für die Kammer der Ab⸗ 


geordneten fol die Ungültigfeit. der Wahl und den Verluſt 
der aktiven und paſſiven Wahlfähigfeit für den Beftecher und 
Beftochhenen ald Strafe zur Folge haben; mit Vorbehalt 
ber ferneren, fowohl wegen Meineid, als fonft, in den Ger 
feßen angeordneten Strafen. 


Ed. über die Ständeverfammlung v. 26. May 1818. $. 42. 
Geſ. Bl. ©. 368. | 


Die Ausäbung des Wahlſtimmrechts wird einges 
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fiellt, wenn bie Unterfuchung einer bey den Wahlen veräbs 
ten Beftehung auhängig if. Es wird nämlich als Verla 
kung der Wahlfreyheit angefehen, wenn Jemand Wahlftims 
men für fich felbft oder für einen Dritten durch Gefchenfe, 
Gaben oder Verfprehungen wirbt und bedingt, und wenn 
ein Wähler für folche Geſchenke, Gaben oder Verfprechuns 
gen feine Stimme zufagt, oder in verabredeter Art abgiebt. 
Dergleichen Beftechungen haben nicht nur zur Folge, daß 
die Wahl, fo weit fie den Beftechenden und den Beſtoche— 
nen betrifft, ungültig und nichtig wird; fondern ed gehen 
auch beyde des Wahlftimmenrechtd und der Wählbarkeit für 
eine beflimmte Zeit, oder für immer verluftig. 


Bon dem Augenblid an, wo das Gericht eine dißfällige 
Unterfuchung eingeleitet hat, bis zum erfolgten rechtöfräftis 
gen Urtheil, Fonnen die Angefchuldigten weder eine Stimme 
geben, noch zu einer Gemeindeftelle gewählt werden, noch 
die Verrichtungen einer ſolchen Stelle fortſetzen. 


Mit der Verurtheilung ift die Erlegung des dreyfas 
hen Werthed der gegebenen, angenommenen oder verfpros 
chenen Gaben und Gefchenfe in die Gemeindefaffe, ſowohl 
von Seite des. Beftechenden, ald bed Beflochenen zu vers 
binden. 

Obrigkeitliche Perfonen, welde in ihren Umtövers 
richtungen bey der Wahlhandlung der Beftehung fehuldig 
befunden werden, find nach den Bellimmungen des allge 
meinen ÖStrafgefeßbuchs zu behandeln. 

Gemeindewahlordnung v. 5. Aug. 1818. Art. 36. Geſ. Bl. ©. 506, 


Zolldefraudanten, wenn fie Zollbebdienftete beſte— 
chen, oder beftechen wollen, find neben der verwirften De; 
fraudationgftrafe nach den allgemeinen Strafbeftimmungen 
wegen Beftechung der Staatsdiener zu behandeln; ebenfo 
follen Zollbedienftete, welche fich beftechen laſſen, zu 
Defraudationen mitwirken, bie Zollpflichtigen zu Gefährden 
verleiten, oder die abzulegenden Poletten ohne Vormweifung 

yt We 
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der Waaren annehmen, nad) den allgemeinen Strafgefeßen 
beſtraft werden. 
V. daB Zollwefen befreff. 96 — — 100 Tit. VII. $. 70.71. 


76) Befteurung 
ſ. Steuermwefen. 


Den Standesherrn ift die Freyheit von allen Ver: 
fonalfteuern für fie felbft und für ihre Familie, wie auch die 
Befreyung der Schloßgebaude, welche fie bewohnen, von 
der Haußfteuer ald Ehrenvorzug bewilliget. Ihre übrigen 
Befitungen insgefammt bleiben zwar, in Folge der bereits 
im Jahr 1807 vollzogenen Aufhebung aller Steuerfreyheiten 
im Königreich, den fämmtlichen Staatsauflagen ohne Unters 
fchied und Ausnahme unterworfen; da jedoch die deutfche 
Bundesakte (Art. 14.) die Standesherrn für die privilegirs ⸗ 
tefte Kaffe, befonderd in Hinficht der Befteurung, erklärt 
hat, fo foll ihnen zur Entfchädigung für das ihnen hierinne 
zugebachte Borrecht, entweder, eine beftändige Rente bey 
einem koͤnigl. Nentamt angewiefen werden, welche dem drits 
ten Theil des Betrages der ordentlihen Grund, Haus: und. 
Dominifalfteuer von ihren vormals reichsftändifchen Beſiz⸗ 
zungen gleich Fommt, oder es foll von den Schulden, 
welche ihnen bey der Gefällabtheilung zugewiefen find, ein 
dem mit 20 erhöhten Kapitalftod einer folchen Rente gleiche 
kommender Antheil auf die Staatskaſſe uͤbernommen werden. 
G. 53.) 

Zu allen außerordentlichen Umlagen, ſowohl auf 
das ganze Koͤnigreich, als auf den Bezirk, in welchem ihre 
Beſitzungen ſind, haben die Standesherrn gleichmaͤßig nach 
dem allgemeinen Steuerfuß beyzutragen. ($. 54.) 

Bon Gemeindeumlagen find fie rädfichtlich ihrer 
dermaligen Belikungen befreyt, foferne fie Feine Vortheile 
aus dem Gemeindeverband genießen. ($. 55.) 


Ed. die — Verhältniſſe der —— — betreff. v. 
26. May 1818. $. 55 — 55. Geſ. Bl. 8. 
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Säammtlihe Gutsbefiger und ihre Hinterfaßen find 
mit den übrigen Staatsbürgern zu einer ganz gleichen Theil⸗ 
nahme an den Staatdlaften, wie fie dermal beftehen oder 
Fünftig beftimmt werden mögen, verbunden. Gie haben das 
her zu den Staatöbedürfniffen, wie auch zu den für Errich⸗ 
tung und Erhaltung allgemeiner Landesanftalten — 
Abgaben verhaͤltnißmaͤßig zu konkurriren. 4s 

Ed. über die ——— Wr v. ‚Sul. 1808. ‚zit. V. —. 
gb 

Alle Pfarreyen und Benefiz ven, fie mögen mehr, 
oder weniger, als die ausgefprochene' Kongrua, , ertragen , 
unterliegen der Beſteurung. Inſoweit die nach wer Fatirung 
treffenden ordentlichen und auß erordentlichen Steuern die 
Summe der Kongrua nicht angreifen, ſind ſolche von den 
Pfarrern zu bezahlen; wird aber die Kongrua dadurch ver⸗ 
kuͤrzt, ſo wird das, was ihr auf ſolche Weiſe abgeht, von 
dem Staatsaͤrar zuruͤckerſetzt, oder vorgeſchoſſen, u B. eine 
Pfarrey wuͤrde ſich auf 615 fl. fatiren und die hievon zu 
entrichtende Aerarialſteuer beſtaͤnde in 35 fl., ſo haͤtte der 
Pfarrer 12 fl., das Aerar aber 20 fl. zu bezahlen. 


Bey Berechnung der Kongrua find alle von einem 
Pfarrer oder Benefiziaten beziehenden Befoldungen, Penſio⸗ 
nen und Suſtentationsgelder, fie mögen blos, der Perfon 
des Pfarrers und Benefiziaten, oder den Pfarreyen und Be⸗ 
nefizien ankleben, ferner alle neben der Hauptpfrände genie ſ⸗ 
ſenden Nebenpfruͤnden, nn u. dal. zufaınmen zu 
ftellen. | 


Wenn die mit dem allgemtinen Steuerproviſorium ein⸗ 
getretene Hausſteuer unter den Abgaben der Geiſtlichkeit 
aufgeführt iſt, und wegen Unzulaͤnglichkeit der Kongrua von. 
dem Staatsaͤrar vorgeſchoſſen werden follz fo iſt auch der 
Genuß der Wohnung unter ihre Nenten einzurechnen. 

Im Fall die Rentken einer Pfarrey, oder eines Bene 
fiziums aus mehreren Rentamtöbezirfen oder gar aus vers 
fhiedenen Kreifen fließen; fo ift über den von dem Verar 
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zu leiſtenden Steuervorſchuß nur mit jenem Rentamt abzus 
rechnen, in welchem der Geiftliche feinen Wohnfiß hat; in 
den übrigen Rentamtsbezirken ift die betreffende Steuer uns 
abbrücig zu Teiften. 

Den Pfarreyen, deren Kongrua einftweifen auf 600 fl. 
feftgefeßt worden, - find die fländigen Pfarrvifariate, 
und die mit Hülfsprieftern verfehenen ſtaͤndigen Erpofitw 
ren gleich zu achten; wogegen die Erpofituren ohne Huͤlfs⸗ 
priefter ın die Klaffe der Benefizien zu reihen find. 

Die Vorfhußleiftung aus dem Staatsaͤrar in 
. Betreff jener Steuern, durch deren Bezahlung die Kongrua 
verkürzt wird, dehnt fich einfiweilen auf alle. Pfarreyen und 
Beneftzien aus, ohne Unterfchied, ob dad Patronatrecht dem 
König oder einem Privaten zuſteht, bis ein allgemeines 
Geſetz beftimmen wird, wer zur Ergänzung ber geiftlichen 
Kongrua überhaupt verbunden feye. 

V. die Befteurung der Geiftlichkeit betreff. v. 2. Zan. 1811. 9 
| 1— 6. Regbl. S. 67 — 69. 
V. v. 3. Zul. 1812. Regbl. ©. 1356. 


Kriegsausgleichungs- und Kommunalauf 
Tagen, welche auf derley Pfarreyen und Benefizien fallen, 
follen unter den übrigen Gemeindegliedern repartirt werden, 
indem letztre fehuldig find, ihre Geiftlichen wenigftend in dies 
fer Beziehung von einer Laſt zu befreyen, welche deren 
Kompetenz ſchmaͤlern wuͤrde. 


V. v. 49. Jun. 1810. $. 2. Regbl. ©. 587. 


Die unverehelichten proteftantifchen Beiftlichen find 
in Hinſicht der Beſteurung den katholiſchen gleich gehalten 
und es muß denſelben eine Kongrua von 600 fl. resp. 400 fl. 
frey bleiben. ge 

Bey ‚den: verehelihhten Geifllichen der yroteflantis 
fhen Confeſſion ift die Kongrua quf 800 fl. für Pfarrer und 
auf 600 fl. für. jene, weldye den Benefiziaten gleich zu adj 
ten find, erhöht worden, 


Erl. die Befleurung der proteftantifchen —— betreff. v. 
29. May 1812. Regbl. ©. 9 
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Wenn eine fandesherrliche Familie ihre vormals 
reichöftändifchen Befigungen an eine zur Klaffe der Standeds 
herren nicht gehörige Perfon ganz oder theilweife veräußert, 
fo wird gleichzeitig auch die ihr für die erlofchene vormalige 
Steuerfreyheit bewilligte Rente ganz oder verhaltnißmaßig 
eingezogen. 


V. die Deparangstenke 30.2. —— betreff. v. 29. Apr. 


MBefrefung 
f. Strafredt, 


Die Gemeindevorfteher haben das Strafbuch, in wel: 
ched die Vifitationen und Beftrafungen eingetragen find, 
den Unterbehörden am Ende eines jeden Bierteliahred vors 
zulegen. 


B. die Gemeindeverwaltung betreff. v. 17. May 4818. $. 133. 
| 6.) Sef.Bl. S. %. 


78) Betteljudem. 


Betteljuden follen nirgends in das Land gelaffen, oder 
bey ihrem Betreten fogleich wieder über die Gränze ges 
fhafft werden. | 

V. den Handel fremder Juden ein v. 31. Der 1806. $. 5. 
Regbl. v. 1807. 59. 

Keinem auslandifchen Juden, welcher durch ſein 
Aeußeres beſorgen laͤßt, daß er ſich im Lande durch Bettel 
oder auf andere unerlaubte Art fortzubringen verſuchen 
moͤchte, beſonders, wenn ein ſolcher mit Weib und Kindern 
an der Graͤnze ankommt, ſoll (ſelbſt gegen Vorweiſung eines 
Paſſes) der Eintritt in Baiern geſtattet werden, wenn nicht 
fein vorhabendes Gefchaft beftimmt und deutlich in. dem 
Paſſe ausgebrädt ift, oder wenn er fich nicht auf andere 
hinreichende Art vor der Graͤnzpolizeybehoͤrde ausweiſen kann; 
nur in dDiefem Fall darf die Fortfeßung der Neife geftats 
tet, der Paß von der gedachten Behörde vifirt, und ber reis 
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fende Jude an den Ort, wohin ihn fein Geſchaͤfte für, auf 
einem genau zu beflimmenden‘ Weg, den er nicht verlaffen 
darf, inftradirt werden. 


V. die in und audländifchen Betteljuden betreff, v. 16, Aug. 
1809. (2.) Regbl. ©. 1559. 


J 


Die Kinder der Bettler und Landſtreicher ſollen von Po⸗ 
lizey wegen zum Religions- und. Schulunterricht und 
zur Erlernung eines G ewerbes, oder einer ſonſtigen ers 
nährenden Arbeit ernftlich angehalten werden, wie dieſes 
auch rädfichtfih der Kinder armer Ortseinwohner verordnet 
iſt. (Urt. 38.) . 

Kinder, deren wahre ober Naͤhreltern als Bettler: und 
Sandftreicher im Polizeyarreft fih befinden, find auf bie 
Dauer des Arreſts an andere unbefcholtene Hausvaͤter zur 
einftweiligen Pflege und Aufficht zu übergeben. (Urt. 39.) 

Wenn Eltern oder deren Stellvertreter, die zur Klaffe 
der Bettler und Randftreiher gehören, ihre Kinder von Uns 
terricht und Arbeit abhalten und dagegen zum Betteln und 
zu einem mäßigen, unftäten und fihlechten Leben anleiten; 
fo ſollen ihnen die Kinder auf Erfenntniß der Kreis⸗ und 
Lofalfommiffariate weggenommen werden. Eben dieſes hat 
bey ſolchen Kindern einzutreten, deren Eltern oder Pfleger 
in ein Zwangsarbeitshaus geſperrt worden. (Art. 40.) 

Auf ſolche Weiſe weggenommene Kinder werden den El⸗ 
tern nicht eher zuruͤck geſtellt, als bis dieſe ganz ungweideus 
tige Proben wirklicher Beſſerung gegeben haben und im Bes 
fiß hinlaͤnglicher Mittel find, um fih und ihre Kinder ehr⸗ 
lich zu ernaͤhren. (Art. 4a4). 

Die Koſten, welche auf die Borforge für dergleichen 
Kinder: erwachfen, follen aus den Mitteln der Eltern oder 
derjenigen, welchen fonft die Pflicht ihres Unterhalts obliegt; 
oder aus den Armenpflegen beftritten werden. 7 

Die Koften der Kinder folcyer Eltern ; deren Heimath 
unbekannt ift, oder die-dem Ausland angehören, übernimmt ' 
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dad Staatsaͤrar iinfolange, bis entweder die rechtmaͤßige 
Heimath entdeckt wird, oder die ausländifeben Eltern über 
die Granze gefchafft werden koͤnnen. (Art, 42.) 


V. die Bettler und Sandftreicher betreff. v. 28. Nov. 4516. Art. 
58 — 42, Regbl. ©. 884 — 886. 


80) Bettelpolizen — 
ſ. Bettler. 


Gemeine inlaͤndiſche Bettler und Landftreicher- follen 
mit 6 bis 18 Streichen oder mit Arreſt von 1 bie 8 
Tagen beftraft werden; wenn aber deren Uebertretung von 
befonders erfchwerenden Umftänden begleitet ift, fo ſoll fich 
die Strafe auf 12 big 24 Gtreiche, oder Arreft von 8 bis 14 
Tagen erhöhen. Gegen rüdfällige Bettler und Landftreicher 
Fann Die Zahl der Streiche fenfenweife bis auf 30 und die 
Zeit des Arrefis auf 4 Wochen ausgedehnt werden. - | 

Die Föryerliche Züchtigung ift da, wo fie nach ärztlichen 
Gutachten, anwendbar gefunden wird, vorzugsweiſe vor der 
Arreſtſtrafe zu verfuͤgen; auch kann beyderley Strafart- nad) 
Umſtaͤnden miteinander verbunden und der Arreſt durch ab⸗ 
wechſelnde Schmaͤlerung der Koſt gefchärft werden: 4 


Gewoͤhnte, und durch die vorbemerkten Strafen nicht 
gebeſſerte Bettler und Landſtreicher werden in ein ren 
Arbeitöhaus gebracht, (Art, 5.) 

Bey Greifen von 60 Jahren und Harktet und bey 
Menfchen mit ſchweren Leibesgebrechen. foll nur Arreft mit 
angemeflener Berfürzung deffelben fiatt finden, und fuͤr — 
ren ordentliche Verpflegung geſorgt werden. 

Bettelnde und herumziehende Kinder ſollen unter ern 
licher Bedrohung den Zhrigen zuruͤckgegeben, im Wiederhos 
lungsfall aber mit Ruthenftreichen gezächtiget werden. | 

Bey Jungen und Dirnen von 12 bis 14 Jahren ift 
nach Umſtaͤnden mit diefer Züchtigung auch eine Haft von 6’ 
bis 48 Stunden bey fehmaler Koft zu verbinden. Jungen‘ 
und Dirnen hingegen, die das Aäte Jahr bereitd angetreten! 


’ 


. * 
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haben, werden nad) den ordentlichen Eirofsefimmunge bes 
handelt. (Art. 6.) 


Vorſtehende Gattungen und Grade der Strafen finden 
auch auf folche inlandifche Bettler. und Landftreicher Anwen; 
bung, welche ihr unerlaubtes Gewerbe eine Zeitlang in 
fremden Staaten ausgehbt Haben und von da herein gefchos 
ben werden, jedoch mit Einrechnung der Strafen,. die fie 
deshalb im Ausland erweislich fehon erlitten haben. (Urt. 7.) 
Wenn ein inländifcher Bettler und Landflreicher, 
welcher außerhalb feinem Polizeybezirf ergriffen wird, über 
feine bisherige Aufführung fich nicht ausweifen. kann, und 
wenn auch auf andere Weife nicht fogleich zu erheben 
ſteht, 0b derfelbe ſchon eins oder mehrmal beftraft worben 
feye, fo ift er ohne Weitered in ein Zwangsarbeitshaug zu 
liefern, und dafelbft folange, zu verwahren, bis von der 
Obrigkeit feiner Heimath die. geeigneten Nachrichten erholt 
find, um die gefegliche Strafe. gegen ihn ausſorechen zu 
Tonnen, Art. 8) 
> Ausländifche Bettler und Landſtreicher, et im Ks 
nigreich ergriffen werden, find mit 18 bis 30 Streichen zu bes 
legen und in ein Zwangsarbeitshaus einzufperren. 

‚Fremden Staaten angehörige Bettler und Landſtreicher, 
welche in einem dritten auswärtigen Staate aufgegriffen und 
nad) Baiern geliefert worden find, um von da weiter in ih⸗ 
re Heimath verfchafft zu werden, find zwar daß. erfteinal nes 
ben fcharfer Warnung mit Strafe zu verfehonen, fodann aber, 
wenn fie wiederholt auf gleiche Weife eingebracht werden, 
eben fo zu behandeln, wie fremdes Gefindel, das im In⸗ 
land aufgegriffen worden ift. (Urt. 9.) 

Megen der Begänftiger, Hehler und Gehuͤlfen 
von Bettlern und Landſtreichern beſteht folgende Vorſchrift: 

Wer herumziehenden Bettlern Almoſen giebt, es beſtehe 
in Geld oder Naturalien, und wer Vermaͤchtniſſe fuͤr Arme 
willkuͤhrlich austheilt, ſolle eine Geldbuße von 4 bis 5 fl. ers 
legen, und im Iektern Sal ſoll noch der Erfaß deffen vorbe⸗ 
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halten feyn, was⸗ der Armenpflege durch ein folches geſetz⸗ 
widriged Benehmen entzogen worden ift. (Art. 10.) Ä 

Eine Xrrefiftrafe von 1 bid 3 Tagen oder eine Geldbuße: 
von 5 bis 10 fl. haben diejenige zu erleiden, welche ohne 
Anzeige bey der Obrigkeit, Bettlern und Landftreichern Ders 
berge geben, fonftiges herrenlofes und verdächtiged Geſindel 
bey fich aufnehmen, ‚Dienfiboten ohne Zeugniffe und Bors 
weife, oder Handwerksburfche ohne Wanderbücer einftellen, 
folche auf eben diefe Art aus Dienft und Arbeit wieder ent— 
laſſen, oder deren Entweichung verfchweigen. 


Sleiher Strafe find unterworfen? Eltern oder deren 
Stellvertreter, die aus Fahrläßigfeit und Mangel an Auf 
ficht ihre Kinder dem Bettel und einem unftäten Leben nach⸗ 
gehen laſſen; Hausvater, die ein folches Leben oder andere 
polizeywidrige und fchlechte Erwerbsarten bey. ihren Ehehals 
ten, Gefellen oder Miethleuten wiffentlich gedulden; und 
Wirthe, welche unbekannte Perfonen, deren Gewerbe und 
Abſicht verdaͤchtig ift, nicht bey der Obrigkeit anzeigen, oder 
welche überhaupt die rägffichtlich der Fremden zu beobachtens 
den Borfchriften vernachläßigen. (Urt. 11.) 


Wer Bettler, Landftreicher. und fonftiges. Geſi ndel anlei⸗ 
tet und abrichtet, wie ſie ſich in ihrem unerlaubten Gewerbe 
benehmen und fortbringen ſollen; wer ihnen dazu beſondere 
Vortheile und Kunſtmittel an die Hand giebt; wer an dem 
Ertrag ihres Gewerbes fuͤr ſich einen Antheil bedingt und 
genießt; wer ſolche auf obrigkeitliche Nachfrage und Spaͤhe 
gefliſſentlich verhehlt, verbirgt, ihnen durchzuhelfen und ihre 
Verhaftung zu vereiteln ſucht, ſoll den gegen die Bettler und 
Landſtreicher ſelbſt ausgeſprochenen Arreſtſtrafen unterworfen 
ſeyn, und wenn er aus ſolchen Beguͤnſtigungen, Verhehlun—⸗ 
gen und Dienſtleiſtungen ein foͤrmliches Gewerbe macht, 
auch noch köorperlich gezuͤchtigt und nad) Umſtaͤnden in ein 
Zwangsarbeitshaus geſperrt werden. 

Widerſetzlichkeit gegen die Obrigkeit, ihre Diener und 
Wachen, bey Verhaftung, Abfuͤhrung oder Beſtrafung der 
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Bettler und Landftreicher, wird nach den Beſtimmungen des 
Strafgeſetzbuchs geahndet. (Art. 12.) 

Poͤlizey— und Gerichtsdiener, welche in Anſe— 
hung des Geſindels die ihnen gegebenen Dienſtvorſchriften 
oder beſonderen Aufträge nicht erfüllen, und bey der Spähe, 
Verfolgung und Einlieferung deffelben fahrläßig find, follen 
mit Arreſt von 3 bis 8 Tagen, auch nach Umftänden am 
Leibe geftraft und bey — a eg entlaffen 
‚werden. | 

Wider nachlaͤßige Gendarm en wird nach der fuͤr ſie 
beſtehenden eigenen Strafordnung verfahren. Gemeinde— 
vorſteher, die den Unfug der Betteley und den Aufent: 
halt fremden Gefindeld in ihren Gemeinden wiffentlich- duls 
ben, ihren Obliegenheiten fuͤr die oͤffentliche Sicherheit, fuͤr 
die Armenpflege und: Dienſtbotenordnung nicht nachkommen, 
und die Aufſicht über die aufgeſtellten Gemeindewaͤchter uns 
terlaſſen, ſollen auf vorlaͤufige Warnung in eine Geldbuße 
von 3 bis 15 fl. verfällt und nach Umſtaͤnden auch von 
rem Amte entfernt werden. (Art. 13.) 


Ebenfalls in eine Geldbuße von 3 bis 15 fl. verfallen 
Pfarrer Und Beamte, welche- ohne gehörige Borficht 
und "Sicherung gegen Mißbrauch, Zeugniffe über Taufe, 
Zrauung, Sterbfälle, Armuth, oder andered Ungläd aus 
ftellen,, beſonders ‚ wenn ſolche Zeugniſſe unbekannten, uns 
angefeſſenen uͤbelberuͤchtigten, oder ſchon — beſtraften 
Menſchen in die. Hände gegeben werden. 


Beamte, welche die fhuldige Aufficht auf die Armen⸗ 
‚ pflege, auf das Paß- und Fremdenmwefen und auf die Thäs 
tigfeit ihrer Untergeordneten gegen Bettler und Pandftreicher 
vernachläßigen, in der Anordnung dfterer Streifen und in 
der Unterfuchung der gewöhnlichen Schlupfivinfel des Gefln- 
dels foralos und faumig find, oder daffelbe, fo wie deffen 
Begünftiger, Hehler und Gehülfen, mit ungebührlicher Nach 
fiht behandeln oder gar ftraflos Yaffen, follen mit Geldbußen 
von 10 bis 50 fl. belegt werden, woneben fie noch für allen 
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aus ihrer Fahrlaͤßigkeit entftehenden Schaden zu haften har 
ben. (Art. 14.) 

Die nad) vorftehenden Beftimmungen verwirften Gelds 
bußen der Untertbanen fallen in den Armenſeckel derjenigen 
Gemeinden, denen die Strafbaren angehören; die Geldbus 
fen der Beamten und öffentlichen Diener aber fallen in den 
Armenſeckel der Bezirkspflegen. 

Wo zwiſchen Arreſt und Geldſtrafe die Wahl gelaſſen 
iſt, ſoll vorzugsweiſe der erſtere angewendet werden. (Art.15.) 

Wegen Verhaftung, Verhoͤr und Erkenntniß 
gegen Bettler und Landſtreicher ſind folgende Normen gege— 
ben: 

Die Aufſpuͤrung, Verhaftung und Einbringung der 
Bettler und Landſtreicher liegt den Gemeindevorſtehern, Gen- 
darmen, Polizey- und Gerichtsdienern ob. Außerdem iſt 
aber auch jeder Unterthan befugt, bettelndes und herum— 
fchweifendes Gefindel anzuhalten und zu verwahren; nur 
muß Ießtern Falles binnen Tängftens 24 Stunden der Obrig- 
keit, oder ihren Dienern und Wachen Nachricht davon geger 
ben werben. Gegen drohendes und, bewaffnetes Gefindel 
find die Einwohner zu gewaltfamer Abwehr berechtiget, und 
gegen Banden folcher Art fol auf verabredete Nothzeichen 
gemeinfame Hälfe aufgeboten werden. (rt. 16.) 

Jede Polizeybehorde hat die in ihrem Bezirk aufgegrif 
fenen Bettler und Sandftreicher in Verhoͤr zu nehmen, 
wobey zu erheben ift: | 

deren Bor» und Zunamen; Alter; Vaterland und Ges 

burtsort; Namen, Stand und Wohnort der Eltern; Ge 
werbe und bisheriger Aufenthalt; Erwerbsfähigfeit oder 

Unfähigfeit und Urfache der letztern; Gefundheit und 

forperliche Umftände; Art, Zeit und Grund der Verhaf— 

tung und durch wen foldhe gefchehenz; Art, Beweismits 
tel und erfchwerende oder mildernde Umftände der Ue—⸗ 
bertretung; endlich, die fonft ſchon erftandenen Berhaf: 
tungen und Strafen. 

Bey Lieferungen aus dem Ausland hat die zuerft 
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uͤbernehmende Behoͤrde ein Verhoͤr nach den eben be 

zeichneten Anhaltpunften vorzunehmen, die Üübergebenen 

Amts s und anderen Papiere genau zu unterfuchen, und 

die eingebrachten Perfonen zu muftern. (Urt. 17.) 

Auf den Grund diefer Verhöre hat die nämliche Polizeis 
Behörde, in deren Bezirk die verhörten Landftreicher und 
Bettler betreten worden find, die gefekliche Strafe zu bes 
fliimmen und zu verfügen, wohin die Abgeftraften, falls fie 
nicht dem Bezirke der erfennenden Behörde perfonlich anges 
hören, entlaffen oder gebracht werden follen, mit geeigneter 
Rüäcficht auf die in die Verhandlungen aufzunehmenden heis 
mathlichen Berhältniffe, und vorbehältlich einer näheren Bes 
ſtimmung darüber an Ort und Stelle. 

Ausnahmsweife fol die Zuerfennung der Strafe den 
Behörden, in deren Sprengel die Verhafteten ihren Wohns 
ort haben, überlaffen werden, im Fall ed fich von Inlaͤn⸗ 
bern handelt; die vom Ausland eingefchoben wurden, ober, 
. wenn die Eingebrachhten mit Kindern beladen find, für deren 
Berpflegung geforgt werden muß, oder wenn die in ben 
Verhören gemachten Angaben falfch, wenigftend verdächtig 
find und die Wahrheit nur in den Wohnorten der Verhoͤr⸗ 
ten berzuftellen wäre. (Art. 18.) | 

Alle Polizegdireftionen und Kommiffariate, fo wie 
auch alle Land» und Herrfchaftgerichte find befugt, die ges 
gen Bettler und Landftreicher feſtgeſetzten Leibes- und Arrefts 
firafen ohne Weiteres auszufprechen. Eine gleiche Befugniß 
haben dieſe Unterbehörden rüdfichtlich der Urreftftrafen, Geld 
bußen und förperlichen Züchtigungen, die gegen Begänftiger, 
Hehler und Gehülfen der Bettler und Landftreicher vorges 
fchrieben find, 

Ueber die von Beamten und Pfarrern verfehuldeten Gelds 
bußen und über die Entlaffung fahrläßiger Ortsvorficher, 
Polizeys und Gerichtsdiener entfcheiden unmittelbar die Ges 
nerals und Lokalkommiſſariate. 

Rädfichtlich der Verurtheilung in die Zimangsarbeitshaus 
fer wird nach denjenigen Vorfihriften verfahren, welche in 


’ 
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einer befondern Verordnung tiber diefe Anftalten enthalten 
find. (Art. 19.) 

In allen Sachen der Bettler und Landltreicher iſt zwar 
ſummariſch, jedoch ohne Vernachlaͤßigung wichtiger und 
weſentlicher Punkte zu verfahren. Das erſte Verhoͤr ſoll 
binnen 48 Stunden nach Einbringung der Fehligen vorges 
nommen werden und die Entfcheidungen follen fih, ohne 
unabweisbare, in der Natur ded Falls felbft liegenden Hin⸗ 
derniſſe, nicht uͤber 14 Tage verzoͤgern. 

Den Verhandlungen iſt jedesmal eine ganz genaue und 
umſtaͤndliche Beſchreibung der Perſonen beyzulegen; auch 
ſolle darinn der Tag der Strafoollziehung, der Tag ber 
Heimweifung oder Fortfhaffung, die Route und das Waͤch—⸗ 
terperfonal bemerkt werden. (Art. 20.) 


V. die Bettler und Fandftreicher betreff. v. 28. Nov. 18164 Art. 
5—20. Resbl. ©. 865 — 874. 


81) Bettelftudentenm 


Um dem Unfug, daß Studenten während der Feri— 
en im Lande herum betteln gehen, zu begegnen, ift Folgen; 
des verordnet worden; | 

1) Ein Student, der zum erſtenmal auf dem Betteln ers 
griffen worden, ift, foferne er fih durch Vorweiſung 
feines Klaffenzeugniffes als folcher Tegitimiren Tann, 
mit Verweis und Warnung zu entlaffen, dagegen aber, 
wenn er fein Klaffenzeugniß aufzumweifen hat, wie jeder 
andere Bettler zu behandeln. 

2) In das vorgewiefene Klaffenzengniß eines folchen ift 
ausdrädlich einzufchreiben, daß er mit Verweis und 
Warnung angefehen worden, damit er nicht diefer Wars 

nung unerachtet ed wage, fein Betteln fortzufeßen. 

3) Ein wiederholt auf dem Betteln betroffener Student ift 
zum erflenmal auf 1: Stunde und in jedem weiteren 
Betretungsfall auf eine Stunde mehr einzufperren und 
diefe Strafe in feinem Zeugniß anzumerken. 
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4) Iſt die Arreflfirafe an einem Studenten bereitd zum 
fechstenmal vollzogen, fo foll ihm beym nächften Wie 
derbetretungsfall dad Klaffenzeugniß abgenommen und 
ſolches an das betreffende Rektorat eingefchict werden, 
worauf er aus der Zahl der Studirenden ausgeftrichen 
wird, 

" 5) Die gleichen Maßregeln find auch in Anwendung zu 
bringen, wenn ſich Studenten während ded Studien; 
jahres in den Studienorten Ki: auf, dem Betteln bes 
treten Jaffen. 


*) V. dad Betteln der Studirenden während der Ferien betreff. 
v. 17. Febr. 1823. 


82) Betteltransport. 


Die Bettler und Landftreicher werben nach beendigter 
Vernehmung und vollgogener Strafe, wenn ihre Schuld von 
geringer Art, ihre Wohnorte nicht entfernt gelegen oder fons 
ftige Sicherungsmittel gegen weiteren Unfug vorhanden find, 
unter Ausſtellung eined Vorweiſes, in welchem die Nas 
men, Merfonalbefchreidbungen, Neife-Routen und endlichen 
Beſtimmungsorte angegeben find, entlaffen und gleichzeitig 
werden ihre heimathlichen Behörden, falld es Inlaͤnder find, 
von der gefchehenen Entlaffung benachrichtiget. (Art. 21.) 

- Sind die Verhältniffe fo befchaffen;, daß die Bettler und 
‚Randftreiher mit Wache fortgefchafft werden müßen, fo iſt 
diefer Wache gleichfalld ein Vorweis auszuftellen, worin die 
Zahl der ihr übergebenen Männer, Weiber und Kinder, ber 
Tag ded Abgangs, die Route und der endliche Beſtim⸗ 
mungsort enthalten ift. 

Außerdem wird der Bedeckung zur Ueberlieferung an die 
Zwiſchen⸗ und heimathlichen Behoͤrden eine genaue Beſchrei⸗ 
bung der einzelnen Perſonen oder Familien mitgegeben, un: 
ter beygefügter Anzeige: 

Mann, wo und wegen welcher Lebertretung fie aufge 

- griffen, welche befonderd wichtige Thatumftände oder 

Der 
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Verdachtsgruͤnde gegen fie erhoben, ob und welche Stras 
fe bereits gegen fie verfügt, oder warum folche einer ans 
dern Behörde und welcher ? vorbehalten worden, fodann, 
an welchen endlichen Beftimmungsort und aus welchen 
Gründen fie dahin zu liefern feyen, endlich ob und wel 
che bey ihnen gefundenen Habfchaften und Papiere mits 
folgen. 
Auf vorzüglich verbachtige und gefährliche Landftreicher 
find die Zwifchenbehörden noch beſonders aufmerffam zu 
machen, und es find noͤthigen Falls die Verhandlungen über 
diefelben der inländifhen Heimathbehoͤrden mitzutheilen. 
(Art. 22.) i 
Jede Zwifchenbehörde hat die ihr zugelieferten Bettler 
und Landflreiher vor ihrer Weiterfchaffung zu befichtigen, 
die mitgebradhten. amtlichen Vorweiſe und Befchreibungen 
genau zu durcfehen, von -den letztern Abfchrift zu nehmen, 
und über dad ganze Eins und Wiederablieferungsgefchäft 
ein Protofoll. zu halten. Sie hat ferner Befchwerden über 
gefegwidrige Behandlung der Eingelieferten von Seite der 
Wache abzuthun, zu ahnden, oder zur Kenntniß ber einfchläs 
gigen Stelle zu bringen; fie hat die auf dem Wege von den 


Bewachten begangenen Unordnungen mit Forperlicher Zuͤch⸗ 


tigung oder Arreft zu rügen, oder wegen höherer Beftrafung 
das Weitere einzuleiten; fie hat auf gleiche Art in dem Fals 
le zu verfahren, wenn fie entdbedt, daß ein folcher Bagant 
vor feinem früheren Richter die Wahrheit verfchwiegen oder 
entitellt habe; endlich hat fie, wenn die vorgezeichnete Weg⸗ 
route einen Umweg enthält, folche abzuandern, 

Alle diefe und andere Vorfälle find in dem Protofolle, 
bie Zage ber Anfunft und des Wiederabgangs aber zugleich 
auch. auf den Vorweiſen, fo wie Aufenthalt und neuerlich 
getroffene Verfügungen in den weiter zu verfendenden Ber 
fhrieben anzumerten. (Art. 23.) 

Auf ähnliche Weife haben diejenigen Behörden zu ver 
fahren, in deren Bezirk der Iehte Beſtimmungsort eines Ger 
lieferten gelegen iſt. * 
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Den Behörden der Beflimmungsorte inländifcher Bettler 
und Sandftreicher liegt es ob, für beren Unterfunft in der 
betreffenden Gemeinde zu forgen und die Eingelieferten uns 
ter polizeyliche Aufſicht zu ſtellen. (Art. 24.) 

Bey RKieferungen in das Ausland ift fi) nad) den mit 
ben auswärtigen Staaten etwa beftchenden Uebereinfünften 
zu achten; oder es find Über Ort, Zeit und Art, der Abgas 
be und Uebernahme befondere Berabredungen mit den Gräng 
behörden zu treffen. 

Insbeſondere follen bey größeren Lieferungen die folche 
zuerft einleitenden Polizeyftellen den Behörden in den Bes 
zirfen des Austritts vorläufige Nachricht geben, damit das 
Nöthige vorbereitet werden kann. (Art. 25.) 

Dagegen ift bey Lieferungen, die aus dem Auslande 
herein fommen, darauf zu fehen, daß nicht Reute herüber 
-gefchoben werden, die in Baiern feinen Anſpruch auf Heis 
math machen koͤnnen, die vielmehr ihre Heimath in dem 
Lande felbft haben, welches fie ausfchieben will; oder deren 
Baterland unbefannt und nicht nachgewieſen ift; oder die in 
ihr Vaterland, ohne Baiern zu betreten, auf weit fürzerem 
Wege gebracht werden koͤnnen; oder die endlich in einem 
BZuftande von Gebrechen und Krankheiten anfommen, ber 
ed unmöglich macht, diefelben ohne Gefahr und Verletzung 
der Menfchlichfeit nach ihrer entfernten Heimath, in einen 
andern auswärtigen Staat zu überfchieben. — 

Dergleichen Leute ſollen der uͤberliefernden auswärtigen 
Obrigkeit heimgewieſen werden; die Heruͤberſchaffung ſoll 
durch geeignete Mittel aufgehalten und gehindert, und noͤ⸗ 
thigen. Falls Bericht erſtattet werden. (Art. 26.) 

Den Polizeybehörden ift bey Vermeidung firenger Ahns 
dung unterfagt, hochſchwangere, der Niederkunft ganz nahe 
Meibsyerfonen, oder Menfchen, die mit Krankheiten behaf 
tet aufgegriffen werden, ohne fehriftliches Arztliches Gutach—⸗ 
ten, wodurd die Gefahrlofigfeit der Neife bezeugt wird, 
zur Lieferung, wohin immer, abzugeben, oder wenn fie auf 
dem Wege erkranken und verungläden, weiter fihaffen zu 
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laffen, indem vorerfl für ihre Genefung und Herftellung ges 
forgt werden folle. (Art. 27.) 

Keine Polizeybehorde darf Bettler und Landftreicher, der 
ren Heimath unbefannt ift, in andere Bezirfe fortweifen oder 
weiter fchaffen; fondern es find folche fo lange innen zu bes 
halten, bis über den Punkt der Heimath höhere Entfcheidung 
erfolgt, und zwar, bey Verantwortlichleit und Haftung für 
alle Schäden und Köften. 

Eben fo darf Feine Polizeybehoͤrde, welder ein Bettler 
oder Randftreicher, ald in ihren Bezirf gehörig, von einer 
anderen inländifhen Behörde zugewiefen oder zugefchoben 
worden ift, denfelben unter dem Bormande der nicht zufläns 
digen Heimath zuräcdweifen, zurüdfchieben, oder weiter lies 
fern; fondern fie, hat gleichfalld bey obwaltenden Bedenken 
Anfrage zu machen und Entfcheidung zu erwarten. (Art. 28.) 

Die Berpflegung verhafteter oder in der Lieferung 
begriffener Bettler und Landftreicher, fowohl im gefunden 
als Franken Zuftande, übernimmt der Staat auf dad Xerar, 
vorbehältlich des Rüderfaßed aus den Mitteln ber Verpflegs 
ten, oder ihrer Angehörigen. 

Art und Preis der Verpflegung richtet fich nach befons 
deren Borfchriften. (Urt. 29.) 

Die Wache bey Fortfchaffung und Lieferung der Bett⸗ 
ler und Landſtreicher, welche in ein Zwangsarbeitshaus ges 
bracht werden, Tiegt der Gendarmerie ob. Die übrigen Lies 
ferungen find von den Polizey- und Gerichtödienern zu bes 
forgen; Kinder aber und alte Leute von 60 Jahren find, 
falld es nicht genügt, fie mit einer Marfchroute in ihre Heis 
math zu entlaffen, von Gemeinde zu Gemeinde durch die 
Drtsdiener zu geleiten. 

Die Lieferungswachen haben alle Vorſichtsmaßre— 
geln, die durch allgemeine Dienftvorfchriften beftimmt find, 
oder in einzelnen Fällen von den Polizeybehoͤrden befonders 
anbefohlen werben, genau zu beobachten; fie haben fich kei⸗ 
ner Zwangsmittel zu bedienen, ald folcher, wozu fie von 
Dbrigfeitöwegen oder durch Re find; fie 
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haben die unterwegs vorgefallenen befonderen Ereigniffe bey 
der Ablieferung getreu zu melden, und eine Befcheinigung 
der gefchehenen Lieferung zurücd zubringen. 

Ale Gemeindevorfteher find fehuldig, den Wachen, auf 
Anrufen, den erforderlichen Beyftand gegen Widerfeßlichfeit 
und Gewalt fogleich zu verfchaffen, Vorfälle diefer Art aber 
unverzüglich anzuzeigen. (Art. 30.) 

In der Regel gefchehen die Lieferungen nur zu Fuß, 
und Borfpäanne finden bloß unter den’ in ber Verordnung 
vom 1. Februar 1815 gemachten PVorausfeßungen, und in 
der dort vorgefchriebenen Art ftatt, bey Vermeidung der auf 
deöfallfige Uebertretungen gefekten Strafen. Es follen daher 
die Gründe zur Bewilligung ded Borfpannd nicht nur von 
den zuerft einleitenden, fondern auch von allen Zwifchenbes 
hoͤrden in den Berhandlungen über die Bettler und Land: 
ftreicher ausdrädlich angegeben werden. Auch auf den Bors 
weifen fol ausgedrüdt feyn: ob die Lieferung mit oder oh⸗ 
ne Vorſpann abgeſchickt worden feye? (Art. 31.) 

Alle Lieferungen follen jedesmal auf den Fürzeften Weg 
geleitet, und die Koften, die durdy Umwege auf unnüße 
Weiſe verurfacht worden find, erfeßt werden. 

Desgleichen follen die Polizeybehörden niemald an ei 
nem und demfelben Zage verfchiedene Lieferungen mit vers 
fhiedenen Wachen nad) der namlichen Nichtung abfenden; 
fondern fie follen gegenfeitig nachbarliches Einverftändniß 
dahin pflegen, daß die Lieferungen an beftimmten Stunden 
gefchehen,, wo fodann die Wachen auf dem Wege ſich begeg⸗ 
nen und ablöfen, oder doch die allenfalls vorhandenen Rüds 
Vieferungen mitbeforgen koͤnnen. (Urt. 32.) 


DB, die Bettler und Landftreicher betreff. v. 28. Nov. 1816. Art. 
21 — 52. Regbl. ©. 874 — 831. 


3) Bettler 
f. Armenpflege. Gefindel. Baganten. | 
AS Bettler find im Allgemeinen diejenigen anzufe 
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hen, welche aus Urfache oder unter dem Vorwande der Ars 
muth und fonftiger Ungluͤcksfaͤlle für fi,‘ die Ihtigen oder 
Dritte, mit Umgehung der ordentlichen Armenpflege, Berys 
fteuern an Geld, Nahrungsmitteln, Kleidungsftücen u. f. w. 
einfordern, Hieher gehören namentlich :. 4 

a) Handwerfögefellen und Lehrlinge, die einen Zehrpfenning, 
zur Wanderung oder Beyträge zum Lehrgeld, Aufdins 
gen, Ledigfprechen u. dgl. von den VBorübergehenden 
oder Hausbewohnern verlangen ; 

b) Verfonen, welche ohne obrigkeitliche Erlaubniß Geld 
oder Geldeswerth unter dem Vorgeben einfammeln, daß 
damit verunglüdte Familien oder Gemeinden unterftüßt, 
oder öffentliche Unternehmungen befördert werden follen; 

“e) Perfonen, welche zwar nicht geradezu ein Almofen nadıs 
ſuchen, aber in der Abficht, ein folches zu erlangen, 
auf dffentlichen Pläßen, oder von Haus zu Haus ges 
tingfügige Dinge, unter VBorftellung ihrer bedrangten 
Lage, zum Berfauf anbieten, oder welche fich in den 
Wohnungen zum Singen, QAuffpielen u. dal. gegen Bes 
lohnung aufdringen, oder endlich, weldye Unterzeichnuns 
gen mit Anforderung von Darlehen und Borfchäffen 
für angebliche Unternehmungen berumtragen. ($. 1.) 
Erfhwerende mBande der Betteley ſind zunaͤchſt 
folgende: 

a) wenn Bettler in das Innere der Wohnungen ſich ein⸗ 
ſchleichen, oder zur Nachtzeit betteln; 

b) wenn mehrere Bettler ihr Gewerbe in gefelfchaftlicher 
Verbindung ausüben; 

ce) wenn Jemand feine Kinder auf den Bettel ausfchidt, 
oder dazu herleiht, oder fich fremder Kinder ald Werk 
zeug dazu bedient; 

d) wenn Bettler kuͤnſtliche Mittel gebrauchen, um größe 
res Mitleid zu erwecken, insbefondere, wenn fie erdic) 
tete Leibesgebrechen, Wunden, Krankheiten und fonftige 
Ungluͤcksfaͤlle vorſpiegeln; oder auch) 

e) wenn fie die Religion zu ihrem: Bortheil mißbrauchen, 
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den Aberglauben in das Spiel jiehen, und geheimer 

Kräfte oder Heilmittel fi) berühmen, ($. 2.) 

Ale aus laͤndiſchen Bettler, und eben fo die inlans 
difchen, welche ihre Heimath verlaffen, um in anderen Ges 
sichtöbezirfen oder Kreifen dem Allmofen nachzugehen, wers 
ben ben Sandftreichern gleich geachtet. 

Zu den gandftreihern werden außerdem alle diejenis 
gen gezählt, welche fich außerhalb ihrem gewöhnlichen Wohns 
ort, ohne Befchäftigung und Unterhaltsmittel nachweiſen zu 
Fönnen, auf gut Gluͤck herum treiben, namentlich: 

a) Fremde, welche ohne Paß oder mit erlofchenem Paß 
umberlaufen ; 

b) entwichene Dienftboten, die ald herrenlos auf eigene 
Fauft ein unftäted Leben führen; 

c) Handwerkögefellen und Lehrlinge, welche ohne Arbeit 
zu beabfihten, von Bezirf zu Bezirf wandern, Feine oder 

- unordentlihe Wanderbücer haben, oder auf Abwegen 
betreten werden; | i 

d) entlaffene Soldaten, die von der vorgefchriebenen 
Route abweichen ; ’ 

e) Landfahrer, die fih unter dem Scheine von Dienftiges 
ſuch oder Handelfchaft dem Landvolf zur Beherbergung 
aufdringen ; 

) Bauernburfche, Knechte, Maͤgde, Hirten u. ſ. w., wel⸗ 
. he unter dem Vorgeben, ſich nach Arbeit umzuſehen, 
auf der Granze ohne Ausweis hin und her ſchwaͤrmen, 
oder ohne Befchäftigung das Land durdfireifen; 

g) Kleinfrämer und Haufirer, welche die Berechtigung 
zum Beſuch der Märkte ordnungswidrig benußen, um 
ihre Waaren allenthalben, befonders auf dem offenen 
Lande und in abgelegenen Orten zu verhandeln, ohne 
Erlaubniß der Polizey, oder mit Weberfchreitung der 
vorgezeichneten Befchränfungen rüdfichtlich der Waaren, 
die fie führen, und der Bezirfe, die fie befuchen dürfen; * 

h) andere herumziehende Gewerbsleute, ald Zinngießer, 
Pfannenflider, Scheerenfchleifer, Lumpen⸗ und Afchen: 
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fammler u. dal., welche ohne Vorweis, oder außerhalb 
der beftiimmten Bezirfe, oder auf verdächtigem und lies 
derlichem Lebenswandel betreten werden; 

i) Luſtigmacher, Schauträger und Auffpieler, namentlich 
Mufifanten, die Feine Berechtigung befißen, oder folche 
ungebührlich ausdehnen; Neifende mit fremden Zhieren 
oder Schaufäften, Bären» und Kameeltreiber, Marios 
nettenfpieler, Komddianten, Gaufler, Springer u. dal., 
welche Feine befondere Erlaubniß zum Eintritt ind Reich, 
oder zum Aufenthalt an einem beftimmten Orte haben, 
oder fich fonft unordentlich und ſchlecht aufführen; 

k) Pilgrime und Wallfahrer, die unter dem Dedmantel 
der Andacht ohne Paß über die Gränze fommen, oder 
fi) im Lande unbefugter Weife von Drt zu Ort hers 
umtreiben ; endlich 

1) fremde Juden, welche ſich ohne Beruf und ohne Mits 
tel zum Fortkommen in das Land fchleichen, oder inläns 
difche Juden, welche ohne Bewilligung in fremden Ors 
ten Handel oder fonft verbächtiged Gewerbe treiben, obs 
ne Ausweis über ihre Gefchäfte von Gemeinde zu Ges 
meinde ziehen und ihren oder anderen Glaubenggenoffen 

zur Laſt fallen. ($. 3.) 

Für beſonders gefährliche Landftreicher find zu hal 
ten: 

a) Neifende, welhe falfche Paͤſſe führen, oder deren Paͤſſe 
mangelhaft und verdächtig find; : 

b) Perfonen, welche falfhe Namen, oder fonft unwahre 
Umftände angeben, um die Polizey zu täufchen, oder 
welche in gleicher Abficht unter mannigfaltigen Verklei— 
dungen und Entftellungen erſcheinen; 

e) folche, die Verdächtige Waaren mit fich führen, deren 
rechtmäßiger Erwerb zweifelhaft iſt; 

d) Jauner, die fich einer befondern Schrift, Sprache und 
Zeichen bedienen; 

e) folche, die ſich zugleich mit polizeywidrigen Kuͤnſten, 
Spielen und Quackſalbereyen abgeben; endlich 
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f) die in Geſellſchaften und Banden herumziehen, oder 
Waffen und Werkzeuge bey fich führen, welche zum 
Berüben Forperlicher Berlegungen oder zur Begehung 
von Diebftählen geeignet find. (Urt. 4.) 


V. die Bettler und — betreff. v. 28. Nov. 1816. Art. 
1— 4. Regbl. ©. 859 — 865. 


84) Bettlerliſten. 


Bey allen Polizeybehoͤrden ſollen über ſaͤmmtliches auf 
gegriffened, zus oder abgeliefertes Gefindel Namenregis 
fter angelegt und unterhalten werden, in welchen auf die 
gepflogenen Verhandlungen und Protofolle dergeftalt zuräds 
gewiefen wird, daß dad Nähere über die Verhältniffe jeder 
einzelnen Perfon in vorfommenden Fallen fogleich aufzufins 
den ſteht. Es ift aber dabey auf die oftmald abgeänderten 
Namen des Gefindeld befondere Rücficht zu nehmen; aud) 
find die in Hffentlichen Blättern erfcheinenden Signalements, 
fodann die herausfommenden Jaunerverzeichniffe fleißig zu 
fammeln und zu vergleichen (Art. 33.) | 

Die bisherigen monatlihen Siherheitdliften be 
halten ihren Fortgang und follen mit der größten Pünfts 
Yichfeit abgefaßt und zu“ rechter Zeit eingefendet werden. 
Denfelben ift noch in einer befonderen Anzeige beyzufuͤgen: 

Wie hoch ſich die Zahl der behandelten Bettler und 

Landſtreicher überhaupt belaufen habe; wie viele davon 

im Bezirfe felbft aufgegriffen, wie viele eingefchoben 

worden feyen, und zwar von welchen Grängbehörden 

im Ausland, oder von welchen inländifchen Behoͤrden; 

wie viele von diefer Anzahl den Gemeinden im Bezirke 

angehört haben und wie. viele weiter gefchafft worden 
feyen ; welchem ausländifchen Staat oder welchen Bezir; 
fen im Inland diefelben als heimathlich zugewiefen und 
welchen Behörden fie zunachft zur Weiterlieferung übers 

geben worden feyen? (Art. 34.) 

Bey diefer Yuseinanderfeßung haben die Polizeybehors 
ben diejenigen Gemeinden im Bezirke, in welchen die meis 
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fien Bettler und Landftreicher ihren Sitz haben, zu benennen, 
die Urfachen davon und die Mittel dagegen anzugeben, aud) 
einen Blick auf die anderen Bezirke zu werfen, aus welchen 
befonders zahlreiched Gefindel ausläuft und den Nachbarn 
Yäftig fällt, endlich die, wo immer, "beobachteten Mißbraͤu⸗ 
che, Zahrläßigkeiten und Unordnungen zu rügen, und übers 
haupt über die Unmwendung und den Fortgang der gegen dad 
Gefindel befichenden Geſetze fachdienlihe Bemerkungen und 
Anträge zu machen. (Art. 35.) 

‚Die General’, Kreis + und Lofalfommiffariate haben 
die Anzeigen und Anträge ber Unterbehörden zu würdigen, 
folche gegenfeitig zu vergleichen, die fich ergebenden Widers 
fprüche zu heben und dem Minifterium des Innern eine ih; 
ren ganzen Sprengel umfaffende Hauptüberfidht, mit 
Beyfuͤgung ihrer Erfahrungen und gutaͤchtlichen Vorſchlaͤge 
einzufenden, gleichzeitig aber alle in ihrer Befugniß liegen⸗ 
de Vorkehr zu treffen, um Mängel und Hinderniſſe zu bes 
feitigen und die öffentliche Sicherheit zu befoͤrdern. (Art. 36.) 

Damit übrigens der Zwed, das Gefindel zu unterdrüs 
Een und unfchädlich zu machen, um fo ficherer erreicht wers 
de, follen fih die unteren Polizeybehorden, die Ver 
waltungen- der Straf » und Zwangsarbeitshäufer und die 
Generals, Kreis» und Lofalfommiffariate bey jeder Gelegens 
heit in ‚ufammenmwirfendes Benehmen ſetzen, gegenfeitig eins 
ſchlagende erhebliche Nachrichten mittheilen und nöthigen 
Falles gemeinfame Maßregeln verabrzven. 

Auh die Gerichtsftellen find fehuldig, den Polis 
zeybehoͤrden aus ihren Verhandlungen von Allem, was die 
dffentliche Sicherheit betrifft, Kenntniß zu geben und ihnen 
das bey gerichtlichen Anlaͤſſen entdeckte Gefindel Bu zu 
machen. (Art. 37.) 


V. die Bettler u. Landſtreicher betreff. v. = Ro. 1816. Art. 
33 — 37. Regbl. ©. 831 —8 


85) Betffunden 
Bey aufferordentlihen Borfällen, z. B. bey allges 
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meinen Krankheiten oder bey nachtheiliger Witterung follen, 
ftatt der fonft gebräuchlichen Kreuzgange, Betſtunden in der 
Pfarrkirche jedes Orts an einem naͤchſt zu erwählenden gebo⸗ 
tenen Feyertage abgehalten werden, welches die Pfarrer ih— 
rer Gemeinde. niemals verfagen dürfen. 


B. v. 6. X.ril 1803. Regbl. ©. 226. 
6) Betrug 


Ein Betrug, weldyer bey Eingehung oder Bollziehung 
eined zweifeitigen, auf gegenfeitigen Vortheil gerichteten 
Vertrages begangen worden ıft, hat, neben dem in den bürs 
gerlichen Gefegen beftimmten Nachtheile, nach Befchaffenheit 
der Umftände bloß polizeyliche Beſtrafung zur Fol 
ge, fofern nicht ein Betrug an Maaß und Gewicht dabey 
obmwaltet, oder eine nicht mehr vorhandene, auf gültige Art 
veräußerte Sache, eine Waare von ganz anderer Gattung 
und Materie, ald wofür fie ausgegeben worden, oder ein 
Gegenftand, woran der Käufer Fein ficheres Eigenthumss 
recht mehr erlangen Tann, verkauft wird. 


V. v. 1. Okt. 1813. in Döllingers Repert. B. V. ©. 37. 


Wenn gegen ein Mitglied der Landwehr wegen eines 
durch Betrug begangenen Vergehens die Spezial: oder 
Hauptunscrfuchung — iſt, ſo tritt deſſen Suſpenſion 
vom Dienſte ein. 

Landwehrordnung v. 7. März 1826. $. 6. Regbl. ©. 301. 


Militärperfonen, weiche fi) während ihrer Dienft 
zeit des Betruges oder eined anderen‘ Verbrechens fhuldig 
machen, werden zwar nad) erfolgtem Erkenntniß aus der 
Armee entfernt, gleichwohl aber der Armeepflichtigfeit erft 
alsdann entlaffen, nachdem ‚fie für die noch übrige Dienfts 
zeit einen Erfakmann geftellt haben, oder yerfünlich zu Ser 
fiungsarbeiten verwendet worden find. 


Gef. die ——— des ſtehenden Be betreff. v. 15. Aug. 
1828. $. 66. Gef. dl. 104. 
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8) Beurlaubte 


Den beurlaubten Unteroffizieren und Soldaten, ohne 
. Unterfchied der Waffengattung, gebührt Feine Borfpann. 


Borfpannd:Regulativ v. 1.Nov. 1816. (4.) Regbl. ©. 825. 


Menn es fi Übrigens ereignet, daß ein beurlaubter 
Soldat wegen Erfranten in ein Militärfpital abgeliefert 
werden muß, in welchem Fall ein einfpänniger Wagen zu 
verabfolgen iſt; fo foll jedesmal der Vorfpannurfunde ein 
Zeugnifß des Gerichtsarztes, Wundarzted oder der Ortds 
obrigfeit an dem Orte der Erkranfung beygefügt werden, obs 
ne welches die aufgerechnete Borfpann nicht vergütet wird. 


V. v. 13. Oft. 1811. $. 11. Regbl. ©. 1623. 


Die polizeyliche Oberauflicht über die beurlaubten Sol; 
daten und deren Einberufung auf Verlangen der Militärbes 
hörden fteht den Kreisregierungen zu. Diefe Ober: 
aufficht hat fich jedoch nur auf Generalanorönungen, auf 
den Vollzug fpezieller Befehle, und auf die Entfcheidung 
der Befchwerden gegen Verfügungen der Unterbehörden zu 
befchranfen, welche letztere über Beurlaubte bey Polizeyvers 
gehen ebendiefelbe Kompetenz ausüben, wozu fie im 
meinen ermächtiget find. 


Die Einberufung der Beurlaubten wird in der Res 
gel durch unmittelbare Korrefpondenz der Regimenter mit 
den Magiftraten, Lands und Herrfchaftgerichten eingeleitet, 
und nur in dringenden Fällen oder bey ganz allgemeinen 
Anordnungen durch die Kreisregierung verfügt. 


B. den Wirkungsfreid der oberften EN — v. 
17. Dez. 1825. Tit. 11. $. 29. Regbl. S 
Saͤmmtliche Heerabtheilungen ſind angewieſen, ſtrenge 
darauf zu halten, daß Militaͤrindividuen, die wegen Exceſ— 
fen im Urlaub an ihre Regimenter geliefert, oder gemeldet 
und wirflich ftraffällig befunden werden, nach dem Maaß ihr 
red Verſchuldens Über eine bemeffene Zeit nicht mehr in 
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Urlaub gelangen, foferne dieſes nur immer geſchehen kann, 
ohne den Praͤſentſtand zu uͤberſchreiten. 
*) V. die Exceſſe der Beurlaubten betreff. v. 15. Dez. 1824. 


Den beurlaubten Unteroffizieren fämmtlicher Waffengat: 
tungen darf Montur, Helm und. Säbel in den Urlaub 
mitgegeben werden, 2, den gemeinen Soldaten ift diefes 
nicht erlaubt. 


) V. die Einlieferung der — der ——— Soldaten 
betreff. v. 25. Juli u. 15. Sept. 1826. 

Nachdem mehrere Gefuche einbefördert wurden, Pe 
offentirte, nicht montirte Beurlaubte in der Art zum Dienfts 
machen einrüden wollten, daß die dazu nach einer einfeitigen 
Berabredung beftimmten Leute fih mit ihnen vertauſchen; 
fo ift als allgemeine Norm feftgefegt worden, daß ſolche 
Bertaufhungen in feinem Fall ftatt finden follen. 


*) V. d. Gefuhe Beurlaubter um Vertauſchung mit Anderen 
betreff. v. 15. Jan. 1827. 

Die Aufnahme ftändig beurlaubter Soldaten in die Mis 
Vitärfpitäler für den Fall ihrer Erkrankung hat nicht 
ftatt, indem felbft die eingereihten Soldaten während eined 
ihnen temporär bewilligten Urlaubs nur alsdann zur ärztlis 
chen Behandlung in die nächfigelegenen Garnifonsfpitäler 
aufzunehmen find, wenn fie oder ihre Eltern und Angehoͤ—⸗ 
rigen Fein Vermögen haben und wenn die Zransportfoften 
von den Eltern, Verwandten oder ‚jenen Landleuten, wo 
fie fich zur Arbeit verdingt hatten, oder auch von ben bes 
treffenden Gemeinden beftritten werden. 


°e) V. d. Aufnahme beurlaubter Soldaten in die Militärfpitäler 
betreff. v. 7. Apr. 1827. 


83) Beutellehen. 


f. Lehenweſen. 


In Hinficht der Beutel: oder Bauernlehen bleibt die 
Kompetenz der Kreisregierung, Kammer der Finanzen, uns 
verändert. 
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DB. den ee der oberften —— Fre betreff. v. 
7. Dez. 1825. $. 91. Regbl. ©. 107. 


89) Bevdlkerung. 


Die Unzeigen über Zuwachs oder Abnahme der Ber 
volferung , über Veränderungen in dem Stand der Familien 
und Perſonen, über den Wechfel des Aufenthalts, der Mies 
then u. f. w., find zunächft bey der Polizeydireftion anzu: 
bringen, welche verbunden ift, dem Magiftraie ſosleich die 
gehörige Eroͤffnung davon zu machen. 


DB. das Verhältnig zwifchen ber Polizeydirektion und Bi Ma: 
giftrate zu Münden betreff. v. 15. Sept. 1818. $. 19. 
Geſ.Bl. ©. 580. 


0) Beweisverfahren. 


Bey dem ordentlihen Beweis finden die Kap. IX, 
8. 6 und 7, der Gerichtöorönung enthaltenen Refponftonen 
und Relevanzbefcheide in Zufunft nicht mehr flatt, fondern 
das Beweisverfahren richtet fich nach folgenden Bellimmuns 
gen: 

a) Wenn durch richterliches Urtheil auf Beweis erkannt 
worden, fo ift derjenige, welchem der Beweis auferlegt 
wurde, bey Strafe der Defertion verbunden, ſolchen 
innerhalb des angefeßten Zermind anzutreten und alle 
feine Beweismittel zu benennen, unter dem Rechts nach⸗ 
theile, daß er ſich derjenigen, welche er anzugeben un; 
terlaffen hat, in der Folge nicht mehr bedienen Tann. 

innerhalb 30 Tagen, von Mittheilung diefer Ber 
weisantretung an gerechnet, ift der Gegentheil unter 
eben diefem Nechtönachtheile fehuldig, feinen Gegen: 
beweis anzutreten. ($. 12.) 

b) Wie der Beweis durch Augenfihein, Sachverftändige, 
Urkunden und Eideszufchiebung geführt werde, ift in 
der Gerichtdordnung beftimmt. Der Beweis durch Zeus 
gen wird durch Benennung der Zeugen, mit Bereis- 
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artikeln, und mit ber Bezeichnung, Über welchen Arti⸗ 

kel jeder Zeuge zu vernehmen feye, angetreten. ($. 13.) 

c) Diefe Artikel find, unter Anfegung eined Termins 
zur Vereidung und Vernehmung der Zeugen, ay bie 
Gegenparthie mitzutheilen, indem diefe berechtigt ift, 
innerhalb ded Zermind Fragftüce einzureichen, über 
welche die Zeugen gleichfalld vernommen werden follen. 
Die Artikel und Fragſtuͤcke hat der Richter, ohne dess 

halb eine‘ Verhandlung zu geftatten, von Amtswegen 
zu prüfen und er Fann die offenbar irrelevanten oder 

- unzuläßigen verwerfen, welche Bermwerfung jedoch dıe 
Rechtskraft nicht befchreitet. ($. 14.) 

d) Nach Vernehmung fämmtlicher Zeugen wird das Ver 
nehmungsprotokoll von Amtsiwegen unverfhlof 
fen zu den Akten gelegt, und den Partheyen hievon 
Nachricht gegeben, wodurch fie dad Recht erhalten, das 
Protofoll einzufehen, die nothigen Auszüge daraus zu 
machen, oder eine Übfchrift deffelben zu begehren. 

innerhalb eined nicht zu verlangernden Termins 
von 30 Zagen, von jenem Eroͤffnungstage an gerechnet, 
Fann jede Parthey über die Beweisführung eine De 
buftion übergeben, welche ohne ferneren Schriftens 
‚wechfel beyderfeits zur Nachricht mitzutheilen ift. ($.15.) 

e) jedem Theile ſteht es frey, nach ‚widerfprochener Ges 
fchichte feiner Klage oder Einrede fogleih und ohne ei 

nen Zwifchenbefcheid abzuwarten, ftatt der Replik oder 
Duplik den Beweid anzutreten. Hiezu wird aber eine 
ausdruͤckliche Erklärung desjenigen, welcher den Bes 
weis auf diefe Art antreten will, erfordert und die bloße 
Anführung der Urkunden, welche die Partheyen fchon 
bey den erften Berhandlungen zur Beftärfung ihrer 
Behauptungen vorzubringen pflegen, ift für einen frey: 
willigen Beweisantritt nicht zu achten. ($. 16.) 

HMH Diefe Beweisantretung hat die rechtlichen Folgen 
eined durch Urtheil auferlegten Beweifed; fie wird dem 
Gegentheil mit Anfekung eined Termins von 30 Tagen 
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zugefertiget, innerhalb deffen er, neben dem , was ihm 
nach dem vom Beweisführer gewählten Beweismittel 
obliegt, auch den Gegenbeweis unter dem oben gedady 
ten NRechtönachtheile antreten muß. Nach gefchloffenem 
Beweisverfahren wird, wie bey dem auferlegtem Ber 
weis, entfchieden und es darf niemald auf Beybringung 
eines befferen Beweiſes erfannt werden. ($. 17.) 


Gef. einige Verbeiferungen der ——— betreff. v. 22. 
Zul. 1819. $. 11— 17. Geſ. Bl. ©. 66 — 69. 

Der fummarifche Beweis wird durch Urfunden, Aus 
genfcheine, Eid und ähnliche Furze Beweismittel, ohne Pros 
batorialartifel, geführt. 

> Cod, jud. Bav. C. .14. $. 12. 


9) Beylagen. 
f. Abfıhriften. 


Die Beylagen müßen in Duplo eingereicht und mit 
dem normalmäfßigen Stempel verfehen feyn. 

Alle Abfchriften von Urkunden und Dokumenten, wels 
che als ſimple, nicht vidimirte Beylagen bey einer mittels 
oder unmittelbaren Adminiſtrativ- oder Juſtizbehoͤrde einge, 
reicht werden, unterliegen in der Regel dem Groſchenſtem⸗ 
pel; dagegen kommt bey allen vidimirten Beylagen der 
Stempel von 15 fr. anzuwenden, 


V. die Anwendung ded Stempels bey Een SMUNDENEN 
betreff. v. 27. Zul. 1810. Regbl. ©. 


Ein Bogen kann fo viele Beylagen enthalten, als dars 
auf Plaz finden, und ed bedarf nicht jede Beylage eines 
befondern Stempels. 


V. v. 11. Ian. 1814. in Döllinger's Repert. B. VII. ©. 50. 


Die Beylagen follen zugleich mit den Schriften fommus 
nizirt werden. 


Cod. jud. Bav. Cap. 6. $, 15. 
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92), Beyistsarmenpflege 
. Armenpflege. 


95) Bezirksingenieurs. | 


f. Ingenieur. 
94) Bezirkskonkurrenzſachen. 


Sn ftandesherrlichen Gebieten find die Bezirkskon⸗ 
kurenzſachen dem unmittelbaren Wirfungsfreis der Negies 
rung vorbehalten. 


Ed. die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Erna N betreff. v. 
26. May 1818, $. 29. (7.) Geſ. Bl. S 
Sn Patrimonialgerichtöbezirfen bleiben alle 
Geſchaͤfte räcfichtlich der Bezirkslonkurrenz den Landgerich⸗ 
ten eingeraͤumt. 


Ed. über die a no v. — May 18i8. $. 90. 
Geſ. Bl. ©. 255. 


5) Bezirtsumlagem 
f. Diftriftds, Gemeinde =, Kreisumlagen. 


Die Gattungen und Arten der Umlagen beftimmen fich 
nad) der Natur derjenigen befonderen Bedürfniffe, zu deren 
Beftreitung fie beſtimmt find, und theilen fich ab: 

a) in ordentliche und aufferordentliche, je nad 
dem jene Bedürfniffe bleibend oder vorübergehend find; 

b) in drtlihe und Bezirfsumlagen, je nachdem 
deren Ausſchlag fich auf einzelne Gemeinden befchränft, 
oder auf mehrere ausdehnt; I | 

ec) in Geld: und Naturalumlagen, je nad) der ber 

fonderen Feiftungsart. (Art. 7.) 

Folgende Bedärfniffe werden durh Bezirks umlagen 
gedeckt, woran nach Umftänden —— Gemeinden zuſam⸗ 
men Theil in 

(a die 
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a) die Einrichtung und Unterhaltung der Armenanftals 
ten,-foweit die drtliche Naturalverpflegung und bie Lo⸗ 
kalarmenſtiftungen nicht zureichen; 

b) die Anſchaffung und Unterhaltung großer und koſtbarer 
Feuerlöfhmafhinen, welde nicht ‚jede einzelne 
Gemeinde befigen kann; ferner 

ec) die Herftellung und Unterhaltung der Bicinalftras 

Ben; die Bauten und Arbeiten an den Brüden und 

Fluͤſſen, foweit diefe Gegenftände das ntereffe meh; 

rerer Gemeinden zugleich umfaffen. (Urt. 11.) 

Die Verbindlichkeit, den gemeinfchaftlichen Betarf eines 
Bezirks aufzubringen, ruht auf der ganzen und ungetrennz 
ten Gefammtheit der mit Häufern, Grundftäden und Gewer⸗ 
ben anfäßigen Perfonen, und jede berfelben, - welche die 
Haus-, Grund: und Gewerbefteuer entrichtet, iſt auch vers 
bunden, an allen Bezirfsumlagen Theil zu nehmen. (Art. 15.) 

Die Stiftungen für den Gottesdienft, den Unterricht 
und die MWohlthätigfeit unterliegen ebenfalld der Verbindlich 
keit des Beytrages zu den Bezirtdöumlagen. (Art. 20.) 

Auf gleiche Weife trägt auch das Fonigl. Aer ar ruͤck— 
fichtlich feiner der Steuer unterworfenen Befigungen eben fo 
bey, wie jeder andere Hauss und Grundbefißer. (Art. 21.) 

Die Verpflichtung, zu den Bezirksumlagen beyzufteuern, 
erftreckt fich in der Regel nicht über die Gränzgen des Ge 
richtöfprengeld hinaus; jede mit einer Polizeydireftion oder 
einem Polizeyfommiffariat befekte Stadt, jedes Land» und 
Herrfchaftgericht bildet einen eigenen, felbfiftändigen und abs 
gefdyloffenen Bezirk. (Urt. 23.) 

Für die Waſſer-, Brüden » und Gtraßenbauarbeiten, 
"welche den Gemeinden obliegen, werben die Umlagsbezirke 
in jedem einzelnen Fall nach dem Herfommen, oder fonftir 
gen rechtlichen VBerhältniffen, oder nah dem Umfange des 
aus jenen Arbeiten für jede einzelne Gemeinde hervorgehen: 
den Intereſſe befonders beftimmt; jedoch foll ein folcher Be: 
zirf den Umkreis von 3 Stunden nicht Überfchreiten. (Art. 24.) 

Die Erhebung aller ————— geſchieht durch die 
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Rentämter in den ordentlichen Steuerterminen,  mittelft 
eines verhältnißmäßigen Beyſchlags und zwar rädficht- 
lich der Bezirfsumlagen mittelſt Beyſchlags zu den Steuern 
ſaͤmmtlicher Beytragpflichtigen in dem Bezirke. (Art 39.) 

Die Bezirksumlagen werben in eine bey den Land» und 
Herrfchaftgerichten zu bildende eigene Umlagekaſſe ge 
Yeitet, welche am Sitze eines jeden Gerichted, unter der Mit; 
fperre der am höchften belegten zwey Gemeindeglieder zu bes 
ftehen hat; Teßtere find berechtigt, von jeder Verwendung 
der hinterlegten Gelder Kenntniß zu nehmen. (Urt. 42.) 

Die Naturalabgaben für Bezirfsbedärfniffe wer 
den unmittelbar von jedem Lands und Herrfchaftgericht erho⸗ 
ben und verwendet, (Urt. 43.) 

Eben fo werden die Bezirföfrohnen unmittelbar von 
dem Lands und Herrfchaftgericht, unter Aufficht der etwa 
beyzuziehenden Funftverftändigen Inſpektoren, zwifcben den 
Srohnpflichtigen ausgetheilt und geleitet, (Art. 44.) 

Ueber die Einnahme und Ausgabe der Bezirfsumlagen 
haben die Land. und Herrfchaftgerichte eine eigene Ne chr 
nung zu führen. (Art. 49.) | 

Alle Rechnungen, über die Gemeinde s fowohl, ald Be 
zirksumlagen, werben bey den Kreis > und Stadtfommiffaris 
aten revidirt. (Art. 50.) 


DB. die befonderen Umlagen für Gemeinbebebürfnife Ya v. 
6. Febr. 1812. Art. 7. 11. 15. 20. 21. 23. 24, 39. 42— 
49. 50. Regbl. ©. 324 — 340. 
HE) Bibliothek 
f. Schulbibliothef. Univerfitätsbibliothef. 
Ale Sammlungen für Künfte und Wiffenfchaften , mit 


bin auch die Sibliothefen, m ein unveraußerliches 
Staatsgut. 


Verf. Urk. v. 26. May 1818. Tit. III. $. 2. (7.) Geſ. Bl. 
©. 112. ° 


Die Central bibliothek und die Univerſitaͤts— 
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bibliothet ſollen fortwaͤhrend getrennt erhalten werden; bie, 
erftere hat unter der unmittelbaren Aufficht des Staats, die 
leßtere unter jener der Univerfität zu ſtehen. Auch die für 
beyde Inſtitute beftimmten Dotationen bleiben getrennt. 
Um jedoch mit diefen Mitteln vielfeitigere Zwecke erreichen 
zu fonnen, follen in der Negel nicht die namlihen Wer 
te für beyde Sammlungen angefchafft werden, den Fall 
ausgenommen, wenn beyde Sammlungen das gleiche Werf 
wegen feines anerkannt klaſſiſchen Werthed, oder zur Bes 
hauptund ihres felbfiftändigen Charakters nothwendig befißen 
müßten. Insbeſondere ift diefe Vorſchrift in Bezug auf koſt⸗ 
fpielige Prachtwerfe zu beobachten. Bey Entfcheidung der 
Frage, für welche der beyden Sammlungen ein neues Werf 
angefchafft werden folle, .ift von dem Grundfaß auszugehen, 
daß die Nationalbibliothet mehr den allgemeinen, die Univers 
fitatsbibliothef dagegen mehr den befonderen und pofitiven 
Wiffenfchaften angehore; deshalb wird es auch nothwendig, 
daß die Konfervatoren beyder Sammlungen fich bey neuen 
Anfhaffungen fortwährend miteinander benehmen und fich 
mwechfelfeitig die Einficht ihrer Kataloge geftatten. Die jahr: 
lichen Etats beyder Bücerfammlungen und die denfelben 
zur Bafid dienenden Operationsplane für jedes Jahr, wers 
den von einer aus Mitgliedern des Generalkonſervatoriums 
und der Univerfität beftehenden Bibliotbhekkommiſſion 
berathen. 

Uebrigens kann die Centralbibliothek von den Lehrern 
an der Hochſchule und, unter den erforderlichen Beſchraͤnkun— 
gen, auch von den Studirenden eben fo benußt werden, wie 
die Univerfitätöbibliothef den Mitgliedern der Akademie der 
Wiſſenſchaften zum Gebrauche offen ficht. 

"Die Aufficht über die Gentralbibliothet ift einem Bir 
bliothekar, mit dem Charakter eined Direktors, übertragen, 
welcher zwar zu dem Generalfonfervator in dem namlichen 
Verhaͤltniß, wie die Übrigen  Konfervatoren ficht, hingegen 
über das bey der Bibliothek angeftellte Dienftperfonal alle 
Funftionen eined Borftandes ausübt nenn Ausga⸗ 
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ben felbft anmeist, und uͤber durchaus nothwendige oder ger 
ringfügige Ankaͤufe felbft entfcheidet, 


Die. ‚größeren und wichtigeren Ankaͤufe für die Sihtis 
othef find von einer befenderen Kommiffion zu prüfen, in 
welcher der Generalfonfervator den Borfik, der Oberbiblios 
thefar aber den Vortrag hat, und zu deren Sikungen fos 
wohl die Klaffenfefretäare der Afademie der Wiffenfchaften, 
ald die Defane der einfihlägigen Fakultäten und die Biblio: 
thefare der Hochfchule jedesmal beyzuziehen find. 


V. die wilfenfhaftliden Sammlungen ded Staat und der Uni— 
— tät betreff. v. 21. März 1827. $. 13 — 18. Regbl. 
©. 211 — 215. 

Das Ausleihen von Büchern der Bibliothek in Pris 
vathaͤuſer darf nicht flatt finden, ausgenommen an höhere 
Staatsdiener, wirfliche 'Kollegialräthe, ordentliche Mitglies 

der der Akademie der Wiffenfchaften und Profefforen. 

Für jedes Buch muß ein Schein ausgeftellt werben, 
worinn die Zrift des Gebrauches (melde ſich aber nicht über 3 
Monate erfireden darf) ausgedrädt ift; wird dad Buch binnen 
3 Zagen nad) Verlauf der beftimmten Friſt nicht eingeliefert, 
fo ift deshalb Anzeige zu machen; wäre aber ein Buch nad) 
Verfluß der zum Gebrauch beftimmten Zrift noch Tänger 
nothivendig, fo muß ein neuer Schein eingelegt werden. 

Manufcripte, feltene Werfe, oder Foftbare Auflagen 
find an Niemand abzugeben; ed Fonnen jedoch auf Be; 
gehren Auszüge durch einen bey der Bibliothet Verpflichtefen 
gegen mäßige Belohnung gemacht werden, welche von dem 
Sekretaͤr zu Follationiren find. 

Fremden oder durchreifenden Gelehrten foll auf kei⸗ 
nen Fall ein Werf geliehen werden. Privatifirende Gelehrte, 
welche fi) in München aufhalten, Fonnen zwar Bücher bes 
ziehen; jedoch nur gegen Stellung eined annehmbaren Bürs 

- gen, oder gegen Einſatz des dreyfachen Werthes. 
V. v. 10. Apr. 4802. in Döllingerd Repert. B. IV. ©. 15. 
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97) Bier 


Der Handel berechtigter Gewerböleute mit Bier und 
ähnlichen unentbehrfichen Getränken, ift im Innern des 
Landes, unter Beobachtung der beftehenden Polizeyvorfchrifs 
ten und der verordneten Befchau, von einem Polizeybezirk 
in den andern und von Gemeinde zu Gemeinde durchaus 
frey. 


V. den Vollzug der Grundbeſtimmungen für dag Gewerbsweſen 
betreff. v. 28. Dez. — $. 18. (3.) Regbl. v. 1826. 
+ 106. 


Die Einfuhr ded Bierd aus Württemberg findet 
nur bey den längs der würtembergifchen Graͤnze beftehenden 
Unterauffchlagseinnehmerftellen, gegen Entrichtung bed ges 
feßlichen Malzauffchlages von einem Kreuzer für die Maas 
fiatt. 


V. die Einfuhr des Bierd u. f. w. aus re betreff. 
v. 29. Aug. 1828. $. 1. Regbl. ©. 46 


38) Bierauffhlag. 
fe Malzauffchlag. 


99) Bierbrauereyem 


f. Brauerepen. 


"Die Bewilligung zur Errichtung neuer Bierbrauereyen 
ſteht den Kreisregierungen ‚ im Einvernehmen mit den Fis 
nanzfammern, zu.‘ 


B. den Vollzug der Grundbeflimmungen für das Gewerböwefen 
betreff. v. 28. Dr er — (2.) Regbl. v. 1826. 
. 159 


Bey Ertheilung von Bierbraueregconceffionen ift von 
der Anwendung ded im Ausfchreiben v. 20. May 1826 bes 
zeichneten Normativs Umgang zu nehmen und die Zare 
lediglich nach Vorfchrift der pronifprifhen Taxordnung v. 8 
Oktbr. 1810 zu berechnen. 
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F *) DB. die Tare für die Verleihung von —— — los 
nen betreff. v. 20. Zul. 


400) Bierbäglem 


f. Bierfhulden. 


Fuͤr alle Wirthe ohne Ausnahme follen bey den Bräus 
häufern’z wey:gleichlautende Bierbuͤchlen gehalten und da 
rin jede Abgabe mit Beyfeßung der Quantität, ded Preifes 
und der Bezahlung eingefchrieben werden, wovon eines bey 
dem Brauhaus, das andere bey dem Bierabnehmer aufzus 
bewahren ift. 


Im Unterlaffungsfall hat der Bräuer, fo wie der Wirth, 
sehen NReichöthaler Strafe zu bezahlen, und bey fih ergeben; 
den Anftanden fol Fein Richter auf ein Mehrered erkennen, 
ald was die Einfchreibung und Einbefennung in den Büdhs 
len für einen, wie für den andern Zheil ergiebt. 


V. die Bierbüchlen betreff. v. 13. Jan. 1807. Regbl. ©. 108. 
101) Bierſchenkgerechtigkeit. 


Der Verkauf oder die Ceffion einer blos yerfon; 
lichen Bierfchenfgerechtigfeit ift nichtig, wenn fie ohne his 
here fpeziele Bewilligung gefchicht. | 


3. v. 25. Zul. 1804. $. 3. Regbl. ©. 701. 


Die Verpachtung einer blog yperfonlichen Bierſchenk— 
erechtigfeit ift an und für fich nicht erlaubt; im Fall es jes 
doch zugelaffen wird, fo hat fplche an einen bereits anfaßis 
gen, mit hinlänglichem Vermögen verfehenen, rechtfchaffenen 
Bürger ded Orts um ein billiges Pachtgeld zu gefchehen. 
Ganz unzuläßig ift ed, daß der Pächter diefe Konzeffion in 
weiteren Afterpacht gebe, oder den Pacht einem Anderen ge 
gen Entfchädigung cedire, 

DB. v. 28. Nov. 1812. n Döllingerd Repert. Band V. 


+ * 


€ 
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1020) Bierfhuldem 
| f. Bierbüdlen. 


Ein Wirth darf, fo Tange er zu einem Brauhaus 
fchuldet, nicht von demfelben austreten; auch muf er, im 
Zal er augzutreten gedenkt, die Schuld, zugleich mit diefer 
Erflärung, noch vor Weihnachten ganzlich entrichten, ins 
dem er fonft (ungeachtet der unter dem Jahr fpäter gefchehenen 
Tilgung) bis Michaelid des nächfifolgenden Jahres das Bier 
zu entnehmen verbunden bleibt. 


V. die ———— der Bräuer zu den — Setref v. 25. 
Apr. 1811. Art. 27. Regbl. 

Ale Bierfchulden der Wirthe an die Bierbrauer follen 
4 Wochen nach der Anforderung die Vorzuͤge der Wedy 
fels und Merfantilfchulden genießen und die Zuftizftellen fols 
Ien, fo oft derlei Bierfehulden eingeflagt werden, gegen bie 
Schuldner mit fummarifhem Berfahren und firader Erefur 
tion um fo gewißer einfchreiten, als im Fall einer über 
Saumfal an die höchite Stelle gelangenden Befchwerde ges 
„gen die faumigen Behörden firenge Ahndung eintreten würde, 


V. die Erhebungsart der Bier-, Branntmwein = und Malzauf: 
ſchläge betreff. v. 28. Juli 1807. $. 29. Regbl. ©. 1294, 
Die Inhaber oder Pächter von Bräuhäufern haben wes 

gen ihrer Forderungen für abgegebenes Bier gegen Wirthe 
die vierte Klaffe im Konfurfe anzufprechen, 
Prioritätßordnung d. 1. Jun. 1822, $. 23 (6.) Geſ. Bl. 


103) Biertaren 0 


Das quantitative Verhältniß der Ingredienzien zur 
Produktion ded Biers, namlich der Gerfte und ded Hopfens, 
ift im Durchfchnitt dergeftalt beftimmt, daß 

a) aus fünf baierifchen Schoͤffeln trockenen Malzes fünf 
und dreyßig baierifhe Eymer Winterbier und dreyßig 

Eymer Sommerbier zum Berleitgeben, folgli über 
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Abzug aller Geläger und des Nachbierd erzeugt werben 
fonnen und follen; | 

b) daß auf fünf baieriſche Schöffel Malz für das Winter; 
bier fünfzehn Pfund Landhopfen, und für das Soms 

merbier fünfundzmwanzig Pfund Böhmerhopfen im 

allgemeinen Durchfehnitt (mit Rüdfiht auf die Qualität 

und dad Alter des eingefottenen Hopfens, dann auf die Lage 

und Befchaffenheit der verfchiedenen Keller) gerechnet werben 

dürfen, 
Nach der Verſchiedenheit der jährlich zu erhebenden 
Durhfhnittspreife wechfelt der gefekliche Preis für 
dad Sommer » und Winterbierz jedoch ift für jeden Jahr⸗ 
gang nur ein Winters und ein Sommerbierfaß zu treffen. 

Diefe Durchfchnittspreife find in jedem Kreis alljährlich 
durch die Generalfreisfommiffariate herzuftellen. Da aber 
in einem und. eben demfelben Jahr eine merkliche Verſchie— 
denheit der Preife von Gerſte und Hopfen beftehen kann, 
fo koͤnnen auch in einem Kreis verfhiedene Bierſaͤtze in 
einem und demfelben Jahr nah Diftriften flatt finden. 
Hiezu wird jedoch erfordert, daf die Durchſchnittspreiſe der 
Gerfte und ded Hopfens zufammengenommen oder eined dies 
fer Artikel allein, in einem gegebenen Bezirfe fich fo vers 
fhieden und.abweichend von einander. erzeigen, daß der Bes 
trag diefer Berfchiedenheit, auf die Maß vepartirk, einen 
vollen Pfenning auswerfe. 
Für die Herftellung der Durchfchnittöpreife bey Gerſie 

und Hopfen beſtehen folgende Vorſchriften: 

a) Die hoͤchſten und mittleren Preiſe der Gerſte und des 
Hopfens find (mit gänzlicher Beſeitigung der niedrigſten) 
zum Anhaltspunkte zu nehmen, weil nur aus guten , 
Qualitäten guted Bier erzeugt werden kann. 

b) Für die Gerfte ift der höchfte und mittlere Schran; 
nenpreid ded Hauptortes in einem Diftrift — für den 
Hopfen aber die eidmäßige Angabe der Bräuer in den 
Hauptorten und die mit Ertraften aus den Manualien 
belegte Angabe von drey bedeutenden Brauhaufern des 
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Kreifed zur Grundlage der Preisausmittelung zu neh⸗ 

men. 

c) Die herzuftellenden Durchſchnittspreiſe der in den Mo⸗ 
naten Oktober und November jeden Jahrs ge— 
ſchloſſenen Gerſtenkaͤufe und der Kaͤufe des Landhopfens 
ſind zur Regulirung des Winterbierſatzes jedesmal bis 
zum 10ten Dezember des naͤmlichen Jahres und hinſicht⸗ 
lich des boͤhmiſchen Hopfens bis zum 20ten Januar des 
folgenden Jahres durch die Generalkreiskommiſſariate 
zu erheben und zu berechnen; hienach ſolle von ihnen in 
dem geſammten Umfange des Kreiſes die Taxe, und 
zwar fuͤr das Winterbier laͤngſtens bis zum 15. Januar 
und für dad Sommerbier laͤngſtens bis zum 15. Februs 
ar, Öffentlich regulirt werden, 

Der auf diefe Weife gefchöpfte Bierpreis ift der Gants 
erfaß oder der Fabrifpreis des Bierd, um welchen es 
der produzirende Bräuer unter dem Reif an die Wirthe abs 
feßen darf, und auch an andere Bierfunden abzugeben vers 
bunden ift. 

Der Schank⸗ oder Detailpreis ift gegen ben $as 
brifpreis um 2 Pfenninge der Maas nad zum VBortheil 
der Wirthe höher geftellt, welcher Vortheil den Braͤuern bey 
ihrem eigenen Ausſchank nicht zufteht. Auf die Ueberfchreis- 
tung des tarifmäßigen Saßes ift eine Strafe von 10 Reichs 
thalern, neben der Reftitution des zuviel Bezogenen, gefeht. 

V. die Regulirung ded Bierfages betreff. v. 25. Apr. 41811. Tit. 

I. Art. 12— 22. Tit. 11. Art. 1-5. Regbl. ©. 621— 628. . 

Den Brauern und Wirthen ift erlaubt, das Bier auch 
unter bem ausgefchriebenen Preife in Fäffern oder Maas 
weis abzufeßen, mit der Bedingung, daß die Dualität des 
Biers jenen Grad der Güte beybehalte, welcher dem ber 
Berechnung zum Grund gelegten Gebrauche der Kombinatis 
onsartifel entfpricht, Im Fall aber die Braͤuhausbeſitzer an 
MWirthe unter dem Öanterfaß abgeben, follen letztere bey 
fharfer Strafe gehalten feyn, diefen Nachlaß dem Publis 
fum zufommen zu laffen, indem. fie fi) mit dem Zufchlag 
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von 2 Pfenningen per Maas, als der gefeklichen Manns⸗ 
Nahrung, zu begnügen haben. 3 


V. den Bierfag zwifchen den Bräuern, den Wirthen und dem 
Publikum betreff. v. 2 ar 41825. Art, Ill, Regbl. 
| . 463, 


Den äußeren Polizeybehoͤrden ift die Ermächtigung ers 
theilt, den Geſuchen derjenigen Bräuer, welche tarifmäßis 
ges Kagerbier unter dem Sake abzugebeg gefonnen find, 
bey nachgemwiefener Erfüllung der in der Verordnung v. 25. 
Apr. 1811 feftgefeßten VBorbedingungen, unvermweilt zu will 
fahren, und dergleichen Vermwilligungen alsbald in ihren 
Polizegbezirken dffentlich befannt zu machen, 

D. die Kompetenz ber Ilnterbehörden bey Werleitgebung des 


braunen Bierd unter dem Sage beireff. v. 16. März 1830. 
i. d. Intell. BL. f. d. Donaufreid ©, 340. 


| 104) Bier, verborbenes. 


Damit bad Bier weder von den Bräuern durch Bey 
mifhung fremdartiger, der Gefundheit fchadlicher Ingredien⸗ 
zien verfälfcht, oder durch Abbruch an der nöthigen Quantis 
tät von Malz und Hopfen: in einer ſchwachen, mit dem 
Preis in Feinem Verhältniß ftehenden, Qualität erzeugt, 
noch von den Wirthen durch ungeeignete DVermifchungen 
und unbefugten Wafferzuguß alterirt werde, find folgende 
polizeyliche Maßregeln und Strafen gegen die Contravenis 
enten ausgefprochen : 

a) Wenn ein Bier Ingredienzien enthält, welche der Ges 
fundheit offenbar fchadlich find, fo ift e8 ohne Weiteres 
durch Auslaffen zu vernichten, vorbehältlich der Stra⸗ 
fen, welche das Strafgeſetzbuch barhber verordnet. 

b) Bevor aber die Bernichtung ftatt hat, ift ein folches 
Bier auf gefchehene vorläufige Deklaration der verpflichz 
teten. Bierfchauer, oder in;deren Ermanglung, bed Ger 
meindevorfteherd, durch die Lokalpolizeybehoͤrde zu ob⸗ 
figniren und dem Landgerichtsarzt eine hemifche Unter; 
fuhung deffelben aufzutragen. Bon dem Erfolg dies 
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' fer Unterfuchung hangt das Erfenntniß der betreffenden 

Polizenbehörde, salvo recursu ab. 

c) Wer ein Bier abgiebt, das die Kraft und den Gehalt 
nicht hat, welche e8 haben follte, wenn daffelbe die 
vorgefchriebene quantitative Größe der Ingredienzien an 
Malz und Hopfen in fi) enthielte, fol unnachfichtlich mit 
einer Strafe von 6 Pfenningen für jede Maas, 
welche das. Gefäß enthielte, aus welchem das ald zu 
ſchwach erfannte Bier genommen war, belegt werden; 
der Betrag diefer Strafe gehört dem Lokalarmenfond. 

d) Zur Verhängung foldyer Strafen wird erfordert: 

4) die vorläufige, vor der betreffenden Polizeybehoͤrde 
zu Protokoll gegebene pflichtmaͤßige Deklaration 
der Bierſchauer in den Staͤdten, oder die eidmaͤßige 
Deklaration der Gemeindevorſteher auf dem Land, 
daß das abgegebene Bier in Beziehung auf ſeinen 
Gehalt zu gering ſeye; 

2) die von der betreffenden Polizeybehoͤrde vorgenomme⸗ 
ne Vergleichung dieſes Biers mit einem anderen 
fuͤr gut erkannten Bier, in Er Denuns 
zirten; 

3) der obrigkeitliche Befund der Wahrheit und Gruͤnd⸗ 
lichkeit ſolcher Angabe. 

e) Für die Alterirung des Biers haften vorzüglich die 
Wirthe, oder jene Brauer, welche zugleich im Kleinen 
abfeßen. 

Dem Wirth fteht es, nach vorerſt erlegter Strafe, 
frey, gegen den Braͤuer die Regreßklage anzu— 
ſtellen, wenn er von demſelben wirklich ein ſtrafmaͤßi— 
ges Bier erhalten hat; da jedoch die Vermuthung der 
Alterirung des Biers zunaͤchſt den Wirth betrifft, ſo 
kann dieſe Regreßklage nur vor dei ordentlichen Ges 
richtsſtellen angebracht und ausgefuͤhrt werden. 

H Bey Anſtellung der Klage muß der Wirth die wirklich 

gefchehene Bezahlung der ihm von der Polizegbehörbe 

angefekten Strafe mittelft Beylegung der Quittung 
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hieruͤber beſcheinen, unter dem Rechtsnachtheile der 
Verwerfung feiner Klage. 

g) Giebt der geſtrafte Wirth der Lokalpolizeybehoͤrde den 
Braͤuer an, von welchem er das f allig gefundene Bier 
abnahm, fo hat bey diefem ungefäumt eine Kellervis 

fitation einzutreten. 

h) Findet die Obrigkeit den Bräuer fchuldig, fo ift er das 
erftemal mit einer Strafe von 40 fl., im wieberhol 
ten Betretungsfalle von 80 fl. im dritten — von 150 fl. 
unnachfichtlich zu belegen und der Betrag diefer Stras 
fen gebört in den Rofalarmenfond, wmoneben dem 
Wirth feine Negreßflage nod) befgnders vorbehalten 
bleibt. 

i) Die früher. flet3 mit zwedwidrigem Erfolg verfuͤgte 
Strafe der Herabſetzung des Bierpreiſes iſt auf je 
den Fall als unzulaͤßig erflärt. 

k) Dat ein Bräuer in einem und bdemfelben Subdjahr 

dreimal einem Wirthe ftraffällig erfannted Bier geges 
ben und ift gegen diefen Bräuer dreimal die grabatis 
onsmäßige Strafe erfannt worden; fo foll der Wirth 
berechtigt feyn, folhen auh unter dem Sudjahr zu 
verlaffen, und das Bier bey einem anderen Bräuer zu 
entnehmen. Es Tann aber auch der Bräuer dem Wirs 

‚ the die weitere Bierabgabe verfagen, wenn ber Ießtere 
dreimal wegen von ihm felbft und ohne Berfhulven 
bed Bräuerd, alterirten Biers geftraft worden ift. 

1) Den eben gedachten Fall ausgenommen, darf Fein Wirth 
wahrend dem Sudjahr außftehen, noch fih, wenn er 
mit Bier verfehen werden kann, fremded Bier einlegen 
und zwar bey Strafe von 50 bid 100 Gulden, welche 
er diedfalld an dad hiedurch DONRIyeUANE Brauhaus 
zu erlegen hat. 

m) Daher muß fih der Wirth an Michaelis jeden 
Jahres bey dem Brauhaus, von weldem er fein Bier 
für das naͤchſtfolgende Jahr ——— gedenkt, dar⸗ 
uͤber erklaͤren. 
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n) Es fteht ihm zwar frey, nur eine beflimmte Zahl von 
Eymern zu beftellen; alddann aber ift er fchuldig, dieſe 
Eymerzahl abzunehmen und der, Bräuer ifi fchuldig, fie 
ihm zu liefern. 

0) Iſt Feine beftimmte Anzahl von Eymern verabredet, 
fo wird der Bedarf ded ganzen Jahres darunter vers 
ftanden und der Wirth darf alddann nirgendiwo anders 
Bier entnehmen, fo wie auch ber Brauer ihm feinen 
ganzen Bedarf zu liefern hat. 

p) Diefe Verträge find übrigend nur auf ein Jahr gültig; 
wenn fie aber nicht ausdrädlich erneuert oder aufgeho— 
ben worden, fo find fie als ftillfchweigend erneuert für 
das naͤchſte Jahr zu betrachten. 

B. den Bierfag und die Verbältniffe der Bräuer zu den Wirs 
then betreff. v. 25. Apr. 1811. Art. VI — XXVI. Regbl. 

©. 628 — 633. | 

Wenn ein Bräuer wegen Alterirung ded Bierd, das 
er ſelbſt Maasweiſe ausſchenkt, fohin in der Eigenfchaft 
eines Wirths firaffallig befunden wird, fo fommt gegen ihn 
nur die Strafe, welche oben auf das Abgeben geringhaltis 
gen Biers gefeht ift, in Anwendung und er kann den bey 
den Strafen wegen einer und eben derfelben Unterfuchhung 
niemals unterliegen, ausgenommen, ed würden feine Bier: 
dorräthe in den Lagerfäffern und fodann auch feine Schenk— 
faßchen unterfucht, oder in dem Fall einer gegen ihn von 
einem Bierabnehmer eingeführten Regreßklage. 


Die Strafen von 40, 80 und 150 fl. werben in ihrer 
Gradation nicht durch den Zeitraum eined Sudijahres be; 
ſchraͤnkt; es greift vielmehr das ſtufenweiſe Fortfchreiten dies 
fer Geldbuße bis zum dritten Grade Pak, ohne Rädficht, 
ob das Sudjahr, in dem der zweyte oder dritte und höchfte 
Strafgrad fi) ergab, ein und daffelbe feye, wo die erfte 
Beftrafung des nämlichen Bräuerd eingetreten ifl. Nur hat 
in den nachfolgenden Fällen eine die Summe von 150 fl. 
überfchreitende Geldbuße nicht mehr flatt, fondern es tritt 
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alsdann jedesmal diefe höchfte Gradation berfelben ein, fo - 
lange dad Brauhaus bey dem gleichen Beſitzer verbleibt. 

Bey Unterfuhung ded Biers ift die Anwendung der 
fogenannten Bierwage für unzulaßig erflart, indem fie 
nur fehr unzuverläßige und oft ganz entgegengefekte Reſul-⸗ 
tate über die Quantität der zu einem Bierfud gebrauchten 
Kombinationsartifel gewährt. Sodann foll die vorgefchries 
bene Bergleichung des der Polizey als zu geringhaltig des 
nunzirten, oder von ihr felbft bey amtlichen Bifitatios 
nen ald zu geringhaltig befundenen Bierd, jedesmal durch 
einen Polizeyaktuar in dem Borfeller des Bräuers, der 
hier ald Wirth abgewandelt wird, und nicht in dem Lokal 
der Polizegbehorde, wo dad Bier durch langes Stehenbleis 
in offenen Gefaffen nothwendig feinen Geſchmack verlieren 
muß, vorgenommen werden. Die Bifitation des Lager: oder 
Sommerbierd in den Lagerfäffern und Kellern it mit dem 
50. April eines jeden Jahrs zu befchließen ; auch hat folche 
bis zu diefem Zeitpyunft nur zwifchen 6 und 9 Uhr Morgens, 
oder 5 bis 8 Uhr Abends zu gefchehen, damit nicht durch 
den Zutritt der erwärmten äußeren ‚Luft die faure Gährung 
des Lagerbiers veranlaßt werde, 

Jede diefen Vorfchriften entgegen gepflogene Berhands 
Yung ift ald nichtig zu betradhten, und die Polizeybehoͤr— 
den, welche die eben gedachten Beflimmungen außer Acht 
Yaffen, follen in den Städten für jeden Kontraventiongfall 
mit einer Orbdnungßftrafe von “25 fl., auf dem Lande Aber 
von 40 fl. unnachfichtlich belegt werden, ald worüber das 
Generaffreisfommiffariat ohne weitete Berufung zu erfennen 
hat. 

ie Verordnung, den Vierſat betreff. v. 18. .Mah 1812. 

| Regbl. ©. 904 — 906. 


105) Bilderhbändler 


Die Kupferflich :, Bilder» und Kartenhändfer find ver 
pflichtet, unter einer Strafe von 100 Thalern ihre Katar | 
Io ge der Polizeyobrigfeit zu übergeben. 
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Ed. über die — der Preſſe und — —— v. 26. 
ay is 818. $. 5. Geſ. Bl. 


106) Bifddfe 


Vermoͤg einer Uebereinfunft mit dem pabftlichen Etuhle 
ift dem König und feinen Fatholifchen Nachfolgern auf 
ewige Zeiten dad Indult verliehen, zu den erledigten erzbis 
fhöflihen und bifchöflichen Stühlen wuͤrdige und taugliche 
Geiftliche zu ernennen, weldhe die nach den Fanonifchen 
Sakungen dazu erforderlichen Eigenfhaften befißen. Die Far 
noniſche Einfekung wird bdenfelben von Rom aus nad 
den gewöhnlichen Formen ertheilt. Ehe fie aber diefe Tchte- 
re erhalten haben, follen fie fich auf Feine Weife in die Lei—⸗ 
tung oder Verwaltung der Kirchen, zu welchen fie ernannt 
find, einmifchen Fünnen. Die Annaten und Kanzleytaren 
werden nach dem Maßftab der jährlichen Einfünfte feftgefeßt. 
(Art. 9.) 

Die neu ernannten Erzbifchöfe und Biſchoͤfe haben in 
die Haͤnde des Königs den Eid der Treue mit folgen 
den Worten abzulegen: 

„Ich ſchwoͤre und gelobe auf Gottes heilige Evangelien, 

„Behorfam und Treue Sr. Majeftät dem König. 

„Eben fo verfpreche ich, Feine Kommunikation 'zu pfle— 

„gen, an feinem Rathſchlage Theil zu nehmen und Fei- 

„ne verdäachtige Verbindung, weder im Inland noch 

„auswärts, zu unterhalten, welche der öffentlichen Rus 

„de fchadlich feyn Fonnte, und wenn ich von einem Anz 

„ſchlage zum Nachtheil des Etaatd, fey es in meiner 

„Didzefe oder fonft irgend wo, Kenntniß erhalten follte, 

„ſolches Sr. Majeftäat anzuzeigen.” (Art. 15.) 

Sn Leitung der Diözefen find die Erzbifchöfe und Bir 
fhöfe befugt, alles dasjenige auszuüben, was ihnen ver; 
mög ihres Amtes, Fraft der Erflärung oder Unordnung der 
fanonifchen Saßungen, und nad) der gegenwärtigen, vom 
paͤbſtlichen Stuhl beftätigten Kirchendiſciplin all und 
zwar insbefondere: 
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a) Zu Vikaren, Nathgebern und Gehälfen in ihrer Ver⸗ 
waltung Geiftlihe, welche fie hiezu tauglich finden, 
aufzuftellen. | | 

b) Alle diejenigen in den geiftlihen Stand aufzunehmen, 
und mit den Fanonifchen Titeln zu den höheren Weihen 
zu befördern, welche fie für ihre Didcefe nothwendig 
und nüßlich erachten, wenn diefelben zuvor die von den 
Erzbifhofen und Bifchöfen felbft, oder ihren Vikaren, 
mit Benziehung der Synodaleraminatoren, vorzunehs 
mende Prüfung erftanden haben; dagegen diejenigen, 
welche fie unwuͤrdig finden, von dem Empfang der Weis 
ben auszufchließen, ohne daß ſie hierin unter irgend eis 
nem Borwand gehindert werden Tonnen, — 

c) Geiſtliche Sachen und insbeſondere Eheſachen, welche 
nad) dem Kanon 12 Sess, 24 des Conciliumsd von Tris 
ent vor den geiftlichen Richter gehören, bey ihrem Ges 
richte zu verhandeln und zu entfcheiden; (audgenommen 
die rein bürgerlihen Angelegenheiten der Geiftlihen, z. B. 
Verträge, Schuld = und Erbſchaftsſachen, worüber dem weltlis 
hen Richter die Verhandlung und Entfcheidung zufteht.) 

d) Gegen Geiftliche, welche eine Ahndung verdienen, ober 
welche Feine ehrbare, geiftliche, ihrem Stand und Würs 
de zufommende Kleidung tragen, die durch das Goncilis 
um von Trient vorgefehenen, oder ihnen fonft zwed; 
mäßig fcheinenden Strafen, unter Vorbehalt des cano— 
nifchen Rekurſes, zu verhangen, und diefelben in Se 
minarien oder andere dazu beſtimmte Haufer einzufchlies 
Ben; auch gegen jeden der Gläubigen, welcher fich der 
Uebertretung von Kirchenfaßungen fehuldig macht, Firchs 
fihe Genfuren anzuwenden. | 

e) Nach Erforderniß des geiftlichen Hirtenamtes fich dem 
Clerus und dem Bolfe ber Divcefe mitzutheilen, -und 
ihren Unterricht oder Anordnung in Tirchlichen Gegen: 

ı fländen frey Fund zu machen, 
N Im Einvernehmen mit dem König, (befonderd wegen 
An 
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Anweiſung angemeſſener Bezüge) Pfarreyen zu errichten, zu 
theilen oder zu vereinigen. 
8) Deffentlihe Gebete und andere fromme Uebungen vor; 
+ zufchreiben und anzufagen, wenn dieſes das Wohl der 
Kirche, ded Staated, oder ded Volkes erheifcht, und 
darauf zu fehen, daß bey den Firchlichen Verrichtungen, 
befonder8 aber bey der Meffe und Ausfpendung der Sas 
framente, die Tateinifchen Kirchenformeln fortan ges 
braucht werden, 


Uebereinfunft mit dem päbftlichen — v. 24. Okt. 1817. Art. 
9. 12. 18. Geſ. Bl. v. 1818. ©. 420. 426. 454. 


Die Eintünfte zum Unterhalt der Bifchofe find auf 
Güter und ftandige Fonds gegründet und ihrer freyen Ver—⸗ 
waltung überlaffen. Der Betrag der jährlichen Einkünfte, 
nad) Abzug der Laften ift folgender: 

a) für die Biſchoͤfe zu Augsburg, Regensburg und Würzs 

burg eo 9 8 8: 8 40,000 fl. 

a) — — zu Paſſau und Speyer + 8000 fl. 
Ob. Vertr. Art. 4. Geſ. Bl. ©. 410. 


Der vom König aus der Zahl der Biſchoͤfe ernannte 
Reichsrath wird den erblichen Reichsraͤthen beygezahlt. 


Gef, die Bildung der Sammer der Reichdrätbe betreff. v. 9. 
März 1828. Art. 1. (2.) Geſ. Bl. ©. 11. 

Die Bifhöfe haben ihren Rang unmittelbar nach den 
Generalfreisfommiffären, Regierungspräfidenten und Gene 
ralfommandanten und in Anfehung ihrer Zitulatur if 
Folgendes vorgefchrieben: 


a) Die Landesftellen geben ihnen das Prädikat „Hoch⸗ 
wuͤrdiger Herr Biſchof.“ 


b) In den Schreiben der Privaten und Untergebenen iſt 
die Anrede „Hohwüärdigfter Herr Biſchof,“ die 
Unterfchrift „Ehrerbietig » geborfamer’ und bie 
Adreffe, „Sr. Hochwuͤrden und Önaden, bem 
Herrn Bifchof zu ꝛc.“ 

24 
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c) Was den Zitel der Bifrhöfe in ihren eigenen Schriften 
und Ausfertigungen, die nicht an den König oder an 
unmittelbare Behorden gerichtet find, betrifft, fo ift ih— 
nen der Ausdruck „Wir“ mit dem Beyſatz „durch 
goͤttliche Gnade” geftattetz fie find jedoch gehalten, 
ihrem Zaufnamen jedesmal auch den Familiennamen 
beyzufügen. 

d) Biſchoͤfen, welche ehemalige Reichefärften find, ver 
bleibt die durch den NReichsdeputationsfchluß zugeficherte 
Zitulatur, 


V. den Rang und Titel der Erzbifchöfe und — betreff. v. 
10. Jan. 1822. Regbl. S. 82 — 8 


Die biſchoͤflichen Kollationen find dem König * 
fernerhin zur Genehmigung vorzulegen. 
= den Wirfungsfreiß der oberften Verwaltungsftellen betreff. v. 
17. Dez. 1825. $. 20. Regbl. ©. 1062. 
Der mit der Reichsrathswuͤrde beffeidete Bifchof hat in 
dem Landrathe jened Regierungsbezirfes Sitz zu nehmen, 
in welchem der größere Theil feiner Dotation gelegen ift. 


Gef. die Einführung * Landräthe betreff. v. 15. Aug. 1828. 
$: 9. Geſ. Bl. ©. 54, | 


107) Biſchoͤfliche Behbrden. 


Es dürfen Feine Geſetze, oder fonftige Anordnungen 
der Kirchengewalt ohne allerhöchfte Einfiht und und Ge 
nehmigung publizirt und vollzogen werden. Die geiftlis 
hen Obrigfeiten find gehalten, nachdem die Fonigl. Geneh⸗ 
migung der Publifation bey ihnen eingelaufen ift, im Eins 
gange ihrer erlaffenden Verordnungen jederzeit derfelben aus⸗ 
druͤcklich Erwaͤhnung zu thun. (8. 58.) 

Ausſchreiben der geiſtlichen Behoͤrden, die ſich blos 
auf die ihnen untergeordnete Geiſtlichkeit beziehen, und übers 
died aus genehmigten allgemeinen Verordnungen hervorges 
ben, bedürfen Feiner neuen Genehmigung. ($. 59.) 

Die Ausäbung der geiftlihen Gerihtsbarfeit in 
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rein geiftlichen Sachen, nach den beftehenven Dogmen, ſteht 
zwar der Kirchengemalt zu; ed follen aber die einfchlägigen 
koͤnigl. Landesſtellen darüber wachen, daß die Unterthanen 
durch die geiftlichen Behorden nicht mit gefeßwidrigen Ge 
bähren befchwert oder in ihren Angelegenheiten auf eine für 
fie Taftige Art aufgehalten werden. ($. 60.) 


Die vorgefchriebenen Genehmigungen koͤnnen nur von 
dem Könige felbft, mittelft des Staatsminifteriums des 
Innern, ertheilt werden, weshalb die zu publizirenden kirch— 
lichen Gefeße und Verordnungen dahin eingefendet, fonftige 
Anordnungen aber ausführlich angezeigt werden müßen. 
($. 61.) 


Ed. über die Keigiontverpältnife v. 26. = 1818. Abſchn. 111. 
Rap. 1. $. 58 — 61. Geſ. Bl. 165 — 


108) Biſchoͤfliche Raͤthe. 


Bey Beſetzung der Pfarreyen und Benefizien ſind die 
wirklich dienenden biſchoͤflichen Raͤthe von der angeordneten 
Konkurspruͤfung ausgenommen, ſofern ſie in letzterer 
Eigenſchaft fuͤnf Jahre uͤber Dienſte geleiſtet, oder die 
Normalzahl der Seelſorgejahre bereits erfuͤllt haben. 


V. die —— der biſchöflichen — — — 
. 25. Zul. 1808. Regbl. S 


109) Bisthuͤmer. 


Der bifchöflihe Sitz von Freyfing iſt nach München vers 
Vegt und zum Metropolitanfiß. erhoben. Sein Sprengel 
bleibt der frühere Umfang der Freyfinger Divzed und der 
Vorſteher diefer Kirche führt den Titel eines Erzbiſchofs 
zu Münden und Freyfing. Diefem Erzbifchof find die bis 
fhöflichen Kirchen von Augsburg, Paffau und Regensburg, 
(lestere mit Aufhebung ihrer Metropolitaneigenfhaft) als Same 
gankirchen untergeordnet. 

Die bifchöfliche Kirche von Bamberg ift ebenfalls zur 
— erhoben und derſelben find die biſchöͤfli⸗ 
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chen Kirchen von Wuͤrzburg, — und Speyer als Suf⸗ 
fragankirchen zugetheilt. 

Das vormals zur Mainzer und ſpaͤterhin zur Regens— 
burger Dioͤzes gehoͤrige Gebiet von Aſchaffenburg und der 
Antheil der Fuldauer Divzed in Baiern ift mit der Wuͤrz⸗ 
burger Dioͤzes vereinigt. 

Der in Baiern gelegene Theil der Dioͤces Konftanz ift 
nebft dem eremten Bezirk von Kempten der Augsburger 
Didced einverleibt. 

Auf gleiche Weife ift der baierifche Theil der Salzburs 
ger Divced und dad Gebiet der ereinten Probftey Berchted- 
gaden theild mit der Paffauer, theild mit der Münchner Dis 
oces vereinigt, und mit Fefterer ift auch noch der Bezirk des 
aufgehobenen Bisthums Chiemfe verbunden worden. 


Uebereinfunft mit a. päbftlichen — v. — Oktbr. 1817. 
Art. 2. Geſ.Bl. v. 1818. S. 402 


RE 
ſ. Berichte. Eingaben. 


Alle Bittſchriften und Borftellungen, welche zum Gut—⸗ 
achten und zur Entfcheidung einer untergeordneten Behörde 
geeignet find, follen bey der Mittelftelle, wohin fie ge 
hören, eingereicht werden. 


Auf ein, mit Umgehung derfelben, an den König 
unmittelbar, oder an das Minifteium der aufwärtigen Anz 
gelegenheiten, des Innern und der Finanzen gelangted Bitt- 
fchreiben wird Feine Entfchliefung ertheilt, fondern dajfel- 
be wird der geeigneten Mittelftelle, ohne vorgängigen Eins 
trag in irgend ein Minifterialgefchäftöprotofoll, hinaus ges 
geben. 


Pur wenn der Bittende bey der ihm —— Behoͤr⸗ 
de ſeinen Zweck nicht erreichen kann, oder mit Grunde glaubt, 
daß ihm zu nahe geſchehen ſeye, oder, wenn der Gegenſtand 
einer Bitte ſeiner Natur nach hoͤhere Entſcheidung erfordert, 
ſolle die Vorſtellung an den Koͤnig ſelbſt, oder an das be⸗ 
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— Miniſterium eingereicht und ſonach auch beruͤckſich, 
tiget werden; jedoch muß die von der Unteren- oder Mittel— 
ftelle erhaltene befchwerende Entfchließung, oder die Eingabe, 
auf welche eine Entfchließung vergebens nachgefucht worden 
ift, ald Beleg angefügt feyn. 

Bittfchriften um Dienftesftellen, welche ohnehin nie 
ohne das eingeholte Gutachten der geeigneten Behörde vers 
geben werden, find unmittelbar bey diefer einzureichen und 
diefelbe ift verbunden, bey Erftattung ded Antrages über die 
Beſetzung einer Stelle alle Kompetenten dem Miniſterium 
befannt zu machen und eine genaue Würdigting der Bewers 
ber damit zu verbinden. Wenn derley Anftellungsgefuche 
bey. dem König oder einem Minifterium unmittelbar eins 
fommen, fo werden fie ohne Weiteres der begutachtenden 
Behörde zugefchloffen. | 

Alle Bittſchriften und Vorftellungen, wenn fie zur Ans 
nahme bey der höchften Stelfe geeignet erfunden werden fols 
len, müßen auf normalmaßiges Siegelpapier gefchries 
ben, von dem Schriftverfaffer und in flreitigen Sachen von 
einem Anwalt unterfertigt, auch Yesteren Falles mit einem 
Duplikat verfehen ſeyn: wirt diefed unterlaffen, fo follen ſolche 
Geſuche von dem Gefchäftsprotofoll der Minifterien ausges 
fhloffen, und ohne Befcheid zur Seite gelegt werden. Uns 
beftimmte Gefuche, unleferliche, auch anonyme Eingaben 
und Beſchwerden unterliegen gleicher Behandlung. 

Vorfchriftmäßig eingereichte Eingaben über Gegenftände, 
worüber bereit auf vorgängige Würdigung eine entfcheidens 
de Verfügung erlaffen worden ik, fo wie Refurfe in Sas 
hen, welche vor den zuläfigen Inftanzen bereits rechtsfräfs 
tig abgeurtheilt worden find, follen zwar in dag Geſchaͤfts⸗ 
Protokoll aufgenommen werden, um zu prüfen, ob etwa 
neue erhebliche Gründe für das Gefuch angebracht feyenz 
wenn aber Leftered nicht der Fall ift, fo follen fie, als bes 
ruhend, zu den Boraften gelegt werden.’ 

Daß Supplifanten mit Aufwand großer Koften und 
mit nachtheiliger Gefchäftsverfäumnig ihre Eingaben pers 
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fönfid überreichen und auf die Entſchließung warten wol; 
Ien, ift ein unnüßer Mißbrauch. 


V. die ungeeigneten Eingaben betreff. v. 23. Apr. 1811. Regbl. 
©. 558 — 540. 

In reinen Gnadenſachen (die aber Feine Einfchreitung 
gegen fanktionirte Gefege und eingeführte Gefchäftsinftangen, ſon— 
dern nur Unterſtützungen und foldhe Gegenftände betreffen: können, 
deren Gewährung mit den Rechten und Anfprüden Anderer in kei— 
ne Berührung fommt,) dürfen die Bittfchriften noch fernerhin. 
bey dem koͤnigl. Kabinet eingereicht werden; die Einreichung 
bat aber in Duplo zu gefchehen und die Bittfchriften müßen, 
mit Ausnahme der AUrmenfachen, geſtempelt feyn. 


B. die unmittelbaren Eingaben an das Kabinet betreff. v. 2. 
Febr. 1826. Regbl. S. 203. 


111) Bläͤtter, periodiſche. 


Der Polizeydirektion liegt die Reviſion der einer Cen⸗ 
ſur geſetzlich unterworfenen periodiſchen Blaͤtter ob, ſoferne 
dieſes Geſchaͤft niemand Anderem uͤberwieſen wird. 


V. das Verhältniß zwiſchen der Polizeydirektion und dem Mas 
giftrat in Münden betreff. v. 15. Sept. 1818. $. 84. 
Gef. Bl. &. 604, 


ESDTAtFerh 
ſ. Impfung. Schuspodenimpfung, 


Der Bater, Pflegevater oder Vormund eined Kindes, 
welches von den natürlichen DBlattern nad) Verlauf des 
zur Schußpodenimpfung anberaumten. Termines befallen 
wird, fol fogleich nad gefihehener Anzeige bey einem Arzt 
oder Wundarzt, und nad) ber von dem Phyſikus erhobes 
nen Thatfache, durch die Gerichtsbehörde auf 3 bis 6 Tage 
ind Gefängniß gefeht und zur Warnung vffentlich genannt 
werden. 


Dad Haus, worin ein Blatternfranfer Tiegt, foll, 
wenn berfelbe nicht gleich im Anfang der Krankheit in eine 
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dazu geeignete Unftalt gebracht und dafelbft gehörig ifolirt 
werden Fann, jedesmal ohne Ausnahme, felbft wenn es 
Fremde oder Durchreifende betrifft, von der Ortspolizey als 
das Haus eined an der Pet Erfranften behandelt werden; 
es ift alle Gemeinſchaft mit demfelben moͤglichſt aufzuheben 
und auch nach dem Verlauf der Krankheit annoch eine 
Quarantaine von 4 Wochen anzuordnen. 

Das Einimpfen der natürlichen Blattern ift bey eis 
ner Triminellen Strafe verboten. 


DB. die sereetih a EDREU EN A TGDS betreff, d. 
Aug» 1807. $. 9. Regbl. ©. 1436. 


1153) Blauer Montag. 


Daß Feyern der fogenannten blauen Montage ift den 
Handwerkögefellen, gleich dem Arbeiten für eigene Rechnung, 
verboten. 


DB. den Vollzug der gefeglihen arten It für dad Ges 
werböwefen betreff. v are — §. 4. (b.) Regbl. b. 


114) Blindenerziehungsanſtalt. 


Für Erziehung und Unterricht der Blinden iſt zu Freys 
fing im November 1826 eine koͤnigl. Anftalt eröffnet wor⸗ 
den. Der Unterridht umfaßt die Religion, die fämmtlichen 
Lehrgegenftände der Volfsfchulen, Vokal- und Inftrumentals 
Mufif und Handarbeiten. Für Wohnung, Koft und Unters 
richt eined Zöglings werden dermalen von Inländern 150 fl., 
von Ausländern 200 fl. bezahlt. Zum Behuf der Aufnah⸗ 
me von Kindern muß nachgewiefen werden, daß dieſelben 
wenigſtens ſechs und nicht über zwoͤlf Jahre alt, nicht blöd» 
finnig, mit feinem fürperlichen Uebel behaftet und geimpft 
feyen. Gefuhe um Freyplaße, auf Rechnung der koͤnigl. 
Stiftung, müßen mit einem Nachweis der Armuth belegt 
feyn. Uebrigens find die Geſuche und Ntachweifungen von 
Ausländern an die Negierung des Iſarkreiſes, Kammer des 
Innern, von Inlaͤndern an die betreffenden Kreisregierung: 
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Kammern des Innern einzureichen und durch dieſe an den 
oberſten Kirchen s und Schulrath zur ———— einzu⸗ 
ſenden. 


Bekanntm. die Errichtung einer — * Blinde 
betreff. v. 22. Sept. 1826. Regbl. © 


Zur Begründung von Freypläßen an dieſer Blins 
denerziehungsanftalt hat König Ludwig eine Summe von 
50,000 fl. als ewiges GStiftungsfapital aus feiner Kabinetss 
Faffe verabfolgen Taffen. Mit dem Ertrag der Zinfe aus 
diefer Dotation folen zehen Zöglinge frey für Wohnung, 
Koft und Lehre unterhalten, werden. Es haben aber nur 
Sinlander, deren Armuth und Hälfsbedärftigkeit: nachgewies 
fen ift, auf dergleichen Sreypläße Anfpruch zu machen und 
deren Verleihung hängt unmittelbar von dem König ab. 


Stiftungsurfunden für Freyplätze in der Blindenerziehungdans 
ftalt v. 22. Sept. 1826. Regbl. ©. 740 — 745. 


Der verfiorbene Handelömann und Wechſelgerichts aſſeſ⸗ 
ſor Joſeph von Grempelhuber hat der gedachten 
Blindenerziehungsanſtalt in Freyſing die Summe von 5000fl. 
mit der Beſtimmung vermacht, daß die Nutznießung davon 
vorzuͤglich blindgebornen baieriſchen Unterthanskindern zus 
kommen ſolle, und es beſtehen wirklich zwey Freyplaͤtze an 
dieſer Anſtalt, welche als Grempelhuberiſche bezeichnet ſind. 


Bekanntm. ein Vermächtniß für die —— —— 
betreff. v. 12. Nov. 1827. Regbl. S. 


115) Blitzableiter. 


Die offizielle Beſiichtigung der Blitzableiter auf dfr 


fentlichen Gebäuden fol von Polizeywegen vorgenommen 
und aus dem Polizeyfond beftritten werden. _ 

Was hingegen die Privatgebäaude betrifft, fo ift 
ben Eigenthümern die offizielle Befichtigung nicht und folgs 
lich auch Feine Konkurrenz zu deren Koften aufzubürden. 
Pur in Fällen, wo die Polizey zuverläßige Anzeige hat, 
daß irgend ein Eigenthämer feinen ſchadhaft gewordenen Ab: 
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Yeiter nicht repariren Yaffe, kann die Oberaufficht des Staats 
durch offizielle Befichtigung eintreten und nur der nachläfig 
erfundene Eigenthämer hat fodann die auf die Bifitation ers 
laufenen paflirlihen Unkoſten zu tragen. 


DB. v. 25. Aug. 1809, in Döllingerd Repert. B. V. S. 67. 


Alle größeren Gemeinde-, Stiftungs + und Kirchen 
Gebäude follen nach und nach mit Blitzableitern verfehen 
werden und die Koften find aus dem Vermögen der betheis 
figten Gemeinden, Stiftungen und Kirchen zu ſchoͤpfen. 
Was insbefondere die Koften für die AUbleiter auf den Kir 
chenthuͤrmen betrifft, fo follen diefe zur Halfte aus Mitteln 
der Kirche, zur andern Hälfte aus Mitteln der Gemeinde 
beftritten werden. 


Den Kreisbauinfpettoren liegt ob, bey ihren 
Sinfpeftiongreifen unter ihrer Aufficht und Direktion die Abs 
leiter nicht nur errichten, fondern auch von Zeit zu Zeit uns 
terfuchen und nöthigen Falls repariren zu Taffen, weshalb 
fie fih in Bezug auf diefen Gegenftand die erforderlichen 
näheren Kenntniffe eigen machen follen. \ 


Auch bey den Staatsgebaͤuden fol mit Anfchaf 
fung und Vermehrung der Bliableiter fortgefahren werden, 
Erl. die Vermehrung der Dlisakleiter BERN. v. 20. Nov. 

1815. Regbl. ©. 


116) B lddfinnige 
f. Wahnfinnige. 


Blddfinnige "und in hohem Grad melancholifche Perſo— 
nen, welche leicht Schaden ftiften oder fich felbft anthun Fons 
nen, follen der befonderen Aufficht ihrer Angehörigen em⸗ 
pfohlen und bey emer auffallenden Vernachlaͤßigung diefer 
Aufficht durch die Polizey nach Haus gefchafft werden. 


Infruft, für die EEE os, in der Rejidenz v. 13. Rov. 
1812, 9. 27. Regbl. ©. 1965. 
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17) Blume nm 


Die Verfertigung Fünftlicher Blumen und ähnlicher 
Salanterieartifel gehört zu den freyen Ermwerbsarten. 


V. den Vollzug der gefegliden Grundbefimmungen für daß Se: 
werböwefen betreff. v. 28. Dez. 1825. $. 40. (4.) Regbl. 
v. 1826. ©. 137. 


1418) Blumentdpfe. 


Die Polizeyinſpektoren haben darauf zu fehen, daß in 
der Höhe der Gebäude ohne die größte Vorficht nichts auf 
geftellt oder angeheftet werde, was durch Herabſturz Scha— 
den anrichten koͤnnte; dergleichen nicht hinlaͤnglich geficherte 
Gegenftände muͤßen fogleich weggeſchafft oder befeftiget wers 
den. 

Hieher gehören namentlich große Schilde, Zafeln, Blus 
mentöpfe u. dgl. 


Inſtrukt. für die Molizeyinfpeftoren in der Refidenz v. 13. Nov. 


119) Blutbann. 


Den Herrfhaftgerihten folcher Gutöbefiker, wel 
he den Nechtezuftand der Standesherrn nicht anzufprechen 
haben, kommt der Blutbann in feinem Falle zu. 


Ed. über die ——— en v. 26. May 1818. 9 
2. Ge 


f 


120) Blützehent. 
f. Bodenzinfe. Kleinzehent. 


Der Ertrag der Kleins und Blutzehenten fol in Hins 
ficht auf ihre Steuerflaffififation durch Fatirung der Berech—⸗ 
tigten und durch Fontrolirende Eiquidirung mit den Pflichtis 
gen erhoben werden. | 


Gefes, die —— — ——— a v. 15. Aug. 1828. $. 
8. Geſ. Bl. ©. 145. 
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Der Blutzehent wird nach zehenjährigem Durchs 
fehnittöbetrage, unter Zugrundlegung der für die Küchendiens 
fie beftehenden Ablöfungspreife, in eine Geldabgabe umges 
wandelt. 

DB. die —— der grundherrlichen Rechte des ee betreff. 
8. Febr. 1825. $. 26. Regbl. ©. 

Die Blutzehenten fommen — wenn nicht eine jährliche 
Pacht s oder Averfalablofungsfumme gereiht wird — nach) 
einem zehenjaͤhrigen Durchfcehnitt, unter Zugrundlegung 
der im Grundfteuergefege vom 15. Aug. 1828. $. 51. feſtge⸗ 
festen Ntormalpreife, in den Faffionsanfhlag Sind 
dergleichen Blutzehenten entweder im Ganzen nach Gemein 
den und Ortfchaften, oder im Einzelnen auf ftändige Grunds 
zinfe fixirt, fo befchränft fich die Fatirung auf die Angabe 
diefer Fixirungen. 

Die in den Faflionen der Berechtigten angezeigten E rs 
träge befommen ihre Berechtigung durch eine Fontrolirende 
Liquidirung mit den Pflichtigen. 


Snftruft. für die Kataflrirung der — Grundſteuer v. 19. 
San. 1830. 8. 35. Regbl. ©. 330. Ä 


121) Bodenzinfe 
f. Ablöfung. Dominikalrenten. Geldbodenzinfe. Kornbodenzinfe. 


Zur Beförderung der Freyheit des Grundeigenthums, 
zur allmähligen Erleichterung der Grundholden und zur Vers 
einfahung der Gefchäfte ift die Abloͤſung aller in bie 
Staatsfaffen fließenden Dominifalgefälle unter nadıftes 
henden Bedingungen verwilligt: 

4) Der Ablöfung unterliegen alle ftändigen, auf eine 
jährliche gleiche Abgabe firirten, dem Staat zu entrichs 
tenden Gefälle. 

2) Diefe Ablöfung hängt Tediglich von der freyen Eins 
willigung ber Leiftungspflichtigen ab, fo daß diefe 
jedesmal mündlich oder fchriftlich zu Protokoll, oder mits 
telft einer Borftellung darum nachzufuchen haben. 
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5) Bobdenzinfe von Lehen werden abgelöst nach der Vers 
— uͤber Umwandlung der gemeinen Lehen vom 
6. Juni 1815. $. 22. (Regbl. ©. 487.)-wo es heißt: 

„Die Ablofung des Bodenzingfapitald gefchieht durch 
„Bezahlung der ganzen Summe, worauf es Tautet. 
„Sie kann nad) der Wahl ded Schuldners auf eins 
„mal, oder theilweife gefchehen; nur darf in leßtes 
„rem Falle nicht weniger ald 100 fl. a 
„werden. 

4) Eben fo werden die Korh>» und Geld bodenzinfe von 
verfauften Staatsrealitäten in Gemaͤßheit einer Verord— 

nung vom 30. September 1813. (Regbl. ©. 1210.) durch 
Erlegung bed urfpränglid) haften gebliebenen Kapitals 
abgelöst. 

5) Hinfichtli der nur im Oberdonaufreife vorkommenden 
firengleibfälligen Güter bewendet es bey ber 
Verordnung vom 7. Oftober. 1813. Art. 2, (d.) Regbl. 
©. 1276. wonad für die Ablofung eines jeden jährlich 

zu entrichtenden Zinsguldend zwanzig Gulden bezahlt 
werden follen. _ 

6) Alle übrigen ftändigen und firirten Gefälle koͤnnen abs 
gelost werden, gegen baare Bezahlung des fünfunds 
zwanzigfachen Betrages. - 

7) Es ſteht Jedem frey, von mehreren auf feinen Befikuns 
gen haftenden Gefällen nur eine Gattung bderfelben, - 
und auch diefe ganz oder nur theihweife abzulöfen; jes 
doch foll in Tekterem Fall der abzulöfende Theil eines 
folhen NReichniffes nicht unter einem Gulden betras 
gen. 

8) Die fländigen Getreidegefälle werden zu Geld ans 
geſchlagen nach den fünfzigiährigen Durchfchnittspreifen, 


und zwar 
der Schöffel Waizen zu 05 def. 
— — Roggen u 8 af 
— — Gerſte u 9 4 g fl. 
— — Haber VE Fe 5 fl. 
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9) Andere Naturalien und die Külchendienfte werden 
nach Maßgabe der Deflaration v. 8. Febr. 1825. $. 25. 
(Regbl. S. 107.) berechnet, nämlich 

2 fl, 24 fr. für ein Kalb, 
— — 24 kr. — — Lamm, 
9. — — Huhn, 
int. — — Ey, 
24 kr. — eine Gans, 
12 kr. — — Ente, 
9. — ein Pfd, Fiſch, 
sr, — — — Kaͤſe, 
12 kr. — — — Schmalz, 
18 fr. — — 100 Krebſe. 


10) Wenn ein Gefaͤll einen Gulden in Geld, oder einen 
halben Metzen in einer Getreidefrucht nicht uͤberſteigt, 
ſo darf fuͤr die Abloͤſung nur der zwanzigfache Be— 
trag bezahlt werden. 


41) Die Befhäftsbehandfung geſchieht nach der 
Verordnung vom 17. Dezember 1825. F. 96. (Regbl. 
S. 1110.) wo es heißt: „Jede Abloͤſung, welche nach 
„beſtimmten Normen verhandelt werden kann, wird oh⸗ 
„me weitere berichtliche Anfrage von den Kreidregieruns 
„gen aus eigener Kompetenz regulirt und hiebey nur 
„die Superrevifton des oberften Rechnungshofes vorber 
„balten. Bon dieſem Vorbehalte ift in den Abloͤſungs— 
briefen mit dem Beyſatz Erwähnung zu thun, daß die 
„Berbandlung ald definitiv angefehen werde, wenn 
„vom Tage der Ausftelung an zwey Sabre verfloffen 
„ſeyen, ohne daß der Ablofungsbrief zuruͤckgefordert 
„oder für nichtig erklärt worden.’ 

42) Bey theilweifen und den unter $. 10. bemerften ges 
ringfügigen Ablofungen dient die Quittung flatt 
des Abloͤſungsbriefes, wenn nicht ein ſolcher ausdruͤck— 
lich begehrt wird. 

13) Diefe Ablöfungen find ald Amtsfachen zu behandeln, 
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mithin gaͤnzlich Frey von allen und jeden Koften, Zar 
gen, Stemyelauslagen, Zuftellgebühren u. f. w. 


44) Der aus den Ablöfungen fich ergebende Erlös folle 
genau nad) ven Beftimmungen ber Berfaffungsurfunde 
vom 26. May 1818. Zit. IL. $. 7. (Geſ. Bl. ©. 115.) 
verwendet werden, naͤmlich, zu neuen Erwerbungen, 
oder zur zeitlichen Aushälfe für den Schuldentilgungss 
fond, oder zu anderen dad Wohl des Landes bezielens 
den Abfichten. 


V. die Ablöfung der ftändigen Dominikalgefälle betreff. v. 13. 
Gebr. 1826. Regbl. ©. 257 — 260, 


Me in grundherrlihen Berträgen Fonftituirten 
ftandigen und nicht ftändigen Nenten und Laften find ebens 
falls nach dem Einverftändniß der Betheiligten ablösbar. 


Diefe Abloͤsbarkeit erſtreckt fich in gleicher Art auch auf _ 
die Bodenzinfe und auf das Zehentrecdht. 

Bey Fideifommiffen muß für die abgelösten Nenten, 
Rechte oder Laften ein Surrogat, nad den Vorfchriften 
des Edifts über die Fideifommiffe, hergeftellt werden. 


Ed. über die es v. F — 1818. $. 6. 7. 
9, Ge 
Auf Bodenzinfe, auf Saam- und Speiſe⸗, Getreide + oder 
andere Vorlehen, fo wie überhaupt auf perfünliche Fordes 
rungen jeder Art ift grundherrliche Selbfipfändung in 
feinem Fall anwendbar. 


Ed. über die yutöherrlichen Rechte v. 26. May 1818. $. 124. 
Gef. dl. ©. 269. 

In ben Hypothefenbüdern find die Lehenboden; 
zinſe unter den NReallaften mit der Bemerkung einzutragen, 
daß fie mittelft Entrichtung der feftgefeßten Kapitalfumme 
abgelöst werden Fonnen. 


V. v. 2. May 1825. Regbl. ©. 452, 
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122) Bonitirung 
f. Grundfteuer. Muftergründe, Taratoren. 


Die Bonitirung, oder die direfte Ausmittelung der Er; 
tragsfähigkeit der Grundftüde, gefchieht nur bey Mufters 
Gründen, welchen weder befondere Vorzüge, noch befon- 
dere Gebrechen eigen find. ($. 21.) 

Die Ertragsfähigfeit wird nicht nach dem zufällis 
sen Aufwand — Fünftlichen Verbefferungen oder Vernach— 
Yäßigungen, fondern nach der natürlichen Entwidelung des 
Bodens bey gewoͤhnlichem Wirthfchaftöfleiße bemeffen. ($. 22.) 

Die Ausmittelung diefer Ertragsfähigfeit gefchieht: 

a) durch eidliche Angabe der Eigenthümer, Adminiſtrato⸗ 
ren, Ruratoren und Pächter von Muftergründen, wenn 
fie folche feibft bebauen; 

b) durch Unterfuchung ber phyſiſchen Befchaffenheit diefer 
Gründe, nach ihrer Bodengäte und Lage, mit befonde; 
rer Beräcfichtigung der klimatiſchen Verhältniffe; und 

ce) durch eine hierauf geftügte Schäßung von beeibigten 

Zaratoren. ($. 23.) 

Die Angabe der Inhaber von Muftergrönden muß 
den Ertrag des ganzen Grundftäds in mittleren Jahren um: 
faffen; dagegen foll die Schaͤtzung den Ertrag nicht nad 
dem ganzen Grundfiüh, fondern nach dem Tagwerk aus: 
fprechen. ($. 24.) 

Grundſtuͤcke, bey denen diefe Ertragdausmittelung ftatt 
gefunden hat, find nur dann ald gältige Mufter zu bes 
trachten, wenn die Gefammtertiagsangaben ber Eigenthümer 
und der abfoluten Mehrheit der Zaratoren nicht um einen 
WViertelsmetzen Korn bey dem Ertrag eined Tagwerks und . 
ihre einzelnen Angaben über Ausfaat und Erndte wenigſtens 
nicht auffallend von einander abweichen. 


Dieſe Muſtergruͤnde werden alsdann in allen Ge 
meinden des Bonitirungsbezirfes durch die Diſtriktspolizey⸗ 
behörde Hffentlich bekannt gemacht, mit dem Beyfaß, daß 
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ihre Befchreibung 6 Women Iu 7 zu Jedermanns Einficht 
und allenfallfiger Erinnerung in ihrem Gefchaftslofal offen 
liege und daß nad) Verlauf diefer Zeit Feine Einwendung 
mehr dagegen ftatt finde. Die. vorgebrachten Erinnerungen 
follen von der Lofalfommiffion genau gepräft, und. definis 
tiv erledigt werden. 

Die ald Mufter gültigen Brände werden und bleis 
ben bis nach Verlauf der gefeßlichen Neflamationgfrift ordent 


lic) verpfählt und die betreffenden Gemeinden find in folans 
ge für den unverfehrten Stand der Verpfählung verantworts 


lich. ($. 25.) 

Die Bonitätsflaffen Taufen nach der Größe des 
mittleren Körnerertraged von dem baierifchen Tagwerk zu 
40,000 Quadratſchuhen. 

Bey Veckern giebt ein mitterjäßriger Ertrag von ei 
nem Achtelsfchöffel Korn oder gleichen Werthes an anderen 
Setreideforten, nach Abzug der Ausfaat je eine Klaffe; je 
der weitere Achtelsſchoffel ſolchen Ertrages — eine Klaſſe 
mehr. 

Bey Wieſen iſt ein mitteljähriger Ertrag von 1 2,3 


Gentner Heu und Grummet vom Tagwerk in dfonomifcher 


Nußbeziehung dem Ertrage eines Achhtelsſchoͤffels Korn 
gleich zu feßen und diefer Eildet fonach je eıne Klaffez; jede 
weitere 4 2/3 Gentner folhen Ertrages geben eine Klaffe 
nr. Der Satz, daß 1 2/3 Centner Heu dem Ertrage von 
einem Achtelsſchoͤffel Korn gleich feyen, foll zum gefeßlichen 
Anhaltspunft für den Echiker dienen, demfelben aber gleich: 
wohl frey gelaffen bleiben, auf die Qualitat des Heues bil- 
lige Rüdficht zu nehmen, 

Bey Waldungen wird durch die Sachverftändigen 
und Eigenthümer erhoben, welche Quantität Holzes auf dem 


Stamme in öfonomifcher Nußbeziehung, mit Rüdfiht auf- 


die Preife des Drts, wo das Holz fleht, einem Achtelsſchoͤf⸗ 
fel Korn gleich zu achten feye, woraus fodann der Klaffen: 
fuß für diefe Grundftüde fich ergiebt. ($. 26.) , 
Zum Dehufe der Berechnung des fleuerbaren Burg 
i 
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iſt für dad ganze Königreich eine gleiche Rotation der Felds 
wirthfehaft angenommen, weshalb immer daß dritte Jahr 
abgezogen wird, ($. 27.) 

Für die Verwandlung der verfchiedenen Getreideforten 
in. Geld find folgende Ntormalverhältniffe gegeben : | 

Das Schöffel Korn (Roggen) fommt zu acht Gulden 

in Anfaß und ift gleich 2/3 Scheffel (4 Metzen) Waizen 

oder Kern, — 1 1/3. Schöffel (4 Mesen) Gerfte, — 2 Schoͤf⸗ 

fel 42 Mesen) Haber oder Fefen. ($. 28.) 

Der Ertrag aus den eigenthämlichen Alpen wird nad 
Zahl und Art des Viehes, welches in diefelben nad den 
Alpordnungen getrieben werden Tann, fodann auch nad) der 
Zriebzeit und dem Futterbedarf erhoben, oder vielmehr dem 
DWiefenertrag affimilirt. ($. 29.) 

Die Klaffififation erfolgt nach den für die drei 
Hauptkulturen, ald Meder, Wieſen und Waldungen, aufge 


ftellten Muftergründen, unter gehüriger Berüdfichtigung der 


natärlihen Bodengäte und Lage der zu Haflifizirenden 
Grundſtuͤcke. 

Außer den Aecker-, Wieſen- und Holzgruͤnden unterlie⸗ 
gen aber auch alle uͤbrigen Kulturarten der Klaſſifikation, 
indem ſie behandelt werden, als gehoͤrten ſie zu den eben 
gedachten Hauptkulturen. (F. 30.) 

Eine Klaſſifikation nach großen zuſammenhaͤngenden 
Flaͤchen darf nicht ſtatt finden. Bey großen Grundſtuͤcken 
ſollen die Taxatoren ſolche nur dann in eine und dieſelbe 
Klaſſe ſetzen, wenn durch ſorgfaͤltige Unterſuchung an meh⸗ 
reren Orten, deren durchaus gleichfoͤrmige Guͤte und Lage 
dargethan iſt. ($. 31.) 

Gärten, fie mögen bloß zur Zierde, oder mit Obſt 
und Gemüfe, oder mit Handelsgewächfen beftellt feyn, fo 
vie die auf folche Weiſe beftellten Ueder und die Hopfen 
gärten werden gemäf der natürlichen Befchaffenheit ihres 
Bodens, bey gemwohnlichem Kulturaufiwand, wie jeded ander 
re Uderfeld, nach ihrem Körnerertrag in die betreffende Bo; 
nitätöflaffe eingereiht, Bey jenen, wo fein Getreidebau 
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möglich in, gefchieht die Klaffifizirung, ohne Ruͤckſicht auf 
Körnerertrag, in die beffere Klaffe der Ortsflur. 

Für Ungleichung der Weinberge zum Acerland wird 
ein Schäßungsgremium aus Weinbauverftändigen und Land; 
wirthen zufammengefeßt, welches die einzelnen Weinberge 
mit den daran oder umliegenden Aeckern zu vergleichen und 
die Klaffe der Weinberge in Verhaͤltniß zu den Aeckern auss 
zufprechen hat, 

" Thiergärten und Gartenparks, fie mögen in 
beftimmte Gränzen eingefchloffen feyn, oder nicht, werben 
auf feinen Fall als wirfliche Gärten, fondern, foferne fie 
mit Holz bewachfen find, ald Wald, foferne fie aber Aecker, 
Miefen oder Weinland bilden, in diefer Samen befteus 
ert. ($. 32.) ° 

Dedungen, Haide, Fitze, und andere aͤhnliche 
Gründe werden nach ihrer Beſchaffenheit und: Lage den vors 
handenen Wiefen: Muftergründen angereiht, und ihrer ges 
ringeren Nußung wegen in die Bruchflaffe gefeßt. 

Die Meineren, nad) dem Gutachten der Sachverſtaͤndi⸗ 
sen Feiner regelmäßigen Forftwirthfehaft fähigen Gehölze 
werden eben fo behandelt. ($. 33.) 

Kies- Lehm: Mergel: und Sandgruben, Torf 
ftechereyen und durch den Bergbau verödete Flächen 
werden in die geeigneten Klaffen der Ortsflur gefeßt. 

Leiche, welche durch Fifchzucht einen Ertrag gewähren, 
werben nach diefem Ertrag (unter Abzug der Seglinge) einge 
fhäßt. Leiche, die abgelaffen — und Pfüken, "die leicht 
trocken gelegt werden Fünnen, werden nach Befchaffenheit ihr 
. red Grund und Bodend mit den übrigen Grundftäden der 
Drtöflur Haflifizirt. ($. 3%.) 

Die Grundflahen aller Wohn: und Nebengebaͤu— 
de, fo wie die wirklichen Hofraume, werden in die Klaſſe 
der beften Grundftüde der Ortsflur eingereiht. | 

Die Hausgärten und bloße Baupläge werben nach ben 
Äbrigen Grunditäden der Ortsflur klaſſifizirt. ($. 35.) 

Straßen, Wege, dffentlide Pläpe, Kirchhoͤ— 
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fe, kahle Felfen und durch Naturereigniffe unwider⸗ 
bringlich überfieste oder verfchüttete Stellen, fodann, 
unausgetrodnete Sümpfe, infofern fie feinen Ertrag an 
MWaide und Streu gewähren, fo wie die unterirdifhen Grus 
benfelder der Bergwerfe, unterliegen Feiner Bonitätsflafs 
fififation. ($. 36.) | 

Zum Behufe der Bonitirung und Klaffifizirung werden 
befondere Bezirke gebildet, deren Umfang die ne / 
rung beftimmt. ($. 57. 

Für einen jeden derfelben werden eigene Taratoren 
aufgeftellt. Diefe Taratoren muͤſſen felbfiftändige, im Bos 
nitirungsbezirt anfäßige, praftifche Landwirthe feyn, und 
aus der freyen Wahl der Gemeinden hervorgehen. Jede 
Steuergemeinde ftellt zu diefem Behuf einen zum Zarator 
geeigenfchafteten Wahlmann und fammtliche Wahlmänner 
wählen fodann aus ihrer Mitte, unter der Leitung der Dis 
firictSpolizeybehorde, vier und zwanzig Schäßleute, aus 
welchen die Gentralfatafterfiele die erforderliche Anzahl bes 
ruft. 

Die Wahl zum Tarator kann nur aus den in dem 
Edikt über die Stäandeverfammlung vom 26, May 1818. $. 
44. (Gef. Bl. ©. 569.) bezeichneten Gründen und in der Art, 
wie fie die $. $. 45 — 47, jenes Edikts vorfchreiben, abge 
lehnt werden. ($. 38.) 

Für jeden Bonitirungsbezirf wird außerdem von der 
Staatsregierung ein befonderer Obertagator aufgeftellt, 
welcher jedoch in demfelben nicht anfaßig feyn darf. Ein 
folcher Fann in mehreren Bezirfen nach und nad in diefer 
Eigenfchaft verwendet werden, er fieht ın Eid und Pflicht, 
und wird bey dem Uebergang in einen neuen Bonitirungs⸗ 
bezirk jedesmal feines Eides feyerlich erinnert. 

An den Gränzen diefer Bezirke follen mehrere Mufter 
gründe aufgeftellt, und diefelben überhaupt in folcher Ans 
zahl und Bertheilung beftimmt werden, daß fie für die Klaf 
fififationen und Reklamationen allenthalben zureichen. ($. 39.) 
Die Ausmittelung der un ber — verfchiedenen 
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Bezirken gemeinfchaftlichen — Muftergründe (Grängmufterpläge) 
erfolgt unter Zufammentritt der Schäßer der betreffenden Bes 
zirke, und gefchieht vor der Yusmittelung der Bodengäüte 
der übrigen Muftergrundftüde. ($. 40.) 

Die Gefchäfte der Bonitirung (Mufteraufftellung) werden 
durch K. Kommiffäre geleitet, welchen Geometer zuge⸗ 
theilt und untergeordnet ſind. (F. 41.) 


Den Verhandlungen uͤber Ausmittelung und Bonitis 
rung der Muftergründe muß .der Borftand der betreffens 
den Diftriftöpolizeybehorde in Perfon beywohnen, oder er 
muß ſich hiebey durch eine delegirte amtliche Perfon vertres 
ten laffen. ($. 42.) 


Ueber die Angaben der Eigenthämer und Schäzer bey 
der Mufteraufftellung werden vollftändige Protofolle abs 
gehalten, auf deren Grund fodann ausführliche Mufterbes 
fehreibungen angefertiget, und in Abfchrift bey den Diftriftss 
Polizeybehörden und Steuergemeinden hinterlegt werden. 


Die Originalverhbandlungen und Mufterbes 
fehreibungen werden von dem Kommiffär, dem Obertarator, 
ſaͤmmtlichen Zaratören und dem Geometer unterfertigt, fo 
dann auf hinzugefommene Legalifirung durch die urn 
hörde zu den Aften gelegt. ($. 43.) 


Die Klaffıfifation gefchieht unter der Leitung des 
Obertaratord, und beginnt bey den Gränzmufterpläzen des 
Bezirkes; es entfcheidet hiebey die Mehrheit der Stimmen 
von den Zaratoren. Im Fall bey den Ausfprücen der 
Schazungsgremien Stimmengleichheit oder Berfchiedenheit _ 
eintritt, wird zur Erzielung eines Majoritätöfpruche einer 
der Erfaßmanner in das Gremium berufen. In der Flur, 
wo ein Zarator begütert ift, hat derfelbe nur eine berathende 
Stimme. Die Klaffififation kann mittelft Vertheilung der 
Zaratoren in Fleinere Gremien (Sektionen) gefchehen, welche 
der Obertarator abs und sugehend leitet; biebey muͤſſen jes 
doch die Graͤnzplaͤze der Seltionsbezirfe durch die Schäzer 
beyder Sektionen, und wo fie zugleich Gränzpläße der Boni⸗ 
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tirungsbezirfe find, durch Zufammentritt der Schäzer der be; 
treffenden Bezirfe tarirt werben, ($. 44.) 

Die Obertaratoren haben Fein Stimmredt; dages 
gen find fie ermächtiget und verpflichtet, ihre Meynung 
zur Sprade, und Behufd einer Officialreflamation auch in 
Vormerkung zu bringen, wenn ſie auf den Ausſpruch der 
Taxatoren eine Reklamation begruͤnden zu koͤnnen glauben. 
($. 45.) 

Sämmtliche Taratoren erhalten während ihrer Zunftion 
eine Bergätung von täglichen drey Gulden, ($. 46.) 

Die Staatstaffe übernimmt die Koften der Bonitis 
rung, Klaflifizirung, Liquidirung und URS 
($ 113.) 


Gef. die allgemeine Grundfteuer nur vd. 15. Aug. 1828. ©. 
21 — 46. 113. Geſ. Bl. ©. 130 — 141. 165. 


Unter natuͤrlicher Ertragsfahigfeit der Grunds 
ſtuͤcke wird diejenige Anlage derfelben zur Ertragsgebung vers 
ftanden, welche weder durch zufälligen Aufwand oder Fünftlis 
he Berbefferung un gewoͤhnlich und aufferordentlih ges 
hoben, noch durch forglofe Bewirthfchaftung unterdrädt, ſon⸗ 
dern bloß durch einen gewöhnlichen, gemeimüblichen Wirths 
f&haftsfleiß von Seite der Grundbefißer zureichend unterftüßt 
wird. ($. 1.) 

Die Befchaffenheit, Ziefe, Guͤte und Miſchung der Ober 
fhichte und Unterlage eines Grundes, feine Lage in Bezug 
auf die Himmeldgegenden, auf eine größere oder mindere 
Neigung gegen den Horizont, auf Schuz oder Blosſtellung 
gegen Regen und Winde, fo wie dad örtliche Klima und bie 
einem Grunde anklebenden innern Gebrechen, 3. B. foge 
nannte Naßgallen, Hügels oder Grundwaffer, Sandgallen, 
Schmwindftellen u. f. w. find die wohl zu beobachtenden 
Merkmale, aus denen fich eine höhere oder geringere natürli- 
che Bodengäte erfennen laßt. ($. 2.) | 

Bey forafaltiger örtlicher Unterfuchung der eben erwaͤhn⸗ 
ten Berhältniffe wird die fpezielle Ausmittelung des mittel⸗ 
jährigen Ertrages der Srundftüde moglich. 
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Unter dem mitteljaͤhrigen Ertrag wird naͤmlich derjenige 
verſtanden, welcher bey gemeinuͤblicher Bewirthſchaftung des 
Bodens in mittleren Jahren gewonnen wird, die Folgen 
auſſerordentlicher Naturereigniffe, fo wie jene der Vernachlaͤßi⸗ 
Hung oder einer außerordentlichen Kulturfteigerung ausfchließt 
und fomit NRepräfentant der natürlichen und nachhaltige. Er⸗ 
tragsfaͤhigkeit iſt. (F. 3.) 

Dieſe Ertragsausmittelung ſolle aber nur bey gewiſſen 
Grundſtuͤcken und nur inſoweit ſtatt finden, daß von einer 
hinreichenden Anzahl an Grundſtuͤcken neben ihrer na 
tuͤrlichen Bodengäte auch der wirfliche mitteljährige Ertrag 
erforfcht werde. Solche Grundftüde, Muftergründe as 
nannt, follen dazu dienen, um alle übrigen mit ihnen zu vers 
gleichen und hienach in Klaffen zu bringen. ($. 4.) 

Die Behufs der definitiven Grundfteuerregulirung vor— 
zunehmende Ertragsausmittelung theilt fich ab: 
a) in die vorläufige Auswahl von Muftergründen und Er 
hebung ihres mitteliahrigen Ertraged (Bonitirung) und 
b) in die nach, Muftern mittelft Angleichung gefchehende 
Klaffenbefimmung der übrigen Grundſtuͤcke (Klaffifi- 
zirung.) (5) 

Die Bonitirung und Klaſſifikation richtet fih nach den 
von der Steuerfatafterfommifiion zu formirenden Bonitis 
rungsbezirfen, — einen oder mehrere Polizeybezirke in 
fi) begreifen kͤnnen. ($. 6.) 


Inſtrukt. für die Bonitirung und ir en der des 
finitiven a ya v. 19. Jan D. 9 #6, 
Reg.Bl. ©. 227 — 350, 


4125) Borkenkaͤfer. 


Wenn fih Spuren von dem Dafeyn ded. Borfenfäfers 
in einem Fichtenwalde zeigen, fo ift der Eigenthümer 
verbunden, alle davon angegriffenen Stämme unter der Leis 
tung des Fonigl. Forftperfonals zu fällen, und entweder fü 
gleich aus dem Walde abzuführen, oder (wenn folded wegen 
örtlicher Verhältniſſe oder Unentbehrlichteit des Zugviehes zu drins 
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genden Feldarbeiten nicht möglih wäre) daß gefällte Holz abzus 
fhälen und die Rinde an einem vor Feuerdgefahr geficherten 
Drte zu verbrennen. 

Gleichzeitig darf Fein gefundes Holz in dem angegriffes 
nen Walde gefällt werden. Auch darf daß bereird gefällte 
gefunde Fichtenholz, fo wie die Windwürfe, Duft + und 
Schneebruͤche, nicht ungefchält Tiegen bleiben. 

Das Fonial. Forftperfonal ift beauftragt, in allen Kas 
meralwaldungen die eben gedachten Mafregeln in Anwens 
dung zu bringen, und durch Anlegung regelmäßiger Schläge 
dem nachtheiligen Einwirfen der Winde auf die Verbreitung 
bed Borkenkaͤfers vorzubeugen, 


V. die Maßregeln gegen den Borfenfäfer betr. v. & Zul. 1808. 
Ä Reg.Bl. S. 181% 


124) Botaniſcher Garten. 


Der botaniſche Garten nebſt dazu gehoͤrigen Gebaͤuden 
und Sammlungen iſt Staatseigenthum und wird auf Koſten 
des Staats unterhalten; derſelbe iſt dem akademiſchen Uns 
terricht in der Botanik gewidmet. 


V. die wiſſenſchaftlichen Sammlungen des eo betr. v. 21. 
März 1827. Art. VII. Reg.Bl. ©. 209 


125) B oten. 


ſ. Landſtraßen. Lohnrößler. 


Die neueſte Land- und Waſſerbotenordnung vom Jahr 
1822. enthaͤlt folgende Beſtimmungen: 

$. 1.) Das Land und Waſſerbotenweſen iſt als 
ein fuͤr ſich beſtehendes Gewerbe, gleich den übrigen Gewer—⸗ 
ben, nad) den dafür bereitd gegebenen, oder noch zu erlaſſen⸗ 
den allerhoͤchſten Verordnungen zu behandlen. 

$. 2.) Die Wiederverleihungen von bishı- ſchoön 
beftandenen Botenkonceffionen: jeder Art ftehen (mad vorberge: 
gangener Inſtruktion der Sache und indbefondere nad Einverneh— 
mung ded betreffenden Oberpoſtamts, des betheiligten Handelſtands 
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und der fonftigen Intereffenten) den Polizeibehörden zu. Bon 
deren Entfcheidung ift jedesmal das betreffende Oberpoflamt 
fogleich in Kenntniß zu feßen. 

8. 3.) Die Berufung wegen verweigerter Konceſſion 
geht an die vorgeſetzte Kreisregierung, Kammer des Innern, 
welche auf geſchehene Kommunikation mit der Generalpoſt⸗ 
adıniniftration weiter zu entfcheiden hat. 

$. 4.) Neue Berleihbungen bisher noch nicht bes 
ftandener Botenfonceffionen ftehen blos der Kreisregierung 
zu, welchen jedoch die bereitd erwähnte Inſtruktion der Sa— 
che ebenfalld nur mit dem Unterfchied voraus zu gehen hat, 
daß hiebey die Einvernehmung der Generalpoftadminiftration 
ftatt jener des betreffenden Oberpoftamts in dem Fall erfors 
berfich wird, wenn von Verleihung einer Botenfoncefiion 
die Rebe ift, deren Ausuͤbung fich nicht bloß auf einen 
Kreis befchräntt. Won der gefaßten Entfchließung ift die 
Generalpoftadminiftration jedesmal fogleich zu benachrichtis 
gen. | | 
$. 5.) Die Berufung gegen einen biedfälligen Regie 
rungsbefcheid geht an das Minifterium des Innern, welches 
im Einverftändniß mit den Minifterien des koͤnigl. Haufes 
und des Aeußern die letzte Entſcheidung abgiebt. 

$. 6.) Ruͤckſichtlich adminiſtrativ⸗-contentioͤſer Gegenſtaͤnde 
bey dem Botenweſen finden die fuͤr adminiſtrativ-contentioͤſe 
Sachen im Allgemeinen ſchon gegebenen oder noch zu erlaſ— 
ſenden Geſetzesbeſtimmungen ihre Anwendung. 

$. 7.) Poftbeeinträhtigungs:und Defrauda— 
tionsfälle find als adminiftrativ s contentios zu behandlen 
und von den Erfenntniffen in erfter Inſtanz iſt jederzeit dem 
betreffenden Oberpoftamt, in zweyter Inſtanz aber der Gene 
ralpoftadminiftration Nachricht zu geben. 

$. 8.) Bon den in folchen Fällen erfannten Geldſtra— 
fen iſt vorderfamft die rein — oder wenigftend annähernd 
— berechnete Vergütung für das Poftärar zu berichtigen und 
der Ueberreft wird zwifchen dem Anzeiger und dem Tofalars 
menfond zu gleichen Antheilen vertbeilt. 
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$. 9.) Neue Verleihungen und Wiebderverleihungen von 
Botenfonceffionen Fonnen nur folchen Individuen zugehen, 
welche im Allgemeinen für die Betreibung eines Gewerbes 
und indbefondere für das Botenwefen qualifiziert find. 

Zu folher Qualifikation wird aber zunächft erfors 
dert, daß das betreffende Individuum als verläßig und uns 
befcholtenen Leumunds befannt, des Leſens und Schreibens 
fundig und im Stande feye, eine nach dem Umfang ded Ges 
werbes zu regulivende Kaution zu Teiften. 

$. 10,) In den ——— iſt immer 
beſtimmt und eigens auszudruͤcken: 

a) die Gattung des Gewerbes Waſeer⸗, Fluß-, oder fahren⸗ 
des Botengewerbe.) 

b) der Anſpann von einem oder mehreren Pferden, 

c) die Erlaubniß oder das Verbot, Reifende aufzunehmen, 

d) der Straßenzug, 

e) der Ubfahrtds und Ankunftstag, und, 

f) die Stationen des Uebernachtens. 

$. 11.) Allen zum Botengewerbe nicht berechtigten Pers 
fonen bleibt es unter Vermeidung polizeyllch zu erfennender 
Strafen unterfagt, Briefe, Paquete, Waaren, Gelder oder 
andere Berfendungen, zum Abbruch der Fonigl. Poften und 
der berechtigten Boten, in Beftellung zu übernehmen. 

$. 12.) Es ift jedoch allgemein geftattet, eigene Bo 
ten, auf die Gefchäfte des Abfenders befchranft, zu verſchik— 
ten, gleichwie auch das der freyen Konkurrenz überlaffene 
Land: und Warfers Fuhrwefen durch die vorgedachten Be⸗ 
ſtimmungen nur in ſo weit beſchraͤnkt wird, 

daß den Frachtfuhrleuten durchaus keine Briefbes 

ftellung (Krahtbriefe ausgenommen) und Feine Ladung 

unter 15 Pf. geftattet ift und daß eine Befugniß ders 
felben zur Geldverführung, oder zu einer regelmäßigen 

Fahrt an beftimmte Orte und auf beftimmte Tage, von 

befonderer Berechtigung oder erweislichem Herkommen 

abhaͤngig bleibt. 

$. 13.) Den berechtigten Boten ſteht nn die Ue⸗ 
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bernahme und Beſtellung jeder Verfendung an den beſtimm⸗ 
ten Sotentagen und auf der beftimmten Route zu. 

F. 14.) Was übrigens -die Aufnahme von Briefen, 
Schriften oder Paqueten unter einem halben Pfunde bes 
trifft, fo fteht folche der Boten nur zu: 

a) hinfichtlich der mit Zar und Sporteln belegten Briefe 
der Fonigl. Stellen, welche von den aufgebenden Erpes 
bitionsamtern mit ihrer Unterfchrift und mit dem abzus 
Iöfenden oder einzubringenden Zarbetrag in ber Voten⸗ 
karte vorgemerkt ſind; 

b) hinſichtlich der Briefe und Aktenpaquete, auch unter 
einem halben Pfund, von Orten, wo feine Briefpoſt bes 
fieht (welche jedoch der Bote, fofern er nicht durd) die Ges 
neralpoftadminiftration zur weiteren Beforgung legitimirt iſt, 
bey dem nächſten Poftamt auf feiner Route abzulegen hat;) 

e) hinſichtlich der mit zollamtlichem Siegel verfchloffenen 
Frachtbriefe und zollamtlichen Anweifungen. 
$. 15.) Die Poftämter und Zolleryeditionen 

find verbunden, den Boten für Gelder und Frachtftücde, wel 
he fie zur Weitechefoͤrderung durch den Poftwagen ablegen, 
die Botengebühren zu bezahlen; jedoch dürfen letztere auf 
feinem Fall mehr, ald drey Viertbeile der beftehenden Pofts 
wagentare betragen. | 
$. 16.) Boten, welche von Orten kommen, über die Feine 
Briefs oder fahrende Poft geht,. haben fich vor oder bey ih⸗ 
rer Rüdkehr wegen Uebernahme von Briefen und Paqueten 
bey jenen Poftbehörden jedesmal zu melden, vou welchen 
die weitere Beforderung auf der Botenronte durch die Poſt 
nicht mehr gefchehen kann. | 

Für die zu übernehmenden Städe Haben fie Poftporto 
und Auslagen im Namen der Empfänger zu vergüten; auch 
follen fte auf Berlangen der Poftbehörde die an fie geſchehe⸗ 
ne Uebergabe beſcheinigen. 

$. 17. Der Umfang eines jedem Botengewerbs bes 
fimmt fih nach der durch die Gonceffion erhaltenen und: 
in der Legitimationsurkunde ausgedrädten Befugniß; außers 


. Boten. 395 


dem unterliegt folched durchaus Feiner weiteren Beſchraͤn⸗ 
fung, wonach alfo der mit mehreren Pferden zum fahrenden 
Fuhrweſen concefjionirte Bote nicht gehindert ift, an dem 
beftimmten Botentag mehrere Wägen abgehen zu Taffen. 
$. 18, Alle Boten find ſchuldig, das allgemeine Regie 
rungsblatt unentgeltlich zu verführen, und die von Geis 
tenorten fommenden Boten müßen auch die Schreiben der 
koͤnigl. Stellen in Dienftesfachen, unentgeltlich aufnehmen. 
8,419, Jeder fahrende Bote ift verbunden, eine Botens 
Karte zu führen, worin unter fortlaufenden FOREN ein⸗ 
zutragen iſt: 
a) die Vefchreibung oder nähere Benennung — jeden 
Stuͤcks, 
b) deſſen Zeichen, 
c) der Aufgabeort,, 
d) der Beflimmungdort,. 
e) die Adreſſe, 
f) das Gewicht und 
g) der inhalt. 
Boten, welche befugt find, Reifende aufzunehmen, 
haben ſolche in der nämlichen Karte mittelft Ungabe ihres 


- Namens, Standes und Wohnorts vorzumerfen. 


$, 20. Keinem Boten ift geftattet, unterwegs Pferde 
oder Wägen zu wechfeln,, eintretende Nothfälle ausgenoms 
men, : welche der betreffenden SPORLOPEDDEDE fogleih anzus 
zeigen. find. 

$. 21. Jede Uebertretung der den Boten eingeräums 
ten Befugniffe oder der. ihnen gegebenen Ordnung, iſt nad 
polizeylichem Ermeffen unnachfichtlih und im Wiederhos 
lungsfall gefchärft zu beftrafen, neben dem allenfalffigen Ers 
faß an das Fonigl. Poftärar; auch haben die Boten für ihre 
Untergebenen gleichmäßig zu haften, 

$. 22. Zu. Bermeidung einfchleichender Mißbräuche oder 
vermehrter Uebertretung haben die Polizegbehörden periodis 
fhe und. firenge Bifitationen, vorzäglidy quf Routen, 
wo Brisfpoften gehen, vorzunehmen, Auf Requifition der 
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Poſtbehbrden folle eine ſolche Viſitation in Gegenwart eines 
Poſtbeamten oder Dieners jedesmal ohne Zoͤgerung vollzo⸗ 
gen werden. 


Land⸗ und ——— v. 16. EN 4822. $. 1 — 22. 
Regbl. ©. 1131 — 1139 

Da dad Vertrauen und die Sicherheit des Boten. fich 
auf deffen perfonliche Eigenfihaften und befißended Ver moͤ⸗ 
gen gründet, fo wird Feine Botengerechtigfeit für real erbs 
Jich, oder veraußerlich anerkannt. Es folle Jedoch bey Wie 
derverleihung einer erledigten Botenftelle auf Wittwen und 
Kinder die thunlichfte Rücficht gengmmen werden, 


V. dad Botenwefen betreff. v. 28. Apr. 1815. $. 2. Regbl. 
. ©. 364. 


126) Botendienfie 


Me umlagpflichtige Perfonen einer Gemeinde, welche 
feinen Anfpann befigen, find zu Hand » und Botendienften 
verbunden. Den Maßftab su den Botendienften gibt die 
Zahl aller Beytragspflichtigen in der Gemeinde; —— koͤn⸗ 
nen ſolche auch in Geld abgetragen werden. 


V. die Gemeindeumlagen ne v. 6. — 1812. Art. 17. 26. 


TERN 
f. Serihtöboten. Rentamtöboten. 


Rruͤckſichtlich der Botenföhnungen bey den Nentäms 
tern ift folgende Vorfchrift gegeben: Ä 

1 Der Rentamtsdiener hat alle bey dem Amt 
vorfommenden Botengänge zu verrichten und auch die Geld; 
transporte zu beforgen, im Fall folche nicht mittelft des 
Poſtwagens an die Kreisfinanzkaſſe abgefendet werden koͤnnen. 

$. 2. Alle Botengänge, von welchen der Rentamtödie; 
ner in einem halben Zag zurüd Fommen kann, wo nämlich 
die Entfernung nicht mehr, als eine halbe Stunde beträgt, 
find unentgeltlich, 
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$. 3. Für Botengänge in Amtöfachen, wo die Entfers 
nung mehr ald eine Meile betragt, werden auf die Meile 
hin und her 16 fr. aus der Rentamtsfaffe vergütet, fofern 
die Nothwendigkeit und die wirkliche Verrichtung des Botens 
gangs nachgewiefen iſt; diefer Lohn erhöht ſich bey Nachts 
zeit auf 24 fr. 

$. 4. Ale Botengänge in Privat + und Parthenfachen 
find ‚von denjenigen zu bezahlen, welche fie veranlaffen und 
zwar der Meile nach mit 18 fr, 

$. 5. Die Gänge in Betreff von Gemeindsgumlagen und 
Kriegsfoften » Ronkurrenzen werden aus den Konfurrenzgels 
dern vergütet. 

$. 6. Für die Richtigkeit der Ortsentfernung, welche auf 
jedem Recepiffe beyzufegen ift, haben die Rentbeamten pers 
ſoͤnlich zu haften. 

$. 7. Zeder Botengang muß hinfichtlich der wirklichen 
Berrihtung durch die Unterfchrift desjenigen Amtes oder 
Individuums, wohin die Abſendung gefchah, nachgewies 
fen werden, weßwegen jeder Bote mit einem Vorweis 
zu verfehen und auf diefem der Empfang zu beftätigen ift. 

$. 8. Die Geldlieferungen der NRentämter zu den Kreide 
finanzfaffen haben der Sicherheit wegen durch die fahrende 
Poft zu gefchehen, und nur, im Fall der Poftwagen den 
Ort ded Amtsfiked nicht yaflirt, hat folche der Rentamts—⸗ 
bote an dad nächfte Uufgabeort zu befördern. In dringens 
den Fallen und unter Berhältriffen, wo die Geldablieferung 
mit dem Poftwagen nicht thunlich wäre, werden dem Rent—⸗ 
amtöboten, neben der gewöhnlichen Ganggebühr für 100 fl. 
baaren Geldes 2 fr. Tragerlohn auf die Meile vergütet. 
Für Lieferungen zur Kreisfinanzkaſſe in Papieren paflirt Fein 
befondered Zragerlohn. 

$. 9. Die Lieferungsgebuͤhren an die Kreiskonkurrenz⸗ 
faffe und an andere nicht ararialifche Kaffen find diefen 
in Aufrechnung zu bringen. 

8. 10. Ueber alle Botenlöhnungen, welche dem Xerar 
aufgerechnet werden dürfen, hat jedes Nentamt bey dem 


% 
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Quartalſchluß eine Anzeige zu verfaſſen, welche, mit den 
vorgeſchriebenen Belegen verſehen, unter den übrigen Quar⸗ 
talakten in Duplo zur Juſtifikation vorgelegt wird. 


Inſtrukt. «über die Behandlung der Botenlöhne v. 6. Febr. 1811. 
in Geret's Samml. B. J. ©. 147. 


Der Botenlohn der Privatboten iſt folgender Ma— 
Ben pegulirt: 


a) Wenn der Botengang in einem halben Tag mit Eins 
ſchluß des Ruͤckwegs verrichtet werden kann, oder wenn 
die Entfernung nicht weiter ald eine halbe Meile bes 
trägt, am Lag 16 Fr. für die Meile bey guter, und 
418 kr. bey ſchlimmer Witterung; zur Nachtzeit 24 Fr. 
für die Meile bey guter, und 28 Fr. bey ſchlimmer Wits 
terung. 2 

b) Wenn aber der Bote den Botengang in einem halben 
Tag mit Einfchluß des Ruͤckwegs nicht zurädlegen 
Tann, am Tag 18 Tr. für die Meile bey guter und 20 Fr. 
bey fchlimmer Witterung ; zur Ntachtzeit 30 Fr. für die 
Meile überhaupt und 3 Fr, Wartgeld für jede Stunde, 
wenn ber Bote wegen der zurüdfolgenden Antwort aufs 

. gehalten wird. | 

V. v. 16. Dez. 1814. in Geret’3 Samml. B. IV. ©. 201. 


| Die Botenlohng quittungen find der Stempelpflich#» 
tigkeit nicht unterworfen, 


V. v. 24. März 1815. in Geret's Samml. B. V, ©. 50. 


Den Boten der Juſtizbehoͤrden ſteht bey Borladun: 
gen und Zuftellungen in fireitigen Sachen die nämliche 
Gebühr mit 4 Fr. zu, welche für Fälle der nihtftreitis 
gen Gerichtöbarkeit nach der proviforifchen Taxordnung 
dom 8. Oktober 1810. $. 88. 80. (Regbl. S. 988.) vorges 
ſchrieben iſt. 


| Diefe Gebühren finden jedoch bey mündlichen Ladungen, 
nicht flott, und eben fo. wenig in den fogenannten causis 
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domini, in Armenſachen, oder bey Weiſungen, RN ler 
diglich von Amtöwegen gefchehen. | 

DB, die Norladungs - und Buftelgebübr | betreff. v. 16. Mär ; 

1815. Regbl. ©. 2 

Die Boten haben wegen des Frachtlohnes und der Nuss 
Ingen, welche aus dem Werth der in Transport übernoms 
menen Waaren bezahlt werden koͤnnen, einen Anfpruh auf 
die dritte Klaffe der Gantglaubiger. 

Prioritätsordnung v. 1. Zuni 1822. $.21. (6.) Geſ. Bl. ©. 118. 


Ueber den Brachanbau enthalten ältere Gefeke Fol 
gendes: 
| Die Brachfelder follen nicht mehr unangebaut Tiegen 
bleiben; jedem Eigenthuͤmer ift e8 unverwehrt, feine eigene 
Brahe zu bauen, und das Waidrecht findet auf den anges 
blümten Brachfeldern nicht mehr ftatt. 


B. v. 24. März 1762. Gen. Samml. v. 1771, ©. 434. 


Menn der größere Theil des Brachfelded angebaut 
wird, fo muß auch der mindere Theil demfelben nachfolgen, 
oder es darf wenigftend in fo lange, bis die Früchte von 
dem ganzen Felde eingebracht find, auch auf den unanges 
bauten Gründen nicht gewaidet werden. Wäre aber nur der 
mindere Theil vereinzelt in der Brache angebaut, fo ift zwar 
auf dem übrigen Brachfeld der Waidbefuch unverwehrt; je: 
doch muß folcher ohne Befchädigung der angebauten Stüde 
ausgeübt werden. 

V. v. 3. Juni 1762. Gen. Samml. v. 1771. ©. 459. 


Unterthanen und Landleute, welche einen Zheil ihrer 
Brachfelder und andere ode Gründe mit Früchten und Fute 
terfrautern befamen, follen bey Nachlaßgeſuchen vor 
züglich berüdfichtiget werden. 


V. 0. 9. Nov. 1770. Gen, Samml.,v. 1771. ©. 473. 
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Jedem Eigenthümer eines Brachfeldes fteht es frey, dafs 
felbe nad) feinem Gutdünfen und nad Befchaffenheit des 
Erdreichs mit Sommerfrüchten, Erdgewächfen oder Futter: 
fräutern anzubaueu. An Orten, wo außer dem Brachfeld 
feine Waide vorhanden wäre, foll zwar diefer Anbau den 
Waidbeſuch nicht allzufehr befchranfen; gleichwohl aber fteht 
es jedem Befiker frey, von derley Brahädern wenigftens 
den zehenten Theil auf vorgedadhte Art zu benußen, 
und fofern ſich hierüber in der Gemeinde nicht vereiniget 
werden Fonnte, liegt der Obrigkeit die Entfcheidung ob. 


B. v. 5. Zul, 1772 in Döllingerd Repert. B. II. ©. 18. 


Die auf der Brache erzeugten Früchte werben in den 
Mafftab der Befteurung (als bkonomiſche Nebennugung) nicht 
eingerechnet. 


Geſ. die allgemeine ——— a: — * Aug. 1828. 6. 5. 
[4 2 
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ſ. Abgebrannte. 


Seit dem erſten Oktober 1811. beſteht fuͤr das geſamm⸗ 
te Reich nur eine einzige allgemeine Brandverſicherungsan⸗ 
ftalt und das Verfiherungsiahr umfaßt den Zeitraum vom 
erften Oftober bis lezten September. 


Die ergangene Brandverfiherungs ordnung 
enthält folgende Beftimmungen ; 


Die Berfiherungsanftalt befteht aus einem Verein von 
Gebaͤudebeſizern, welche ſich untereinander eine Verguͤtung 
fuͤr die ihren Gebaͤuden zugehenden Brandſchaͤden zuſichern 
und im eintretenden Falle auch wirklich leiſten. Der Ein— 
tritt in dieſelbe, und eben ſo auch der Austritt, haͤngt von 
dem freyen Willen eines Jeden ab, ſofern dad Geſez dies— 
falls keine Einſchraͤnkungen ausdruͤcklich feſtſezt. Uebrigens 
erſtreckt ſich die Anſtalt nicht uͤber die Graͤnzen des Reichs; 
es ſoll aber auch Fein Unterthan mit auswärtigen Ges 

| ſell⸗ 
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ſellſchaften der nämlichen Art fich verbinden, widrigenfalls 
ihm eine Geldbuße von 240 fl. zur baierifhen Aſſekuranzkaſ⸗ 
fe auferlegt würde, (Art. 1.). 

Der Theilnahme an der Anftalt find alle im Neich mit 
Gebäuden anfäßige Eigenthämer fähig, mithin auch foldye, 
die zwar im Ausland wohnen, aber im Inland Gebäude 
befißen. (Art. 2.) 

Der Eigenthämer von mehreren Gebäuden kann alle, 
oder auch nur eines berfelben, nach ſeinem Belieben, verſi⸗ 
chern laſſen. (Art. 3.) 

Wenn ein Eigenthuͤmer ſein verſichertes Gebaͤude nicht 
ſelbſt benuͤtzt, und aus dem Gerichtsbezirk, in welchem dafs 
felbe Yiegt, auf Tängere Zeit oder für immer abwefend ift, 
fo muß er einen Ötellvertreter benennen; außerdem wers 
den die Miethsleute ald ſolche angefehen, welche die für den 
Eigenthämer zur Anftalt vorgefchoffenen Leiſtungen an ih—⸗ 
rem Miethzind abzuziehen berechtiget find. 

Sollte aber auch Fein Miethsmann vorhanden feyn, fo 
hält fich die Anftalt an die in dem Gebäude befindlichen Ef: 
feften und nöthigen Falls an das Gebäude ſelbſt. (Art. 4.) 

Minderjährige oder fonft unter Kuratel ftehende 
Perfonen werden durch ihre Bormünder und Kuratoren vers 
treten, welche fchuldig find, die Gebaude ihrer Pflegbefohles 
nen Jängitens birinen drey Monaten nad) angetretener Pflegs 
fhaft in die Anftalt einfchreiben zu laſſen, und im Fall eis 
ner Verſaͤumniß bieran für allen erwachfenden Schaden 
haften. 

Moraliſche Perfonen, nämlich Gemeinden, Kir— 
hen und Stiftungen, werden gleich dem Tandesherrlichen 
Yerar durch die geeigneten Behörden vertreten, (Art. 5.) 

Wenn ein Miteigenthbämer eines Gebäudes deſſen 
Einverleibung in die Unftalt auf gerichtlihem Wege ver; 
langt, fo koͤnnen ſich die übrigen Miteigenthämer dem Bey 
tritt nicht entziehen, und in diefem Falle haftet jeder Einzel: 
ne für das Ganze des Gebäudes, — ‚ 0b daſſelbe ſich 
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in ungetheiftem Eigenthum befinde, oder nach abgefonderten 
Theilen befeffen werde, 

Wenn ferner der Figenthümer eines noch nicht verfichers 
ten Gebäudes in Sant geräathb, fo muß bdaffelbe auf den 
Antrag eined Hypothefarglaubigerd für Nechnung der Gant- 
maffe von Gerichts wegen ber Anftalt einverleibt werden. 

Die Reiftungen zur Anftalt, welche auf verficherten, aber 
im Sant oder Adminiftration befangenen Gebäuden haften, 
find ohne vorgangige Genehmigung durch den Kurator oder 
Adminiftrator abzuführen. | 

Schuldner, auf deren unverficherten Gebäuden ge 
richtliche Hypotheken vorgemerft find, haben nicht minder 
die Verbindlichfeit, mit diefen Gebäuden auf Verlangen eis 
ned Hypothefargläubigerd der Anftalt beyzutreten, ed wäre 
denn, daß fie fich zur Abtragung der Schuld binnen 3 Mos 
naten unter angemeffener Sicherheitöleiftung anheifhig mas 
chen koͤnnten. (Arts 6.) 

Auch bloße Nutzeigenthuͤmer find von dem Beytritt 
zu ber Brandverficherungsanftalt nicht ausgefchloffen. 

Daher Tonnen Lehenholden ihre Lehengebäude auf eiges 
ne Rechnung und ohne befonderen Konfens bes Lehenherrn 
verfichern laſſen; und ebenfo Fonnen auch Pfarrer und Bene 
figiaten in eigenem Namen auf Berficherung ihrer Amtswoh⸗ 
nung eingehen. (Art. 7.) 

Gegenftänd der Verficherüng im Allgemeinen find die 
Gebäude und zwar nur der Ueberbau derfelben, ohne Rüd- 
ficht auf die Bauftelle, auf die daraüf haftenden Gerecdhtig- 
feiten, oder die darin befindlichen Borrathe; 

Alle innerhalb der Graͤnzen des Reichs gelegenen Ges 
bäude find zur Einverleiburng geeignet; ohne Unterſchied zwi⸗ 
fchen Öffentlichen und Privatgebäuden, Haupt⸗ oder Neben⸗ 
gebaͤuden, fie mögen zur Bewohnung, vder zu anderen 
Zwecken beftimmt ſeyn. Auch Mühlen und Muͤhlwerke, 
Brunnenhäufer, Braͤuhaͤufer und Fabriken koͤn— 
nen verſichert werden, ingleichem Schloͤſſer, Kirchen, 
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Schulen, Pfarrhöfe, Stiftungds und Gemein 
degebaͤude. (Art. 8.) 

Ausgenommen von dem Beytritt find die Pulver 
mählen, Schmelz und Eifenwerfe, Glocken- und Stüdgies 
fereyen, Ziegel:, Glas;, und Rußhuͤtten, Flachs- und Hanf: 
dörren und Kalfüfen; ebendiefed gilt auch von den ifolirt 
Yiegenden, ausſchließlich zu militaͤriſchen Zwecken beſtimmten 
Feſtungen. (Art. 9.) 

Gebaͤude, welche erſt im Bau begriffen ſind, koͤnnen 
ebenfalls verſichert werden, jedoch aber während der Baufüh- 
rung jedesmal nur auf ein Jahr, nach deſſen Verfluß die 
nicht ausdruͤcklich erneuerte Verſicherung für erloſchen ange: 
ſehen wird. Dieſes iſt auch bey ſolchen Gebaͤuden der Fall, 
welche wegen Baufaͤlligkeit abgebrochen oder wegen ſonſtigen 
Unfalls neu hergeſtellt werden muͤßen. 

War uͤbrigens ein ſolches Gebaͤude ſchon zuvor verſichert, 
fo wird es fortwährend als in der Anſtalt begriffen: angefes 
ben, und nach den Verhältniffen, welche vor dem Abbres 
chen oder Berunglüden ibeftanden haben, bis zur DBollens 
dung ded Baues behandelt, ausgenommen der Eigenthümer 
würde eine, anfonft zuläßige, abandernde Erflärung von 
fi geben. 

Gebäude, deren Eigenthum unter verfchiedenen Perfos 
nen getheilt ift, Tonnen und dürfen nicht theilweife der Ans 
ftalt einverleibt werden, (Art. 10.) 

Mer fein Gebäude verfichern laſſen will, muß diefen 
Entfhluß vor der unmittelbar vorgefeßten Polizeybehoͤrde 
aus druͤcklich erflären, was zu jeder Zeit im Jahre ftatt fin 
den kann, mit alleiniger Ausnahme ded Monats September, 
welcher für den Abfchluß der Kataftrirung beftimmt ift. Dies 
fer Erflärung ift jedoch anzufügen, daß der Eintritt für das 
laufende oder für das folgende geſchehe. Im erftern Fall 
muß der Eintretende auch fchon für dad Yaufende Jahr den 
ihn betreffenden Beytrag leiften, wogegen er aber für etwais 
sen Brandfchaden Erfah erhalt. 

Vebrigend wird die Bepiritterftärung nicht alljährlich 
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wiederholt, ſondern ſie bleibt bis zu einem freywilligen 
Austritt in Kraft, und nur ſolche Gebaͤude, welche erſt im 
Bau begriffen ſind, machen hievon eine Ausnahme. 
(Art. 11.) | 

Mit der Erflärung des Beytritts wird die Bezeichnung 
derjenigen Gebäude, welche verfichert werden follen, und 
ein Anfchlag derfelben nach runder Summe verbunden. 
Die Größe der Anfchlagsfumme ift zwar im Allgemeinen 
der Willführ überlaffen ; jedoch fol diefelbe für ein einzelnes 
Gebaude nicht weniger als 30 fl, betragen und den wahren 
Werth nicht überfteigen. 

Bey Gebäuden minderjähriger und unter Kuratel ftehen- 
ber Perfonen hängt die Größe des Anſchlags von dem Erz 
meffen der Bormünder und Kuratoren ab; wenn hingegen 
die Einverleibung eined Gebäudes durh Miteigenthümer 
oder Gläubiger gerichtlich verlangt wird, und diefe über die 
Größe des Anfchlags ficb nicht vereinigen koͤnnen, fo ift Iek- 
terer von Gerichtöwegen zu beftimmen, und in beyden Fal- 
len darf der Anfchlag auf weniger nicht, ald die Hälfte 
de8 wahren Werthes gefeßt werden. Diefen Anfchlag Fon; 
nen, die Theilnehmer von Yahr zu Jahr erhöhen, oder her 
abfeßen, jedoch ſtets mit der Befchränfung, daß. der wahre 
Werth nicht überfliegen und die bey Einfehagungen von Bors 
mundfchafts » oder Gerichtömegen vorgefchriebene Hälfte des 
Werthes nicht verfürzt werde, 

Bey Verminderung des Anfchlags hat fih der Ei⸗ 
genthuͤmer auszumeifen, daß diefe Minderung den Rechten 
Dritter, befonderd der Miteigenthamer und Glaubiger, un 
nachtheilig ſeye. 

Uebrigens ſoll der Anſchlag der Gebäude für die Brands 
verficherung weder bey Steuern und Anlagen, noch in an 
deren Borkommenheiten zur Richtſchnur dienen. (Art. 12.) 

Will ein Theilnehmer, weldyer ſchon einmal ausgeftan- 
den ift, wieder eintreten, fo wird er eben fo behandelt, 
ald wenn er nie ein Mitglied der Anftalt gewefen wäre und 
er muß fih fomit allen Vorfchriften und Berbindlichkeiten ei: 
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ned ganz neu eintretenden Theilnehmers wiederholt unters 
werfen. (Art. 13.) 

Jedes eingetretene Mitglied erwirdt den rerhtlichen An⸗ 
ſpruch, daß ihm die nach ſeinem Eintritt an den vorge— 
merkten Gebaͤuden durch Feuersbrunſt erlittenen Schaͤden 
auf Koſten aller uͤbrigen Theilnehmer verguͤtet werden. 
Den Maßſtab zu dieſer Vergütung giebt eines Theils der 
vorgemerf.e Gebäudeanfchlag und andern Theils die wirklich 
erlittene Befchädigung, und folche wird inner drey Monas 
ten nach dem Brand mit baarem Gelde geleiftet. (Art. 14.) 

Das Recht der Entſchaͤdigung ift unabhängig von den 

Bermögensumftänden ded Befchädigten; pielmehr hat er dies 
fen Erfaß unter allen Umftänden, welche durch dag Statut 
nicht ausdrädlich ausgenommen find, unabweisbar und obs 
ne Schmälerung zu fordern. (Art. 15.) 
Die Entfchädigung wird jedoch nur unter dem Vorbe— 
halte geleiftet, daß die zerftörten Gebäude entweder auf der 
alten Brandftelle, oder, wo dieſes nicht zuläßig wäre, auf 
einem anderwaͤrts angemwiefenen Pak der Feuerordnung ges 
maß und nach) einem geprüften Bauplan wieder aufgerichtet, 
auch die Entfchädigungsgelder Tediglich zu diefem Zwecke vers 
wendet werden, Ausnahmen hievon koͤnnen nur unter gang 
außerordentfichen Umftänden und mit höherer Bewilligung 
ftatt finden. (Art. 16.) 

Die Berficherung ber Gebäude bezieht fich blos auf fol 
he Befchädigungen, bie durch Feuersbrünfte entftehen; 
fie fommt aber auch denjenigen Gebäuden zu flatten, welche | 
aus Anlaß des in einem anderen Gebäude ausgebrochenen 
Brandes mehr oder weniger zerftört, oder zur Hemmung 
des Feuers ganz oder theilmweife niedergeriffen wurden, 

In der Regel ift die Verficherung unbefchränft und uns 
bedingt bey allen Brandunglüdgfällen wirkſam, bey welchen 
ſich der Eigenthuͤmer außer Schuld befindet, mithin bey al 
Yen Feuerfihäden, fie mögen durch Zufall, Naturereig: 
niffe, oder Schuld und Bosheit eines Dritten entitanden 
feyn. (Art, 17.) F} 
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Wenn aus einem, jedoch nicht groben,‘ Verfchulden 
des Eigenthümerd oder eines Dritten Feuer ausfommt; fo 
erhält zwar der Befchädigte die ihm zufommende Vergütung, 
zugleich aber auch der fchuldig Befundene die geeignete pos 
Yizegliche Ahndung; iſt hingegen die Schuld von grober Art, 
fo hat die Unftalt gegen jeden Dritten, welcher ſchuldig bes 
funden wird, einen rechtlichen Anſpruch auf Wiedererfaß der 
geleifteten Entfchädigung; im Fall aber der Schuldige felbft 
ein Zheilnehmer der Anftalt und durch feine eigene Schuld 
zugleich mit Andern befchädiget worden ift, fo geht er nicht 
nur feiner eigenen Schadensforderung ganz, oder nad Ums 
ftanden zum Theil verluftig, fondern er muß auch, wie je 
der Dritte, für die von ihm verurfachten Kaffenauslagen Ers 
faß Teiften. Haftet in folchem Fall auf den befchädigten Ges 
bauden des fihuldhaften Zheilnehmers eine Hypothek, fo 
wird zwar zum Velten des Gläubigerd die Entfchädigung 
aus der Anftalt vorgefihpfen, hiebey aber die Ruͤckverguͤ⸗ 
‚tung aus Mitteln des Schuldigen vorbehalten. Würde end; 
lich Jemand fein eigened Gebäude gefliffentlich und aus Boss 
heit in Brand ſtecken, fo verliert ein folcher allen Anſpruch 
auf Entfchädigung, woneben er noch die‘ gefeßliche Strafe 
zu gewarten hat, se 

Die Beflimmung einer groben Schuld Tiegt in dem 
Strafgeſetzbuch. (Urt. 18,) 

Wenn ein Brand in Kriegszeiten durch Belage⸗ 
rungen, Ueberfälle, Angriff und, Vertheidigung, Ruͤckzug 
pder Verfolgung überhaupt durch militärifche Bewegungen 
entfignden ift, fo gilt die Verfiherung nur für den drits 
ten Theil derjenigen Erfakfumme, welche die Beſchaͤdig⸗ 
ten im Fall eines gewoͤhnlichen Unglüds erhalten haben 
würden; wogegen Feueröbränfte, welche in Standquarties 
ven, hey Durchzägen und Einquartirungen durc) einzelne 
Soldaten aus Nachlaͤßigkeit, Muthwillen, oder Bosheit vers 
urſacht werden, die unbefchränfte Wirkung einer vollen Vers 
fiherung nicht ausfchließen. Ueber einen obwaltenden Zwei⸗ 
fel, ob der Brand in Kolge militärifcher Bewegungen und 
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Gefechte, oder aus Nachlaͤßigkeit, Muthwillen und Bobheit 


einzelner Soldaten entftanden ſeye, haben die Polizeybehoͤr⸗ 


den, unter Vorbehalt des Rekurſes an den Staatsrath, zu 
erfennen, (Urt. 19.) 


Bon dem rechtlichen Anſpruch auf Entfchädigung ift uns 
zertrennlich die rechtliche Verpflichtung der Theilnehmer, zur 
Begründung und Erhaltung der Anftalt und zur Erreichung 
ihrer Zwede verhältnißmäßig beyzutragen; der Maßſtab der 
Beyträge aber richtet. fi) eines Theil nach der Größe 
des verficherten Grundfapitald und andern Theils nach der 
Größe der vorgefallenen Brandfchäden, der hiefür zu Teiftens 
ben Entfchädigungen, und fonftiger Bedürfniffe der Anftalt. 
Geber einzelne Theilnehmer wird nach VBerhältniß feines Ans 
ſchlages in’d Mitleiden gezogen. (Urt. 20.) 


Die Beyträge haben fongch den Zweck, bie erforderliche 
Summe aufzubringen, um die in dem abgelaufenen Bers 
fiherunggjahre flatt gefundenen Brandfchäden der Theilneh⸗ 
mer verguͤten zu koͤnnen. 


Damit ed aber moglich werde, jedem Verungluͤckten noch 
vor Ablauf des Jahres und zwar. inner der Zeitfrift von 3 
Monaten die gebührende Entfhädigung zu Teiften, ift die 
Bildung eines Vorſchußfonds unumgänglich nothmwens 
dig. Derfelbe wird durch hefondere Vorfchußbeyträge der 
Theilnehmer zuſammengehracht, und zwar auf folgende 
Weiſe; | 

a) jeder neu Eintretende hat 3 Jahre nacheinander jedes; 
mal 2 Fr. von hundert Gulden außer den gewöhnlichen 
Entfchädigungsbeyträgen zu bezahlen; 

b) ältere Theilnehmer, welche ihren Gebäudeanfchlag er; 
hoben, haben von dem Betrag ber Erhöhung gleich» 
falls 6 Fr. auf jedes Hundert in siährigen Sriften zu 
entrichten ; fodann find f 

ec) dem Borfchußfond zugewieſen: \ 

| die baaren Ueberfchüffe der mit 1811 aufgebobenen 
Privatverfiherungsgefellfchaften — die bey Verwal⸗ 
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tung der Anſtalt vorkommenden Geldbußen — und 
die verſchuldeten Ruͤckverguͤtungen. (Art. 21.) 

Die Beytraͤge muͤßen genau auf die Zeit hin entrichtet 
werden und jede Verſaͤumung zieht Exekution nach ſich, wel; 
che daß bereitefte Vermögen in Anſpruch nimmt, Nachlaͤſſe 
an den fihuldigen Beyträgenz finden niemald und für Nies 
mand ſtatt; würden fie jedoch wegen außerorbentlicher Uns 
‚ glüdsfälle den Belauf von 15 Fr. auf jedes Hundert Gulden 
überfleigen, fo Fonnen zur Erleichterung der Theilnehmer 
mehrere Zahlungsfriften bewilliget werden. (Art. 22.) 

Wenn ein Theilnehmer der Anftalt in Konfurs ge 
rath, fo hat letztere hinfichtlich der ruͤckſtaͤndigen oder im Laus 
fe des Konkurſes verfallenen Beytraͤge ein Vorzugsrecht, 
wonach ſie jenen Kapitalien unmittelbar vorgeht, welche zur 
Wiederaufbauung von Gebaͤuden dargeliehen wurden. 

Das gleiche Recht iſt auch den Stellvertretern und 
Miethsleuten ruͤckſichtlich derienigen Gelder eingeraͤumt, 
welche fie der Anſtalt im Namen der Eigenthuͤmer erweislich 
vorgefhoffen haben; nur erftredit fich dieſes Vorzugsrecht 
bloß auf den Vorfhuß eines Jahres, 

Gelder, welche die Anftalt auf vorbehaltene Ruͤckverguͤ⸗ 
tung ausbezahlt hat, gehen im Konfurfe den Kurrentgläus 
bigern unmittelbar vor; dagegen wird die Anſtalt ruͤckſicht⸗ 
lich der Forderungen aus einer perwirften Strafe auf aleis 
che Art behandelt) wie der landesherrliche Fiskus mit ſei⸗ 
nen Strafforderungen. 

Wenn endlich Gelder, welche fuͤr die Anſtalt beſtimmt 
waren, unterſchlagen werden und der Schuldhafte in 
Konkurs geraͤth; ſo tritt dieſe in die den milden Stiftungen 
angewieſene Prioritaͤtsklaſſe und zwar nimmt ſie in ſolcher 
die erſte Stelle ein. (Art. 23.) 

Die verfallenen und ſchon bezahlten Entſchaͤdigungsgel⸗ 
der koͤnnen unter keinerley Vorwand, ihrem Zweck entgegen, 
mit Arreſt oder Konfiskation belegt werden. (Art. 24.) 

Der vorhabende Austritt eines Theilnehmers für das 
nachfifofgende Jahr muß vor dem erſten September erflärt 
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werben. Geht ein verficherted Gebäude an einen neuen Bes 
fißer über, fo ift diefe Veränderung nicht für einen Austritt 
zu halten, indem der neue, Beſitzer, dohne Ruͤckſicht auf feis 
nen Erwerbstitel, in die ordentlichen Leiftungen feines Vor—⸗ 
gängerd einftehen, fomit wenigftens noch für dad Jaufende 
Jahr in der Anftalt verbleiben muß, und überhaupt in fo 
Jange ald Mitglied zu behandeln ift, ald er den fürmlichen 
Austritt nicht ordnungsmäßig erflärt hat. Uebrigens erhält 
der Außtretende von feinen geleifteten Beytraͤgen auf keinen 
Fall etwas zuruͤck. (Art. 25.) 

Minderjährige, oder ſonſt unter Kuratel ſtehende Perfos 
nen, Miteigenthümer, Nußnießer, überhaupt folche Perfos 
nen, deren Eintritt in die Anſtalt gefeglich nothwendig ift, 
fonnen nicht austreten, fo lange der gefeßliche Grund hies 
zu andauert. Ebenfo dürfen diejenigen, welche für erlittenen 
Brandfchaden fhon einmal auß der Anftalt entfihädiget wors 
den find, nicht eher austreten, bis fie nachweifen Tonnen, 
den empfangenen ganzen Betrag durch jährliche Beiträge in 
die Anftalt zurücd bezahlt zu haben, auch koͤnnen Theilneh⸗ 
mer, welche wegen grober Schuld zur Nüdvergütung oder 
zum Erfaß verhalten worden, ihre Entlaffung nur auf den 
Fall befommen, wenn fie fich der pbliegenden Erfakverbinds 
lichkeit vollftändig entlediget haben, | 

Endlich iſt der Austritt auch ſolchen Gebaͤudeeigenthuͤ— 
mern verfagt, die ihre eingefchriebene Gebaude mit Unter- 
pfändern befchwert haben; infolange fie nicht darthun, daß 
die aufgenommenen SKapitalien wieder abgetragen feyen. 
(Art. 26.) | | 

Ueber den Stand der Anftalt find eigene Grundbis 
cher angelegt, mworinne alle Theilnehmer nad) ihren befons- 
deren Verhältniffen zur Anſtalt aufgezeichnet find, In fol 
chen werden die von Zeit zu Zeit ſich ergebenden Verändes 
rungen forgfaltig nachgetragen ; auch werden fie alle 15 Jah⸗ 
re und nöthigen Falls noch früher revidirt. in obrigfeit- 
lich Aefertigter Auszug aus diefen Grundbäcdern, welder 
jedem eingefchriebenen Theilnehmer unverlangt zugeſtellt 
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wird, dient zur Legitimation uͤber die geſchehene Aufnahme, 
und in ſolchem wird ebenfalls jede ſpaͤtere Veraͤnderung an⸗ 
gemerkt. (Art. 30.) 

Jeder einzelne Brandungluͤcksfall muß in Staͤdten durch 
die Polizeydirektionen und Kommiſſariate, gemeinſchaftlich 
mit einem Abgeordneten des Stadt; oder Landgerichts, an 
Ort und Stelle genau unterſucht und beſchrieben werden; 
auf dem platten Lande geſchieht dies durch die Landgerichte, 
ſo wie in den mediatiſirten Gebieten durch die Mediatgerichte. 

Der Schaden wird durch Schaͤtzung ausgemittelt, 
unter Zuzug zweyer ſachverſtaͤndiger und eigens verpflichtes 
ter Werkleute, nämlich eines Zimmer » und Maurermeifters, 
fodann in Beyfeyn der von "dem vorigen Zuftand am beften 
unterrichteten Nachbarn. 

Wenn ein befchädigted Gebäude, ald für Feine Ausbeſſe— 
rung geeignet, neu aufgebaut werden muß, fo wird ber 
Schaden für total geachtet und die etwa übrig gebliebenen 
Materialien werden gegen den Koften für Hinwegraumung 
des Schutts gerechnet; betrifft hingegen ‚der Schaden nur 
einen Zheil des Gebäudes, oder werden zu deffen Wieder 
berftellung nur 3 1%4, 1f3, Af16 u. f. w. jener Baufhften ers 
fordert, welche im Fall eined Neubaues nöthig gewefen wäs 
ren, fo fommt auch nur der beftimmte theilmeife Schaden 
in Anrechnung. Im Fall eines Zmeifeld, ob der Schaden 
höher oder niedriger zu tariren fene, wird bie m. 
angenommen, 

Die ganze protofollarifche Aufnahme muß tänaftens in 
8 Tagen nach geftilltem Brande, oder bey größeren Feuers 
brünften Yangftend in 4 Wochen vollendet feyn, damit die 
gänzliche oder theilweife Entfehädigung auf den Vorſchuß— 
Fond der Anftalt angewiefen und inner 3 Monaten berichtis 
get werden kann. (Art. 31.) 

In der zweyten Hälfte ded Monatd Januar wirb ber 
Ausfhlag und die Jahresrechnung über den Stand 
ber Anftalt durch die Regierungs- und Sntelligenzblätter bes 
Fannt gemacht. Der Ausfchlag enthält die Beſtimmung, 
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wieviel dad Hundert des Gebaͤudeanſchlags beyzutragen has 
be, wonacd jeder Zheilnehmer ben Erlauf feiner Schuldigs 
Feit felbft berechnen Fann, 

Hiebey werden Bruchpfenninge für voll angerechnet, und 
ber fich anmit ergebende Ueberfchuß Fommt dem folgenden 
Jahre zu gut. 

Unmittelbar nad) Befanntmachung des Ausſchlags find 
die Beyträge einzufordern, deren Einnahme in Städten 
durch die Magiftrate und auf dem platten Lande durch die 
Ortsvorſteher vollzogen wird. Die Zeit, binnen welcher die 
Beytraͤge beyfammen feyn müßen, wird jedesmal befonderd 
beftimmt. In außerordentlicdyen und dringenden Fällen Fann 
auch (auf befondere und öffentliche Bewilligung des Minifteriums 
ded Innern) ein vorläufiger Zwiſchenausſchlag unter dem 
Sabre ftatt finden, (Art. 32.) 

Die Beytragsgelder werden durch die Einnehmer an bie, 
Polizeybehoͤrden und in mediatifirten Gebieten an die Unters 
gerichte abgeliefert, 

Für alle Einnahmspoften muͤßen Duittungen aus 
geftellt und für alle Ausgabspoſten Quittungen eingezogen 
werden, 

Die Art der. Berwendung de Gelder zu dem ausfchließs 
lichen Zwecke der Brandverficherung wird durch höhere Ans 
weifungen beflimmt, von welchen auf feinen, Gall eigenmächs 
tig abgegangen werden darf. 

Die zum Vorfhußfond beftimmten Kaffen follen in 

Städten unter. der. Mitfperre zweyer MagiftratSperfonen, 
auf dem Lande hingegen unter der Mitfperre des Ortsvors 
ftande und des mit. dem höchften Kapital anliegenden Theil: 
nehmerd an dem, Gerichtsfiße aufgeftellt feyn; auch haben 
Einnahmen, wie Ausgaben, nur in, Beyſeyn diefer Perfonen 
zu gefchehen. (Art. 35.) 
Das für die Unftalt bey dem Minifterium des Innern 
beftehende. Rehnungsbäreau nimmt, mit Einfluß der 
Regiekoſten, einen jaͤhrlichen Aufwand von 4000 fl. in Anz 
ſpruch. (Art. 34.) * 
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Für das Rechnungs: und Kanzfeyperfonal bey den Ge; 
neralfommiffariaten find jährlihe Belohnungen vorbe 
halten, welche jedoch in einem Kreis die Summe von 125 fl. 
nicht überfteigen dürfen, Die Gratififationen an Um 
terbehörden und Einnehmer follen nicht über 2 Pfenninge 
von jedem zur Anfialt eingebrachten Beytragsaulden aus: 
machen; fie werden dem allgemeinen jährlichen Ausfchlag 
beygerechnet und unter das. Umtsperfonal zu 1/3, unter die 
Ortseinnehmer aber zu 2/5 pertheilt. Eine weitere Anforde 
rung oder Ueberfchreitung der Beytragdausfchläge wird an 
den Einnehmern, neben der Pflicht des Nüderfaged, mit eis 
ner Geldbuße vom doppelten bis zum dreyfachen Betrage 
geahndet, 


Außer den erwähnten Befoldungen,! Belohnungen und 
Gratififationen werden von der Anftalt auch diejenigen aufs 
ferordentlichen Koften übernommen, welche auf ihre DVertres 
tung vor Gericht fich erlaufen. (Art. 35.) 

Ale in das Brandverſicherungsweſen einfchlagenden Ge— 
genftände und Gefchäfte, feyen fie gerichtliche oder außers 
gerichtliche, werden ftempelz-, tax- und fportelfrey 

behandelt, und jede Verlegung diefer Freyheit fieht als 
©. ortelegzeß zu beftrafen. 

Für die Werfleute, welche der Schäkung beygezogen 
werden, find die tapordnungsmäßigen Gebühren zu verredy 
nen und ſolche fallen der Anftalt zur Laſt, wenn es ſich 
nicht um eine Unterfuchung handelt, hen welcher der ſchul— 
dige Theil die Koften und Zaren zu tragen hat, oder yes 
nigſtens mit Billigfeit nicht. verweigern kann. | 

Dem amtlichen Perfonal werden für das Unterfus 
chungs- und Schäßungsgefchäft, welches ohnedies in beffen 
ordentlichen Wirkungskreis einfchlagt, Feine Diäten paß 
firt; eben fo verfteht es. fih von felbft, daß die Erefutions; 
gebühren demjenigen angerechnet werden, welcher die Exeku— 
tion verfchuldet hat. (Art. 36.) | 

Die Paquete in Brandverfiherungsfachen find, gleich 


⸗ 


Brandaſſekuranz. | 443 


allen landes herrlichen Paqueten, durch die Amtsboten un— 
entgeltlich zu beſorgen. (Art. 37.) 

Ale Streitgegenſtaͤnde, welche die Brandverſiche— 
rung betreffen, ſollen in der Regel; als wahre Polizey- und 
Verwaltungsgegenſtaͤnde, nur auf polizeylichem und admini—⸗ 
ſtrativem Wege behandelt, m thin nicht in den Rechtsgang 
gezogen werden. Diefe Regel fommt namentlich bey erg 
den Fragen in Anwendung: 


a) ber verweigerten Ein oder Austritt; 

b) über verweigerte, verzögerte oder unrichtig ausgeftellte 
Aufnahmgszeugniffe ; 

ce) über zu hohen oder, zu niedrigen Anſchlag der Gebaͤude; 

d) uͤber verweigerte, verzoͤgerte oder verkuͤrzte Entſchaͤdi⸗ 
gung; | | 

e) über Unrichtigfeiten in Schäkung der Brandfchäden ; 

f) über zu viel geforderte oder erhobene Beyträge und ans 
dere Leiſtungen; 

g) über einfaches Berfchulden bey Ausgebrochenen Feuers: 

bruͤnſten; und 

h) über erfannte oder noch zu erfennende Strafen, (Art. 38.) 


In allen foeben erwähnten Gegenftänden wird von den 
Polizeydireftionen und Kommiffariaten, fo wie von den 
Land» und Mediatgerichten nach gewöhnlichen polizeglichen 
und adminiftrativen Verfahren Befcheid ertheilt, foferne nicht 
diefe Unterbehorden felbft als betheiligt und beflagt erfcheis 
nen, wo fodann flatt ihrer durch das Generalkreiskommiſſa⸗ 
riat ein benachbartes Untergericht als erfte Inſtanz zu ſub⸗ 
flituiren if. Befchwerden gegen Verfügungen der General 
Kreisfommiffariate eignen fich, fofern fie nicht fireitiger Na— 
tur find, vorerft zur Unterfuhung und Erledigung durch das 
Minifterium des Innern. 


In Gegenftänden ftreitiger Natur kommt es darauf 
| an, ob ber Betrag die Summe von 400 fl. erreiche oder 
nicht? Im erftern Fall Fann von den Verfügungen des Ge- 
neralfrsisfommiffariats an den Staatsrath refurrirt wer 
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den, wogegen es im letzteren Falle bey der Entſcheidung des 
Generalkommiſſariats fein Verbleiben hat. 

Die Berufungsfrift, fomohl von der erften zur 
zweyten Sinftanz, als zum Rekurs an den Ötaatsrath, bes 
ſteht in 30 Tagen. (Art. 39.) 

Zur gerichtlichen Verhandlung eignen ſich: 

a) Streitigfeiten aus befonderen in Bezug auf die Brands 
‚verficherung gefchloffenen Verträgen zwifchen Vermiethern 
und Mierhöleuten u. dgl., auf Anrufen der Partheyen. 

b) Streitigkeiten zwifchen Miteigenthümern, oder zwifchen 
Glaͤubigern und Schuldnern, über die Einverleibung eis 
nes Gebäudes in die Anftalt und über deffen Anfchlag, 
‚ebenfalls auf Anrufen der Partheyen im: ordentlichen 
Wege. 

c) Erkenntniffe über grobes Verſchulden oder Bosheit 
bey Feuersbrünften, über den Grad ber Zurechnung, 
über die Beftrafung der Schuldigen, über den ganzen 
und theilweifen Verluſt ded Entfchadigungsremts und 
über den zu leiftenden Erſatz, in welchen Fällen die 
kompetente Gerichtsbehörde nach erfolgter Mittheilung 
der Akten abfeite des Generalkreiskommiſſariats von 
Amtswegen zu verfahren hat. 

d) Erkenntniſſe und Verfügungen über die Forderung der 
Brandverficherungsanftalt bey Konfurfen, mobey die 

\ Land» und Untergerichte von Amtswegen, die Stadtges 

richte aber auf Requifition der Polizeybehoͤrde einfchreis 

ten. (Urt, 40.) 

‘ Die Brandverficherungsanftalt genießt in Hinficht ihrer 
Vertretung vor Gericht die nämlichen Rechte und Freyheis 
ten, welche den milden Stiftungen eingerdumt find, auch 
wird fie, wie diefe, von den Kronfiskalen vertreten. 
(Art. 41.) 


Brandverfiherungdordnung v. 23. Zan. 1814. Art. 1— 26. 
30— 41. Regbl. ©. 155 — 165. 


Auf die Anfrage, ob es nach der beftehenden allgemeis 
nen u zuläßig fege, nur die ver: 
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brennlichen Theile der Gebaͤude, mit Ausſchluß des 

Mauerwerks, zu aſſecuriren, iſt von höoͤchſter Stelle erklaͤrt 

worden: | | 
daß, wenn auch in der Brandverficherungsordnung der 
Fall einer Affefuration der Gebäude im Ganzen al 
Negel unterftellt feye, hiedurch gleichwohl die Aſſekuranz 
von Gebäuden mit Ausnahme des Mauerwerks nicht 
ausgefchloffen werde, vielmehr eine folche modificirte 
Verficherung den Intereſſenten völlig frey ſtehe. Hiebey 
fey e8 jedoch erforderlich, daß fich die Intereſſenten über 
diefen Vorbehalt beftimmt und ausdrädlich zu verneh⸗ 
men geben, indem fonft eine uneingefchranfte Aſſekuranz 
im Ganzen prafumirt werden müßte: 


Belanntm. die Verfiherung der — mit — deB 
Mauerwerks betreff. v. 14. San. 1815. Regbl. ©. 

Die Beftimmung des Artifeld 17. der allgemeinen Brands 
verfiherungsordnung, daß die Affefuranz auch denjenigen 
Gebäuden zu gut kommen folle, in welchen es Zwar nicht 
gebrannt hat, welche aber bey Gelegenheit eines in einem 
anderen Gebäude ausgebrochenen Brandes mehr oder wenis 
ger befchadigt oder zu Hemmung des Feuerd ganz oder theils 
weiſe niedergeriffen werden mußten, gilt der Natur der Sas 
he nach nur don Herficherten Gebäuden, und bie Bes 
figer nicht Affefurirter Hälifer haben diefen Falles Feine Ents 
ſchaͤdigung aus der Anftalt zu gewarten. 


Befanntm. d. Entfhädigung für demolirte Gebäude ben ——— 
brünften betreff. v. 20. April 1815. Regbl. ©. 3 


Wenn in Rriegsgeiten durch Fommandirende Gene 
rale und Offiziere der Armee, oder auch durch Komman⸗ 
danten einjelner Negimenter, Bataillone, Kompagnien und 
Abtheilungen jeder Maffengattung das Abbrennen don Ges 
bäuden zu einem Kriegszwede angeordnet wird; fo iſt die 
Entfhadigüng der Eigenthümer ald eine allgemeine Lan⸗ 
deslaft zu betrachten, infofern ihnen Fein Erfaß aus der 
Brandverficherungstaffe zu Theil wird. | 


416 Brandaſſekuranzbeyträge. 


V. über die ——— der N — 22. Jul. 1819. 
. 4 (6.) Geſ.Bl. ©. 2 
Die Koften der Zeugniß-Ausfertigung über den 
Beptritt zur Brandverficherungsanftalt werden aus den Affe 
kuranzfond beftritten, | 
V. v. 3. Febr. 1816. in Geret’3 Samml. B. VI. ©. 307. 


Alle zu einem Gutsfompleg gehörigen Gebäude, auf 
welche der Kreditverein ein Darlehen bemilligen.folle, 
muͤßen der Brandverficherungsanftalt einverleibt feyn. 


Satzungen für den Kreditverein v. 25, April 1826, $. 53. (4.) 
| Geſ. Bl. 445. 


130) Brandaffekuranzbeytraͤge. 


Da die Brandverſicherungsbeytraͤge ihrer Natur nach 
in der Regel von den Eigenthuͤmern des Hauſes geleiſtet 
werden muͤßen; ſo haben auch die aktiven Staatsdiener 
mit freyer Wohnung nicht aus eigenen Mitteln zu der An⸗ 
ftalt zu konkurriren. 


V. v. 18. März 1814. in Geret's Samml. 8. 1V. ©. 202. 


Wenn von einer Fonigl. Behörde Brandaffefuranzgelder, 
welche als Beyträge ab den koͤnigl. Nerarialgebäuden 
zu entrichten find, durch den Poftwagen verfendet werden, 
fo ıft auf dem Paquet nicht blos die Bemerkung „koͤnigl. 
Dienftface”, fondern auch noch der ausdrädliche Bey: 
faß „Brandaffefuranz von Fonigl, Yerarialges 
baͤuden“ zu machen, um die Sendung portofrey gehen zu 
laffen. 

Ein Beamter, weldjer ſolche Gelder verſendet und den 
eben erwaͤhnten Beyſatz unterlaͤßt, ſoll das Porto aus eiges 
nen Mitteln zu bezahlen haben und eben ſo iſt jede Behoͤrde 
ſtreng dafuͤr verantwortlich, daß dieſer Beyſatz bey keiner 
Sendung von anderen Aſſekuranzgeldern gebraucht werde. 

V. v. 1. Sept. 1818. in Geret's Samml. B. VIII. S. 670. 
Die 
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Die jährlichen Beytragsquoten von Staatsgebaͤu— 
den bat jedes Rentamt nach dem betreffenden Affefuranzfas 
gital und nad) dem Durchſchnittsmaße der im allgemeinen 
ntelligenzblatt ausgefchriebenen Beytragsregulirung vorlaus 
fig zu berechnen, und alljährlich in feinem Bauetat unter 
den ftändigen Poften vorzutragen, wonad die Erholung eis 
ner befonderen Genehmigung weafällt, 

V. v. 10. Zun. 1822. in Geret's Samml. B. XI. ©. 1323. 


Bey Schaßungen der Staatdgebäude zum Behuf 
ber Brandaffefuranz folle nur der Werth des — 
in Betracht gezogen werden. 


DB. die Brandaſſekuranzkapitalien von Staatsgebäuden betreff. 
v. 12. Juli 1824. in Geret's Samml. B. XIII. ©. 1445. 


131) Brandkollekten. 


Fuͤr Brandkollekten muß in den dazu geeigneten (auſſer⸗ 
ordentlichen) Faͤllen die allerhoͤchſte Erlaubniß * wer⸗ 
den. 


V. den “run der oberften ie BAIFON: 
7. Dez. 1825. $. 59. Regbl. ©. 


152) Brandſchaden. 


Die Beſchlußnahme uͤber Einleitung des gerihtth 
ben Berfahrens wegen grober Fahrläßigfeit in Brand; 
fällen gehört zu der Kompetenz ber General:, Kreids und 
Lokalkommiſſariate. 

V. die Kompetenz der General-, Kreis- und Lokalkommiſſariate 
betreff. v. 6. Aug. 1815. Art, 3. (7.) Regbl. ©. 693. 
| Die Strafverhaidlung wegen verurfachter Brandfchäden 
fteht, felbft bey geringer Sahrläßigkeit, ausfchließend den 
Gerichten zu. 

Die Berbindlichfeit zum gänzlichen oder theihweifen Er: 
faß der Schäden und Köften, welche der Brandverficherungss 
anftalt zugefügt worden find, und ı Berluft der cigenen 
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Entfchädigungsforderung an diefe Anftalt, tritt nur bey ob: 
waltender Boßheit oder grober Schuld ein. 

In folchen Fallen erkennen die Gerichte gleichzeitig 
über den Punft des Erfaked und des Verluſtes der Entſchaͤ⸗ 
digungsforderung. 


Bekanntm. das Verfahren bey Feuersbrünſten ur‘ Sahrläßigfeit 
betreff. v. 13. Zuni 1817. Regbl. ©. 6 
Bey Befihtigung der Brandfehäden erhält ein Land» 
gerichtsaffeffor oder Verweſer 3 Gulden und der zugezogene 
Aktuar 2 Gulden Tagsgebuͤhr. 


V. v. 6. März 1816 in Geret's Samml. B. VI. S. 310. 


133) Brandſtaͤtt e. 


Die Brandſtaͤtten ſind vor der Wiedererbauung jedes— 
mal von Amtswegen und unentgeltlich zu beſichtigen, 
ob ihnen keine vortheilhaftere und minder feuergefaͤhrliche 
Stellung zu geben ſeye? Die hieruͤber in groͤßeren Orten ſich 
erhebenden Anſtaͤnde, Bedenken und Widerſpruͤche ſind ſo— 
dann, unter Anſchluß eines Bauriſſes, an die vorgeſetzte 
Stelle um Entſcheidung oder Beſtaͤtigung einzuberichten. 


B. v. 30. März 1791. Gen, Samml. v. J. 1797. ©. 235. 
134) BGrandſtiftung. 


Wenn ſich aus den Unterſuchungsakten über einen Brands 
fhaden eine, jedoh nur einfache, Schuld eines Theil 
nehmerd oder auch eines Dritten ergiebt; fo haben die Ges 
neralfreistommiffariate eine polizeyliche Ahndung gegen die 
Schuldigen in der geeigneten Art zu veranlaſſen; erfcheint 
aber die Schuld von grober Art, fo iſt diefer Punkt bey 
den Generalfreisfommiffariaten in Follegiale Berathung zu 
nehmen, und ein motivirter Befchluß über die Frage abzus 
faffen, ob und wie weit der Fall fo geeignet feye, daß er 
nach den Artikeln 18 und 40 der Brandverficherungsordnung 
in gerichtliche Verhandlung einzuleiten feyn dürfte? Dies 
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fer Beſchluß iſt mit fammtlichen Aften an dad Minifterium 
einzubefördern, welches ſonach weiter zu erwägen hat, ob 
das gerichtliche Verfahren ſowohl in Hinficht auf die Strafe, 
als aud) wegen Rüdvergütung und Erſatz ftatt finden folle, 
oder ob die Schuld, ald von geringerem Grade, mit 
Berziht auf Ruͤckverguͤtung und Erſatz, blos polizeylich zu 
ahnden ſeye? 

In letzterem Falle bleibt die nähere Verfügung den Ges 

neralfreisfommiffarıaten überlaffen, wogegen in erfterem 
Falle die Alten an das einfchlägige Apyellationsgericht zur 
gerichtlichen Einleitung abgegeben werden müßen. 

Finden fich Anzeigen einer verbreherifchen Brand» 
ftiftung vor, fo find die Aften von den Generalfreistommißs 
fariaten fogleich an die geeigneten Appellationsgerichte, zu 
verfenden, wobey jedoch vorderfamft geforgt werden muß, 
daß die Entfchädigungen für die verunglüdten fchuldlofen 
Theilnehmer, unabhängig von dem einzuleitenden Kriminals 
prozeß, ratifizirt und .angewiefen. werden, Dem hierüber 
ebenfalld an dad Minifterium ded Innern zu erftattenden 
Bericht ift eine Furze Species facti zur Notiz beyzulegen. 

Da übrigens in Gemäßheit ded Artifeld 18. der Brand» 
verfiherungsordnung die Entfhädigung auc dann geleiftet 
werden muß, wenn auf dem befchädigten Gebäude eines 
fdyuldhaften Theilnehmers eine Hypothek haftet, fo ift 
hievon in den Berichten ausdrüdliche Meldung zu thun. 

Die Generalkommiſſariate haben fich über diefen Punkt 
durch gerichtliche Zeugniffe offiziel zu unterrichten; auch find 
für den Fall, wo im Namen der Anftalt ein Ruͤckverguͤ⸗ 
tungs + oder Erfaßanfpruch geltend zu machen wäre, amtli» 
che Attefte über die Bermögensumftände der betreffenden Pers 
fonen erforderlich). 

Snftruft. d. Sefhäftsführung in — der Brandverſicherungs⸗ 
Anſtalt betreff. v. 23. Jan. 1811. $. 9. Regbl. ©. 177. 179. 
Wenn ein Brandungläd Gegenftand einer formlichen 

Kriminalunterfuchung geworden ift, find die Beſicht i⸗ 
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gungskoſten der Gerichtds und Poligeybehörden unter die 
Kriminalfoften aufzunehmen. | 


Erf. die Verrechnung ber Brandbefictigungtfogen betreff. v. 5. 
Nov, 1828. in Geret's Samml. B. XV. ©, 50. 


135) Branntweim 


Der Minutoverfchleiß ded Branntweind ift nur 
denjenigen, welche diefe Konceflion ſchon dermalen befißen, 
fodann den berechtigten Branntweindrennern und den eine 
offene Wirthfchaft führenden Gewerben geftattet; auch find 
Perfonen, welche die Branntiveinerzeugung ald freyed Ge 
werbe betreiben, auf den Abſatz im Großen befchranft, wo: 
nach fie nicht unter einem Achtelseymer verkaufen duͤr⸗ 
fen. 

Inſtrukt, die Grundbeſtimmungen für daß Winsen betreff. 
v, 28, Dez. 1825, $. 21. (4.) Regbl. v. 1826. ©. 112. 

Bey dem Antritt eined Branntweingewerbed fol zwar 
unterfucht werden, ob der antretende Gewerbömann die bier 
zu erforderlichen. Kenntniffe beſitze; Bingegen die formelle 
Befähigung, welche nad) den Zunftordnungen bey. einem 
Bräuer erfordert wird, ift auf die Branntweinbrenner nicht 
auszudehnen. 


V. v. 11. Febr. 1807. Regbl. ©. 297. _ 


Der Eingangszoll vom Branntwein und von allen 
belegten Waͤſſern ift 10 fl. pr. Gentner, wogegen die Aus 
fuhr frey gegeben ift. 

Tarif, den Ein» und on betreff. v. 12. Nov. 1828, 


136) Branntweinauffhlag. 
ſ. Aufſchlagsgefälle. Malzaufſchlag. 


MRoͤcſſichtlich des aus Getreidemalz erzeugten Brannt—⸗ 
weins bleibt es bey der fruͤheren Verordnung, wonach von 
jedem Metzen eingeſprengten Malzes 37 1/2 Fr. als Auf 
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ſchlag zu entrichten find. Branntweinbrenner, welche nur 
den Abfall von Brauereyen und Feine anderen Ingredienzien 
gebrauchen, haben neben dem verordnungsmäßigen Beytrag 
en bie Bräuer Feinen befonderen Auffchlag zu entrichten; 
wenn fie aber außer dem verauffchlagten Malz noch andere 
- Stoffe, von was immer für einer Art, gebrauchen, fo ift 
von jedem Brand nach dem Fubifhen Inhalt des Keſ— 
feld pr. Eymer 15 fr. oder pr. Maß ein ul: zu be 
zahlen, 


Damit die Perception dieſes daran rich» 
tig gefchehe, hat Jeder, welcher fich mit einer Branntweins 
brennerey abgiebt, von dem Unterauffchläger eine Polette 
auf fo viele Brände, ald er in einer Woche zu machen ges 
denkt, abzulangen, und diefe Zahl der Brände darf in der 
bezeichneten Woche nicht Üüberfchritten werden. Am Schluß 
eines jeden Monats find die Poletten mit dem Geldbetrag 
an den Unterauffchläger zurüd zu flellen, welcher fie ſogleich 
an das Dberauffchlagamt einfendet, und am Quartalfhluß _ 
Rechnung darüber ablegt. 


Der Unterauffchläger ift befugt und verpflichtet, 
dfters nachzufehen, ob die angegebene Zahl der Brande in 
ber Woche und im Ganzen nicht überfchritten worden feye, 
weswegen er auch bey den Branntweinbehältniffen die Bes 
fichtigung vorzunehmen und das Nefultat davon mit ben 
Brandangaben zu vergleichen hat. 


Wenn eine Branntweinbrennerey Tangere Zeit ruht, 
fo hat der Auffchläger den Keffel fammt dem Helme oder 
Hut zu verfchnären und zu verfiegeln; auch folle der Kef 
fel von Zeit zu Zeit mit Waffer abgeeicht werden, um 
einer Verwechslung deffelben vorzubeugen, 

Die verfihiedenen Arten von Rofoaliv, Liqueur und ans 
deren feinen Wäffern, weldye im Inland erzeugt werden, 
baben ohne Unterfchied, ob fie bloß durch Rektifikation des 
Branntweind, oder durch Deftillirung “erzeugt feyen, feis | 
nen höheren Auffhlag zu — 
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Die Konceffionssund Lizenzgelder rebuciren fich auf 
drey Klaffen, wonach die gerinafte 3 Gulden, die mittlere 
4 fl. 50 fr. und die höchfte 6 fl. zu bezahlen hat. 

Auf die Defraudation biefed Gefälled find folgende 
Strafen gefekt: 

a) Brauer oder Branntweinbrenner, welche außer dem 
Abfall der Brauereyen auch noch andere Stoffe gebraus 
chen, und hierüber nicht die wöchentlichen Poletten für 
eine beftimmte Zahl der Brände bey dem Unterauffchlas 
ger vorläufig erholen, bezahlen zur Strafe den zwans 
zigfachen Auffchlag, wobey angenommen wird, als 
hätten fie jeden Wochentag gebrannt ; 

b) eben diefe Strafe trifft alle diejenigen, welche fich mit 
der Branntweinbreirierey abgeben und ohne Erholung 
der Wochenpolette brennen; 

e) für jeden Brand Äber den Inhalt der Polette, ift 
gleichfalls der zwanzigfache Betrag des — treffenden 
Aufſchlags zu entrichten; 

d) dieſe Strafen beziehen ſich jedoch nur auf den erſten 
Fall; im zweyten Betretungsfalle werden fie verdoppelt, 
und zum drittenmal wird, neben der Konfisfation des 
Keffels, die Erlaubniß zum Branntweindrennen gänzs 
lich eingezogen; 

e) unbemittelte Perfonen find mit verhaͤltnißmaͤßiger Ge⸗ 
faͤngnißſtrafe zu belegen; 

5) alle ſonſtigen Straffaͤlle werden dem in Malzaufſchlags⸗ 
ſachen ergangenen Mandat analog behandelt. 

Von den Aufſchlagsſſtrafen erhält der Anbringer die 
Haͤlfte, und die andere Haͤlfte wird in der Aufſchlagsrech— 
nung vereinnahmt. | 

Wenn Unterauffchlager folchen Defraudationen wiffent- 
lich nachfehen, oder mit deren Anzeige zurücdhalten, fo ba 
. ben fie, außer ihrer Dienftentfeßung, die namliche Stra 
fe zu bezahlen, in welche der ran ſelbſt verfällt 
wird. - 


V. den Branntweinauffſchlag betreff. v. 26. Jan. isos. Regbl. 
©. 425. 4350. . 
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Der regulatiomäßige Auffchlag beym Branntwein wird 
nur von dem äuterungsteffel nad) deffen kubiſchem 
Inhalt erhoben. 


V. v. 14. Jun. 1808. in Geret's Samml. B. II. S. 30. 


137) Brauereyen. 


ſ. Bierbrauereyen. 


Die Ertheilung von Braukonceſſionen iſt der unmittels 
baren Iandesherrlichen Genehmigung vorbehalten, und die 
Kreisbehörden find blos befugt, derley Gefuche zu infiruis 
ren und mit gutächtlichem Berichte vorzulegen. 


DB. die Braufonceffionen betreff. v. 4. May 1811. Regbl. 
©. 59. | 


Wenn Braugerechtigfeiten in einem und dem nämlichen 
Gemeindebezirf transferirt werden wollen, fo haben die 
Generalfreisfommiffariate über ſolche Gefuche in erfter ns 
ſtanz zu erfennen; eben dieſes ift bey ee erle⸗ 
digter Brauereyen der Fall. 


V. v. 10. May 1812. in Döllingers Repert. B. V. S. 45. 


Die innere Einrichtung der Braͤuhaͤuſer, die Größe der 
Bierfude, und der ganze Betrieb ded Sudweſens ift der 
freyen Anordnung ‚ Einfiht und Kondenienz der Bier⸗ 
bräuer überlaffen. 


V. die allgemeine Gleichftellung des Be Branntwein» und 
Malzaufſchlages betreff. v. —8 Sul, 1807. $, 28, Regbl. 
3. 


Jedem Bierbräuer flieht es frey, neben feiner orbentli; 
hen Braupfanne noch eine zweyte zu errichten. 


V. v. 17. Nov. 1806. Gen. Samml. v. 5. 1809, ©. 87. 


Die Lofalpolizegbehörden Tonnen das. Bierfieden vor 
Michaelis bey einem fich ergebenden Mangel geftatten, 
fofern die Temperatur der Witterung für die Erzeugung eis 
ned gefunden Bieres gänflig if. 
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V. das frühere Biereinfleden betreff. v. 1. Sept. 1807. Regbl. 
©. 1459, 


Für die Bewilligung, neues Braunbier vor der gewoͤhn⸗ 
lichen Zeit zu brauen und auszufchenfen, wird Feine Taxe 
bezahlt. 
V. dv. 19. Gan. 1810. Regbl. ©, 55. 


Solange noch ein Vorrath an Schenfbier vorhanden 
ift, fol das Ausfchenten und der Verkauf des Märzens 
bierg nicht geftattet werden. 

Wenn Schenfbier neben dem Märzenbier ‚ oder erfteres 
um den Satz bed letzteren abgegeben wird; ſo tritt die Kon— 
fiskation des Schenkbiers und eine ſonſt geeignete Beſtrafung 
ein. 

V. die Kellerviſi di ar den ——— betreff. v. 7. Aug. 
7. Regbl. ©. 

Den Stan * esherrn und ihren Behoͤrden ſteht die 
Verleihung von Braugerechtigkeiten nicht zu. 

Ed. die ſtaatsre tlichen Verhältniſſe der Mediatiſirten betreff. v. 
26. May 1818. $. 26. Geſ. Bl. ©. 199. 

Die Inhaber oder Pächter von Bräuhäufern haben eis 
nen gefeglichen Zitel zur Erwerbung einer Hypothek für ihre 
Biers und Branntweinforberungen. 

Hypothekengeſeß v. 1. Zuni 1822. $. 12. (10.) Gef.Bl. ©. 24. 


Im Konfurfe werden derley Forderungen in die vierte 
# Klaffe geſetzt. 
Prioritätsordn. v. 1. Jun. 1822. $. 23. Geſ. Bl. ©. 116. 


Der Kreditverein giebt auf Bräuhäufer, welche 
als Zugehorung eincd Guts erfcheinen, ein Darlchn bis auf 
bie Halfte des Gutswerths; nur dürfen folche Gewerbe 
bey Beſtellung der faßungemäßtgen Hypothek niemals höher 
 Vnfchlag gebradyt werden, ald der a des 
en Gutksbeſitzthums ausmacht. 


“Sagungen für den — v. 25. Apr. 1826. 6. 2. 3. 
Regbl. S. 417. 
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1383) Braubeamte 


Die Reifediaten bed Dienftperfonald bey den Staats; 
Braubäufern find folgendermaßen regulirt: ' 

a) für den Fonigl. Braubeamten, ein Zaggeld von 5 fl. 
neben Aufrechnung der 'tarifmäßigen Poftgelder, oder 
ein Zagaeld von 6 fl., wenn er fich der bey der draus 
Oekonomie gehaltenen Pferde bedienen kann; 

b) für den Braumeifter, mit Einfluß des Pferdegeldes ; 

täglich 3 fl. 


V. die Reifediäten des Yräupausperfonals en v. 26. März 
41816. in Geret's Samml. B. VI. 310. 


139) Braut. 


Eine Braut hat in Anſehung des Vermoͤgens, welches 
ſie ihrem Braͤutigam als Heyrathgut, oder ſonſt wegen 
der kuͤnftigen Heyrath uͤberlaſſen hat, wenn dieſe nicht zu 
Stande gekommen iſt, die vierte Klaſſe im Konkurſe 
anzuſprechen. 

Prioritätsordn. v. 1. Jun. 1822. $. 23. (3.) Geſ. Bl. ©. 116. 


140) Briefe. 
ſ. Boten. 


Briefe und Paquete, welche Quittungen — 
koͤnnen ohne Anſtand mit der reitenden Poſt unter poſt—⸗ 
amtlicher Refommandation verfendet werden; die Vormer: 
fung der quittirten Summe auf dem Umſchlag wird diefen 
Falles nicht als eine Werthsdeklaration betrachtet; vielmehr 
find dergleichen Briefe blos nach ihrem Gewicht zu taxiren; 
dagegen wird aber auch von Seite des Aerars bey vorkom⸗ 
mendem Berluft derfelden nur die Ubfchreibgebühr und diefe 
hoͤchſtens mit 25 fl. an den Reklamanten erfeßt. 


DB. das Porto für die mit Quittungen befchwerten Briefe und 
Paquete betreff. v. 26. Dez. 1808. Regbl. v. 1809. ©. 43. 
Bekanntm. die Bokmanchtaren betreff. v. 22. Zul. 1808. $. 15 
Regbl. ©. 1586. 
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Ale in Dienſtes angelegenheiten der Poſt aufzugeben⸗ 
den Briefe und Paquete ſollen zur Unterſcheidung mit den 
Buchſtaben „K. D. S.“ bezeichnet werden und ohne dieſe 
Bezeichnung ſind ſie, als Partheyſache, dem Poſtporto un⸗ 
terworfen. 

V. die Briefportofreyheit —E v. DR 1808. $. 7. Regbl. 

Briefe — zur Poſt — — ‚ welche von uns 
befreyten Perfonen in Partheyfakhen an Fonigl, Behörs 
den bey den Poftämtern aufgegeben werden, find zu frams 
firen, und gleich bey der Aufgabe zu bezahlen, damit das 
koͤnigl. Aerar aller Auslagen enthoben werde, deren DVergäs 
tung öfters zweifelhaft ift, oder fonftigen Anftänden unters 
liegen Fann. Diefe Vorſchrift Yeidet bloß bey folchen Perfos 
nen eine Ausnahme, die aus den Armenkaſſen Bezüge 
haben und fich. hierüber durch amtliche Zeugniffe auszuwei⸗ 
ſen vermoͤgen. 


DB. v. 17. Febr, 1809. Regbl. ©. 321. 


‚Briefe, die unter Rekommandation abgeſchickt 
werden, bezahlen für Schein und Einfchreibgebühr 4 kr., 
für ein’ RetoursRecepiffe 12 Fr. Sollte ein unter Refommans 
dation aufgegebener Brief oder Briefpaquet verloren gehen; 
fo werden dem Aufgeber, oder dem Xdreffaten, welcher ein 
ſolches Schreiben mittelft Vorzeigung des Poſtſcheins rekla⸗ 
mirt, 25 fl. Erſatz geleiftet. = 


V. die neue Oriefpertotaie für das Inland betreff. d. 3. Non 
0. $. 11. Regbl. ©. 1204, \ 


144) Briefduplifate 


Die Taxe von einem Briefduplifate wird nur dann 
aus der vollen Kontraftöfumme erhoben, wenn bey Erz 
rihtung bed Kontraftes an dem Kauffchilling noch nichts 
‚bezahlt war, oder wenn am Lage der Protofollirung nichts 
„bezahlt wurde, mithin der ganze Kauffchilling in Friſten, 
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oder durch theilweife Uebernahme von Schulden des Verkaͤu⸗ 
ferd abgetragen wird. 

Wenn hingegen bey Protofollirung eined Vertrages ein 

Theil ded Kaufſchillings gleich baar bezahlt wird, oder, 
wenn fchon zuvor etwas daran abgetragen war, fo entrich-. 
tet der Verkaͤufer die Brieftare nur aus dem übrigen Bes 
trage, für den er Sicherheit nöthig hat, wobey ed fich von 
felbft verfteht, daß Heyrathguͤter, welche verkaufende Eltern 
ihren Kindern am Kauffchilling abgehen laſſen, als Bezabs 
lung zu betrachten feyen. 

Es foll deshalb, wenn nur von Sicherung eined Theils 
ber Kontraftfumme die Rede ift, ſtatt des Worts „Duplis 
Fat’ der Außdrud „Ertraft aus dem Kontraftds 
Protokoll“ gebraucht werden, um andurd in Bezug auf 
die Siegelgefälle den Grund zu bezeichnen, warum die Aus 
fertigung eines eigentlichen Briefduplifats nicht ftatt hatte, 

Sind außer dem Käufer und Verkäufer noch andere Ins 
dividuen bey einem Kontrafte interefiirt und bedürfen diefe 
zur Sicherung ihred Intereſſe eines Briefertrafts; fo wird 
die Taxe für jeden Extrakt nach der die befondere Sicher; 
heit betreffenden Summe erhoben. 

Wenn der Fall eintritt, daß Geſchwiſter an ’eines von 
ihnen das .ererbte, elterlihe Haus, oder Gut verfaufen , 
und ein jedes derfelben fein Heyrathgut einftend bey dem 

Käufer zu fuchen hat, fo befommen die verfaufenden Ges 
fhwifter alle zufammen ein Briefduplifar oder nach Umſtaͤn⸗ 
den einen Sriefertraft; fofern fie es aber vorziehen, daß je 
des aus ihnen über die ihm gebührende Summe einen Ex— 
traft. erhalte, bezahlt auch jeded die Zare dafür nur aus 
dbiefer Summe. Die afeiche Berfahrungsweife ift zu beobs 
achten, wenn verfaufende Eltern das einftige Heyrathgut ih⸗ 
rer Kinder auf den Kaufſchilling anweiſen. 

Zur beſonderen Sicherheit unbedeutender Nebenbeding⸗ 
niffe genügt ebenfalls ein Auszug aus dem Kontraktsprotos 
Fol, für welchen Stempel und Taxe nach dem einjährigen 
Betrage ded ausbedungenen Gegenflandes zu erheben ifl, 
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B. die Zaren von Briefduplifaten und Ertraften betreff. v. 23. 
Nov. 1815, in Geret’3 Summl. 3. III. ©. 21. 


4142) Briefereyen 


Jede Amts s oder Gerichtöbehörde iff verbunden, die ges 
hörig gefertigten Rontraftbriefe vom Zage der Protos 
- Tollirung an längftend. binnen 4 Wochen den Sintereffenten 
zu behändigen, und die im Stempelgefeß $. 16. angeordne⸗ 
ten genauen Defignationen vierteljahrig in Duplo an bie 
betreffende Finanzkammer ey 


Gefes, die zen betreff. . ala 41825. Art. 
IV. (a. b.) Gef. 3. & 

Bey Gegenftänden, welche einen Werth von 100 fl. 
nicht überfleigen, hat Feine Brieferrichtung, fondern nur eis 
ne Protofollareinfchreibung flatt, von der den Parthien Abs 
fehrift ertheilt wird. (F. 6.) 


Das Näamliche gilt von Kauf rs, Tauſch- oder Schens 
Tungsverhandlungen über Vieh und Fahrniß. ($. 7.) 

Für einen Brief wird die Taxe mit 1f2 Tr, von jedem 
Gulden der Kontraftsfumme bezahlt, wenn folde nicht 
mehr, als zweytaufend Gulden beträgt; darüber hin 
aus ift nur 1/4 Fr. anzurechnen. (9. 8) 


Bey Heyrathskontrakten dient dad größere Hey⸗ 


rathgut eines der Verlobten zum Maßftab. ($. 9.) 

Bey Zeitpächten giebt der jährliche Pachtbetrag, 
mif der Anzahl der Pachtjahre multiplizirt, die Kontraftss 
fumme. ($. 10.) 

Bey Erbpaͤchten giebt folche ber Werth des Guts. 
($. 11.) 

Fuͤr Konf enf e, welche der Grundherr den Grundhol: 
den zum Verkauf, oder zur Belaftung eines Guts ertheilt, 
ift nicht die Taxe eines Briefs, ſondern nur die eines At⸗ 
teſts mit 30 kr. zu erheben. ($. 12.) 

Fur Quittungen wird nur die Hälfte des oben $, 
8. beſtimmten Taxes eingehoben, ($. 43.) 


* 


\ 
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Bey Berechnung der Brieftare nach der Kontraftsfumme 
werden die auf dem Gegenftand haftenden, Schulden von 
dem eigentlichen Werth nicht abgezogen. ($. 14.) 

Wenn bey Käufen die Kaufsfumme von den Kontrahen; 
ten geheim gehalten werden will, fo find fie nicht verbuns 
den, folche beftimmt anzugeben; fondern Zar: und Stempel 
wird in diefem Zall nad) dem Betrag der Steuerf ch aͤ⸗ 
Kung angeſetzt. ($. 15.) 

Bey Uebergaben, Verträgen, Vergleichen, Austraͤgen, 
Kaͤufen mit Friſtenzahlungen, Gelderanweiſungen u. ſ. w., 
wo jede Parthey ein Exemplar der brieflichen Urkunde zu 
ihrer Sicherheit zu empfangen hat, ſoll auch jede derſelben 
die Brieftaxe, oder bey Gegenſtaͤnden unter dem Werth 
von 100 fl. die Protokollirungstaxe mit 36 Pr. vom Hundert 
befonderd bezahlen; nur bey Kontraften der Gemeinden, 
und mit Gemeinden, wo ed der Intereſſenten viele giebt, 
ift die Briefs- oder Protofollirungstare nie dfterd ald zweis 
mal zu erholen, und die einzelnen Intereſſenten haben nes 
ben dem Stempel blos die Tare einer gefertigten Abfchrift 
mit 6 fr. vom Blatt zu bezahlen. ($. 16.) 

Ueber alle Verhandlungen um liegende Güter oder dings 
liche Rechte müßen die brieflihen Urkunden, oder bey Ges 
senftänden unter dem Werth von 100 fl. die Protofollar: 
Einfchreibungen obrigfeitlich vollzogen werden, ohne Unter; 
ſchied, ob das Gefek die Errichtung folcher Inſtrumente forz 
dere, oder nicht; außerdem Fann der Untertban nur in dem 
Fall zur Brieferrichtung angehalten werden, wenn folche 
zur "Gültigkeit der Handlung gefeklih vorgefchrieben iſt. 
($. 17.) 

Neben der Brieftare darf für Tagsſatzung, Protofollis 
rung, Fertigung u. fe w. nicht daß. Mindeſte eingefordert 
werden, ($. 18.) 


Proviforifche — v. 8. Okt. 1810. le II. F. 6 — 
. Regbl. ©. 972 — 975 


Einige der vorftiehenden Zarnormen bey SBriefereyen 
find folgendermaßen erläutert worden: 
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a) bey Gantverfäufen findet nie eine doppelte 
Brieftare flatt, indem dad verfaufende Gantgericht fo 
wenig, als die Kreditorſchaft eines Briefduplikats bend⸗ 
thigt iſt; 

'b) eben dieſes gilt bey Verpachtungen der Gantguͤte 
zum Beſten der Gantmaſſe, bey Ankunftsbriefen 
uͤber ererbte oder geſchenkt erhaltene Guͤter und bey 
Schenkungen aller Art; 

c) auch bey Kinds vertraͤgen wird die Brieftaxe nur 
einfach erhoben, weil ein Duplifat oder Eytraft den El; 
tern nicht nothwendig iſt; 

d) wenn Yustragsbriefe befonders gefertigt und nicht 
blos den Uebergabs- und Kaufbriefen einverleibt wers 
den, fo hat die zu tarirende Summe in einem dreyjähs 
rigen Anfchlag des bedungenen jährlichen Austrags zu 
beftehen ; 

e) Leihkaͤufe, ob gering oder bedeutend, werden jededs 
mal zu der tarabeln Kontraftsfumme gefchlagen ; 

f) bey Tauſchkontrakten wird die Zare ab der Half 
te der zufammengeworfenen Öteuerfapitalien der gegen 
einander vertaufchten Objekte berechnet; 

g) bey allen Pahtverträgen auf Lebensdauer wird, 
ohne Rüdficht auf Alter und Gefundheit des Pachters, 
der Adjährige Pachtertrag zum Fundament der Zarber 

rechnung angenommen; 

h) bey Vergleichen, denen eine Klage vorausgegans 

gen ift, gefchieht die Sportulirung nach jenem Norma 
tin, welches für die freitige Gerichtöbarfeit befteht; bey 
anderen Bergleichen aber nad) $. 16, der Taxodrd⸗ 
nung. 

Wenn Tektere ewig dauernde Renten betreffen, fo 
wird der jährliche Betrag derfelben mit 20 zum Kapital 
erhoben, und aus der dadurdy erlangten Summe die 
Taxe berechnet. 

Handelt ed ſich von Nenten, die eine beftimmte 
Anzahl Jahre dauern, fo wird der jährliche Betrag der 
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felben mit der Zahl der Jahre multipliziert, und die 
Zare aus dem Produft genommen; ift aber die Dauer 
der jahre unbeftimmt, 3. B. auf die Lebengzeit eines 
Menſchen, fo dient der Adjährige AUnfchlag derfelben zur 
Zarnorm. nn 

i) Heyrathsbriefe muͤßen jedesmal gedoppelt ausge 
fertiget, fomit auch die Zaren zweyfach erhoben werden, 
gleichviel, ob ein Ruͤckfall bedungen fey, oder nicht; 

k) ift dem Heyrathövertrag ein Kindsvertrag eins 
verleibt, fo wird diefer eben fo fportulirt, als wäre er 
eigend aufgenommen worden; 

1) zu jedem Heyrathögut gehört auh die Musfertis 
gung, deren Geldanſchlag im Kontrakte zu bemerken 
und fonach mit Sportel zu beltgen ift; 

m) bey Heyrathfontraften ift jedoch nur derjenige Theil 
des Heyrathguts oder der Wiederlage tarabel, welcher 
nach Abzug der Schulden rein angeheyrathet oder wies 
derlegt wird, 3. B. wenn Jemand, deffen Anweſen 
20,000 fl. werth ift, einer Perfon fein Vermögen anhey⸗ 
rathet, das nach Abzug der Paffiven nur noch in 6000 fl. 
befieht, fo wird nur von letzterer Summe die Zare ers 
bolt. 

Bey anderen Köntraften, als, Uebergaben, Guts 
theilungen, Erbverträgen, Kaufen u. ſ. w., wo der 
ganze Gutswerth den Gegenftand des Kontraftes bildet, 
muß auch die Zare von der ganzen Summe, ohne Abs 
zug der Schulden, berechnet werden, 

n) Paraphernalien kommen bey Taxirung der Hey⸗ 
rathbriefe in keinen Betracht; 

0) bei Heyrathkontrakten, wo nur der Werth des jaͤhrli⸗ 
chen Ausgedings die groͤßere Wiederlage iſt, wird 
der 3jährige Anſchlag deſſelben als Baſis der Taxirung 
angenommen; 

p) Obligationen, oder gerichtliche Schuldbriefe unter⸗ 
liegen nie einer doppelten Brieftaxe, weil auch eine 
doppelte Ausfertigung derſelben nie ſtatt findet; 
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g) Eeffionen von Kapitalien, Kauffehillingsfriften oder 
fonftige Forderungen, bey welchen der Geffionar in die 
namlichen Rechte unverändert eintritt, die dem Gedenten 
zufiunden, bezahlen blos die Protofollirungstare mit 
36 Pr.; wird aber die Sache durch Ceſſion geändert, 
was ber Fall ift, ‚wenn eine zuvor blos gemeine Fors 
derung durch folche gerichtlich und mit Unterpfändern 
verfichert wird, fo verfteht es fich von felbft, daß aus 
der nun verficherten Summe bie Brieftare bezahlt wers 
den muͤße. s 

Erläuterung der proviforifhen Tarordnung v. 9. Aug. 1816. $. 

1— 21. in Geret's Samml. B. VI. ©, 249 — 255. 

Die bey einem Kontrakt gebrauchten Zeugen erhalten 
für Zehrung und Zeitverfaumniß, fofern fie eine Entfhädis 
gung begehren, auf den halben Tag 15 fr. und auf einen 
ganzen Zag 48 Tr. bezahlt; die Verfaumniß von etlichen 
Stunden kommt nicht in Anfchlag. | 

Zarordn. v. 8. Dftbr. 1810. $. 98, Regbl. ©. 990. 


Den Parthien bleibt ed übrigens unbenommen, ihre 
Zeugen, im Fall fie deren bedürfen, felbft mitzubringen, 
und ſich über deren Entfchädigung abzufinden. 


V. die Zeugengelder bey Briefereyen betreff. v. 27. Jan. 1815. 
Regbl. S. 147. 


143) Briefpapier 
Aus den Büreaugeldern fol Fein feines Briefpapier 
zur Austheilung an die Ungeftellten erfauft werden. 
Erl. die effektiven Büreau-Erigenzen — v. 12. Sept. 1809. 
in Geret's Samml. B. J. ©, 167. 
144) Briefportofreyheit. 


ſ. Poſtportofreyheit. 


4 
Bon der Entrihtung des dem Fonigl. Poflärar gebuͤh— 
renden Sriefporto find frey: 
« a) Ule 


£ 
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a) Alle ausſchließend in Staatsdienſtangelegenheiten von 
unmittelbaren Civilbehoͤrden ausgefertigten Befehle, 
Schriften, und Expeditionen. 

b) Die Dienftlorrefpondenz der Militärftellen und Behörs 
den, fowohl unter fich, ald mit Givilbehörden; auch die 
Dienftforrefpondenz der Landwehrabtheilungen mit dem 
Kreisfommando. 

ec) Die Gorrefpondenz der Hofftäbe und Hofintendanzen 
mit den untergebenen Behörden und Beamten. 

d) Die von mittelbaren Behörden an unmittelbare Civil; 
und Militärbehorden ausſchließend in Staatsdienftanges 
legenheiten gerichteten Berichte und Schreiben; nicht 
minder die Gorrefpondenz über zur Staatskuratel gehoͤ⸗ 
rige Gegenftände. 

e) Die Correfpondenz zwifchen den Magiftraten, den Herrs 
ſchafts⸗ und Patrimonialgerichten, fofern ſolche ausfchlies 
Bend die Dienftaufliht, die Ausübung der Polizeyvers 
waltung, oder Konferiptiondgegenftände betrifft. 

f) Die Correfpondenz der bifchoflichen Drdinariate in all 
gemeinen Kirchenangelegenheiten, mit Augfchluß der 

Disciplinarſtrafſachen und der zum geiftlichen Gericht 
fompetirenden Partheygegenftünde. 

g) Die Correfpondenz der Defanate in Kirchenfachen und 
der Diftriftsfcbulinfpeftionen in ihrem amtlichen Wirs 
kungskreis; endlich 

h) Die Eorrefpondenz der Univerfitätöfenate, in Gegens 
ftanden der Disciplin, ſowohl unter fih, als mit andes 
ren Behörden, jedoch mit Ausfchluß der Berwaltungg:- 
angelegenheiten und des Titerarifchen Verkehrs der Hoch— 
ſchulen. ($. 1.) 

Die Poftportofregheit der bezeichneten Correfpondenzen 
findet aber nur dann ftatt, wenn folde mit dem Amtss 
oder Dienftfiegel gefchloffen find und wenn auf dem Ums 
ſchlag die abfendende Behörde, die Taufende Gefchäftsenums 
mer und die Eigenfchaft der Sendung, als Regierungsfache, 
mit den Buchflaben „R. ©.” a ift, 
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Die Beurtheilung der zuftändigen Befreyung vom NPoſt⸗ 
porto foll nicht den Erpeditionsämtern oder Kanzleyindividus 
en überlaffen werden; vielmehr fol! bey einer äußeren Bes 
hoͤrde der Beamte, oder bey Kollegien der Neferent gehalten 
feyn, den Augfertigungsentwärfen auf eigene Verantwort—⸗ 
Iichfeit beyzufegen, ob foldye Regierungs⸗ oder Partheyfachen 
betreffen. ($. 2.) 

Sodann ift die Poftportofreygheit der Behörden i in Staatds 
dienftangelegenheiten nur auf die Falle befchranft, wenn aufs 
ferdem das Porto den Staatöfaffen zur Laſt fallen würde, 
und jede andere, zu diefer Kathegorie nicht gehürige Corre— 
fpondenz unterliegt der Bezahlung. 

Die Herrfchaftds und Patrimonialgerichte, bie Stadt: 
und Marfismagiftrate u. ſ. w. find verbunden, für jede oben 
unter Lit, e) nicht ausdrädlich bezeichnete Eorrefpondenz das 
Poſtporto zu erlegen. ($. 3.) 

Von der Entrichtung des Poftporto fi nd ferner hinſicht⸗ 
lich der Dienftforrefpondenz mit den DOberbehörden befreyt: 


4) die erponirten Beamten der Civil: und Militärbehörz 
den; 

2) die Oberauffchlagsinfpeftoren und die Unterauffchläger; 

5) die Bauingenieurd und Condukteurs — (auch audges 
dehnt auf die Dienftcorrefpondenz mit den Landgerichten, Rent— 
ämtern, Diftriftöpolizeybebörden, Werk- und Wegmeiftern ib: 
res Bezirkes) 5 

4) die Werks und Wegmeifter, wegen Berichten an ihre 
vorgefeßten ingenieurs und Gondufteurs ; | | 

5) dad aͤußere Forfiperfonal, wegen Berichten an die 
Forftämterz | 

6) die Gendarmeries Stationen, in Ausübung ihrer po⸗ 
lizeylichen und dienſtlichen Verrichtüngen nach jeder Be⸗ 
ziehung; ſodann 

7) die Dienſtſchreiben und Spielliſten der Lottokollekteurs 
an die Generallottoadminiſtration. ($. 4.) 
Die vom Ausland angefommene Correfponden; an 

Fonigl. Militärbehorden ift unter einer Außerlichen Bezeich 
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nung als Dienftfache, wie bisher, auch noch ferner portos 
frey abzugeben; würde fich aber zeigen, daß folche Einläufe 
einen dem Staat: oder üffentlichen Dienfte fremden Gegen; 
ftand betreffen, fo ift den Poftbehorden hierüber Mittheilung 
zu machen, welche fodann zu Wahrung des Poftärard das 
Erforderliche bey den auslandifchen Poſibehorden einzuleiten 
haben. ($. 5.) 


Wenn Ausfertigungen in Privatſachen nicht unmittelbar 
an die ntereffenten gerichtet find, fondern durch Mittelbes 
hörden laufen, und auf diefem Wege an die Intereffenten 
gelangen, muß das Poftporto gleichfalls erhoben werden. 

Berichte und Aufgaben in Privatfachen an die höheren 
Behörden find fogleich bey der Aufgabe, dagegen Nefolutios 
nen und Verfügungen, welche von den höheren Behorden 
an die Unterbehörden abgehen, erft bey der Abgabe zu bes 
zahlen. 


Die Poftämter haben die Aufgaben nicht befreyter Pers 
fonen an öffentliche Stellen nur franfirt anzunehmen. ($. 6.) 


Den Staatsminifterien verbleibt die Befugniß, Senduns 
gen jeder Art an jeden Empfänger mit „Poftfrey’’ zu bes 
zeichnen. ($. 7.) 

Die Staatsdienftöcorrefpondenz foll jederzeit forgfältig 
ausgefchieden werden; es darf daher Feine ftaatsdienftliche 
Fertigung mit Privatfachen in einem und demfelben Um⸗ 
fhlag verpadt werden. ($. 8.) 


Zur Erleichterung der Behörden ift eine monatliche 
Aufzeichnung des fhuldigen Poftporto geftattet, jedoch unter 
der Verbindlichkeit, fpäteftend 8 Tage nach Ablauf eines jes 
den Monats pünktlich mit der Bezahlung einzuhalten. ($. 9.) 


Die an fremde Poften zu erftattenden Auslagen muͤſ—⸗ 
fen dem Poftärar auch für die Correfpondenz in Staatsdienſt⸗ 
angelegenheiten vergütet werden. ($. 10.) 

V. die —— in Amtsſachen betreff. v. 25. Juni 

9. S. 1— 10. Regbl. ©. 522 — 528. 


28* 


436 | . Briefportotare. 


15) BD riefportostare 


f. Poftreifende. 


Die Brieftare wird nad) der Entfernung und nach geos 
graphifchen Meilen in gerader Diftanz erhoben, fo zwar, 
daß auf fechs Meilen, als den erften Zarrajon drey fr. 
auf zwölf Meilen vier kr., auf 18 Meilen fech$ kr., und 
fo nad) Maßgabe der Entfernung von 6 zu 6 Meilen immer 
zwey fr, mehr vom einfachen (das halbe Loth nicht een 
Brief zu bezahlen find, | 

Die Taxe für die mehr als einfachen Briefe fleigt von 
ein halb zu ein halb Loth; die über 8 Loth ſchweren Auf 
gaben werden nur jedem weiteren vollen Loth nach um 

die Hälfte ded einfachen Briefporto hoͤher taxirt. 


Briefe, welche in dem Koͤnigreich Baiern aufgegeben 
werden, und in demſelben bleiben, koͤnnen ſowohl ganz uns 
bezahlt ablaufen, ald auch bey der Aufgabe bis an ihren 
Beftimmungsort frankirt werden. 


Beldfendungen und Gegenſtaͤnde von Werth eignen 
ſich nicht für die Briefpoft und es wird im Fall des Berlws 
ſtes Fein Erfaß dafür geleiftet. | 

Druckſchriften, die nicht eingebunden find, das Ges 
wicht von einem Pfund nicht überfteigen, und unter einem 
Kreuzband verfendet werden, darf die Briefpoft annehmen; 
folche bezahlen die Hälfte der Taxe ded einfachen Briefs 
und für dad weitere Gewicht nur den vierten Theil des auf 
ihr Gewicht fallenden Briefporto, mit Suppfirung eines vol 
“ Ien Kreuzerd, wo ein Bruch fich ergibt. Dergleichen Sen 
dungen mäßen jedoch bey der Aufgabe fletd franfirt werden. 

MWaarenmufter, welche einfachen Briefen auf eine 
erfennbare Art beygefchloffen find, haben die Zare des ein 
fachen Briefed und für das weitere Gewicht die Zare der 
Drudfchriften zu bezahlen. 


En die en einer neuen Briefportotare — v. 3. 
ov. en .2— 4. 8—10. Resbl. S. 1202 — 1204. 
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Fuͤr zuruͤckgehende Briefe, welche bey der Abſen⸗ 
dung franfirt worden find, wird Fein Netourporto, und für 
folhe unfranfirt abgelaufenen Briefe: nur dad einf ach e 
Porto erhoben. 

Erlaß, dad Retourbriefporto betreff. v.9. May 1812. Regbl. 
S. 887. 


4146) Briefpofk 
f. Poſt reitende. 


147) Brieftraäger. 


Der fogenannte Briefkreuzer für dad Austragen ber 
unfranfirt oder franfirt einlaufenden Briefe ift an allen Ors 
ten aufgehoben, wo DOberpoftämter, Poftämter, oder Poſt⸗ 
verwaltungen beſtehen; bey einzelnen Erpeditionen ift er nur 
dann noch zu bezahlen, wenn ſich diefe durch eine eigene 
Berordnung darüber ausweifen Fonnen. 


Erlaß, die Einführung einer neuen Briefportotare betreff. v. 3. 
Nov. 1810. $. 12. Regbl. ©. 1204 


148) Bro De. 
f. Bäder. 


149) Brodtarg 
f. Mehl. 


150) Brubpfenninge 


Um die Unbequemlichfeiten zu befeitigen, welche für die 
Herftellung der Hauptfinanzredinung des Reiches dadurch ents 
fliehen, daß in den Rechnungen einiger Finanzbranchen 
Bruchpfenninge vorgetragen find, ift den Rentaͤmtern be 
fohlen worden, Fünftig in ihrer Hauptrechnung durch alle 
Rubriken der Einnahme und Ausgabe, Todann in den Ab⸗ 
rechnungen und in den Summen der Einnahms s und. Aus; 
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gabsverzeichniffe immer nur ganze Pfenninge einzufeßen, 
und zwar dergeftalt, daß halbe Pfenninge und Fleinere Brös 
he weggelaffen, größere DEU aber auf einen Viertels— 
kreuzer erhöht werden, 


DB, die Vermeidung der Bruchpfenninge in den Rehmunge 
betreff. y. 10, Se ee —— s Samml. B. V 
13 


11) Bruderſchaften. 


Die Beſchraͤnkung und Aufhebung der Bruders 
fhaften ift dem Minifterium des Innern, und zwar der ben, 
felben zugetheilten oberfien Stelle für Kirchen und Schul; 
angelegenheiten vorbehalten, 


V. den Wirkungskreis der oberften rer Altern betreff. v. 
47. Dez. 1825. $. 34. (a.) Regbl. © 


152) Brüdem 
f. Straßen- und Waſſerbquweſen. 

Die polizeyliche Aufſicht auf Bruͤcken und Wege, 
welche die Verbindung einzelner Gemeinden miteinander un⸗ 
terhalten, ſteht den Lokalpolizeybehoͤrden zum 

Ed. ‚über die Be er v. Jul, 1808. $. 35. 

Die Gemeindevorftcher follen die Wege, Stege und 
Brüden auf ihrer Marfung jährlih zweimal, im Früh 
jahr und Herbft, unterfuhen und zugleid die Reparation 
derfelben verfügen, 

Inſtrukt. die Gemeindevorfteher betreff. v. 24. Sept, 1808. s. 
78, Regbl. ©. 2451, 

Die Gemeinden find fehuldig, zur Herftellung und Aus 
befferung ber Brüden, deren Bau ihnen obliegt, Frohnen 
oder Gemeindedienfte zu leiften. 

B, die Gemeindeverwaltung betreff. v. 17. May 1818. $. 27, 
EB. S.5. 
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Bedeutende Bruͤckenbauten, zum Behuf militaͤriſcher 
Durchmaͤrſche über ſchiff-und floßbare oder andere beträchts 
Tiche Slüffe gehören zu den allgemeinen Landeslaften. 


B. die a ve Kriegdlaften — Re 22. Zul. 1819. 
4. (8.) Geſ. Bl. © 
Die Leitung ded Brüdenbaumefend, ohne Ausnah—⸗ 
me, ed mögen die dazu erforderlichen Mittel aus Gemeinde:, 
Diſtrikts-, Kreis > oder Staatsfonds beftritten werden, kom⸗ 
petirt den Kreidregierungen, unter * oberſten auf 
ficht des Minifteriums des Innern, 


V. den Wirfungdfreiß der oberften — — betreff. v. 
17. Dez. 1825. $. 65. Regbl. ©. 

Solange da@ zu einem Brüdenbau benöthigre Werks 
holz in einem der Station nicht zu fehr entlegenen koͤnigl. 
Forſt erlangt werden kann, muß es dafelbft abgenommen 
werben, und bdeffen Anfauf bey Privaten ift nur in dem 
Fall geftattet, wenn das bendthigte Quantum in dem Fonigl. 
Forft nicht vorhanden wäre, oder wenn die Beyfuhrkoſten 
das Holz zu fehr vertheuren würden. 


V. dad Werkholz für den Straßen =, Brücken- und Waſſerbau 
betreff. v. 27. Sept. ee 1 Geret's Samml, B. VI. 


Die Brüden und Durchläffe müßen ſtets in einem fols 
hen Zuftand erhalten werden, daß aud) für die am fehwers 
ften befadenen Wägen Feine Gefahr entfiehen Fann. 


V. v. 4. Okt. 1821. in Geret’3 Samml. B. XI. ©. 1132. 


Die Brüden find entweder von Stein oder von Holz. 
Steinerne Bröden bedürfen, wenn fie mit gehdriger Sorg— 
falt und Feftigfeit erbaut find, beynahe Feiner Unterhaltung 
— um fo mehr aber die hölzernen, 

Um deren Reparaturfoften für die Zyfunft moͤglichſt zu 
vermindern, folle bey ſolchen, welche von einer weniger foli? 
den, oder von fehlerhafter Bauart find, bey gegebener Bers 
anlaffung auf eine feftere und zweckmaͤßigere Struftur, auch, 
wo möglich, auf Pfeiler und Widerlagen von Stein — bey 
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ganz kleinen Bruͤcken, auf ſteinerne Boͤgen — angetragen 
werden. Fuͤr die Joche und alle jene Theile einer Bruͤcke, 
welche die Anwendung von Eichenholz erlauben, ſolle dieſes 
allmaͤhlich an die Stelle der weichen Holzgattungen treten. 

Die bey großen Bruͤcken errichtetn Baumagazine 
follen mit gehörig audgetrodnetem, gutem Bauholz in einer 
dem Beduͤrfniß entfprechenden Menge ſtets verfehen feyn. 
Dabey folle auch auf die kleinen Brüden aller Art, welche 
nahe genug liegen, um damit verfehen werden zu Tonnen, 
gleicher Bedacht genommen werden. 

Da nach der Theorie und Erfahrung das auf dem 
Stamme gefchälte und vor dem Fällen ausgetrodnete Holz 
alles andere von gleicher Art an Feftigfeit und Dauer über; 
trifft, fo haben die Forfibehörden die Einleitung zu treffen, 
daß in jenen nahen Schlägen, welche zum Abtreiben bes 
fimmt find, und. in welchen brauchbares Bauholz vorhans 
den ift, die erforderliche Menge dejfelben zwey Jahre vor 
dem Hiebe dur AUbfchälen eines Theils des Stammes 
zum allmähligen Austrocknen vorbereitet werde. 

Bey hölzernen Brüden, beren Fahrbahn mit Kies; 
lagen bedect ift, folle auf die Bretter oder Bohlen, Zannens 
oder Wachholderreis und der Abfal von Flache ; oder Hanf 
bredjen gebracht werden; über diefed hin fommt eine Lage 
gefchlagenen Lettens, eine dünne Lage Sand, und zuletzt 
erft der Kied. 


Inſtrukt. für dad obere Straßen und Waff ——— v. 26. 
Aug. 1819. $. 23 — — Geret's Samml. B. IX 


18) Brüdenzeolk: 


Alle Bruͤcken- und Pflafterzölle auf Staatsftraßen find 
aufgehoben. Die Städte und Märkte werden für den 
Verluft, welcher ihnen durd die Aufhebung ihrer zuftändig 
gewefenen Brüden > und Pflafterzölle erwaͤchſst, aus den Zolls 
gefällen oder auf andere Weife entfchädiget; die wirkliche 
Aufhebung “tritt jedoch erft dann cin, wenn die Zollgefälle 


* 
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eine Mehreinnahme zur Dedung diefer m dar⸗ 


bieten. 
Uebrigens bleibt den Gemeinden der Sau ihrer Brüden 


und Straßen, wie bisher, überlaffen. 
Gef. die Zollordnung N Aug. 4828. $. 22, Geſ. Bl. 
ä “ +. 


154) Brüdern 


f. Konſcription. 


In Hinfiht der Konfeription ift zwiſchen Brüdern der 
Nummerntaufh ohne Rädficht auf die Altersflaffe, for 
wohl vor ald nad) der Einreihung, ohne Anforderung glei- 
cher Eigenfchaften zulaßig; nur muß, im Fall der jüngere 
ſtatt des Altern eintritt, diefer Tehtere für die Dauer der Ars 
meepflichtigkeit des erſtern deſſen Stelle in der treffenden 
Altersflaffe einnehmen, 


Geſ. die Ergänzung ” ftehenden Heeres .n v. 15, Aug. 
| 1828. $. 59. Sei. Se 


155) Brunnem 


Für die Anlegung und Neparation öffentlicher Brunnen 
und Waſſerleitungen koͤnnen Lokalumlagen erhoben wers 
den. 


"8, die Umlagen für ——— betreff. v. 22. Jul. 
1819. Art. J. Lit. b. Nro, 1. Geſ. Bl. ©. 85. 


156) SB ruttobezüge 
fe Rentämter. Zantiemen.. _ 


Jeder Nentbeamte, ohne Unterfchied der Klaffe, bezieht 
von der gefammten RN andert 5 alb Pro 
zent. 


V. v. 418. Apr. 1820. in Döllingerd Repert. 3. VHI. ©. 326. 


Durch die Feftfekung von anderthalb Prozent der ge: 
fommten Bruttoeinnahme, ald Tantieme und Schreibmateris 
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alien: Averfum, für alle nach dem 18. April 1820 neu er 
nannten und definitiv beftdtigten NMentbeamten, (ohne Unter: 
fhied der Klaſſe) ift vorzüglich die Aufhebung der Verfchieden: 
artigfeit und gefünftelten Berechnung diefer Bezüge bezwedt 
worden, Es verſteht fich übrigens von feldft, daß zur Bruts 
tveinnahme nur die.baaren Einnahinen gerechnet werden 
dürfen, und nicht auch die dutchlaufenden Poften, wie 3. B. 
die bloßen Geldanfchläge von Dienftwohnungen, die Steuer; 
Vorſchuͤſſe für unzureichend dotirte Pfarreyen, die Holzhaus 
erlöhne, Steuerentfchadigungen,, Nachlaͤſſe, ruhenden Gefälle, 
Yusftände u. dal. 


Erl, die Bezüge der Rentämter betreff. = 11. Apr. 1821. 
Geret's Samml. B. XL. ©. 999. 


157) Buchbinder. 
ſ. Kalender. 


Die Buchbinder dürfen Feine ungeftempelten Kalender 
binden, und wenn ihnen dergleichen zugeſtellt werden, fo has 
ben fie deshalb bey ihrer vorgefekten Obrigkeit Anzeige zu 
mac,en; im Unterlaffungsfall find die vorgefundene Kalen— 
der der Konfisfation und die Buchbinder einer den Umftäns 
den angemeffenen Geldftrafe unterworfen; Ichtere darf jedoch 
den fechöfachen Werth der Fonftszirten Kalender nicht über; 
fteigen. Im Wiederholungsfalle wird die Strafe verdoppelt. 


DB. dad Stempelwefen betreff. v. 18. Dez. 1812. $. 23. Regbl. 
4 v. 1815. ©. 89. 


158) Buch drucker. 


ſ. Preßfreyheit. 


Wenn gegen Privatperſonen in Schriften oder 
ſinnlichen Darſtellungen ein rechts widriger Angriff 
gemacht worden iſt, fo bleibt es dieſen uͤberlaſſen, itatt des 
nicht genannten Verfaſſers oder Verlegers, aushuͤlfsweiſe 
den Drucker vor der zuſtaͤndigen Gerichtsbehoͤrde zu verfols 
gen; auch koͤnnen ſolche von der Polizey verlangen, daß die 
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Schrift, wegen welcher fie Hagen wollen, in Befchlag ge 
nommen werde, jedoch unter der Verbindlichkeit, binnen 8 
Zagen die angebrachte Klage zu befcheinigen, widrigenfalls 
ber Befchlag zurückgenommen wird, 
Ed, über die Preßfreyheit v. 26. May 1818. $. 10. Geſ. Bl. 
er . ©. 186. 


259) Buhdrudereyen 


Den koͤnigl. Kreißregierungen ift die Bewilligung neus 
er Buchdrudereyen zugewiefen; der Refurs bey folchen Ge; 
fuhren geht an das Minifterium des Innern. 

Inſtrukt. zu den Grundbefliimmungen für da3 Gemwerböwefen v. 
28. Dez. 1825. $. 64. (2. 3.) Regbl. v. 1826. ©. 159. 

Die ffandesherrlichen Gerichte koͤnnen zur Anles 
gung einer neuen Buchdruderey Feine Conzeſſion ertheilen. 
Ed. die Reatbremtlicen Verbältniffe der — — betreff. 

v. 26. Day 1818. $. 26. Geſ.Bl. ©. 

Damit die Freyheit der Preſſe nicht mißbraucht werde, 
iſt den Polizeyobrigkeiten jeden Orts uͤber die allda befindli— 
chen Buchdruckereyen und lithographiſchen Anſtalten eine all; 
gemeine Aufficht übertragen; fo wie die gefeßliche Beſtra⸗ 
fung der durch Schriften begangenen Verbrechen und Verges 
hen den ordentlichen Gerichten vorbehalten bleibt. 

Ed. über bie Preßfreyheit & 185. Day 1818. $. 4. Geſ. Bl. 


Die Wachſamkeit gegen den Mißbrauch der Preffe und 
die Dberauflicht über die Buchdrudereyen gehört, als ein 
Ausfluß der. allgemeinen Landespolizey, zur Kompetenz der 
Kreidregierungen. 


V. den Wirkungskreis der oberſten — —— betreff. v. 
17. Dez, 1825. $. 68. Regbl. ©. 


160) Büidher 
f. Buchdruder. Buchbandel. Genfur. Nahdrud. Preßfreyheit. 
Den offenen Buchhandlungen, und denjenigen, 
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welche zu dieſem Gewerbe obrigkeitlich berechtiget ſind, iſt 
in Anſehung der bereits gedruckten Schriften freyer Verkehr, 
fo wie den Verfaſſern, Verlegern und berechtigten Buchdrus 
dern in Anfehung der Bücher und Schriften, welche fie in 
Drud geben wollen, vollfommene Preßfreyheit geftattet; fie 
ſind demnady nicht verbunden, folhe Schriften einer Gens 
fur, oder befonderen obrigfeitlichen Genehmigung zu unters 
werfen, wenn fie nicht bey Foftbaren Werfen, zur Sicherung 
ihrer bedeutenden Auslagen, felbft darum wnachfuchen 
wollen. 
Ed. über die Pregfrevbeit v. = May 1818. $. 4. Gef. Bl. 


Jede für den Elementarunterricht beftimmte 
Schrift folle, bevor fie dem Drud übergeben wird, der Kreids 
regierung eingereicht und weitere Eutſchließung daruͤber ab⸗ 
gewartet werden. 


Erl. die Schriften ne Elementarſchulen betreff. v. 17. AR 
1807, Regbl. ©. 374. - 

Wenn die höhere Geiftlihteit der Regierung Anzeis 

ge macht, daß Bücher in dem Königreich gedrudt oder eins 

geführt worden feyen, deren Inhalt dem Glauben, den gus 

ten Sitten, oder der Kirchenzucht zuwider ift, fo wird. dies 

felbe Sorge tragen, daß deren Verbreitung in ber geſetzli⸗ 
hen Weife verhindert werde. — 


Uebereinkunft mit dem päbſtlichen Stuhl v. 20. Oktbr. 1817. 
Art. 13. Gef. dl. v. 1818. ©. 430. 


een 


Alle Buchhandlungen find unter einer Strafe von hun⸗ 
dert Thalern verpflichtet, ihre Rataloı 8 e der Polizeyobrig⸗ 
keit zu übergeben. 

Wenn die Polizey in diefen Katalogen derley Schriften 
wahr nimmt, welche gegen ein im Königreich beftehendes. 
Strafgeſetz anftoßen; fo Bat fie dem. einfchlägigen Unterfus. 


hungsgericht amtliche Anzeige davon zu machen, ober nad} 
Umftänden die geeignete Beftrafung felbft anzuordnen. 
Ed. über die Preßfreyheit — 1818. 9. 5 6. Se. Bl. 


Die Aufſicht uͤber den Buchhandel gehört zur Koms 
petenz der Kreisregierungen. 
DB. den Wirkungskreis der oberften — — betreff. v. 
17. Dez. 1825. $. 68. Regbl. ©. 
Nekurf e in Gegenftänden der Preßfreyheit und des 
Buchhandels gegen Verfuͤgungen des Miniſteriums gehoͤren 
vor den Staatsrath. 


Inſtrukt. für den königl. Erg v. 18. Nov. 1825. (18.) 
Regbl. S. 875. 


162) Budget. 
f. Etat, 


Der König erholt die Zuftimmung der Stände 
zur Erhebung aller direften Steuern, fo wie zur Erhebung 
neuer indirefter Auflagen, oder zur Erhöhung und Verändes 
rung der beftehenden. ($. 3.) 


Den Ständen wird daher nach ihrer Eroͤffnung eine ge— 
naue Ueberficht ded Staatsbedürfniffes, fo wie der gefamm; 
ten Staatdeinnahmen (Budget) vorgelegt, welche diefelben 
durch einen Ausfhuß prüfen Taffen, worauf fie über die zu 
erhebenden Steuern in Berathung treten. ($. 4.) 

Die zur Dedung der ordentlichen, beftändigen und be; 
ftimmt vorher zu fehenden Staatsausgaben, (mit Einfluß 
des nothwendigen Reſervefonds) erforderlichen direkten Steuern 
werden jedesmal auf ſechs Jahre bewilliget. ($. 5.) 


Ein Jahr vor dem Ablaufe des Termins, für welchen 
die firen Ausgaben feftgefeßt find, fomit nach Berlauf von 
6 Jahren, laͤßt der König für die 6 Jahre, welche diefem 
Termine folgen, ben Ständen ein neues Budget vorlegen. 


($. 6.) 
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In dem Falle, wo der König durch außerordentliche 
Berhältniffe gehindert ift, in dieſem letzten Jahr der ordents 
lichen Steuerbewilligung die Stande zu verfammeln, fommt 
ihm die Befugniß einer Forterhebung der Teßtbewilligten 
Steuern auf ein halbes Jahr zu, ($. 7.) 

In Fällen eined außerordentlichen und unvorhergefehenen 
Bedürfniffes und der Unzulänglichkeit der beftehenden Staats: 
Ginfünfte zu deffen Dedung, wird diefes den Ständen zur 
Bewilligung der erforderlichen außerordentlichen Auflagen 
vorgelegt. ($. 8.) 

Die Stände Fonnen uͤbrigens ihre Steuerbewilligung 
mit feiner Bedingung verbinden, ($. 9.) 


Berfaffungsurfunde v. 26. May 22 Tit. Vu. .5—9. 
Gef.Bl. ©. 127. 
ie: Beasbeitine des Budgetentwurfed für jede Finanz⸗ 
geriode, und der Vortrag über die in diefer Beziehung zu ers 
laffenden Gefege gehört zu dem Wirfungsfreis des Finan z⸗ 
Miniſteriums. 


V. die Formation Minifterien betreff. v. 9. Des. 1825. $. 
5. Regbl. ©. 1010. r 


165) Bireaubedärfniffe 
f. Regiebedürfnijfe. Schreibmaterialien. 
A) bey den Landgerihtem 


"Den Fonigl, Landgerichten find 4 Gulden von jedem 
Hundert der ihrer Gerichtöbarfeit unmittelbar unterworfenen 
Familien als Schreibmaterialien:Averfum bewik 
ligt. Kleinere Landgerıchte, welche nach diefem Maßſtab 
weniger ald 60 fl. beziehen, würden, follen eine Ergänzung 
bis auf 60 Gulden anzufprechen haben. 


B. dad Schreibmaterialien-Averfum as v. 22. Aug. 1809, 
in Geret’3 Samml. B. I. ©. 166. 


Die nöthigen Schreibtifhe, Regiftraturfäften, 
Kaffen und Stühle, Ieftere mit der Befchranfung auf 
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ſechs Stuͤcke, duͤrfen von dem Aerar bezahlt und demſelben 
aufgerechnet werden; alle weiteren Ausgaben auf Geraͤth⸗ 
fhaften find von den Beamten felbft zu beftreiten. 


Mit dem Antrag eined Amted auf Anfchaffung folcher 
Geräthfchaften ift gleichzeitig dad Inventar vorzulegen, 
in welchem das neu Angefchaffte auf erfolgte Verwilligung 
nachgetragen werden folle. 


V. die Büreaurequifiten der Landgericte nn A 6. — 
1810. in Geret's Samml. B. J. S. 


B) bey den Rentämtern. 


Die Nentbeamten haben von jedem Zaufend der Bruttos 
Einnahme 1 fl. 30 fr. für Shreibmaterialien in Aufs 
rechnung zu bringen, 


V. d. Schreibmaterialien:Averfum beirefi v. 20. Jan. 1809. in 
Geret’3 Samml. 3.1. ©. 162. 

Die Drudfoften von den bey den Rentämtern erfor: 
derlichen Zehentpacht- und Ertrags +, auch Rechnungstabel⸗ 
len wird nicht auf die Staatskaſſe übernommen, indem dies 
fen Aemtern für den Unterhalt des zum Zabelliren und ders 
gleichen Gefchäften erforderlichen Schreiberperfonals ein hinz 
reichended Averſum ausgefeßt und dabey frey gegeben ift, ob 
fie jenes befchränfen und dagegen einen Theil der nothwen- 
digen Zabellen drucken laffen wollen. 


V. den Drud der rentamtlidhen —— — > 27. Zuni 
1809. in Geret's Samml. B. 


Was die durch rentamtliche ee veranlaßten 
VBerpadungsfoften betrifft, fo beftehen folgende Nor⸗ 
men? 

a) Packpapier, Siegellack und was fonft unter. den Zitel 
der Schreibmaterialien fich eignet, muß auch bey Geld: 
verfendungen, aus dem SchreibmaterialiensAverfum bes 
fritten werden. 

b) Geldfiften, Säde und Fäßchen find dagegen dem Ae⸗ 
rar aufzurechnen. 
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c) Die Geldfade werden den einliefernden Stellen durch 
die betreffende Kaffe jedesmal zurüdigegeben ;. die Zuruͤck⸗ 
gabe der Kiften und Faͤßchen ift nad) Thunlichkeit zu 
bewirken, 

d) Die Geldfade werden auf das Inventar gebracht und 
mit diefem jährlich nachgewiefen. 

e) Saͤmmtliche Anfchaffungen eines Jahres ſind in einem 
Zuſainmentrag vorzulegen und ed ſolle in dem Ueber—⸗ 
aabsbericht der Tektjährige Stand des Inventard, zus 
gleich mit dem Betrag ber im laufenden Jahr gemady 
ten Baarlicferungen, angezeigt werben. 

V. die rentamtlichen Geldverfendungskoften betreff. v. 6. Okt. 

. 1817. in Geret’3 Samml. B. VII. ©. 486. 

. Die BVorftände der äußeren Gefchäftöftellen follen bey eis 
gener Verantwortlichfeit über jedem Mißbrauch in dem 
Aufwand auf Regiebedärfniffe mit Feſtigkeit wachen, jede 
Ueberfchreitung des beflimmten Regiemaximums verhäten 
und fomit firenge darauf Acht haben, daß nicht mehr 
Material, als unumgänglich nothwendig ift, verbraucht und 
abgegeben werde, '. 


Bey Reviſion der Regierehnungen follen alle nicht 
gehorig nachgewiefenen oder noch auf Genehmigung berus 
henden Poften ohne Weiteres durchftrichen werden, 

V. das Regierechnungswefen im Allgemeinen er v. 11. Zuli 
1822. in Geret’8 Samml. B. XII. ©. 

Um dem Gewerbfleiß jede mögliche Unterſtuͤtzung ange 
beihen zu Jaffen, ift befiimmt worden, daß alle Büreaus 
Bedügfniffe und Schreibmaterialien bey inländifchen 
Fabrikanten angefauft werden follen. f. Schreibmaterialien. 

°) V. die inländifcen Papierfabrifanten betreff. v. 21. Oft. 41827. 


164) Bürgern 


f. Anſäßigmachung. Gemeindeglieder. 


Wirkliche Mitglieder einer Gemeinde ſind in der 
Re⸗ 
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Negel nur diejenigen, welche in dem Bezirf derfelben ihren 
ftändigen Wohnfts aufgefchlagen haben, und entweder be; 
fieuerte Gründe befigen, oder befteuerte Gewerbe ausüben. 
($. 11.) — 

Ausgefchloffen fi nd die bloßen Miethbewohner und folche, 
die in der Gemeindemarfung einzelne befteuerte Gründe und 
Rechte, ohne ein eigenes Haus, befifen und ihr häuglicheß 
Anweſen anderwärts aufgefihlagen haben. ($. 15.) 

In Städten ift ed den Magiftraten geftattet, unter 
Beyftimmung der Gemeindebevollmächtigten außer den als 
Gemeindeglieder bezeichneten Einwohnern auch noch andere 
Bewohner des Orts aus befonderen Rüdfichten auf dag Ges 
meindewohl zum Bürger aufzunehmen, unter Vorbehalt ber 
Fonigl. Beftätigung. ($. 16.) | 

DB, die Gemeindeverfaifung betreff. v. 17. May 1818. $. 11. 13. 
16. Geſ. Bl. ©. 54 | 


Die Aufnahme in die Zahl der Bürger und Schuß: 
verwandten fommt dem Magiftrate zu. Bey demfelben wers 
den alle Gefuche angebracht, welche jene Aufnahme zum 
Zwed haben; er beforgt die erforderlichen Vernehmungen, 
erhebt die vorfchriftinäßigen Belege und Nachweife, faßt, 
fobald die Sache zur vollftäandigen Erledigung reif ift, den 
endlichen Befchluß, befcheidet nach demfelben die Bittfteller 
und benachrichtiget davon die Polizeydirektion. 

Soll Jemand, welcher die gefeklichen Eigenfchaften eis 
ned Gemeindealieds nicht befißt, ausnahmsweife und aus 
befonderen Gründen zum Bürger aufgenommen werden; fo 
hat der Magiftrat, nad) vorläufiger Genehmigung der Ge: 
meindebevollmächtigten, Bericht an die Kreidregierung zu 
erfiatten, welche die erforderliche Tandesherrliche Entfchlies 
fung einholt. Der Magiftrat fchreibt diefe Entſchließung 
aus und feßt die Polizeydireftion ebenfalls davon in Kennts 
niß. 
V. das Verhältniß zwiſchen der mallyenbirettion und * Mas 


gifirate in Münden betreff. 15. > ept. 1818. $. 12, 
13. Geſ. Bl. ©. 577. 
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In Nuralgemeinden hat der Bürgerausfhuß zur 
Aufnahme der Gemeindeglieder und Schußverwandten feine 
Einwilligung zu ertheilen und im Falle, daß folche ohne 
hinreichende Gründe verweigert würde, hat die unmittelbar 
vorgefeßte höhere Polizeybehörde zu entfcheiden. 


V. die BemembnenaTun betreff. v. 17. May 1818. $. 101. 
) Geſ. Bl. e 85. 


Die een : und — ——— 
haben ſowohl in Ruralgemeinden, als in gutsherrlichen 
Staͤdten und Maͤrkten, wo ein Magiſtrat gebildet iſt, und 
wo den gutsherrlichen Gerichten die Aufnahme der Gemein— 
deglieder, Bürger und Schutzverwandten zukommt, über ders 
ley Gegenftände die Erinnerung und Einwilligung des Ges 
meinde: Ausfchuffes, oder des Magiftrates zu erholen. 

In dem Falle, daß die Einwilligung ohne hinreichende 
Gründe verweigert werden follte, hat bey Magifiraten — 
die Kreisregierung und bey NRuralgemeinden — dad Landge 
richt, ale unmittelbar vorgeſetzte hoͤhere Polizeybehoͤrde zu 
entſcheiden. 


Ed. über die gutsherrlichen Rechte v. 26. May 1818. $. 105. 
| Gef. Bi. ©. 261. 


Da nad den Vorfchriften des Edikts v. 10. Juni 1813, 
$. 22, die Sfraeliten mit den chriftlichen Bewohnern ihr 
red Aufenthaltsorts nur Eine Gemeinde ausmachen follen, 
fo Fann es feinem Zweifel unterliegen , daß in Ruralgemein⸗ 
den zu der Annahme jübdifcher Bürger oder Schugverwands 
ten die Einwilligung des Ausfchuffes erforderlich feye. 


Würde diefe Einwilligung ohne hinreichenden Grund 
verweigert, fo hat die unmittelbar vorgeſetzte höhere Polis 
zeyftelle über den Fall zu entfcheiden, wobey es fich von 
felbft verfieht, daß die befondern Anordnungen, welche in 
dem Edift über die gutsherrlichen Rechte $. 105 enthalten 
find, auch hier beachtet werden muͤßen. 


*) B. die Aufnahme au Zuden in den Ruralgemeinden betreff. 
9. Sept. 1819. 
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165) Buͤrgeraufnahmgebuͤhren. 


ſ. Anſäßigmachung. 


Bezuͤglich auf das Geſetz uͤber die Anſaͤßigmachung v. 
11. Sept. 1825. find folgende Weiſungen nachtraͤglich 
ergangen: | 

a) Bey der Aufnahme eines Gemeindemitglieds oder Schuß, 
verwandten koͤnnen Sporteln nur nach der Bellims 
mung der proviforifchen Zarordnung erhoben und der 
Gemeindefaffe verrechnet werden. Jede weitere Abgabe, 
fie mag nun früher ald Dienftesemolument für die 
Kommunvorftände und für das fonftige Dienftperfonal, 
oder zum Beſten der Gemeindefaffe erhoben worden 
feyn, hat als ungefeßlich zu unterbleiben. 

b) Bey den Aufnahmgebühren ift, foweit folche der Koms 
munfaffe zufließen, jede Ausfcheidung einzelner Beträge 
nad) verfchiedenen KRommunalzweden zu befeitigen und 
der Sefammtbetrag in Einer Hauptfumme auszufprecdhen, 
indem der Bedarf aller Gemeindezwede aus dem Ges 
meindevermdgen vollftändig beftritten werden folle und 
die Zuweifung beftimmter Einnahmen zu einzelnen Zwe⸗ 
den ungeeignet und mit den Grundfäßen einer einfas 
hen Comptabilität nicht vereinbar tft. 

ec) Nur für das Familienhaupt — nicht aber für 
die übrigen Mitglieder der Familie, kann eine Aufnahm⸗ 
gebühr in Anſpruch genommen werden. | 

d) Wenn ein Schußverwandter in die Klaffe der 
wirklichen Gemeindeglieder oder Ortsbürger übergeht, 
und fonach gleiche Rechte mit diefen erlangt, fo find die 
in feinem früheren Verhaͤltniß fchon entrichteten Gebuͤh— 
ren in die neueren einzurechnen. 

e) Die Erhebung fogenannter Schußgelder von Hinter 
faßen ift den Beftimmungen der Berordn. v. 25. Nov. 
1808 entgegen und diefe Perfonalbefteurung erfcheint um 
fo weniger zuläßig, ald das — über die Gemeinde: 
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umlagen v. 22. Juli 1819 die Konkurrenzpflicht aller 

Klaſſen von Ortseinwohnern zür Deckung der Gemeinde— 

beduͤrfniſſe und den Maßſtab ihrer Beytraͤge genau be— 

ſtimmt hat. 
f) Die Juden find hinfichtlich der ohhfnohungebäßren den 

Chriften gleich zu halten. | 

8) Die jährlichen Abgaben an fogenannten Refognitionds 
gebühren und Herbergsgeldern follen, gleich dem Schuß- 
geld, nicht mehr erhoben werden, | 

h) Eben fo hat: die an einigen Orten übliche Anforderung 
von befondern Gebühren bey bloßer Wohnungsverändes 

‚rung der Hinterfaßen zu cefliren. 

Hiebey verfteht es ſich von felbft, daß neue, bisher 
nicht uͤblich geweſene Gebühren bey Anſaͤßigmachungen über; 
all nicht geftattet werden dürfen und daß eben fo wenig eine 
Erhöhung der bereits beftehenden, prodiforifch regulirten, 
Gebuͤhren zuläßig feye; weshalb auch Anträge, welche diefes 
bezwecken, unbedingt zuruͤckgewieſen werden ſollen. 


*), V. bie Kegulirung a — betreff. v. 
5. 1829. 


166) Buͤrgerliches Geſetzbuch. 
Es ſolle fuͤr das ganze Koͤnigreich ein und daſſelbe 


buͤrgerliche und Strafgeſetzbuch beſtehen. 
Berfaffungduffunde v. 26. May 1818. Tit. VIII. $. 7. Gef. 
Bl. ©, 135; 


167) Bürgermeifter 
f. Magiſtratswahl. 


Die Bürgermeifter, fo wie die Stadts oder Marftfchrei: 
ber, muͤßen in allen Städten, neben den Gymnaſialſtudien 
eine mehrjährige, für ihre Dienftfunftionen erforderliche, 
Gefhäftsäbung nachweifen und in dem Gemeindebezirt mit 
einer Realität anſaͤßig ſeyn. In den Städten erfter Klaffe 
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wird überdies erfordert, daß einer der Bürgermeifter nach 
vollendeten akademiſchen Studien die vorgeſchriebenen Pruͤ⸗ 
fungen erſtanden habe. 


Die rechtskundigen Buͤrgermeiſter erhalten bey ih— 
rer Anſtellung eine verhaͤltnißmaͤßige fire Befoldung und fie 
treten nach drey Jahren, wenn fie durch eine neue Wahl 
in ihrer Stelle beftätiget werden, analog in die Verhältniffe 
der unmittelbaren adminiftrativen Staatöbdiener. 


Die minder qualificirten Bürgermeifter werden 
auf die Dauer von ſechs Jahren gewählt, nad) deren Bers 
fluß fie ihre Umt niederlegen müßen, wenn fie nicht aus bes 
fonderem Vertrauen wieder gewählt werden. Diefe erhalten 
einen auf die Dauer ihres Amts befchränften Funktions, 
gehalt. 

Die Amtskleidung ber Bürgermeifter iſt ſchwarz 
und zur Auszeichnung tragen fie in ihrem Amt und 

bey allen dffentlichen Gelegenheiten: 


a) in den Etädten erfter Klaffe, eine goldene Medaille an 
einer goldenen. Kette; 

b) in den Städten der zweiten Klaffe, eine —* Me⸗ 
daille an blauem Band; 

c) in den Städten und Maͤrkten der dritten Klaffe, eine 
Medaille von Silber, gleichfalld an blauem Band. 
Diefe Medaillen zeigen auf der Vorderfeite das Brufts 

bild des Negenten, und auf der Kehrfeite das Wappen ber 
Stadt oder des Marktes. Sie find Eigenthum der Gemeins 
de, aus deren Mitteln fie angefchafft werden, 

Die Wahl der Bürgermeifter aefchieht durch die Ges 
meindebevollmächtigten, und zwar in den Städten erfter 
Klaffe unter der Leitung eined Negierungsabgeordneten, in 
den Übrigen Städten und Märkten aber unter ber Leitung 
des koͤnigl. Kommiffars oder des betreffenden Lands und 
Herrfchaftrichtere. Die Beftätigung ihrer Wahl hängt in 
den Städten erfter Klaffe von dem Minifterium des Innern 
und in den. Übrigen. Städten von der Kreisregierung ab. 
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Nach erfolgter Beftätigung geſchieht die Verpflich—⸗ 
tung und Einweiſung der Buͤrgermeiſter, in Gegenwart der 
Gemeindebevollmaͤchtigten, in den Staͤdten erſter Klaſſe 
gleichfalls durch einen Regierungsabgeordneten, in den uͤbri—⸗ 
gen Städten und Märkten hingegen durch einen koͤnigl. Kom: 
miffär oder durch das einfchlägige Lands oder gutsherrliche 
Gericht. 

V. die —— betreff. v — May. 1818. $. 48. 50: 
. 54. Gef, Bl. ©. 6% 

Die Bürgermeifter haben, neben der — des ganzen 
Geſchaͤftsgangs, einen verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an den 
Geſchaͤften ſelbſt zu nehmen, und vorzüglich die Gegens 


ſtaͤnde der Anſtellung, Quiescirung, Unterſuchung und Ents 


loffung des Kanzleyperfonald zu bearbeiten. 

Die rechtöfundigen Bürgermeifter und Raͤthe in ben 
größeren Städten übernehmen vorzugsmeife die Verbindlich, 
keit, fchriftliche Vorträge und Auffäße von Berichten, Schreis 
ben und Signaturen zu fertigen, auch Protofolle abzufaſ— 
fen; in den Fleineren Städten und Märkten find nad) Um; 
ftänden die Stadt» und Marktfchreiber 2 die bezeichneten 
Arbeiten zu Verwenden. 

Inſtrukt. die ent der Magiftrate betreff. v. 21. 
Sept. 1818. $. 14. 12, Regbl. ©. 1056, 

Den Bürgermeiftern flcht gegen das untergeordnete 
Kanzleyperfonal und gegen die Dienerfchaft hinfichtlich 
der Handhabung der Dienftedordnung alle Befugniß zu, wels 
he den Vorſtaͤnden anderer pffentlichen Behörden eingeräumt 
* Ob. Inſtrukt. F. 53. Regbl. ©. 1070. 

168) Buͤrgermilitaͤr. 


ſ. Landwehr. Nationalgarde. 


49) Buͤrgerrecht. 
Ale gewerbtreibenden Individuen, fie mögen dic 
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Befugniß zur Vertreibung eines Gewerbes von allerhöchfter 
Stelle, oder durch Geflion erhalten haben, müßen in dem 
Drt ihrer Anfaßigmahung dad Buͤrgerrecht mit allen dars 
aus entfpringenden Berbindlichfeiten übernehmen. 


Erl., die Einbürgerung der Gewerbsleute betreff. v. 29. Juli 
4807. Regbl. ©. 1350. 


170) Buͤrgſchaft. 
f. Amtöbürgfchaften. Kaution. 


Eine fiegelmäßige Perfon weiblichen Gefchlechts, 
welche für Jemand Buͤrgſchaft Teiftet, oder fich als Selbfts 
zähler verfchreibt, Fann ohne Mitwirkung der Obrigkeit auf 
ihre weiblihden Rechts wohlthaten (über welde fie durd 
einen verfländigen Anweifer in Beyſeyn eined Zeugen belehrt wor— 
den ift) mittelft einer von ihr, dem Anmeifer und dem Zeus 
gen unterfchriebenen Urkunde Berzicht Feiften, 


Ed. über die Siegelmägigteit v 26. May 1818. $. 3. Gef.Bl. 
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1) Caducität. 


Die Caducitaͤt oder Gutsheimfaͤlligkeit, als Stra— 
fe, iſt aufgehoben. 

In Faͤllen, wo fruͤher die Caducitaͤt ſtatt hatte, kann be 
Gutsherr, wenn er durch die hiezu veranlaffenden Handluns 
gen befchädigt worden ift, blos auf Schadenerfaß Flagen. 


Ed. ame d. ———— oe . 26. er 1818. Tit. 1, $. 16. 
SB. &,3 


2), Cenfur. 
f. Buchhandel. Journale. Preffreyheit. Zeitfchriften. 


Bücher und Schriften find in der Negel einer Gen: 
fur, oder befonderen. obrigfeiflichen Genehmigung nicht 
unterworfen, ($. 1.) 

Ausgenommen von diefer Freyheit find alle politifchen 
Zeitungen und periodiſchen Schriften politifchen oder 
ſtatiſtiſchen Inhalts. Dieſelben unterliegen der hiefür ange, 
ordneten Cenſur. ($« 2.) ’ 

Auch dürfen Staats dbiener ihre Vortraged und ſonſti⸗ 
gen Arbeiten uͤber Gegenſtaͤnde, die ihnen in ihrem Ge— 
ſchaͤftskreiſe vorkommen , ferner ſtatiſtiſche Notizen, Verband: 
lungen, Urkunden und andere Nachrichten, zu deren Kennts 
niß fie nur durch ihre Dienftverhaltniffe gelangen Tonnten, 
phne, befondere Fonigl, Erlaubniß. dem Drude nie überges 
ben; eben fo. bleibt ihnen unterfagt, Nachrichten politifchen 
oder ftatiftifchen Inhalts über die Fonigl. Staaten in auslans 
diſche Zeitſchriften — oder an dergleichen Aufſaͤtzen 
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Theil zu nehmen, ‚wenn fie nicht zuvor dem einfchlägigen 
Staatsminifterium unterlegt waren. ($. 3.) 

-MWenn in Schriften der Monarch, der Staat und def 
fen Berfaffung, oder die im Königreich beftehenden Kirchen; 
und religiofen Gefellfchaften angegriffen find, oder, wenn 
Schriften und finnliche Darftellungen der offentlichen Ruhe und 
Ordnung durch Aufmunterung zum Aufruhr, oder der Sittlidy 
feit durch Reiz und Verführunf zu Wolluſt und Lafter gefährs 
lich find, fo fol die Polizey die Verbreitung einer folchen 
Schrift, oder finnlihen Darftellung hemmen, und. ein Es 
emplar berfelben an die ihr vorgefeßte obere Polizeybehörde 
ohne Verzug einfenden, welche Tangitend in 8 Tagen in eis 
ner Tollegialen Berathung die Chgraktere der Geſetzwidrig— 
feit oder Gefährlichkeit forgfaltig zu unterfuchen und nad) 
Befund den Befchlag aufzuheben, oder fortzufegen hat. (8.7.) 

Im letzteren Fall, wenn nämlich die obere Polizeybe hoͤr⸗ 
de den Beſchlag fortzuſetzen beſchließt, ſoll ſie die Schrift 
oder bildliche Darſtellung mit dem Kollegialbeſchluß an das 
Staatsminiſterium des Innern auf der Stelle einſchicken, 
und dieſes erkennt ſodann über die Aufhebung oder Beftätis 
gung des Beſchlags. Mit der Beflätigung "wird. die Schrift 
öffentlich „verboten, oder nach Umftänden configzirt. ($. 8.) 

Gegen eine folche Berfügung des Staatsminiſteriums 
des Innern ift die Berufung an ben Fünigl. Staatsrath ge: 
ſtattet, welcher darüber, und zwar immer in einer Plenars 

- figung, zu erkennen hat. (9) 


Ed, über die PL v. 26. May 1818. $. 1— 3, 17-9 
Geſ. Bl. ©. 181 — 185, 


Die Wachfamfeit gegen den Mißbrauch der Preffrey: 
beit, ingleichem die Genfur der politifhen Zeitun 
gen und der periodifhen Schriften politifchen oder 
ftatiftifchen Inhalts gehört zur Funktion der Kreisregierun— 
gen und des Minifteriums des Innern. | 


V. den, Wirkungskreis der oberſten Vermaltungäfeifen betreff. 
v. 17. Dez. 1825. $. 68. Regbl. ©. 1094. 
V. die Formation der. Minifterien betreff. d. . Dei. 1825. 9. 
74. (f.) Regbl. ©. 1002, 


Gentralbibkiotbef. Centralſtaatskaſſe. ‚A641 


3), Centralbibliothekl 
f. Bibliotheh; 


4) Centralſtaatskaſſe. 


Die Centralftaatsfaffe, in welche die Rechnungsreſte als 
ler Staatsrenten zufammen fließen, iſt dem Miniſterium der 
Finanzen untergeordnet. 

V. die Formation der Miniſterien betreff. 0. 9% Dez. 1825. $. 
90. (m,) Regbl. ©. 1009. 

Die Kreisfinanztammern haben für die puͤnktliche Reali— 
firung und CEinlieferung der Gentrafftaatsfaffen dotation 
und der Dotationdnachträge unter perfonlicher Berantwort—⸗ 
Iichfeit des Kammerdireftors zu forgen. 


DB. den Wirkungskreis ıc. > 17. Dez. 1825, $. 112: Regbl. 
5. 1121. 


Die Rechnungen der Gentralftaatöfaffe werben von der 
Rechnungskammer verbefchieden und deren Superrevi— 
fion wird durch die Räthe des oberften Rechnungshofed ger 
flogen, Der Rehnungsfammer ift zugleich die unmittelbas 
re Kuratel über die Staatsfaffe übertragen; diefelbe hat bey 
folcher jährlich wenigjtens viermal, in ungleihen Zeiträus 
men, formlichen Kaffenfiurz vorzunehmen und die allenfalls 
ſich ergebenden Kaffendefette zu unterfuchen. 

V. daB Finanzredhnungswefen betreff. v. 11. Jan. 1826. $. 10. 

11. 58. Regbl. S. 175. 185, 

Das Berlagsfapıtal der Staatsfaffe foll, auf jene 
Größe, mit welcher es vor dem Jahr 1817 — 18 auf die 
Sinanzperiode übergegangen ift, nach Thunlichfeit wieder 
erhöht werden. 


Abſchied für die Ständeverfammlung v. 15. Aug. 1828, 111, (1.) 
Geſ. Bl. ©. 28. 
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5) Centralſtiftungskaſſe. 
ſ. Stiftungskuratel. Stiftungsweſen. 


Die Centralſtiftungskaſſe vereinigt in ſich die Dotatio— 
nen der Centralanſtalten für Stiftungszweckke, die Ueber; 
fehäffe der Diftriftöftiftungsadminiftrationen, und die Kreids 
konkurrenz zum Behuf der Dienſtesexigenz der betreffenden 
Miniſterialſektion. 


Da fie in allen Dienſtverhaͤltniſſen unmittelbar der ober 
ſten Staatöturatel untergeordnet ift, fo hat diefelbe Feine 
auf fie geftellte Anweifung oder Quittung zu bonoriren, 
wenn nicht erftere von dem Minifter unterzeichnet oder Fons 
trafignirt und letztere unter den etatsmaßigen oder fonft 
ſchon fanftionirten Zahlungen begriffen if. 


Die Zahlungen aus den Zargeldern find hieven nicht 
ausgenommen; diefe müßen vollftändig und ohne Abzug an 
die Gentralftiftungsfaffe abgeliefert werden, welche ab fol 
chen Feine Zahlung Teiftet, ald auf unmittelbare Anweifung 
des Minifiers, 


Für die Stichtüberfchreitung der Befoldungss, Regie: und 
übrigen beftimmten Ausgaben des Etats ift die Centralſtif⸗ 
tungsfaffe verantwortlih; auch bat fie dad Minifterium 
durch unmittelbare Zagsberichte in fleter Kenntniß des ab; 
oder zunehmenden Standes ihrer Baarfchaft und Papiere zu 
erhalten. 


V. die Generaladminiftration des Stiftungd = und Gemeindever- 
mögend betreff. v. 16. Dft. 1810. Art. 25. Regbl. ©. 1156. 


| Die Revifion und Aburtheilung der Sahresrechnungen 
ber Gentralftiftungsfaffe- ift einer feit dem Januar 1826 er 
richteten Rechn ungstammer übertragen, 


V. dad von der oberften —— — bisher behandelte 
Rechnungsweſen betreff. v. 5. Nov. 1826. Art. I. 
Regbl. ©. "m. 
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6)Ceremonien. 


“Unter Gegenſtaͤnden der Religion und Kirche von 96 
miſchter Natur werden ſolche verftanden, welche zwar 
geiſtlich find, Aber die Religion nicht in ihrer Wefenheit bes 
treffen und welche zugleich irgend eine Beziehung auf den 
Staat und das Wohl der Einwohner deffelben haben. Das 
bin gehören alle Anordnungen über den auferen Gottesdienft, 
deffen Ort, Zeit und Zahl, fodann, die Befchranfung oder 
Aufhebung der nicht zu den wefentlichen Theilen des Kuls 
tus gehörigen Feyerlichfeiten, Prozeſſionen, Rebenandachten, 
Ceremonien, Kreuzgaͤnge, Bruderſchaften u. ſ. w. 

Bey dieſen Gegenſtaͤnden duͤrfen von der Kirchengewalt 
keine einſeitigen Verfuͤgungen, ohne Mitwirlung der weltli⸗ 
chen Obrigkeit, ausgehen. 

Der Staatsgewalt ſteht die Befugniß zu, nicht nur 
von allen Anordnungen diefer Art Einficht zu nehmen, fons 
dern auch alles dasjenige hinterftellig zu machen, was dem 
öffentlichen Wohl Nachtheil bringen koͤnnte. Zu außerors 
dentlichen Firchlichen Zeyerlichfeiten, befonderd wenn fie an 
Werktagen gehalten werden wollen, muß allzeit die — 
koͤnigl. Bewilligung erholt werden. 

Ed. über die Detigionbserpältnife v. = May 1818. $. 77— 
Geſ.Bl. ©. 

Die — der geſammten Religions- und Kir⸗ 
chenpolizey in allen Beziehungen und beſonders in Ruͤckſicht 
auf aͤußere Handlungen der Kirchengemeinden iſt ein Attri⸗ 
but der Kreisregierung. 

V. d. Wirkungskreis ꝛc. Bel: v. * Dez. 1825. $. 34. Regbl. 


)ECertifileate 
f. Amtsatteſte. Zeugniſſe. | 


Die betruͤgliche Bertigung oder Fälfchung von Cer⸗ 
tififaten und Amtdatteften, fo wie auch ber ale Ge⸗ 
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brauch derſelben ſoll mit Gefaͤngniß von drey Monaten bis 
zu einem Jahr beſtraft werben. 


V. v. 11. Sept. 1825. Art. I. Geſ. Bl. ©. 52, 
83) Ceffiom 
Briefereyen. 


Die Gefiion eines Gewerbes ſoll nicht früher protofols 
lirt werden, bis von der geeigneten Polizepbehörde die Er 
Yaubniß zur Fortfeßung deffelben ertheilt ift. 


V. die Protofollirung der Gewerbsconceffionen betreff. v. 14. 
Sept. 1812, Regbl. ©. 1586. 


Bey dem Geſuche um Eintragung einer durch Gef 
fion, oder fonft in der Perfon'des Glaͤubigers entitandes 
nen Veränderung, oder einer Loͤſchung der Hypothek foll das 
Hypothekenamt den Anfuchenden, wenn er nicht von felbft 
die Originalurkunde vorlegt, an deren Beybringung zu dem 
Ende erinnern; damit (um fünftigem Mißbrauch der Urkunde 
vorzubeugen) auf derfelben die gefchehene Geflion oder Beräns 
berung des Glaͤubigers, oder die geleiftete Zahlung anger 
merft werde; jedoch ändert eine Unterlaffung diefer, ohnes 
hin den Betheiligten obliegenden Borforge die Wirfungen 
nicht, welche aus dem Eintrag entilehen. 


Hypothefengefeg v. 1. Juni 1822. $. 167. Geſ.Bl. ©. 9. 


Die früheren Verbote oder Befchränfungen der Ceſſion 
von Forderungen eines Juden an einen Ehriften find bins 
fihtlich der eingetragenen Hypotheken aufgehoben. | 


Db. Gef. $.-55. Geſ. Bl. ©. 45. 


Die Ceſſionen über Obligationen, feyen fie Staats 
oder Privatobligationen,' fobald fte gerichtlich errichtet wor; 
den find, oder fobald fie, als außergerichtlich errichtet, bey ir— 
gend einem öffentlichen Amt zur Produktion gelangen, mäf 
ſen mit dem Gradationgftempel verfehen ſeyn. 


V. den Stempel der Gefftonen betreff. o. or Der 1815, in 
Seret’3 Samml. B. UL. ©. R 
ef 


Charakter. Chauſſeen. A6h 


Ceſſionen von Kapitalien, Kauffbillingsfriften, oder fons 
ftigen Schuldforderungen, bey welden der Geflionar 
in Die nämlichen Rechte unverändert eintritt, die dem Gedens 
ten zuftunden, unterliegen nicht der Brieftare; fondern es 
"wird nur die Protofollirungstare mit 36 fr. erhoben. Wenn 
aber die Sache durch die Ceſſion geändert, z. B. eine 
vorher blos gemeine Forderung durch folche gerichtlich und 
mit Unterpfandsrechten verfichert wird, fo verfieht ed fich von 
ſelbſt, daß eine formliche Eefjionsurfunde gefertigt und aus 
der neuverficherten Summe die Brieftage bezahlt werden 
müße. 


Frläut. der Taxordnung v. en er — Geret's Samml. 
B. XII. And. 1 


YCharakter. 


Wenn Titel und Würden verliehen werden, mit wels 
chen zwar Feine Befoldung oder Ertrag verbunden ift, die 
fi) aber gleichwohl den Stellen aktiver, in Befoldung fies 
bender, Hofs oder Staatddiener affimiliren; fo wird dafür 
jene Stempeltage berechnet, welde ein aktiver Staatds 
diener von gleichem oder ähnlichem Range nach feinem Bes 
foldungsertrag zu entrichten haben würde, 


V. das Stempelweſen betreff. v. 18. ar 1812. $. 3. (1) 
Kegbl. v. 1815. ©. 7 


10) Chauſſeen. 
f. Straßen. Vicinalwege. 


Die Einwohner aller Ortſchaften, durch welche Stra; 
fen ziehen, haben fowohl diefe, als die Seitengräben vom 
Schlamm zu reinigen, bevor die Bedeckung mit Material 
von Seite ded Straßenbauperfonald vorgenommen wird, 
und zwar felbft ın dem Falle, wenn die Straße auf dffent- 
liche Koften mit Kies oder Bruchfteinen unterhalten werden 
muß. Wo aber diefe Unterhaltungsverbindfichfeit auf der 


Gemeinde haftet, fol fie nit nur die Straßen und Seis 
| 50 
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tengräben vom Schlamm reinigen, fondern auch die Straße 
ſelbſt, fie möge gepflaftert, bekiest oder befchlagen fenn, in 
gutem Zufland erhalten. 

Wenn einer Gemeinde geftattet ift, einen Pflafter 
Zoll zu erheben,. fo kann über ihre Verbindlichfeit zur gu— 
ten Unterhaltung des Pflafters Fein Zweifel obwalten, fons 
dern e8 Fann vielmehr mit Nachdrud auf der Erfüllung dies 
fer Verbindlichkeit beftanden werden; gehört aber eine Ges 
meinde, durch welche eine Straße zieht, in die Klaffe derjes 
nigen, weldye nach der Verordnung vom 16. Auguſt 1805 
nicht zur Unterhaltung diefer Straße verpflichtet find, fo 
muß ed, wenn nicht andere Berhältniffe in Mitte liegen, 
der Finanzverwaltung frey fiehen, die vom Aerar zu unters 
haltende Straße als Pflafterfiraße beyzubehalten, oder in 
eine Kies- oder Steinfiraße zu verwandeln. 


DB. die Unterhaltung der urch Ortſchaften ziebenden Straßen: 
fireden betreff. v. 31. — in Geret's Samml. B. 
. 1125. 


41) Chemiſches Laboratorium 


Das cdhemifche Laboratorium mit feinem Apparat hat 
zwar aufgehört, ein Attribut der Afademie der Wiffenfchaf; 
ten zu ſeyn; jedoch fteht folches den fammtlichen Mitglie— 
dern der Akademie zur ER SATEASEN Benuͤtzung aud 
noch ferner offen. 


V. die wilfenfchaftlichen rer re des Staat vie v. 2. 
März 1827. Art. I (10.) Regbl. ©. 206. 


12) SEEN TOTEN 


Im Gantverfahren werden Glaubiger, welche aus blo— 
Ben gerichtlichen oder außergerichtlihen Schuldverfchreibuns 
gen, Verträgen, Buch- oder Kramfchulden, ingleichem wes 
gen Entfhädigung und Genugthuung aus erlaubten oder 
unerlaubten Handlungen eine Forderung haben, in die 
fünfte Klaffe gefeßt, wo fie, wenn die Maffe zu ihrer 
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vollen Befriedigung nicht hinreicht, je nad) Verhältniß der 
Forderung bezahlt werden. 
Privritätdordnung v. 1. Jan. 1822. $. 25. 26. Geſ. Bl. ©. 118. 


13) Chirurgen 
f. Landärzte. Wundärzte. 


Die landaͤrztlichen Schulen zu Muͤnchen und Bamberg 
haben die Benennung „chirurgiſche Schulen” ange 
nommen und find den Regierungen ihrer Kreife untergeords 
net, welche über Aufnahme, Prüfung, Difpenfation und 
Entlaffung der Schüler, fo wie über alle, die chirurgifchen 
Schulen betreffenden, Angelegenheiten an das Minifterium 
bes Innern Bericht erftatten. ($. 1.) 

Der Unterricht in diefen Schulen befchranft fich auf die 
BVorbereitungslehre, allgemeine Heiltunde, Anatomie, Chis 
rurgie und Geburtshülfe. ($. 2.) j 

Der ganze Lehrkurs dauert 3 Jahre, welche fih in 6 
Semeſter abtheilen. 

Das erfte Semefter beginnt jedesmal mit dem erſten 
May und endet in der Mitte des Monats September; das 
zweyte Semeiter beginnt mit dem erften November und ens 
det mit dem Schluß des Märzmonats, ($. 6. 7.) 

Diejenigen, welche in eine chirurgifche Schule aufgenoms 
men zu werden wünfchen, haben fi) 8 Tage vor dem Ans 
fang ded Semefterd bey dem Direktor zu melden, und zwar 
die Schüler aus dem Iſar-, Oberdonau:, Unterdonaus und 
Regenkreis an der Schule zu München, die übrigen aber an 
der Schule zu Bamberg. ($. 8.) 

Die Aufnahme ift durch den entfprechenden Erfolg einer 
an der Schule felbft zu erftehenden Borprüfung bedingt, 
wobey der Bewerber nachzumweifen hat: 

a) daß er nicht unter 16 und nicht über 30 Jahr alt feye, 
und eine binlängliche Forperliche Fähigfeit zur Erlers 
nung und. fünftigen Ausübung der Chirurgie beſitze; 
b) daß er fih die nn eigen ge 
0 
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macht, und wenigftend die Tateinifchen Borbereitungs: 
ſchulen zurüdgelegt, oder die in diefen Schulen vorge 
fehriebenen Lehrgegenftände durch Privatftudium erlernt 
babe, auch 
c) daß er bisher eine gute Aufführung gepflogen habe. 
Die aufgenommenen Schüler haben fih nach den Bor 
fhriften der Schulordnung, welche ihnen befannt gemadıt 
werden, genau zu achten; fie bleiben uͤbrigens außerhalb 
der Schule, wie jeder andere Einwohner, der DOrtöpolizey 
untergeben. 
Der Unterricht wird unentgeltlich ertbeilt. 


Schüler, welche fich durch Zeugniffe ihrer Ortsobrigkei— 
ten über Mangel an Vermögen ausweifen, und welche zus 
gleich ihrer guten Aufführung, ihres Fleißed und ihrer Ber 
fahigung wegen von der Schule aus zu befonderer Berüd; 
fihtigung empfohlen werden, erhalten ANBANENIENE Unter 
ftößung. ($. 11.) 

Wenn folche nach zuräcdgelegtem Lehrfurs, auf ben 
Grund einer zur Zufriedenheit erftandenen Hauptpräfung, 
von der Schule approbirt und mit einem Diplom ent 
Vaffen worden, fo treten fie in alle (dur eine befondere Ins 
firuftion beftimmten) Befugniffe und Berpflichtungen. der Chi: 
rurgen ein, fobald fie wirklich angeftellt und auf die oben ers 
wähnte Inſtruktion verpflichtet find. ($. 12.) 


Die Unftellungsgefuce werden bey den betreffen: 
den Polizeybehorden angebracht, von diefen verhandelt und 
befchieden; jedoch müßen alle auf wirfliche Anftellung Taus 
tenden unterpolizeylichen Entfchließungen der vorgefeßten 
Kreidregierung zur Beftätigung vorgelegt werden. ($. 13.) 

Eine ſolche Anftellung Fann übrigens niemald ohne 
gleichzeitige Verleihung der Barbiers s oder Baderskonzeſſion, 
oder ohne vorläufige Erwerbung einer Gerechtigkeit diefer 
Art ſtatt finden; dagegen follen aber auch die um Anftel; 
Jung als Chirurgen fich meldenden Individuen, wenn fie ihr 


‚re: Approbation beygebracht haben, in Verleihung von Bars 
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bier s oder Baderconcefitonen auf alle mögliche Weife beguͤn⸗ 

fliget werden. ($. 14.) 

Erl., die Anftalten zur Bildung der Chirurgen betreff. v. 25. 
an: 1823. $. 1. 2. 6— 3. 11 — 14. Kegbl. ©. 107 — 111. 
Studirende, die fich bloß der Chirurgie zu widmen ges 

denken, werden an den Univerfitäten nicht mehr ims 

matrifulirt. 


Den Landärzten und ben in den chirurgifchen Schulen 
gebildeten Kandidaten ift zwar der Befuch einer Univerfität 
auch Fünftig geftattet; fie follen aber nur zu einzelnen Bors 
lefungen privatim zugelaffen werden und von den Profeſſo⸗ 
ren, ‚deren Kollegien fie hören, nur Privatzeugniffe 
erhalten, und diefe Zeugniffe Fonnen weder einen Anſpruch 

auf nachträgliche Zulaffung zum Lehrfurs der. Arzneywiſſen⸗ 
fhaft oder Wundarzneyfunft, Ben fonft einen ie 
Borzug gewähren. 


V. die —— der Chirurgie an den Universe betreff. 
2. Aug. 1825. Regbl. ©. 1504. 


44) Ehikusgiree Kabinet 


Die hirurgifchen und pharmaceutifchen Inftrumentarien 
und Apparate der Univerfität bleiben, .da die Ufademie der 
Wiffenfhaften derley Sammlungen nie befeffen hat, ein 
ungetheilted Attribut der Univerfität. 


V. die wiſſenſchaftlichen Sammlungen des Staatd und der uni⸗ 
verſität betreff. v. 21. März 1827. Art. X1. Regbl. ©. 210. 


15) Chormuſitker. 
f. Mufifanten. | 


Bey Erledigung von Kirchenmufiferftellen folle unter 
mehreren Kompetenten eine Prüfung durch Kunftverftäns 
dige-veranftaltet, und nad) Maßgabe der NRefultate derfels 
ben die Dienftverleihung an dasjenige Individuum verfügt 
werden, welches die meifte Kunſtgeſchicklichkeit bewiefen hat. 
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Bey Beſetzung ſolcher Stellen haben die Generalkommiſ— 
färe jedesmal die betreffende adminiftrative Unterbehörde, 
den Drtöpfarrer, und Diftriftöfchulinfpeftor, fo wie protes 
ftantifcher Seitd den Diſtriktsdekan ‚ um Gutachten zu ver 
nehmen. 


V. die efesung der niedern Kirchendienſte betreff. v. 30. Der. 
* 0. $. 4. 6. Regbl, v. 1511. ©. 20, 


16) Citationem 
f. Ediktalcitation. Infinuation, 


Die Erf orderniſ ſe einer foͤrmlichen Citation ſind 
folgende: 

a) ſowohl der Richter, als der Kläger und Beklagte, muͤſ⸗ 
fen daraus erfichtlich ſeyn; 

b) auch 8 Orts der Gerichtöftelle muß in folder Ers 
wähnung geſchehen; — 

c) in Partheyfachen ift jederzeit der Grund ber Eitation 
zu bezeichnen, und die Klage ſammt Beylagen, wenn 
ſie bereits ſchriftlich uͤbergeben worden, anzuſchließen; 

d) ſodann muß auch die Zeit, innerhalb welcher der Eis 
tirte fich bey Gericht ſtellen oder verantworten ſolle, 
beſtimmt ſeyn. 

Gewoͤhnlich geſchieht die Citation an den Kläger und 
Beflagten dahin, daß fie beyde am nächiten Gerichtstag 
durch bevollmächtigte Anwälte erfcheinen und ihre Rechts: 
nothdurft beforgen follen, 

Cod, jud, Bav, Cap. V. $, 5, 


Eine infinuirte Citation bewirkt auf Geite de 
Richters, daß er die Jurisdiktion in der betreffenden Sache 
prävenirt und auf Seite des Citirten, daf er, wenn er auch 
den Richter für unguftändig halt, wenigfteng mittelft Protes 
fiation fich zu vernehmen geben muß. 

God, jud, Bay. Cap, V.$. 9 


Sandgerichtliche Vorladungen an guts herrliche Hinterſa⸗ 
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Ben find auch in den Fallen, wo biefe den Landgerichten 
unmittelbar untergeordnet find, durch die Patrimoniak; 
gerichte zu infinuiren und auf gleiche Weife Fonnen die 
Iandgerichtlichen Urtheile gegen erwähnte Hinterſaßen von 
‚eben jenen Patrimonialgerichten auf die von den Landgerich 
ten vorgefchriebene Art vollftredit werden. 

Ed, über die gutsherrlichen Rechte v. 26. May 1818. $. 82, 

Geſ.Bl. ©. 250. 

Die Citation, fich vor Gericht zu ftellen und dad Vers 
urtheilte zu bezahlen, erfosdert einen Stempel mit 30 kr. 
wogegen bie übrigen gerichtlichen Citationen nur auf einem 
Stempelbogen von 3 Er. erfaffen werden. - 

Urderitgt der a x Geret’8 Samml. B. XII. 

Wegen ſ chrif tlicher Vorladung einer Varthey iſt von 
jeder vorzuladenden Perſon der Forder- oder Verſchaffbatzen, 
(in ſtreitigen oder nicht ſtreitigen Rechtsſachen) mit 4 Fr. zu erhe— 
ben bewilliget; hingegen bey mündlichen Ladungen fins 
det diefe Gebühr ————— als in Officials oder Armen⸗ 
fad; en flatt, 

V. v. 16. März 1815. Regbl, ©. 225. 


Inſofern nach dem Gefeß über Verbeſſerung der Ge: 
richtdordnung vom 22, Juli 1819. $. 2. (Geſ. Bl. ©. 61.) 
die Ladungen am Scluffe des Protofolld den Partheyen 
angefet und erdfinet werden follen, darf für eine befondere 
Ladung durch Signatur oder Amtszettel Feine Taxe erhos 
ben werden. 


Zarif der Amtd» und re “ Geret's Samml. B. 
n 97, 


17) Civilarchitekten. 
| f. Baydienftprüfung. Baupraftifanten. 


Unter Civtlarchiteften werden diejenigen verftanden, wel: 
che ſich mit Anfertigung von Plänen zu neuen Gebäuden 
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der Privaten, Stiftungen und Gemeinden, fohin mit Loͤſung 
ardhiteftonifcher Aufgaben und mit Bauführungen nach eiges 
nem Plane befaffen. Diefelben find zwar Feine Staatsdie— 
ner; jedoch dürfen fie ihre Kunft nicht ausüben, ohne die 
vorgefchriebene Prüfung erftanden zu haben. 

Bey eingewanderten Architekten folle jedesmal 
angefragt werden, ob fie einer Prüfung zu unterwerfen 
feyen? ($. 33.) 

Am Sitze einer jeden Kreisregierung findet jährs 
Yich, oder nach Maßgabe der Anmeldungen alle zwey Jahre 
eine Prüfung der Civilarchitekten ftatt, deren Anfangstermin 
durch dad Kreisintelligenzblatt wenigſtens zwey Monate früs 
‚ber befannt gemacht wird und wozu in der Regel der zweys 
‚te November beftimmt ift. ($. 34.) 

Ad VBorbedingung der Admiſſion zu diefer rs 
fung wird erfordert, daß ſich der Kandidat an einer poly 
technifchen oder anderen hiezu geeigneten Lehranſtalt die feis 
nem fFünftigen Beruf entfprechende allgemeine Borbildung 
erworben habe und genügende Zeugniffe darüber beybringen 
Fonne. Außerdem hat Jeder ein Sittenzeugniß, nebft Pros 
ben feiner Fertigkeit im Zeichnen, vorzulegen. ($. 35.) 

Die Fragen und Programme für die Prüfung der 
Givilarchiteften werden jederzeit von der oberfien Baubehoͤr— 
de nach Maßgabe des Fünftigen Berufes der zu Prüfenden 
beftiimmt und den Negierungen mitgetheilt. Diefelben ums 
faffen im Wefentlichen eben diefelben Fächer der Wilfenfchaf: 
ten und der Kunft, welche für die Prüfung der Adfpiranten 
zum Staatsbaudienft vorgefchrieben find. ($. 36.) 

Die Prüfungen der Civilarchiteften werden am Sitze der 
Kreisregierung, unter der fpeziellen Auflicht und Leitung des 
Kreisbaurathß, abgehalten. ($. 37.) 

Die Cenfur der Prüfungselaborate, fo wie die Ent 
ſcheidung der Frage, ob eine Prüfung für genügend anzuers 
kernen feye, oder nicht, gefchieht durch eine Kommiffion, 
welche aus dem Kreisbaurath und zwey dazu beygezogenen 
Civilbauinſpektoren beftebt und zwar nach denfelben Grund 
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fäßen, bie für bie Prüfung der Staatsbaudienftadfpiranten 
gegeben find. 

Die Regierung hat, bevor fie die Zeugniffe ausftellt, 
die Refultate der Pröfung dem Minifterium des Innern ans 
zuzeigen. ($. 38.) 

Das Pruͤfungs zeugniß ertheilt dem Gepruͤften die 
Befugniß, uͤberall im Koͤnigreich ſeine Kunſt ausuͤben zu 
duͤrfen. (F. 39.) 

Uebrigens ſteht ed Jedem, der die Prüfung als Civil 
architeft ablegen will, frey, dieſelbe bey einer Kreisregierung 
feiner eigenen Wahl zu erftchen. ($. 40.) 


Snftruft. en F Prüfungen für das Bauweſen vom 27. May 
0. $. 33 — 40. Regbl. ©. 821 — 824. 


18) Eivildienfie 
f. Anftellung. Ausländer. 


Das Indigenat ift die wefentliche Bedingung, ohne 
welche man zu Civilftaatsftellen nicht gelangen Tann. 
Ed. über das Indigenat v. 26. May 1818. $. 7. Gef. BL. 
©. 143. 


Auf die im Krieg zu ferneren Militärdienften untaug— 
lih gewordenen Offiziere foll bey Begutachtung zu allen 
geeigneten Givilftellen, zu welchen fie die erforderlichen Ei; 
genfchaften bejigen, vor allen Anderen Ruͤckſicht genommen 
werden. 

Zu geringeren Civildienſten ſollen ausgediente Unter 
offiziere und Soldaten, welche durch ihre Vorgeſetz— 
ten dazu befonders empfohlen find, mit Augfchließung Ans 
berer, die fich diefe VBerdienfte nicht erworben haben, in Bors 
fhlag gebracht werden. Dahin gehören die untergeordneten 
Stellen bey den Pofts, Mauth > und Salzamtern, und bey 
dem Straßenbau, fodann Polizeyftellen, Kanzleibotendienfte 
u. f. w. 


V. die neuen DVerdienfte der baterifchen Armee betreff. dv. 6 
May 1809. $. 5. Regbl. ©. 750. 
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19 Civilkodex—. 


Das baieriſche Civilgeſetzbuch hat von dem erſten Janus 
ar 1811 an in allen Gebietstheilen des Königreiches, mit 
Ausnahme ded Rheinkreiſes, gefehliche Kraft erlangt und 
alle früher geltenden - provinziellen und ftatutarifchen Gefeks 
gebungen über dad Berfahren in bürgerlichen Rechtöftreiten 
find von diefem Zeitpunkt an für aufgehoben erklärt. 


B. die allgemeine Einführung des baierifchen Giviffoder betreff, 
| v. 4, Dt, 1810, Regbl. ©, 873, 


20) Civilprozgeffe 


f. Advofaten. Erkenntniffe. Fiskus. Legitimation. A FOIBIGENEM: 
Succumbenzgelder. Streitfachen, Urtheile. 

Bey den Gerichten erſter Inſtanz ſollen alle ſtreitige 
Rechtsſachen mündlich und kurz zum Protokoll inftruirt 
werden, wenn nicht entweder beyde heile felbft die ſchrift— 
liche Inſtruktion ausdrüdlich verlangen, oder das Richters 
amt diefelbe wegen Wichtigkeit der Sache, oder wegen bes 
fonderer Umftände anordnet, 


Auch in wichtigen Nechtöfachen kann auf Verlangen beys 
der Theile ein mündliches Berfahren ftatt finden. ($. 1.) 


Die Klage kann fchriftlich übergeben werden, und als 
dann wird unter deren Mittheilung ein Zermin zur protos 
follarifchen fchfießlichen Verhandlung beftimmt; außerdem 
find nach angemeldeter Klage beyde Theile zur Inſtruktion 
der Sache auf einen Gerichtötag vorzuladen, oder auch, 
wenn beyde ohne Ladung vor Gericht erfchienen waͤren, zur 
protofollarıfchen Verhandlung zuzulaffen. Die Untergerichte 
follen daher für die Anbringung und Berbandlung folder 
einfachen Rechtsſachen beftimmte Gerichtstage in jeder 
Woche halten, auch in Fallen, wo eine weitere VBerhand- 
Yung, ald Beweisaufnahme, Urtheilsverkuͤndigung u. dal. 
nothwendig fällt, am Schluffe ded Protokolls. fogleid den 
Termin hiezu anfegen und eröffnen. (F. 2.) 


% 
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Wenn Perfonen, welche der Nechte nicht Fundig find, 
ihre Sache ohne NRechtöbeyftand verhandeln; fo hat fich der 
Richter zu beftreben, daß das Faktum des Streits und dass 
jenige, was jeder Theil von dem andern verlangt, vollitäns 
dig und genau aufgenommen, der Streitpunkt richtig ges 
ftellt und dasjenige gebührend aufgeklärt werde, was zur 
Entfcheidung des Streitd gehört. ($. 3.) 

Wenn, der im Eingang erwähnten Beflimmung zumwis 
der, ein [chriftliches Verfahren eingeleitet worden; fo 
follen die Gerichtöperforen und Advokaten, welche diefe vors 
fhriftwidrige Verhandlung herbepgeführt haben, in eine 
Geldfirafe von 5 bis 10 Gulden und in den Erſatz der 
dadurch verurfachten Köften und Schäden ohne Ntachficht vers 
urtheilt werden. ($. 4.) | 

Geſetz, einige — — der ont Behiett v. 22, 
Suli 1819. 8. 1— 4 Gef, dl. 

Wegen Erledigung der Givilrechtsfachen find folgens 

de Beftimmungen gegeben ; 


a) Ale einfache Entfchliefungen, welche blos die Ins 
firuftion des Prozeffed betreffen, follen laͤngſtens inners 
halb 8 Zagen, von der Zeit an, wo eine Schrift oder 
der Antrag einer Parthey eingefommen ift, gefaßt wers 

den; greifen fie jedoch tiefer ın die Sache ein, wie z. 
B. Entfchließungen über wichtige Berwaltungsgegen: 
ftände einer Konfursmaffe, fo ift ein vierzehentägiger 
Zermin geftattet. Wenn Gefahr auf dem Verzug haf- 

- tet, fo verſteht es fich von felbft, daß die Entfchließung 
gleich, wie es die Gefahr erfordert, zu faffen feye. 

b) Gemeine Zwifichenbefcheide und Contumacial— 
Erfenntniffe, fofern mit denfelben nicht zugleich 

- daß Urtheil in der Hauptfache zu verbinden ift, — fers 
ner Erfenntniffe, welche im Laufe der Eyefution vor, 
fommen, follen von der Zeit an, wo die Sache zum 
Spruche reif ift, innerhalb 14 Tagen ‚gefällt werden. _ 

) Zur Abfaffung der Definitiverfenntniffe, mit 


* 
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Einſchluß des erſten Beweisinterlocuts, iſt in der Regel 
ein Termin von 4 Wochen geſtattet; wuͤrde jedoch eine 
weitlaͤufige oder verworrene Rechtsſache zu ihrer Bears 
beitung einen laͤngeren Zeitraum erheiſchen, ſo iſt ein 
zweymonatlicher Termin zugelaſſen, welcher Fall uͤbri⸗ 
gend mit dem Zeugniß des Vorſtands in den Geſchaͤfts— 
tabellen anzumerken iſt. 


V. die Termine für Erledigung der Civilrechtsſachen bey den 
Untergerichten betreff. v. 17. Sept. 1811. Regbl. ©. 1131. 


21) Civilprozeßtabellen. 


In diefe Tabellen eignen fi alle bey einem Unterges 
richt anhängigen Civilprozeſſe, einfchließlich der Konkurſe. 
($, 23.) 

Jede Eivilfache wird in ſolchen fo Tange fortgeführt, 


bis ſie bey dem Untergericht als geendiget anzuſehen iſt, 


oder bis an ihr eine Veraͤnderung eintritt, deren beſondere 
Vormerkung unnoͤthig erſcheint. Ein Prozeß, welcher auf 
der Handlung einer Parthey beruht, und waͤhrend eines 
Jahres von keinem Theil betrieben wird, bleibt in den fols 
genden Zabellen fo lange ausgelaffen, bis er wieder in Bes 
wegung fommt, wo fodann in der Tabelle das Geeignete 
anzumerfen ift. ($. 24.) 

Sn der Columne I. der Zabelle werden die Partheyen 
nur mit den Gefchlechtönamen vorgetragen; kommen jedod) 
in einer Zabelle verfchiedene Partheyen mit demfelben Ges 


ſchlechtsnamen vor, fo ift der Vorname, oder eine fonft uns 


terfcheidende Bezeichnung nach Stand, Gewerbe oder Wohn; 
ort beyzufügen. ($. 25.) | 

In der Columne IL, wird der Betreff des Streits Furz 
und deutlich, jedoch ohne Angabe des Streitobjeftd und feis 
ned Betrages, ausgedrüdt. Dad anfänglihe Rubrum der 


"Sache ift bis zu ihrem Ende beyzubehalten, und die dabey 


fidh ergebende Aenderung fol nur mit wenigen Worten z. 
B. „ieht Schadens; und Koftenserfaß‘ angemerkt werden. 
Wenn aber unter denfelben Partheyen Über. den nämlichen 
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Gegenftand ein neuer Streit aus einem anderen Rechte⸗ 
grund, oder zu einem anderen Zwede entfieht, wenn z. ©. 
nad) der Provofation die Hauptflage, noch entfchiedener 
Borflage die Nachklage, oder nad) dem Poffefforium der 
Streit über das Petitorium anhängig wird; fo ift die erfte 
Sache ald erledigt und der folgende Prozeß unter einer neus 
en Nummer aufzuführen, ($. 26,) 


Der Anfang des Prozeffed wird in der Columne Il. 
nach der erftien bey Gericht vorgegangenen Handlung, mits 
hin bey fehriftlichen Verhandlungen nach dem Prafentatum 
der erſten Eingabe bezeichnet. ($. 27.) 


Die Lage des Prozeffes ift in der Columne IV, nad 
dem Stande anzugeben, worin er fih am ‘abresfchluß be 
findet, Allgemeine Anzeigen, 3. B. „beruhet auf Anrufen, 
oder auf Beweisverfahren‘ find nicht hinreichend; vielmehr 
müßen jene Handlungen ded Nichterd oder einer Parthey 
genau bemerkt werden, von welchen der weitere Gang des 
Streited abhangt. Würde ein Prozeß durch Urtheil, durch 
gerichtlichen Vergleich, oder durch Entfagung geendigt; fo 
iſt dieſes mit Anführung der Endigungsart und des Datums 
furz zu bemerfen. ($. 28.) 


B. die Gefchäftdanzeigen der Ilntergerichte betreff. v. 15. Jan. 
1815. $. 23 — 28, Regbl. ©. 465 — 467. 

Die Unzeigen ber Untergerichte Über die bey ihnen 
anhängigen Givilprozeffe dürfen nur jahrlih einmal 
und zwar am Schluffe ded Kalenderjahrs gefertigt werden. 
Kleine Berhörhändel, welche bey dem mündlichen Verhoͤr 
alsbald im Vergleichswege oder durdy Befcheid definitiv ers 
ledigt werden, find in diefe Anzeigen nicht aufzunehmen, 
‚wovon jedoch die, dem MWechfelprozefle eigenthämlichen, 
fommifitonellen Verhandlungen der Wechſel- und Merfantil 
Gerichte ausdrücklich ausgenommen bleiben, indem diefe 
auch Fünftig einzutragen find, 

Erläut. d. ob. Verordn. v. 25. April 1816. Regbl. S. 268. 
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ſ. Zwangdarbeitshäuſer. 


Da der Artikel 28 Theil I. des Strafgeſetzbuches aus— 
drüctich beftimmt, daß bey der Gefaͤngnißſtrafe, zw 
mal, wenn diefelbe auf Tängere Zeit verhängt worden, ber 
Uebertreter zu angemeffener Befchäftigüung, und ſoweit 
es die Umftände geftatten, zu den gewöhnlichen Arbeis 
ten feines Berufes angehalten werden folle; fo ift diefe ges 
feßliche Beftimmung Fünftig in allen Strafgefängniffen,, 
fo viel möglich, in Vollzug zu Bringen. 

Daher haben die Gerichte, bey welchen ſolche Gefäng- 
niffe befiehen, vor Allem dafür zu forgen, daß jedem Straf 
ling gleich nach dem Antritt der Strafe die zu feinen ges 
woͤhnlichen Berufdarbeiten erforderliben Werkzeuge und 
Stoffe zufommen, und daß er zu diefen Arbeiten während 
der ganzen Dauer der Strafzeit angehalten werde, infofern 
diefelben von einer Art find, daß fie inner dem Gefangnif 
ohne befondere Vorrichtung und ohne fremde Beyhuͤlfe ges 
fchehen mögen. ($. 1.) 

Iſt der Strafgefangene Meifter irgend eined Hand: 
werks, oder übt er ein ſolches felbfiftändig aus; fo kann er 
zur Mitnahme der nothwendigen Werkzeuge und Stoffe in 
den Strafort veranlaßt werden, im Sal folche feinen Ange 
hörigen für die Fortführung des Gewerbes wahrend feiner 
Strafzeit entbehrlich find. ($. 2.) 

St er dagegen nur Gefelle, fo hat daß Gericht ges 
 meinfchaftlich mit der Polizey dahin zu wirken, daß ihm 
jene Werkzeuge und Materialien von dem Meifter, bey wels 
chem er in Arbeit geftanden, oder, (wenn er ald wandernd wes 
gen Vergehens in Iinterfuhung und Strafe gerathen wäre) von 
einem der am Sitze des Gerichtd fich befindenden Meifter 
feines Handwerks auf die Dauer der Ötrafzeit hergeliehen 
- werden. ($. 3.) 

Sind die gewöhnlichen Berufsarbeiten eines Straflingd 
fo befchaffen, daß fie im Innern des Gefängniffes nicht fratt 
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finden koͤnnen; fo ift wenigftens Anftalt zu treffen, daß er 
mit anderen Arbeiten, deren er Fundig ift, befchäftiget werde. 

Insbeſondere find weibliche Sträflinge, welche gewohn;: 
lich mehrere, auch im Ötraforte Teicht auszuübende, Hands 
arbeiten verftehen, mit dergleichen Arbeiten, vorzüglich mit 
Spinnen, Striden und Nähen zu befchäftigen. ($. 4.) 

In einzelnen Fällen, und wenn für den Sträfling kei— 
ne andere angemeffene Befchäftigung auszumitteln ıft, Fann 
den Gefängnifwärter auch geftattet werden, demfelben in 
einem Raum des Strafgebäudes die Beforgung von Haus 
arbeiten, 3. ©. Holzhacken, Wafchen, Beyhelfen in der 
Kühe u. dgl. zu übertragen; jedsch folle ſolches nur mit 
ausdrädlicher Bewilligung des Gerichtvorftandes, und mit 
der gehorigen, jede Gefahr einer Entweichung befeitigenden, 
Aufſicht geſchehen, fo wie es fich von ſelbſt verfieht, daß zu 
derley Arbeiten nur jene Straflinge, welche diefelben auch 
im Zuftande der Freyheit zu verrichten gewohnt find, ges 
braucht werden dürfen. ($. 5.) 

Iſt ein Strafling Feine blos mechanifche Arbeit gewohnt, 
und gehört er zu den gebildeten Klaffen der Gefellfchaft; fo 
it ihm jede Selbftbefhäftigung durch Schreiben, 
Rechnen, Lefen, Zeichnen, u. dgl. nicht allein zu geftatten, 
fondern er ift auch hiezu von dem Gefängnißwärter aufzus 
muntern. ($. 6.) 

In Strafgefängniffen, wo Mehrere miteinander in 
einem Zimmer verwahrt werden, find denfelben auch fulche 
Arbeiten anzuweifen, weldhe dad Zufammenwirfen mehrerer : 
Individuen erfordern. ($. 7.) 

Uebrigeng haben die Unterfuchungsgerichte bey jedesma— 
iger Beftimmung der Befchäftigungsart immer darauf zu 
fehben, daß Strafgefangenen, von welchen eine Entweichung 
oder Selbftverlegung zu beforgen ift, keinerley Arbeit geftats 
tet werde, welche ihrer Befchaffenheit nach ald Mittel zur 
Ausführung eines folhen Zweded mißbraucht werden koͤnnte. 
($. 8.) ; 

Die Befchäftigung der annoh in Unterfuhung be 
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findlichen Gefangenen ift vorzüglich nach der Beſtimmung 
des Artikels 53 Theil 1. des Strafgeſetzbuches zu bemeffen, 
wonach einem folchen Gefangenen jede Arbeit erlaubt wers 
‚den Fann, wobey Feine Gefahr des Entweichend oder a 
gen Mißbrauches gedenkbar ıft. ($. 9.) 

Diefer Vorfchrift gemäß haben die Unterfuchungsgerichte 
zwar dafür zu forgen, daß auch die wegen Vergehens oder 
Verbrechens proviforifch verhafteten Individuen wahrend der 
Dauer diefer Haft befchäftiget werden; da jedoch der Zwed 
der Befchäftigung im Berhältniffe zu dem Zmwede der Unter 
ſuchung nur ein untergeordneter ift; fo darf denfelben unter 
feinem Borwande und unter Feiner Bedingung irgend eine 
Arbeit zugelaffen werden, welche auf den Gang der Unter 
fuhung ftorend einwirken, oder auf irgend eine Weife ven 
- dem Berhafteten zur Gelbftbefreyung vder Selbftverlegung 
benußt werden Fonnte. ($. 10.) 

Demnach ift ſolchen Individuen eine Befchaftigung nie 
anders, ald mit ausdrädlicher Bewilligung des Gerichtös 
Vorſtandes, und nach gepflogener Rüdfprache mit dem die 
Unterfuchung führenden Geridhtsmitgliede zu geftatten. ($.11.) 

Berhaftete, welche wegen eines nach dem Geſetz mit 
Todes, Ketten » oder Zuchthausftrafe belegten Verbrechens 
unterfucht werden, find in der Regel gar nicht zu befchäftis 
gen; anderen, geringerer Berbrechen oder Vergehen wegen 
in Unterfuchhung befangenen Individuen Tann dagegen nad) 
Befchaffenheit ihres Charakters und ihrer Uebertretung eine 
Arbeit zugelaffen werden, und fie fünnen felbit, befonders 
‚bey längerer Dauer. des Arreſts, dazu aufgemuntert, jedoch) 
(nad der Vorfchrift ded oben erwähnten Artifeld 55. Theil Il. deö 
Strafgefegbuchs) auf feinen Fall gezwungen werden. ($. 12.) 

Immerhin aber find den in Unterfuhung befindlichen 
Gefangenen nur folcbe Arbeiten zu erlauben, welche in dem 
Innern des Gefängniffed verrichtet werder koͤnnen, welche 
ein gemeinfames Zufammenwirken mehrerer Individuen nicht 
erfordern, und auch nicht durch den Gebrauch gefährlicher 
Inſtrumente bedingt find. ($. 15.) 

Mer: 


\ 
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Merden einem Verhafteten die Stoffe und Werkzeuge 
zur Urbeit von auswartigen Perfonen, namentlich von feis 
nen Angehörigen oder Bekannten, geliefert, fo find folche, 
bevor fie dem Berhafteten zufommen, von dem Gefaͤngniß—⸗ 
warter jedesmal genau zu durchſuchen, und alle darin 
bemerkt werdenden befonderen Zeichen u. dgl. zu entfernen; 
überhaupt ift die möglichfte, jede Gefahr einer Collufion bes 
feitigende, Vorficht dabey anzuwenden. Das Naͤmliche fol 
aud) bey Herausgabe der aus jenen Stoffen von einem ns 
quifiten verfertigten Arbeiten beobachtet werden. ($. 10.) 


An Orten, wo von Privatvereinen oder einzelnen Pri⸗ 
vaten gewohnlich Arbeiten bey Gefangenen beftellt werden, 
dürfen folhe Beltellungen den in Unterfuchung befindlichen 
Gefangenen ohne’ Bedenken zugewendet werden; jedoch ift, 
außer den im_$. 15. bezeichneten Borfichtsmaßregeln, noch 
insbefondere darüber zu wachen, daß weder der Verhaftete 
erfahre, von wem die Beftellung herrühre, noch der Beſtel⸗ 
fer, von welchem Gefangenen das dazu bergegebene Materis 
al bearbeitet werde, ($. 15.) 


Uebrigens find Inquifiten von dem Gefängnißwärter nies 
mals zu Hausarbeiten zu verwenden. ($. 16.) 


Da die wegen Verbrechens oder Bergehens zur Haft 
fommenden, oder zur Gefängnißftrafe verurtheilten Indivi— 
duen größtentheild folche find, welche die zur Befchäftigung 
während ihres Xrrefts erforderlichen Stoffe und Werkzeuge 
nicht felbft beyzufchaffen vermügen, und auch nicht von Ans 
gehörigen erhalten koͤnnen; fo haben die Juftizbehörden, in 
Berbindung mit den VBerwaltungsbehorden, (orzüglich mit 
den Magiftraten der Städte und Märkte) dahin zu wirken, daß 
das Publifum, den wohlthätigen Zwed einer allgemeinen 
Befchäftigung der Gefangenen anerfenttend, zur Erreihung 
diefes Zweckes felbftthätig beytrage, und daß fich befonders 
in größeren Städten mit Vorwiſſen der betreffenden Polizeys 
behörden Privatvereine bilden, welche die Abficht der 
Regierung durch Beftellung von Arbeiten in den Gefängniß 
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fen oder. durch Gelds und Materialvorſchuͤſſe unterſtuͤtzen. 
($. 17.) | 

Damit derley wohlthätige Unternehmungen, indem fie 
nicht durch Gewährung pekuniaͤrer Bortheile aufgemuntert 
und belohnt werden koͤnnen, auch nicht durch Erleidung ir 
gend eines Schadens zurhdgehalten werden; fo haftet das 
Aerar des Staates für das allenfalliige Berderben der von 
folhen Privatvereinen hergegebenen Materialien durch die 
mit ihrer Verarbeitung beauftragten Gefangenen, und der 
Betrag ded anmit zugefügten Schadens ift dem Vereine, fo 
wie auch einzelnen Privaten ſogleich ab der jedem Unterfus 
chungsgerichte für die Kriminalfoften ausgeworfenen Summe 
zu erfeßen, vorbehältlic eines Ruͤckanſpruches an den Ge 
fangenen, durch deffen Bosheit, Nachläßigfeit, oder Unwiß 
fenheit. das Material verdorben wurde, ($. 18.) 

Sollten die Verfuche zu Bildung folcher Vereine Frucht: 
los feyn, ober die Beftellungen einzelner Privaten dem Bes 
därfniffe nicht entfprechen, und follten die Gefangenen auch 
nicht durch Arbeiten für fich felbft, für ihre Angehörigen, 
Meifter und Dienftherrfchaften befchäftiget werden Tonnen; 
fo find diefelben Gedoch nur in Ermanglung aller vorbenannten 
Hülfsmittel) auf Koften und für Rechnung des Staatsaͤrars 
in Arbeit zu feßen. (F. 19.) | 

Zu diefem Behufe und unter diefen Bedingungen iſt je— 
des Unterfuchungsgericht ermachtiget, ab der ihm für die 
Kriminalfoften ausgeworfenen Averfalfumme einen verhält: 
nigmaßigen Vorſchuß auf Anfhaffung der für die Bes 
fhäftigung der Gefangenen erforderlichen Werkzeuge, (befon- 
der Spinnräder, Strid= und anderer nicht Toftfpieliger Geräth— 
fhaften) wie auch. des zu verarbeitenden Materiald zu vers 
wenden; jedoch follen die Berichte jedesmal den Bedarf und 
die Verwendung bey der betreffenden Kreisregierung, Kam⸗ 
mer der Finanzen, der Genehmigung wegen anzeigen. ($.20.) 


Den Anfauf der Werkzeuge und Stoffe hat der Ge 
fängnißwärter nah Angabe ded Gerichtsvorftandes zu 
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beforgen; er hat fofort dad Material unter die Gefangenen, 
— jedoch in Bezug auf die noch in Unterfuchung fiehenden 
nur unter der im $. 10. enthaltenen Vorausſetzung, — zu 
vertheilen und während der Befchäftigungszeit oͤfters nachzur 
fehen, ob mit Fleiß gearbeitet, an den Materialien und 
Werkzeugen nichts verdorben, oder diefelben nicht mißbraucht 
„werden; auch hat er die Arbeiten beym Eintritt der Ruhe— 
zeit zu fi) zu nehmen, und am andern Tage den Gefanges 
nen zu ihrer Fortfeßung wieder auszuhaͤndigen. ($. 21.) 

Ueber die eingefauften Geräthfchaften hat der Gefäng- 
nißwärter dem Gerichte nicht nur genaue Rechnung abzule 
gen; fondern er hat auch über die Befchäftigung der Gefan- 
genen ein eigenes Buch zu führen, in weldes die Namen 
derfelben, die jedem von ihnen zur Verarbeitung behandigs 
ten Stoffe, die von jedem gelieferte Arbeit, fodann die Zeit 
der Abgabe und Zuruͤckgabe forgfältig einzutragen find, und 
welches dem Gerichtövorfiande am Ende jeder Woche zur 
Einficht vorzulegen iſt. ($. 22.) | 


Die von den Gefangenen verfertigten Arbeiten ‚hat der 
Gefangnißmwärter am Schluffe jeder Woche gegen Beſcheini⸗ 
gung an das Gericht abzuliefern, welches über diefelben 
ebenfalls ein Berzeichniß führt, und fie nach Umftänden eins 
zeln oder Parthienweife verwerthet. ($. 23.) 


Um den Abfaß zu erleichtern, iſt der Verkaufspreis 
fo niedrig als möglich zu ftellen, und daher bey deffen Be: 
fiimmung blos der Anfaufspreis der rohen Stoffe und der 
nach den Drtsverhältniffen feftzufeßende Arbeitslohn als 
Maßſtab anzunehmen, mithin der Entgang der Zinfen aus 
dem PVBorfchußfapital, der Ankauf der Gerathfchaften, die 
Haftung für allenfallfiges Verderben der Stoffe u. dal. auf 
fer Berechnung zu laſſen. Auch iſt zum nämlichen Behufe 
bey der Wahl und Beftimmung der Arbeit auf die Bedürf: 
niffe der Gegend und ſonach auf den Teichteren Debit der \ 
Produfte die geeignete Rüdficht zu nehmen, ($. 24.) 


Wegen der Berwerthung ber Arbeiten haben ſich die 
51 
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Unterfuchungsgerichte erforderlichen Falles mit den betreffenden 
Berwaltungsbehörden, insbefondere mit den Magiftraten, 
in Benehmen zu feßen, um durch gemeinfames Zufammen; 
wirken die paffendften Wege zum fehnellen und vortheilhaf- 
ten Vertrieb jener Produfte auszumitteln. ($. 25.) 

Yus dem Erldfe ift vor Allem der von dem Staats 
Aerar erhaltene Vorſchuß zu erfeken und, demnächft der von 
dem befchäftigten Gefangenen ind Berdienen gebrachte Ars 
beitslohn abzuziehen. Was alsdann noch übrig bleibt, ift 
für Ausbefferung der Gerätbfchaften, Erfaß des verdorbenen 
oder Anfauf neuen Materials zu verwenden. ($. 26.) 


Der Arbeitslohn darf nur folhen Gefangenen, wel 
che die Koften ihrer Verpflegung aus eigenem Vermögen zu 
erfeßen verurtheilt und im Stande find, ganz verrechnet, 
“und theilweife zu einiger Erleichterung ded Arreftes behänbdis 
get werden. ($. 27.) 


Den in Unterfuchung befindlichen Gefangenen, welche 
vermoͤgenslos find, fol, — um ihnen hiedurch einen Anreiz 
zur Urbeit zu geben, zu welcher ſie gefeßlich nicht gezwungen 
werden fonnen, — ein Drittheil ded Arbeitslohnes zu 
ihrer Benvendung überlaffen, und das zweyte Drittel nad) 
vollendeter Strafzeit ausgefolgt werden, während das Dritte 
dem Staate zu einigem Erfaße der OEDILEOUNBETOREN zu 
verrechnen ift. ($. 28.) 


Hinfichtlich des Hfrbeitäfofeh b der vermoͤgensloſen Strafr 
gefangenen folle fich nad) der diesfallfigen Bellimmung des 
Artifels 53. Theil IL. des Strafgefeßbuches benommen werden, 
wonach vorderfamft die Koften des Moateriald und der Ber: 
pflegung abzuziehen find, und der Weberfchuß entweder zur 
Unterftäßung ihrer Angehörigen verwendet, oder bie zu ihr 
rer wiedererlangten Freyheit — verwahrt werden folle«, 
($. 29.) 


Inftruft. die Befhäftigung der Ginilfträflinge und der in Unter—⸗ 
— befindlichen Gefangenen betreff. v. 31. Jan. 1822. 
$.1— 29. Regbl. S. 99 — 110. 
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Die auf den Zeftungen befindlichen Givilfträffinge, wels 
he fih aus eigenen Mitteln verpflegen, haben für die 
Abnägung der herrfchaftlichen Bettfournituren und Kammers 
Requifiten täglich 1 Fr. zu — 


B. die el betreff. ze 1823. in Geret’8 
Samml. 2. Xul. ©. 1492. 
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Die goldene und filberne Givilverdienftmebaille 
wird an einem zollbreiten, aus zwey weißen und drey hell 
blauen fhmalen Streifen zufammengefeßten feidenen Bande 
auf der linken Bruft im Kriopfloc getragen. | 


3. dad Band der Verdienftmedaillen betreff. v. 13, Apr. 1807. 
Re gbl. S. 666, 


24) Cibilverdienſtorden. 


Das Ehrenzeichen des Ordens der baieriſchen Kro— 
ne beſteht: 

a) Fuͤr die Großkreuze aus einem achteckigten, weiß 
emaillirten, und mit einem Eichenkranz umgebenen Or⸗ 
denskreuze, welches mit der Koͤnigskrone bedeckt iſt, 
und in der Mitte die blauen und weißen Rauten nebſt 

der goldenen Krone und der Umſchrift „virtus et ho- 
nos“, auf der Kehrſeite aber das Bruſtbild des Stifters 
in Gold mit der Umſchrift „MMax. Jos. Rex Bojoariae“ 
enthält. Diefed Ordenskreuz wird an einem vier Zins 
ger breiten, gewäfferten, blau feidenen Bande, bdeffen 
Rand einen Bierteldgoll breit weiß eingefaßt ift, von 
der linfen Schulter zur rechten Seite hinab getragen. 


Der auf der Tinfen Geite des Oberkleids an der 
Bruft zu tragende Stern bildet gleichfalls ein achteckig— 
tes ſilbernes Kreutz mit Strahlen im Glanz, in deſſen 
Mitte die Koͤnigskrone auf den blau und ‚weißen Rau: 
ten fich befindet, auch die Umfchrift „Virtus et honos“ 
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auf ——— Grunde zu — ‚ und mit einem 
Eichenkranze umgeben ift. 


b) Die Kommandeurd haben dad nämliche Ordens; 
freuz, nur etwas Feiner, und’ mit dem Unterfchied, 
daß fie daffelbe. an einem blauen, etwas fchmäleren, 
Bande, deffen Rand weiß eingefaßt ift, an dem Halfe 
auf der Bruft hangend, tragen. 


c) Für die Ritter befteht das Ehrenzeichen aus einem 
gegen die vorige Klaffe noch Fleineren Kreuße der nams 
lichen Gattung, . welches an dem gleichen, fhmäleren, 
Bande im Knopfloch befeftiget wird; und 


d) Für die vierte Klafle, aus einer theils goldenen, 
theils ſilbernen, Verdienſtmedaille, welche auf 
die unterm 13. April 1807, vorgeſchriebene Art getragen 
werden foll, 

Jeder Ordendritter ift befugt, mit den vorgefchries 
benen Ordensinfignien fein angebohrnes und herge— 
brachtes Wappen zu umgeben. 


Geſetz, Givilverdienftorden der m. Krone betreff. v. 
9. May 1808. Art, IX, X. Regbl. S. 1056, 


Jeder Staatsbürger, welcher dem Staat vorzügliche 
Dienſte geleiftet, fich durch höhere bürgerliche Tugenden aus— 
gezeichnet, oder um den Nußen und den Ruhm des Vaters 
lands befonders verdient gemacht hat, Fann in diefen Ders 
dienftorden aufgenommen und zu allen Graben deffelben be; 
fordert werden; jedoch ift die Einreichumg von Geſuchen um 
deffen Verleihung unterfagt, ' 

Auswärtige, welche in Angelegenheiten mit fremden 
Höfen ausgezeichnete Dienfte geleitet, oder durch folgereiche 
Verwendung für Fonigl. Unterthanen, durch nuͤtzliche Entdes 
Aungen und deren Mittheilung, fe wie durch vorzägliche 
Talente und Gelehrfamfeit dag Auge der Landesſtellen auf 
fi) gezogen und deren Würdigung erhalten haben, Fonnen 
ebenfalld, auch ohne Vortrag in dem Ordensrath, mit die 
ſem Drden begnadigt werden. 
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Der Berdienftorden befteht aus drey Klaffen, wovon 
die erfle vierundziwanzig Großfreuze, die zweite vierzig 
Kommandeurs, die dritte hundert fechszig -Ritter begreift. 
Diefe Zahl full, was die Verleihung an Inlaͤnder betrifft, 
nicht überfchritten werden. 

Der Ordensrath wird gebildet aus dem Ordens⸗ 
Großfanzler und dem Großſchatzmeiſter, als fländigen Mit: 
gliedern, wozu noch ſechs Großfrenze und ebenfoviel Koms 
manbeurs berufen werden. Die Verleihung der drey Ordens— 
grade wird niemals anders, ald nad) Anhörung ded Ordens: 
rathes vorgenommen, wogegen der vierte und niedrigfte 
Grad — namlich die Eivilverdienfimedaille, auf den unmits 
telbaren Vortrag der Staatöminifterien verliehen wird, 4 

Erläut. der en... des Civilverdienftordend v. 8. Oktbr. 1817. 
Art. 1—5. Regbl. ©. 875 — 877. 

Die Ertheilung des Givilverdienftordend an Inlaͤnder 
fhließt die Verleihung des Adels in fid. 

Diefer Adel befchränft fich zwar nur auf die Perfon des 
Begnadigten; hingegen hat ein Ordensmitglied, deffen Bas 
ter oder Großvater fich ebenfalld diefe Auszeichnung bes 
Verdienſtes erworben hatten, einen Anſpruch auf tarfreye 
Berleihbung des erblichen Adels. 

Ed. über den Adel v.,26. May 1818. $. 5. Geſ. Bl. ©. 215. 


Aus den Renten des DOrdensvermögens find für zwan—⸗ 
zig Kinder von Ordensmitgliedern Erziehungsbeyträ- 
ge in dem Belaufe von jährlichen 250 Gulden ‚gebildet 
worden. 

Zum Genuß eines ſolchen Beytrages koͤnnen ſowohl 
Soͤhne, als Toͤchter aus den drey Ordensklaſſen gelangen 
und zwar bleiben Söhne, fie mögen ſich den Studien oder 
einem anderen Erwerböziweige widmen, in deren Bezug bie 
nach zurüdgelegtem 25ten Lebensjahr, die Töchter aber Bis 
zu ihrer Verehelichung vder einer anderen Vebenslänglichen 
Verforgung. Die Kinder eines verftorbenen Mitgliedes Fon; 
nen nicht minder wegen Erlangung eined Beytraged in 
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Vorfchlag gebracht werden und deren von dem Staat bezies 
hende Penſion kommt hiebey nicht in Anſchlag. 
Als Bedingungen des Anſpruchs ſind folgende vor— 
geſchrieben: a | 
a) Diefe Unterftäßung ift ausfchließlich für Kinder derje— 
nigen Staatödiener befiimmt, welche in den drey erften 
Klaffen des Givilverdienftordens ſich befinden, pder mit 
diefer Eigenfchaft verfiorben find. 


Bey den Vorfchlägen wird ſtets dad Hauptaugen 
mer? auf Mangel des Vermögens, auf große Kinder 
zahl und auf den unzureichenden Staatsgehalt ded Or: 
densmitglieds ‚gerichtet; daher haben den erften Ans 
foruch "die doppelt Verwaisten, und nad ihnen, die 
einfach Verwaisſten, welche ſich vermog nachfichender 
Beſtimmungen hiezu eignen: 

b) Der Staatsdiener muß notorifch Gein eigenes Vermoͤ⸗ 
gen befigen, oder gehabt haben. 

ec) Er muß Vater von mehr ald Einem unverforgten Kin 
be ſeyn. | Ä 

d) Unverforgte Kinder, welchen durch Schenfung ober 
Erbſchaft ein befondered Vermögen ‚angefallen ift, find 
ausgeſchloſſen. | | 

e) Eben diefes ift der Fall bey Kindern, die mit einer 
Damenftiftspräbende begnadiget find. _ 


f) Der Staatögehalt des Vaters darf in der Negel nicht 
über 4000 fl. betragen. 

g) Bon mehreren Kindern eines Baterd kann in der Ne 
gel nur eines für ſolche Unterftigung in Vorfchlag kom⸗ 
men; mo jedoch mehr ald 5 Kinder vorhanden find, ift 
eine Ausnahme zuläßig. 

h) Sobald einem mit Unterſtuͤtzung begnadigten Kind eis 
ne Erbfihaft oder fonft ein Privatvermögen- zufällt, def 
fen Rente den Betrag ber Unterftäßung erreicht, hört 
diefelbe auf. Eine dießfalls unterfaffene Anzeige wird 


% 
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als Berleßung an dem Ordensvermoͤgen betrachtet, und 
der Schuldhafte wird zur RUND des Rüderfaßes 
nebft Zinfen angehalten, 


i) Stirbt dag begnadigte Kind während dem Lauf feiner 
Genußfähigfeit, fo fällt die Unterſtuͤtzung heim und dies 
felbe Fann nur auf befonderen Vorſchlag an ein ans 
deres Kind- diefer Familie übergeben. 


Erl., die Gründung eine? Unterftügungsfonds bey dem PVers 
| dienftorden betreff. v. '& Febr. 182% 9. 1— 5, Regbl, 


D — 95, 


= 


euere 


Die Conti der Kaufleute, Apotheker, Gaftwirthe und 
Handwerksleute, überhaupt alle — Geld betreffenden Ber; 
zeichniffe unterliegen dem Sradationsftempel, infos 
fern fie bey einer Juſtiz- oder Abminiftrativbehörde des 
Reichs Übergeken werden follen, oder deren Bezahlung aus 
Öffentlichen Kaffen zu leiften ifl. : 

DB. dad Stempelwefen betreff. v. 48. rg 1812. $. z. (a.) 

Regbl. v. 1813. ©. 

Wenn Conti in Art von Ueberſchlaͤgen zur vorlaͤufigen 
Einſicht und Pruͤfung, oder zur Erholung der hoͤheren De— 
kretur Ey · Kaſſenaͤmtern eingereicht werden, mithin deren 
Ausbezahlung nicht ſogleich ſtatt findet, fo ſolle der Ausſtel⸗ 
ler einer gleichzeitigen Beſcheinigung des Empfanges ſich 
enthalten, außerdem er jeden hieraus ne Nach⸗ 
theil ſich ſelbſt zuzuſchreiben hat. 

V. die Quittirung der en — v. t1. Juli 1817. Regbl. 


26) a Contozahlungen. 


E3 darf bey den verrechnenden Xemtern Feine a 
Gontozahlung 'geleiftet werden, ohne hiezu von derjes 
nigen Kaffe, für die fie zunächft geleiftet wird, durch die eins 
fchlägigen Finanzverwaltungs Mittelſtellen angewieſen zu 
ſeyn. 
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Keine Kaffe darf eine Ausgabe ald a Contozahlung auf 
eine andere Kaffe überweifen, wenn fie nicht zuvor felbft 
zur Zahlung und Verrechnung diefer Be auf die vor 
gefchriebene Art ermachtiget ift, | 

Die Militärfaffe darf für fich ſelbſt feine & Gonto 
Zahlung bey irgend einer Civilfaffe anmeifen; fondern bie 
Anmeifungen für die Militärfaffe müßen jedesmal von der 
Gentralftaatsfaffe ausgefertiget ſeyn. 

" Sp außerordentlihen Fällen, wenn Gefahr auf dem. 
Verzuge haftet, verbleibt es übrigens bey der den Kreids 
finanzdireftionen in dem organifchen Edift vom 8, Auguft 


7.4808. $.16. (lit. k.) eingeraumten Befugniß, eine provifo 


rifche Zahlung bis zu 500 fl, mit dem Beding unverzäglis 
cher Berichterftattung zu verfügen, 


Inſtrukt. die Zahlungdbefugniffe der Kaffenämter betreff. v. 2. 
ai 1814. $. 24. in Geret's Sammf. B. IV. ©. 255. 


D. 
Inhalts-Anzeige. 





1) Dächer. 2) Dachrinnen. 3) Damenſtift. 4) Dankfeſte. 5) Dar⸗ 
leihen. 6) Debitwefen. 7) Dedant. 8) Deduktion. 9) Defraudation. 
10) Degradation, 44) Deichfel, 12) Dekanate. 43) Deklaration. 14) 
‚ Dekorationen. 45) Defrete, 16) Delinguenten. 47) Demolitionen. 
18) Denkmäler, 19) Denfmünzen. 20) Denkfriften. 21) Denunzis 
anten. 22) Depofitengelder. 23) Deputation. 24) Deferteur. 25) Des 
ferviten, 26) Diäten. 27) Diebftahl. 28) Dienftalter. 29) Dienftbars 
feiten. 30) Dienftboten. 31) Dienfthotenbüder. 32) Dienftbotenord- 
nung. 33) Dienfte, fremde. 34) Dienfteöftellen. 35) Dienfteid. 36) 
Dienftemolumente. 37) Dienftentlaffung.: 38) Dienftentfegung. 39) 
Dienftfähigkeit. 40) Dienftgärten. 41) Dienftberr. 42) Dienftlofe 
Leute. 45) Dienftperfonal, 44) Dienftpferde. 45) Dienftpragmatif. 46) 
Dienftfachen. 47) Dienftvergehen. 48) Dienftwohnung. 49) Dienftzeit. 
50) Digeiplin. 51) Dieciplinarftrafen. 52) Difpenfationen. 53) Dis 
fpenfationdtaren. 54) Diftriftögemeinden. 55) Diftriftöfhulinfpeftos 
ren. 56) Diftriftsumlagen. 57) Diftrift3umlagerechnungen. 58) Di: 
firiftövorfteher. 59) Diurniften, 60) Dofumente. 61) Domainen, 62) 


| 


Domainenkanzley. 63) Dominifalrenten, 64) Dominifalfteuer. 65) 
Domtapitel. 66) Dorf. 67) Dorfdführer. 68) Dorflirde, 69) Dorfs 
polizey. 70) Dorfwächter. 74) Drudfriften. 72) Duelle, 73) Düns 
ger. 74) Duplik. 75) Duplikate. 76) Durchfuhr. 77) Durchgangszoll. 
73) Durchmärſche. 


1) Dihern 


Den Zimmermeiftern iſt verboten, irgend ein Dach ganz 
oder theilweife mit Schindeln zu bededen, wenn fie nicht 
vorher der koͤnigl. Polizeydireftion Anzeige daruͤber gemacht 
und von derfelben, auf vorgängige Rüdfprache mit der Baus 
fommifjion, die Erlaubniß hiezu erhalten haben, welche je 
doch nur bey abgelegenen Gartens und — er⸗ 
theilt werden kann. 

V. v. 30. Jan. 1806. in Döllingers Repert. B. V. ©. 83. 


Für bie Entfernung brandgefahrliher Dächer has 
ben insbefondere die Generalfreisfommijfariate zu forgen. 
nftr, für Generalfreißfommilfäre v. 17. Zul. 1808. $. 25. (B. 


2’ Dadhrinnem 


An allen Gebäuden ohne Ausnahme follen die Dachrins 
nen mit ftehenden Ubzugrinnen verbunden werben. Die 
Saͤumigen hat jede Ortspolizey hiezu anzuhalten und die 
Rinnen find auf deren Koften ohne Ruͤckfrage aufftellen zu 
laffen. Diefe Verordnung bezieht fih auch auf Dörfer, ſo⸗ 
fern in foldhen Gebäude vorhanden find, deren Vorſchuß⸗ 
Rinnen den Fuß s oder Fahrweg berühren. | 

V. v. 15. Zuni 1804. Regbl. S. 596. 
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3) Damenftift. 


Die Präbenden des Damenftiftd zur heiligen Anna in 
München betragen in der erften Klaffe 800 fl. und in der 
zweyten 400 fl.; folche werden den Stiftungsfräuleins, wel 
che fich verehelichen, annoch zwey Jahre lang ausbezahlt. 

Um eine Prabende erlangen zu koͤnnen, wird erfordert, 
daß das vorgefchlagene Fräulein‘ dad zwoͤlfte Lebensjahr 
zurüdgelegt habe. 

Die Verleihung von Wartgeldern auf Nechnung der 
- Damenftiftsfaffe findet nicht mehr fatt. 


V. die Statuten ded Damenftifts in Rare betreff. v. 10. 
Fe br. 1825. Regbl. ©. 9 


. Die erfie Reviſion der Rechnungen diefed Damen: 
" Aifis, fomgetirt der ſolchem vorgeſetzten Oberadminiftration, 

die zweite Revifion und ————— aber der Rechnungs⸗ 
kammer. | 


V. das Ontunanngninge, en —— v. 5. Nov. 1826. 


4) Dankfeſte. 


Der Regent Fanıı bey feyerlichen Anlaͤſſen in den ver 
fehiedenen Kirchen ded Staatd durch die geiftlichen Behörden 
Öffentliche Gebete und Danffefte anordnen laſſen. 


V. über die BL. v. 26. May 1818. $. 55. 
Geſ. Bl. 164. 


5) Darleihen. 
ſ. Anlehen. 
Die Juden dürfen ſich kuͤnftig Feine höheren Zinfe von 
Geldanlehen bedingen, noch auc höhere Verzugszinfe nehs 
men, als den Chriften erlaubt ift. Alle diefem entgegenftes 


henden Statuten, welche in einzelnen ZTheilen des ur 
reich8 beftunden, find aufgehoben. 


Geſ., den höheren Zindfuß d. Juden betreff. v. 11. Gept. 1825. 
Geſ. dl, S. 80, 
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6 Debitwefem 
fe Konkurs. Maffenpfleger. 


)DdDedhant. 


Der Dechant bey der Metropolitan s und bifchoflichen 
Kirchen wird von dem König ernannt. Das Einfommen 
eines jeweiligen Dechants beträgt in der Didces Münden 
4000 fl., Bamberg 3,500 fl., Augsburg, Regensburg und 
Würzburg 3000 fl., Paffau, Eichftadt und Speyer 2500 fl. 


—— — ur päpftlichen Stuhl v. 5. gun 1817. Art. 
Gef. Bl. v. 1818. ©. 408. 


8 Deduftiom 


f. Beweißverfahren u. f. w. F 


9 Defraudation. 
ſ. Aufſchlagweſen. 


10) Degradation. 
ſ. Dienſtentſetzung. Kaſſation. 


Die Entlaſſung eines proteſtantiſchen Geiſtli- 
hen ohne Penſion, oder die Degradation eines ſolchen, ſoll 
nie anders als nach vorbergegangener richterlicher Unterfus 
hung und Berurtheilung des Straffälligen ftatt finden. 

Inſtrukt. für — — Oberkonſiſtorium v. 8. — 

809. $. 38. Regbl. ©. 1502. 

Das Oberkonſiſtorium hat wegen Suſpenſion oder 
Degradation eines Geiſtlichen an das Miniſterium des In⸗ 
nern gutaͤchtlichen Bericht zu erſtatten. 

Ed. über die inneren Angelegenheiten der BES ERDE DEN Kirche 
v. 26. May 1818. $. 19. (e.) Geſ.Bl. 

Bey der Landwehr kann gegen Unteroffiziere wegen 

Uebertretung der Dienftordnung auf Degradation, für unbe 
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flimmte Zeit oder bleibend, erfannt werden. Dem Berurs 
theilten ift jedoch eine (unmittelbar bey Verkündigung des Spruchs 
anzumeldende) Berufung an die betreffende Kreisregierung ges 
fiattety von welcher fodann gemeinfchaftlich. mit den Kreis 
fommandanten die zweyte und letzte Entfcheidung abgefaßt 
wird, 


Landwehrordn. v. 7. März 1826. $. 37. 58. Regbl. ©. 315. 
4) Deidfen 


Die zur Nachtzeit auf den Straßen ftehenden Vaͤgen 
muͤßen mit Laternen verſehen werden; auch iſt die-Deizjfel 
an ſolchen auszuheben oder zuruͤckzulegen. 


Inſtr. für die —— v. 13. Rov. 1812, $. 52. 
. ©, 1980. 


12) Defanate 
f. Amtöfiegel. 


Hinfichtfich der Eintheilung der Diöceſen, Dela 
nat s und Pfarrfprengel darf von der Kirchengewalt Feine 
einfeitige Anordnung, ohne Mitwirken der weltlichen Obrigs 
feit, gefchehen. 


Ed, die Religiond » und been Gefelfeaften * vd. 26. 
May 1818. $. 76. (e.) 77. Geſ. Bl. S 


13) Deflkaration 


f. Zoll: und Mauthmwefen. 


Alle die Zolllinie überfchreitenden Waaren im Eins, 
Aus⸗- und Durchgang, fie mögen nah den Zarifen zollbar 
oder zollfrey feyn, mäßen an den zuftändigen Zollerhebungds 
ſtellen gleich bey ihrer Anfunft angemeldet und deflarirt wers 
den, indem die Zollabgabe jedenfall3 auf der Waare haftet.. 
Die Deklaration ift eine vor dem Eintritt der amtlis 
hen Behandlung zu machende genaue und vollſtaͤndige An: 
* uͤber die san: — oder fremde Rechnung) eins, aus: oder 

Ä durch⸗ 
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durchgehenden Gegenflände, nach ihrer Gattung, Zahl, 
Werth, Maͤß, Gewicht, Zeichen, Ziffer, Herkunft und Be 
ſtimmung, mit Bezug auf den Tarif. ft der Zollpflichtige 
nicht im Stand, feine. Waaren mit Gemwißheit zu deklari—⸗ 
ren; fo bat er das Recht, ehe die amtliche Behandlung eins 
tritt, von deren Inhalt und Gewicht genügende Einficht zu 
nehmen, und alddann erſt zu deflariren. 

Als zollpflichtig wird derjenige betrachtet, welcher 
bey der Zollbehoͤrde zur Bornahme einer Zollbehandlung zu 
erfcheinen verpflichtet iſt und welcher fich zugleich im Beſitz 
‚der zollbaren Gegenftände in dem Wugenblide befindet, wo 
deren Behandlung vorgenommen wird, gleichviel, ob er 
der wirkliche Eigenthümer feye, oder nicht. ($. 15.) 

Ein Frabtführer hat zum Behuf der Zollerhebung 
feine fämmtlichen Srachtbriefe dem Zollamt vorzulegen, und 
wenn er felbft Eigenthämer der Fracht ift, fo bat er die zu 
verzollenden Gegenftände fhriftlic zu dellariren; es 
wäre denn, daß fie nur aus Kleinigkeiten, im Werth von. 
hoͤchſtens fünf Gulden, beftüänden, in welchem Zal feine 
mündliche Angabe und deren Unterzeichnung im Zollmanual 
genügt. ($. 62.) 

Wer die zollbaren Gegenftände nad) Gewicht, Maß, 
oder Werth (ſoweit dieſer als Belegungsmaßſtab angenommen iſt) 
in der Urt zu gering deklarirt, daß die Differenz den zes 
hbenten Theil des deflarirten Ganzen überfleigt, hiebey 
aber einzelne Coli oder Städe nicht verſchwiegen hat, wird 
um den vierfachen Betrag der verfürzten "Gebühr beftraft; 
im zweyten Fall tritt die Strafe des achtfachen, im dritten 
und allen folgenden Fällen die Strafe des zwölffachen Bes 
trages, zugleich mit der Confiskation, ein. G. 96. 3.) 


Geſetz, die Bon sn. v. 15. 2Luguft 1828. 4. 15. 62. 
Geſ.Bl. ©. 190. 206. 


— J— 
ſ. Orden. 
Durch die ohne koͤnigl. N, gigibuit geſchehe⸗ 
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ne Annahme von Dienften, Gebalten, Penfionen oder Eh; 
renzeichen einer fremden Macht geht das Staats buͤrger⸗ 
recht verloren. 


Ed. über das Indigenat v. 20. Map 4818. $. 10. (2.) Gef. Bl. 


Die berichtliche Vorlage der Geſuche, um Erlaubnif 
zur Annahme von Gehalten und Ehrenzeichen auswärtige: 
Mächte hängt von den Kreisregierungen ab. 

V. den Wirkungskreis ꝛc. — — Dez. 1825. 6. 31. 

Regbl. S 

Die Ausfertigung des koͤnigl. Conſ enſes zur Annah⸗ 
me fremder Orden geſchieht bey dem Miniſterium d. Hauſes 
und des Aeußeren. 


V. die Formation d. ‚Biinikezien beireh. dv. 9. Dez. 1825. $. 
Reg 


15) Defrete 
f. Anftellungstären, Erkenntniſſe. 


Alle koͤnigl. Dekrete müßen von dem betreffenden Mis 
nifter unterzeichnet oder Fontrafignirt feyn, und nur unter 
diefer Formalitaͤt werden fie ald rechtöfräftig angefehen. 

Konjlitution für das rates Baiern — = May 1808. Tit. 

1. $. 41. Regbl, ©. 9 

Alle Verleihungsurkunden über — Pfruͤnden und 
Benefizien, ſo wie alle Dekrete oder Anſtellungsreſcripte uͤber 
Hofs und Staatsdienſte, ferner alle Dekrete und Patente 
über Anftellüngen im Militärdienft, unterliegen dem Gra 
dationsftempel, bdergeftalt, daß von einem jeden 100 fl. 
des Yahrsgehalts ein Gulden ald Stempeltare entrichtet 
werden muß, Eben diefed gilt auch von den Dienftverleis 
hungen und Anftellungserpeditionen der Gerichts: und Guts⸗ 
befißer, Korporationen und aller derjenigen, welche geiftliche 
oder weltliche Stellen zu vergeben haben. 


DB. dad Stempelweſen betreff. v. 18, Dez. 1812. $. 3. (k.) Regbl. 
+9 1813. ©. 71. 
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Bey Gerichten findet wegen einfacher Defrete und 
Zwifchenbefcheide Feine Appellation ſtatt. Wer fich durch fol; 
che befchwert glaubt, hat bey weiterer Verhandlung des 
Prozeffed feine Verwahrung einzulegen und es bleibt ihm 
fonach das Recht vorbehalten, feine diesfällige Beſchwerde 
mit der Appellation gegen dad Endurtheil zu verbinden, 


Geſetz, de Verbefferungen der — — betreff. v. 
2. Zul. 1819. $. 18. Geſ.Bi. ©. 


46) Delinguentem 
f. Inquifiten. Kriminalfoften. 
17) Demolitionem 


Die Verfügung unabweisbar nothwendiger Demolis 
tionen fieht der Polizeydireftion zu, fo wie die Entfcheis 
dung folcher Fälle in zweyter Inſtanz, der Kreißregierung. 

B. den Wirkungskreis ıc. un v. 17. Dez. 1825. $. 60. 

Regbl. ©. 1089. 


Die Entfhädigung für demolirte Hänfer zum Be⸗ 


huf von Feſtungsbauten, wie nicht minder, für im Krieg 


ge Gebäude, gehört zu den allgemeinen Tandeslaften. 


. die Peräquation der Kriegslaften hetef v. 2. Juni 1819. 
Geſ. Bl. ©, 264. 


18) Dentmälen 


Die Auffiht auf oͤffentliche Denkmäler und Inſchrif— 
ten Tiegt in größern Städten ber Polizeydireftion und Baus 
Fommiffton ob; ebenfo die Sorge für deren Erhaltung. 

V. das Verhältniß zwifchen der Polizeydireftion und dem Magiftrat 

in Münden betreff. v. 15. Sept. 1818. $.67. Geſ. Bl. S. 5397. 


Die Koften ded Trauergottesdienfts und einfacher Denk; 
feine für ausgezeichnete Wohlthäter der ein find von 
der Almofenanftalt zu beftreiten. 


DB. dad Armenwefen betreff. * 17. Nov. 1816, Art. 43. Reabl. | 
52 * 
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4) Denkmuͤnzen. 


| Die Akademie der Wiffenfchaften iſt befugt, eingefendete 
wiffenfchaftliche Arbeiten durch Zuerfennung akademiſcher 
Denkmuͤnzen zu belohnen. 


V. die Akademie der Wiffenfchaften — ie En * 1827. 
Art. 19. (2.) Reopl, ©. 2 


20) Dentibriften 

Die dffentliche Mittdeilung der Akademie der Wifs 
fenfchaften befteht vorzüglich in der Herausgabe akade mi— 
fher Denkſchriften. In folche werden die von Mitgliedern 
der Afademie verfaßten wichtigern Abhandlungen aufgenom: 
men, und fie. beftehen zur: Erleichterung des Abfakes aus 
einzelnen, nach den verfchiedenen Klaſſen der Akademie ger 
erdneten, Heften, 


D. die Alademie.der Wiffenfhaften betreff. v. 21, März. 1827. 
Art. 18. (1) Regbl. ©. 205. 


H)Denungianten 


Die Denunziation iſt von einer Zeugenausfage weſent—⸗ 
lich verſchieden. Eine einfache. Denunziation wird blos zu 
den Akten genommen, ohne. daß eine Beeidigung der Perfon 
ftatt hat; wenn aber der Richter für dienlich erachtet, einen 
Denunzianten foͤrmlich ald Zeugen JANBIDEREDTIEN ‚ fo if 
deſſen Beeidigung nothwendig. | 


V. d. Erläuterung einiger Artikel des Straf —* — betreff. 
50, Jul. 181%. Att. 2. Resbl. —* 


22) Depsfitengelden 


Alle Berihtsbehdrden und Aemter haben die bey 
ihnen vorkommenden Depofitengelder, welche nad) der Bes 
flimmung vom 9. Juli 1802 zur Einfendung ‚geeignet find, 
(welche namlih nicht bloß aus fremden Münzen oder nut wenigen 
Gulden beftchen, auch nicht unter vier Wolhen zurückbezahlt wer⸗ 


— * 
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den müßen,) an die einfchlägige Spezialfhuldentils 
sungsfaffe, gegen Schein zu übergeben, und fie follen 
fi) hierinne um fo weniger einer Berfaumung fehuldig mas 
hen, als die Vorſtaͤnde diesfalls yerfonlich. verantwortlich 
find, und in vorfommenden Fällen eine IM zu gewarten 
haben, 

Die Zinanzdireftionen find beauftragt, bey Biſita⸗ 
tion der Rentaͤmter jedesmal auch die Depofitenfaffen der 
Gerichtöftellen genau zu unterfuchen und über den Erfund 
Bericht zu erftatten, 


2. dad Einfenden der Depofitengelder betreff. v. 2. guni 1815. 
Regbl, ©. 452. 

Bey der TZilgungs⸗ und Amoriiſationskaſſe werden die 
Depoſitengelder, wenn ſie laͤnger als einen Monat in ſol⸗ 
cher liegen bleiben, jaͤhrlich mit zwey vom Hundert ver⸗ 
zinst. 

V. das Btantäfhutbenwefen betreff. v . 22. Zul. 1819. Art. 8. 
(4. b.) Geſ. Bl. ©. 250. 

Die Vorftände der Tandgerichtel, welche zunaͤchſt für ihre 
Amtögelder zu haften haben, follen es nicht geftatten, daß 
Affefforen und Aftuare bey den ihnen übertragenen 
abminiftrativen und richterlihen Verhandlungen die hinters 
Yegt werdenden Gelder in eigener Verwahrung behalten; 
vielmehr ift Borforge zu treffen, daß alle eingehenden Amts⸗ 
gelder unverzüglich, unter genauer Bormerfung in den Bers 
zeichniffen, in die Depofitenfaffe gelegt und nad) den befte 
hbenden Normen behandelt werden. \ 

DB. v. 9. May 1820, Regbl. S. 395. 


Der Bank zu Nürnberg ift. die Befugniß eingeräumt, 
aus dem Nezats, Ober; und Untermainkreis gerichtliche Des 
pofitengelder zu dem Zinsfuß von 2 1/2 Prozent bey fich ans 
legen zu Taffen. 


Geſetz, das Staatsfaulbenmeien un * * Sept. 1825. $. 
4, (c.) Geſ. Bl. 
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Alle Depofitengelder der Eskadronen und Kompagnien 
find, wenn fie den Betrag von 300 fl. überfteigen, an die 
Gensd’armerie » Hauptfaffe einzufenden, 


V. die Errichtung einer Genddarmerie = ga biteefi. v. 
20. May 1815. Art, 8. in Geret's Sammi. B. V. ©.5 


Den Gutsherrn iſt geſtattet, bey ihren Herrſchafts— 
und Patrimonialgerichten von dem Zuſtand des Depoſiten— 
weſens Einfiht zu nehmen, um die Abftelung ‚befundener 
Mängel veranlaffen zu koͤnnen. 


Ed. über die gutöperrlihen — v. * May 1818. 6. 83. 
Eben dieſes Recht ſteht um fo mehr den Standes 
herren zu. Das koͤnigl. Oberappellationsgericht kann bey 
den ſtandesherrlichen Juſtizſtellen, auf vorgaͤngige Anzeige 
an das Juſtizminiſterium, Viſitationen anordnen, und ins— 
beſondere das Depoſitenweſen unterſuchen laſſen. 
Ed. das ae hir der Mediatifirten en v. 26. May 
1818. $. 24. 25. Geſ. Bl. © 
Die ob erfte Aufficht über die verordnungsmäßige Ber 
handlung der gerichtlichen Depofi ten iſt ein Attribut des Mis 
niſteriums der Juſtiz. 
V. die Formation A ER betreff, v. 9. Dez. 1825. $. 
1. Regbl. S. 994, 
Fuͤr das Protokoll über hinterlegte Gelder ift die ges 
wohnliche Protofollirungstage mit 36 fr. zu bezahlen. 


Tarordnung v. 8, Oftbr, 1810, $. 64. Regbl. ©, 984, 


In fkreitigen Fällen wird bie Hinterlegungsgebühr 
nach dem Geldbetreff erhoben, und zwar: 


von Afl, bis 49 fl. er er — 
— 50 fl. — 99 fl. ——ufl. 
— 100 fl. — 499 fl. ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 2 fl. 
— 500 fil. — 999 fl. J en 3 fl. 
— 1000 fl, und darüber ee ee 6fl. 


Zarif der Amts» und Gerihtätaren in Geret's Samml.- B. XI. 
Anh. I. ©. 34, | 
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23) Deputatiom 
ſ. Abordnungen, 


Die Gemeinden dürfen feine Deputätionen von mehr. 
als zwey, höchſtens vier, Gemeindegliedern abordnen. 
V. die ——— ———— v. 17. May 1818. $. 43. 


Dem Landrath ift die Abordnung einer x Deyutatien 
ganz unterſagt. 


Geſ. die ————— der Landräthe — %” * Aug. 1828. 
$. 24. 66.) Geſ. Bl. ©. 6 


teren 
f. Konfeription. Militärfartel. MWiderfpenftige, 


Als Deferteurs find jene zu behandeln, welche nad) vors 
hergegangener umftändlicher Befanntmahung der Militärs 
ſtrafgeſetze, auf dieſelben foͤrmlich vereidet wurden, und. 
fodann entweichen, gleichviel, ob fie in die verſchiedenen 
Heereöabtheilungen bereitd eingereiht waren, oder nicht. 

Die Beftrafung der Deferteurd gehört vor die Militärs 
gerichte und es muß für fie aus ihrem Vermögen ein Ers 
ſatzmann geftellt werden, welcher, wenn es die Umſtaͤnde 
geftatten, der Kavallerie, pder Artillerie zuzutheilen iſt. 

Wenn ein folcher Deferteur früherhin wegen Verbres 
chens, oder wegen eined durch Betrug, Unterfchlagung, 
Fulfhung oder Diebftahl begangenen Bergeheng ber 
firaft wurde, fo ift er nad) feiner Beybringung dem Fe 
fiungsdienft während voller fech8 Jahre unterworfen, ob 
ſchon ein Erfaßmann für ihn zur Armee geftellt wäre, und 
Tonnte diefer wegen Mangel an hinreichendem Vermoͤgen 
nicht eingefiellt werden, fo dehnt ſich feine Dienftverbindlich 
feit auf zwoͤlf Jahre aus, ($. 76.) | 


Wer einem Deferteur zur_Entweichung oder zum Behar⸗ 
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ren in der Deſertion mit Rath und That behuͤlflich iſt, 
unterliegt nicht nur einer Geldſtrafe von 50 — 200 fl., ſon⸗ 
dern haftet auch fubfidiarifch. für. die Anfhaffung eines Ers 
ſatzmanns, für die Befhädigung des Aerars an Effekten, 
und für die Unterfuchungstoften. Sefchieht die Huͤlfe und 
Anleitung zur Defertion während der Kriegszeit; fo foll die 
Geldſtrafe 100 — 400 fl. betragen, vorbehältlich der durch 
bie allgemeinen Geſetze ausgeſprochenen hoͤheren Strafen. 
(6. 77.) 

Geldſtrafen, welche wegen Vermoͤgensloſigkeit uneins 
bringlich find, werden in Freyheitsſtrafen umgemans 
delt, und es kommen hiebey die allgemeinen Borfchriften der 
Strafgefege in Anwendung. ($. 78.) 
| Eine unmittelbare Folge der Defertionderflärung ift die 
Befhlagnahme des Vermögens. Dieſe erſtreckt ſich 
nicht nur über dad Vermoͤgen, welches die betreffenden Ins 
dividuen in dem Zeitpunft der Defertionserflärung ſchon wirt, 
lich befigen, fondern auch auf dasjenige, was denfelben unter 
einem gültigen Rechtötitel bereitö angefallen ift, oder waͤh⸗ 
rend ihres flrafbaren Zuftandes anfällt. Der ihnen gebühr 
rende Pflichttheil und dad weiter anhoffende Vermögen wird 
gerichtlich vorgemerkt. ($. 79.) 

Dem Schuldner oder Inhaber des in Beſchlag genoms 
menen ober gerichtlich vorgemerkten Vermoͤgens ift jede, 
auch nur theilweife, Uushändigung deffelben bey Selbfts 
baftung unterfagt. ($. 80.) 

Die Verwaltung ded Vermögens eined Deferteurd, wels 
ches.ein folcher in dem Augenbli der Defertionderflärung 
Thon befejfen ‘hat, oder welches ihm unter einem gültigen 
Rechtstitel bereits angefallen war, verwandelt fih in Kon 
fiskation, wenn er binnen ſechs Wochen, vom Tag ber 
Defertionderflärung an gerechnet, nicht freywillig zu feiner 
"Pflicht zurückkehrt. Das Fonfiscirte Vermögen fällt der Ge 
meinde zu, in ber er fein Heimathrecht befißt, wogegen 
diefe die Verpflichtung hat, die Koften zur Einftellung eines 
Erfaßmanned, die Unterfuhungstoften und die Beſchaͤdi⸗ 
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gung ded Xerard aus ſolchem Vermögen, in fo weit es hin: 
reicht, zu bededen. Im Fall der Unzulänglichkeit deffelben 
müßen die eben bemerkten Berbindlichfeiten in der bezeichnes 
ten Reihenfolge erfüllt werden. 

Das mit Befchlag belegte Vermögen, welches dem Deferteur 
erſt nach der Defertiongerflärung, aus was immer für einem 
Rechtstitel, angefallen ift, oder vielmehr, der nach Berichtis 
gung der erwähnten: Koften bevorbleibende Neit deffelben, 
wird dem Deferteur ausgehändigt, fofern er fich wieder ges 
fiellt, feine Strafe erftanden, feiner Militärpflichtigfeit Ges 
nüge geleiftet, oder Begnadigung erlangt hatz flirbt er aber 
vor diefem Zeitpunkt, fo fält der Vermoͤgensreſt feinen 
Erben zu. 

Was ſich ein Deferteur nach feiner Defertionserflärung 
durch eigenen Fleiß und Arbeit erwirbt, verbleibt ihm 
auf jeden Fall, jedoch mit Bordebel des ganzlich geleifteten 
Schadenserfaßes. ($. 83.). 

Die Herftellung des Thatbeſtandes der Defertion Tiegt 
den Armenbehorden ob, und die Judikatur hierüber gehört 
den Militärgerichten; mit Ausnahme der Aburtheilung jes 
ner Gehuͤlfen, melche feine Militärperfonen find. ($. 86.) 

Die Begnadigung der Deferteurd Tann nur von 
dem Monarchen ausgehen, und. folche hebt zmar die Strafe 
mit ihren gefeklichen Folgen, nicht aber die Pflicht der 
Dienftleiftung auf..($. 87.) 

Er; die Ergänzung ded ftehbenden Heeres betreff. v. 415. Aug. 
1828. $. 75 — 80. 85. 86. 87. Gef.Bl. ©. 400 — 415. 

Allgemeine Verfügungen zur Abhaltung inlandifcher 
Deferteurs Tiegen, gleich der Auflicht gegen fremde Defer 
teurs, dem Kreisregierungen ob; nur haben fie in Hinficht 
der Erfteren die befonderen Einfchreitungen an die Unterbes 
hörden zu überlaffen, welche ſich mit dem betreffenden Regis 
mentöfommando in Vernehmen feßen, und in leßterer Bes 
ziehung ſchreiten ſie bloß bey vorliegenden Reklamationen 
und in jenen Faͤllen ein, wo der Vollzug beſtehender Kartele 
ſolches erheiſcht. 
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DB. den Wirkungskreis ıc. v. 17. Dez. 1825. $. 30. Regbl. 
| S. 1068, | 


- Wenn inländifche Deferteurd von fremden Staaten, mit 
welchen ein Kartel befteht, ausgeliefert werden und die aus; 
landifchen Behörden den 'auf die Auslieferung ergange 
nen Koften fogleich erfeßt verlangen ; fo haben die Rentaͤm⸗ 
ter diefen Betreff an die Polizeybehorden auf Rechnung ber 
Kreisfaffe vorzufchießen, jedoch nur infoferne, als von den 
auswärtigen Behörden ein Gleiches beobachtet wird, 


Erl., die Auslagen für Deferteurd — dv. 29. Zul. 1819. in 
Geret's Samml, ®. IX, ©. 787. 


Die formlihe Vereidung auf die Militärftrafgefete 
hat bey der Militärbehorde gleich nach Uebernahme der Kons 
feribirten zu gefchehen, | 

Die nach diefer Vereidung entweichen, find gleich des 
nen, welche die Fahne, unter der fie ſchon länger gedient 
haben, meineidig verlaffen, im Fal der freywilligen 
Ruͤckkehr mittelft Borweis und Marfchroute — im Fall der 
Aufgreifung aber mit Eskorte an ihre Militärabtheilung 
(welcher fie zugetheilt oder von der fie entwichen find) zu belies 
fern. Die Militärbehörde hat das richtige Eintreffen eines 
Deferteurd der abliefernden Behörde jedesmal ſogleich zu he⸗ 
ſtaͤtigen. (F. 106.) 

Eine Nachſtellung fuͤr Deſerteurs findet nicht ſtatt. 

Die Stellung von Erſatzleuten hat nur für diejes 
nigen Deferteurs zu gefchehen, welche nicht binnen ſechs 
Wochen, vom Lage der Defertionserflärung an gerechnet, 
freywillig zu ihrer Pflicht zurückgekehrt find und folche liegt 
einzig der Gemeinde ob, in welcher die Deferteurd das 
Heimathrecht befigen, und auch diefer nur infoweit, ald das 
Bermödgen der Letztern hinreicht. Die betreffenden Konſcrip— 
tions⸗ und Militärbehörden haben fich daher über diefe Bor; 
bedingung, mit befonderer Rüdfichtnahme auf den .Umftand, 
ob ein Deferteur von der Kavallerie entwichen ift, und ob 
deſſen Vermögen zur gefeßmäfßigen Kautiondergänzung zus 
reicht, geeignet zu benehmen. 
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Die Dienſtzeit des aus dem konfiscirten Vermoͤgen 
eines Deſerteurs aufzubringenden Erſatzmannes iſt immer 
nach derjenigen zu bemeſſen, welche der Deſerteur nach ſei—⸗ 
ner Entideichung noch zuruͤckzulegen hatte. (F. 107.) 

Bey Ausmittelung ded Vermögens der Deferteurd 
und Widerfpenftigen haben die Konferiptionsbehprden und 
bie betheiligten Heimathorte darauf Bedacht zu nehmen, daß 
die gerichtliche Bormerktung der Pflichttheile und des weiter 
anhoffenden Bermögend zeitig bewirkt werde und daß auf 
neue Vermoͤgensanfaͤlle die gehörige Aufmerkſamkeit ſtatt 
finde. 

Die Gemeinden fonnen fich der zur Ausmittelung 
und Beitreibung folcher Vermoͤgenstheile erforderlichen, mit 
Koften verbundenen, Einleitungen nur. in dem Fall ents 
fhlagen, wenn ed notorifch ift, daß ein Deferteur oder Wir 
derfpenftiger ganz vermoͤgenslos ſeye, was jedoch immerhin 
von der Konſcriptions- und Diſtriktspolizeybehoͤrde, auf den 
Grund eingezogener Erfundigung, beftätiget werden muß. 
($. 108.) 

Die Schuldner oder Inhaber eines folchen dem Ber 
ſchlage unterworfenen Vermögens find auf die. unter 
fagte Ausfolge dejfelben mittelſt eigenen Protofolld oder 
durch befondere Erlaffe aufmerffam zu machen, wad aud) 
nad) Umftänden durch Ausfchreiben in den oͤffentlichen Bläts 
tern geſchehen kann. 

Auf den Grund der diesfalls ſtatt gefundenen Inſinua⸗ 
tionen oder Ausſchreiben wird ſonach die Selbſthaftung der 
betreffenden Individuen fuͤr verbotwidrig geleiſtete Zahlun⸗ 
gen oder Vermoͤgensaushaͤndigungen von ber kompetenten 
Gerichtsbehoͤrde — auf die Inſtanz einer betheiligten Ges 
meinde — ohne weiteres ausgeſprochen und realifirt. ($.109.) 

—Das Vermoͤgen, auf welchem einer Gemeinde die Nutz⸗ 
nießung zuſteht, wird nach den Geſetzen über die Nutz⸗ 
nießung behandelt, weshalb für jeden Widerfpenftigen eis 
n: befondere Rechnung über Einnahme und Ausgabe zu füh- 
ren ift. 
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Das Reſultat derfelben wird in den jährlichen Gemein; 
derechnungenz unter befonderem Zitel vorgetragen und mit 
den fpeziellen Rechnungen, fammt Belegen, nachgewieſen. 
Für Erhebung und Berrechnung folcher Gelder beziehen die 
Gememdepfleger Feine anderen Gebühren, ald von den 
ordentlichen Gemeindeeinnahmen, ($. 110.) 

Die Ausfolge ded nach Beflreitung ber gefeßlich bes 
‚zeichneten Verbindlichfeiten noch verbleibenden Vermögens 
refted an den Widerfpenftigen, ift an feinen fürmlichen Bes 
fhluß der Gerichtsbehörde gebunden; vielmehr gefchieht fol 
che auf Anordnen des Gemeindevorftandes, fobald der Wis 
derfpenftige den feine Dienftuntauglichfeit beftätigenden Ents 
-Taßfchein oder einen mit dem Vidit der Bezirkspolizeybehoͤr⸗ 
de verfehenen Abſchied bey demfelben produzirt hat. ($. 111.) 

Das Vermögen, welches der. wirflihen Konfistatis 
on unterliegt, wird Gemeindeeigenthbum und deffen Behanda 
Yung richtet fih — mit NRüdfichinahme auf die hieraus zu 
erfuͤllenden Verbindlichkeiten — nad) den gefeßlihen Beſtim⸗ 

mungen über dad Gemeindevermögen. 

Ein folches ift daher von dem zur Konftsfation nicht 
geeigneten Vermögen bed Deferteurd genau auszufcheiden. 
($. 112.) 

Iſt nur em der Konflöfation unterliegended Vermögen 
vorhanden, und find auf folches Feine anderen Anſpruͤche ans 
gemeldet, als die Koften der Aufitellung eines Erfaßkmanng, 
die Unterfuchungsfoften und die etwaige Entfchadigung des 
Militaͤraͤrars; fo werden Iektere, fomweit dad Vermögen zus 
langt, ‚nach der im Heererganzungqgeſetze — Reihe⸗ 
folge getilgt. 

Ebenſo verhaͤlt es ſich auch, wenn nur ſolche — 
genstheile vorhanden ſind, welche einem Deſerteur, als nach 
der Defertionserklaͤrung angefallen, ‚wieder ausgehaͤndiget 
werden muͤßen. 

Bey dem Vorhandenſeyn von beyderley Vermoͤgensgat— 
tungen werden die geſetzlichen Verbindlichkeiten zunaͤchſt aus 
dem der Konfiskation unterliegenden Vermoͤgen berichtigt, 
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und nur in foweit diefes nicht zureicht, Wird auch das zur 
Zurücdgabe an den Deferteur oder deffen Erben geeignete 
Bermögen in dad Mitleiden gezogen. ($. 113.) 

Wenn neben den gefeklichen Obliegenheiten auch noch 
Forderungen von Privatslaubigern eingeflagt find, 
(denen übrigens fein Vorzug zur Seite ftebt) fo eignet fich deren 
Berichtigung zunächfi aus dem an den Deferteur zuräd zu 
erftattenden Vermögen, und bey der Unzulänglichkeit deffels 
ben zur Befriedigung der Privatforderungen, fo wie bey des 
ren Konkurrenz mit den nach dem Gefeke zu erfüllenden Vers 
bindlichfeiten, fommen die allgemeinen Beftimmungen über 
Vorzug und Priorität in Anwendung, fofern nicht etwa ein 
gütlicher Vergleich zu erzielen wäre, ($. 114.) 

Auf das Bermögen der Deferteurs, welches den Gemein 
ben bereitd angefallen ift, hat das Militärdrar bey wie 
derholter Defertion und Befchädigung Feinen weiteren An: 
ſpruch zu machen und felbft die Koften der erften Defertion 
fallen diefem Aerar zur Laft, wenn das dem Deferieur gehoͤ— 
rige Vermögen nicht ausreiht, um außer dem Aufiwande 
für Stellung eined Erfaßmanned auch noch jene Koſten zu 
bedecken. 

Dagegen bleiben dem Militaͤraͤrar ſeine Anſpruͤche auf 
das der Konfiskation unterworfene und zugleich auf das das 
von ausgefchloffene Vermögen binfichtlih ſolcher Erſatz— 
Forderungen vorbehalten, welche fihon Bor der erften, mit 
Konfisfation beftraften, Defertion begründet waren, ($. 115.) 

Was fich ein Deferteur nach dem Zeitpunft der Defer: 
tiongerflärung durch eigenen Fleiß und durch eigene Arbeit 
verdient, darf nicht mit Befchlag belegt werden. 

Weil jedoch die Shadenserfaßleiftung aus derley 
Erfpartem gefeßlich vorbehalten ift, fo hat die Konferiptis 
onsbehörde, auf Requifition der Militärbehörde, an den Des 
ferteur die geeignete Aufforderung zur Berichtigung des trefs 
fenden Betrages ergehen zu Taffen, und wenn diefe fruchtlog 
bleiben folte, fo ift nach den allgemeinen, auf Erſatz Ararias 
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liſcher Köften und Schäden anwendbaren, Normen zu ver 
fahren. ($. 116.) 

Sobald die Termine, von welchen das Gefek die Uns 
gehorſams⸗ und Widerfpenftigfeitsbehandlung abhängig ge 
macht hat, abgelaufen find, haben die Konftriptionsbehörs 
den die Behelfe zur Herftellung des Thatbeſtandes des Unge 
horſams und der Widerfpenftigfeit an das betreffende Gericht 
mitzutheilen, foferne' ihnen nicht etwa felbft die Zudifatur, 
in der Eigenfchaft als Zuftizbehörden, zufteht, in welchem 
Falle fie auf den Grund der geſammelten Behelfe ohne Weis 
tered vorzugehen haben, Nebenbey follen die einfchlägigen 
Gerichte auch über die verbotenen geheimen Abreden zwi— 
ſchen Einfteher und Einfteller und über die Begänftigung 
der Widerfpenfligen, durch Dritte, in Hinficht auf die damit 
vermwirften Strafen erkennen. Uebrigens fteht die Feftfekung 
des zur Erſatzmannſtellung erforderlichen Aufivandes und die 
Beforgung der auf das Einftellen Bezug habenden Gefchäfte 
ausfchließlich der Konferiptionsbehörde zu. ($. 117.) 

Die von der Militärbehörde vorfchriftmäßig audgefpros 
chene und durch Abführung aus den Liften volzogene Des 
fertionserfläruug ift zur Berfolgung des Deferteurd 
und zur vorläufigen Befchlagnahme feines Vermoͤgenẽ hin⸗ 
reichend. 

In den Erkenntniſſen uͤber Deſerteurs, welche innerhalb 
ſechs Wochen nach der Deſertionserklaͤrung freywillig zu 
ihrer Pflicht zuruͤckgekehrt ſind, wird dieſes Ergebniß als ein 
Grund zur Ausſchließung der Konfiskationsſtrafe feſtgeſtellt 
und ausgeſprochen. 

In allen andern Faͤllen wird bey Verurtheilung wegen 
Deſertion, neben den uͤbrigen verwirkten Strafen, auf die 
Strafe der Vermoͤgenskonfiskation erkannt. ($. 118.) 

Nach Ablauf der gefeglichen Frift von ſechs Wochen 
wird, wenn inzwifchen weder eine freywillige Ruͤckkehr, noch 
die Aufgreifung erfolgt ift, gegen defertirte Unteroffiziere 
und Soldaten — mit Umgehung von Ediftalcitationen — 
auf den Grund der vorausgegangenen Defertiongerflärung 
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ein Erkenntniß erlaſſen, deſſen Ausſpruch uͤbrigens auf 
das „Schuldig oder Nichtſchuldig“ der Deſertien, 
mithin auf die Verurtheilung oder Losſprechung in Hinſicht 
der Konfisfationsftrafe und des Erfaßes der mit der Defertiz 
on verbundenen ärarialifchen Beſchaͤdigung befchränft ift, fo 
daß die fonflige Beſtrafung des abwefenden Deferteurs hier 
ausnahmsweiſe, jedoch ausdrädlich bis zur Siftirung. ober 
Aufgreifung, vorbehalten ‚bleibt, 

KHinfichtlich der Aufitellung von Anwälten oder Ber 
theidigern für die Abwefenden werden die Militärbehörden 
nähere Borfchrift erhalten. 

In den ſpaͤter auf die Siftirung oder Aufgreifung erfol- 
genden Erfenntniffen wird der allenfalls vorausgegangenen 
Berurtheilung in die Konfisfationsftrafe und zum Schaden; 
erfaß Erwähnung gethan und ausgsdrüdt, ob es dabey fein 
‚Berbleiben habe, oder ob eine Abanderung ftatt finden folle? 
($. 119.) 

Bey wiederholten Defertionen befchranft fih die: 
Berurtheilung in die Strafe der Konfisfation, wenn fie ſchon 
einmal verwirft und ausgefprochen war, auf das inzwifchen 
neu angefallene Vermoͤgen, deffen Nusmittelung ben Ger 
meinden und Konferiptionsbehorden bid zum Vollzuge des 
Urtheild überlaffen bleibt. (9 120.) 

Die dem Militärdrar durch einen Defertenr zugefügte 
Befhadigung, auf deren Erfak erfannt wird, umfaßt 
die durch Defertion verfchleuderten Montur: und Armaturz 
Stüde, die allerffalls mitgenommenen Pferde und fonftigen 
ärarialifchen Gegenftände, die unberichtigt gebliebene Mon: 
turfchuld,, fodann die Verpflegs :, Heilungs :, Auslieferungs⸗ 
und Aufdringungsfoften, welche Beträge auf den Grund ber 
Berurtheilung durch Rechnung und Revifion fefizuftellen find, 
($. 121.) 

Ale Bollziehbaren, mit Entfcheidungsgränden berfehenen 
Erfenntniffe find der Konferiptiongbehörde zur Berftän: 
digung und Anmeifung der Gemeinden — befonderd hinſicht⸗ 
lich der Erfaßmannftellung und ded Koftens und Schadens: 
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erfaßes — ſodann aber auch, zur fonft nöthigen Verfügung, 
fammt den Revifionsbefchlüffen, in Abſchrift mitzutheilen. 
($. 122.) 

Unter den zu erfeßenden Poften find auch diejenigen be 
griffen, welche fih im Fall der freymwilligen Siftirung oder 
der Aufgreifung, außer den bereitd feftgeftellten Schadens; 
beträgen, noch weiter ergeben und diefe nachträglichen Sum; 
men hat der Heimathort aus dem Fonftszirten Vermögen 
gleichfalls an die Militärbehörde zu berichtigen. ($. 123.) 

Um die Gemeinden in der unmittelbaren Vergütung für 
Köften und Schäden aus dem Fonfiszirten Vermoͤgen der 
Deferteurs zu erleichtern, ſolle immer fogleich die nädfte 
Militärbehorde bezeichnet werden, an welche der treffende 
Betrag gegen eine, zur Belegung der Gemeinderechnung 
ftempelfrey audzuftellende, Quittung zu übergeben ift. 

Mare aber fein Vermögen zum Erſatze vorhanden, 
oder wäre daffelbe wenigftend zur Zeit nicht difponibel, fo 
muß die Militäarbehörde auf den Grund der vorliegenden 
Akten hievon in Kenntniß gefeßt, die Gemeinde aber von 
dem Borbehalt des einftigen Nüderfaßed verftändigt werden. 
(126) | | 

Die Straferkenntniffe gegen die dem Militär angehöris 
gen Defertionsgehälfen find der Regierung des Kreis 
ſes, ın welchem der Berurtheilte feinen Wohnfig hat, in Urs 
fhrift, oder in Tegaler Ausfertigung zu dem Ende mitzutheir 
len, damit diefelbe forwohl wegen Berichtigung der Geldftrar 
fen und des Koftenpunfts, als auch wegen der Erfaßmanns 
ftellung das Erforderliche veranlaffe, 

Wenn fich im Laufe der Unterfuchung gegen Deferteurg, 
oder aus anderen Anzeigen ergibt, daß Angehörige des Eis 
vilftandes der Defertionsbegänftigung verdaͤchtig feyen, 
fo hat die Militärbehörde das betreffende Gericht zur unge 
faumten Einfchreitung gegen die Befchuldigten fogleich auf 
zufordern. ($. 125.) 


Borfihriften zur Anwendung und Vollziehung des Gefeged über 
die Ergänzung des ftehenden Heered v. 13. März 1830. $. 
25) de 
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25) Deſerviten. 
ſ. Advokaten. Expenſarien. 


Die Deſervitenrechnungen der Advokaten unterliegen 
dem Gradationsſtempel. 


V. das Stempelweſen betreff. v. 18. Dei 1812. $. 3. (a.) 
Regbl. v. 1813. ©. 6 

Was die Zarbeftimmuntg für Advokaten betrifft, fo 
muß bey fhriftlichen Verhandlungen der Gegenftand, die nö; 
thige Ausdehnung und der innere Gehalt der Arbeit berüc- 
fichtiget werden. Hienach ift für einen ordentlich gefchriebes 
nen, mit dem angemejfenen Inhalt verfehenen ganzen 
Bogen die gewöhnliche Gebühr: - 

a) wenn die Arbeit Teicht und der Gegenftand unbedeutend 
ift Be ee 
 b) bey ſchweren und wichtigen Sahn . 2f. — 

In Iekterem Fall wird jedoch darauf gefehen, daß die 
Schrift mit Präcifion und Gründlichfeit, und nicht wegen 
Bermehrung der Bogenzahl weitläufig verfaßt, oder weit, 
ſchichtig gefchrieben feye. Die Stemyelauslage und Abfchreib; 
gebühr ift unter obigen Anfäßen nicht begriffen. Für ganz 
einfache Anbringen werden blos 30 Fr. angefeßt. 

Die Informationsgebühren bemeffen fih nad 
ber Befchaffenheit des einzelnen Rechtsfalls und betragen in 
wichtigen Gegenftänden 4 fl, in Sachen von geringem Ber 
lang 2 fl. 


Für einen nothwendigen Ertragang ded Advokaten 


paſſiren nach der Advokatenordnung vom Jahr 1769 zwiſchen 
30 und 45 kr. 

Bey muͤndlichen Verhandlungen am Drtded Gerichts, 
oder bey Kommiffionstagfahrten ift der Anſatz für einen 
ganzen Zag 5 fl. für einen halben Tag die Halfte, 

Bey Reifen über Land beziehen die Advokaten neben 
den Koften ded Gefährts 5 fl. 

33 


J 
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Einfache Notizertheilungen an die Partheyen Tor 
ſten 24 Fr. und wenn der erforderliche Inhalt des Schreibens 
einen halben oder ganzen Bogen ausfüllt, 45 Fr. bis 1 fl. 30 fr. 


Für Erfcheinen bey Eröffnung der Erfenntniffe if 
die Gebühr 45 Fr. und für Ausfüllung einer Bollmadt 
paſſiren 30 fr. 


Taxbeſtimmung für die Rechtsanwälte des Heat v. 28. 
Sebr. 1812. in Geret's Samml. B. VII. S. 4 


Was die Biriheibignnaefenen ——— 
Angeſchuldigter betrifft, ſo wird der Defenſor fuͤr ſeine, von 
der Finanzdirektion vorlaͤufig zu juſtifizirende Auslage an 
Zehrungskoſten, wie auch für Schreibgebuͤhren aus dem Yes 
rar entfchadiget; dagegen hat er auf Deferviten, ald Beloh⸗ 
nung für Mühe und Zeitverfaumniß, Feinen Anſpruch. Das 
mit jedod) die Advokaten mit derley Defenfionen nicht über 
mäßig befchwert werden, fo follen mittellofe Delinquenten 
die ihnen zuftehende Wahl ihres Vertheidigerd zunächft nur 
auf Acceſſiſten erftreden koͤnnen; auch haben die Gerichte 
bey der Nothwendigkeit einen Advokaten als Defenfor zu be 


ſtellen, den Turnus unter foldhen zu beobachten. 


DB. die Vertheidiger ‚ittellofer Verbrecher betreff. v. 2. Sept. 
4, Regbl. ©, 1457. 

Als Maßſtab für die Diäten und -Reifetöften je⸗ 
ner Rechtsanwaͤlte, welchen die Vertheidigung mittelloſer 
prozeſſirter Perſonen außerhalb ihrem gewoͤhnlichen Aufent- 
haltsort uͤbertragen worden, iſt Folgendes feſtgeſetzt: u 

a) Wirfliche Advofaten dürfen neben den tarifmäßigen 
Pofigeldern einen Diätenfoß von ſech s Gulden auf 
hen | SE: 

b) Rechtskundige Aecceffiften der Appellations⸗ oder Stadt 
gerichte erhalten neben den yoftmäßigen Gefährtegeldern | 
täglich fünf Gulden. Dagegen, | 

e) den Acceſſiſten bey ben Sandgerichten gebührt nur der 
Diätenbezug der Landgerichtsaftuare in Gefchäften auf 
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ſerhalb der Gerichtögränge, mithin einfchließlich des 
Pferdegelds täglich fünf Gulden. 
Erl. v. 15 — 31. Dezbr. 2 —— f. d. Donaukreis 


Die Deſervitenrechnungen der Advokaten unterliegen dem 
Stempel nur infoferne, als fie bey einer Juflizs oder 
Adminiftrativbehdrde, Staats > oder anderen öffentlichen Kaf 
fe im Reich übergeben werden, für welchen Fall der Stems 
pel aud) erft nachträglich angeheftet werden Tann, 


Gef., die Stempelordn. betreff. v. 11. Sept. 1825. Art. 11. (2.) 
Geſ.Bl. ©. 178. - 


26) Diäten 
f. Kommiſſionskoſten. Rittgelder. 


Die Fälle, in welchen Diätenbezäge ſtatt finden dürfen, 
find folgende: | 

a) Es giebt Kommiffionen über Land, welche nur 
durch Reifen ausgerichtet werden koͤnnen, und Kommiſ— 
fionen bey Haus, oder fo nahe am Wohnort, daß eine 
Reiſe nicht nöthıg ift. ($. 35.) 

b) Bey Kommiffionen über Land haben Diäten flatt, 
welche in Partheyfachen neben der für die Berrihtung 
beftimmten Zare aufzurechnen find und den abgeordne- 
ten Beamten ald Erfaß ihrer Zehrungs- und Reifefoften 
gebühren. ($. 36.) _ | 


c) Bey dem am Sitze ded Amtes verfügten Kommiflios 
nen koͤnnen Taggebühren nur ald Lohn der Bemühung, 
mithin nur in dem Falle flatt haben, wenn eine ande; 
re, in der Taxordnung ausgefprochene, Gebühr diefe 
Bemuͤhung nicht belohnt. ($. 37.) 

d) Als Taggebuͤhr am Giße ded Amts werden bey 
minder erheblichen Geſchaͤften, welche in einem halben 
Tag füglich abgethan werden Tonnen, zum halben Tags: 
Deputat 2 fl. und bey Ba Geſchaͤften, welche 
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die Verwendung eined ganzen Tags erfordern, zum gans 

sen Tagsdeputat 4 fl. bewilliget. ($. 39.) 

c) Dergleichen Zagsgebühren für Kommiffionsgefchäfte am 
Amtsfige muͤßen übrigens dem Staatsärar verrechnet 
werden und. die Beamten haben hiervon nur eine Tan; 
tieme zu Afı5tel zu beziehen. ($. 42.) 

Proviforifche — v. 8. Okt. 1810. Abſchn. VI. $. 35 — u 

39. 42. Regbl. ©. 978. 980. 

Da die Bewilligung der Diäten nur eine billige Ent⸗ 
ſchaͤdigung fuͤr Zehrungs- und Reiſekoſten, keineswegs aber 
einen Vortheil gewähren ſolle; fo find folgende, die Abſtel⸗ 
Iung eines Uebermaßes en Einfhranfungen aufge 
ftellt worden: 


a) Bey Kommif fionen, welche an einem und demfel 
ben Drt über 14 Zage dauern, dürfen nach Verfluß die; 
fer 14 Zage nunmehr zwey Drittheile der regulativmaͤßi⸗ 

gen Diäten verrechnet werden, und zwar ohne Unter 

ſchied, ob das Kommiffionsgefchäft mit oder ohne Uns 
terbrechung geführt worden ift, und ob die Kommif 
fionsfoften vom Staat, oder von einem Privaten ge 
tragen werden. ($. 1.) 


b) Zu gewöhnlichen Kommifftonen im adminiftrativen Fa⸗ 
che ſollen in der Regel Feine Raͤthe, ſondern nur Reſch⸗ 
nungsdfommiffärs gebraucht werdeh und Kommiſ⸗ 
ſionen von geringem Belang ſind den Landbeamten zu 
uͤbertragen. (F. 2.) 


ce) Die Kommiſſions aktuare ſollen, ſofern es die Be⸗ 
ſchaffenheit des Geſchaͤftes erlaubt und keine Colluſion 
mit den Beamten zu beſorgen iſt, aus dem Schreiber⸗ 
perſonal eines im Kommiſſionsort befindlichen Amtes 
genommen werden. ($. 3.) 

- d) Allen fommittirenden Stellen ift aufgegeben ‚den abzu⸗ 
orönenden Kommiffarien ausführlihe SInftruftionen 
zu ertheilen, welche den Gegenftand des Gefchäftd for 
wohl im Allgemeinen, ald nach feinen Beftandtheilen, 
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den Gang und die Form der Ausführung in möglichfter 
Bollftändigfeit bezeichnen. 

Fuͤr alle Erzeffe und Mißgriffe der Kommiffärs, | 
welche als Folge einer mangelhaften Inſtruktion erfcheis 
nen, find die Fommittirenden Stellen verantwortlich und 
fie haben deshalb nie zu geftatten, daß ein Kommifs 
far feine. Inftruftion felbft verfaffe. ($. 4.) 

e) Nicht minder ift ed den Fommittirenden Stellen zur 
Pflicht gemacht, die Kommiffars anzuhalten, daß fie 
von Zeit zu Zeit ihre Gefchäftsjournale vorlegen 
und über den Fortgang ded Gefchäfts berichten, um bey 
einer erfichtlichen Saumfal oder zwedwidrigen Behands 
Yung fogleich einfchreiten zu Tonnen. ($. 5.) | 

f) Befonders bey Umtsertraditionen find die foms 
mittirenden Stellen angewiefen, in den Snftruftionen 
und mittelft genauer Nefpizirung der Kommiffarien das 
für zu forgen, daß ſich diefe nicht mit ganz fremdartis 
gen, den abgehenden oder neuangehenden Beamten obs 
liegenden, Gefchäften auf ärarialifche Koften befaffen, 
oder daß fie nicht auf Unterfuchungen eingehen, bevor 
fie die Ermächtigung biezu erholt haben. ($. 6.) 

g) Keine Geftattung von Kommifliongdiäten foll ftatt ha; 
ben, wenn ein Rommiffar feine Reifen und Gefchäfte 
nicht durch ein fortlaufendes Gefchäftiournal, durch die 
bey einzelnen Berhandlungen abgehaltenen Protofolle, 
oder wenigftend aus feinen Manualaften durd die Eons 
cepte der erlaffenen Verfügungen nahzumeifen ver 
mag. ($. 7.) 

h) Kommiffäre, welche ihr Gefhäft aus Unkunde, Nach— 
Yaßigfeim oder Abficht verzögern oder folches nicht zivec- 
mäßig ausführen, haben nach dem Erfenntniß der kom— 
mittirenden Stelle die gefammten Diäten oder einen 
Theil derfelben wieder zu erfeßen. ($. 8.) 

i) Die Generalfommiffäre, Prafidenten, Biceprafidenten 
und Direftoren der Negierimgen follen, außer in den 
bereisd vorgezeichneten Fällen, oder in Zällen, welche 
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der ordentliche Gang der Adminiſtration nothwendig mit 
ſich bringt, durchaus keine Kommiſſionsreiſe ohne den 
hoͤchſten Auftrag oder beſonders erholte Bewilligung un; 
ternehmen, und eben fo wenig follen fie eine Kommifs 
fionsabordnung fih erlauben. ($. 9. 10.) 

k) Saͤmmtliche Tommittirende Stellen find angewiefen, 

‚Über die von ihnen angeordneten Kommiffionen alle 

Vierteljahre einen tabellarifhen Conſpekt dem be; 
treffenden Ötaatsminifterium zur Einficht vorzulegen, 
welches denfelben an das Finanzminifterium mittheilen 
wird, Diefer Conſpekt foll enthalten: die Anzeige des 
Gegenftands, des Kommiffard, der Bewilligung oder 
anderwärtigen Veranlaffung, der Dauer, ded Koftens 
und ded Refultates. ($. 11.) Endlich, 

1) die Diäten bey Kommiffionen außer Landes, fo 
wie jene in außerordentlichen Angelegenheiten und für 
Staatödiener höheren Ranges, find für jeden befondes 
ren Fall einer befonderen allerhöchften Beſtimmung vors 
behalten. ($. 12.) 

V. die Kommiffl onsdiäten betreff. v. 23. gen: 1817. $, 1— 12. 

Regbl. S. 860 — 8 
Keinem in Kommiffionsgefchäften abgeordneten Staatds 
diener fteht die Befugniß zu, bey irgend einer Aerarialkaſſe 
einen Diäten: und Neifefoftenvorfhuß oder eine Abs 
ſchlagszahlung zu erheben, wenn nicht die Kaffe von 
der fompetenten Behörde ausdrädlich hiezu ermächtigt if. 

Inſtrukt. über die Zahlungdbefugniffe der Kaffen . Aemter, v. 
2. März 1814. 9. 19. in Geret's Samml. B. IV. ©. 244. 
Jede Rommiffion, welche noch im Laufe oder mit 

ben Schluß des nämlichen Jahres, in welchem fie begonnen 
hat, ihr Kommiflionsgefchäft beendiget oder aufgelöst wird, 
muß fogleich nach vollendetem Kommiffionsgefchäft oder er 
folgter Auflöfung, und zwar laͤngſtens in Zeit von 3 Wo—⸗ 
hen, Rechnung über die von ihr empfangenen Borfchäffe 
an die Behörde ablegen. ($« 4.) 
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Wenn eine Kommiffion über den Schluß eined- Ber: 
waltungsjahres hinaus fortdauert, fo muß fie wegen der 
feit ihrem Beginnen bis zu dem Jahresſchluß empfangenen 
Borfhäffe und gepflogenen Ausgaben binnen 14 Tagen Ab⸗ 
rechnung pflegen, und in dem auferordentlichen Falle, 
daß eine Kommiſſion mehrere Jahre befteht, muß fie bey jes 
dem während ihrer Dauer eintretenden Schluß eines Vers 
waltungsjiahres wegen der feit der letzten Rechnung bis zu 
dem neuen Zahresfhluß empfangenen Vorſchuͤſſe und gepflos 

genen Ausgaben das Gleiche beobachten. ($. 2.) 

Sobald eine foldhe, “über den Schluß eines oder mehr 
rerer Berwaltungsjahre hinaus andauernde Kommiffion ihr 
Gefchäft vollends beendigt hat oder aufgelöst wird, folle 
über die feit der Ießten NRechnungsablage empfangenen Bors 
fhüffe und gepflogenen Ausgaben eine Finalrechnung gelegt 
und mit derfelben eine fummarifche Zufammenftellung aller . 
Vorfhüffe und Ausgaben feit dem Beginnen der Kommifs 
fion bis zu ihrem Ende verbunden werben. ($. 3.) 


Würde eine Kommiffion diefe allgemeinen Anordnungen 
nicht befolgen, oder eine wegen Mangelhaftigkeit verwerflis 
he Rechnung übergeben; fo ift fie nicht nur fogleich von der 
zuftändigen Rechnungsbehörde durch einen eigens abgeordnes 
ten Boten zu erequiren, fondern fie verfällt auch noch über; 
dies in eine Strafe von 20 bis 50 Thalern. ($. 4.) 

Die Behörden, an welche derley Kommiſſionskoſtens⸗ 
rechnungen abgelegt werden, haben jedesmal 

a) die empfangenen umd geprüften Rechnungen, fammt 
der von dem Rechnungsfuͤhrer eingeholten Beantwor⸗ 
tung der Reviſionsnoten, binnen 4 Wochen nach einge; 
tretenem Rechnungsablagetermin an den oberſten Rech— 
nungshof zur Superredifion einzuſenden und 

b) laͤngſtens ſechs Wochen nach Berfluß eined Verwal; 
tungsjahrs demfelben oberften Rechnungshof: berichtlich 
anzuzeigen, von welchen Kommiffionen die Rechnungen 
ungeachtet der Erefution noch nicht eingefommen feyen, 
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- welche Kommiffionen noch wirffich fortbeftehen, und 

worin die Urfache ihrer Fortdauer Tiege? ($. 5.) 

Der oberfte Rechnungshof, ald oberauffehende Be 
börde, hat von denjenigen Kommiffionen, welche unter Feis 
ner Kreißregierung, zentralifirten Adminiftration, oder ande 
ren Mittelbebörde ftehen, die Kommifjionsktoftensrechnungen 
binnen 4 Wochen nad) eingetretenem Ablagetermin unmittel 
bar zu empfangen, oder nöthigen Falls erefutivifh zu erhos 
len; auch hat derfelbe laͤngſtens inner 8 Wochen nach Bers 
fluß eines jeden Verwaltungsjahrs einen ausfuͤhrlichen Ans 
zeigebericht 

a) über alle in dem verfloffenen Berwwaltungsjahr und für 
daſſelbe eingefommenen Kommiſſionkoſtensrechnungen 
und deren Reſultate; 

b) über die mit ihren Rechnungen allenfalls noch ausſtaͤn⸗ 
digen Kommiffionen; fodann 

c) über die’ noch fortbeftiehenden Kommiffionen mit der 

Urſache ihres Fortbeſtands an das Minifterium der Fis 

nanzen zu erftatten. ($. 6.) 

V. die SONMÜRONSTSBENDFEDNRngEn betreff. v. 27. Sept. 1818. 

$.1— 6, Regbl. ©. 924 — 927. 

Bey Kommifjionsgefchäften außerhalb dem König: 
reich dürfen die Diäten in der Regel um ein Drittheil höher 
in Anrechnung gebracht werden. 

V. dad Diätenregulativ für Poſtbehörden betreff. v. 10. Nov. 

1821. in Geret's Samml. 8. X1. ©. 1123. 

Bey den Diätenfäßen ift auf Nebenauslagen für Bedies 
nung, Zimmers und Zrinfgeld bereitd NRüdficht genommen 
und es findet hiefür Feine befondere Aufrechnung ftatt, um 
fo weniger, ald in der Negel die Kommiflionsgefihäfte in 
den Amtslofalitäten vorgenommen werden follen. 

V. v. 23. Apr. 1799. in Majerd Gen. Samml. B. VII. ©. 56. 


Die Anweiſung der Vorfchäffe für Diaten und Reiſeko— 
ften geht unter Mitwirkung des Etatskurators von derjeni⸗ 


⸗ 
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gen Kammer aus, welche aud) die Abordnung bdefretirt hat; 
dagegen gebührt die reviforifhe Cinweifung jederzeit der Fi⸗ 
nanzfammer. 

Befondere Anzeigen der ertheilten Borfchäße find, wenn 
anmit ‚feine befondere Weberfchreitung der Etatöpofitionen 
entftebt, für die Zukunft — gleich den Quartalüberfihten — 
abgeftellt, 

V. d. Wirkungskreis ꝛc. betreff. v. 17. Dezbr. 1825, §. 102. 
Regbl. ©. 1112. 
Es folgt nun bier ber 
Tarif 


über die Anwendung der Diaͤtenſaͤtze: 
L Bey den Ednigl. Staatöminifterien. 


Für die Staats s und Konferenzminifter ift Fein Didtans 
ſatz beftimmt, fondern die Aufrechnung der baaren Auslagen 
gewöhnlich. Dagegen beziehen bie 

Generaldireftoren und Staatdräthe — 

Minifterialräte + ee. Aufl 

Generalfefretäere > ee. uf 

Geheime Legationdrathe — er gfl. 

Sektionsraͤthe —— ae. 9fl. 

Geheime Sefretäre, geheime Negiftratoren 

und Oberrechnungsfommiffäre, als wirk 
liche Raͤthe ee ee sl. 

Minıfterialbäreaufefretäre, Rechnungskom⸗ 

miffäre und Regiftratoren —— 7 fl. 

Kanzleyſekretaͤre und geheime Kanzliſten 5fl. 


II. Bey den Centralftellen und Öeneral: 
Adminiſtrationen. 


a) Gentralfiellen. 


Die Prafidenten und geichzeitigen Staatsraͤthe 22fl. 
Direktorennnn. 11 fl.“ 


! 
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. Die — der Centralſtelllen.. gfl. 
Affefforen a 7 er Era S 8fl. 
Rechnungskommiſſafäfͤͤeee 7 fl. 
Reviſoren, Regiſtratoren und Kommiſſaͤre 6fl. 
Kanzlilten on hl. 


b)Generaladminifirationen 


1) ©eneralfalinen =, Bergwerks - und Miünzadmini- 
“ firation, mit deren Aemtern. 


a) Salinenperfonal, 


Der Generaladminiftrator = u Se BE 
| Direktor Ta ——— .. uf. 
Salinenrahttt... 6fl 
Salinenpraftifant 6 


P) — — —— 


Der Rath bey der Bergwerksadminiſtration 8fl. 
Oberbergkommiſſaͤr, in den Reyieren, außer Er 
500 fl. Pferdegeldaverfum — ofl. 
Rechnungskommiſſaͤr, Sekretaͤr und Regi⸗ 
ſtrator By ar 5 fl. 
Inſpektionskommiſſaͤr, in den Revieren, aufs j 
fer 200 fl. Pferdegeldaverfum ,„ . Afl, 
Bergwerks⸗ und Betrieböbeamte, bey Nas 
fihtsreifen auf gewerkſchaftlichen Gruben, 
aus der Zehentlafle +» 2... 4fl. 
In Requifitiondfachen der Gewerkſchaften 5fl. 
Ein Elese, der Unterflägung bedarf, während des 
Lehrkurfes, in der Stadt . . .» 1fl, 
in den Revieen4b kr. 


2) Oeneralzolladminiftration und deren Aemter. 
a) Generalzolladminiſtration. 
Der Generaladminifteator 0... 12 
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Der Rath .» » 


«HE _ * ® . 


Affeffor ee ee 
Oberrechnungskommiſſaͤr 
Rechnungskommiſſaͤr und Secretar 
Inſpektionsaktuar — 


Kanzliſt a 70 
Zolloberinfpeftor und 
Zollunterinfpeftor, außer 500 fl, Gefährtgelder 


ß) Zollämter. 


Der Dberzollbeame + 000“ 
Controleur .  » or  —. 
Beyzoller und Mannalführer er 
Hallamtsafliient » * 
Weg ⸗ und Werfmeifter er ——— 
Amtsoffiziant oder Statinft _ .- - 
Umtbdienerr 2 lee 
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sl. 
fl. 
6f. 
Sf, 
3,fl. 
5fl. 


5fl. 


30 fr. 


5fl. 
Afl. 
3 fl. 30 I. 
5 fl. 
Afl. 
2 fl. 
1 fl. 


5) Generalpoftadminiftration und deren Aemter. 


a) Generalpoftadminiftration. 


Der Direktor N a 
Rath oder Affeffor . 2 
Dberrevifor und Centralaſſenontroleur 
Sekretaͤr, Reviſor Fe Ge 
Kanzlift — 8 


Acceſſiſt oder Hraktikant 
ß), Oberpoſtaͤm ter. 


Der Oberpoſtmeiſter, bey gewoͤhnlichen Reiſen 
bey außerordentlichen . 
Inſpektor fahrender Poften . W 
Poſtmeiſter. 
Poſtverwalter oder Oberpoſtamtskaſſier 
Kaſſier bey der Hauptpoſtwagenexpedition 
— bey der Oberpoſtamtszeitungsexpedition 
Offizial, Reviſor oder Kommiſſaͤr 


12 fl. 


Sfl. 
6fl. 
5 fl. 


3 fl. 30 fr. 


afl 30 Fr. bis 2fl. 


sfl. 
4 fl. 

8 fl. 

7fl. 

6fl. 

5 fl. 

5 fl. 

5 fl, 50 fr. 
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4) Generallotto = Adminiftretion. 


Der Generallottoadminiftsater . 2... 9fl. 
Hauptbuchhalter und Oberrechnungsfommiffär 6 fl. 
Rechnungskommiſſaͤr, Buchhalter und Ge; 

Tretär Din ag ae, Me, 5fl. 
Kanzliſt u TE u EN fl. 30 Fr, 


| 5) Steuerkatafterfommifflen. 

Der Direftor ee af 
Kit . 2. Pre er gfl. 
Affeffor und Oberrebiſor u. 6fl. 
Sefretär, Rechnungskommiſſaͤt und Negis 


firator ee — b fl. 
Mevifor, neben dem ordentlichen Taggeld af. 30 kr. 
Trigonometer, neben dem fixen Gehalt 3fl. | 


Geometer ie 2fl. 
6) Dberauffchlagsinfpektionen und Aemter. 


Der Oberinfpeftor, mit Einfchluß der Gefährt 

gelder 5% . 412. 

Dberauffchlagsbeamte,, desgleichen 
in den Monaten Oktober bis April aufl. 
in den übrigen Monaten - . .  10fl. 

Unterauffchläger ne: u 5f. 
(diefer bat jedoch die Vifttation der ihm zur 
Inſpizirung angemwiefenen Brauereyen und 
Mühlen ſeines Diftriftd ohne Diät vorzuneh: 
men.) 


III, Bey den Kreisſtellen und — 
| Branchen. 
4) Kreisregierungen und Appellationsgerichte. 


Der Generalfommiffär, außer dem Averfum von 
800 fl. bey außerorbentlichen Kommiſſions⸗ 
geſchaͤftenn. 2322fl. 
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Der Direftor Eee ee 
Regierungs⸗ oder AppellationsgerichtöratH 8fl. 
Kreisbaurath incl. Dinergd . = fl. 
Kreisforftrath, auf die beftimmte Dauer vor 

60 Tagge.. 8 fl. 
Kreiöforftinfpgeftor > 0 n. sfl.. 
Regierungd + und Appellationsgerichtsaffeffor 6 fl. 
Rathsacceſſiſt FRE Be Ta 5 bis 6fl. 
Rechnungsfommiffar, Nevifor, Negiftrator, 

She . vorne Bf. 
Kreisbauingenteur —— Afl. 
Landbaumefer 0000. 4 fl. 
Zeichner 66 3fl. 
Landbaukondukteu 2fl. 30 fr. 
Rechnungsaffiftent und Ranzlit »  » 5 fl. 
Rechnungsfommiffariatspraftifant . 3fl. 


2) Kreis» und Stadtgerichte. 


Der Kreis s und Stadtgerichtödireftor . sfl. 
— — Rath, auser dem Gerichtöbezirf, nebſt 
Fuhrlohn. 5 fl. 
— — Aſſeſſor, außer dem Amtsbezirke 5 fl. 
Kriminaladjunft, außerhalb feined Sitzes 3 fl. 
und in einem anderen Landgericht . 6fl. 
Stadtgerichtöacceflift, bey Vertheidigung mit; 
tellofer Delinguenten, neben dem Poftgeld fl. 
Protokolliſitt. 3fl. 
Sul 02 ee 2 fl. 30 fr. 
Berichtsdiener TE en 1 fl. 


3) Kreis : oder Diſtrikts-, Land, Straßen « und 
Wafferbauinfpeltionen. 


Der Buaurath Bere 
Waſſer⸗ und Straßenbauinfpeftor ö Afl. 
Kreisbaningenieur a V ——— 4fl. 
Diftriftöbauinfpeftiondingenieur » = 3fl. 
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Der Baufonduftur > 2 23l. 30 kr. 
Ingenieurpraftifant Fe 7 Fu 5fl. 
Wegmeiſterr Ufl. 
Bruͤckenbauwerkmeiſter. 213l. 30 fr. 


(Die Kreisräthe verrechnen die Gefährtgelder 
nach der Pofttare. Bey den Bauinſpektoren fal- 
Ien die Gefährtgelder weg, weil fie ein Averfum 

von 350 fl. bis 400 fl. beziehen. Die Taggelder 
der Bauinfpeltoren und Ingenieurs finden bey 
dem Straßenbau nur auf 4 Stunden — bey dem _ 
Waffer : und Brüdenbau nur auf 2 Stunden 
Entlegenbeit von dem Wohnort flatt. Wenn die 
aufgerechneten Taggelder nicht gehörig nachgewie—⸗ 
fen werden fünnen, fo zieht diefed im erften Fall 
den zehenfachen Erfag ded zuviel Aufgerechneten 
und im zweiten Fall die Dienftentlafung nad 
ſich. 


Bey den aͤußeren Aemtern und Lokal— 
behdrden. 


A) Land: und Patrimonialgerihte. 


| Nach dem Negulativ über Diäten und Reiſegebuͤhren 

vom 9. May 1809. Regbl. ©. 765. find folgende Beſtim⸗ 

mungen guͤltig: 

1) In Amts = und koͤnigl. ——— innerhalb 
der Amtsgraͤnze. 


a) Im Allgemeinen. — 


Dem Landrichter gebuͤhren im eigentlichen Amtsgeſchaͤf⸗ 
ten, welche in dem — einem Landrichter angewieſenen or 
dentlichen Gefchäftsfreife Tiegen, Feine Diäten und ebenfo 
wenig Pferd: und Gefährtgelder, für deren Erfaß er über 
haupt 24 Schöffel Befoldungshaber genieft. Ebendeßwegen 
liegen ihm vorzüglich diefe Dienftreifen ob, und fie koͤnnen 
nur in wahren Berhinderungsfällen einem Affeffor übertras 
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gen werben. In Teßterem Fall muß die Verhinderung je⸗ 
desmal legal, naͤmlich mittelſt Angabe von Krankheitsum⸗ 
ſtaͤnden, Abweſenheit oder dringenden Geſchaͤften, nachge— 
wiefen werden und es iſt dem Ermeffen der die Diaͤtenrech⸗ 
nung revidirenden Stelle anheim 'geftellt, über die Glaub: 
würdigfeit ſolcher Entfchuldigungen Rbzufprechen. Eine Aus: 
nahme findet blos bey ‚Kriminalunterfuchungen ftatt und 
außerordentliche Gefchäfte werden wie Parthiefachen behan⸗ 
delt. 

Dem Landgerichtsaſſeſſor gebuͤhren, wenn er fuͤr 

den Landrichter und ohne denſelben reist, 

an Diät und Pferdgld . +.“ 5 fl. 
Dem Fandgerichtsaftuar, wenn er dem Landrichter 

oder Affeffor ald Protofollift begleitet, desgl. 3fl. 
Dem Rechtöpraftifanten, wenn er principaliter 

reist oder affuirt, neben dem Fortbezug 

des fländigen Diurniums s 5 fl. 
und bey Verwefung einer Arrefforsftelle fl. 
Dem Schreiber, wenn er den Rn oder 


Aſſeſſor begleitet N 2 fl. 
Dem Gerichtsdiener und feinem Knecht in n Dienfis . 
- fachen . . ° . * * — — 


.b) Bey Streifen und Basantentransporten. 


Dem Sandrihter a a 
Affeffor und Aftuar mie Be 
Schreiber f © 
Gerichtsdiener und reſſen na außer dem 

Bezirk s Pi . + . » fl. 
Hofmarkgerichtsdiener, ingl.. 46 fr. 
Polizeyſoldaten, wenn er nicht am ſelbigen | 
Tag nach Haus kommen fanını x +. 36 fr 


c) Bey Befhreibung der zum Militärdienft 
tauglihen Pferde. Ä 
Dem Affeffor, Aktuar oder Schreiber, ald.geh * 
rungsbeytrag von 1000 Pferden .. .8% 
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Dem Pferbarzt, als Taggebähr >. 2; zo kr. 
Pferdeverſtaͤndigee. 0. A 30 ir. 


 d) Bey der Schußpodenimpfung. 


Dem Affeffor, mit Einfchluß des Pferdegelds 3fl. 30 Fr. 
Landgerichtsarzt, neben den Koften für Impf⸗ 
Yiften und Zabellen 8—12 fr. vom Kind. 


e) Bey den Anſtalten auf Verhinderung der 
Viehſeuche. 


Dem Polizeybeamten, Land⸗ und Stadtwundarzt, 
Polizey⸗ oder ———— — 
Thierarzt ee 2ſ. 80 kr. 
Waſenmeiſter, fuͤr das Vergraben von einem 

Stuͤck Vieh A. 30 fr. 
fuͤr laͤngeren Yufenthalt taͤglich ...Afl. 30 kr. 
neben der herkommlichen Verguͤtung des 
Fuhrwerks feinem Gehuͤlfen taͤglich - . 40 kr. 
Waͤrter des kranken Viehs in außerordentli⸗ 
chen Fällen taͤglich . . 0. 0... 90-40 kr. 


f) yn Grängberihtigungsfaßen. 


Dem Randrichter Eee ee A 
Affeffor + , * + ® . 5 fl. 50 fr, 
a 8) In Gemeindewaßlfaen. 
Dem Landrichter ee — 
Aſſeſſor * . j 3 fl. 


h) Bey der Staatsdominifalrentenliquidation. 


Dem Landgerichtsaffeffor 466 
Herrſchaftrichter, innerhalb ſeines Bezirks S5fl. 
und außerhalb ee cf 


5) In Steuerreflamationsfaben 
Dem Landrichter, in Betreff der Neflamation eis _ 
ned benachbarten Steuerdiftrifts . Hfl. 
| Dem 


* 
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Dem auswärtigen Landrichter und Specialfom: 
miffäar in Betreff der Nellamation eines 
ganzen LandgerihtdE .  .- 5 fl. 
neben dem regulatiomäßigen Gefaͤhrtgeld. 

Dem Steuergeſchworenen, fuͤr jede Sıkung im 
Steuerdiftrift FE u 1 1 ; 
außer demfelben j a .: 1. 30 kr. 

Wegen Reklamation eined ganzen Randgericht 2fl. 

Dem Steuervorgeher, für jede Sitzung im Steu⸗ 


erdiſtrikt nn fl. 
Bey Reflamationen gegen di definitiven Steu⸗ 
erkataſter 
den zwey Kompromißtaxatoren taͤgl. jedem 3fl. 
dem Geometer u are 
deffen Gehuͤlfen . » = = Bu 


k) In Baufaden. 


Bey Vornahme gerichtlicher Augenfcheine in Baufachen iſt 
die Erhebung von Diaͤten nur in dem Fall zulaͤßig, wenn 
ſich uͤber ein Bauvorhaben wirkliche Differenzen mit den An⸗ 
ſtoͤßern oder Ueberſchreitungen der Bauordnung ergeben. 


Die Reiſekoſten in Zollbauangelegenheiten werden auf 
die Zollgefaͤlle angewieſen. 


2) In Amtögefchäften und konigl. Dienſtſachen, auſ— 
ſerhalb der Amtsgraͤnze. 


a) Im Allgemeinen. 


Dem Landrichter, mit Einſchluß des ea 6fl. 


Landgerichtsaffeffor R 5fl. 

Aktuar, ald Protofollift a ie 66 
Gerichtsdiener VV——— fl. 
deſſen Knecht ee ARE 

Schreiber ae a Ba 
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b) In Konſcriptionsfachen. 


Bey dem Transport der Konſcribirten vom Verſamm— 
lungsort zum Konſcriptionsrath Bee außer dem Ge 


richtöbezirf dem Landrichter A . 6fl. 
Dem Affeffor oder Aftuar R r fl. 

- Schreiber oder Praktikanten . ; 2 fl. 30 fr. 
GSerichtsdiener : & ; fl. 
deffen Knecht . Mr 

Dem Herrfchaftrichter, in Ronferiptiondangeles | 
genheiten, außerhalb feinem Bezirk 6 fl. 
innerhalb s R #5 

Landarzt, am Wohnort ; 2fl. 20 fr. 
außerhalb . BE st. - 


3) In Partheyfachen inner der Amtsgraͤnze. 
Dem Landrichter, mit Einſchluß der Pferdegelder 5fl. 


Aſſeſſor und Aktuar ; 5 5fl. 30 fr. 
Schreiber : — 
Gerichtsdiener oder Knecht ’ . 40 kr. 
4) In Partheyſachen außer der Amtsgraͤnze. 
Dem Landrichter | 5 . s 7fl. 
Affeffor und Aftuar — 5fl. 
Schreiber 2fl. 30 kr. 
Gerichtsdiener oder Knecht . Af. 


5) In Kriminalfachen. : 
a) Gebühren für das Tandgerichtliche Perfonal. 


Wenn zu Herftellung des Thatbeſtands gerichtliche Be: 
fichtigungen an Ort und Stelle vorgenommen werden müß 
fen, und der Gegenftand über eine halbe Stunde vom Sitz 
des Gerichtes entfernt ift, paſſiren | 
a) fofern die Koften aus dem Aerar zu beftreiten find: 

dem Landrichter Ä . . — — 
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Dem Affeffor und Mtuanr . } ; 3fl. 
Schreiber 2fl. 30 kr. 
Eiſengerichtsdiener — — 
6) Wenn der Delinquent oder — eine e Varthie die Ko⸗ 
ſten zu bezahlen hat: 


Dem Landrichter | — 6fl. 
Affeffor und Aftuar . R 5 fl. 
Schreiber A — 3l. 30 fr. 
Eifengerichtödiener . . fl. | 

deſſen Knecht . j 5 . 40 kr. 


y) Jeden Falles: 
Dem Kriminaladjunkten und dem Defenſor mit— 


telloſer Verbrecher . — De 
b) Gebühren für Landgerichts: und 
Wundärzte | 
a) Sofern dad Xerar die Reiſekoſten bezahlt: 

Dem Sandgerichtsarzt . — — 
Chirurg, mit Einſchluß der Sertion 5fl. 
deffen Gefellen ae‘ R fl. 

B) Wenn der Delinquent oder eine Parthie die Koften 
vergütet: 

Dem Landgerichtdarzt r 0 fl. 
Chirurg _ . . . fl. 
deffen Gefellen _ " 4f. 


y) Im Wohnort ded wundärztlichen Perfonals: 


Dem Landgerichtöarzt ; 6 R — — 
Chirurg ıfl. 30 fr. 
deſſen Geſellen . . 30 kr. 


B) Allgemeine Rentämter. — 
Y Bey Amtägefhäften, innerhalb des Amtebezirks. 


a) Im Allgemeinen. 


Dem Rentbeamten gebuͤhren, weil er keine Haberbeſoldung 
34 * 
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bat, mit Einfchluß der Pferdegelder 6fl. 
Schreiber, ald Altuar R ar, 2 
Rentamtöboten . ei 1fl. 


b) Bey Gefreideperceptionen und Abgaben. 


Dem Rentamtsperfonal gebührt, wenn der Getreidefa; 
‚ ften eine, halbe Stunde bis zu einer Meile von Amtefig ent; 
fernt iſt, die Hälfte des obigen Diaͤtenſatzes — bey der Ent: 
fernung über eine Meile die volle Diät. - ’ 

Auf Zehentverftiftungen. hat diefed Feinen Bezug. Den 
Zehentfchäßern darf neben 1 fl. RN auch noch fl. 30 Fr. 
Nittgeld vergütet werden. 

Die Oberfchreiber beziehen fie auswärtige Gefchäfte 
gleich den Landgerichtsaſſeſſoren ** 3fl. 


ce) Bey Feldſchadenbeſichtigungen. 


Die Verhandlungen über Feldſchaͤden ſollen zwar unent—⸗ 
geltlich gepflogen werden; jedoch darf von den Rentbeamten 
die regulativmaͤßige Diät mit 6 fl. in Anrechnung kommen, 
wenn aus der Natur der Befchädigung und der Zeit, wo fie 
eingetreten ift, ‚oder durch andre Gründe befiimmt nachzu⸗ 
weifen ift, daß die Schadensaufnahme nicht gelegentlich des 
Zehentverftiftens hat vorgenommen werben fünnen und — wenn 
die Befchadigung nicht von der Art ift, daß die Landgerichts 
oder Polizegbehorde fi mit deren Aufnahme befaßt. Die 
Gebühren der Schäfleute find yon den betreffenden Parthien 
zu bezahlen, 


d) In Baugegenfländen. 


Wegen unbedeutender Baureparaturen darf Feine Reife 
unternommen werden. 

Ein Rentamtsgehälfe, der zu Bezahlung der Waffers 
und Brürenbaufoften wegen Entfernung des Amtsfiked abs 
geordnet wird, erhält täglich 2 fl. unter der Beſchraͤnkung, 
daß für eine halbe Tagreiſe Feine ganze Tagsgebühr und auf 
eine halbftündige Entfernung gar nichts paflirt wird. 
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Die Berfieigerung des Abfallholzes bey Bruͤckenbauten 
gefchieht bey einem Werth von 20 fl. und darüber von dem 
Diftriftöwerfmeifter, gemeinfchaftlih mit einem Oberfchrei; 
ber, welchem hiebey das gewohnliche Taggeld von 2 fl. nebft 
Rittlohn paffirt — bey einem Wertb unter 20 fl., jedoch 
über 5 fl. von dem Werfmeifter, mit Zuziehung ded Ortes 
vorfieherd — unter dem Werth von 5 S durch den Dir 
ftriftöwegmacdher. 


e) Bey Steuerbefhwerbden. 


Die Schäßungsgremien erhalten diesfalls ihre Deputate 
nach der Entfernung vom Amtsſitz mit 40 Fr. bis 1 fl. 50 Fr. 
täglich für den Mann. 

Dem Herrfchaftrichter gebührt außerhalb feines 


Beazirks — G6Gfl. 
inner demſelben ⸗ 5 fl. 
Schreiber, als Aftuar R 2fl. 30 fr. 


Tarator, bey dem Rataftrirungsgefchäft 2fl. 
Schäfer, nach vrtlichen Verhältniffen 50kr. bis 1 fl. 


2) Bey Amtsgefchäften außerhalb der Amtsgraͤnze. 


Der Rentbeamte erhält für das Abrechnungsge— 
fchäft in der Kreisſtadt, Gefährtgeld von 
der Meile bin und ber r ; 2 fl. 
Aufenthaltsdiat auf 2 Tage a 5 fl. 10 fl. 
deffen Stellvertreter, wenn der Beamte 
nicht felbft erfcheinen fann, auf 2 Zage 
a2 fl. 50 fr. j 5fl. 
In andern Fällen und bey Sefhäften der Mentbeamten, 
die außer ihrem Amtsbezirk oder nicht in ihrem gewöhnli— 
chen Wirfungsfreig liegen, * außer dem Gefaͤhrtgeld ei— 


ne Diaͤt von 5fl. 
3) In Partheyfachen fowohl inner als außerhalb der 
Amtsgraͤnze. 


Dem Rentbeamten, beziehungsweiſe fl. — 7fl. 


BT | Diäten. 


Dem Schreiber | ei i F 2fl. 50 fr. 
Rentamtsboten 1 fir 


c.) Forſſtamter. 


Dem Forſtinſpektor, bey Diſtriktsbereiſungen 6fl. 
Forſtmeiſter, (Waldvermeſſungen ausgenommen) 5fl. 
Oberfoͤrſter, in Partheyſachen 5 fl 

bey Reifen außer der Amtsgraͤnze . 6fl. 
Revierfoͤrſter, in Partheyſachen inner dem 


Forſtbezirk 2fl. 

außer demfelben - . . . 5fl. 
Forſtgeometer u ® . 3 fl. 

im Ausland . . . . Aufl. 

für Ausarbeitung der Karte ; 1 fl. 50 kr. 


Forſtamtsaktuar, wenn er principaliter reist 3 fl. 30 fr, 
Forftinfpeftiondgehälfen, als men? 2fl. 
Sorftgehülfen _ . 24 . kr. 
Forſtperſonal, bey ——— — — 
Hofmarktjaͤger und Forſtwart bey allgemei⸗ 
nen Streifen fl. 
deſſen Gehülfen . R . 46 kr. 


D.) Staͤdtiſche Polizeybehdrden. 
Dem Polizeydirektor und Kommiffär . 8 fl. 


Polizeyaktuar und Offizianten . 2 fl. 30 fr. 
‚Polizeyunteroffizier bey dem Transport von 
Konferibirten. . & 1fl. 


— Soldaten bey gleichem Anlaß ... 40 kr. 
— Gehuͤlfen, bey Unterſuchung in Malzauf— 
ſchlagſachen . . fl. 


E) Staatsbraubäufer 


Dem Braubeamten, neben Aufrechnung der Poft: 
tage . R . . 5 fl. 

oder, wenn er fich ber Defonomie + Pferde 
bedienen kann . 6 fl. 
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Dem Bräumeifter, mit Einfluß des Pferdes 
gelds + + + . + 5 fl. 


F.) Zuchthausverwaltung. 
Dem Berwalter incl, Pferdeged + . 6 fl. 
G) Defane und Pfarrer 


Da die Pfarrinftalfationen wie Kommiffionen in Par: 
theyfachen zu betrachten find, fo gebührt den Defanen und 
Parrern, welche hiezu Foınmittirt werden, dad Tag- und 
Reifegeld der weltlichen KRommiffärs, mithin . 5f 

Diätentarif, in Geret’3 Samml. B. XU. Anh. J. ©. 10 — 27. 


27) Diebſtahl. 
f. Banden. Streifen. a 


Der Diebftahl ift ein Berbrechhen, wenn das Ent: 
wendet: an Geld oder Geldedwerth die Summe von 25 fl. 
überfteist und unter diefer Summe wird folcher als Ver; 
gehen beftraft. (Art. 1.) 

Bey Zumeffung der Strafe find außer den allgemeinen, 
die Strafberfeit erhöhenden, Gründen folgende Umftände als 
befonders erfchwerend zu betrachten: Wenn ber Dieb; 
ftahl 

a) an Saden begangen worden, welche zum Vermoͤgen 
des Staat, zu den unveräußerlichen Gütern des Fonigl. 

Haufes, zu dem Eigentbum einer frommen Stiftung 

für Gottesdenft, Unterricht oder Wohlthätigfeit, oder 

zu einer oͤffewlichen, gemeinnäßigen, Anftalt gehören ; — 
b) an Sachen, velche unter obrigfeitlichem Schuße hinter: 
legt oder mit oirigfeitlichem Siegel gefchloffen find; — 
ce) an dem Gepaͤch der Neifenden, an den von FZuhrleu: _ 
ten und Boten veführten Waaren, oder an Gegenftäns 
den, welche der Pot anvertraut find; — 
d) bey Feuers oder Vaſſersnoth, in dringenden Kriege: 
gefahren, oder andern Ungläcöfällen diefer Art; — 
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e) auf Jahr» und Wochenmärften, oder im Gedränge eis 
ner an Öffentlichen Orten verfammelten Volksmenge; — 

f) an dem Vieh auf der Waide, im Pferch oder Triebe, 
an Bienenfioden, Baum, Feld s oder Gartenfrüchten, 
Ackergeraͤthſchaften, Holz auf öffentlichen Holzlagern, 
Floßholz, Bleichſtuͤcken auf öffentlichen Bleichen, oder 
Sifchen im Leiche; — 

g) wenn der Diebftahl von Dienftboten, Geſellen sder 
Lehriungen, von Zaglühnern, welche in dem Haufe 
felbft ihre Arbeit verrichten, oder, von Perfonen, welhe 
für Lohn und Koft Dienfte  Teiften und deswegen ım 
Haufe aus und eingehen, an dem Hausherren oder an 
Jemand, der fich in derfelben — Gemeinſqaft 
‚befindet, begangen wurde; — 

h) wenn , vey oder mehrere Perfonen, außer dem Zell eis j 
ner Dieböbande, den Diebftahl in voraus gegangener 
verabredeter Verbindung unternommen haben, uno. 

31) wenn der Dieb im diebifcher Abfiht in eine fremde 

Wohnung eingefchlichen. ift und dafelbft den Diebftahl 
zur Nachtzeit verübt hat, (Art. 2.) 
Die Strafe des Diebftahld, welcher feinen Betrage 

nad ein Verbrechen iſt, folle mit Nädficht auf alle die 

Strafbarfeit mindernden oder erhöhenden Umſtaͤrde nach fols 

genden Graden zugemeffen werben : 

a) wenn der Werth des Entwendeten die Summe von 
400 fl. nicht Überfteigt, fo tritt Arbeitshrus auf ein big 
drey Jahre und im Fall des Hinzukomnens erſchweren⸗ 
der Umſtaͤnde, auf zwey bis vier Jahre ein; 

b) iſt aber der Werth des Entwendeten höher als 400 fl., 
fo ıft auf Arbeitshausfirafe zwifchen orey und fechs Jah— 
ven, oder im Fall erſchwerender Umſtaͤnde, zwifchen vier 
und acht Fahren zu erkennen. (Art 3.) 

Der Diebfiahbl über 5 fl. und anter 25 fl. wird al 
ein n Berg ehen mit Gefängniß wn einem Monat big zu 
ſechs Monaten, und wenn er mit erſchwerenden Umſtaͤnden 
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verhbt wurde, von drey Monaten bis zu einem Jahre be: 
firaft. (Art. 4.) 

Der einfache Diebftahl, deflen Betrag die Summe 
von 5 fl. nicht überfteigt, oder die Entwendung, welche von 
dem Haußgefinde, und von verwandten Perfonen aus bloßer 
Läfternheit an EB: und Zrinfwaaren begangen wird, unters 
Viegt einer polizeylichen Ahndung. (Art. 5.) 

Ohne Nüdfiht auf den Betrag des Entwendeten ift 
der Diebftahl ald ein Verbrechen anzufehen: 

a) wenn eine dem Gottesdienft gewidmete Sache aus eis 
nem dem Gottesdienft beftimmten Orte entwendet wurs 
de; 

b) wenn der Dieb iin ein Haug, oder in deſſen eingeſchloſ—⸗ 
fenen Hofraum, oder in ein darin fichendes Gebäude 
durch felbft herbeygefchaffte Vorrichtungen eingefttegen 
ift; 

c) wenn der Dieb, um ftehlen zu fünnen, in ein Haus, 
oder in den dazu gehörigen gefchloffenen Hofraum, oder 
in ein darin ftehendes Gebäude eingebrochen ift, oder, 

“wenn er die darin befindlichen Thüren und Behältniffe 
erbrochen, oder aufgefprengt, oder die Schlöffer an fol: 
chen mit Inftrumenten, 3. B. Sperrhafen, Dietrichen 
und nachgemachten Schlüffeln, oder auf andere unerlaubs 
te Urt, oder auch mıt den rechten Schlüffeln, welche er 
vorher heimlich oder mit Lift fich verfchaffte, geffnet 
hat; 

d) wenn der Diebftahl don Banden verübt worden ift; 
und 

e) wenn ein Dieb mit Waffen verfehen war, um ſich er: 
forderlihen Falles zur Wehr feßen zu koͤnnen. 

Das Cinfteigen und der Einbruch in einfam ftehende, 
unbewohnte Gebäude, dag Erbrechen der in folchen oder im 
Freyen fiehenden Behältniffe und dad Deffnen der an fol 
chen befindlichen Schlöffer wird — auch bey dem einfachen 
Diebſtahl — ald ein erfchwerender Umftand betrachtet. (Art.6.) 

Auf den ausgezeichneten Diebftahl ift eine Arbeits— 
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hausftrafe von vier bis acht Jahren gefekt, wobey es jedoch 
den Gerichten überlaffen bleibt, diefe Strafe bey befonders 
mildernden Umftänden auf die Hälfte herabzufegen; über 
fieigt hingegen der Werth eined ausgezeichneten Diebftahls 
die Summe von 400 fl., fo Fann nach Erwägung aller Ber 
hältniffe auf Zuchthaus von acht bis zehen Jahren erkannt 
werden. (Art. 7.) 

Die Beftrafung des Wilddiebftahls richtet fich nad) 
befonderen Verordnungen, (Art. 8.) 

Wenn ein ausgezeichneter Diebftahl zugleich. dem Bu 
trage nach ‚ein Verbrechen und überdies durch einen oder den 
andern Umftand befonderd erfchwert ift, fo darf, im Fall 
dad Entmwendete nicht mehr als 400 fl. beträgt, auf Zucht⸗ 
haus von acht bis zehen Jahren angetragen werden; über 
fieigt aber das Entwendete diefe Summe, fo ift der Dieb 
jedenfalls zum Zuchthaus auf acht bis zehen Jahre zu ver 
urtheilen. 

Treffen bey einem, ſchon dem Betrage nad ald Ber 
brechen zu beftrafenden, Diebftahl zwey oder mehrere Aus 
zeichnungen zufammen, fo fleigt die Strafe ded Arbeitshaus 
fed auf acht bis zehen Jahre Zuchthaus und folche Fann auf 
zwoͤlf Jahre erhöht werden, wenn die Summe des Entiwens 
beten mehr ald 400 fl. beträgt. 

-Konfurriren mehrere ausgezeichnete Diebftähle, von 
welchen jeder nur die Strafe ded Arbeitöhaufes nach ſich 
zieht, würde aber durch die Zufammenrechnung der einzel 
nen verwirften Strafen die Dauer von adıt Yahren über; 
fchritten, fo ift auf Zuchthaudftrafe von acht bis zwoͤlf Jah— 
ren zu erkennen. (Art. 9.) 

Hat ein Dieb mehrere noh unbeftrafte Diebfiähle 
begangen, fo find, außer dem cben bemerkten Falle, die all; 
gemeinen Gefeße über den Zufammenfluß von Verbrechen 
und bey einer bereitd vorausgegangenen Beftrafung die all 
gemeinen Gefege über den Rüdfall in Anwendung zu brins 
gen. (Art. 10.) 
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Wenn ein Dieb, ehe er in Unterfuchung gezogen wur; 
de, ohne rechtswidrigen Nachtheil eines Dritten, bie Zu: 
ruͤckgabe oder den vollen Erfaß des entwendeten Gutes, 
oder fonft die ganzliche Zufriedenftellung des Befchädigten be; 
wirft hat; fo findet dieſes Diebſtah's wegen Feine Unterfu; 
hung ‘oder Beftrafung flatt, Wurde aber der Erfaß nur 
zum Theil geleiftet, oder der Beftohlene nur zum Theil zus 
frieden geftellt, fo wird die Strafbarkeit ebenfalls nur info; 
weit aufgehoben, als fie von der Summe des Entwendeten 
abhängf; gleichwohl ift der unvollftändige Erfak bey Zumeſ— 
fung der Strafe als ein Milderungsgrund zu berädfichtigen. 
(Art. 11.) 

Entwendungen, welche zwifchen Ehegatten oder Ge 
fhwiftern, zwifchen Eltern und Kindern, oder von 
jungen Leuten an ihren VBormündern, Pflegeltern oder 
Erziehern, ingleihem zmifchen den in derfelben Familiens 
Gemeinfhaft Tedenden Verwandten begangen werden, 
follen nur auf ausdrädliched Berlangen des Befbüdigten, 
oder desjenigen, dem fie in ber Familie untergeben find, 
unterfucht und beftraft werden. (Art. 12.) 


DB: die Strafgefege wider den Diebftahl betreff. v. 25. März 
1816. Art. 1 — 12. Regbl. ©. 145 — 152. 


28) Dienfolter 
f. Denfionirung. Quiescirung. 


Der Staatödiener kann wegen Dienftalter in die Qui⸗ 
edcenz treten; ed werden aber hiezu bey allen Dienſtes— 
Haffen volle 40 Dienftjahre erfordert. Zur Ergänzung des 
Dienfialterd dürfen alle in verfchiedenen Dienftesflaffen zu: 
ruͤckgelegten Jahre, nicht aber die Jahre der Vorbereitungs— 
fielen, gezählt werden. Der nach vollendetem Dienftalter 
in die Quiescenz tretende Staatsdiener behalt feinen Stan: 
deögehalt, fammt Titel und FZunftionggeichen, und verliert 
blos den Dienfteögehalt. 


Ed. über die — der nt v. 26. May 1818. 
$. 22. Gef. Bl. © . 5435. 
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29) Dienſtbarkeiten— 
ſ. Realdienſtbarkeiten. Servituten. 
30) Dienſtboten. 


ſ. Armenpflegen. Lohndienſte. 


| Dienftboten, welche ohne häufigen Dienftwechfel zehen 
Jahre hindurch mit Treue und Fleiß gedient und durch ge 
machte Erfparniffe den Beweis von häuglichem Sinn gege⸗ 
ben haben, ſollen bey Anfäßigmahungen vorzuͤglich 
beruͤckſichtigt werden. 


Geſ., über Anſäßigmachung und Verehelichung v. 11. Sept. 
* 1825. $. 5. (4.)- Gef. Bl. ©. 118. 


31) Dienfibotenbüder 


In den Patrimonialgerichtsbezirfen ift die Ausſtel— 
lung der Dienfibotenbücher, fofern folche auch außer dem 
Bezirk gültig ſeyn follen, den Landgerichten vorbehalten. 

Ed. über die gutöherrlichen Rechte v. 26. May 1818. $. 90. (d.) 
Geſ. Bl. S. 254. ; 


Da die Verfaͤlſchung der Dienſtbotenbuͤcher meiſtens 
bey den Zahlen der Monatstage und des Jahres geſchieht, 
ſo iſt die allgemeine Weiſung ergangen, daß in ſolchen die 
Monatstage und Jahre uͤberhaupt, beſonders aber die Dienſt—⸗ 
Antrittss und Austrittstermine mit Buchftaben eingetra 
gen werden follen. Auch ift befohlen, die Dienftboten auf 
die firafrechtlichen Folgen folcher Berfälfchungen durch eine 
eigene VBormerfung in dem Dienſtbuch aufmerkſam zu mas 
hen, damit fie fich nicht mit Unfunde der befiehbenden Straf, 
gefehe entfchuldigen koͤnnen. 


Erl., die Fälfhung der Dienftbotenbüder betreff. v. 15. März 
1821. Regbl. ©. 276. 


32) Dienfibotenordnung. 


su dem Abfchied für die Ständeverfammlung vom 11. 
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Sept. 1825. (Gef. BI. ©. 23.) hat ſich die Regierung anhei⸗ 
fhig gemacht, eine neue, den Zeitverhältniffen angemef; 
fene, Dienitbotenordnung auf verfaffungsmäßigem Wege zu 
erlaſſen. Die bis jeßt beftehende Taglohner s und Ehehalten: 
Ordnung v. 2. May 1781 findet ſich in Döllingerd Suppler 
menten, Band IV, ©, 377 — 397, 


353) Diem ft ce. (fremde) 
f. Ausländer. Konfeription. 
349) Dienftesftellem 
f. Anftellungdtare. Bedienflete. Dienftperfonal. Staatsdiener. 


Der unmittelbaren Ernennung des Königs find 

vorbehalten: 

a) die Stellen der Vorſtaͤnde und Räthe der Kreißregier 
rungen; und 

b) de8 ftabilen Perfonals derfelben; 

c) jene Stellen, mit welchen der Rathöcharafter oder ein 
höherer Rang verbunden iſt; 

d) die Borftände, Affefforen und Aftuare der Yandgerichte, 
die Stadtfommiffäre, das ftabile Perfonal der Polizey⸗ 
Direktion in München, die VBorftände der für die Zuchtz, 
Straf⸗ und Zwangsarbeitshaufer AUTBSCCHEEN Direftios 
nen und Verwaltungen; 


e) das ſtabile Kaffen » und Oberaufſchlagamtsperſonal, ſo 
wie die Rentbeamten; 

f) die Forſtaͤmter und Revierfoͤrſter; 

g) bie Dignitarien und Mitglieder der Kapitel und Kon⸗ 
ſiſtorien, ſo wie die ſelbſtſtaͤndigen Pfarrer, in jenen 
Faͤllen, fuͤr welche dem Koͤnig das Nominationsrecht 
verfaſſungsmaͤßig oder gemaͤß beſonderer Titel zuſteht; 

h) die Rektoren, Profeſſoren und Lehrer jener Studiens 
anftalten, aus welchen der Webertritt zur Univerfität 
ſtatt findet, und die Vorftcher der Schullehrerfeminarien; 
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i) die Stadt» und Landgerichtöärzte; endlich) 
k) dad ftabile Bauperfonal in den Kreifen. 


V. den Wirkungdfreid ac. betreff. v. 17. Dez. 1825. Regbl. 
©. 1061. 


35) Dienfteib 
f. Beeidigung. Eid. 


MWenn ein baierifcher Unterthan mit fbnigl. Erlaubniß 
in fremde Dienſte tritt, ſo iſt er verpflichtet, den ihm abver— 
langten Dienfteid nur unter dem Vorbehalte zu leiften, daß 
er nie gegen fein Vaterland dienen werde. 


Ed. über das Indigenat v. — 1818. $. 11. (b.) Geſ. Bl. 
. 145. 


Die Standesherrn find berechtigt, fi von ihren 
Beamten einen Dienftedeid Teiften zu laſſen, vorbehältlicy der 
Unterthandtreue und des Gehorfams gegen den König und 
die Gefeße ded Reichs. 


Ed. die —— — Verhältniſſe der Zedent rten betreff. v. 
26. May 1818. $. 14. Geſ. Bl. ©. 195. 


56) Dienfiesemolumente 


Bid zur Sanftionirung einer neuen Taxordnung follen 
die Landrichter, (fatt der früher nach der Anzahl der ihrer 
Gerichtsbarkeit untergebenen Familien berechneten Geldzulage ,) 
den fünften Theil von allen dem Staatsärar verrechnet 
werdenden Zaren und Syorteln (mit Ausnahme der Geldftrafen) 
als Dienftesemolument beziehen. Daſſelbe ift aber nur mit- 
ber wirflichen Zunftion verbunden und bildet einen Be 
ftandtheil ihres Dienftesgehalts. 


V. die Dienfte8emolumente betreff. v. ao Juni 1809. $. 1. 
Kegbl. ©. 1018 


37) — —— ſſung. 
ſ. Entlaſſung. 
Die Dienſtesentlaſſung, mit dem Verluſt des Dienſt⸗ 
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ranged und Gefammtgehattes (Dimiffion) kann nur nach vor; 
bergegangenem rihterlicdhem Erfenntnif der fompetenten 
Gerichtöbehörde erfolgen. 

Eine Verlegung» der Amtspflicht durch Handlungen und 
Unterlaffungen, welche einzeln mit der Strafe des Dienft: 
verluftes von dem Geſetze nicht bedroht find, Tann gleichz 
wohl folche mittelft rechtlichen Erfenntniffes zur Folge ha; 
ben, wenn eine dreymalige Digziplinarfirafe fruchtlos 
geblieben war. 

Der alfo Entlaffene darf fich der äußeren Zeichen ſeiner 
Standesklaſſe nicht mehr bedienen. 

Ed. die anne der Staatödiener —— v. 26. May 1818. 
$. 9. 10. 19. Geſ. Bl. ©. 337. 341. 

Bey dem Wahlgeſchaͤft fuͤr die Staͤndeverſammlung 
kann eine Beſchraͤnkung der Freyheit der Wahlftimmen, oder 
die Benuͤtzung obrigkeitlichen Einfluffes auf die Wähler, 
nach Umftäanden mit der Dienftesentlaffung beftraft werden. 

Ed. über die Ständeverfammlung v. 26. May 1818. $. 4. 

Geſ. Bl. ©. 568. 


38) Dienftesentfesung. 
f. Dienftentlaffung. Degradation. 


Dem zur Dienftedentfeßung verurtheilten Staatödiener 
ift in Hinficht des Nechtömitteld der Uppellation eine viers 
taͤgige Bedenkzeit geftattet. 
| V. o. 15. Oftbr. 1811. Regbl. ©. 1584. 


39) Dienftffäbigfeit. 
| f. Ausbebung. Konfcription. 


Die Konfcriptionspflihtigen muͤßen fih bey 
der Verhandlung des Meffens fogleich erflären, ob fte 
ſich für dienfifähig halten und ob fie Anſpruͤche auf Zuruͤck— 
ftellung machen. Die Erflärung über diefe beyden Punkte 
fol dem Konferibirten gleich nach feiner Meffung abgefor; 
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dert und von diefem laut und vernehmlich ausgeſprochen 
werden. Die Erflärung der Dienftunfähigkeit iſt mit der 
Bezeichnung des Gebrechens und der Anfpruh auf Zuräd 
ftelung mit Aufzählung der hiefür forechenden Gründe zu 
verbinden. Die Konferiptionsbehörde hat hierauf in erfterer 
Beziehung die Ärztliche und wundärztliche Viſitation anzus 
‚ ordnen, das Refultat derfelben befannt zu machen, und uns 
ter Vorbehalt der Berufung und Reviſion die Dienftfähig- 
feit oder Unfähigkeit ded Konferibirten zu erflären; in Hin 
ficht der Zuräditellungsanfprücde aber entweder unter dem 
obigen Borbehalte zu entfcheiden, oder dem Konferibirten 
den erforderlichen Beweis aufzulegen, welcher bey VBermeis 
dung der Praflufion binnen 14 Zagen auszuführen iſt. 

Am 15ten Tage, nachdem dem Konferibirten die beyzu— 
bringenden Beweismittel fpeziell benannt worden, hat bie 
Konferiptionsbehorde ebenfalls zu .entfcheiden, 

Konferibirte, welche ſich für dienfifähig angeben, find 
bey der unteren Konferiptiongbehorde Feiner Bifitation uns 
terworfen. 


Geſetz, die ————— des ſtehenden derg SE: vd. 15. Aug. 
28. $. 31. 32. Gef,dl. © 


ee 


Ale dem Staat gehörigen Gärten, die als ſolche nicht 
befonderd in die Steuer gelegt, fondern wegen ihres unbe, 
deutenden Umfangs dem Werth der Gebäude beygefchlagen 
worden, unterliegen Feinem Pachtfehilling. Dagegen find 
Gärten, welche wirklich in der Steuer liegen, fie mögen fi 
und an der Amtswohnung oder davon getrennt, für den 
Hausbedarf genügend oder nicht genügend finden, mit einem 
Pahtfchilling zu 4 Prozent des Steuerfapitald zu beles 
gen und diefen Betrag hat der jeweilige Nußnießer vom 
laufenden Etatsjahr anfangend zu entrichten. 


Erl., A Benusung der Xerarialgärten durch Landbeamte ‚Ktref 
. 20. Febr. 1819. in Geret's Samml. 3. IX. ©. 


44) Dienft 


Dienftherr. — Dienftperfonal. 545 


4) Dienfiberr 
f. Zoll: und Mauthwefen. | 


Bey Zolldefraudationen haftet der Dienfiherr für - 
die Gefährden und Uebertretungen feiner gebrödeten Diener 
rücfichtlich der Geldbuße und des Erfaßed, den Fall ausges 
nommen, wenn folche erweislich ohne fein Wiffen und Wil 
Ien verübt wurden. 


Zollordnung vom 45. Aug, 1828. $. 105. Geſ.Bl. S. 227. 


42) Dienſtloſe Leute. 
ſ. Heimathloſe. 


Die Polizey, welche für die allgemeine Sicherheit vers 
antwortlicy ift, hat ihr Augenmerk befonders auf die ers _ 
werblofe Klaffe der Einwohner, auf Yandftreicher, Aben- 
theurer und andered muͤßiges Gefindel zu richten, 


V. das Verhältniß zwifchen der Polizeydirektion und dem 
Stadtmagiftr.t in München betreff. v. 15. Sept. 1818. 
$. 21. Geſ. Bl. ©. 581. 

Wenn ein Ehehalt betreten wird, der über drey Wo— 
hen ohne Dienft fi) aufhält oder herumzieht, fo ift gegen 
denfelben nad) Umftänden eine Arreſt- oder fürperliche Stra; 
fe unnachfichtlich zu verhängen, wofern er nicht befonders 
erhebliche Entſchuldigungsgruͤnde vorbringen und erweislich 
machen Fann. 


Taglöhner⸗ und Ehehaltenordnung vom 2. May 1731. $. 36. 


u 


in Döllingerd Supplementen B. IV. ©. 595. 


45) Dienfiperfonal 


Bey der Rechnungskam mer ift zu Beſtreitung der 
Koften für die Kanzleiindividuen, für Botendienfte und Buͤ— 
reauerforderniffe eine Averſalſumme beftimmt. 


DB. das Finanzwefen ————— Jan. 1826. §. 44. Regbl. 
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Das Dienfiperfonal des Kreditvereins befteht bey 
dem Gentraldireftorium und bey den Kreisdireftorien aus 
einem Kaſſier, einem Buchhalter und den noͤthigen Kanzlei 
Individuen. 


Dieſes Perſonal wird von dem Centraldirektorium ge 
wahlt und der Eentralverfammlung angezeigt, welche Iektere 
„auf Entlaffung eined oder des anderen Bedienfteten antra- 
gen kann. Auch die Kreisdireftorien wählen ihr Perfonal; 
nur muß die Wahl von dem Gentraldireftorium beftätiget 
und die Entlaffung auf bdeffen motivirted Begehren verfügt 
werden. Die Aufnahme und Entlaffung des Schreiberper— 
fonal8 bey den Direftorien hängt Yediglich von dem Bor 
ftand ab. 


Kreditvereindordnung v. 25° April 1826. g. 67. Regbl. S. 450. 


Vermoͤg des Vertrages uͤber den Zollverein zwiſchen 
Baiern und Wuͤrtemberg iſt den einzelnen Regierungen der 
vereinigten Staaten vorbehalten, die Beamten und Diener, 
welche ſowohl fuͤr die Oberzolladminiſtration, als fuͤr die 
Erhebungs-und Aufſichtsſtellen des betreffenden Staates er 
forderlich find, felbft zu ernennen, ſolche für den Verein be: 
fonders verpflichten und bey vorlommenden Dienftvergehen 
von ihren Gerichten aburtheilen zu Taffen. 


Solivertras zwifhen u und Württemberg e 6. Febr. 1828. 
t. 15. (2 — 4.) Regbl. S. 5 

Den Kreisregierungen iſt die Aufſtellung des ers 
forderlichen Schreiberperfonalg Gedoch blos in der Eigenfhaft 
von Funktionären, welche auf Ruf und Widerruf gegen Taggebühr, 
oder.gegen einfahe Remunerationen aufzunehmen find), fo wie die 
Betätigung in denjenigen Stellen, worauf den Privaten, 
Gemeinden oder Korporationen verfaſſungs-, geſetz-, oder 
vertragmäßig ein Praͤſentations s oder Wahlrecht zufteht, _ 
übertragen. 


B. den Wirkungsfreis ıc. betreff. v. 17. Dez. 1825. $. 30. 
Regbl. ©. 1062. 
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4) Dienfipferde 


| Den bey den Regierungen angeftellten Ingenieuren 
ift das Pferdegeldaverfum gegen Berpflihtung zu allen Dienft; 
reifen auch noch ferner belaffen, wobey fie übrigens zur 
Haltung eigener Pferde nicht verbunden find. 
Erl., die Dienftpferde der Ingenieure betreff, v. 31. Dit. 1828. 
in Geret's Samml. B. XV. ©. 45. 

Da ed die Funktion eined Forftmeifterg mit ſich 
bringt, daß er ein Dienftpferd unterhalte, fo muß deffen 
richtige Haltung in jedem Quartal durch die Diftriftspoliz 
zeybehorde feines Amtsſitzes bezeugt werden. 


Erl., dad Dienftpferd der Forftmeifter v. 10. Apr. 1827, 
in Geret’d Samml. B. XIV. ©. 82. 


45) Dienfipragmatik. 
f. Befoldung. Menfionirung, Quiedeirung. Umzugdgebühr. 


46) Dienſtſachen. 


Die Militärpgerfonen fliehen in Dienftfachen, fo 
wie wegen Verbrechen oder Vergehen, unter der Militärges 
richtsbarfeit; in Real: und gemifchten Rechtsſachen aber 
unter den bürgerlichen Gerichten, 


Berf.-Urf. v. 26. May 1818. Tit. 9. $. 7. Geſ.“Bl. ©. 136. 


Eigentliche Amtd s und Dienfifachen, welche das Inter⸗ 
eſſe eines Privaten nicht berühren, find von Entrichtung eir 
ner Taxe ausgenommen, 


Proviforifche Taxordnung — J Okt. 1810. F. 100, Regbl. 


— 


47) Dienfivergebem 
ſ. Disciplinarſtrafen. 


Die Kreisregierung, Kammer bed Innern, iſt be 
fugt, Viſitationen und abminiftrative Generalunterfuchuns 
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gen gegen Beamte zu veranlaffen, in allen Diſciplinarſachen 
Erfenntniffe zu fällen, proviforifche Sufpenfionen zu verfü- 
gen und die Unterſuchungsakten an den ordentlichen Richter 
zu überweifen.. | 

Zu den perfönlichen Obliegenheiten und Befugniffen des 
Generalfommiffärg gehört es, in dem Falle, wenn 
gegen einen Beamten gegründete Anzeigen eined Verbrechens 
vder Vergehen vorliegen, und wenn bey eintretendem Ber 
zuge die Vernichtung oder Erſchwerung der Beweismittel zu 
beforgen waͤre, oder, wenn der Beamte fich der Flucht ver 
verdächtig gemacht hat, oder ſchon auf folcher begriffen üt, 
die geeigneten gefeßlichen Verfügungen für ſich allein, oder 
mit Zuziehung der Direftoren zu erlaffen. 


B. den Wirfungdfreid ıc. betreff. v. 17. Dez. 1825. = 81. 126. 
Regbl, ©. 1101. 1130. 


In Unterfuchungsfällen wegen Dienftverbrechen oder Ber: 
gehen von wirklichen Kollegialvorftänden und allen 
diefen gleich oder. höher ftehenden Staatsbeamten entfcheidet 
der fünigl. Staatsrath, vb der Angefchuldigte vor Ge 
richt geftellt werden folle? Die Folgen der erfannten Spe 
zialunterfuchung find im Strafaefeßbuch ausgeſprochen. 


Ed. über die alle der Staatödiener v. 26. May 1818. 
. 16. 17, Geſ.Bl. S. 340. 


48) Dienſtwohnung. 
ſ. Amtswohnung. Baufälle. Miethe. 


49) Dienfizeit 
f. Konfeription, Militärwefen. Rekrutirung. 


Der in die Armee eingereihte Ronfcribirte iſt zu er 
ner Dienftzeit von feh8 Jahren verpflichtet. Diefe 
Dienftzeit zahlt von dem Tage, an welchem der Konferibirte 
durch den Nefrutirungsrath zum Dienfte der Armee beftimmt 
und dem Militaͤrkommando überwiefen wird, Auch der freyr 
willig Eintretende muß fich zu einer Kapitulation von ſechs 
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Jahren verpflichten; wer hingegen bereits eine oder mehrere 
Kapitulationen in der Armee gedient hat, kann bey dem 
Wiedereintritt in dieſelbe ſeine Dienſtzeit ſelbſt beſtimmen; 
jedoch iſt das Minimum hiebey auf zwey Jahre oder auf 
die Dauer der Kriegszeit feſtgeſetzt. 


Gef., die Ergänzung des flehenden — De v. 15. Aug. 
4829. $. 12. 16. Geſ. Bl. © 


50) Disciplim 
f. Arreſt. Landwehr. 


Die aktive Landwehr übt Aber ihre Dienfiangehorir 
gen in allen den Dienft betreffenden Angelegenheiten und in 
allen zwifchen Mitgliedern der Landwehr in Beziehung auf 
den Dienft fich ergebenden Borfällen die Disciplinargewalt 
dere: / eigene, aus der Mitte der Korps gebildete Disciplis 
narräthe nach befonderen Borfchriften aus. Die Negis 
ments » und Bataillongfommandanten laſſen die gefällten, 
in Rechtöfraft erwachfenen, Erkenntniffe auf die geeignete 
Weiſe vollfireden und requiriren in Fallen, wo die Vollftre 
kung durch die gewöhnlichen Mittel nicht zu bewirken was 
re, bad amtliche Einfchreiten der Polizegbehorden, unter 
Mittheilung des Erfenntniffes und Anzeige der obwaltenben 
Hinderniffe. 

In allen bürgerlichen Sachen und in Anſehung ſolcher 
Handlungen, welche geſetzlich als Verbrechen oder Vergehen 
bezeichnet find, bleiben die Landwehrmaͤnner den ordentli⸗ 
chen Obrigfeiten und Strafgerichten untergeben; fobald aber 
die Landwehr zum Kriegsdienft aufgeboten ift, werden auch - 
die Kriegsgefeke verfündet, welche jedoch nur alsdann 
in Wirkung treten, wenn fie gegen den Feind ausmarfchirt, 
oder dem Feind gegenüber ſteht, oder, wenn die Kreisregie 
rungen und Kreisfommandanten unter außerordentlichen 
Umftänden, wo Gefahr auf dem Verzug haftet, die Voll 
siehung der Kriegsgefeße einftimmig und vffentlich befchließen. 


Zandwehrordn. v. 7. März 1826, * 35. 40 — 42. Regbl. ©. 
314 — 517 
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Die Polizeydirektion in München hat von allen Verfuͤ— 
gungen, welche Studirende oder fonftige Angehörige 
der Univerfität betreffen, dem Rektor und dem afademifchen 
Senat jederzeit Kenntniß zu geben, fo wie auch Ießtere ver, 
pflichtet find, der Polizeybehoͤrde von allen Disciplinarverfüs 
gungen, deren Kenntniß in dienftlicher Hinficht nothwendig 
oder erwänfcht feyn kann, die erforderliche Mittheilung zu 
machen. 


V. d. Polizey über die Angehörigen der Münchner Univerfität 
betreff. v. 13. Dftbr. 1826, Regbl. ©. 708, 


51) Disciplinarfiroefem 
f. Dienſtvergehen. Rekurs. 


Um Disciplinarftrafen gegen Beamte, mit der ſchwe—⸗ 
ren Folge der Stellung vor Gericht in Wiederhos 
Iungsfallen, verhängen zu koͤnnen, wird erfordert, daß Fahıs 
laͤßigkeit, Unfleiß, Leichtfinn oder Unfittlichfeit, ungeachtet 
der von Vorftänden oder höheren Behörden angewendeten 
Ermahnungen und Drohungen fortgefeßt werden, daß mit 
bin nach der dritten Ahndung der Charakter der Gewohnheit 
oder Unverbefferlichfeit anzunehmen feye. ($. 11.) 


‚ Diefe Strafen koͤnnen beftehen, in Bermweifen, Geld 
bußen, Hauss und Eivilarreft. Sie find verfchiedes 
ner Grade fähig; nur darf die Geldftrafe nicht unter 5 fl. 
und nicht über 50 fl. betragen, und der Arreſt kann blos 
zwifchen 24 Stunden und 8 Tagen zugemeffen werden. Das 
bey Fommt es nicht auf den Grad, fondern auf die Zahl 
der Strafen an und damit der Charakter folcher Strafen 
mit ihrer Wirkung erfannt werde, ift jeder berfelben beyzus 
fügen, daß e8 die erfle, zweyte oder dritte feye, welche zu 
der Stellung vor Gericht führe. ($. 12.) 

Die Befugniß, Staatddiener mit Disciplinarftrafen die 
fer Art zu belegen, kommt beym Subalternenperfonal dem 
Vorftand jeder Stelle und zwar, wo derfelbe aus mehreren 
Perfonen beſteht, dem gefammten Direktorium, gegen das 
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höhere Perfonal aber Yediglich der vorgefeßten NIT 
zu. ($. 13.) 

Die erfte Strafe findet ohne alle Förmlichfeit fatt. 
Die zweite und dritte erfordert fhriftliche Vernehmung 
des Fehlenden und eine Folfegiale Berathung auf friftlis 
chen Vortrag. Wenn die Follegiale Berathung nidjt ange 
ftellt werden kann, fo find die Akten mit der Bernehmlaf 
fung an die vorgefeßte Amtsbehoͤrde einzufchicten, welche die 
Strafe zu verfügen hat. Die dritte Strafe Tann Äberdieß 
nur von dem einfchlägigen Staatsminifterium verhängt wers 
den. Ueber jede derfelben ift dem GStraffälligen eine fehrift 
liche Ausfertigung mit beygefügter Urfache zuzuftellen und 
der Empfangfchein zu den Aften zu bringen. ($. 14.) 

Gegen jede diefer drey Disciplinarftrafen ift ein in drei 
Tagen bey der firafenden oder infinuirenden Behoͤrde anzu— 
zeigender und in 8 bis 14 Tagen bey der unmittelbar hoͤhe— 
ren Amtsbehörde einzureichender Rekurs geflatfet.  Diefer 
Rekurs iſt bey den von den koͤnigl. Staatsminifterien außs 
gegangenen Strafverfügungen an den Fonigl. Staatsrat) zu 
richten. ($. 15.) 

Ed. über die Verbältniffe der en v. 26, May 1818. 
$. 11 — 15. Geſ.Bl. ©. 355 — 540. 

Die bey den Kreisregierungen angeſtellten K ——— 
räthe find unter dem Subalternenperfonal nicht begriffen, 
fondern dem höheren Perſonal beyzuzählen,, daher, den Re⸗ 
gierungspräfidenten und Direktoren die Befugniß, gegen der: 
gleichen Näthe Disciplinarftrafen mit ſchwerer Folge har 


Stellung vor Gericht zu verfügen, nicht zuſteht. >43 
DB, die Disciplinarftrafen gegen —— Jank v. 9: &epti. 
1821. in Geret’$ Samml. B. Xl. Wr sun" 


Jede adminiftrative Stelle, bes — ein U * 
vokat in einer zu deren Kompetenz gehoͤrigen Sache eine 
ſchriftliche Vorſtellung, Bitt- oder Bexufungsſchrift uͤberge— 
ben, oder die ſonſtige Ausführung: der Sache uͤbernommen 
hat, ift ermächtigt und verbunden, benfelben jur Strafe zu 
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ziehen, wenn er ſich hiebey Unordnungen und Disciplinars 
fehler zur Schuld kommen läßt. 

Die Disciplinarftrafen = Adminiftrativfachen 
befteben : 

a) in Verweiſen, 
b) — Rüderfaß in Deferviten, 
ce) — Geldftrafen, bis zu 100 fl. 
 .d) — Arreſt bis zu 4 Wochen, 
e) — Sufpenfion von der Adminiſtrativpraxis, und 
f) — gänzliche Entfernung von derfelben. 

Verweife und Geldftrafen unter 25 fl. — ingleichem 
Ruͤckerſatz der Deferviten bid zu diefem Betrage, Fann jede 
adminiftrative Unterbehorde verfügen; glaubt aber eine 
folche auf höhere Strafen antragen zu müßen, fo hat fie an 
die ihr in der betreffenden Sache vorgefeßte Oberbehorde Be 
richt zu erflatten und diefer die Entfcheidung zu überlajfen. 

Jede adminiftrative Ob erbehorde, fo wie die ihr vor 
gefeßte höhere Stelle, ift fowohl auf die bey ihr von den 
Unterbehorden gemachten Anträge, als, wenn bey ihr felbit 
Disciplinarezceffe der Advokaten vorgefallen find, befugt, bis 
auf das Marimum der oben unter a — d bemerften Discs 
plinarfirafen, auch auf Sufpenfion von der Ndminiftrativ: 
praxis für die Dauer eines Jahres zu erfennen. 

In allen Fällen, wo der Discipfinarerzef eined Advoka—⸗ 
ten nicht in den bereits verhandelten offiziellen Akten klar 
vorliegt, ift noch eine ſummariſche Vernehmung deffelben 
über‘ die ihm zur Laſt Tiegende Dieciplinarübertretung erfors 
derlich. Dieſe, oder eine fehriftfihe Verantwortung des 
Advofaten, muß insbefondere jedesmal vorangehen, wenn 
auf-Sufpenfion für mehrere Jahre oder auf ganzliche Ent 
fernung von der Praxis angetragen werden folle. 

Gegen die erkannten Disciplinarftrafen der Unter> und 
Mittefbehörden fteht den Advokaten eine praflufive Berw 
fungsfrift von 14 Zagen offen, und zwar 
j — bey Unterbehoͤrden, an die denſelben vorgeſetzte er 

Stelle; und 
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b) bey den Mittelbehorden, an den Fonigl. Staatsrath; 
jedoch an Teßteren nur dann, wenn auf mehr als 50 fl. 
Geldfirafe, auf Rüdvergütung der Deferviten von diefer 
Summe, auf mehr ald drestägigen Arreft, oder auf 
Sufpenfion von mehr ald drey Monaten erfannt iſt. 
Die Berufungsſchrift muß bei der Stelle, welche 

die Disciplinarfirafe erfannt hat, gegen Necepiffe eingereicht 
und von diefer unverzüglich mit Erläuterungsbericht und Ak⸗ 
ten an die höhere Behörde eingefendet werden. 

Bon jeder erfannten Disciplinarftrafe, fie feye von wel—⸗ 
cher Gattung fie wolle, ift dem betreffenden Appellationsge— 
richte Nachricht zu ertheilen. 

Die erkannten Geldftrafen fallen dem Advokaten— 
Penfiongfond anheim. | 

DB. die Disciplinarbeftrafung der Advofaten in adminiflrativ- cons 


tentiöfen Sachen betreff. v. 24. März 1816. .1— 7. 
Regbl. ©. 153 — 156. 


Bey den Gerichten ift das Verfahren in Disciplinar 
vergehen der Advokaten blos funmarifch, ohne Einleis 
tung eines Inquiſitionsprozeſſes. In Fallen jedoch, wo die 
Vebertretung eined Discıplinargefeßed noch nicht hinreichend 
ausgemittelt wäre, muß eine vorläufige fummarifche Unters 
fuhhung eintreten und der Advofat mit feiner fihriftlichen 
oder zu Protofoll kommenden Verantwortung gehört werden. 

In allen Discipl'narftraffällen der Advokaten, außer, 
wo auf einen bloßen Berweis, eine Geldftrafe unter 25 Thas 
lern, oder eine diefe Summe nicht erreichende Moderation 
(oder Reftitution) des Defervitd, erfannt worden tft, findet 
der Rekurs an den höheren Richter unter folgenden Bes 
flimmungen ftatt: 

a) Der Nefurs muß- bey Strafe der Defertion innerhalb 
drey Tagen dem Nichter, welcher den Strafbefcheid 
publizirt hat, fehriftlich angezeigt werden. 

b) Die Refursfchrift felbft muß innerhalb 14 Tagen, von 
dem Publifationdtag an gerechnet, unter Praͤkluſions—⸗ 
firafe bey eben diefem Nichter eingereicht werden, wel 
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cher folche unverzüglich fammt den Akten mittels oder 

unmittelbar an den Oberrichter einzufenden hat. 

c) Das Appellationsgericht begleitet den Rekurs mit eis 
nem erfchöpfenden Berichte, 

d) Eine Berlängerung der erwähnten Zermine ift nicht zw 
gelaffen; jedoch hat der Oberrichter bey Annahme oder 
Berwerfung ded Nefurfes auf befcheinigte unvermeidlis 
che Hinderniffe nach Billigfeit Rädficht zu nehmen. 

V. die gerichtlichen Diseiplinarfirafen für die Advöfaten betreff. 
v. 25. März 1813. $. 12. Regbl, ©. 4355. 

Wo es auf die Eretution wegen folcher einem Ad— 
vokaten auferlegten Strafen und wegen der auf die Straf— 
verhandlung ergangenen Koften anfommt, haben die Rent 
aͤmter jederzeit dasjenige Gericht zu requiriven, bey welchem 
der betreffende Advokat feinen perfönlichen Gerichtöftand hat. 
Das requirirende Gericht aber foll die eingehobenen Geld 
firafen unmittelbar zu dem Fond für die Hinterlaffenen der 
Advofaten einfenden und daß folches gefchehen feye, dem 
requirenden Nentamte anzeigen. 

V. o. 25. Ma) 1824. Int.Bl. f. d. Donaukreis ıc. S. 49. 


52) Difpenfationem 
f. Aufgebot. Ehedifpens, 


Privilegien, Difpenfationen, Immunitaͤten und Exemti— 
onen zum Beften ganzer Kirchengefellfchaften, einzelner Ges 
meinden oder Gefellfehaftögenoffen, infofern fie politifche 
oder bürgerliche Berhaltniffe berühren, i ſind fuͤr weltliche 
Gegenſtaͤnde erklaͤrt. 


Ed. über die äußern Rechtsverhältniſſe in Beziehung auf Reli— 

gion und kirchliche Sg v. 26. May 1818. $. 6%. 

(e.) Geſ. Bl. ©. 167. — 

Die Diſpenſationsgeſuche von proteſtantiſchen Un— 
terthanen, wegen verbotener Verwandtſchaftsgrade, gehen an 
das Oberkonſiſtorium und werden von ſolchem mit den ges 
eigneten Anträgen an das Minifterium des Innern gebracht. 
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Ed. über die inneren kirchlichen Angelegenheiten der ig 
fhen Gefammtgemeinde, v. 26. May 1818._$. 19. (d, 
Gef. dl. S, 445. 

Die von dem päpftlihen Stuhle nachzufuchenden 
Difpenfationen aller Urt gehören zu dem Minifterium des 
Aeußern; dagegen alle übrigen zuläßigen und dem Monarchen 
vorbehaltenen Difpenfationen, zu dem Minifterium der 
Juſtiz. 

DB. die Formation der Miniſterien betreff. v. 9. Dez. 1825. $. 
58. 55. Regbl. ©, 992. 995. 


55) Difpenfationdtaren 


Die Difpenfationdtaren in Ehefahen der katholi— 
ſchen Unterthanen, welche den bifchöflichen Ordinariaten 
und Domftiften zu Beflreitung ihrer Befoldungs : und Res 
giebedürfniffe überlaffen find, betragen: 


a) im iten Grad 40 bis 53 Piaſter, ober 110 fl. bis 145 fl. 

45 fr. 

b) im Aten und 2ten Grad 12 bis 22 Piafter, oder 33 fl. 
bis 60 fl. 30 fr, 

c) im 2ten Grade 6 big 10 Piafter, oder 16 fl. 30 Fr. bis 
27 fl. 30 fr. 

d) im 2ten und ten Grade 4 big 8 Piafter, oder 11 fl. 
bis 22 fl. 

e) im 3ten Grade 2 bis 4 Piafter, oder 5 fl, 30 Fr. bis 
11 fl. 
Den Piafter oder päpftlihen Laubthaler zu 2 fl. 45 Fr. 

gerechnet. 
©, Geret’3 Sammlung B. XII. Anh. I. ©. 35. 


Bey den proteftantifchen Unterthanen werden die 
Zaren für Chedifpenfationen in verbotenen Graden unter 
Berädfichtigung des näheren oder entfernten Verwandtſchafts⸗ 
grades und des Vermögens beyder Verlobten (foferne fie Ins 
länder find) nach folgenden Stufen angefeßt: 

a) im 2ten Grade der Blutsverwandtfehaft und im iten 
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Grade der Schwaͤgerſchaft gleicher Seitenlinie, bey 
einem gerichtlich ausgemittelten Vermögen: 
von Af.t 199 fl. — AM.— 
— 200 fl. bis 1000 fe — 5f. — 
— 1000 fl. bis 5000 fr — 10 fl. — 
— 5000 fl. biß 10,000 fl. — 20 fl. — 
— 10,000 fl. bis 15,000 fl. — 30 fl. — 
— 15,000 fl. bis 20,000 fl. — 50 fl. — 
— 20,000 fl. und darüber — 100 fl. — 
b) im 2ten Grade ber Bluts verwandtſchaft ungleicher 
Linie wird das Doppelte; und 
e) in Diſpenſionsfaͤllen zwiſchen Muhme und Neffen, das 
Dreyfache vorſtehender Taxen ne dad Staatsaͤrar 
eingezogen. 
Ale Heyrathen in entfernteren Graden bedürfen Feiner 
Difpenfation und Taxerlegung; diejenigen in näheren Vers 
wandtfchaftsgraden Fünnen nicht difpenfirt werden. 


V. d. Taxregulirung für A— betreff. v. 31. 2 
4810. Regbl. ©. 517. 


/ 


54) Diftriftsgemeinden. 


Da in befonderen Fällen, 5. 2. 

a) zur Herftellung und Unterhaltung‘ wichtiger Vicinal⸗ 
firaßen, Ufer: und Wafferbauten (wenn fie den Gemein: 
den obliegen und durch die Bezirfe mehrerer Gemeinden geben), 

b) zur Anfchaffung Foftfpieliger Feuerloͤſchmaſchinen, 

c) zur Unterhaltung der Hebaͤmmen, 

d) zur Urmenpflege, und deren Anſtalten, fodann 

e) bey Militäreinquartirungen, Kriegsfuhren, 
gen u. ſ. w. 

dad Zufammenwirfen mehrerer Gemeinden er 
derlich fällt, und da manche ähnliche (polizeylihe, oder aud 
politifhe und finanzielle) Zwecke in Verwaltung ded Staats 
ohne die Vereinigung mehrerer Gemeinden entiveder gar 
nicht, oder doch nur unvollfommen zu erreichen ſtuͤnden; fo 
ſollen für folde gemeinfame Zwede mehrere nahe geles 
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gene Gemeinden zu einer DiftriftSgemeinde vereiniget und 
der jede einzelne Gemeinde treffende Beytrag mittelft beſon⸗ 
derer Lokalumlagen aufgebracht werden. 


V. Verfaſſung und U en der Gemeinden er 
. Map 1818. Tit. 1. Kap. 1. $. 7. Geſ. Bl. 
V. umagen für Gsmeindenbepürfnie Beet 2. >. "zur, 
4819. Art. 7. Geſ. Bl. © 


55) Diftriftsfhulinfpeftoren. 
f. Lokalſchulinſpektion. 


‚Die Diftriftsfchulinfpeftoren find in Bezug auf das 
Volksſchulweſen die unmittelbaren Huͤlfsorgane ded General: 
Freisfommiffariats. ($. 1.) . 

. Jeder Difiriftsfchulinfpeftor führt die Aufficht über alle 
innerhalb des ihm angewiefenen Diftriftes (gewöhnlich ded Be— 
zirfes eines Landgerichts, oder einer größeren Stadt) gelegenen 
Schulen und Erziehungsanffalten. ($. 2.) 

Befinden fi) in einem Sandgerichte mehrere Schulen 
von verfhiedener Konfefiion, fo werden zwey Diſtrikts— 
infpeftoren aufgeftellt, von denen jeder die Schulen feiner 
Religionsverwandten zur Aufficht übernimmt. 

Einzelne in einem Sandgerichte befindliche Schulen einer 
Konfefiion ſtehen unter der Aufficht des nächften Diftrifts- 
Schulinfpeftorß ihrer Konfeffion. .($. 3.) | 

Die Diftriftsfchulinfpeftoren werden auf begutachteten 
Vorſchlag ded Generalfreisfommiffariats, von dem Miniftes 
rium nach dem Antrag der Sektion des öffentlichen Unter⸗ 
richt8 ernannt, und in der Regel aus dem Stande der Rus 
raldefane oder Pfarrer ausgewählt. Wo diefe Wahl auf eis 
ne von dem Defan verfchiedene Perfon fallt, bat der Di: 
ſtriktsinſpektor Äberall den Rang zunaͤchſt nad Jenem; 
auch wird ihn die Regierung bey erprobtem Amtseifer durch 
befondere Auszeichnung ehren, und nad) Umftänden durch 
Beforderung belohnen. ($. 4.) 

Der Diftrifrsfchulinfpeftor erftattet feine Berichte, Gut: 
achten und Bemerkungen über die Schul: und Erzichungd: 
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anftalten feines Diftrifts an das Generalfreisfommiffariat, 
von dem er fowohl die Negierungsbefehle, als auch eigene 
Aufträge zu empfangen hat. ($. 5.) 
Die AmtöverbindlichFeiten deffelben befichen: ? 
a) in Handhabung der außeren Schulordnung ; 
b) in Berbefferung des inneren Zuftandes aller feiner Dis 
firiftsfchulen Überhaupt, und jeder indbefondere; fodann 
ce) in fortwäahrender Kontrolirung der Lokalinſpektionen 

feines Bezirke, ($. 6.) . 

Alles, was zur Beforderung dieſes dreyfachen Zweckes 
beyträgt, ift für deu Diftriftsinfpeftor — Pflicht. Er forgt 
daher vor Allem dafür, daß er, ald Lokalinſpektor feiner eis 
genen Pfarrſchule, die unter der unmittelbaren Oberaufſicht 
des Kreisfchulrathed fteht, diefe durch möglichft gute innere 
und außere Einrichtung zur Mufterfchule erhebe, auf 
die er hinweifen, und wohin er fehwächere Schullehrer zur 
- anfchaulichen Belehrung befcheiden kann. ($. 7.) | 

Er befucht wenigftend alljährlih einmal jede Schule 
feines Diſtrikts, oder macht, im Falle er diefe pflichtmaßis 
gen Schulbefuchsreifen wegen Krankheit oder anderer wichz 
tiger Hinderniffe in einigen oder allen Schulen nicht follte 
vornehmen fonnen, dem Generaffreisfommiffariate die Ans 
zeige davon, nebft dem Vorſchlag zweyer taugficher Pfarrer, 
welche einftweilen feine Stelle vertreten koͤnnten. ($. 8.) 

Bey diefen Schulvifitationgreifen über welche ſich jeder 
Diftriftsinfpeftor in feinem allgemeinen jährlichen Schulberichte, 
und mittelft Finfendung feiner Bifitationgprotofolle auszuweiſen bat, 
‚und deren unvermeidliche Koften entweder durd mäßige Diäten, 
oder durch eine jährlihe Gratififation vergütet werden) ift der 
ganze Zuftand der Schulen auf's Genauefte und Gemiffens 
baftefte zu unterfuchen, Der Difiriftsinfpeftor Hat demnach 
fein Augenmerk vorzüglic) 

a) auf die erfien und allgemeinen Haupterforberniffe einer 
guten Schule; fodann 

b) auf die örtlichen Verhältniffe, Mängel oder Vorzüge, 
auf den Zuftand des Schulhaufes und des Lehrzimmers; 
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auf die moralifchen Eigenfchaften, Fahigfeit und Fleif des 

Lehrers; auf Schulbefuh, Sitten und Fortfchritte der 
Kinder; auf den eingeführten Lektions- und Studien; 
plan; auf die Lehrgegenftände und deren Behandlung; 
auf Beobachtung der Schulgefeße u, dal, zu richten, 
Nebſt diefem wird er 

c) die Induftrie» und Singfchulen, die Einrichtung und 
den Beſuch der Seyertagsfchulen u. ſ. w. nicht außer 
Acht laſſen; er wird 

d) die Schuljugend durch den Drtspfarrer, als Lokalin— 
ſpektor, oder durch einen feiner Hülfsgeiftlichen in der 
Religions » und Sittenlehre, und durch den Schullchrer 
in den übrigen Elementargegenſtaͤnden / prüfen laſſen, 
zugleich aber auch felbft prüfen. 

e) Bey dem Lofalinfpektor, dem Gemeindevorſteher und dem 
Gemeinderathe, in deren Gegenwart die Schulvifitation jez 
desmal gefchieht, wırd er allenothigen Erfundigungen ein⸗ 
ziehen; er wird ihre Wünfche vernehmen und über die von 
den Anwefenden gemachten Borfchläge (zut fhleunigen Hebung 
der Mängel und zu zweckmäßigen Verbefferungen und Einrich® 
tungen überhaupt) ein ausführliched® Protokoll aufneh- 
men, und folches mit Beyfügung feines gutächtlichen 
Berichtes an das Generalfreisfommiffariat einfenden. 

5) Schulkinder, welche ihre Entlaffung aus der Schule 
vor der gefeglichen Frift nachfuchen, wird er zu einer 
befonderen Prüfung fordern, und nach dem Befund ihr 
rer Kenntniffe befcheiden, 

g) Den hie und da in Städten feines Diftrifts befindli— 
chen Pfleganftalten für arme Kinder wird er ebenfalls 
die nöthige Aufmerkſamkeit widmen, und die Befchaf: 
fenheit derfelben in einem befonderen ROHR feines 
allgemeinen Berichtes fehildern. 

Auch ift dem Diftriftsfchulinfpeftor zur Pflicht gemacht, 
vor Ende der Sommerfchule die jährlichen Schulberichte als 
Ver Lofalfchulinfpeftoren feines Amtsbezirfes zu fammeln, 


) 
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und dem Generalkreiskommiſſariate mit ſeinem Hauptbericht 
uͤber den Zuſtand aller Schulen, uͤber die Hinderniſſe und 
Mittel zur Vervollkommnung derſelben u. ſ. w. mit Ende 
des Auguſtmonats zu uͤberſenden. ($. 10.) 

Dieſem Hauptberichte legt er ein unpartheyiſches Ver⸗ 
zeichniß der ausgezeichneten Schulfreunde, Lokalſchul— 
inſpektoren, Huͤlfsgeiſtlichen, Schullehrer und Schulgehuͤlfen 
feines Diſtriktes bey. ($. 11.) 

Endlich hat fich der Schulinfpeftor zu bemühen, daß, 
wo es die Tofalumftände geftatten oder erfordern, mit den 
Volksſchulen Arbeits ; und nduftrieanftalten verbunden, 
. Schulgärten angelegt, zwedmäßige Lektüre bey den Schul: 
Iehrern befördert und Schulfonferenzen unter den Pfarrern 
und Schullehrern eingeführt werden. ($. 12.) 


Inſtrukt. für die ——— v. 15. Sept. 1808. 
$. 1— 12. Regbl. ©. 2477 2481. 


Die von den. Diſtriktsſchulinſpektoren den Lokalinſpektio⸗ 
nen mitzutheilenden hoͤheren oder allerhoͤchſten Auftraͤge, 
oder eigenen Erlaſſe find den letztern durch die Landgerichts⸗ 
boten, bey Gelegenheit der Verſendung Iandgerichtlicher Pas 
tente ıc,, oder in dringenden Fällen auch eigens durch diefe 
Boten zuftellen zu Taffen. ($. 1.) 

Die Obmänner, Dorfs- und Gemeindeführer haben an 
den Wohnorten der Diftriftsfchulinfpeftoren dafür zu forgen, 
daß die von diefen an das Fonigl. Generalfreisfommiffariat 
einzufendenden Berichte auf die nächfte Poftfiation, und die 
‚Schreiben derfelben an die Fonigl. Landgerichte richtig an 
diefe eingeliefert werden. ($. 2.) | 

In den — ohnehin feltenen — Fällen, wo eine fchleus 
nige Antwort von den Rofalfchulinfpeftionen verlangt wird, 
und Feine andere fichere Gelegenheit zu benäßen möglich ift, 
Fonnen den Diftriftsinfpeftoren eigene Boten auf Koften 
der betreffenden Gemeinde zugefendet werden; in allen mins 
der dringenden Sällen hat diefe Zufendung zwar unverzögert, 
jedoch zur Schonung ‚der ——— nur gelegenheitlich 
zu geſchehen. 

Die⸗ 
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Diefen allgemeinen Normen find noch folgende Weifun: 
gen für die Fonigl. Schulinfpeftoren beygefügt: 

a) Für die fichere Verwahrung und Erhaltung ber vorhan⸗ 
denen, und. fi) ferner fammelnden Schulinfpeftionsaf; 
ten ift fowohl jeder Diſtrikts- als Lofalfchulinfpeftor 
perfonlich verantwortlih. Den ſchicklichſten Aufbewah⸗ 
rungsplatz werden jene Papiere in dem, beynahe aller 
Orten vorhandenen, pfarramtlichen Regiſtraturkaſten 
finden. Für amtliche Siegel der Diſtriktsſchulinſpek⸗ 
toren wird von der Negierung geforgt; die Lolalfchul: 
Inſpektoten bedürfen, als folche, Feines eigenen, da das 
pfarrliche Siegel aud in Schulgefchäften ihr Amtsſie⸗ 
gel ift. | 

b) Pfarrvifare und Erpofiturfapläne oder Kooperatoren, 
welche in einem vom Pfarrorte entfernten Dorfe, wo 
eine Schule ift, wohnen, haben die Rofalfchulinfpeltion 
mit dem Gemeindevorfieher, nach) $. 2. der Amtsin⸗ 
firuftion für die Lofalfchulinfpektoren zu beforgen, und 
fi) die dahin einfchlagigen Gefchäfte, gleich wirklichen 
Pfarrern, pflichemäßig angelegen feyn zu laffen. | 
Endlih ift zur Beförderung des hie und da noch fehr 

vernachläßigten Schulbeſuches verordnet, daß fammtlidhe Dis 
firifts : und Rofalfchulinfpeftoren auf die den Eltern fchuls 
pflichtiger Kinder vom weltlichen Gerichte aufzutragende Ent 
richtung von 2 Kreuzern Strafgeld für jede ohne recht; 
mäßige Urfache verfaumte Schule ernftlicy zu dringen haben. 
Diefe Strafgelder gehören dem Lokalſchulfond, zur Anſchaf— 
fung von Schuls und Preisbächern für fleifige arme Kins 
der, fo wie zur Beftreitung ded Schulgeldes für diefe, Dbir 
ge Strafe ift rüdfichtlich jener Kinder, welche fih Wochen 
und Monate über dem Schulbefuche entziehen, dadurch zu 
verſchaͤrfen, daß denfelben ihre Entlaffung aus der Sau 
verhältnißmäßig um fo fpäter zugeflanden wird. 


V. die Kommunifation zwifhen den’ Diftrift8 = und Danke 
Inſpektionen betreff. v. 20. März 1809, Regbl. ©. 6 
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Die Diftriftsinfpektoren dürfen für jede Schule ihres 
Diſtrikts jaͤhrlich fl. in Aufrehnung bringen, fofern 
fie fih in ihrem allgemeinen Schulberichte und mittelft Ein 
fendung ihrer (bey der jedesmal zu veranftaltenden Lokalſchulkom— 
miffionsfisung abgefaßten) Bifitationsprotofolle nicht nur über 
die wirklich, fondern auch über die zweckmaͤßig gemachten 
Schulbeſuche bey dem betreffenden Generalkreiskommiſſariat 
gehoͤrig ausgewieſen haben. 


Das eben genannte koͤnigl. Generalkreiskommiſſariat 
hat in feinem Schulerigenzetat die Rubrik „für Schulvi— 
fitationen der fonigl. Schulinſpektoren“ ald ei: 
ne fländige Pofition aufzuführen und nach Verhältniß der 
Schulenzahl die dafür erforderliche Summe in 1. Antrag zu 
bringen. 


N, die —— Schulvifitationsreifen * —— 
betreff. v. 14. Apr. 1810. Regbl. ©. 4 


Die Remunerationen der Diſtriktsſchulinſpektoren 
für jede alljährlich vifitirte Schule ihres Diſtrikts werden 
auf den Etat der inneren Verwaltung, ohne Abzug ander 
Staatsfchuldendotation, Äbernommen und durch die Regie— 
rungskammer des Innern zur Zahlung aus der einfchlägis 
gen Kreißfinanzfaffe angewiefen. 


V. die Ausgaben für die Auffiht auf den at betreff. 
v. 14. Oktbr. 1822. in Geret's Samml. B. XII. ©. 13519. 


Die proviſoriſche Anftellung der Tatholifchen Dis 
ſtriktsſchulinſpektoren fteht den General:, Kreis; und Lokal: 
Kommiffariaten zu, welche den Auftrag haben, dem jahrlis 
hen Hauptbericht über die Volfsfchulen jedes Kreifes ein 
Verzeichniß diefer proviforifchen Inſpektoren beyzufügen, zu: 
gleich aber auch die durch Einficht und Thätigfeit ſich aus: 
zeichnenden Individuen zur definitiven Ernennung zu beguts 
achten. 


RB, die des der General», Kreis⸗ und Lokalkommiſſariate 
bet treff. v. 6. Aug. 1815. Be 1 — 3. Regbl. S. 694. 


- 
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56) Diftriftsumlagen 
ſ. Bezirks-, Gemeinde ⸗,Kreisumlagen. Kriegslaſten. 


Eine Diſtriktsumlage kann nicht nur von den betheilig: 
ten Gemeinden, fondern auch von den dffentlichen Behdrden, 
gemaß ihrer Amtspflicht und Verantwortlichfeit, in Antrag 
gebradyt werden. Zur fürmlichen Einleitung einer folchen 
Umlage durch eine untergeordnete Polizeybehoͤrde wird jedoch 


die vorläufige Genehmigung der Kreisregierung erfor x 


dert, wenn nicht die fämmtlichen, einen Diftrift bildenden, 
Gemeinden den Antrag auf eine Umlage felbit ftellen oder 
unterflügen, und außerdem auch die Vorarbeiten ohne Koften 
hergeftellt werden koͤnnen. ($. 1.) 

Die foͤrmliche Einleitung zu einer Diſtriktsumlage 
begreift: 

a) die Nachweiſung eines unabweislichen Beduͤrfniſſes 
oder uͤberwiegenden Vortheils; 

b) die auf Plane und Ueberſchlaͤge ſachkundiger Perſonen 
gegründete Berechnung der erforderlichen Leiſtungen aller 
Art; 

ce) die Erörterung der Beytragspflichtigfeit, mit Nädficht 
auf freymillige Anerbietungen, fodann auf etwaige bes 
fondere Berträge, Herfommen, Gefeße und VBerordnuns 
gen, namentlich auf jene vom 22, Juli 1819 „über Ge; 
meindeumlagen und Kriegskoſtenausgleichungen“; 

d) die vorläufige Bildung ded darnach zu beflimmenden 
Conkurrenzdiſtrikts; 

e) die vorlaͤufige Repartition der erforderlichen Leiſtungen 
unter ſaͤmmtliche Beytragspflichtige, mit Einſchluß des 
Staatsaͤrars und der Stiftungen; endlich 

f) den Antrag auf Beſtimmung der Friſten, in welchen 
die Leiftungen theild gefchehen follen, theild auch mit 
gehöriger Schonung bewirft werden koͤnnen. ($. 2.) 
Nach Vollendung diefer Vorarbeiten find die zum Kon 

furrenzdiftrift vorläufig beflimmten Gemeinden, die etwa be 
theiligten Grund » und Zehentherrn — — Staatsaͤrar und 


56° | Diftrift8umlagen. 


die Stiftungen von der Ermächtigung zur Einleitung einer 
Diftriftsumlage und von dem Zweck derfelben, durch die das 
Gefchäft Teitende Polizeyunterbehdrde in Kenntniß zu feßen, . 
wobey zugleich der Tag zu einer Diftriftöverfammlung am 
Amtsſitze angeordnet wird, ($. 3.) 

Letztere Berfammlung hat zu beftehben: 

a) aus dem Bürgermeifter und einem Gemeindebevollmaͤch⸗ 
tigten jeder betheiligten Stadt, oder jedes betheiligten 
Marktes; 

b) aus dem Vorfieher und einem Bemeindebevollmächtig: 
ten jeder betheiligten Landgemeinde, von weldyen der 
Eine ein Höchfibefteuerter und ber Andere ein Kleinbe- 
güterter feyn ſolle; fodann | 

c) aus den Grunds, Zehents und Butsheren, ober beren 
Bevollmächtigten, rückfichtlich ihrer Ruſtikalbeſitzungen. 
Außerdem find noch, ohne Unterfchied der Klaffen, alle 

diejenigen zu den Diftriftsverfammlungen zu berufen, welche 
einen ausgezeichneten Antheil an den Beytraͤgen oder Lei⸗ 
ftungen nehmen, oder ein befonderes Intereſſe dabey haben, 
und fofern — das Staatdärar bey einer Diftriitsumlage be 
theifigt ift, foll auch diefed durch einen Abgeordneten der Fis 
nanzftelle vertreten werden. ($. 4.) . 

Wenn ausgedehntere Diftrifte im Konfurrenz zu ziehen 
find, fo, daß ſich eine DiftriftsSumlage über mehrere Ges 
richtöfprengel erfiredtt; fo haben zwey WBertreter jeder be 
theiligten Gemeinde am Sitze des Gerichted zu erfcheinen, 
um Bevollmächtigte ihres Gerichtsbezirfes zu einer Haupt: 
Diftrifesverfammlung zu wählen. Die Zahl der Ab; 
geordneten wird. diefen Falles, nad) Verhältniß der Große 
bes Diſtrikts, zwiſchen 12 und 36 durch die Kreißregierung 
beftunmt und auf die einzelnen Gerichte nach ihrer Familien: 
zahl! repartirt, woneben noch die Grund» und Zehentherrn, 
dad Staatdärar und bie Stiftungen nach Verhaͤltniß ihrer 
Betheiligung zu vertreten find. ($. 5.) 

Bey der auf diefe Art zufammengefeßten Diftriftöver 


Diftriftäumlagen] ' 565 


ſammlung ift, fobald zwey Drittheile der Mitglieder 
anwefend find, auf folgende Weife zu verfahren: 

a) VBorderfamft werden in Gegenftänden von Wichtige 
feit und Umfang die Plane und Ueberfchläge mit den 
nothigen Erläuterungen fchriftlich mitgetheilt. 

b) Nach genügender Einficht derfelben, oder in minder 
wichtigen Zällen gleich nad) Fonftituirter Berfammlung, 
werden die Mitglieder von der das Gefchaft leitenden 
Polizeyunterbehörde mittelft umftandlichen, deutlichen 
Bortrages über alle vorwaltenden Verhältniffe in Kennts 
niß gefeßt, fodann zur Abgabe ihrer Erinnerungen nad) 
der perfonlichen Ueberzeugung eines Jeden aufgefordert 
und auf gefchehene Erörterung aller Zweifel und Ans 
ftände veranlaßr, ihre Erfläarung über Bedärfniß, Vor—⸗ 
theil, Aufivand an Leiſtungen jeder Art, Ausführungss- 
plan, Umfang des Konkurrenzbezirks, Pflichtigkeit der 
Berufenen, Austheilung der Laften und Friften zu ihrer 
Leiſtung — zu Protokoll zu geben. 

ec) Wenn fi bey den foeben aufgezählten Fragepunften 
eine Berfchiedenheit der Meinungen ergiebt, fo 
haben über jede geaußerte Meinung die Gegner derfel: 
ben ihre Gründe vorzutragen. 

d) Am Schluffe des Protofold wird dad Nefultat der 
Erinnerungen und Gutachten nach der Stimmenmehrheit 
zufammengeftellt, und ſaͤmmtliche Alten werden an die 
zuftändige Regierung mit umfaffendem Berichte einge⸗ 
ſendet. (F. 6.) 

Bey größeren Diſtriktsverſammlungen, an welchen 
mehrere Diftriftöbezirfe Theil nehmen, hat die Kreisregie— 
‚rung denjenigen Unterbeamten zu bezeichnen, welcher die Leis 
tung ded Gefchaftd beforgen foll und in befonderd wichtigen 
Fällen kann diefe Leitung auch einem eigend abgeordneten 
Regierungsfommiffar übertragen werden. Der bezeichnete 
Unterbeamte oder der Negierungsfommiffär, bat ſonach Zeit 
und Ort der Berfammlung, unter Berädfichtigung aller 
Berhältniffe, zu beflimmen. In Fällen, wo ein Diftrift 
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aus — Land⸗ oder Herrſchaftgerichten im Ganzen oder 
zum Theil zufammengefeßt ift, follen unter der Leitung des 
Regierungskommiſſaͤrs jedesmal auch die einfchlägigen Lands 
und Herrfhaftrichter beygezogen. werden, um der Ber 
fammlung über die Lofalverhältniffe ihrer Bezirke hen nds 
thigen Auffchluß zu geben. ($. 7.) 
Die Kreisregierung hat ihrer Seits mit geeigneter 
Begutachtung der von den Bezirföverfammlungen abgegebes 
nen Erinnerungen, nach forgfältiger Follegialer Berathung 
und nad) Maßgabe der beftehenden Verordnungen über Ges 
meindeumlagen und Kriegsfoftenausgleichungen, zu entfcheis 
den, ob und in wieferne eine DiftriftSumlage ſtatt finden 
ſolle? 

Uebrigens ſind bey dieſem Geſchaͤft folgende weitere 
Normen zu beobachten: 

a) der einſtimmige Widerſpruch ſaͤmmtlicher Mitglieder der 
Diſtriktsverſammlung entſcheidet ſchon für ſich allein ges 
gen die Statthaftigfeit einer DiftriftSumlage, wenn 
eine folche auf den Antrag der dffentlihen Behörden 

blos wegen überwiegenden Vortheils, (in dem Falle, wo 
der Zweck aud auf andere Art zu erreichen fteht) eingeleitet 
werden folle. 

b) Die Entfcheidung der Regierung bezieht fich blos auf 
die eigentlichen Rechtsfragen, und was die wirthſchaft⸗ 
lichen Tragen über Ausführung, Zahlung und Beytrags⸗ 
Mapftab betrifft, fo find folche von der Bewilligung der 
‚ Gemeinden abhängig. 

c) Den Betheiligten bleibt gegen die Entſchließung der 
Kreisregierung eine Beſchwerde oder ber Rekurs vorbes 
halten, und zwar, wenn der Fall rein abminiftrativ iſt, 
on das Staatdminifterium des Innern, wenn er aber 
adminiftrativcontentios ift, an die Staatsrathskommiſ—⸗ 
fion. 

d) Die Befchwerden gegen die Regierungsentfehliefungen in 
Diftriftsumlagefachen haben jedoh Feine Gufpenfiv 
fraft, im Fall Gefahr auf dem Verzug haftet, oder, 


+ 
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wenn die Diftriftöverfammlung felbft die Ausführung 

des Zmeded für dringend erklärt und der NRegterungs; 

befchluß den Antrag der Majoritat genehmigt hat, oder 
auch, wenn die Umlage durch ein Gefek geboten ift. 

e) Endlich follen alle, und felbft die höchften und letzten 
Entfcheidungen in Sachen der Diftriftsumlagen mit 
Entfcheidungsgründen verfehen werden. ($. 8.) 

Iſt das Staatdärar bey einer Diftriftsumlage bez 
theiligt, fo bat fowohl vor dem Einberufen der Diſtrikts— 
verfammlung , ald nach eingelaufener Erklärung derfelben, 
zwifchen beyden Kammern ber Kreidregierung dad geeignete 


° Benehmen einzutreten und im Fall eine Vereinigung ihrer 


Anfichten nicht erzielt wird, Tiegt ed in ber Befugniß der 
Kammer des Innern, über die flreitige Frage bey Erledis 
gung der Hauptfache gleichzeitig zu erkennen. ($. 9.) 

Nur in dringenden PVerhältniffen und wenn Gefahr 
auf dem Verzuge haftet, find die Polizey unterbehoͤrden 
ermächtiget, eine zur Abwendung größerer Befchädigungen 
erforderliche und anbey nach Verträgen, Herlommen, Bers 
orönungen und Geſetzen zuläßige Diſtriktskonkurrenz mittelft 
Hand; und Spanndienften oder Ttaturalabgaben yrovifos 
rifch zu verfügen; auch foll die Anzeige hievon ag die vors 
geſetzte Stelfe jedesmal fpgleich erfiattet werden und den ih— 
re Pflichtigfeit widerfprechenden Gemeinden bleibt hiebey 

die Beſchwerdefuͤhrung vorbehalten, ($. 10.) 
| Für Zwecke, welche nicht vom Gefeß oder von der Noth: 
wendigfeit gebpten find, fondern, welche blod den Nußen 
der Gemeinden betreffen, . ift ein Marimum und zwar auf 
fünf vom Hundert der jährlichen Steuerfumme feftge: 
feßt, über welches hinaus der Betrag der Diftriftsumlagen 
in feinem Jahr fich erheben darf. ($, 11,) 

Geſetz, die u der ———— betreff. v. 14. Sept. 

5.$.41— 11. Geſ. Bl. S. 88 — 100. 

Zur Aufrechthaltung der geſetzlichen Beſtimmungen 
uͤber die Diſtriktsumlagen hat das Miniſterium des Innern 
unter dem 8. April 1828 Folgendes verfuͤgt: 
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a) Jedes Über die Berathung einer Diftriftöverfammlung 
abgehaltene Protokoll hat die Erfüllung aller in dem 
$. 6. des Geſetzes von 1825 gegebenen Vorſchriften volk 
ftändig nachzumeifen und die Erflärung der Betheiligten 
über fämmtliche dort bezeichnete Sragepunften zu ent 
halten; auch find demfelben die nach $. 2. des erwaͤhn⸗ 
ten Geſetzes herzuſtellenden und der Diſtrikts verſamm⸗ 
lung vorzulegenden Vorarbeiten beyzufuͤgen. 

b) Bey Vorlage der Verhandlungen haben die Unterbe; 
hörden jederzeit, neben der einer Gemeinde zugetheilten 
Beytragsquote, zugleich das jährliche direfte Steuer 

. Fontingent derfelben anzuzeigen, 

e) In den abfeite der koͤnigl. Kreigregierung über die 
Rechtsfragen zu ertheilenden Entſcheidungen ift ges 
nau auszudräden, ob die Umlage wegen eines unab— 
weisbaren Bedärfniffes, oder wegen eines übermiegens 
den Vortheild genehmiget werde? woneben dem den 

Gemeinden vorbehaltenen Bewilligungsrechs hinſichtlich 
der wirthfchaftlichen Fragen auf Feine Weife zu nahe ges 
treten werden folle. | 

d) Die Diſtriktsumlagerechnungen eines jeden 

Jahres find ſpaͤteſtens bis zum Aten März des nächfts 
folgenden Jahres durch die Kreisintehigenzbfätter zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen, 

e) Der Bekanntmachung der erwähnten Rechnungen ift 
jährlich eine tabellarifche Ueberſicht beyzufügen, wel— 
he bey jeder einzelnen Gemeinde anzeigen folle: 

1) das direkte Steuertontingent, und | Ps 

2) die Gefammtfumme. ihrer Reiftungen an Diſtriktsumla⸗ 
gen, theils für nothivehdige, theils für näßliche Zwecke. 


Befanntm., die Diftriftgumlagen betreff. v. 13. Apr. 1828. Ins ' 
tell.Bl. d. Oberdonaufreifeg ©. 497 — 500. 


Auf die Anfrage, ob Verhandlungen, Eingaben, Bes 
richte oder Beſchluͤſſe in Diſtriktskonkurrenzgegenſtaͤnden tarx⸗ 


und ſtempelpflichtig ſeyen? iſt folgender Beſcheid er⸗ 
sangen: 
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„Der rt. 14 ded Geſetzes v. 22. Juli 1819, die Ge 
meindeumlagen betreff., erflärt Verhandlungen über Ges 
meindeumlagen ald Gegenfiände der Poligey und Kom⸗ 
munalfuratel; womit folche in erfter Inſtanz tags und 
ftempelfrey find; dagegen erfcheinen Rekurſe an höhere 
Stellen ald folche Verhandlungen, die von Einzelnen 
aus befonderem Intereſſe veranlaßt werden und diefe 
find nach den allgemeinen Grundfäßen ber Zar: und 
Stempelordnung wie eine Partheyfache zu belegen, 
Menn ih nun Diſtriktsumlagen auf gefchehene Repars 
tition in Gemeindeumlagen verwandeln, mithin deren 
Natur annehmen, fo find auch Hinfichtlich der Tags und 
Stemyelpfliht die gleichen Normen in Anwendung zu 
bringen , welche bey Gemeindeumlagen gelten. | 


°) Erl., die Tax- und Stempelpflichtigfeit bey Diſtrikts-, Kons 
furreng =, Umlage = Verhandlungen betreff. v. 17. Dftb. 1828. 


57) Diſtriktsumlagerechnungen. 


Das Geſetz vom 22. Juli 1819, die Gemeindeumlagen 
betreff, hat in dem Art. XII. Abſchn. 2. verordnet, daß die 
Diſtriktsumlagerechnungen von den eigens hiezu gewählten 

und auf die Dauer von 3 Jahren angeſtellten Kaffieren 
geſtellt und am Hauptorte der vereinigten Diſtrikte vier Wo⸗ 
chen lang, mit allen Beylagen, zur Einſicht und allenfall⸗ 
ſigen Erinnerung der Diſtriktsgemeindeglieder hinterlegt, fo; 
dann aber dem Lands oder gutöherrlichen Gericht zur Nevis 
fion überfendet werden folen. Da nun -nadı dem fpätern 
Sefeße v. 31. Sept. 1825 die Vertretung der Diſtriktsge⸗ 
meinde einer nach $. 4. zu bildenden Berfammfung über 
tragen ift, fo Fann auch nur von diefer VBerfammlung das 
Recht der Einfiht und Erinnerung hinſichtlich der gelegten 
Rechnungen ausgehbt werden. Es ift daher die Anordnung 
zu treffen, daß den Mitgliedern der Diftriftöverfammlung 
von der erfolgten Hinterfage einer ſolchen Rechnung jeded« 
“mal Nachricht gegeben und eine Befcheinigung hierüber zu 
den Alten gebracht, werde, fofern nicht die erwähnte Vers 
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ſammlung bey der Wahl des Kaſſiers vorziehen wuͤrde, die— 
ſe Nechlgungspruͤfung einem Ausſchuſſe zu uͤbertragen, als 
woruͤber ſie in jedem einzelnen Fall bey dem uͤber die Ein— 
leitung der Diſtriktsumlagen zu haltenden Zuſammentritt 
eventuell zu vernehmen iſt. 


V. d. Reviſion der Diſtriktsumlagen betreff. v. 7. Jan. 1850. 
Intell. Bl. f. d. Donaukreis &. 98. 


58) Diſtriktsvorſteher. 


Die größeren Städte ſollen in gewiße Bezirke nad 
den verfchiedenen Straßen und Pläßen eingetheilt, eigene 
Diſtriktsvorſteher beflellt und dieſe dem Magiftrat zur Bey 
huͤlfe untergeordnet werden. ($. 89.) 

Diefe Diſtriktsvorſteher find durch den Magiftrat aus 
den in ben betreffenden Stadtbezirfe mit einem eigenen 
Wohnhaus anfüßigen Gemeindegliedern und zwar jedesmal 
auf drey Jahre zu ernennen. | 

Fuͤr die Stelle eines Diſtriktsvorſtehers find nur diejenis 
gen wählbar, welche in Städten erfter Klaffe unter dem 
höchfibefteuerten Drittheile, in Städten zweyter Klaffe unter 
der höchit befteuerten. Hälfte, fodann in Städten und Märk 
ten dritter Klaffe unter den höchft befteuerten zwey Drittheis 
en fich! befinden. Als guͤltige Entfchuldigungsurfachen, wer 
gen weldjer ein Gemeindeglied die Stelle eines Vorſtehers 
ablehnen kann, werden nur erwiefene Forperliche oder geiftis 
ge Unfähigkeit, und ein 6Ojähriges "Alter angenommen. 
($. 90.) 

Das Amt derfelben befleht: 

a) in der Beforgung aller Gemeindeangelegenheiten, die 
ihren Bezirk betreffen und die ihnen von dem. Magiftrat 

im Allgemeinen oder befonder8 aufgetragen werden. 

 (Hienady führen fie die Auffiht über Brüden, Wege, 
Stege, Brunnen und Wafferleitungen; fie wachen für die 
Erhaltung der’ öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Drönung 
in ihrem Bezirke und für die Abwendung von Unglücksfäl— 
len; auch haben fie der Polizeybehörde von Allem, was ihr 

“zu willen nothwendig ift, Kenntniß zu geben.) 
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b) In Abfchaffung der Bettler, Vorſorge für die Armen 
des Bezirkes, und Erhebung der diedfälligen Gemeinde, 
Beytraͤge. ($. 91.) 

Die Diftriftsvorfieher verfehen ihre Stellen unent. 
geltlich und find von der Theilnahme an den Gemeinde; 
Yaften Feineswegs befreyt; fie genießen aber bey öffentlichen 
Feyerlichkeiten oder anderen Anlaffen den Rang der Gemein; 
debevollmächtigten, unmittelbar nach dem Magiftrate, ($. 92.) 


.B. d. Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden betreff. v. 
17. May 1818. $. 89 — 92. Geſ. Bl. ©. 79 — 81. 

Es ift genehmiget worden, daß zur erhöhten Wirkffams 

feit des Diftriftsvorfieheramtes in größeren Städten bie 
Wohnung diefer Vorfteher durch eine Tafel kennbar ges 
macht werde; auch haben diefelben während ihrer Amtes 
thätigfeit ein Funktionszeichen — beftehend in einem 
am Kleide zu befeftigenden Fleinen, vergoldeten Stadtwap⸗ 
penſchild — zu tragen. 
Mad ihre Wahl betrifft, fo koͤnnen fie zwar aus der 
Normalzahl der Höchfibefteuerten ihres Diftrifts, jedoch 
nur für den Fall beftellt werden, wenn unter den Bewoh⸗ 
nern deffelben Diftrifts Feine qualifizirte, zur Normalzahl 
der Höchfibefteuerten der ganzen Gemeinde gehörigen, In⸗ 
dividuen vorfindlich ſind. 

Würde eine Verkleinerung der Diſtrikte den Lokalver⸗ 
hältniffen angemeffen erachtet werden; fo Fann diefes ohne 
Anftand gefchehen. 


*) V. d. Auszeichnung F Ditittiverteie in Städten betreff. 
v ebr 


59) Diurniften 


Den Diurniften kann von der Polizeybehoͤrde die Hey 
rathsbewilligung nur bey ausgezeichnetem Vermögen 
und nach vorläufiger Zuftimmung der Gemeinde * Be⸗ 
zirks ertheilt werden. 


V. d. Wirkungskreis d. oberſten Verwaltungsſtellen betreff. v. 
| 27. Mürz 1817. $. 56, Regbl. ©. 265. 


372 Dokumente, — Dominikalrenten. 

Einem entLaffenen Diurniften wird gewöhnlich zur 
Erleichterung feines anderweitigen Fortkommens eine Unter: 
ſtuͤtzung mit 30 fl., nämlich ein Monatdbetrag vom Diurui⸗ 
um bewilliget. 

V. d. Diurniſten betreff. v. A 2* — in Geret's Samml. 


— ————— 
f. Briefereyen. Urkunden. 


4) Domainen. 
fe Staatöreglitäten, 


62) Domainenfanzlei. 


Die Standesherren find befugt, neben einem Kol 
legium für die Juſtiz und Polizey, auch ein eigenes Kolle— 
gium für die Berwaltung ihrer gutsherrlichen Einkünfte, 
unter dem Namen „Dominitalkanzley‘ anzuordnen. 


Ed die — Verhältniſſe der Tag en betreff. 
6. May 1818. $. 58. Gef. Bl. ©. 210. 


63) Dominitalrentem 
f. Ablöfung. Bodenzinfe. Bonitirung. Gefälle. 


Die Dominifalrenten werden bey Gutsſchaͤtzungen Bes 
hufs der AUnlehen vom Kreditverein mit 25 vom Yun 
dert zum Kapital erhöht, . 


Satzungen für den Bene — Apr. 1826. $. 52. Regbl. 


Die Ruftifalbefigungen und Dominifalrenten des Staats 
find zu den Kreisumlagen beytragspflichtig. 

Wenn ein Grund mit Dominifals und anderen Neal 
Laften, insbefondere mit der Zehentlaſt beſchwert ift, fo trägt 
der Befißer der Dominifals und Zehentrenten dem Grund 
Eigenthämer, Nußnießer oder ‚Srundbefiger nach dem As 
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theile, den er an dem Ertrage ded Grund und Bodens 
nimmt, zu deffen Steuerfimplum bey. Die Steuerquote 
ded Grundeigenthuͤmers, Nutznießers oder Grundbeſitzers, 
nach Abzug aller Dominikal- und Reallaſten, iſt alsdann 
die eigentliche Ruſtikalſteuer; der Beytrag des Domini⸗ 
kalrentenbeſitzes — die Dominikalſteuer; der Beytrag 
des Zehentberechtigten — die Zehentfteuer. ($ 4) 

Den Mafftab für die Beſteurung der Dominifalz und 
anderen Nenten giebt ihr a wirklicher oder einges 
fchaßter Ertrag. ($. 6.) 

Der Rentenertrag aus dem Dorminifalverband, fo 
wie aus anderen nußbaren Rechten, wird durch Liquidation, 
Fatirung und Fontrolirende Schaßung ausgemittelt. ($. 8.) 

Wenn auf den Dominifalrenten felbft Reallaften haften, 
welche durch einen Dritten bezogen werden, fo ‚tragt Dies 
fer Dritte einen Antheil an der Dominikalfteuer, nad) Ver⸗ 
bältniß feiner Bezüge. ($. 53.) 

Jedem Steuerpflichtigen wird ein, 'mit dem definitiven Kar 
tafter völlig gleichlautender, Auszug über deffen befteuerte 
Auftifaken und Dominikalien ausgefertiget und erſtmals 
unentgeltlich zugeftellt, welcher auch in der Folge durch 
Umfchreibung, ohne Anſatz einer Gebühr, laufend zu erhal 
ten ift. (F. 770.) 

Geſ., d. namen: Grundſteuer 'betreff. v. 15. an — F. . 
6. 8. 53. 70. Geſ.⸗“Bl. ©. 124. 125. 144.1 

Die auf Häufern ruhenden Dominikals und andere 
Rentenabgaben find, als ein Segenftand der Grundfteuer, 
nad) den Deftimmungen des diesfälligen Gefeßes im Grunds 
ſteuerkataſter in Abrechnung zu bringen und kommen bey 
der Hauferbefteurung nicht in Anſatz. | 

Gef, d. allgemeine Hänferfteuer betreff. v. 15. Aug. 1828, 6. 
21. Geſ.“Bl. ©. 17 

In Anſehung der mittelbaren Beyträge der Dominifals 
Mentenbefiger zu KRriegslaften ift fefigefeßt, daß fie zu 
jeder gefeßmäßig angeordneten Geldumlage für Kriegskoſten, 
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diefe mag in Folge der Ausgleichung oder als Vorſchuß ers 
hoben werden, genau nach Maßgabe des Steuerfapitals ih⸗ 
rer Beſitzungen in dem der Umlage unterworfenen Kreiſe 
oder Bezirke anzuziehen ſeyen. Bey Einquartirungen wer: 
den die Wohnhaͤuſer der Dominikalrentenbeſitzer in gleis 
em Verhaͤltniſſe, wie jedes andere, belegt; auch Fonfurris 
ren fie. in Hinfiht auf Borfpann und Lieferung nad) dem 
Maaß ihres Beſitzthums an Zugvieh und Vorraͤthen, gleich 
andern mit den erforderlichen Mitteln an Zugvieh und Bors 
räthen verfehenen Gemeindegliedern. 
D. d. Konkurrenz der Dominitalrentenbefiger zu Kriegslaften 
betreff, o. 4. Dezbr. 1816. Regbl. ©. 904, ° 
Die zu den Gemeindegliedern nicht gehörigen Befiker 
von nußbaren Rechten, welche Fein eigenes Wohnhaus in 
der Gemeinde, fondern anderwärts ihren Wohnſitz haben, 
find zwar von der Theilnahme an Gemeindeumlagen be: 
freyt; diefes hindert jedoch nicht ; daß fie bey folhen Um 
lagen, welche für den Zweck von Uferverficherungen, vder 
zum Schuß der Gemeindeflur und Markung erforderlich find, 
nad) vechtlichem Herfommen, Verträgen, befonderen Ber; 
ordnungen und Gefeßen in Konkurrenz gezogen werden 
fonnen. 


V. d. Umlagen für Gemeindebedürfniffe betreff. v. 22. Zul. 1819. 
Ä Art. 1. (2) IV. Gef.Bl. ©. 9. | 

Unter Dominifalrenten werden alle und jede, flandige 
ſowohl als unftändige, Neichniffe in Geld und Natura 
lien verfianden, welche dem Rentenbefiger aus dem getheil⸗ 
ten Eigenthume fließen. Dominikalabgaben von Realgewer⸗ 
ben und Gerechtigkeiten werden gleich den übrigen Domini⸗ 
Talabgaben behandelt. Die Renten aus allen anderen Real 
Rechten, wie fie immer Namen haben mögen, find den Dos 
minifalrenten gleich zu achten, 

Der jährliche Betrag der fändigen Geldrenten — 
über Abzug allenfallfiger Gegenreichniffe — ift der als ſteu⸗ 
erbar zu Fataftrirende Ertrag, 
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Bey unfländigen Geldgefällen Tommt der entfpre- 
ende Durchſchnittsbetrag — indbefondere bey Buts- 
veranderungsgefällen, von den bey der Ickten Veränderung - 
erhobenen Laudemien und zwar bey erbrechtigen, freyftiftigen 
und neuftiftinen Gütern, der zwanzigfte, bey Teibrechtigen 
Gütern, welche auf zwei Leiber verliehen werden, von dem 
einfachen Leibgelde der fünfzehente, von dem doppelten Leib⸗ 
gelde der dreyßiafte Theil und bey Lehen, von den Gebühr: 
ren bed Teßten Haupt » und Nebenfalles zufammen ver 
zwanzigſte Theil — als jahrlicher Ertrag in Anfak. 

Wenn die Laudemien nicht von jedem Falle erhoben wer: 
ben, fo foll eine verhaltnißmäßig geringere Quote des letzten 
Laudemiums als jährlicher Ertrag angenommen und befon- 
ders bey Ausmittelung des jährlichen Handlohnbetrages das 
Berhältniß der Handlohnspflicht in und außer dem Erbe 
gange gehörig berücfichtiget werden. 

Bey Teibfälligen Gütern, welche herkoͤmmlich nur 
auf einen Leib verliehen find, wird der zwanzigfte Theil 
des letzten Leibgeldes als jährlicher Ertrag angenommen. 

Bey Nitterlehen find die in dem Lehengefeße v. 15. 
Aug. 1828. Ziffer 2. beftimmten Lehentaxen nach den feftge: 
feßten fechd Klaffen einzutragen und von diefen der zwanzig: 
fie Theil zu berechnem | 

Die Getreidereihhniffe werden nad den Hefekliz 
chen Normalwerthen veranfchlagt, namlih, das Schöffel 
Korn (Roggen) Fommt zu 8 fl. in Unfak und ift gleich 2/3 
Scöffel (4 Mesen) Waizen oder Kern, oder 1 1/3 Schöffel 
(8 Metzen) Gerfte oder 2 Schöffel (12 Metzen) Haber vder 
Spelz. | 

Alle Übrigen Nraturalreichniffe werden nach den üblichen 
Abloͤſungspreiſen, wo folche hergebracht find, oder, in deren 
Ermanglung, nach folgenden Preifen in Geldanfchlag ger 
bradıt, als: 

ein Kalb s . 0.» » » » 4 fl. — 
— Lamm ee 56 fr, 
— Gans er a. 56 fr. 
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eine Ente et a 20 Fr. 
— Huhn re 12 Fr, 
— Ey = ee Mkr. 
a Pfd. Fiſche... 2hkr. 
1 — Schmalz Pe Be a 20 fr. 
1 — fü » . R akr. 
das Hundert Schnecen BR Krebfe ... Ah 


Die hier nicht benannten Artikel werden im Verhaͤltniß 
zu den benannten angefchlagen. 

Wenn auf den Dominikalrenten felbft ebenfalld Neal: 
Yaften haften, welche von einem Dritten bezogen werden, fo 
trägt  diefer Dritte nach dem Maaß feiner Bezüge einen Ans 
theil an der Dominifalfteuer. 

Inſtrukt., die Kataſtrirung für die definitive —— betreff. 
0. 19. Ian. 1850. $. 55. 56. 58. Regbl. ©. 343 — 346. 

Da die Firirung der Dominikalrenten in flaatöwirth; 
ſchaftlicher Hinficht entfchiedene Vortheile gewährt, fo follen 
auch die gerichtlichen Verträge über Fixation der Privatdor 
minikalrenten ald Offizielfache angefehen und fomit tays 
und ſtem pelfrey behandelt werden. 


Erl., die Tarirung der Verträge über ee eg be: . 
treff. v. 44. San. 1825, in Geret’3 Samml. B. XIV. ©. 5. 


64) Dominiktalfieuer 


Die Befißer von Dominifal: und anderen NRealrechten 
entrichten ihren gefeßlichen Beytrag zur Grundfteuer nicht 
an den Brundeigenthämer, fondern, als Dominikfaliteuer, 
unmittelbar an die ordentliche Perceptiondbehorde. 


Geſ., d. allgemeine mern betreff. v. 15, Aug. 1828. $. 
Geſ.Bl. ©. 166. ’ 


65) Domkapitel 


Die Kapitel der Metropolitanfirchen beftehen aus zwey 
Dignitarien, nämlich) dem Probft und Dechant, und aus 
eben Kanonikern. Auch die Kapitel der bifchöflichen Kir 

| chen 


\ 
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chen zahlen, neben zwey Dignitarien, acht Gehälter, und 
außerdem find jedem Kapitel wenigftens ſechs Präbendirte 
oder Bifarien beygegeben. Sollten in Zukunft die Renten 
diefer Kirchen durch neue Stiftungen, oder fonftige Vermeh— 
rung ihres Guts einen folhen Zuwachs erhalten, daß meh- 
rere Präbenden errichtet werden Tonnen, fo wird die Zahl 
der Kanonifer und Vikare auch noch weiter vermehrt werden. 


Uebereinkunft air: der päpftlichen ne v. 24. Okt. 1817. Art. 
1. Geſ.Bl. v. 1818. ©. 404, 
Die Beftäatigung in den domfapitelifchen Pfründen 
ift dem Könige vorbehalten. 


V. d. Wirkungskreis ıc. v. 17. Dez. 18325, $. 35. Regbl. 
©. 1073. 


Dorf 


Dörfer, die Fein eigenes Gemeindevermogen und Feine 
eigenen Gemeinderechte befißen, bloße Weiler, einzelne Hoͤ⸗ 
fe, Mühlen und Häufer follen entweder zu einer felbftftändis 
gen Gemeinde vereiniget, oder einer ihnen zunächfi aeleges 
ven Gemeinde (wobin fie vielleicht fhon nach dem Pfarr» oder 
Schulfprengel gehören) einverleibt werden, R 

Diefe Einverleibung feßt jedoch die beyderfeitige Einwils 
ligung des einzelnen Eigenthümerd und der Gemeinde vors 
aus; und in deren Ermanglung befchranft fie fich blos auf 
die polizeyliche Verwaltung der Gemeinde, ohne Bezug auf 
privatrechtliche Verhaͤltniſſe. 


V. die Gemeindeverfaffung betreff. A: 17. Map 1818, Tit. L. 
Kay. 1. $. 3. Geſ. Bl. ©. 51. 


6) Dorffuͤhrer. 
fe Gemeindevorfteher. 
68) Dorfkirchen. 


Wenn Dorffirchen Feinen ordentlichen, pfarrlichen Got 
tesdienfi haben, gleichwohl aber zum Andachtöorte der Ges 
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meinde dienen, follen fie in der Negel beybekaften werden, 
fofern es, ohne das Übrige Kultvermögen in Anſpruch zu 
nehmen, geſchehen kann, oder, im Kall die Gemeinde deren 
ganze oder theilweiſe Unterhaltung freymwillig übernimmt. 
Befinden ſich ſolche Dorf- oder Nebenfirchen überdies im eis 
nem guten baulichen Zuftand, fo liegt darin ein Grund 
mehr, auf ihre Erhaltung Bedacht zu nehmen. 

Das Gleiche gilt auch von den Nebenfirchen, welde 
durch architeftonifche und antife Schunheit, oder als hiſtori— 
ſche Denkmaͤler ſich auszeichnen, oder, welche ald vorzügliche 
Attribute fchoner Gegenden erfcheinen, deren möglichfte Con; 
fervation nicht minder berädfichtiget werden folle. 


V. d. entbehrlichen he und Kapellen betreff. v. 20. 
San. 1812. $. 5. Regbl. ©. 252. 


6) Dorfpyoligen 
f. Bettelpolizey. Gemeindevorfteber. 


Den Gutsherrn flcht in den Bezirfen und Orten, 
wo fie die Gerichtsbarkeit ausſchließend befifen, auch die 
Polizey zu. ($. 48.) 

In Orten, wo Grundunterthanen verf chiedener 
Gutsherrn wohnen, gebührt die Ortspolizey demjenigen Ges 
richtöheren, welcher die Gerichtsbarkeit über die Mehrzahl 
der grumd s und gewerbefteuerbaren Unterthanen ausübt; 
eben diefes findet auch in dem Falle flatt, wenn die Gerichtss 
barfeit der Gutsherrn mit derjenigen der unmittelbaren Ber 
hoͤrden zufammentrifft. ($. 85.) 

Die Gutsherren üben die ihnen zugeftandenen polizeyli— 
chen Gerechtfamen durch die namlichen Beamten aus, wel 
chen auch die Gerichtöbarfeit übertragen ift, und letztere find 
gehalten, in Polizeyfachen die koͤnigl. Verordnungen und 
die Weifungen der vorgefekten Stellen genau zu befolgen, 
Anzeigen hierüber an den Gutöherrn zu erftatten und wenn 
derfelbe am Sike des Gerichtes anweſend if, deffen Auftraͤ⸗ 
ge zu erholen. ($. 86.) 
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Auch die Herrfhaftgerichte üben die Bezirks- und 
Ortspolizey in demfelden Umfange und unter denfelben Bes 
ſchraͤnkungen aus, wie die Fünigl. Randgerichte. In con 
tentios » adminiftrativen egenftänden bilden fie die erfte 
Inſtanz, und nur, wenn der Gutsherr perfonlich betheiligt 
ift, wird die Unterfuhung und Entfcheidäng, auf diesfalls 
erfolgte Anzeige, einem anderen Herrfchafts s oder kandge—⸗ 
richte uͤberwieſen. (F. 87.) 

Ed. über die gutsherrlichen Rechte v. 26. May 1818. $. 84. 87. 
Geſ. Bl. ©. 251. Ä . 


0) Dorfwädter 


Zur Dorfwache ift ein nüchterner, befcheidener und herz 
hafter Mann zu beftellen. Derfelbe Fann aus der Klaffe der 
Kleinhäusler, oder geringen Gutöbefiker gewählt werden und 
deffen Annahme oder Entlaffung hängt von dem Gemeindes 
Yusfchuß ab. 

Die Berrihtungen eines Dorfmächters beftchen darz 
inne, daß er alle Ruheſtoͤrungen verhüte, fich in Fallen, wo 
es bie öffentliche Sicherheit erfordert, gebrauchen laſſe, kei— 
ne Bettler gedulde und das Auslaufen der zu feiner Gemein; 
de gehoͤrigen Armen verhindere, Außerdem hat er alle Aufs 
träge ded Gemeindevorficherd zu vollziehen, zu den Gemein; 
deverfammlungen anzufagen, und die dabey erforderlichen 
Dienfte zu leiſten. | 

In Mangel einer anderen Beftimmung bezicht. ein fols 
cher aus der GSemeindefaffe ungefähr den Werth von 2 Schefz 
fel Korn, die Hälfte der dem Dorfvorfteher angewiefenen 
Befichtigungsgebühren und täglich 12Fr., fo oft er zur Exelu⸗ 
tion einer Abgabe oder Frohne verwendet wird. 

Als oͤffentliches Zeichen traͤgt der Dorfwaͤchter einen 
Schild, mit der Aufſchrift »Gemeindediener“. 

Ed. über das —— Far — 1808. $. 109— 112. 
Regbl 
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A)Drudfdhriften 
ſ. Bücher. Preßfreyheit. Schriften. 


Druckſchriften, die nicht eingebunden find, das Gewicht 
von einem Pfund nicht überfteigen und unter Kreuzband 
verfendet werben wollen, Fonnen durch die Briefyoft be 
fordert werden. Diefelben bezaflen die Hälfte der Taxe de} 
einfachen Briefd und für das weitere Gewicht nur den vier 
ten Theil des auf ihr Gewicht fallenden Porto, mit Süpplis 
rung eined vollen Kreuzerd, wo ſich ein Bruch in der Tafi—⸗ 
rung ergiebt, Dergleihen Sendungen müßen übrigens jeder: 
zeit bey der Aufgabe franfirt werden. 


Neue Bsiefportotare für dad Inland v. 3. Nov. 1810. $- 9. 
Regbl. S. 1202. 


Wenn Schriften oder ſinnliche Darſtellungen verbreitet 
werden, welche die Sittlichkeit durch Anreiz zu Wolluſt und 
Laſter gefährden, fo iſt nicht nur, nach 8. 7. des Ed. DIN, 
zur Berfaffungsurfunde, die Befhlaganahme fogleich zu 
verfügen, fondern auch gegen die Berfaffer, Verleger oder 
Berbreiter mit gefeklicher Beftrafung einzufchreiten. 

Bey dem VBerfauf von Büchern, welche zwar unter die 
fittenverderblichen nicht geradezu gezahlt werden fonnen, je 
doch aber im Falle ihrer Verbreitung unter der unreifen Ju 
gend der Sittlichkeit gefährlich fcheinen, ift den Buchhaͤnd— 
fern ıc., eine angemeffene VBorficht im Abfage zur Pflicht zw 
machen und die dffentliche Ausſtellung in den Verkaufslaͤden 
zu unterfagen 

Druckſchriften, oder ſinnliche Darſtellungen, durch wels 
che die Lehrſaͤtze und Einrichtungen irgend einer im Staat 
aufgenommenen Religionsgeſellſchaft geſchmaͤht und zum Ger 
genſtand des Spottes oder der Verachtung herabgewuͤrdiget, 
die einer jeden Kirche zuſtehenden Rechte auf aͤußere Achtung 
verlegt, oder die durch dem oͤffentlichen Frieden und die buͤr⸗ 
gerliche Ordnung bezeichneten Gränzen der wiffenfchaftlichen 
(theologiſchen) Polemik überfhritten werden, find gleichfalls 

I 
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nach den Beſtimmungen des Ed. III. $. 7. mit Beſchlag zu 
belegen; vorbehaftlich. der gegen Verfaſſer, Verleger, oder. 
Berbreiter etwa fonft noch zu ergreifenden Maßregeln. 

Klagen einzelner Religionsdiener, über: Verlegung ihrer 
Ehrenrechte durch die in öffentlichen Druckſchriften verbreites 


ten Urtheile und Aeußerungen eignen ſich vor die zuftändis 
gen Berichte. 


u die Verbreitung ftfenverberblicer Drudferiften betreff. 
v. 21. Dez. 1829. 


m») RDRyvelite 


| Die Duelle der Akademiker werden in der Regel, 
als bloße Difeiplinars oder Polizeyfachen, der afademifchen 
Polizeybehoͤrde zur Unterfuchung und Beſtrafung überlaffen, 
und nur in dem Fall als ein Gegenftand peinlicher Unters 
ſuchung an da$ ordentliche Kriminalgericht verwiefen, wenn 
ſie Tod, lebensgefaͤhrliche N oder Sun 
- zur Folge hatten, 
Erläut. der alademifchen Gefege für die Univerftät Landbhut = 
| v. 14. März 1807. Regbl. © | 

Wirkliche Duellanten werden, wenn das Duell feine 
Solgen gehabt bat, außer einer angemeffenen Strafe, wenn 
fie im Uebrigen fleißig und wohl gefittet waren, mit dem 
Consilio abeundi, im Fall fie aber als unfleißig und hans 
delfüchtig befannr find, mit der Dimiſſion beftraft. Hat das 
Duell Folgen gehabt, fo zieht ed, außer den BERN 
Strafen, die Relegation nad) fich. ($. 62.) 

Wer abfichtlich Duelle oder Händel fucht, fol mit dem 
Consilium abeundi und falld auch fein übriges Betragen 
tadelhaft ift, felbit mit Entlaffung oder —— beſtraft 
werden. ($. 63.) 

Fechtuͤbungen mit geſchliffenen Klingen, mit fcharfen 
oder fpißigen Waffen, werden einem Duelle gleich geachtet, 
und im Difeipfinarweg wie wirfliche Duelle beftraft. ($. 64.) 

Wer einem Andern wegen Nichtennahme eines Duells 
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Vorwuͤrfe macht, denſelben beſchimpft oder thaͤtlich mißhans 
delt, ſoll fürs erſtemal mit ſchwerer Karzerſtrafe ‚bey Wie 
derholung folchen Vergehend aber mit dem Consilio abe- 
undi und nach Umftänden mit Entlaffüng oder Relegation 
belegt werden. ($. 63.) | 


Studirende der ‚Medizin oder Chirurgie, . welche, um 
ärztliche Hülfe zu leiften ‚ bey einem Duell zugegen find, 
werden ald Theilnehmer beftraft. Sind diefelben erft nad 
erfolgter Berwundung herbeygerufen worden, fo müßen 
fie, wenn auch in dringenden Fällen der erfte Verband von 
ihnen angelegt worden ift, unverzüglich und bey Vermeidung 
der auf die Zheilnahme gefeßten Strafe, der Polizeybehoͤrde 
oder der Dbrigfeit des Ortes, wo das Duell ftatt gefunden 
hat, Anzeige davon machen und einen —— Arzt her⸗ 
beyrufen. ($. 66.) . 

Privatgeſeliſchaften, welche zu Duellen öfters Anlaß ge⸗ 
ben, ſollen nicht geduldet werden, und der Fechtunterricht 
darf nur auf dem oͤffentlichen Fechtboden, unter Aufſicht des 
dafür aufgeſtellten Fechtmeiſters, gepflogen werben. ($. 68.) 


Bekanntm. die, revidirten Univerſi tätöfagungen betreff. v. 26. 
Nov. 1823. 9 62 — 66 . 68. — Bl. f. d. Donaukreis 


7) Dingen 


Naf fer Dünger darf in den größeren Städten des 
Sommers nur bis acht Uhr, und des Winters bis 9 Uhr 
früh, der trockene Dünger hingegen zu jeder Stunde aus 
ben. Thoren ‚geführt werden. 


V. über die — der Rationalgarde auf Wachen 
und Pollen v5. Sept: 1809. $. 45, Regbl. ©, 1462, 


Bey Rechtsſtreitigkeiten muß der Duplikſatz auf den Ter⸗ 
min eingereicht werden und es iſt verboten, Nova darin 


— 
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anzubringen. Der Dupliktermin iſt sr, und beftcht 
der Regel, nach in 30 Tagen. F 
Cod. jud. Bav. Cap. VI. $. 13. 16. 


75) Duplifate 


Die Partheyen und AdvoFaten find angewiefen, 
von allen Anlangen, welde fie bey Gericht überreichen und 
welche nur einigermaßen Fommunifabel fcheinen, fo wie von 
den. Beylagen, Duplifate zugleich mit ‚den; Original; 
Anlangen zwübergeben. Eben fo find: in Fällen, : wo nad) 
der Natur der Sache Triplikate, Quatruplikate u, ſ. w., er⸗ 
fordert» werden ,. diefe ſogleich beyzufchließen,‘. Würde »ie 
Ueberreichung eines Unlangens fo dringend ſeyn, daß den 
Partheyen durdy die mit Abfaſſung des Duplifats entfichen: 
de Verzögerung ein Nachtheil zugehen koͤnnte, ſo ſind dieſe, 
oder ihre Anwaͤlte verbunden, die Duplikate bey Vermei⸗ 
dung der Strafe von einem Reichsthaler binnen fängftens, 
24, Stunden. naghantragen. 


. DB. das Beylegen von: Duplikaten zu ‚den — Sdrif⸗ 
„ten, zetreff. v. 20. „Sept, 4807. Resbl. S. 1600. 


Die den Driginaleingaben anguſchlichenden Duplikate 
ſollen collationirt mithin glleichla uten d eingereicht wer⸗ 
den; die Unterlaſſung dieſer⸗ Vorſchrift erhaͤlt die gleiche 
Strafe, als -: a ber" Anſchluß der Duplitate gang unter⸗ 
dfichen wäre, er —— 

V. v. ‚13: at, 1308. Kpl, & ig. 


Eigenttide Duplikate und Tribttate von ERSTER uns 
terliegen mur’ der geſetzlichen Taxe von Abfchriften,: in 
dem mehrfache Brieftaren nur in jenen Füllen ſtatt finden, 
wenn ein“doppelſeitiges Geſchaͤft— mit bleibendem⸗ Intereſſe 
fuͤr zwey oder mehrere Theile verbrieft wird. in 

Ne für die a „2 22, Juli 1819, Wr Bl, 


Der 5 ap. 
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Zu allen einzelnen Beylagen einer Schrift oder eines 
Duplikats iſt eine ge ——— Stempelung 
erforderlich. 

V. v. 19. Jan. 1807. Regbl. S. 324. 


76803 Durchfuhr. 
ſ. Ausfuhr. Einfuhr. Weggeld. 


Die zur unmittelbaren Durchfuhr ohne Abſtoß ſchon 
zum Voraus beſtimmten Handelsguͤter ſind der Bezahlung 
des Eingangszolles enthoben, wenn ſie ſo verpackt ſind, daß 
die ganze. Ladung mit Schnur und ee vollſtaͤndig belegt 
werben kann. 


Dem Frachtfuͤhrer ſteht jedoch frey, ft? Umfadung an 
einem Hallamt zu bewerffielligen, weldes er auf feinem We 
ge berührt. ($. 35.) | 


Wenn eine folche,, jeded unmerfliche Herausnehmen vers 
hindernde, Belegung der Waaren nicht angebracht werden 
fann, und der Fuhrmann feine Reife gleichwohl fortfeßen 
will, fo findet dier Freyheit.von dem Eingangszolle nicht 
ftatt, fondern dieſer Zoll ift, wirklich zu erheben. Zieht der 
Fuhrmann vor, fogleich wieder umzufehren,, und über die 
Gränze zurädzufahren, fo ift e8 ihm geftattet. Gleichfalls 
fieht e8 ihm frey, unter Aufficht des Zollamtes feine Ladung 
fo einzurichten, daß fie nady Vorſchrift des $. 35. mit Schnur 
und Siegel volftändig belegt werden koͤnne. Will er aber 
nicht umkehren, und. fann auch feine Ladung nicht fo einge, 
richtet werden, daß fie mit Schnur und Siegel im Ganzen 
zu belegen, wäre, fo muß er abladen , und ed muß jedes 
Frachtſtuͤck einzeln mit — und Siegel — werden. 
($. 36.) 


Nur für ———— Vieh und Holz darf die Zu— 
ruͤckverguͤtung des Eingangszolles, welcher bey dem Eins 
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gange erlegt worden iſt, gegen Entrichtung des Ausgangs⸗ 
zolles ſtatt finden. ($. 57.) 


WVon Wefferfrahten und von Frachten des Poftwas 
gen s Formen ausnahmsweiſe auch einzelne Colli mit Schnur 
und Siegel belegt, ſomit als — Gut Eee: \ 
werben. (8. 38.): 8 * 


Dagegen ſind alle inte ten Beier 
(welche theild durchzuführende, theils für das Inland beftimmte Gü⸗ 
ter — als durchgehend zu behandeln. ($. 39.) 


Die ald durchgehend. zu behandelnden Ladungen muͤßen 
bey dem Zollamt der Graͤnze, wo ſie eingetreten ſind, im 
Ganzen abgewogen werden, und es iſt dafür ein Waags 
geld mit 2 fr, vom Sporkvcentner zu entrichten. ($- 40.) 


Der ganze Inhalt „einer. al durchgehend- zu behandelns 
den Ladung muß in den von dem Fradıtführer vorzulegenden 
Frachtbriefen nach einzelnen Städen, und jedes Städ 
nach Qualität und Quantität des Inhalts angegeben feyn. 
($. 41.) 


Saͤmmtliche Frachtbriefe von folchen Ladungen find dem 
Zollamf auszuhändtigen, von welchen fie der Inhaber in eis 
nem verfiegelten Umfchlage (der an dad Amt, bey welchem die 
Ausfuhr oder Umladung geſchehen ſoll, zu überfchreiben m. zuruͤck⸗ 
empfaͤngt. ($. 42) * 

Der uUmſchlag iſt aberdiek noch mit der Aufſchrift: 
„Tranſitogut“ oder „Hallgut“ zu verſehen, und 
zwar; erſteres, wenn im Lande gar nicht umgeladen, letzte⸗ 
res, wenn umgeladen werden ſolle. ($. 43.) | 


Die Zollverwaltung. kann auch anordnen, daß die Tas 
bung ‚ welche mit Schnur und Siegel belegt worden, auf 
besden Seiten mit der Auffchrift: „Zranfito‘ oder „Hall: 
gut“ verfehen werde, je nachdem fie zu diefer oder jener 
Gathegorie gehört, ($. 44.) 
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Hiernaͤchſt empfängt der Frachtführer unentgeltlich einen 
Zollpaß, welcher feinen Namen und Wohnort, das Ge 
wicht der Ladung, den Tag und Ort des Eintrittd und den 
Drt des Austrittd oder der Umladung, wie auch die Straße, 
— der Frachtfuͤhrer befährt , Anzeigen inuf: ($- A5.)’ I 8 


Iſt der Frachtführer ein Ausländer, fo. wird ‚auf deſ⸗ 
ſen Reiſepaß bemerkt, daß er mit einen n Zollpaß le 
ſeye. (5.46) 000% ur 


Dem Grachtfüßrer, deſſen Ladung als Hallgut Begeid 
net ift, ficht e8 nicht zu, ohne Umladung auszutreten, nod 
ohne erweisliche Noth bey einer anderen Halle, als 'derjenis 
gen, wohin fein Zollpaß lautet, umzuladen. ($. 47.) 3 


Der Frachtfuͤhrer hingegen, deſſen Ladung als LTran⸗ 
fitogut bezeichnet iſt, kann zwar, ohne umzuladen, bey 
keinem anderen Zollamt, als demjenigen, wohin ſein Zoll⸗ 
amt, als demjenigen, wohin fen Zollpaß lautet, austreten; 
ed iſt ihm aber geſtattet, bey jedem Hallamt, "das er auf 
dem Wege berührt, die Umladung zu bewerkſtelligen. 


Die Regierung Fann zur Erleichterung der Frachten und 
fomit auch der. Spedition, das Rottfuhrweſen mit: den zur 
Sicherung der Zollgefälle — ferien en 
hen laſſen. ($. 48.) 2 


Die Frachten, die be einer Halle Angelahen werden, 
ſind, wenn ſie zur Durchfuhr beſtimmt bleiben, (fie mögen 
nun unmittelbar austreten, oder vorerft alt! eine andere Hülle über: 
gehen) ganz eben ſo, wie. bey dem Einmitt, zu behandeln, 
und gegen Ablieferung des Zollvaſſer mit einem neuen zu 
derſeben. ($. 49.) 


Jedoch hat bey allen ſolchen uheduagen zum Sehufe 
der Controle die Abwägung der einzelnen Colli und des gan 
zen Wagens unentgeltlich zu geſchehen. G. ‚50.) 


Die ald Zranfito ; oder valsut bezeichneten. Frachten 
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müßen vor jedes Hallamt, das fie auf dem Wege berübrs 


ren, geführt, und der Zollyaß zur Gontrolirung und Unter 


fchrift vorgelegt werden. 


Eilfubren find jederzeit, andere Fuhren aber von 
Morgens 5 Uhr bis Abends 8 Uhr ohne unndthigen Auf; 
enthalt zu erpediren; jedoch ift die Anfunft der Eilfuhren zur 
Nachtzeit vorher anzufagen, und ed haben fic diefelben 
auf Koften der Betheiligten begfeiten zu Taffen. ($. 51.) - 


Der Zollpaß muß allen Polizeybehörden und ihren 
Dienern, jedoch nur auf ausdrüdliches Verlangen, vorge, 
zeigt werden. ($. 52.) 


An der Gränze, wo der Austritt gefchieht, wird der 
Zollpaß an das Zollamt, welches den Ausgangszoll erhebt, 
abgegeben, und es wird dafür ein Zollgegenfchein ers 
theilt, der fodann an die außerfie Poftirung abzugeben ift, 
welche die Belegung mit Schnur und Siegel abnimmt, und 
eine Begleitung bis an die Außerfte Gränzlinie auf Koften 
der Zollfaffe verfügt. 


Der TTS welchen ber Fuhrmann, von 
dem Hallamte, wo er aufs,ober umgeladen hat, mitbringt, 
ift von dem Grängzollamt, zum Beweife ded richtigen Nuss 
trittd der Ladung, unentgeltlich zu unterfertigen und an er⸗ 
ſteren zuruͤckzugeben. 


Den durchgehenden Frachtfuͤhrern, die im Lande nicht 
abgeladen haben, iſt von dem Graͤnzzollamte eine Beſcheini⸗ 
gung uͤber den richtigen Austritt ihrer Ladung unentgeltlich 
zuzuſtellen. 


Iſt das Zollamt ſelbſt unmittelbar an der Graͤnze gele 
gen, fo wird der Zollgegenfchein an die daſelbſt flationirte 
Graͤnzwache abgegeben, und die Berficherung durch das Boll 
amt abgenommen. ($. 53.) | 


538 Durch fuhr. 


Einem Frachtfuͤhrer, deſſen Ladung als durchgehend, 
oder als Hallgut behandelt wird, iſt nicht erlaubt, zollbare 
- Güter auf eigene Rechnung mitzuführen,, noch von feiner 
Ladung irgend etwas im. Lande auf eigene Rechnung zu ven 

faufen. ($. 54.) 


Eben fo wenig ift einem foldhen Frachtführer geftattet, 
irgend einen Theil feiner Ladung auf fremde Rechnung, oh ⸗ 
ne Frachtbrief darüber, mitzuführen, ($. 55.) 


Kein Frachtführer darf, ohne ermeisliche Noth (Meder 
beym Eintritt, noch beym Austritt) zwifchen ber Gränze und 
dem für diefelbe aufgeftellten Zollamte anhalten; fondern je 
der hat den Weg zu oder von demfelben ununterbrochen fort 
zufeßen. Wo ed die Gränzpoftirung für noͤthig findet, ifl 
der Frachtführer von Amtswegen bis zum naͤchſten Zollamte 
zu begleiten. ($. 56.) 


Wenn eine Zuhre, welche ſich nach ihren Frachtbriefen 
als Eilfuhre ausmeist, außer der gewöhnlichen Zeit an ber 
Gränze eintreten will, fo muß fie zwar zum. Cingange be 
handelt, aber auch bis zum naͤchſten Hallamte auf Koften 
des — begleitet werben. 


Beym Ausgange aber, wenn die Fuhr zu ungewoͤhnli⸗ 
cher Zeit über Die Gränze gehen will, muß ihr von dem 
erpedirenden Hallamte auf ihre Koften Begleitung bis zur 
Graͤnze mitgegeben werben. ($. 57.) 


Gef., d. Zolfordnung betreff. v. 15. Yug. 1828. $. 35 — 57 
Ge * 198 — 204. 
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77) Durchgangszoll. 
f. Weggeld. 


Die bisherigen Zranfitzölle find ——— dage⸗ 
gen wird bey Gegenſtaͤnden der Durchfuhr ein Weggeld 
von 12 1f2 Fr. dem Centner nad) erhoben. 


Geſ., d. Zollordnung betreff. v. 15. Aug. 1828. $. 16. 20. 
Geſ.⸗Bl. S. 191. 193. 


7) Durchmänrſche. 
ſ. Einquartierung. Marſchweſen. 


Der Kreisregierung, Kammer des Innern, ſteht 
die Beſorgung ber Marſch⸗, Borfpanng + und Einquartierungs⸗ 
Angelegenheiten in der Art zu, daß fie bloß die allgemeinen 
Verfügungen für den ganzen Kreis oder mehrere Bezirke er: 
laßt, die einzelnen Anordnungen aber den Diftriftsbehörden 
anheim ftellt, 


Sremden Truppen Yann der Durchmarfch nur auf den 
Grund einer allerhöchften Genehmigung und in der darin 
beſtimmten Richtung geftattet werden. 


V. d. Wirkungskreiſe u. ſ. w. v. 17. Dez. 1825. $. 27. Regbl. 
S. 1066. 


Die Anordnung und Vertheilung der Gemeindelaſten 
bey Militaͤreinquartierungen und Durchmaͤrſchen kommt nach 
den hierüber beſtehenden beſonderen Verordnungen dem Mas 
giſtrate zu; jedoch unter Mitwirkung eines Abgeordneten 
der Polizeydireftion und mit Vorbehalt der Erinnerung dies 
fer Teßtern über den Konfurrenzfuß, und der Zufammenbes 
rufung eines erweiterten Ausfchuffes in dringenden Fällen, 
nad Butfinden der Kreisregierung. 

DB. die Verhältniſſe zwifchen der Polizeydirektion und — Ma⸗ 


giſtrat in München betreff. v. 15. Sept. 1818. $. 8 
Geſ. Bl. 605. 


590 5 Durchmaͤrſche. 


Die Patrimonialgerichte haben ſich in Gegen 
ſtaͤnden des Marſchweſens lediglich nach den Auftraͤgen der 
Landgerichte zu achten. 


Ed. über d. gutsherrlichen Rechte v. 26. May 1818. $. 90. (1.) 
Geſ.Bl. ©. 255. 


u: 
Inhalts-Anzeige. 





1) Ediktalcitation. 2) Ediktstage. 3) Ediren. 4) Ehen. 5) Ehedi⸗ 
ſpenſen. 6) Ehefrauen. 7) Ehehaftreichniſſe. 8) Ehehalten. 9) Eheein⸗ 
fegnung. 10) Ehefheidung. 14) Eheverträge. 12) Ehrenbeleidigung. 
13) Ehrenbezeugungen. 14) Ehrenwade. 45) Ehrenzeichen. 16) Ehr⸗ 
lofe. 17) Eid. 18) Eid vor Gefährde. 19) Eidedzufchiebung. 20) Ei: 
genthum. 21) Eigenthumsfähigkeit. 22) Eigenthumskränkung. 23) Ei: 
genthumsrechte. 24) Eigenthumsvorbehalt. 25) Eilfuhren. 26) Eilwä⸗ 
gen. 27) Eindienung. 28) Einfuhr. 29) Eingaben. 30) Eingangszoll. 
31) Eingeborne. 32) Einlaufsprotokoll. 35) Einlöſungsrecht. 34) Ein- 
auartierung. 35) Einreden. 36) Einfhreibbüchlen. 37) Einfesung. 38) 
Einftandsfapitalien. 39) Einfteher. 40) Eintragung, 41) Einwandes 
rung. 42) Einweiſungskommiſſton. 45) Eifengericht3diener. 44) Eifen- 
werke. 45) Ellenmaad. 46) Emeritenanftalt. 47) Emolumente. 48) 
Empfangsbeftätigung. 49) Enthaupfung. 50) Entlaffung. 51) Entlal: 
fungafcheine. 52) Entfhädigung. 55) Entfiheidungdgründe. 54) Epis 
demien, 55) Erbfolge. 56) Erblehen. 57) Erbſchaften. 58) Erbſchafts⸗ 
glaubiger. 59) Erbſchaftoͤſtempel. 60) Erbtheile. 61) Erbtheilung. 62) 
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Erhverträge. 63) Erbvergleiche. 64) Erfindungen. 65) Erkenntniſſe. 
66) Erndte. 67) Erfagmänner. 68) Erwerbiarten, freye. 69) Erzbi: 
ſchöfe. 70) Grziehungsanftalten. 71) Effig. 72) Eftaffetten. 73) Eſtand⸗ 
arte. 74) Etatd. 75) Ewiggeld. 76) Ewiges Licht. 77) Exzeptionen. 
78) Exekution. 79) Exorzifiren. 80) Erigenzrechnung. 81) Exrpediti- 
onsämter. 82) Expenfarien. 33) Exrtrafte. 84) Extrapoft. 


A 


. 4) Edit 


1) Ediftalcitation 


f. Amortifationsedikte, Citation. Inſinuation. 


Wenn bey einer ım Hypothekenbuche eingetragenen 
oder vorgemerften Forderung die Nachforſchungen nad 
dem rechtmäßigen Inhaber fruchtlos geblieben und feit der 
legten auf diefe Forderung ſich beziehenden Handlung 30 
Jahre verftrichen find; fo kann der Beſitzer der verpfändeten 
Sache verlangen, daß derjenige, welcher auf die Forderung 
‚ein Recht zu haben glaubt, zur Anmeldung innerhalb 6 Mos 
naten, bey Verluſt feines Rechts, öffentlich vorgeladen wers. 
de. Diefe Ediktalladung ift Dreimal, und zwar in zweys 
monatlichen. Zwifchenraumen, durch dffentliche Blätter bes 
Fannt zu machen. | u | | 

Wenn fih nun innerhalb diefed Termines Niemand zu 
der Forderung meldet; fo wird fie von dem Gericht für erlos 
fhen erflärt und in dem Hypothekenbuche getilgt; auch ift 
dad Amortifationserfenntniß ebenfalls durch öffentliche Blaͤt— 
ter bekannt zu machen. 


Hypothekengeſ. v. 4. Zuni 1822. $. 382. Gef.Bl. ©. 56. 


Die Ortsgerichte find nicht befugt, eine Ediktalla— 
dung zur Amortifirung von Urkunden bey Abmwefenden oder 
Berfchollenen, desgleihen, zum Verſtaͤndniß eines Schuld» 
ners mit feinen Glaubigern, unter Androhung eined Nechtds 
nachtheils zu erlaffen; jedoch bleibt ed ihnen unbenommen, 
bey Zeftamentspublifationen und Berlaffenfchaftshpandlungen 
| 58 
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die abwefenden oder unbekannten Intereffenten oͤffentlich — 
ohne Androhung eined Rechtsnachtheild-— vorzuladen und 
bey deren Nichterfcheinen auf geeignete Weife einzufchreiten. 
DB. die a von A betreff. v. 27. May 
5. Regbl. S. 4 

Bey Geſuchen um Errichtung eines Familienfidei— 
kommiſſes hat dad Appellationsgericht von den Unterge— 
richten und Hypothekenaͤmtern, in deren Bezirk die zum Fi— 
deikommiß beſtimmten Güter liegen, Zeugniſſe abzuverlan— 
gen, ob und mit welchen Hypotheken ſolche belaſtet feyen, 
auch denjenigen, welche Hinfichtlich ded zum Fideifommijfe 
beflimmten Bermdgens perfünliche hypothekariſche Forderuns 
gen zu machen haben, (und zwar den unbefannten Gläubigern 
durch Ediftalladung) zu deren Angabe einen praͤkluſiven Ter— 
. min von ſechs Moflaten unter dem Nechtönachtheile vorzu⸗ 
ſetzen, daß nach Ablauf deffelben das obgedachte Vermögen 
als ein Familienfideifommis würde immatrifulirt werden; 
daß fie mithin wegen der nicht angezeigten Forderungen nicht 
mehr an die Subftanz des Fideifommißvermogens, fondern 
nur an dad Allodialvermögen des Schuldners, oder in def 
fen Ermanglung an die Früchte des Fideifommiffes fich zu 
halten berechtiget feyen, und ſelbſt hier noch unter der Be 
ſchraͤnkung, daß fie denjenigen GIäubigern nachgehen, welche 
ſich innerhalb des gedachten Termins gemeldet haben. Die 
Ediktalladung fol dreymal, in zweymonatlichen Zmifchen: 
räumen, in öffentliche Blätter eingerädft werden. 

Ed. über die a v. 26. May 1818. $. 26. 


In — V — und Widerſpenſtigkeits— 
faͤllen bey dem Konferiptiondgefchäft finden: Ediktalcitatio⸗ 
nen durchaus nicht flatt; fondern es ift für die Abweſenden 
ein Anmalt oder Bertheidiger von Amtswegen aufzuftellen, 
und der Thatbeftand Tann als vollkommen erhoben betradys 
tet werden, wenn durch das Geburtszeugniß dargethan iſt, 
daß das TIEREN Individuum ——— 


* 
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ſeye, und wenn ein Zeugniß der fompetenten Konferiptiong: 
behörde, oder des betreffenden Rekrutirungsrathes vorliegt, 
daß dad Individuum die in Frage flehende Handlung wirft 
lich vorgenommen oder unterlaffen habe. 
Gef. die Ergänzung deB ſtehenden — il v. 15. Aug. 
8. $. 84. Gef.Bl. ©. 

Die Edikte in Gantfachen und. die Ediftalcitationen 
unterliegen dem Klaffenftempel mit 15'Tr. gleich ander 
‚ren gerichtlichen oder amtlichen Inſeraten in öffentliche Blaͤt⸗ 
ter. 


V. d. Stempelweſen betreff. = 2 Dez. 1812. Regbl. v. 1813. 


Sämmtliche Zeitungsverleger im Königreich find verbinds 
lich, Ediktalcitationen u, dgl, in Armenſachen unentgelt- 
lich in ihre Blätter einzuräden. 

VB. o. 18. Febr. 1817. Intel,BL. f. d. Donaufteis ©. 183. 


: 2) Evdiftstage 
ſ. Advokaten. Konfurd. Maffenpfleger. 


Bey dem Konfursverfahren find drey Ediktstage 
gefeglich eingeführt, namlich, zur Anmeldung und gehörigen 
Nachweifung ber Forderungen — zur VBorbringung der Eins 
reden gegen die angemeldeten Sorderungen, U und zur Schluß» 
verhandlung. 


An dem erften Ediktstage haben- fi) alle Gläubiger. 
bey VBerluft ihrer Forderung zu melden, wovon weder die 
Sauftpfandbefiger, noch jene, welche auf des Schuldners 
Güter eine Immiſſion erlangt haben, ausgenommen find. 
(Mer übrigens ein — —— hat, iſt nicht ſchuldig, ſich in 
den Gant einzulaſſen.) 

Die Glaͤubiger oder Anwaͤlte haben hiebey ihre Rechts⸗ 
nothdurft in moͤglichſter Kuͤrze zu Protokoll zu geben; wenn 
jedoch eine Forderung ſo beſchaffen iſt, daß ſie einer weitlaͤu⸗ 
figen Ausfuͤhrung bedarf, ſo kann — in einem ſchriftli⸗ 
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chen Rezeß geſchehen, welcher dem Protokoll beygeſchloſſen 
wird. 

Forderungen, welche wegen einiger Bedingungen oder 
einer noch unerledigten Präjudizialfrage nicht völlig liquid 
find, müßen eventuell eingeflagt werden. 

Wäre der zur Anmeldung beftimmte Ediktstag wegen 
Menge der Schuldforderungen nicht ausreichend, fo darf mit 
dem. Liquidirungsgefchäft an den nächfifolgenden Tagen fo 
Yange fortgefahren werden, bis von fämmtlichen Gläubigern, 
welche fih am erften Zage gemeldet haben, Feiner mehr 
übrig iſt; jedoch mit folcher Befchleunigung, daß ſich die 
Kreditoren auf den zweyten Ediktstag noch in Zeiten gefaßt 
machen fonnen. 

Sämmtliche Forderungen und Liquidationsrezeſſe werden 
in fortlaufender Reihe in ein Protokoll getragen, welches 
nach geſchloſſenem Ediktstage geheftet, paginirt und zu den 
Aften vegiftrirt wird. 


An dem zweiten Ediftstage muͤßen fämmtliche Einres 
den in Bezug auf Priorität und Liquidation, (ohne Ausnahme) 
auf Einmal und zwar bey Strafe des Ausfchluffes, vorge 
bracht werden. | 

Durch das von Seite ded Schuldnerd nach eröffneten 
Konkurs erfolgte: Geftändnif, oder durch die Anerfennung 
einer Schuldforderugg, ohne andere hinzufommende Beweis 
mittel, wird den Mitgläubigern an ihren rechtlichen Eins 
wendungen dagegen nicht prajubizirt; auch kommt jedem der; 
felben zu gut, was der Schuldner gegen diefe oder jene 
Forderung mit Recht eingewendet oder einzumenden hat. 

Eine von einem Gläubiger gemachte. Einwendung kann 
feinem Meitgläubiger in foweit näßlich feyn, als bey ihm 
die nämliche Urfache des Widerfpruch® vorhanden ift. Der 
Richter felbft darf an den unterlaffenen Einreden nur fo viel 
von Amtswegen ergänzen, als er überhaupt bey der Excep⸗ 
tionshandlung zu ergänzen befugt iſt. 

Alle Einreden werden in ein beſonderes Protokoll einge⸗ 
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tragen, welchem die ſchriftlichen Rezeſſe als Beylagen anzu: 
ſchließen ſind. 

An dem dritten Ediktstage ſollen ſowohl der Schuld⸗ 
ner gegen die Glaͤubiger, als dieſe unter ſich, ihre Replik 
und Duplik in muͤndlichem Vortrag, oder mittelſt Ueberrei— 
hung eines ſchriftlichen Rezeſſes abgeben, und es wird Feis 
nem Gläubiger außer dem Duplifreze eine weitere Hands 
lung geftattet. 


Cod. jud, Bav. Cap. 9. $. 4. 5.7, 


Jeder Ediftstag hat gewöhnlich eine Frift von 30 Tas 
gen; ed darf aber auch ausnahmsweife, in großen und wich: 
tigen Konfursfällen, oder bey eintretenden befonderen Hins 
derniffen, die gedachte Frift auf ausdrädliches Verlangen 
und mit Zuftimmung der Intereffenten durch den Richter err 
weitert werden. 


V. die Ediftstage im N betreff. v. 9. Aug. 1810, 


Den Glaubigern ift e8 an allen Ediftstagen geſtattet, 
ihre Vortraͤge in ſchriftlichen Rezeſſen zu uͤbergeben, 
um mit dem Diktiren derſelben nicht aufgehalten zu werden. 
Beſonders ſind die Advokaten, welche nicht am Ort des Kon⸗ 
kursgerichtes wohnen, wegen Koſtenerſparniß angewieſen, am 
erften Ediktstage bey weitlaͤuftigen Konkurſen ſchriftlich zu 
liquidiren. 

In dem Protokolle wird ſich auf dieſe Rezeſſe als Bey⸗ 
lagen bezogen, dabey aber jede Forderung nach ihrer Eigen; 
fhaft bemerkt und deren, Betrag ausgeworfen. 


Gef., einige gg der a betreff. v. 22. 
Suli 1819. $. 34. Geſ. Bl. 


Das Konfursgericht ift verbunden, einen bealaubigten 
Auszug aus dem Hppothefenbuch über fämmtliche zur 
Maſſe gehörige Liegenfchaft des Gemeinfchuldnerd von den 
Hypothefenämtern abzuverlangen, und diefer Auszug fol 
am erfien Ediftstage den Gläubigern vorgelegt werden, 
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damit ſie ihre Forderungen unter Bezugnahme auf den In⸗ 
halt des Hypothekenbuchs zu liquidiren vermoͤgen. 
Hypothekengeſet v. 1. Juni 1822. $. 118. Geſ. Bl. ©. 73. 


Um nicht die Konkurskoſten zum Schaden der Gläubiger 
zwecklos zu vermehren, folle dad Konfursgericht in der Edik—⸗ 
talladung felbft von dem ihm befannten Aktiv oder Paſſiv⸗ 
ftand ausdrädliche Erwähnung machen, außerdem aber an 
dem erften Ediftötage den erſchlenenen Glaͤubigern eine ge⸗ 
naue Ueberſicht des Aktiv- und Paſſivſtandes mit akten⸗ 
maͤßiger Nachweiſung vorlegen, damit in dem Falle, wenn 
die ganze Maſſe durch die bevorzugten Gläubiger verſchlun—⸗ 
gen wuͤrde, der Konkurs in Anſehung der übrigen Gläubis 
ger ganz, oder wenigftend vorläufig, und mit Vorbehalt ih—⸗ 
ver Nechte fiftirt werden koͤnne. 


Prioritätsordnung v. 1. Juni 1822. $. 32. Gel. Bl. S. 121. 


Da die Aus ſchreibung der Ediktstage ihrem Zwed 
nach jedem der Rechte und der lateiniſchen Sprache unkundi— 
gen Lefer gleich verftändlich feyn folle; fo find die Unterges 
sichte angewiefen, folche (mit Umgehung aller technifhen Aus: 
drüde), durchaus in deutfcher Sprache abzufaffen. 


Belanntm., die Ausſchreibung der Ediktstage betreff. v. 24. May 
41821. Intell. Bl. f. d. Oberdonaufreid ©. ee 


In Konkursprogeffen werden gewöhnlid am erften 
Ediktstage von den anwefenden Kreditoren Befchläffe über 
die Berwaltung und den Verkauf ded Maffevermögend ge: 
faßt, oder auch Uebereinfünfte wegen Umgehung der weites 
ren Ediktstage und Über das Prioritätdverhältniß getroffen. 
Damit nun dem Staatsärar aus folchen Verhandlungen, 
bey welchen es für feine Forderung nicht gehörig vertreten 
ift, Feine nachtheiligen Folgen erwachfen, haben die Fonigl. 
Rentämter den Auftrag, bey allen Konfursprozeffen, in 
welchen fie zufolge der Verord. v. 5. Zul, A811 ermächtiget 
find, die Liquidation zu beforgen, dem erften Ediltstage in 
Perfon beramnehuen, | \ 


Ediren. 599 


Die von dem Sike des Konkursgerichts entfernten 
Rentämter Tonnen Rechtsanwaͤlte, ober geſchickte Rechts— 
praftitanten hiezu bevollmächtigen und inftruiren, 


V. die Wahrung des ärarialifhen Intereffe in Konkursſachen 
betreff. v. 11. März > Sntell. Bl. f. d. Donaufreis 
» 569. 


3) & d i ren. 
(der Dokumente.) 


Der Kläger ift fchuldig, alle in Händen habende 
Brieffhaften, ohne Unterfchied, ob er fie in dem Prozeffe 
für fich felbit gebrauchen will, oder nicht, dem Beflagten zu 
feiner Bertheidigung und zum Beweis feiner Einreden auf 
Verlangen zu ediren, ausgenommen, wenn fie ihm zur eiges 
nen Schande gereichen würden, oder, wenn die daraus zu 
beweifenden Einreden auch klagweiſe vorgebracht werden 
koͤnnten, und mehr eine Widerklage, ald eine Kompenfation 
enthielten, 

Der Beflagte dagegen ift nicht ſchuldig/ dem Klaͤ⸗ 
ger Dokumente zu ediren, außer, wenn fie dem Letztern zus 
gehörig oder wenigftend gemeinfchaftlich find, wenn er folche 
zum Beweis feiner Replik nothig hat, in Fiskalprozeſſen, 
oder, wo ed fonft der Richter billig findet. 

Ein dritter Briefinhaber kann zur Edirung nicht vers 
balten werden, ed wäre denn die Urkunde dem anrufenden 
heile zugehörig, oder wenigſtens gemeinfchaftlich. 

Die herauszugebende Urkunde muß zur Sache dienlich 
ſeyn; auch muß es genügend erwiefen feyn, daß der andere 
Theil dag Dofument wirflich befiße, oder wenigſtens gefähr: 
Iicherweife aus den Händen gelaffen habe. Wenn es Died 
fals an hinlaͤnglichen Beweifen mangelt, fo Fann der wider: 
fprechende Theil bey obwaltendem Berdacht auf Anrufen ver: 
- halten werden, eidlich zu erhärten, „baß er das geforderte 
Sinftrument weder befiße, noch gefährlich aus den Haͤnden 
gelaſſen Habe, auch nicht wiffe, wo daffelbe zu finden ſeye.“ 
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Nach Ablegung diefes Eides darf bie Herausgabe nicht 
mehr begehrt werden, außer, es würden neue Anzeigen 


das Gegentheil von dem Eide beweifen. 


Ein Kläger, welcher weder den gedachten Eid abſchwoͤ— 
ren, noch auf den ihm gemachten Beweis dad verlangte Dos 
fument herausgeben will, wird mit feiner Klage bis auf 
geleitete. Parition zurädgemwiefenz; gegen den Beklagten 
aber wird der Kläger zur Beſchwoͤrung des vermeintlichen 
Inhalts der geforderten Urkunde zugelaffen, worauf der Ridy 
ter annimmt, als wäre diefelbe wirklich produzirt und rich— 
tig befunden worden. | 

Ein dritter Befißer fol dißfalld mit Geld + oder Ge 
fängnißftrafe zu feiner Schuldigkeit angehalten werden. 

Cod. jud. Bav. Cap. 11. $. 6. 


Ehe 
E£ Anſäßigmachung. Familienftatut. 
Kein ir a Prinz oder Prinzeffin darf eine 


eheliche Verkindung eingehen, ohne die Einwilligung des 
Königs erhalten zu haben. Wenn der König die Bewillis 


sung dazu ertheilt, fo wird die diesfällige Urkunde unter def 
fen eigenhändiger Unterfehrift und Siegel und unter der 
Kontrafignatur des Staatsminifterd des Fonigl. Hauſes auss 
gefertiget; unterbleibt aber diefe formliche Einwilligung, fo 
bat die gefchloffene Ehe in Bezug auf Stand, Zitel und 
Wappen Feine rechtliche Wirkung; auch kann daraus eben 
fo wenig auf Staatsderbfolge, Apanage, Ausfteuer oder 
Witthum Anſpruch gematht werden und die aus einer fols 
chen Ehe erzeugten Kinder haben, gleich der zurüdgebliebes 
nen Wittwe, blos eine Mlimentation aus dem eigenen 
Vermögen ded Vaters oder. Ehegemahld zu fordern, indem 
eine ohne Einwilligung bed Königs gefchloffene Ehe für nich» 
tig angefehen wird, 
Königl. Familienſtatut v. 5. Aug. 1819. Tit. 1. F. 1 — 4. 


Regbl. v. 18241. ©. 7. 
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Einem Staatsbürger, welcher in irgend einer Ges 
meinde einen gefeßlichen Zitel der Anfäßigmahung für fich 
hat, fol die gehörigen Orts nachgeſuchte Erlaubniß zur 
Verehelichung nicht verweigert werden, wenn nicht privat 
oder Firchenrechtliche- Hinderniffe, oder außerordentliche Polis 
zeyruͤckſichten entgegenfiehen. \ 

Das Berbot unerlaubter Berehelichung außer Lands 
bleibt fortan in Wirkſamkeit; jedoch mit der Abänderung, 
daß in einem 'folchen Fall ftatt der früher ausgefprochenen 
Gefangnißftrafe bloßer Polizeyarreft verfügt werden folle. 

Ausländer, welche fich in einer Gemeinde des Königs 
reichs anfäßig machen, find bey vorhabender Verehelihung 
nah den gleichen Borfchriften, wie die Inlaͤnder, zu bes 
handeln. | 


Wenn Religionsdiener eine Zrauung ohne obrig- 
feitliche Heyrathsbewilligung vornehmen; fo haften fie für 
alle Schäden und Köften, welche einer Gemeinde hieraus ers 
Wwachſen koͤnnen. 


Geſ., über bie A a, und Eure v. 14. Sept. 
. $. 8 - 1 — 6.) Geſ. Bl. ©. 
Wenn in einem gäftigen Ehevertrag zwifchen ER 
tern, die verfchiedenen Glaubensbefennsniffen zugethan find, 
beftimmt worden ift, in welcher Religion ihre Kinder ers 
zogen werden. follen, fo bat es hiebey fein Bewenden. ($.12.) 
Die Gültigkeit folcher Eheverträge ift in Rüdficht auf 
Form und Zeit der Errichtung lediglich nach den bürgerlis 
chen Gefeßen zu beurtheilen. ($. 13.) 
Sind Feine Ehepakten oder fonftigen Verträge hierüber 
errichtet, oder ift in jenen wegen der religiofen Erziehung 


der Kinder nichtd verordnet worden, fo folgen die Söhne | 


der Religion des Vaters, wogegen die Löchter in dem Glau⸗ 
bensbekenntniß der Mutter erzogen werden. ($. 14.) 

Uebrigens benimmt die Berfchiedenheit des kirchlichen 
Glaubensbefenntniffes Feinem der Eltern die ihm fonft we; 
gen der Erziehung zufiehenden Rechte. (F. 15.) 


602 Ehe. 


7 


Der Tod der Eltern ändert nichts in den ebengedach— 
ten Beſtimmungen über die religidfe Erziehung der Kinder. 
($. 16.) 

Ehefcheidung oder jede fonftige rechtögältige Auflbſung 
der Ehe kann auf' die Religion der Kinder keinen Einfluß 
haben. ($. 17.) | 

Wenn ein das Religionsnerhältniß der Kinder beftims 
mender Ehevertrag ‚vorhanden ift, fo bewirkt der Uebergang 
der Eltern zu einem andern Glaubensbefenntniß, folange die 
Ehe noch gemifcht bleibt, Feine Veränderung; geht aber ein 
Ehegatte zu der Religion des andern Über, womit die Che 
aufhört, gemiſcht zu feyn, fo folgen die Kinder der nun 
mehr gleichen Religion ihrer Eltern, ausgenommen fie wis 
ren — dem beftehenden Ehevertrag gemäß — durd) die Kon 
firmation oder Kommunion bereitd in die Kirche eines ans 
dern. Glaubens aufgenommen, in welchem Fall fie bis zu 
erreichten Unterfcheidungsiahre dabey zu belaffen find. ($.18.) 

Pflegkinder werden nach jenem Glaubensbekenntniß 
erzogen, welchem fie bey dem Leben ihrer Eltern zu folgen 
hatten. ($. 49.) 

Durch Heyrath —— natürliche Kinder wers 
den in Beziehung auf den Religionsunterricht den ehelichen 

Kindern gleich geachtet. ($. 20.) 
| Die Übrigen natürlichen Kinder, wenn fie von — 
Vater anerkannt ſind, werden hinſichtlich der Religionserzie⸗ 
hung ebenfalls wie die ehelichen behandelt; ſind ſie aber von 
dem Vater nicht anerkannt, fo werden ſie nach dem Glau⸗ 
bensbekenntniß der Mutter erzogen. ($. 21.) 

Findlinge oder natürliche Kinder, deren Mutter 
unbefannt ift, Folgen der Religion desjenigen, welcher fie 
aufgenommen hat, fofern er einer der öffentlich eingeführten 
Kirchen angehört, oder aber der Religionsparthey des Find» 
Iingsinftituts, in welchem fie erzogen werden. Außer diefen 
beyden Fällen richtet fich ihre Religion nach jener der Mehr 
heit der Einwohner in dem Auffindungsorte. ($. 22.) 

Die geiftlidyen Oberen, die nächften Verwandten, Bor 
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münder und Pathen haben das Recht, darüber zu wachen, 
daß vorftehende Anordnungen genau befolgt werden, und fie 
fonnen zu diefem Behuf die Einficht der Eheverträge, fo wie 
aller weiteren, auf die Religiongerziehung Bezug habenden, 
Urkunden verlangen. ($. 23.) 

Ed. über die äußeren Rechtöverhältniffe, in er auf Re: 


ligion und kirchliche ee v. 26. May 18 
12 — 23. Geſ. Bl. ©. 152 — 155. 


In Fällen der beabfichteten Verehelichung einer Fatho: 
lifchen Perfon mit einer proteftantifhen Geſchie— 
denen, deren voriger Ehegatte noch am Leben ift, folle das 
dem Fatholifchen Theil entgegenftehende Firchenrechtliche Hins 
derniß beachtet und demfelben (auch von Geiten der Staatsbe⸗ 
hörde) — die Bewilligung zur Eingehung einer foldhen Ehe, 
welche die Kirche nach ihren Dogmen für unzulaßig erflart 
hat, nicht ertheilt werden. 


*) V. d. Eingehung von Ehen zwifchen ee und geſchie⸗ 
denen Proteſtanten betreff. v. 22. Apr. 1 

Wenn ſich Perſonen verſchiedenen Glaubensbekenntniſſes 
zur ehelichen Einſegnung melden, ſind die katholiſchen Geiſt⸗ 
lichen nicht befugt, von dem proteſtantiſchen Theile einen 
fhriftlichen Revers oder eine eidliche Zuficherung über die 
Erziehung aller Kinder in der Fatholifchen Religion zu 
verlangen; fondern fie haben fich Yediglich darauf zu befchräns 
fen, die wegen der religidfen Erziehung der Kinder getroffes 
ne gerichtliche Uebereinkunft, (wenn eine ſolche beſteht, oder ab: 
geſchloſſen werden will) in beglaubigter Ubfchrift zu ihren Pfarrs 
Akten zu nehmen, 


*) 8, d. Reverfe bei gemifchten Ehen betreff. v. 16. Juni 1830. 
5) Ehediſpenſen. 


ſ. Diſpenſationen. Difpenfotiondtaren. 


Auf die Anfrage, ob Atteſte in Ehediſpensgeſuchen 
der Stempelung unterliegen? iſt entſchieden worden, daß 
derley Atteſte, von welcher Behörde und in welcher Form 
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fie immer ausgeftellt feyn mögen, ohne Unterfchied dem ver, 
prönungsmäßigen Stempel unterworfen feyen, fofern 
nicht den Partheyen dad Armenrecht zufteht, indem eine fon 
ftige Ausnahme von der Stempelfchuldigfeit weder in der 
Verordn. v. 18. Dez. 1812, noch in dem Geſetz v. 11. Sept, 
1825. begründet ift. | 


2) 3. d. Stempelung der Attefte in Ehedifpendfahen betreff. 
2». 10. März 1827. 


Die päpftlihe Datarie hat fih aus Veranlaffung eis 
niger Gefuche um Nachlaß der Zaren für erholte Ehedifpens 
fen geäußert, daß fie nicht geneigt feye, berley Zaren zus 
rüdzugeben, die bereits ihre Vollziehung erhalten haben, 
wenn nicht auch die betreffenden Breven wieder zurüdaefens 
det würden. Es ift daher befohlen, die geeignete Vorforge 
zu treffen, daß in den Ordinariatizeugniffen, welche zur 
Unterſtuͤtzung römifcher Ehediſpensgeſuche ausgeftellt zu wers 
den pflegen, jedesmal fo beftimmt ald möglich ausgedrüdt 
feyn müße, ob und in welchem Maaß die Bittfteller zah⸗ 
Iungsfähig feyen, indem das koͤnigl. Uerar, welches die Tas 
gen vorfchießt, in allen Fallen, wo ein fpäter geftelltes Ges 
fub um Nachlaß von der Datarie nicht gewährt werden 
folte, auf der vollen NRüdvergütung ded geleifteten Vor⸗ 
fhuffes beharre. 


*) V. d. Erholung römifcher ehrbiipenfen betreff. v. 28. März 
1829, . 


Alle Difpenfationd s und anderen Gefuche bey dem paͤpſt—⸗ 
lichen Stuhl dürfen von den Erzbifchofen und Bifchofen 
geradezu an die Fonigl. Gefandtfhaft in Rom eingefendet 
werden; dagegen find die erlangten Breven durch eben diefe 
Gefandtfchaft an das Minifterium des Haufes und des Aeus 
Bern zu uͤbermachen und alle Difpenfationen, die nicht auf 
diefem Wege erwirft worden, follen das Fonigl. „„exequatur‘ 
nicht erhalten. | 


*) V. d. Erholung romiſcher Cödiſpenſen betreff. v. 14. März 
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6) Ehefrauen 
ſ. Konkurs. Prioritätdordnung. 


Eine Ehefrau hat wegen ihres bey Eingehung der Ehe, 
oder waͤhrend derſelben eingebrachten Vermoͤgens, ſodann 
wegen der ihr aus dem Ehevertrag zukommenden Rechte, 
wegen ihrer Entſchaͤdigungsanſpruͤche ruͤckſichtlich der zugleich 
mit dem Ehemann übernommenen Berbindlichfeiten, und 
endlich wegen ihrer von demfelben veräußerten Eigengüter,, 
den gefeßlichen Rechtstitel zur Erwerbung einer REN 
auf der Liegenfchaft ded Ehemanns. 


Den Eintrag der Hypothek einer Ehefran Tann, auf 
fer ihr und dem Ehemann, jeder Berwandte derfelben, wie 
auch das Gericht, welches die Ehepaften aufgenommen hat, 
verlangen; jedoch findet wegen deffen Unterlaffung weder 
gegen Verwandte, noch gegen das Gericht eine Entfchädir 
gungsflage’flatt. Es foll übrigens die Ehefrau hinfichtlich 
des Rechts auf den Eintrag ihrer Forderung in dad Hypo⸗ 
thefenbuch durch die den Ehevertrag aufnehmende Gerichtds 
behorde, oder durch den Richter des Orts belehrt werden 
und außerdem iſt der Bormund einer minderjährigen 
Braut, fo wie die vormundfchaftliche Behörde, bey eigener 
Haftung verbunden, den Eintrag in dad Hypothekenbuch auf 
dad Vermögen ded Brautigams für das Heyrathgut ſowohl, 
als für alle der Nutznießung und Adminiftration des Ehe: 
manns überlaffenen Zubringenstheile zu beforgen. 


Hypothekengeſ. v. 1. Zuni 1822. $. 12. (6.) 104. (5.) Gef. Bl. 
S. 23. 66. 


Die Ehefrauen haben beym Konkurs ihres Gatten das 
Abfonderungsrecht räcdfichtlich alles deffen, was ihnen 
eigenthämlich zufteht; jedoch mit Vorbehalt des Nechtes der 
Gläubiger, fih an dieſes Vermögen zu halten, infoweit .eis 
ne Ehefrau, den beftehenden Gefeßen gemäß, entiveder allen 
oder einigen Släubigern für die Schulden ded Ehemanns 
mit ihrem Vermögen haften muß. 


606 Ehehaftreichniſſe. 


Das Heyrathgut und Eingebrachte der Ehefrau eines 
Schuldners wird in die 6te Klaſſe der Gläubiger Tocirt, im 
Ball fie, nach den Beflimmungen der in verfchiedenen Ge, 
bietötheilen annoch geltenden Statuten, ſaͤmmtlichen Gläubis 
gern des Ehemanns nachzugehen hat. 


VPrioritätsordnung v. 1. Juni 1822. $. 3. (4.) 27. (1.) Geſ. Bl. 
| ©. 103. 119. 


Die Gattin eineg Siegelmäßigen wird für ihre Perfon 
der Siegelmaͤßigkeit theilhaftig und bleibt auch als 
Wittwe in deren Genuß, fo lange fie den Wittwenftand 
nicht verändert. | | 


Ed. über die Sregemäpigteit May 1813. $. 15. Geſ. Bl. 
. 350. 


Was den Beweis der wirklichen Einbringung des weib; 
lichen Heyrathguts und anderer Vermoͤgenstheile anbelangt, 
und was die Fälle betrifft, in welchen die Gläubiger ingge; 
fammt, oder Einige derfelben für die Schulden des Che 
mannd an das Vermögen der Ehefrau fich zu halten befugt 
find, oder in welchen die Ehefrau mit ihren aus dem ehelis 
hen Verhaͤltniß entfpringenden Anfprüchen an das Vermoͤ— 
gen ihred Ehemanns den Glaͤubigern deſſelben nachfichen 
muß; ſo hat es bey den in den verſchiedenen Gebietstheilen 


diesfalls hergebrachten Beſtimmungen fein Verbleiben. 
Prioritätsordn. v. 1. Juni 1822. $. 30. Geſ. Bl. ©. 120. 


REbhebhaftreichnifſe. 


Die Ehehaftreichniſſe fuͤr beſtimmte Gemeindezwecke has 
ben neben den Gemeindeumlagen annoch fortzubeſtehen; 
ſie ſollen aber allenthalben, wo ſie uͤblich ſind, nach ihrem 
Zweck, Maaßſtab und beylaͤufigen Ertrag beſchrieben und 
mit den Gemeindeumlagen in Verbindung geſetzt werden. 


V. d. beſonderen Umlagen fuͤr Gemeindebedürfniffe betreff. v. 6. 
| Febr. 1812. Tit. I. 5, Regbl, ©. 324, 
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8 Ehehalten. 
ſ. Dienſtboten. 


9Eheeinſegnung. 
ſ. Aufgebot. Kopulation. Ehe. 


10) Eheſcheidung. 


Die Inſtruktion und Entſcheidung der Eheſtreitigkeiten 
aller in dem Koͤnigreich — (mit Ausnahme des Rheinkreiſes), 
wohnenden Proteſtanten iſt den Appellationsgerichten des 
Rezat-und Obermainkreiſes, aß proteſtantiſchen 
Ehegerichten erſter Inſtanz, uͤbertragen. 

Die Kompetenz des Appellationsgerichts für den Rezat⸗ 
freis erſtreckt ſich über alle im Bezirk des Konſiſtoriums zu 
Anſpach (mit Einfhlug der Refidenzftadt Münden) vorkommen; 
den proteftantifchen Eheftreitigfeiten, hd ebenfo richtet fich 
die Kompetenz ded Appellationsgerichtd für den Obermain- 
Freis nach dem Bezirfe des Confiftoriums zu Bayreuth. 

Bey jedem diefer beyden Gerichfähofe befteht ein aus 
proteftantifchen Mitgliedern gebildeter Ehefenat. 

: 3m alle der Verhinderung eined oder mehrerer Mit: 
glieder diefed Senats find diefelben, wo möglich, durch an⸗ 
dere proteftantifhe Mitglieder des Kollegiumd zu erfeken, 
und bloß in dem Fall, wenn die Zahl der vorhandenen Pro- 
teftanten zur Bildung des Ehegerichtsfenats nicht hinreichen 
follte, dürfen Tatholifche Gerichtömitglieber, zur Abſt i m⸗ 
mung beygezogen werden. 


Damit jedoch durch dieſe Anordnung den außerhalb dem 
Nezats und Obermainkreis, mithin vom Sitze der Cheges 
‚richte entfernt wohnenden proteftantifchen Unterthanen wegen 
ded vermehrten Aufwands an Zeit und Koften Teine Ber 
fhwerde zugehe, bleibt es fernerhin geftattet, daß das Ap⸗ 
pellationdgericht jenes Kreifes, in welchem die Chetheile 
wohnen, deren Chefireitigfeiten inftruire und emtfceide, 


— 
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fofern beyde Theile durch eine ausdrädliche uedereintauſt 
ſolches verlangen. 

Sn jedem Fall 'aber ſolle der nach der Verordnung dom 
22. Juli 1806. (Regbl. S. 285.) vorzunehmende Sühnever; 
fuh —-da bey demfelben beyde Theile perſonlich erfcheinen 
müßen — von deren ordentlihem Gericht, mit Zuziehung 
eines proteftantifchen Geiftlichen, vorgenommen werden, 

Als zweyte und Iekte Inſtanz in proteflantifchen Ehe: 
fheidungsfachen erfennt das koͤnigl. Oberappellations— 
gericht und zwar ebenfalld durch einen befonderen, jedes 
mal außerordentlih zu verfammelnden und aus yroteflantis 
ſchen Mitgliedern gebildeten Senat, bey welchem in Berhins 
derungsfällen obige Vorfchriften zu beobachten find. 

V. die ee proseftantifcher Ehegerühte betreff. v. 12. Dez. 
822. $.1 — 5. Regbl. ©. 1313 — 1317. 

In ftandesherrlichen Gebieten werden die fireitigen Cons 
ſiſtorial⸗ und Ehegerichtöfachen bey der betreffenden Juſtiz⸗ 
Fanzley verhandelt und entfchieden, von welcher die Bes 
rufung an das Fonigl, Oberappellationsgericht zu gefchehen 
hat. | 

Ed. — Verhältniſſe der are En betreff. v. 
May 1818. $, 46. Gef. Bl. 

Der Gerichtsſtand in Ehefachen unter Perfonen, 
welche verfchiedener Religion zugethan find, richtet ſich 
nach der Perfon des Beflagten, fofern es fih um die Schlies 
ßung, Erhaltung, oder Trennung einer Ehe, und nidt um 
die hieraus entfpringenden civilrechtlichen Wirkungen hans 
delt, welche Leßtere jederzeit (ald reiner Gegenftand der bürgers 
Ulichen Gerichtöbarkeit) nur von dem ordentlichen weltlichen 
Richter des Ehemann zu beurtheilen find. = 

Wird eine Klage in Ehefachen bey der katholiſch— 
geiſthichen Behörde angebradht und von derfelben auf 
Scheidung zu Tiſch und Bett erkannt, ſo fteht ed dem pros 
teftantifchen Ehegerichte frey, in Anſehung des yproteftantis 
ſchen Ehetheild, wenn. diefer die Aufldfung der Ehe nadr 

ſucht, 


* 
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fucht, zu befchliegen, was dem proteftantifchen Eherecht ge 
mäß ift. 

Zritt aber der Fall ein, daß von dem proteftantis 
fhen Chegericht auf die Auflöfung der Ehe erfannt würde, 
fo ift dieſes Erfenntniß der katholiſch- geiftlichen Behoͤrde 
vorzulegen, welcher ed vorbehalten bleibt, Hinfichtlich des 
katholiſchen Ehetheild dasjenige auszufpredhen, was fie dem 
katholiſchen Eherecht gemäß findet. 


V. d. Kompetenz über Ebeftreitigfeiten bey gemifhten Ehen bes 
| treff. v. 28. Zul. 1818. Geſ. Bl. ©. 475. 

Die Fatholifhen Bifhöfe und Erzbifchofe find ber 
fugt, Eheſachen, welche nach dem Canon 12, sess, 24. des 
Conciliums zu Zrient vor den geiftlihen Nichter geboren, 
bey ihrem Gerichte zu verhandeln und zu entfcheiden. 


— mit dem päpſtlichen Stuhle v. 24. Oktbr. 1817. 
Art. XII. (10.) Geſ. Bl. v. 1818. ©. 428. 


Das Verfahren in Eheſtreitigkeiten, ſoweit ſie zur 
Kompetenz der weltlichen Ehegerichte gehoͤren, ſoll durchaus 
ſummariſch ſeyn und es ſolle ſich hiebey nach den Grund⸗ 
ſaͤtzen des Juſtiziarcodex über das ſummariſche Verfahren und 
den ſummariſchen Beweis, fo wie auch, wegen der Beru—⸗ 
fungsfatalien und Formlichkeiten, geachtet werden. 

V. v. 8, Okt. 1813. in Döllingers Repert. B. IIL ©. 212. 


Die zur Schlichtung der Fatholifchen Eheſtreitſachen ans 
geordnete geiftliche Behörde befteht in erfter Inſtanz unter 
dem Namen „Konfiftorium‘ und alle Eingaben an die 
fe Stelle erhalten die Auffchrift „an das erzbifhoflide 
(Bifpöfige) Konfiftorium, als Ehegericht erfier 
Inſtanz.“ 

4 In dem Bisthum Speyer werben die kheſachen, in ſo⸗ 
weit ſie ſich (nach den in dem Rheinkreis geltenden beſonderen 
Inſtitutionen), zur geiſtlichen Behoͤrde eignen, bey dem Drdis 
nariate verhandelt. 

Bey den beyden Erzbisthuͤmern wird das für die Appel 

59 Ä 
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Iationen in Konfiftorialfachen beftimmte Kollegium mit dem 
Namen „Metropolititum‘ bezeichnet und die Zufchrift 
an ſolches lautet „an das erzbifhöflihe Metropolis 
tikum, als Ehegericht zweyter Inſtanz.“ 


V. die Geſchäftsabtheilung bey den erzbiföflicen un ua 
lichen Stellen betreff. I — 1826. §. 3. 4. 


Die Gebühren der Geiftlihen wegen Meineids; 
Verwarnung und Guͤhneverſuch in Ehefiheidungsprozefien 
find nach dem Antrag des proteftantifhen Konſiſtori— 
ums folgendermaßen feſtgeſetzt: 

a) für die Meineidsverwarnung oder den Saͤhneverſuch, 
wenn dieſe Geſchaͤfte nach gerichtlichem Auftrag privas 
tim bey dem Pfarrer vorgehen 

b) für Ausſtellung des Atteſtes hierüber excl, Stempel 30kr. 

ec) für diefe Handlungen, wenn fie bey der Gerichtöftelle 
gefchehen s ; 1 fl. 30 fr. 

d) für die vorgängige Einfcht weitfäufter Arten 1fl.30 fr. 

neben voller Bergüfung der Zransportfoften, im Fall der 
Pfarrer deshalb zum Gerichtöfige reifen muß, | 


°) 9, die Gebühren in Ehefeheidungsfaden betreff. v. 31. Jan. 
1827. 


11) Eheverträger 
ſ. Ehen. 


Siegelmaͤßige Verfonen Tonnen uͤber jene unftreitis 
gen Nechtögefchäfte, wozu bey den Unfiegelmäßigen die obrig— 
Feitlihe Protofollirung und Verbriefung nothwendig iſt, 
insbefondere uͤber CEheverträge, ihre Urkunden durd Unter; 
fhrift und Siegel mit gleicher Kraft felbfi fertigen. 

Ed. über die Eiegeimägigteit 0: 26: May 1818. $. 2. Gef. Bl. ® 


In Landestheilen, wo Guͤtergemeinſchaft unter 
den Cheleuten flatt hat, ift über Eheverträge, in welden 
diefe Gätergemeinfchaft bedungen wird, nur ein Brief 
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für beyde Eheleute zu errichten ; entficht jedoch fyäterhin ei: 
ne dieöfällige Neflamation, wodurch ein doppelfeitiged In— 
tereffe fich geftaltet, fo muß der zweite Brief gefertigt, 
und für foldhen die ganze Taxe nach der höhern Wiederlags⸗ 
ſumme bezahlt werden. 


V. die Tarirung gr Urkunden über Kauf- und — 
träge betreff. v. 8. Aug. 1822. in Geret's Samml. B 
Xi. ©. 1305. 


Alle gerichtlich oder außergerichtlich errichteten Ehepak⸗ 
ten unterliegen dem Gradationsſtempel, wobey nicht 
nur der Betrag des Heyrathguts, fondern auch des Para; 
phernalvermögend ın Berechnung zu nehmen if. Wenn übris 
gend bey Errichtung der Ehepakten noch befondere pe 
und Stipulationen vorfommen, welde auf beftimmte Sum; 
"men Geldes, oder auf einen beftimmten Geldwerth lauten, ° 
unv wenn hierüber Feine eigenen Kontraftsinftrumente errich⸗ 
tet werden, fo verfteht es fich von feldft, daß auch diefe in 
die Berechnung der betreffenden Gradationsſtempeltaxe gu 
hören, 

V. das Stempelwefen betreff. v. 18. Dez. 1812. $. 3. (c.) 

Regbl. v. 1813. ©. 68. 

Bey Heyrathöfontraften wird das größere Heyrathgut 
(Wiederlage) des einen oder andern Theils ald Kontraftöges 
genkandsfumme angenominen und bie Taxe mit 1f2 Kreus 
zer von jedem Gulden, wenn die Summe bis an 2000 Sul; 
ben beträgt, erhoben; über diefe Summe hinaus ift nuns 
mehr 1fA Kreuzer von jedem Gulden zu berechnen. 


Proviforifhe Tarordnung 5 = ia 1810. 8. 9. Regbl. 


Wird ein Kindsvertrag mit dem Heyrathövertrag 
verbunden, fo ift folcher ebenfo, als wäre er eigens aufge 
nommen, zu fportuliren, 

Zu jedem Heyrathgut gehört auch die Ausfertigung, 
deren Geldanſchlag im Kontrakt zu bemerken iſt. Bey Deys 
rathsverträgen, in ne der Werth des U usgedings 

39 * 
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die größere Wiederlage bildet, wird der dreyiährige Anfchlag 
deffelben ald Grundlage für die Taxe angenommen; dagegen 
follen Paraphernalien nicht zur Heyrathöbrieftarirung beyge— 
zogen werden. 

Geret’3 Samml. B. XI. Anh. I. ©. 50. 


Es Tiegt nicht in dem Sinne der Verord. v. 8. Aug. 
1822, daß bey Eheverträgen, in welchen Gütergemeim 
[haft bedungen wird, immer nur ein Brief ausgefertigt 
. werben folle; vielmehr findet die einfache Brieferrichtung bloß 
an denjenigen Orten flatt, wo die Gütergemeinfchaft unter 
den Eheleusen allgemein eingeführt ift, und mithin bey 
dem Mangel einer anderen Beftimmung rechtlich praͤſumirt 
werden darf. Wenn daher die Gütergemeinfchaft durch Eher 
verträge an Orten bebungen wird, wo fie nicht der geſehli— 
che Güterzuftand if, fo find m zwey Briefe zu 
fertigen. 


DB. die Taren von Eheverträgen u. f. w en I Ga De. 
4825, in Geret's Samml. B. Kıy. 


10) Ehrenbeleidigung 
f. Amtöchre. 


3) Shrenbezeugungen. 


Der aktiven Landwehr find bey wirklicher Dienftesleis 
ftung die militärifchen Ehrenbezeugungen unter fich und von 
Seite des Rinienmilitärs, (wie fie für diefed felbft, und für feis 
ne Offiziere vorgefehrieben find), als Auszeichnung bewilliget. 


Sandwehrordnung v. 7. März 1826. $. 33. (4.) Regbl. S. 313. 
14) Ehrenwache. 


Den Standbesherrn if geflattet, eine Ehrenwache 
aus Eingebornen, welche dem Souverain den Huldigungds 
eid geleiftet Haben und nicht mehr in den Jahren der Mil 
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tarpflichtigfeit au in den Schlößern ihres Wohnfiges zu 
errichten. 


Ed. d. Nie Verbältniffe der un — betreff. v. 
May 1818. $. 13. Gef.d 


15) Ehrenzeichen. 


f. Deforation. 
6) Eh rer Io fe 


f. Zeugen. 


Ehrlofe koͤnnen Fein guͤltiges Zeugniß leiſten, fofern 
fie nicht zur Zeit der BEIRIDEIIEM Zeugenfchaft in integrum 
reftituirt find. 


Cod, jud, Bav. Cap. 10. & 10. Lit, e. 


17) Eid 


f. Abgeordnnetenwahl. — Dienfteid. Jurament. Ver⸗ 
pflicht 


Bey dem Regierungsantritt ſchwoͤrt der König in einer 
feyerlichen Berfammlung der Staatsminifter, der Mitglieder 
des Staatsraths und "einer Deputation der Stände (wenn 
fie gerade verfammelt find), folgenden Eid; 


„Ich ſchwoͤre, nad) der Verfaffung und den Geſetzen des 

„Reichs zu regieren, fo wahr mir Gott helfe und fein 

„beiliged Evangelium.’ 

Ueber diefen Aft wird eine Urkunde in dem Reichdars 
chiv hinterlegt und eine beglaubigte Abfchrift davon wird 
der Ständeverfammlung mitgetheilt. 


Berfoffungdurlunde v. 26. ar 1818. Tit. X. F. 1. Geſ. Bl. 
. 157. 


Ein Prinz des Haufes, die verwittibte Königin, oder 
ein Kronbeamter, welchem die Reihsverwefung über 
tragen wird, folle gleich nach dem Antritt der Regentfchaft 
die Stände verfammeln und in ihrer Mitte, in Gegenwart 


61% Eid. 


der Staatsminifter und der Mitglieder des Staatsraths fol, 
genden Eid ablegen: 
„Ich ſchwoͤre, den Staat in Gemäßheit der Verfaffung 
„und der Gefehe ded Neichd zu verwalten, die Integri— 
tät ded Königreichs und die Rechte der Krone zu er 
„halten, und dem Könige die Gewalt, deren Ausübung 
„mir anvertraut ift, getreu zu übergeben, fo wahr ı. 


Db. Gef. Tit. 11. $. 16. Gef.Bl. ©. 109. 


Sämmtlihe Prinzen des Fonigl. Haufes leiſten nad 
erlangter VBolljährigfeit ebenfalld einen Eid auf die genaue 
Beobachtung der Berfaffung. 

Ob. Gef. Tit, X, $. 2. Gef. BL ©. 137. 


Me Staatsbürger find bey ihrer Anſaͤßigmachung 
und bey der allgemeinen Landeshuldigung, fo wie alle 
Staatsdiener bey ihrer Anfiellung, verbunden, folgen 
den Eid abzulegen: 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Könige „Gehorſam dem Geſe⸗ 

„tze und Beobachtung der Staatsverfaſſung, ꝛc. 

Ob. Gef. Tit. X, $. 3. Geſ.Bl. ©. 138. 


Jedes Mitglied dee Ständeverfammlung hat fol 
genden Eid zu Teiften: | 
„Ich ſchwoͤre Treue .dem Könige, Gehorfam dem Ger 
nfeße, Beobachtung And Aufrechthaltung der Staatsver⸗ 
„faſſung, und in der Ständeverfammlung nur bes gan: 
zen Landes allgemeines Wohl und Befte, ohne Rüd 
„ficht auf befondere Stände oder Klaffen, nach meiner 
„innern Ueberzeugung zu berathen, fo wahr ıc. 

Ob. Geſ. Tit. VIL $, 25. Geſ.Bl. S. 132, 


Die Herrſchaftrichter und diejenigen Patrimonials 
richter, welche zugleich ‚die ftreitige Gerichtsbakkeit auszu⸗ 
üben haben, fo wie diejenigen Gutöheren, welche die gutd« 
herrliche Gerichtöbarfeit perfünlich ausäben, werden von ber 
vorgeſetzten Kreisregierung unmittelbar — ſolche Patrimoni⸗ 
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algerichtöhalter aber, welche bloß auf die freywillige Gerichts, 
barfeit befchrankt find, aus Auftrag der Kreisregierung von 
dem betreffenden Landgerichte verpflichtet. Sodann Teiften 
alle gutsherrlichen Beamten bey ihrer Anftelung und DBers 
pflihtung zugleih auch den für die unmittelbaren koͤnigl. 
Beamten vorgefchriebenen Eid, nach Maßgabe der Verfaſ—⸗ 
fungsurfunde Zit. X. F. 5. 


Der Gutsherr kann fi von feinen Beamten einen 
befondern Eid darüber leiſten Yaffen, daß fie alle diejenis 
gen Verpflichtungen beobachten werden, welche ihnen die 
Geſetze des Reichs gegen ihren Gutöherrn auflegen. 

Ed. über die gutöherrlihen Rechte v. 26. May 1818, $. 51. 52. 
Geſ. Bl. ©. 238. 


Die Eideöformel, nach welcher die Beamten und Diener 
für den Zollverein zu verpflichten find, ift folgende: 
„Ich ſchwoͤre, daß ich nicht nur die mir durch meinen 
‚‚Dienfteid gegen meinen Souverain auferlegten allges 
„meinen Berpflichtungen erfüllen, fondern auch die ns 
„tereffen des-Zollvereind nad) den Verträgen, gemeins 
„ſchaftlichen Verordnungen und Inftruftionen getreulich 
„und ohne Gefährde, nach allen Kraften und in allen 
Beziehungen befördern und allen Nachtheil und Schas 
„den von biefem Vereine moͤglichſt abwenden wolle, ſo 
„wahr ꝛc. 
Bertrag uͤber den Zollverein — Baiern und Wirtemen 
v. 18. Jan. 1828. Art. XV. Regbl. ©. 6 
Der Präfident der Kreisregierung empfängt von den neu 
eintretenden Mitgliedern des Landraths folgenden Eid: 
„Ich fehwore Treue dem König, Gehorfam den Gefes - 
„sen, Beobachtung der ÖStaatsverfaffung, und gewiß; 
„ſenhafte Erfüllung der dem Landrath auferlegten Pflich⸗ 
„ten; fo wahr ꝛc. e 


Geſ., die Einführung vr a N v. 15. Aug. 1828. 
$. 25. Geſ. Bl. ©. 6 
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18) Eid vor Öefährde 


Der Eid vor Gefährbe hat nur in nachfolgenden zwey 
Fällen flatt: 

4) wenn derjenige, welchem in einer Rechtöfache der Haupts 
eid zugefchoben ift, von feinem Gegentheil die vorgäns 
gige Abfchworung des Kalumnieneides verlangt; und 

2) bey dem Rechtsmittel der Wiedereinfekung in den voris 
gen Stand, nah Maßgabe der Gerichtsordnung, Kap. 
16. $. 1. Nro. 2. 


Gef., einige Verbefferungen Naar nun betreff. v. 22. 
Zul. 1819. Kap. 4. $. 7. Gef. Bl. ©. 65. 


49) Eideszuſchiebung. 


ſ. Beweisverfahren. 


20) Eigenthum. 
ſ. Kiesgruben. 


Der Staat gewährt jedem Einwohner Sicherheit ſei⸗ 
ner Perfon, feines Eigenthums und feiner Rechte. 

Niemand darf gezwungen werden, fein Privateigenthum 
(ſlbſt für Öffentlihe Zwede) abzutreten, ald nad) einer fürmlis 
chen Entfcheidung des verfammelten Staatsrathbd und auf 
vorgäangige Entfchädigung. 


—— — v. 26. — <it. IV. $. 8. ex Bl. 


Keine Staatsbehoͤrde ift befugt (elbſt nicht für öffentliche 
Zwecke), die Abtretung des Privateigenthums eines baieriſchen 
Einwohners zu verfuͤgen, oder deshalb Antrag zu ſtellen, 
wenn nicht die Erhaltung des ganzen Gemeinweſens oder 
eines Theils deſſelben im Kolliſionsfalle ſolches nothwendig 
macht. 3. B. die Verwahrung ganzer Diſtrikte durch Daͤm⸗ 
me und Teiche gegen Ueberſchwemmungen; — oder, wenn 
nicht gemeinnuͤtzige oͤffentliche Anſtalten, z. B. neue Heer— 
ſtraßen zur Befoͤrderung des aͤußern und innern Handels, obs 
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ne eine folche Abtretung abfofut unausführbar find; — oder, 
endlich, wenn nicht zur Erreichung nothwendiger polizeylis 
cher Zwede, 3. B. wegen Gefundheit der Einwohner, Abs 
wendung von Feuersgefahr u. ſ. w., dergleichen Abtretungen 
erfordert werden. ($. 1.) 

In diefen und ähnlichen Falen hat die einfchlägige ads 
miniftrative Behörde vorderfamft eine gätlihe Uebereim 
kunft mit dem Betheiligten zu verfuchen. ($. 2.) 

Kommt eine foldhe nicht zu Stand und der Befiker des 
angefprochenen Eigenthums verweigert deffen Abtretung aus 
dem Grunde der nicht vorhandenen Nothwendigkeit, oder 
des nicht vorhandenen allgemeinen Nutzens in Bezug auf 
den angegebenen öffentlichen Zweck; fo hat die untere Admi⸗ 
niftratiobehörde nach ſummariſcher Inftruftion der Sache in 
erſter — das einfchlägige Generalkreiskommiſſariat in zweis 
ter — und der Fonigl. Staatsrath in letzter Inſtanz dar 
über zu erfennen. ($. 3.) 

Wird die Abtretung des Privateigenthums von dem Bes 
fiter aus einem der obigen Gründe nicht verweigert, oder 
ift über die Nothwendigkeit einer folhen Abtretung von ber 
fompetenten Adminiſtrativbehoͤrde ein rechtöfräftiges Erfennts 
niß erlaffen worden, und es wäre nur die Frage über die 
Art und den Betrag der dafür zu leiftenden Entfchädigung 
im Streit befangen; fo bat die einfchlagige Juſtizbehoͤrde, 
auf vorgängige gerichtliche Abfchäkung des angefprochenen 
Eigenthums und Ermäßigung feines wahren Werthed, den 
Gefeßen gemäß darüber zu entfcheiden. ($. 4.) 


Die Vollziehung der dur die Adminiſtrativbehör⸗ 
de erkannten Abtretung — wenn fie ohne Nachtheil des bes 
zielten ffentlichen Zweckes nicht verfchoben werden Tann, 
darf durch letztern Anftand nicht aufgehalten werden; nur ift 
dem betheiligten Eigenthuͤmer die auf gerichtichfen Erkennt; 
niß beruhende volfommene Entfchädigung vorläufig zuzus 
fihern. ($. 5.) 


2. die Abtretung eines Privateigenthbums für öffentliche Zwede 
betreff. v. 414. Aug. 1815. $. 1— 5. Regbl. ©. 725 — 727, 
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-* Menn Feine Nerarialgrände vorhanden find, welche zu 
Kiesgruben oder Steinbrüähen, Behufs der Herfiel 
fung und Unterhaltung der Chauffeen benußt werden fon; 
nen, fo dürfen Gemeindegründe, oder in deren Ermanglung 
auch Privatgründe gegen folgende Entfihadigungsart hiezu 
verwendet werden. | 

Es wird nämlich der abzutretende Grund, auf Veran 
laſſen des einfchlägigen Landgerichts, durch drey unparthey⸗ 
iſche Sachverftändige, welche die Straßenbaubehörde, der 
Grundeigenthämer und das Nentamt zu ernennen hat, abs 
gefchäßt und hienach der an die Gemeinde oder den Privat 
eigenthümer zu erfeßende Kapitalwertd durch Annahme des 
mittleren Preifes beftimmt. Das Abfhakungsprotofoll wird 
von dem Landgericht der FZinanzdireftion, und von Ddiefer 
dem Könige vorgelegt, worauf die Unweifung der Entſchaͤ— 
digungsfumme auf den Etat des Straßenbaues erfolgt. 

Menn in einem foldhen Fall auf dem abzutretenden 
Grunde hersfchaftliche Gefälle oder Gülten haften und das 
Merar der Grundherr ift, fo find folche in dem Maafe, als 
der Grund zum Straßenbau benäßt wird, nachzulaffen; ift 
hingegen der Grundherr ein Dritter, fo werden die auf dem 
. abzutretenden Grunde Tiegenden Abgaben dem Grundherrn, 
(in Mangel einer fonfligen Uebereintunft) aus dem ———— 
fond fortan entrichtet. 

Die Abſchaͤtzungsgebuͤhren werden aus dem Gtras 
Benbauetat bezahlt. \ 


DB. d. Entfhädigung der Iintertbanen für die zu zen oder 
Steinbrühen abgegebenen Gründe betreff. v. 3. Zul. 1812. 
Regbl. ©. 1355 — 1355. 


Erblos gewordened Privateigenthum in se 
Gebieten geht an den Staat über. 


Ed. über Ye gutöherrlihen Rechte v. 26. May 4818. 6. 116. 
| Geſ. Bl. ©. 266. 


21) Eigenthbumsfähigfeit. 
Die in]dem Königreich als dffentliche Korporation auf 
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genommenen Kirchen- find berechtigt, Eigenthum zu beſi⸗ 
Ken und nach den hierüber befichenden Gefeßen auch fünftig 
zu erwerben. 

Die Eigenthumsfaͤhigkeit einer nicht öffentlichen 
Kircyengefellfehaft wird nach ihrer Aufnahmsurfunde, oder, 
wenn im diefer nichts feftgefeßt ift, nach den Rechten der 
Privatgefellfchaft beflimmt. 

Allen Reltgionstheilen ohne Ausnahme ift dasjenige, 
was fie an Eigenthum gefeßmäßig befißen, ed fey für den 
Kultus, oder für den Unterricht beflimmt, es beſtehe in lies 
genden Gütern, Rechten, Kapitalien, baarem Gelde, Pre 
tiofen, oder fonftigen beweglichen Sachen, durch die Verfafs 
fungsurfunde (v. 26. May 1818. Tit. IV. $. 9. Geſ. Bl. ©. 117.) 
feyerlich garantirt, 


Ed. über die äufern Rechtöverhältniffe in Beziehung auf Relis 
sion und ln Gefellfehaften v. 26. — 1818. $. 44 — 
6. Geſ. Bl. S. 160 — 161 


292) Gigenthbumsfränfung. 


Befhwerende Borftellungen an den König, über‘ 
amtlihe Handlungen der Staatöminifterien, wodurch 
Kranfung des Eigenthums, oder der yerfünlichen Freyheit 
angeblich entftanden ift, und worüber ein Rekurs an die or 
dentlicher Gerichtöhofe nicht ftatt findet, eignen ſich zur Ber 
rathung des Fönigl. Staatsrathe, indem der König, auf. 
vorläufiges Einvernehmen des betreffenden Sfaatsminifteris 
ums, in deſſen Wirfungsfreis der Gegenftand gehört, von 
dem Staatsrath ein Gutachten darüber abgeben läßt, ob 
die angebrachte Befchwerde nad) der VBerfaffung und den Ges 
ſetzen gegründet feye, und in welcher Art derfeiben abgeholfen 
werden fünne. 

Anftruftion für — königl. Staatsrath v. 9. Jan. 1821. zit, 
1. $. 11. Regbl. ©. 55. 

Berlegungen des Eigenthums durch Entwendung, Be 

trug oder Beſchaͤdigung (fofern dieſe Handlungen nicht in die 


w 
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Klaſſe der Verbrechen oder Vergehen zu fegen find), gehören in 
den Wirfungsfreis der Polizeydireftion. 


DB. dad Verhältniß zwifchen der Polizeydireftion und dem Ma: 
giftrat in München betreff. v. 15. Sept. 1818. $. 22. 
Geſ.Bl. S. 581. 


23) Eigentbumsrehte Ba; 
ſ. Beſitz. Gutsherrn. Standeöhsrrn., 


Den Standesherrn verbleiben alle aus ihrem Eis 
genthumsrechte herrührenden Einkünfte, Nußungen und Bes 
fugniffe, namentlid ihre Berg s und Hüttenwerfe, Forfte, 
Flößereyen, Zehenten, Jagden, Fifchereyen und Waidgerech⸗ 
tigkeiten ; ferner alle aus der Gutöherrlichkeit entfpringenden 
Renten und Nukungen, ald Zinfe, Dienfte und andere Reid» 
niffe jeder Art, mit Ausnahme der aus der aufgehobenen 
Leibeigenfchaft herrührenden Gefälle. 


Ed. die flaatdrechtlichen Verhältniffe der Mediatifirten betreff. v. 
26, May 1818. $. 49. ef. Öl. S. 2 207. 


Die Gutsherrn ſind bey der Ausübung ihrer Eigen, 
thumsrechte, insbefondere der Fifcherey, des Jagd s, Forfts 
und Bergrechts, verbunden, die hierüber beftehenden Vers 
ordnungen und Polizeygefeße zu beobachten und den Beſtim— 
mungen ber etwa erforderlichen landesherrlichen Konzeffionen 
nachzufommen. 


Ed. über die gutöherrlihen Rechte v. 26. May 1818. 9. 3. 
Geſ. Bl. ©. 222. 


24) Eigenthbumsvorbehalt. 


Wenn fi Jemand bey Veraͤußerung einer Sache, 
zur Sicherftellung feiner Forderung, das Eigenthum vorbe- 
halten bit, fo ift feine Einwilligung bey dem Beftellen eis 
ner Hypothek darauf nur in dem Falle nothiwendig, wenn 
der Borbehalt in dem Hypothekenbuch eingetragen ifl. 
($- 5.) 

Das Hppothefenamt iſt bey Belgperinderungen verbuns 
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den, wenn aud den. darüber vorgelegten Urkunden erhellt, 
daß fi) der Uebergebende das Eigenthum, oder eine Hypo: 
thek für den Kauffchilling, oder Alimente für feine Perfon 
vorbehalten habe, oder, daß ftatt des Kauffchillings beſtimm— 
te Fünftige Hinauszahlungen und Reiftungen bedungen worden 
feyen — gleich beym Eintrag ded neuen Befiktiteld die zur 
Sicherung diefer Rechte vorgefchriebenen Einträge (auch oh— 
ne Verlangen des Betheiligten) zu vollziehen. ($. 99.) 
Hppothefengefeg v. 1. Jun. 1822. $. 5. 99. Geſ. Bl. ©, 19. 63. 


25) Eilfuhren. 
ſ. Durchfuhr. 


26) Eilwägen. 
Poſt⸗ und Eilwaͤgen der Poſtanſtalt duͤrfen bey Tag und 
Nacht die Zollläinie paſſiren. 
Gef., die Zollordnung betreff. v. 15. Aug. 1828. 6. 14. Geſ. Bl. 
— ©. 1W. 


2)Eindienung 


f. Setreideeindienung. Naturalreichniife. 


23) Einfuhr 
% Kusfupr. Durchfuhr. Zolordnung. 


Dem Eingangszolle find alle in dad Königreich eins 
kommenden Handelsgäter, foweit fie nicht ald durchge 
hend zu behandeln oder in dem Tarif ausdrüädlich für be 
freyt von dem Eingangszoll erflärt find, unterworfen. ($. 58.) 


Die Angabe, daß derley Handelsgüter fchon einmal vers 
zollt worden feyen, oder, daß fie inländifche von dem Aus— 
and zurädgefommene Erzeugniffe feyen, giebt auf Nachlaß 
oder Minderung des Eingangszolles Feinen Anfpruch, 
wenn nicht bey ausgegangenen inländifchen. Erzeugniffen ihr 
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re Spdentität fo hergeftellt und gefichert iff, daß über bie 
Wahrheit auch nicht der mindefte Zweifel obwalten Fann. 


In Teßterem Sal darf die Behandlung zum Wiederein 
gange mit Genehmigung der oberften Zollbehörde bey derie— 


migen Zollſtatt geſchehen, welche diefelben Gegenftände zum 


Austritt behandelt hatte, Werden Güter mit Betretung eis 
ned fremden Gebietd von einem inländifchen Ort an den an 
. bern verfendet oder verführt, fo Fann für ſolche die Befrey— 
ung vom Aus» und Eingangszolle angefprochen werden; nur 
muͤßen fie von dem Hallamt, von welchem fie Fommen, oder 
von dem Erhebungsamt, bey welchem fie austreten, verfichert, 
mit einem unentgeltlich auszuftellenden Paflirfchein begleitet 
- und an dem Ort ihrer Beflimmung, oder bey dem bdiefem 
zundchft gelegenen Zoll- oder Hallamt der Kontrole unters 
worfen werden. ($. 59.) 


Der Eingangszol ift von dem Zollamt an der Graͤn— 
ze zu erheben, wenn entweder eine als durchgehend angege— 
bene Ladung nicht als ſolche behandelt werden kann und der 
Fuhrmann ſeinen Weg ohne weiteres fortſetzen will, oder 
wenn die Ladung an einen Ort beſtimmt iſt, wo ſich kein 
Hallamt befindet. (F. 60.) 


Es iſt keinem Zollamt geſtattet, den Eingangszoll blos 
von einem Theile der Ladung zu erheben und den uͤbrigen 
als durchgehendes Gut zu behandeln, indem dieſes nur bey 
einem Hallamt in Folge der aa geſchehen Fann. 
($. 61.) 

Wenn die Angabe des Inhaltes der Ladung oder der 
einzelnen Kolli aus der ſchriftlichen Deklaration der Zoll⸗ 
pflichtigen ausgemittelt iſt, ſo wird zur Abwaͤgung der 
einzelnen Stuͤcke geſchritten, wofür bey den Zollaͤmtern 2 fr. 
vom Sporcocentner, bey Hallamtern aber, infofern die dahin 
gelangenden Waaren fehon an der Gränze im Ganzen aba“ 
wogen worden find, nichts zu entrichten -ift. ($. 63.) 

Hierauf folgt die innere Befihtigung der einzelnen 
Stuͤcke, ohne Unterfchied, ob fie zolffrey feyen oder nicht, 
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wenn nicht ald inhalt derfelben ſolche Güter angegeben find, 
welche den hoͤchſten Zollfak bezahlen, ($. 64.) 

Der fonach zu berechnende Eingangszoll muß auf ber 
Stelle baar bezahlt werden. Den Zollfchein hat der Em: 
pfanger an die hiezu ermädhtigte, auf dem Zollfchein be: 
merkte, Perfon, oder in deren Ermanglung an die Zollwas 
che gegen einen Zollgegenfchein abzugeben. ($. 65.) 

Sobald der Zollpflichtige im Beſitz dieſes Zollgegem 
fheines iſt, — der ihm in derfelben Stunde, da er den 
Zollſchein abgegeben hat, eingehändigt werden muß — fo 
kann er über die verzollten Güter frey verfügen. ($. 66.) 

Namentlich ift für die Frachten von verzollten Gütern 
(wie von dem einheimifchen) nicht erforderlich, daß fie vor die 
Hallamter der Drte, von denen fie abgehen, oder zu denen 
. fie fommen, geführt werden. ($. 67.) 

Auslandifhen Frahtführern, welche den Eins 
gangszoll entrichtet haben, weil ihre zur Durchfuhr beftimmz 
te Ladung nicht als durchgehend behandelt werden konnte, 
ift dieſe Entrichtung auf ihrem Reiſepaſſe zu bezeugen. 

Reifende (mit Ausſchluß der Handeldreifenden), weldje 
über. die Gränze herein fommen, haben, ohne zu einer Des 
Haration verbunden zu feyn, bey dem Zollamte die zollba: 
ren Waaren, welche fie mit fich führen, zum Eingange zu 
verzollenz wenn fie aber erflären, daß ihnen die dem Zolle 
- unterworfenen Waaren unbekannt feyen, fo ift ihnen fogleich 
der beſtehende Zolltarif mit Höflichfeit vorzuzeigen. | 

Die Zollämter find, wenn fie Verdacht haben, daß Waa⸗ 
ren zum Handel eingefhnuggelt werden, befugt, die Kutfchen 
und Koffer der Reifenden pffnen zu laſſen, und zu unterfus 
chen; jedoch haben fie die Reifenden durchaus mit Anftand 
zu behandeln, und genaue Sorge zu tragen, daß bey der 
Vifitirung. Fein Gegenftand der Reifebedärfniffe Schaden lei⸗ 
de. Die Kleidungsftäce und alles Gepäde der Reifenden, 
fo wie alle Bedürfniffe, welhe Badreifende mit fi 
führen, unterliegen der Verzollung nicht. 
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Körperliche Vifitation der Perfonen ift verboten. 


($. 68.) 


Gef. d. Zollordnung betreff. v. 16. Aug. 1828. $. 58 — 61. 


29) Eingaben 


f. Berichte. Bittfhriften. Duplifate,. Infinuationdmandatar. 


Die des gehörigen Stempelsg ermangelnden Eingaben 
dürfen nicht angenonmen werden, widrigenfalls die betref, 
‚fenden Beamten vder Kanzleyindıviduen die Strafe des drei 
fachen Stempelbetrages zu entrichten haben. Bey Kollegi; 
albehörden ift diefe Strafe von dem protofollirenden Sekre— 
tär und dem Referenten zu gleichen Theilen zu erheben; hin 
gegen haftet Ießterer allein, wein der Sekretär auf der Eins 
gabe den Mangel ded Stempelpapierd angemerkt hat und 
diefe Haftung geht felbft auf den Vorſtand über, im Fall 
diefer Die gefehmäßigen Anträge des Referenten hemmen 
würde, 


Bef., die Stempelordnung betreff. v. 11. Sept. 1825. Art. X. 
G6G.) Geſ. Bl. ©. 186. 


Die Praͤſidenten beyder Kammern der Staͤndever⸗ 
ſammlung eroͤffnen alle Eingaben, und weiſen ſolche theils 
unmittelbar, theils, nachdem fie zuvor der Kammer vorge— 
legt worden, in Folge eines- Befchluffes derfelben an die bes 
treffenden Ausſchuͤſſe. | 

Ed. über die SE HG v. 26. May. 18418. Gef. Bl. 


* 


Bey Ausfertigungen und Eingaben jeder Art, weldje im 
Ausland vollzogen werden, kann die Anheftung des bes 
treffenden Stempelbogend nachträglich gefchehen. 


Gef., die Stempelordn. betreff. v. 11. Sept. 1825, Art. II. 
(1. 6.) Geſ.Bl. ©. 178. 


30) Ein 
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\ w 
30) Eingangszoll. 
f. Einfuhr. 

Der Regierung ift ed überlaffen, Erhöhungen ober 
VBerminderungen der Eingangszölle, welche fie den Bedürf 
niffen der Landwirthfchaft, der Induſtrie und des Handels 
angemeffen findet, unter dem Vorbehalte zu verfügen, 
daß diefe provifprifhen Erhöhungen oder Berminderungen, 
infofern fie die Zuflimmung der Stände nicht erhalten würz 
den, mit dem Schluffe der Ständefiungen wieder aufhören 
und die abgeänderten Eingangszölle wieder nach den frühe: 
ren gefeßlichen Beflimmungen erhoben werden follen. 

Geſ., d. Zollordnung ad Aug. 1828. $. 27. Geſ.Bl. 
+ Is 


31) Eingeborne 
ö u f. Indigenat. 

Zum vollen Genuß aller bürgerlichen öffentlichen und 
Privatrechte in Bayern ift dad Indigenat erforderlich, 
welches entweder durch Geburt oder durch Naturalifirung ers 
worben wird. 

Das Staats buͤrgerrecht beruhet auf dem Indigenat und 
geht mit demſelben verloren. 

Verf.-Urk. v. 26. May 1818. Tit. IV. $. 1. 2. Geſ. Bl. ©. 115. 


32) Einlaufprotokolle. 
| f. Magiftrate, 


Für den Dienft der Magiftrate in Städten und Mär, 
teri wird (ohne Rückſicht auf die befonderen Senate und Geſchäfts— 
Abtheilungen) nur ein einziges Einlaufs oder Geſchaͤftsproto— 
koll geführt. 

Alle Einläufe werden von den Buͤrgermeiſtern eroͤffnet, 
mit dem Namen des Referenten bezeichnet und entweder uns 
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mittelbar, oder, durch die Hand des zweyten Bürgermeifterd 
(wo ein folcher befteht) zum Gefchäftsprotofsll abgegeben. 

Der Sefretär, Stadt: oder Marftfchreiber führt da3 
‚Einlaufprotofoll, und haftet für die ſchleunige und genaue 
Eintragung aller ihm zufommenden Produfte, Akten, Effek⸗ 
ten und Baarſchaften. 


PRIOR * die Geſchäftsführung der —— v. 21. 
1818. $. 18. 19. Regbl. ©. 


3) Einldfungsredt. 
| | f. Erefution, 


Kenn auf bie Klage eine Hypothekarglaͤubigers, wegen 
Bezahlung ſeiner Hypothekſchuld, der gerichtliche Ver— 
kauf des verpfaͤndeten Guts erkannt wurde, ſo kann weder 
der ihm nachſtehende Glaͤubiger, noch der Schuldner den Zu— 
ſchlag hindern, ſobald das bey der Verſteigerung geſchehene 
hoͤchſte Gebot den (nach Umſtänden vorher gerichtlich herzuſtellen⸗ 
den) Schaͤtzungspreis erreicht; außerdem aber kann jeder des 
theiligte noch die zweyte und unter eben diefer Borausfekung 
auch die dritte Verfteigerung verlangen. Bey der dritten 
Verfteigerung erfolgt übrigens der Zufchlag an den Meiſtbie— 
tenden, ohne weitere Rücdficht auf den Schaßungpreis. 

Feder Hypothefargläubiger, welcher anmit feine For— 
derung ganz oder zum Theil verlieren würde, Tann verlans 
gen, daß ihm das verficigerte Gut um das gefchehene Meifts 
gebot überlaffen werde; diefe Erflärung muß aber innerhalb 
8 Tagen, von dem Zage der PVerfteigerung an gerechnet, 
bey Verluſt des Einlöfungsrechted vor Gericht abgelegt wer: 
den; auc find zugleich die Mittel zur Befriedigung, der ihm 
vorgehenden Gläubiger nachzumweifen. 

In Unfehung diefes Einlofungsrechtes hat ‚der neuere 
Hppothekarglaͤubiger vor dem älteren, jedoch nur gegen def 

fen vollftändige Bezahlung, den Vorzug. 

Wenn übrigens ein Schufdner behauptet, daß der 
von andern Taften freye Jahrsertrag aus dem verpfändeten 
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But zur Ulzahlung ber eingeflagten Schuld an Hauptſtock, 
Zinfen und Köften augreiche, und wenn er den Beweis hiers 
über durch unverdachtige Pachturfunden oder Wirthfchafts- 
Rechnungen, oder auf fonftige Weife führen kann, auch zus 
gleich ficy erbietet, den Gläubiger in diefe Einfünfte einzus 
weifen; fo muß das gerichtliche Verfahren eingeftellt werden. 


Daffelbe ift aber auf Anrufen ded Gläubigers fogleich 
wieder fortzufeßen, wenn ein Einſpruch gegen diefe Zah: 
Iungsart gefchieht, oder wenn fonft ein Hinderniß dagegen 
eingelegt wird. V 

Hopothekengeſet v. 1. Juni 1822. $. 64. Geſ. Bl. ©. 49. 


34) Eingquartierung 


fe Durchmärſche. Fourage. Kriegskoſten. Kommiſſarien. Konkurrenz. 
Standesheren. Truppenverpflegung. Vorfpann. 

Wenn vaterläandifche Truppen im Lande marfchis 
ren, fo hat der Quartierträger dem Soldaten Hausmannds 
Foft, namlich, eine nahrhafte Suppe, Gemüfe und 1/2 Pfd. 
Fleifh, oder in Ermanglung des letztern eine ergiebige 
Mehlſpeiſe, nebft 12 Pfd. Brod und einer halben Maas 
Bier abzureichen. 

Einquartierungd = und DBerpflegungsnorm der baicrifchen Trup— 
pen in Friedendzeit v. 19. Juni 1808. $. 5. Kegbl. 
S. 1405. 

Für die eben erwähnte vollftändige Koftyortion, ein: 
fchließlih des Trunkes, erhält der Quartierträger, die Ges 
meindeverwaltung, oder die Marſchkonkurrenzkaſſe, wo eine 
folche befteht, ohne Unterfchied der Kreife, aus der Militärs 
faffe 10 fr. vergütet. Bey dem Marfche größerer Trup— 
penabtheilungen bat der Kommandirende diefe Vergütung 
ab den diesfalls erhaltenen Geldvorfchüffen in jedem Ort fos 
gleich baar, gegen Quittung, zu leiften; für geringere Ab— 
theilungen oder einzelne Marfchirende erfolgt die Vergätungs- 
Anweifung auf den Grund der periodifh einzufendenden 


Marfchrechnung. 
F 40 * 
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V. dad Einquartierungd= und Verpflegungsregulatio für die 
vaterländifchen Truppen betreff. v. 50. März 1824. 
Regbl. ©. 581. 


Perfonen, welche, ohne fteuerbare Befigungen zu haben, 
bloß von Kapitalien leben, find zu den Einquartie— 
rungslaften in denjenigen Gemeinden und Bezirken beytrags— 
pflichtig, wo fie ihren Wohnfiß haben. Ebendiefes gilt von 
Perfonen, welche in öffentlihen Dienften des Staats fie 
ben, die Pfarrer und Schullehrer mit eingefchloffen. 


DB. die befonderen Ilmlagen für te — v. 
6. Febr. 1812, Tit. 111. Art. 16. Regbl. © 


-  Standesherrn follen in den Schlöffern, welche fie 
bewohnen, außer einem Nothfall, von der Einquartierung 
konigl. Truppen befreyt bleiben. 


Ed., die en Berbältniffe der ar re betreff. 
v. 26. Map 1818. $. 12. Geſ. Bl. S 


Die Oberpoflämter, Poftamter, Bermaltungen 
und Erpeditionen, fie mögen in dffentlichen oder Privatger 
bauden ihren Sitz haben, find der Ntaturaleinquartierung 
enthoben. Ebenfo find die abgefonderten Stallungen, in 
welchen fich die nöthigen Dienftpferde der Pofthalter befin 
den, von Aufnahme der Militärpferde befreyt. Indem aber 
die Poftbeamten durch diefe Verfügung einer druͤckenden Na: 
turallaft entgehen, fo haben fie dagegen die fie betreffenden 
Beyträge zur partialen und totalen Kriegskoftensausgleichung 
unmeigerlich zu entrichten. 


V. die Quartierfreyheit — — setref 2. 6. März 1809. 


Für die außerordentlichen Gefchäfte bey dem Marſche 
‚oder der Kantonirung baierifcher oder fremder Truppen wird 
in den Städten erfter Klaffe, unter der Leitung eines Bär 
germeifterd, ein befonderer Ausſchuß gebildet, welcher 
aus einem oder zwey rechtsfundigen Raͤthen, fodann aus 
der erforderlichen Zahl von bürgerlichen Magiftratsräthen bes 
fieben fol, und wozu im Drange der Cinquartierungd, 
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Vorſpanns⸗ oder Lieferungsgeſchaͤfte auch andere Einwohner 
der Stadt durch den Magiſtrat berufen werden koͤnnen. 


Vorſchrift über — neun der entre v. 21. Sept. 
8. $. 6. Regbl. ©. 

Die Fonigl. Rommiffarien in den Städten erfter und . 
zweyter Klaffe nehmen an den Gefchäften der Einquarties 
rung und des Vorſpanns Antheil und fie haben insbefondere 
über der forafältigen Unterhaltung richtiger Quartierbücher 
zu wachen, aud auf Abitellung Be Klagen bedacht 
zu feyn. 

DB. d. Berhältniffe der königl. Kommiffarien zu = Dagifre 
ten. beifeff. v. 15. Sept. 1818. $. 5. Gef. Bl. 

Den Kreidregierungen Fompetirt die Beforgung 
der Marſch⸗, Vorſpanns- und Einquartierungsangelegenheis 
ten in der Art, daß diefelben nur die allgemeinen VBerfüs 
gungen für den ganzen Kreis oder für mehrere Bezirke, ſo— 
dann die unmittelbare Anordnung der in die Kathegorie der 
allgemeinen Yandeslaften und der gemeinfamen Kriegslaften 
gehörigen Einrichtungen und Anftalten, und die Repartition 
auf die Magiftrate, Lands und Herrfchaftsgerichte ſelbſt 
vornehmen, die Subrepartition und die Detailanordnungen 
aber den Diftriftsbehörden, unter Vorbehalt der Appellation, 
uͤberlaſſen. 


Bey Entſcheidung ſolcher Appellationen muß kollegiale 
Berathung ſtatt finden. 


V. d. Wirkungskreis iꝛec. v. 17. Des. 1825. $. 27. Regbl. 
S. 1066. 


Die Quartiertraͤger der zur Sicherung der Zollgefaͤlle 
aufgeſtellte Gendarmeriemannſchaft erhalten als 
Entſchaͤdigung taͤglich zwey Kreuzer für den Mann auf die 
Dauer der Einquartierung. Die Bezahlung gefchieht ver: 
möge Anmweifung ber Fonigl. Grenzzolladminifiretion aus 
den Zollgefällen. 

*) V. dad Quartiergeld der Zollgendarmerie betreff. v. 11. 

Apr. 1827. 
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35) Einreden. 


In Rechtsſtreitigkeiten ſollen die Einreden deutlich und 

umſtaͤndlich, jedoch ohne Einmiſchung unnoͤthiger, zur Sa— 
che nicht gehoͤriger, oder nicht auszumittelnder Dinge vor— 
getragen werden. Verzoͤgerliche und zerſtoͤrliche Einreden 
duͤrfen nicht durcheinander geworfen werden, ſondern jene 
“find vorauszuſchicken. Wenn die Klage aus mehreren Punk 
ten beficht, fo find folche in der nämlichen Ordnung zu bes 
antworten. 
. Der Richter ift nicht befugt, die von dem beflagten 
Theile unterlaffenen Einreden von Amtswegen zu-ergänzen, 
außer, wo diefed zu Verhütung der Unfoͤrmlichkeit oder ganz 
lichen Nichtigkeit des Prozeſſes nothwendig ift, oder, wo 
fi) die Einrede aus den Akten von felbft ergiebt, fo daß 
man eines weiteren Beweiſes nicht mehr bedarf. 

Die Verjaͤhrung hat nur gegen jene Einreden flat, 
welche auch klagweiſe hätten angebracht werden koͤnnen. 

Dem Bellagten liegt ed ob, feine verzögerlichen und 
zerftorlichen Einreden felbft zu beweifen; jedoch foll bey er 
fieren nur fummarifc verfahren werden, 

God. jud, Bav. Cap. 6. $. 6. 8. 9, 10. 


Ein Schuldner Fann die Einreden, welche er dem 
Glaͤubiger über die Nichtigkeit einer eingetragenen Hypothek— 
forderung entgegen feßen Fonnte, wider den Dritten, der 
die eingetragene Hypothek durch laͤſtigen Zitel und in gu 
tem Glauben an fich brachte, nur in dem Fall gebrauchen, 
wenn fein Widerfpruch gegen die Forderung im Hypotheken 
buche vorgemerkt worden ift; eben diefes gilt von der Ein 
rede der Kompenfation und der Zahlung, ‚wenn fie nicht im 
Hypothekenbuche bemerkt, oder die Hypothel nicht geloͤſcht 
wurde, ($. 26.) 

Durch die ausdruͤckliche oder ſtillſchweigende Einwillis 
gung eined Schuldners in den Eintrag einer Hypothek 
verliert derfelde gegenüber Yon dem urfprünglichen Glaͤubi⸗ 
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ger ſeine Einreden gegen die Richtigkeit der Forderung nicht. 
Wenn die Forderung in einem Geldanlehen beſteht und 
wenn, vom Tage der wirklichen Eintragung der Hypothek 
an gerechnet, 30 Tagen noch nicht verſtrichen ſind, oder 
der Schuldner innerhalb dieſer 30 Tage die Einrede des. 
nicht empfangeren Geldes durch eine Proteftation im Hypo—⸗ 
thefenbuche vormerfen Yaßtz fo kann derfelbe auch dem drit- 
ten Inhaber der Forderung, welcher fie entweder vor Ub- 
lauf jener 50 Zage, oder nach eingetragener Proteftation 
an ſich brachte, diefe Einrede entgegen feßen, deren Wirs 
fung übrigens nad den geltenden Givilgefeßen zu bemeffen 
ift, ($. 46. 47.) 


Die Einrede, daß der Schuldner vorher ausgeflagt wers 
den folle, Fann der Befißer einer Sache der dinglichen Kla— 
ge nur in dem Fall entgegen feßen, wenn die Hypothek wes 
gen der für einen Andern geleifteten Bürgfchaft erworben 
wurde, fofern er al aefeßlich als Selbſtſchuldner anzuſe⸗ 
hen iſt. ($. 57.) 


Hypothekengeſetz v. 1. Juni 1822. $. 26. en 5.) 46, 47.57. 
Geſ.Bl. S. 35. 42. 43. 


36) Einfhreibbüdlen. 


f. Taxbüchlen. Quittungsbüchlen. 


Die Unterthanen find ſtrenge angewieſen, ſich beſondere 
Buͤchlen zu halten, in welche ihnen das Amt alle Abgaben, 
insbefondere die erlegten Zaren, einzufchreiben hat. Wenn 
ein Beamter die erhobene Taxe zu befcheinen oder dem 
Unterthanen in fein Buͤchlen einzufchreiben erweislich verweis 
gert, fo wird er erfimald um einen Gulden, im zweyten 
Sal um drey Gulden und zum drittenmal um zehen 
Gulden geftraft. 


Proniferifge Tapordnung v. — — ke s. 414, 133. Regbl. 
.©. | 


Den NEON folle die durch die Umſchrei— 


2 
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bung veranlaßte Abaͤnderung der Steuerſimplen in ihrem 
Quittungsbuͤchlen unentgeltlich nachgetragen werden. 


Gel. die allgemeine 3 OL © Sad. v. 15. Aug. 1828. $. 
Se . 
Die Einfchreib s und Quittungsbüchlen der BR 
find von dem Stempel befreyt. 


Geſ., die Stempelordnung betreff, v. 11. Sept. 1825. Art. U. 
(2.) Geſ.Bl. S. 179. 


37) Einfesgung (fanonifhe), 
ſ. Präfentationsredt. 


Der König präfentirt auf alle Pfarreyen und Benefizis 
en, auf welche feine Vorfahren aus gültigem Patronatöredjte 
(ed mag ſich diefed auf Dotation, Fundation, oder Bauführung 
gründen) präfentirt haben. Eben dieſes gilt von jenen Be 
nefizien, . zu welchen geiftliche Korporationen präfentirten, 
die gegenwärtig nicht mehr beftehen. Auch ift Unterthanen, 
welche ſich im rechtmäßigen Beſitze eined Patronatrechtes 
nach obigen Ziteln befinden, das Präfentationsrecht zu den 
betreffenden Pfarreyen und Benefizien fernerhin unbenoms 
men. Die Erzbifhöfe und Bifchöfe haben ‚den präfentirten 
Seiftlihen, wenn fie die erforderlichen Eigenfchaften befigen, 
auf vorgängige Pruͤfung über Wiffenfhaft und Sitten, die 
fanonifche Einfeßung ohne Weiteres zu ertheilen. 


Uebrigens muß die Prafentation innerhalb der nad) den 
Fanonifhen Borfchriften beftimmten Zeit gefchehen, außer 
dem die geiftlichen Stellen von den Erzbifchöfen und Biſchoͤ— 
fen befeßt werden dürfen. | 


Alle anderen Pfarreyen und Benefizien find durch die 
Erzbifhöfe und Bifhöfe, wie zuvor, an Perfonen zu vers 
geben, die von dem Könige genehmiget werden, 


Uebereinkunft mit! dem päpftlihen Stuhl v. 5. Zuni 1817. Art, 
u. Gef. Bl. v. 1818. ©. 424, 
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38) Einfkendsfapitalien. 


f."Einfteber. | 
Aus Anlaf von Anzeigen, daß Soldaten ihre Einſtands⸗ 


Fapitalien vor beendigter Dienftzeit verfaufen oder vers 
pfänden, ift Folgendes verfügt worden: 


ku 


4) Ueber Einftandsfapitalten, deren Eigenthum die Soldas 


ten durch treue Vollſtreckung der für andere Militärpflich 
tige übernommenen Dienftzeit bereits erworben haben, 
dürfen fie, auch während des in der Folge fortgefekten 
Militärdienftes, ganz frey difponiren und fie follen in 


dem ihnen diesfalls zuftehenden Difpofitionsrecht durchs 


aus nicht geflort werden. 


2) Dagegen darf ein Soldat über dasjenige Einſtandska— 


pital, welches für die von ihm übernommene, jedoch 
noch nicht vollendete, Dienftzeit feftgefeßt und deponirt 
ift, während die ⸗ Dienfizeit (wegen der dem Aerar und 
dem Invalidenfond eingeräumten eventuellen Anfprüce) 
nicht nach Belieben verfügen. 


3) Um indeffen die von einem Soldaten etwa beabfichtete 


Erwerbung eined Grundeigenthums, zum Behufe Fünfs 
tiger Anſaͤßigmachung, nicht zu verhindern, und um 
demfelben alle, mit den übrigen Fonfurrirenden Intereſ⸗ 
fen vereinbarlichen Bortheile zufommen zu Taffen, ift ge 
ftattet,, daß auch die in Pro. 2, bezeichneten Einſtands⸗ 
Fapitalien gegen Anfauf von Grundſtuͤcken oder anderen 
Realitäten gerichtlich verfichert und refp. biefür aufge 
wendet werden dürfen, wobey fich jedoch von felbft 
verfteht, daß das angefaufte Objeft bis zu gänzlich ers 
ledigter Dienftzeit ald Kaution dienen müße, 


“3. den Angriff der BAR LITAUEN betreff. v. 44. Aug. 
| | 3 ü 


Die Verfügung, daß Wimentationd s und andere rich 


terYich feftgefeßte Forderungen gegen Einfteher auf deren 


Einftandsfapitalien oder Zinfen (mit Vorbehalt der Rechte 


% 


634 Einftand3fapitalien. 


des Invalidenfonds und des Militärfisfus) eventuell vorge 
merft werden dürfen, ift den gefeglichen Beftimmungen um 
fo weniger zuwider, ald gemaß der Verordn. v. 4. Juni 1821 
unter dem allgemeinen Berbot der Verabfolgung eines Ber. 
mögenstheild von Soldaten, die Alimentationsfälle hinſicht— 
lich der außerehelich erzeugten Kinder keineswegs begriffen 
find, und die Vollſtreckung der hierwegen gefällten richterlis 
chen Erfenntniffe oder gütlicher Vergleiche nicht gehemmt 
werden folle. 

Hiebey hat jedoch die Konferiptionsbehörde, infoweit «8 
fie betrifft, die Intereffenten über ihre vermeintliche Sicher 
heit gehörig zu belehren und mit Rüdficht auf den $. 2, der 
Novelle v. 14. Aug. 1821 darüber zu wachen, daß nicht aufs 
fergerichtliche Veraußerungen oder Verpfandungen unter dem 
Borwand von Schuldforderungen wirkſam gemacht werden. 

Bey Einftehern, welche defertirf find und fich inner 
halb ſechs Wochen wieder geftellt haben, muß übrigens jede 
Bormerfung irgend eined Privatanfpruche infolange ausge 
feßt bleiben, bis über das Necht,. ihre Kapitalien für den 
Invalidenfond einzuziehen, von hoͤchſter Stelle entfchieden iſt. 
5) Erl. d. Reg. d. DOberdonaufreifes v. 28. Nov. 1823. die Vors 


merfung judifatmaßiger an auf Einflandögelder 
etre 


Die Verhandlungen über ine von 
Einftandsfapitalien — wenn diefe nicht bey der Staatsſchul— 
dentilgungsfaife angelegt find — haben auf Zar» und Stems 
pelfreyheit Feinen Anfpruc. | 

*) 3, die rn, der Einftandsfapitalien betreff. v. 

18. März 1826. 

Um die Anſtaͤnde zu beſeitigen, welche ſich hinſichtlich 
der Quittirung der Einſtandskapitalien bey ihrer Hin— 
auszahlung ergeben haben, beſteht folgende Vorſchrift: 

a) Im Fall einem Einſteher auf den Grund des erhalte— 
nen Abſchiedes, oder, wenn er ſich bey dem naͤmlichen 
Regiment wieder anwerben laͤßt, auf den Grund der 
Beſcheinigung ſeiner vollſtreckten Einſtandszeit, das Ein— 
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ftandsfapital verabfolgt werden muß, bat die Quittis 
rung von ihm felbft, als Eigenthümer des Kapitals, 
zu gefchehen. 

b) Die dem Invalidenfond ganz oder theilmeife zufallens 
den Einftandsfautionen werden durch die Militärfondss 
fommiffion quittirt. 


e) Eine Ausnahme von den eben gedachten Beftimmungen 
findet ftatt, wenn Einftandsfapitalien nad) dem Tode 
des Einfteherd mit deffen VBerlaffenfchaft behandelt und 
deßhalb dem Gerichte eingehändigt werden müßen, in 
welchem Falle fie als gerichtliche Depofitengelder quittirt 

- und mit der von der Kaffendeputation beyzufügenden 

Beſcheinigung verfehen werden. 


Erl., die Quittirung der hinausbezahlten Einftandslapifalien bes 
treff. v. 25. Sept. m Geret's Samml. B. XILL 
1508. ' 


39) Einfteher 
f. Aerar. Ausländer. Konfeription. Militäreinftand. 


Jeder Baier Fann fich in der Armee durch einen andern 
Mann erfeßen laſſen; während der Kriegszeit Tonnen jedoch 
diejenigen, welche fchon in der Armee eingereiht find, von 
diefem Necht feinen Gebrauch machen. ($. 52.) 


Der Erfakmann muß ein Snländer und der Armee 
“ pflichtigfeit bereits entbunden feyn, in einem Alter von we 
nigftend 21 — höchftend 36 Jahren ftehen, die volle Faͤhig— 
feit zum Dienfte befigen, und alle jene Verpflichtungen übers 
nehmen, welche feinem Einfteller in Bezug auf die Armee 
obliegen würden. 

Das Alter von 36 Jahren darf der Erfaßmann bey feis 
nem Eintritt nur in dem Fall überfchritten haben, wenn er 
früher die volle Dienftzeit von 6 Jahren in der Armee etz 
firedte und wenn die Milıtärbehörde ihn für dienftfähig er 
Härt; in feinem Fall aber darf er bereits das A0fte Jahr 
zurücgelegt haben, ($. 55.) 
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War der Einfteller ſchon wirklich in der Armee einge— 
theilt, fo muß der Erfaßmann nicht nur die vorbemerkten 
Eigenfchaften beiigen, fondern er muß auch früher im jener 
Waffengattung eine volle Kapitulation zugebracht haben, in 
welcher der Einfteller zu erfeßen if, Der Leftere muß zus 
gleich die befonderen Koften tragen, weldhe dem Aerar aus 
einem ſolchen Wechfel zugehen. ($. 54.) 

Die Feftfegung der Summe für die Uebernahme ber 
Dienftzeit bleibt zwar der Privarübereinkunft der Betheilig⸗ 
ten uͤberlaſſen; jedoch muß das Einſtandskapital in jedem 
Fall als Kaution deponirt werden, und zwar entweder in 
Staatspapieren, oder in guten Unterpfandsurkunden. 

Alles dasjenige, was im Einftandsvertrage über dad 
Einftandsfapital hinaus ftipulirt ift, muß bey der Regis 
mentsfaffe zur ſucceſſiven Berwendung für den Einfteher his 
terlegt werden. 

Nebenverträge und geheime Berabredungen därs 
fen nicht flatt find; die Uebertretung diefer Beftimmung 
bat fowohl für den Einfteher, als für den Einftelfer eine 
dem Invalidenfond verfallende Geldfirafe zur Folge, weh 
de der geheim bedungenen Summe, oder dem Geldwerth 
geheim bedungenen Gegenftände gleich kommt. 

Würde dad Einſtandskapital eined nfanteriften 
nicht einhundert fünfzig Gulden und dasjenige eines 
Kavalleriften nicht dreyhundert Gulden betragen; fo foll 
daffelbe bis zur Größe diefer Summe ergänzt und auf die 
vorbezeichnete Weife ald Kaution deponirt werden. 

Wenn der Einftcher fpäter durch den Refrutirungsrath 
der Kavallerie zugetheilt wird, fo ift die für diefe Waffen: 
gattung feftgefekte Kaution zu ergänzen. Bey dem Mangel 
diefer Kautionsergaͤnzung haftet der Einfteller für den Fall 
der Defertion des Einftehers annoch zwey Jahre, und zwar 
in der Art, daß er einen andern Erfakmann zu ftellen, oder, 
infofern er noch unverheyrathet ift, yperfünlich einzutreten 
bat. ($. 55.) 

Die Geſuche und Reklam ationen der Konſeribirten 


entfcheidet der Rekrutirungsrath, unter Beziehung der Mis 
litärbeyfißer, in letzter Inſtanz; hingegen über die allgemei- 
ne und befondere Dienftfähigfeit der Erfaßmäanner jener Konz 
feribirten, welche bereitö in die Armee getreten find, erfen: 
nen augfchließend die Militärbehörden, ($. 56.) 


Sobald der Erſatzmann angenommen und die Einſtands⸗ 
kaution vorſchriftmaͤßig geleiſtet iſt, wird der Einfteller der 
Armeepflichtigkeit entbunden und deſſen Rechte und Pflichten 
in Hinſicht des Dienſtes gehen auf den Erſatzmann uͤber. 
($. 57.) 


Wenn der Einſteher die uͤbernommene Dienſtzeit' treu | 


vollendet hat, oder während derfelben ohne fein Verfchulden 
dienftuntauglich wird, oder auch mit Tod abgeht, fo wird 
die deponirte Einftandsfaution ganz verabfolgt; wird aber 
der Erfaßmann wegen eines DBerbrechend, oder wegen einer 
durch eigenes Verſchulden ſich zugezogenen Untauglichfeit 
entlaffen, fo müßen aus dem Einftandsfapital und der als 
Ienfallfigen Kautionserganzung vorderfamft bie dem Xerar 
zugehenden pekuniaͤren Nachtheile erfeßt und die Koften der 
Einftellung eines andern Erfaßmanned für den Reſt der 
Dienftzeit gedeckt, werden und nur der Mehrbetrag über 
diefe Koften wird fodann an die Betheiligten verabfolgt. 
($. 58.) . 
Gefep, bie — des ſtehenden — betreff. v. 15. Aug. 
3. $. 52— 58. Geſ. Bl. S. 96 — 100. 

Unteroffizieren umd Soldaten, welche die Tapferkeits⸗ 
Medaille erworben haben, ift ed geftattet, mit dem Fort; 
"bezug ihrer Zulage und mit Geybehaltung ihrer Charge für 
Andere einzuftehen, fofern fie noch dazu geeigenfchaftet find. 


V. das Finftehen ausgedienter Unteroffiziere und — mit 
Beybehaltung der Medaillenzulage betreff. v. 15. Jan 
1829. Regbl. S. 34. 


Bey den auf Einſtellung Bezug habenden Vertraͤgen und 


Verhandlungen find die allgemeinen Stempel- und Tax⸗ 


vorfohriften im Anwendung zu bringen; außerdem unterliegen 
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fie no einem befondern Konfceriptiongftempel in 
dem Betrage von 12 Gulden. 


Gef, dei Ergänzung ıc. v. 15. Aug. 1828. Gef. BL S. 117. 


Militärpflichtige und Soldaten, welche einen Erfaßmann 
für fich einftellen, find infolange, als der Erfafmann dient, 
an dad Ende der für die NRefervebataillons zu bildenden Re; 
ferve zurüdzuftellen, woneben fich die volle Wirkfamfeit 
“der etwa eintretenden gefeßlichen Befreyungsgründe von felbft 
verfteht. 

V. die Legionspflichtigfeit der Einfteller vor Ablauf & der Dienfl: 


zeit ihrer Einfteher betreff. v. 31. Jan. 1821. Intel. BL. 
für den Donaufreid3 S. 162. - 


Die Auittungen Über hinaudbezahlte Einſtandska— 
pitalien an die Einfteher, oder deren Erben find von ber 
Stempelpflichtigkeit nicht befreyt; vielmehr unterliegen fie 
gemäß der Stempelordnung vom 18. Dez. 1812, $. 3. lit,a, 
dem Gradationsſtempel. 


V. F — für hinausbezahlte Einſtandskapitalien betreff. 
3. Febr. — 8. März 1825. Intell.Bl. f. d. Donau⸗ 
kreis ©. 245. 

Wegen Anwendung des ER in Milis 
tareinftandsgegenftänden find folgende Normen ausgefprochen: 
- a) Die Berichte der Unterbehörden um Genehmigung der 

Hinausbezahlung von Einftandsfapitalien find der Stems 
pelpflichtigfeit nicht unterworfen, weil fie im Intereſſe 
des Dienftes erflattet werden, damit die vorgefeßte Stel 
fe fich überzeuge, ob der Einfteher die ihm obgelegene 

Verbindlichkeit erfüllt habe, ob das Aerar oder der In— 

validenfond auf das Einſtandskapital "Feine Anfprüce 

formiren fonne, und ob der Ausbezahlung Fein fonftis 

ged Hindernig im Wege ſtehe. J 

b) Die Einftandsfontrafte find tags und ſtempelpflich— 
tig, und müßen fogleih auf Stempelyapier gefertiget 
werden, 

c) Die Quittungen über Zinfe von Einftandsfapitalien 
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find im Allgemeinen von der Stempelpflichtigfeit frey 
"zu laffen, indem die Dazwifchenfun £ der Behörden, 
- welche blos über der richtigen Bezahlung der Zinfe an 

die Einfteher zu wachen haben, hier nichts entfcheidet. 
DB. die Anwendung de3 Stempelgefeges in Militäreinflanddges 


genſtänden betreff. v. 5 — 16. May 1826. Intell.BI. 
f. d. Donaufreiß ©. 650. 


Der Einftcher fol in der Negel Tedigen Standes 

ſeyn; Tinderlofe Wittwer und die von ihren Frauen forms 
lich gefchiedenen,, Finderlofen, Manner werden jedech im Fall 
der Einftelung den Ledigen gleich geachtet. Verheyra— 
thete koͤnnen nur mit befonderer Bewilligung der Militärs 
behörde als Einfteher angenommen werden und zivar, fofern 
diefelben nicht bereit im Militärverbande fliehen, immer 
nur unter der Vorausſetzung, daß fie die wegen VBerheyras 
thung im Linienmilitär vorgefchriebenen Erforderniffe befis 
gen. ($. 69.) 
Zur vollen Dienftesfähigfeit des Einfteherd gehört bes 
fonderd der gute Leumund, welcher durch. Zeugniffe, 
.. Dienft» und Wanderbücher, oder durch den Militärabfehied, 
und wenn der Einfteher noch im Militär fteht, durch dem 
Brundliftenertraft nachgewiefen werden muß; deßhalb dürfen 
Deferteurs, oder diejenigen, welche dem beftehenden Berbote 
entgegen in fremde Kriegsdienfte getreten find, nur in dem 
Falle als Einfteher angenommen werden, wenn fie freywils 
lig zuruͤckgekehrt find und ihrer perfonlichen Dienſtpflicht mit 
Zreue und Rechtfchaffenheit genügt haben. Die ergriffenen 
und zweymaligen Deferteursd follen vom Einftehen gänzlich 
ausgefchloffen feyn, wenn fie auch Re freywillig zus 
ruͤckgekehrt wären. ($. 70.) 

Ob folchen Individuen, welche in der Kavallerie oder 
Artillerie ald Gemeine oder Unteroffiziere eine oder mehrere 
Kapitulationen ausgedient haben, zu .geftatten ſeye, für eis 
nen in der Infanterie oder im Armeefuhrwefen eingereihten 
Soldaten — bey übrigens nachgewiefener vollkommener 
Brauchbarfeit = als Einftcher einzutreten, hangt von der. 
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Beurtheilung der Militärbehörden ab, denen auch bie in 
dienftlicher Hinficht nothwendigen Ausgleichungen obliegen, 
und denen ed ganz allein überlaffen ft, ob und unter wel; 
hen Vorausſetzungen fie dienende Unteroffiziere und Solda— 
ten, welche dad vierzigfte Jahr zurüd gelegt haben, als 
Einfteher annehmen wollen? ($. 71.) 

Der Einftandsvertrag wird in jener Form aufge 
nommen, welche die Gefeße zur Guͤltigkeit der Verträge 
überhaupt vorfchreiben. Die Protofolirung ded Bertrages 
kann auf. Verlangen der Betheiligten bey jeder Behörde 
gefchehen, welcher die Ausübung des Notariates zuſteht. 
($. 72.) 

Es iſt der freyen Wahl der Kontrahenten uͤberlaſſen, 
ob ſie bereits in Umlauf geſetzte Staatspapiere, oder bereits 
errichtete, exzeptionsfreye, Hypothekurkunden als Einſtands⸗ 
fautton einlegen, oder ſelbſt eine Kaution beſtellen wollen. 

Die Einftandsfautionen muͤßen mit der erften Hälfte 
des Schäßungswerthes der Realitäten verfichert feyn. Das 
Erlegen der Einftandsfapitalien in baarem Gelde bay 
den Konferiptionsbehorden hat durchaus nicht flatt- ($. 73.) 

Die Verbindlichkeit des Einftellers zur Kautionder 
gaͤnzung, im Fall der Einfteher durch den Nefrutirungds 
rath fpäterhin der Kavallerie zugetheilt wird, fo wie die 
bey nicht. erfolgender Kautiondergänzung vorbehaltene zwey⸗ 
jährige Haftung beffelben, wegen Erfagmannftellung oder 
perfünlicher . Dienftesäbernahme im Fall der Defertion des 
Einftehers, feht neben der Tauglichkeit des Einftellers zur 
Kavallerie voraus, daß der Erfaßmann noch nicht angenoms 
men feye. 

Demnuach follen Konferibirte, welche fich der Konfcriptis 
onsverhandlung gehörig unterziehen und zur Kavallerie uns 
tauglich befunden werden, wegen der Tauglichkeit ihres Ers 
ſatzmanns für diefe Waffengatiung zu feinen größern Leis 
ſtiungen angehalten werden; jedoch unbefchadet der Einreis 
bung des Erſatzmanns in die Kavallerie, wenn diefed aus 
militärifchen Ruͤckſichten angemeffen erfcheint, ($. 74). 

Ä Mill 
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Will ein Soldat, welcher ſchon einen Theil feiner Dienft- 
zeit zurüdgelegt bat, für den Reſt derfelben einen Erfaßs 
mann ftellen, fo fteht ed ihm zwar frey, fich mit letzterm 
über die Einftandsfumme zu vertragen; ed muß aber in je 
dem Fall das Kautionskapital in der gefeßlichen Summe von 
150 fl. oder 300 fl. hinterlegt werden. ($. 75.) 

Die Einſtellungsgeſuche der Konferibirten find bey 
der Konſcriptionsbehoͤrde rechtzeitig und jedenfalld vor Eins 
fendung der Konferiptionsverhandlungen an die vorgefelte 
Berwaltungsfielle anzubringen; auch haben die Konferibirten 

ſelbſt oder ihre Eltern, Vormuͤnder und ſonſtige Beauftragte 

die Erſatzmaͤnner fo zeitig vorzufuͤhren, daß fie mit den 
übrigen Konfsribirten behandelt und an den Refrutirungss 
rath abgegeben werden koͤnnen. | 


Das unmittelbare Anbringen der Einſtellungs ge⸗ 
fuhe bey dem Refrutirungsrath, fo wie die unmittelbare 
Vorſtellung der Erfaßmänner, hat nur alddann flatt, wenn 
die veranlaffenden Urfachen zur Einftellung fich erft fpäter ers 
geben haben, oder, wenn fich der Einfieler wegen der von 
der Konferiptiongbehorde verweigerten Annahme feines Ers 
ſatzmanns befchwert findet. 


Die Borftellung von Erfaßmännern, welche noch 
im Militär dienen, Fann jederzeit fogleich bey dem Rekruti⸗ 
rungsrathe gefchehen, oder auch auf den Grund genuͤgender 
Auffchläffe des betreffenden Kommando’s (unter. deifen Befehl 
die Einſteher ohnehin verbleiben) ganz nachgefehen werden. 
($. 76.) | 

Die bereits Eingereihten haben ihre Einfiellungs; 
gefuche im Dienftweg, naͤmlich durdy ıhre Kompagnie oder 
Eöfadron, bey dem Regiments + oder Bataillonsfommando 
anzubringen und gleichzeitig ihren Erfaßmann vorzuftellen. 
Der Ießtere wird fofort in Bezug auf feine allgemeine und 
befondere Dienftfähigfeit ohne Auffchub unterfucht, und in 
Folge des ſich ergebenden Nefultats wird die Einftellung 
entweder bewilligt, oder mit aufühsung der Gründe als 
Ä | 41 
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unftatthaft zuruͤckgewieſen, oder ed wird auch auf Ergänzung 
der allenfallfigen Mängel erfannt. 

Der Ubgewiefene kann unter Ausführung der Grün 
de, wodurch er ſich befchwert erachtet, die mündliche Bıtte 
zu Protofoll geben, daß fein Geſuch fammt Beylagen an 
das vorgefeßte Diviſionskommando gebracht werde, welches 
über die Zuläßigfeit ber Einftellung in Ießter Inſtanz ent 
fheidet. 

Die Protokollirung der muͤndlichen Beſchwerde geſchieht, 
auf vorgaͤngige Meldung, im Dienſtweg durch den Auditor, 
unter Zuziehung eines Aktuars. 

Den Eltern und Vormuͤndern ſoll die ſchriftliche Be— 
ſchwerdefuͤhrung bey dem Diviſionskommando nicht verſagt 
ſeyn. ($. 77.) 

Sofern der Einftandevertrag nur als vorläufige 
Verabredung zu betrachten ift, wird zwar geflattet, daß die 
erforderlihen Bedingungen und Uebereinfünfte als bloße 
Punftation zu Protofoll gebracht und dem Refrutirungsrath 
vorgelegt werden; auch genügt es in dem Fall, wenn bie 
Einftandsfaution mittelft einer Realhypothek des Einftellerd 
oder feiner Eltern u. f w. beftellt werden will, an der 
- amtlichen Beftätigung, daß bie Kautiongerrichtung auf der 
bezeichneten Realität ohne Anſtand und mit voller Sicher—⸗ 
heit ſtatt finden koͤnne. 

Sobald jedoch von dem Rekrutirungsraihe oder — bey 
bereits Eingereihten, von der Militaͤrbehoͤrde, die Einftels 
Yung bemwilliget ift, foll au die foͤrmliche Ausfertigung 
des Einftandsvertraged und der Kautiondurfunden auf dem 
normalmäßigen. Stempelpapier ungefäaumt vor fich gehen. 

Bey der Militärbehörde koͤnnen amtliche Gertififate der 
vorgefeßten Konferiptionsbehörbe des Einftellerd, daß bie 
Hinterlegung der Driginalfautionsdofumente richtig gefches 
ben feye, die Stelle ber wirklichen Produzirung vertreten. 


($. 78.) 
Ale Einftandöverträge und Einfiandöfautiondurkunden 
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find bey der Konferiptionsbehörde bes Einſtellers aufzube⸗ 
wahren. 

Die Konſcriptionsbehoͤrden haben bie Verpflich⸗ 
tung, keinen Einſtandsvertrag und keine Privatobligation zu 
deponiren, welche nicht in legaler Form ausgefertiget und 
mit dem vorſchriftmaͤßigen Stempel, fo wie mit der Vor— 
merfung des Eintrages in dem Hypothekenbuche verfehen 
ift. Diefelben haben, wie jedes Depofitenamt;, für die fiche, 
re Verwahrung der deponirten Urkunden zu haften und dem 
Einfteher einen Depofitenfhein auszuftellen, worin der 
Schuldner, das Zingziel und die Aufkuͤndigungszeit genau 
bemerft if. Was aber die Zinfenerhebung, die Kapitalauf: 
fündigung und die auf Sicherung des Kapitals Bezug has 
benden Gefchäfte betrifft, fo find folche lediglich den Kontras 
benten zu überlaffen. 

Ueber fümmtliche Einftandsfapitalien ift eine Leber 
ſicht anzufertigen und fortwährend im Evidenzftande zu er 
halten, welche bey. jeder Amtsvifitation, nebft ihren Beyla; 
gen, zur Einficht und zur Vergleichung mit den wirklich 
vorhandenen Obligationen vorgelegt werben folle, 

- Diefe Vorfchrift bezieht fih auf alle Einftellungen, fie 
mögen von der Konfcriptiond s oder Militaͤrbehoͤrde bewilli; 
get worden feyn. ($. 79.) 

In dem Difpofitionsredhte uͤber Einſtandskapita⸗ 
lien, wovon die Einſteher durch treue Vollſtreckung der 
uͤbernommenen Dienſtzeit das volle Eigenthum erworben ha: 
ben, dürfen dieſelben wahrend ihrer in der Folge fortgefek- 
ten Militärdienfte nur in ſoweit befchränkt werden, als es 
zur Erfuͤllung der auf Privatrechtötiteln beruhenden Bers 
bindlichfeiten annoch erforderlich ift. 

Dagegen Tann ein Einfieher über dasjenige Einſtands⸗ 
kapital, welches für die von ihm uͤbernommene und noch 
nicht vollendete Dienftzeit beſtimmt ift, während dieſer 
Dienftzeit nicht rechtögältig verfügen und baffelbe darf nur 
in dem Falle — vorbehaltlich der Genehmigung der Kons 
ſcriptionsbehoͤrde und der Redhte — — gerichtlich vers 
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yfändet oder aufaewendet werben, wenn damit die Erwer 
bung eined Grundeigenthbumsd oder anderer Realitäten, zum 
Behuf Fünftiger Anſaͤßigmachung beabfichtiget ift, wobey ſich 
uͤbrigens von ſelbſt verſteht, daß alsdann die Kaution mit— 
telſt angemeſſener Verpfaͤndung der erworbenen Grundſtuͤcke 
und Realitaͤten hergeſtellt werden muͤße. ($. 80.) 


Um die Verabfolgung der Einſtandskaution oder 
die vorgaͤngige Aufkuͤndigung derſelben bewirken zu koͤnnen, 
muß der Militäarabfchied beygebracht werden, oder auch 
ein von dem betreffenden Militärfommando ausgeftelltes 
Zeugniß, daß der Auffündigung — wegen treu vollendeter 
Dienftzeit, wegen unverfchuldet. eingetretener Dienftuntaugs 
lichfeit, oder. wegen Ableben des Einſtehers — kein Hinder⸗ 
niß entgegen ſtehe. 

An wen ſonach die en aus zuhaͤndigen 
ſeyen, hat die Konſcriptionsbehörde nach dem Einſtandskon—⸗ 
traft oder etwaigen Erfenntniß der Fompetenten Gerichte zu 
bemeffen. Der Militärbehörde Tiegt es ob, für die Sicher 
heit und Teiftung ded dem Militärärar fchuldigen Erfaßes, 
wegen Monturfchuld, Befchädigungen, Unterfuchungs + und 
Verpflegungsfoften, zu forgen; ald wovon die Konferiptis 
onsbehoͤrde rechtzeitig zu verftändigen ift, damit die Ein 
ftandsfaution, ihrer Beſtimmung gemäß, in der geſetzlich 
bezeichneten Ordnung zur Entſchaͤdigung des Aerars verwen⸗ 
det werde, ($. 81.) 


In Kriegszeiten Fann der Ausfolge nur alddann 
ftatt gegeben werden, wenn der Einfteher, als zu der am 
längften dienenden Altersffaffe gehbrig, entlaffen wird, oder, 
wenn fich ein folcher gleich nad) Ablauf der übernommenen 
Dienfizeit freywillig auf eine neue Kapitulation anmerben 
läßt, oder, wenn er für einen andern Konferibirten abermal 
einfteht und fich hierüber durch ein legales Zeugniß feines 
Regiments bey der Konferiptionsbehdrde ausweifen Fann. 

Die Einftandsfapitalien der im Felde vermißten Ein 
fieher, gegen die Feine Verlegung der Militärpflicht und Feis 
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ne Anforderung ded Militarärard nachgewieſen wird, find 
mit deren übrigem Bermögen ganz gleich zu behandeln. 

In den eben bezeichneten Fallen Tann die Auffündigung 
und Flüffigmachung der Kapitalien und die Beforgung der 
hierauf Bezug habenden Gefchäfte, den Betheiligten überlafs 
fen werden. ($. 82.) 

Wenn ein Erfaßmann vor vollendeter Dienfizeit wegen 
begangener Berbrehen, oder wegen felbft verurfachter 
Dienftuntauglichfeit entlaffen wird, fo ift vor Allem für die 
Erfaßleiftung der dem Aerar dadurch verurfacdhten pefunidren 
Nachtheile Sorge zu tragen. 

Aus dem nach gehüriger Sicherheit diefer Erfaßleiftung 
noch verbleibenden Reſte hat fofort der entlaffene Einfteher 
oder deffen Erbe für die noch ruͤckſtaͤndige Dienftzeit binnen 
vier Wochen — vom Zage der Entlaffung, Berftümmelung 
oder abfichtlichen Selbftentleibung an gerechnet, die Einftels 
Jung eines Erfaßmannes bey der Militärbehörde zu bewirken, 
nach Ablauf diefes Termins gefchieht die Erfaßmannftellung 
durch die Militärbehörde felbft, im Benehmen mit der Konz 
feriptionsbehdrde, und zwar aus der Mitte der ausdienenden 
Unteroffiziere und Soldaten. 

Hiebey liegt es der Konſcriptions behoͤrde ob, wegen Be; 
richtigung der ärarialifchen Koften, fo wie wegen Umfchreis 
bung der Einftandsfaution in dem flipulirten Betrage auf 
den neuen Einfteher, und wegen Zumeifung bed allenfallfi; 
gen Mehrbetraged an die Betheiligten, ungefäumt dad Noͤ⸗ 
thige zu verfügen. 

Vebrigens ift in allen Straferfenntniffen gegen 
Einfteher auch hinfichtlich der Entlaffung dad Geeignete aus— 
sufprechen und es follen den betreffenden Konferiptionsbehor; 
den (foweit diefe zum WVollzuge mitzuwirken haben) nicht nur 
die Straferfenntniffe, fammt Entſcheidungsgruͤnden, fondern 
auch die Schadens: und Koftensberechnungen in Abfchrift 
mitgetheilt werden. ($. 83.) | 

Der Empfang der herausgegebenen Kautionsurfuns 
den ift in der Regel von dem Kapitaleigenthümer ſelbſt zu 
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quittiren und ed findet eine Ausnahme hievon bloß in 
den Fällen flatt: | 
g a) wenn das der Konfisfation unterliegende Einſtandska— 
pital eined entwichenen Einfteherd der Gemeinde feiner 
Heimath zufällt und die Kautionsurfunden gegen Ers 
fülung der im $. 83. des Geſetzes bezeichneten Berbinds 
lichkeiten an jene Gemeinden verabfolgt werden, oder, 
b) wenn die Einfiandsfapitalien wach dem Tode des Eins 
fiehers dem Gerichte zufommen und mit deffen übriger 
Verlaſſenſchaft gleich zu behandeln find. 

In diefen Fällen. werden die ausgehändigten Kautionds 
Urkunden von den betreffenden Gemeinden und Gerichtsbe⸗ 
hoͤrden vorfchriftmäßig quittirt. 

Die Originalquittungen find unerläßliche Bele— 
ge für die Einftandsfapitalienäberfiht, und eben fo müßen 
auch die Zugänge und fonfligen Beränderungen in dieſer 
Veberficht mit den Driginalverififationen belegt feyn. ($. 84.) 


Vorſchriften zur Anwendung und Vollziehung des Geſetzes über 
die Ergänzung des ſtehenden Heered, v. 13. März 1830. 9. 
69— 84. Regbl. ©. 494 — 507. | 
Nach dem $. 73. der Vollzugsvorfchriften zum Heerer 
gänzungsgefeße v. 48. Aug. 1828, (Regbl. v. 1830. ©. 496.) 
ift den Einftellern ‚geftattet, ihre Einftands- Kaution 
Kapitalien in bereits in Umlauf gefehten Staatspapie 
sen zu erlegen. Da jedoch der Ankauf von Staatspapieren 
für die Einfteller, befonders auf dem Lande, mit mandyen 
Schwierigkeiten, Nachtheilen und Köften verbunden ift, fo 
ift bis auf Weiteres und in fo Iange überhaupt noch baare 
Anlehen bey den Schuldentilgungdfonds angenommen wer 
den, die Anlage von Einſtands-Kautionskapitalien gegen 
Ausſtellung vierprogentiger „Mobilifirungsobligati 
onen auf Namen” geftattet und die Staatsſchuldentil⸗ 
gungskommiſſion ift ermädjtiget worden, die ihr untergebes 
nen Kaffen anzumweifen, daß fie die bey ihnen zur Anlegung 
angemeldeten Einſtandskautionskapitalien jederzeit, ohne Rüds 
ſicht auf den allenfallfigen Gelövorrath, annehmen und 
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vierprogentige, auf beflimmte Namen Tautende, Mobiliſi⸗ 
rungsobligationen dafür ausftellen follen. 

Zur Vermeidung aller Mißbrauche haben fich die anle 
genden Individuen. über die Größe und Eigenfchaft des an: 
zulegenden Kapitals jedesmal durch ein Certifikat der Kon⸗ 
ſcriptionsbehoͤrde auszuweiſen. 

Da uͤbrigens nach den beſtehenden Sqhuldgattungen n nur 
runde Beträge zu 100, 500 und 1000 fl, angelegt werden 
fonnen und kleinere Summen, welche den Betrag von 100 fl. 
nicht erreichen, nicht annehmbar find, fo müßen ſolche Bes 
träge gleichwohl auf Hypotheken ausgelehnt werden, oder ed 
find Mehrere in eine Oblıgation im Betrage von 100 fl. 
aufzunehmen, indem die Umfchreibung des Antheils an eis 
ner folchen Obligation auf einen andern Namen — im 
Fall ein Einfteher fein Einftandsfapital früher, als ein ans 
der, erhalten follte — ohne Schwierigkeit VORSBANm 1 wer⸗ 
den kann. 


“8. die Anlegung von Einfandsfapitalien. * den ——— 

gungsfonds betreff. v. 5. May 1830. i. d. Intell. Bl. f. 

d. Donaufreid ©. 688. 

In Betreff der Gefuche verheyratheter Individuen, 
ald Einfteher zugelaffen zu werden, befteht folgenbe Bor: 
ſchrift: 

9) Wenn ausgediente Soldaten, oder, wenn durch Kennt; 
niffe und Dienfteifer ausgezeichnete Unteroffiziere (melde 
ihre Dienftzeit entweder im Augenblid des Geſuches, oder doch 
binnen 4 Worhen erledigen) bereitd verheyrathet find, und 
ald nach der reglementmäßigen Zahl Beweibte in der 
Lifte Taufen; fo darf um deren Zulaffung ald Einfteher 
Bericht erftattet werden. ' 

2) Wenn aber andere verheyrathete Individuen, fie md: 
gen früher im Militär gedient haben oder nicht, als 
Einfteher aufgenommen werden wollen; fo darf dadurch, 
daß fie die Verpflichtung eined Dritten, und zwar bloß 
zu ihrem eigenen Vortheil übernehmen, dem Milıtär; 

aͤrar oder den fonfligen- Militärverforgungsinftituten in 
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feiner Hinfiht eine Beläftigung zuwachſen; fie haben 

daher — die Übrigen im Konferiptionggefeß bezeichneten 

Erforderniffe vorausgefeßt, — um in dem Militärver 

band als verheyrathet aufgenommen zu werden, alle we; 

gen der Verheyrathung beym Militär vorgefchriebenen 

Bedingungen vorerft zu erfüllen, außerdem fie ſogleich 

abzuweiſen find, 

3) Iſt Übrigens die reglementmäßige Weiberzahl bereits 
vorhanden, fu Fann ein folcher verheyratheter Bewerber 
in die Zahl der beym Regiment Beweibten nicht aufgs 
nommen, folglih auch ald Einfteher nicht zugelaffen 
werben. 

*) V. die Geſuche veebeyratheter Individuen um Zulaffung 

zum Einftehen betreff. v. 27. März 1824. 

Ein zum Einftehen, mit Beybehaltung feiner Charge 
tınd feines Ranges vor beendigter Dienftzert zugelaffener 
Unteroffizier ift zwar eventuell als Einfteher zu ver 
pflichten; demfelben ift jedoch beftimmt und ausdruͤcklich zu 
erflären, daß er bis zur erledigten eigenen Dienftzeit auf 
die Einſtandsſumme nicht den mindeften Anfpruch habe, ins 
dem die übernommene Einftandgzeit erft von dem Zage an 
berechnet wird, wo der Einfteher die Verbindlichkeit für feis 
nen Einfteller übernehmen kann. 

Zritt bey einem ſolchen zum Einſtehen zugelaffenen Uns 
teroffizier, während er noch in der Erledigung der eigenen 
Dienfizeit begriffen ift, ein konſcriptionswidriger Sal ein; 
fo hört. anmit deffen eventuelle Zulaffung zum Einftehen auf, 
und dad betreffende Regiment hat Sorge zu tragen, daß 
ſtatt diefem ein, anderer Erfaßmann geftellt und” zugleich der 
Kreisregierung wegen - Umfchreibung des Einſtandskapitals 
auf den neuen Einfteher die nöthige Nachricht ertheilt werde. 

Wenn ferner der moraliſche und dienftliche Werth eines 
folhen, noch in dein Ießten Jahre der eigenen Kapitulatis 
ongzeit dienenden, Unteroffizierd bis zur Konduitnote „mits 
telmaͤßig“ herabfinft; fo liegt demfelben ob, entweder 
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fiatt feiner einen andern Erfakmann zu ftellen, oder die über; 
nommene Dienftzeit ald Gemeiner abzudienen, wobey die 
Zahl der bereit3 ununterbrochen zurädgelegten Dienftjiahre 
durchaus Feinen Unterfehied begründet, indem der MWohlthat 
des Einſtehens mit Beybehaltung der Charge nur ganz vor⸗ 
zuͤgliche Unteroffiziere theilhaftig werden follen. , 

Dem Einfteller, für welchen ein folcher Unteroffizier vor 
Beendigung der eigenen Dienftzeit einfteht, wird, fobald er 
allen gefeglichen Erforderniffen Genüge geleiftet hat, ohne 
Weiteres die gänzliche Entlaffung ertheikt. 

Die nähere Verabredung wegen des Zinfenbezuges aus 
der Einftandsfumme bis zur beginnenden neuen Dienftzeit 
des Einfteherö, fo wie wegen der daaren Abgabe auf die 
Hand, nad) dem biefür vorfchriftmäßig beftimmten Maafe, 
bleibt der Privatäbereinfunft der Berhetligten überlaffen. 


*) V. dad Einftehen der Unteroffiziere mit Beybehaltung ihrer 
Charge vor beendigter Dienſtzeit betreff. v. 25. May 1827, 


40) Eintragung (im Smpothefenbuch). 
f. Adelömatrifel, Fideitommiffe. Hypothekenbuch. 


Wenn ein Schuldner bey einer an fich richtigen Forde⸗ 
rung bie Eintragung der Hypothek, zu deren Vornahme 
er gehörig geladen worden, vor ſich gehen laͤßt; fo kann bie 
eingetragene Hypothek aus dem Grunde, daß Fein Rechtötis 
tel für ihre Ermerbung vorhanden gemwefen feye, nicht mehr 
angefochten werden. ($. 16.) 

Jede Forderung kann nur auf eine beffimmte Sum, 
me eingetragen werden, Es follen daher Rechte und For- 
derungen, deren Betrag nicht an fich genau beftimms if, 
nach ihrem beyläufigen Betrage durch Uebereinkunft zwifchen 
Schuldner und Glaubiger, oder in deren Ermanglung durch 
richterliches Urtheil, auf eine beftimmte Summe feftgefeßt 
werden. | 

Dem Schuldner bleibt jedoch das Hecht vorbehalten, 
wenn fid) in der Folge die Umftände ändern, eine Minde 
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rung dieſer Summe zu verlangen, fo wie auch der Glaͤu— 
biger für dagjenige, was ihm an feiner Sicherheit mangelt, 
die Eintragung einer neuen Hypothek fordern darf, indem 
der Pfandiverth den Betrag der Forderung jederzeit wenig 
fiens um ein Drittheil überfteigen folle. ($. 19.) 

In das Hypothekenbuch müßen eingetragen wer⸗ 
den: 

a) die Sache,-oder das Realrecht, worauf eine Hypothek 
erlangt / werden will; 

b) das Verhaͤltniß, welches ſich auf das getheilte oder bes 
fhrankte Eigentum bezieht, wohin der Lehen + oder 
-Grundbarfeitsverband und die Eigenſchaft eines Fami⸗ 
lienfideikommiſſes gehoͤrt; 

c) von. den Zugehoͤrungen der Sache, diejenigen, welche 
weder Beftandtheile eines Guͤterkomplexes, noch gefeßlis 
che Pertinenzien find, fondern diefe Eigenfchaft erft durch 
Befondere Willenserklärung erhalten haben; 

d) die Veränderungen, welche ſich an den Beftandtheilen 
der Sache ergeben, ea diefe dag Hypothekenrecht 
angehen; 

e) die auf ber Sache — eines ſpeziellen Rechtstitels 
haftenden Laſten, und die Art und Größe der Lehen 
oder Grundbarkeitslaften, fofern der Lehen s oder Grund» 
berr deren Eintragung ausdrädlich verlangt, jedoch mit 
Ausnahme der -Realdienftbarkeiten ; 

5) der Name des, oder der Eigenthämer, deren Befigtitel 

- und jede Veränderung, die fi) daran ergiebt; 

8) folhe Nechtögefchäfte und Verhaͤltniſſe, wodurch die 

. Befugniß des Befigerd, über die Sache zu verfügen, 
eingefchräntt wird. 3. ©. fideifommiffarifche Subftitis 

on, Nußniefung eines Dritten, gerichtliched Verbot der 

Veraͤußerung u. dgl.; endlich, 

h) der "Betrag der Forderung, nebft dem bebungenen Zinds 
fuß, und der Name desjenigen, welchem die Hypothek 
erworben wird, auch der Tag, Monat und Jahr, an 

welchen der Eintrag gefchehen ift. ($. 22.) 
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Der Vorzug einer eingetragenen Forderung iſt blos 
nach dem Lage des Eintrages zu beurtheilen; daher genies 
Ben alle an einem und demfelben Lage eingetragenen Forde— 
rungen auch den gleichen Rang, wenn nicht einer Hypothek 


durch ausdrädlichen Vertrag ein beflimmter Rang im Bors 


aus zugewiefen wurde. 

Sollte der Zufammenfluß der zum Eintrage angemeldes 
ten Forderungen fo groß feyn, daß das Hypothefenamt fol 
che an einem Zage nicht erledigen Fann, fo ift daffelbe vers 
bunden, für die unerledigten Anmeldungen fogleich ein bes 
fondered Protofoll anzulegen, in welchem die fammtlichen 
Forderungen nach der Drönung ihrer Anmeldung zu bemer⸗ 
Ten find. Durch den Eintrag in diefed Protofoll wird den 
angemeldeten Forderungen der Vorzug nad) ihrem Anmel⸗ 
dungstage geſichert. ($. 23.) 

Das Hypothekenamt ift verbunden: 

a) dad Hypothekenbuch fo zu bewahren, daß ohne ben 

Amtsvorſtand oder ein hiefür benanntes Mitglied Nies 
mand Einfiht davon nehmen Fann, und daß an den 

Einträgen nichtd verändert oder befchädigt wird; 

b) bey den Einträgen in dad Hypothekenbuch und Auszuͤ⸗ 
gen aus demfelben, fo wie bey den Ausfertigungen in 
Hypothefenfachen die größte Genauigfeit zu beobachten; 
auch 

e) Jedem die Nechtshälfe ohne Verzug zu leiften, und des⸗ 
halb die erforderlichen Einträge und -Bormerkungen fos 
bald ald möglich nach der Anmeldungsordnung vorzus 
nehmen. ($. 95.) 

Daffelbe Handelt nicht unaufgefordert, fondern nur, 
wenn ed von einem Gericht oder Betheiligten dazu verans 
laßt wird. Die Prüfung der Gültigkeit eines einzutragen: 
den NRechtögefchäftes Tiegt ihm nur in foweit ob, als ſich 
Notizen hierüber in dem Hypothekenbuche felbft eingetragen 
finden. ($. 96.) | 

Jedoch fol das Hypothefenamt zur Gültigfeit der einzu— 
tragenden Rechtögefchäfte theils durch Erinnerung der, Der 
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theiligten, theild durch Borladımg derjenigen, von deren 
Einwilligung die Gültigkeit abhängen dürfte, „mitwirken; 
auch hat daffelbe, wenn ihm Veränderungen an den einge 
tragenen Öegenftänden, z. B. durch Zodesfälle, Erbtheilung, 
Verträge und dergleichen amtlich befannt werden, jene Ein 
leitungen zu treffen, welche zu den andurd begründeten Loͤ⸗ 
ſchungen oder Geflionseinträgen nothwendig find. ($. 97.) 

Außerdem haftet das Hypothekenamt dafür: 

a) daß alles dasjenige, was bey ihm zur Aufnahme ans 
gemeldet wird, und.dazu geeignet iſt, auf die gehörige 
Art richtig und vollftändig eingetragen werde; 

b) daß Feine formliche Eintragung ohne vorgaͤngiges Eins 
vernehmen desjenigen, gegen welchen dadurch ein Recht 
erworben werden folle, oder deffen Recht dadurch verlos 
ren gehen folle, gefchehe; und 

c) daß alle Auszüge und Ausfertigungen mit dem Hypo—⸗ 
thekenbuch vollfommen übereinftimmen. ($. 98.) 

Ueber die Befugniß, die Eintragung einer Hypothek im 
Namen eines Andern zu verlangen, beftehen folgende 
Normen: 

a) Diefe Befugniß haben die Gläubiger eines Schuldners, 
dem eine zur Hypothek berechtigte Forderung zufteht, 
und eben fo die Bürgen eines Schuldners, wenn deffen 
Gläubiger dad Recht auf Erwerbung einer Hypothek 
nicht ausübt; auch Fann unter mehreren Mitgläubigern 
jeder Einzelne auf Berficherung der ganzen Forderung 
dringen. 

b) Die Eintragung der den minderjährigen und unter Kus 
ratel flehenden Perfonen auf dem Vermögen ihrer Bor 
münder — fo wie, der den minderjährigen Kindern hin 
fihtlic) ihres Vater» oder Muttergutd oder fonft ange 
fallenen Vermögens auf den Immobilien der Eltern zu 
ftehenden Hypothek — kann nicht nur von den Minders 
jährigen, dem Bormund und Ntebenvormund, ber vor 
‚mundfchaftlichen Behörde, oder einem Verwandten, fons 
dein fogar von jedem Dritten verlangt werden. 
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e) Den Eimtrag ber Hypothek der Ehefrauen kann, außer. 
ihnen felbft und ihren Ehemännern, jeder Verwandter, 
wie auch dad Gericht, welches die Eheyaften aufgenom⸗ 
men bat, verlangen. 

d) In allen übrigen Fallen, wo den Gerichten nicht die 
Berbindlichfeit von Geſetzeswegen aufliegt, Forderungen 
bey dem Hpypothefenamte anzumelden, haben diefelben 
wenigftend die Befugniß, Anträge für einen Dritten auf 
deren Berficherung zu ftellen. ($. 104.) 

Auf Verlangen oder mit ausdrädlicher Bewilligung des⸗ 
jenigen, für welchen der Eintrag eine Verbindlichkeit hervor⸗ 
bringt, 3. B. des Schuldners, Verkäufers, Gedenten u. ſ. 
w., darf die Eintragung in dad Hypothefenbuh aud) ohne 
Beyſeyn deffen, der dadurch ein Recht oder einen Vortheil 
erhalt, vorgenommen werden. ($. 107.) 

Jedem Eintrag in das Hppothefenbuh muß das Da 
tum, an welchem die Einfchreibung gefchehen, fo wie auch 
jedem Auszug, dad, Datum, an welchem er gefertiget iſt, 
beygefeßt werden. F* 

Vor dem Ablauf eines Gerichtstages iſt uͤbrigens kein 
Auszug aus dem Hypothekenbuche zu fertigen, und wenn 
dieſes gleichwohl auf Verlangen einer Parthie geſchieht, ſo 
hat das Hypothekenamt in ſolchem Falle Feine Verantwor⸗ 
tung fuͤr die Vollſtaͤndigkeit der an demſelben Tag geſchehe⸗ 
nen Eintraͤge. (F. 117.) 

Die Eintraͤge und Vormerkungen muͤßen zwar vollſtaͤn⸗ 
dig, jedoch kurz und buͤndig abgefaßt und in die denſelben 
zugewieſenen Stellen des Hypothekenbuchs eingeſchrieben wer⸗ 
den. ($. 124.) 

Bey dem Eintrage des Werthes der Sache, der jährlis 
en Realrenten, Forderungen, Geffionen und Loͤſchungen 
find die Summen nicht nur in Zahlen, fondern auch mit 
Worten am gehörigen Orte auszudrüden. (F. 125.) 

In den Hppothefenbüchern darf nichts ohne rechtfertigen: 
de (vom Führer ded Hypothekenbuchs zu unterfhreibende) Seitens 
bemerfung auögeftrichen,, nichtd radirt und Fein Blatt einge 
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legt werben; aud find die Zwifchenfchriften forafältig zu 
vermeiden. Die an einem Eintrag vorfommenden Veraͤnde— 
sungen find am gehörigen Drte bey jeder Pofition zu be 
merfen. ($. 126.) | 

Für die in der Folge nothwendigen Einträge fol bey 
jedem Gut, das eine befondere Nummer und ein eigenes 
Folium im Hypothekenbuche hat, eine verhältnißmäßige Ans 
zahl von Blättern offen gelaffen werden. Neicht diefer 
Raum nicht mehr hin, fo werden die Einträge in einem fol, 
genden Band fortgefekt, oder vollftändig aus einem Bande 
in den andern übertragen; dabey ift aber in jedem Bande 
auf den andern hinzumeifen, in welchem ſich die zu demfel: 
“ben Gute gehörigen Einträge befinden. ($. 127.) 
Hppotbetengefeg v. 1. Juni 1822. $. 16. 19. 22. 23. 75. 95 — 


08, 104. 107. 117. 124 — 127. Gef.Bl. &, 26. 27. 29 — 31, 
60 — 63. 65. 72. 75. 


“ 41) Einwanderung 
ſ. Anſäßigmachung. Ausländer. 


42) Einweifungskfommiffiom 
f. Ständeverfammlung. 


Die Einmweifungsfommiffion bey der Ständever 
 fammlung befteht für den Fall der Zufammenberufung 
einer neugemwählten Kammer aus einer eigens ernannten 
Fonigl. Kommiſſion; außer diefem Fall aber aus dem Prös 
fidenten und Gefretär der letzten Verfammlung. Diefelbe 
bat vorberfamft die Beglaubigung der Abgeordneten, ihre 
Wahlen und erforderlichen Cigenfchaften mit Beyziehung 
von ſechs durch das Loos zu vwählenden Mitgliedern ber 
Kammer zu prüfen (weshalb ihr ſämmtliche Wahlprotokolle mit: 
zutbeilen find), fodann aber auch die Wahl des erften und 
zweyten Prafidenten, fo wie der zwey Sefretäre zu leiten. 

Die Mitglieder der Kammer wählen nämlich für die 
‚Stelle des Präfidenten fechd Mitglieder, aus welchen der 
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König den erfien und einen zweyten Präfidenten (der im Ver⸗ 
binderungsfalle oder In Abwefenheit des erftern deſſen Geſchäftsfüh— 
rung zu übernehmen hat) fuͤr die Dauer der Sitzung ernennt. 
Eben fo wählen fie aus ihrer Mitte zwey Sekretaͤre. 
Beyde Wahlen gefchehen mittelft ſchriftlicher Wahlzettel aus 
der Gefammtzahl der Abgeordneten, ohne Unterfchied der Res 
gierungsbezirfe, Klaffen, oder Stande. Die Gewählten müfs 
fen abfolute Stimmenmehrheit für fich haben und bey Stims 
mengleichheit entfcheidet die Wahl durch Kugeln. Zur Er 
öffnung der Wahlzettel werden der Kommiffion fünf weitere 
(durch das Loos ernannte) Mitglieder ald Beyſitzer beygegeben. 
Diefelbe reicht fofort dad Wahlprotofoll für den Vorſchlag der 
Prafidenten dem Miniftertum des Innern ein, erdffnet die 
koͤnigl. Ernennung und beſchließt damit ihre Funktion. 


Ed. über die ——————— v. > Ro 1818. . 61 — 66. 
Geſ.Bl. ©. 3 


33) Eiſengerichtsdiener. 
ſ. Gericht3diener. Inquiſiten. Kriminaltoften. Gefangenenfoft. 


Den Knechten der Eifengerichtödiener ift neben dem 
Gehalt v. 120 fl. auch das übliche Kleidungsgeld mit jährs 
lih 20 fl. verabfolgen zu Taffen. | 

V. v. 18. Zuni 1813. in Geret’3 Samml. B. 111. ©. 54. 2 


44) Eifenwerte 


Die Schmelz und Eifenwerfe konnen der Brandaſſeku⸗ 
ranz nicht einverleibt werden. 
Brandverſicherungsordnung — AR San. 1811. Art. IX, Regbl. 


45) Elleumaas. 


ſ. Längenmaas. 
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46) Emeritenanftalt. 


In dem Konfordat mit dem päpftliden Stuhle vom 
Sten Juni 41817. Art. VI. hat fi) der König anheiſchig ge 
macht, mit Beyrath der Erzbifhöfe und Bifchöfe für die 
Herftellung eines hinlaͤnglich dotirten Haufes zu forgen, in 
welchem kranke oder alte wohl verdiente Geiftliche Unterſtuͤ⸗ 
Kung und Zuflucht finden follen, 

Geſ.Bl. v. 1818. ©. 418. 


41) Emolumente 
f. Dienflemolumente, | 


48) Empfangsbefiötigung 


Conti, Ausgabenverzeichniffe u. f. w., welche nur in 
Art von Ueberfchlägen zur vorläufigen Einficht und Prüfung, 
oder zur Erholung der Ratifikation übergeben, alfo ihrer 
Natur nach nicht fonleich bey der Eingabe bezahlt werden, 
follen, wenn die Beftätigung des Empfangs bereits auf ih 
nen vorgemerkt ift, gar nicht angenommen, oder diefe Bors 
merfung amtlich getilgt werden. 


V. die Empfangsbeftätigung auf Sofenseen betreff. v. 11 
Quni 1817. Regbl. 


Diefe Verfügung ift auch von Militaͤrkaſſenbeamten 
und Rechnungsbehoͤrden zu beobachten. 


V. v. 25. Jan. 1824. Regbl. ©. 66. 


Die Oberadminiſtrativbehoͤrden haben bey einkommen⸗ 
den BVorftellungen um Abfielung von Befchwerden gegen 
den Fiskus, den Betheiligten die Empfangfcheine unverweis 
gerlih und unentgeltlic auszufertigen, 


Gef., einige Verbefferungen der GerichtBordnung betreff. v. 22. 
uni 1819. $. 9. Gef. DI. 


49) Ent: 


Enthauptung. Fntlaffung, 67 


49) Enthauptung, 
f. Todesſtrafe. | 


50) Entlaſſung, 
f. Armee. Audwanderung. Dienftentlaffung, Konfeription. Landwehr, 


Die Urmeepflichtigfeis derienigen, welche in die 
Armee auf den Grund der Konfeription eingereihet wurden, 
endet in ber Regel erft, wenn fie die gefekliche Dienſtzeit 
von feh8 Jahren in der Armee zugebracht haben; früs 
ber aber nur dann, wenn und fo wie ſie 

a) dienſtuntauglich werden, 

b) einen Erſatzmann für ſich einftellen,, 

c) einen älteren dienfttauglichen, der Armeepflicht bereits 
entlaffenen Bruder für fish eintreten laffen, „der endlich 

d) zum geiftlichen Stand übergeben. ($. 61.) | 

Die Armerpflichtigkeit eines Erſatzmanns endet in 
der Negel gleichfalls nur nach vollendeter fechsjähriger Dienfk 
zeit, früher aber nur dann, wenn und fo wie derfelbe 

a) dienfiuntauglicy wird, oder 

b) jene Dienfizeit zurüdgelegt, welche feinem Einſteller 
bey dem Austritt aus der Armee anno obgelegch haͤt⸗ 
te, oder 

c) einen Erſatzmann ſtellt. ($. 62.) 

Für Konſcribirte, welche nicht in bie Armee eins 
gereihet wurden, endet die Armeepflichtigkeit in der Negel 
während des zweyten Jahres, unmittelbar nach Vollendung 
der Aushebung jener Alteröflaffe, welche im erften Sabre 
der Armeepflichtigfeit ficht; früher endet fie nur dann, wenn 
und fo wie folche I 

a) mit Gebrechen behaftet find, weldhe zum Dienfte der 

Armee untauglich machen ; \ 

b) wenn fie einen Erfaßmann fiellen, oder wenn fie, 
c) ald wegen Berbrechen von der Ehre der Waffen aus: 
sefchloffen, während ſechs Jahren zu Feftungsarbeiten 
42 
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verwendet wurden, oder hiezu in Bereitſchaft ſtunden. 

($. 63.) 

Unmittelbar nach Beendigung der Armeepflichtigfeit muͤſ— 
fen die Konferibirten entlaffen werden. Es find. ihnen 
hierüber Tegale Urkunden. auszuftellen und zwar denjenigen, 
welche in der Armee dienten, fürmliche, von den Militärbe 
hörden gefertigte Abſchiede, den übrigen aber einfache 
Entlaffungsfheine des betreffenden Rekrutirungsratht. 

Jeder aus der Armeepflichtigfeit Entlaffene bleibt uͤbri— 
gens zur Referve und zum Landwehrdienſt geſetzlich 
verbunden, fofern die Entlaffung nicht wegen Untauglichkeit, 
oder wegen des Eintrittö in den geiftlichen Stand erfolgt ifi. 
($. 64.) 

Während der Kriegszeit kann die Entlaffung aus 
dem ſtehenden Heer nicht verlangt werden; wenn jedod) die 
Staatöregierung während derfelben — Entlaffungen für zu 
laͤßig findet, fo ſollen fie bey der qin laͤngſten dienenden 
Aftersflaffe eintreten, Uebrigens müßen alle Ausgedien— 
ten ſechs Wochen nach gefchloffenem Frieden ihre Entlaf 
fung erhalten. Die mit Abfchied entlaffenen Konferibirten 
treten fodann in Kriegdzeiten aus der ftehenden Armee un 
mittelbar in die Nefervebataillond oder Eskadrons ein, wenn 
fie es nicht vorziehen, bis zu Beendigung des Feldzugs oder 
des ganzen Krieged im ftehenden Heere zu verbleiben. ($. 65.) 

Geſ., d. Ergänzung des Be nes —— — is. Aug. 

8. $. 61 — 65. Geſ. Bi. ©. 101 —1 

Hinfihtlih der Entlaffung vom Landwehrdienfe 
ift Folgendes beflimmt: 

a) Kein Mitglied der Landwehr hat rechtlichen Anſpruch 
auf Entlaffung, es wäre denn, daß ein folches die Jah— 
re der Randwehrpflichtigfeit vollftändig zuruͤckgelegt, oder 
die Erlaubniß zur Auswanderung erhalten hätte. 

b) Wenn die Entlaffung unter andern, ald den vorbe 
merkten, Borausfeßungen verlangt wird, fo müßen hie 
für befondere, in Beziehung auf Dienft oder Hauswefen 
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wichtige, Gründe angeführt und gehörig nachgewiefen 
werden, wo fodann das Geſuch nach Befchaffenheit dies 
fer (fireng zu würdigenden) Gründe Yon der Kreidregie 
sung und dem Kreiskommando gewahrt oder abgefchla: 
gen werden Tann. Die nämliche Beflimmung ift auch 
auf die Niederlegung einer Offizieröftelle anzumenden. 


c) Außer den vorfichenden Fallen tritt bey Offizieren 
die Entlaffung ein, wenn fie ald Strafe wegen verleßs 
ter Dienftordnung erfannt, oder aus befonderen dienft 
lichen Erwägungen verfügt wird, 

d) Sn Feinem Falle findet die Entlaffung eines Staabs— 
Dffizierd, oder die Niederlegung der Stelle eines fol 
chen ohne unmittelbare Genehmigung des Königs ftatt, 
fo wie überhaupt die Erfenntniffe gegen Landwehroffizies 
re auf Entlaffung vor ihrem Vollzuge der Fonigl, Be 

ſtaͤtigung unterlegt werden müßen. 


Landwehrordnung v. 7. März 1826. $. 7. 89, Regbl. ©. 
301. 316. 


Die eingereihten Soldaten haben ihre Entlaffung vom 
Militär wegen zurüdgelegter Dienftzeit nicht befonders 
nachzufuchen, indem fie von den Regiments; und Batail 
lonskommandanten gemäß. des vorliegenden Grundbuch in 
Sriedenszeiten am Ende des ſechsſsten Dienftjiahres, und 
zwar einen Zag vor demjenigen Monatstag, an welchem 
fie dem Militär überwiefen worden, ohne Weiteres entlaffen 
werden müßen. ($. 85.) 

Die Entlaffung vor erfiredter Dienftzeit ſetzt dagegen 
immer befondere Nachweife voraus. Wenn fich namlich ein 
Eingereihter als dienfttauglich angiebt, oder, wenn er im 
Dienftwege ald folcher gemeldet wird, um die Entlafjung, 
mit oder ohne Penfion, zu erhalten; fo muß deffen koͤrper⸗ 
liche Viſitation und die Ermittelung der weiteren, auf die 
Entlaffung oder Penftonirung Bezug habenden Umftände oh⸗ 
ne Aufſchub veranlaßt werden. 

Bey der Bifitation Fommt die für die Forperliche 
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Unterfuchung der Konferibirten vorgefchriebene Inſtruktion 
zur Unwendimg, wobey jedoh auf den Umſtand Ruͤckſicht 
zu nehmen ift, daß die Eingereihten mit den militärifchen 
Dienftverrichtungen und mit der Woffenführung bereits ver; 
traut find. Ä 

Hinfichtlih des mit der Entlaffung etwa verbundenen 
Penſionsgeſuches richtet fich die Ausmittelung der das 
bey nothwendigen Erforderniffe ledigfih nad den beftehen 
den Militärpenfionsregulativen, fo wie auch die militärifchen 
Vorſchriften darüber entfcheiden, ob und unter welchen 
Borausfeßungen die mit Penfton entlaffenen Individuen die 
Aufnahme in eine militärifche Verforgungsanftalt begehren 
fonnen ? ($. 86.) 

Die Entlaffung wegen Einftellen eined Erfafmanns 
ift durch die vollftändig gepflogenen Einftandeverhandlungen 
bedingt und fie muß auf den Grund diefer Berhandlungen 
dem Einfteller am Tage der Verpflichtung feines Einftehers, 
den Ießtern aber, im Falle er eine fechsjährige Dienfizeit 
übernommen hat, am letzten Zage derfelben und bey bloßer 
Bortfeßung der Dienflzeit ded Einfiellers, an dem namlichen 
Zage, an welchem diefer felbfi zu entlaffen gewefen wäre — 
ertheilt werden. 

Eben fo verhält es fich bey einem flattgehabten Zaw 
ſche zwifchen Brüdeyn. 

Die Entlaffung wegen des Uebertrittd in den geiftlis 
hen Stand muß durd dad zweifelfreye Zeugniß einer ins 
Yandifchen (kompetenten) „geiftlichen Behörde begründet, und, 
fobald ſolches beygebracht ift, ohne Weiteres verfügt werden. 
($. 87.) 

Die Aushebung einer Altersklaſſe ift ald vollendet ans 
zufehen und es muß der Entlaffung der in die Armee nicht 
eingereihten Konferibirten aus der ‚unmittelbar vorbergehens 
den Altersklaſſe (von der Armeepflichtigfeit) flatt gegeben wer 
. den, fobald die im Geſetz befohlene Nachftellung der zum 
Erfaß für die Widerſpenſtigen erforderlichen Mannſchaft, 
oder vielmehr der hiefür fefigefeßte Zermin, vorüber if. 
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Der Rebkrutirungsrath eines jeden Kreiſes hat die uner; 
laͤßliche Pflicht, dafuͤr zu ſorgen, daß ſowohl das dem Krei— 
ſe zugetheilte Ergaͤnzungskontingent binnen der beſtimmten 
Zeitfriſt jedesmal vollzaͤhlig geſtellt und an das Militär ab⸗ 
gegeben, als auch die Nachſtellung waͤhrend des geſetzlichen 
Termins genau vollzogen werde. ($. 88.) 

Konferibirten, welche zwey oder drey Brüder um 
ter den Fahnen verloren haben, darf die Entlaffung aus der 
Armeepflichtigfeit ertheilt werden, fobald der Zodtenfchein 
oder die Betätigung des betreffenden Regiments hierüber beis 
gebracht ift, wenn nicht etwa fhon aus den Konferiptiongs 
verhandlungen hervorgeht, daß außer ihnen Fein Sohn 
mehr vorhanden feye, 

Die Entlaffung derjenigen, welche wegen begangener 
Berbrechen von der Ehre der Waffen augsgefchloffen find, 
ift zu verfügen, fobald die Nachftellung beendiget und anmit 
die Gewißheit gegeben iſt, daß fie in Folge des auf fie ges 
fallenen Looſes nicht mehr zu den vorbehaltenen Feftungss 
arbeiten zu verwenden oder in Bereitſchaft zu halten feyen. 
($. 89.) 

Zu denjenigen, welche auf Ertheilung fürmlicher Ab⸗ 
fhiede Anſpruch haben, gehören Alle, die in der aftiven 
Armee dienten, mögen fie nun ihre Kapitulation im wirfli- 
ben Dienfte. oder in ftändiger Beurlaubung vollftredt haben, 
oder vor Vollendung derfelben wegen Dienftuntauglichkeit, 
mit oder ohne Penſion, entlaffen werden. 

In welcher Form die Entlaffungdurfunde folcher Mili 
rd, die in Folge richterlicher Erfenntniffe entlaffen wer; 
den, auszufertigen feye, wird in den einzelnen Fällen durd) 
die Erfenntniffe felbft beftimmt. ($. 90.) ' 

Die Eintheilung der aus dem Verbande der aftiven 
Armee audtretenden Individuen in die Referv ebataillond 
und Eskadrons ſteht in Kriegszeiten Yediglih der Militär; 
Behörde zu, welche der betreffenden Ronferiptionebeborbe 
hievon Nachricht zu geben hat. 

Bevor jedoch diefe Eintheilung flatt findet, follen die 


- 


— 
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betreffenden Individuen jedesmal, unter Hinweis auf die 
ihnen bey der Reſerve obliegenden Verpflichtungen, zur Er— 
klaͤrung aufgefordert werden, ob fie nicht lieber in der akti⸗ 
ven Armee, und zwar in ihrem Regiment, fortdienen und 
fih durch freywillige Wiederanwerbung den Bezug der be 
treffenden Loͤhnungszulage fichern wollen ? ($. 94.) 

Eingereibte, die in Folge richterlicher Erfenntniffe aus 
der Armee entfernt werden müßen, find bey Erbffnung des 
Erfenntniffes zu befragen, ob und wiefern fie der Ber 
bindlichkeit zu Stellung eined Erſatzmanns für ihre noch 
übrige Dienftzeit zu. entfprechen vermögen? Im Fall der 
Stellung eines Erfahmanns wird denfelben gleich nad) def 
fen Verpflichtung der Entlaßfchein, und zwar in der dur 
dad Erkenntniß beflimmten Form, ertheilt; dagegen im Fall 
ihres Unvermögens müßen fie ſich zu Feftungsarbeiten ge— 
brauchen laſſen (menn fie dazu gerufen werden) und dieſe ems 
pfangen den Abfchied oder Entlaffungsfchein erft alddann, 
wenn fie in der noch übrigen Dienftzeit bey jenen Arbeiten 
wirklich verwendet worden find. 

Kann jedoch ihre Verwendung nicht ſogleich ftatt haben, 
fo ift die betreffende Konferiptionsbehörde hievon, fo wie 
auch von der angeblichen Unvermögenheit zur Erfaßmannz 


‚ ftellung, unter Anſchluß des Erfenntniffes und des den ger 


feglichen Vorbehalt ausdrädenden Entlaſſungsſcheines, in 
Kenntniß zu feßen, damit fie wegen näherer Vermoͤgensun— 
terfuhung und etwa möglicher Stellung eined annehmbaren 
Erfaßmanns das Geeignete ungefäumt verfüge, ($. 95.) 
Wenn die Entlaffung wegen Yuswanderung — auf 
den Grund der in Mitte Tiegenden Staatöverträgg — nad 
gefucht wird, fo Fann folche denjenigen Individuen, welde 
unter dem in diefen Bertsägen beflimmten Normalalter 
fiehen, oder diefes Alter bereits überfechritten haben, von 
den betreffenden Konferiptionsbehörden bewilliget werden, 
fofern ihnen Feine Uebertretung des Heerergänzungsgefeßes 
zur Saft fällt; immer aber mit vorbehaltener Ausftellung der 
Entlaffungsfcheine durch den Rekrutirungsrath. 
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In gleichem Maafe find von den Konferiptiondbehörden 
die Geſuche um Erlaffung der Militärpflichtigfeit wegen 


Auswandern, gegen Einftellung eines Erfaßmanned, . 


zu inftruiren und zu entfcheiden. 


In Auswanderungsfäallen, wo bey den untern Konferips 
tionsbehörden nicht nach befonderen Gtaatövertragen, oder 
nah) den durch das Negierungsblatt bekannt gemachten 
Grundfäßen der. Reciprocität entfchieden werden Fann, fol 
die hochfte Entfchließung jedesmal erholt werden. ($. 96.) 


Vorfhriften zur Anwendung und Vollziehung ded Gefeged über 
die le, des fichenden Heeres v. 13. März 1830. $. 
5 — 90. 94 — 9. Regbl. ©. 507 — 516. 


51) Entlaffungsfbeine. 
f. Konferiptiondfoften. Militärentlaffungsgefucdhe. 


Bey den Militärentlaffungsfcheinen find die allgemeis 
nen Stempel; und Zarvorfchriften in Anwendung zu brins 
sen; außerdem unterliegen fie noch einem befondern Kon: 
ſcriptionsſtempel in dem Betrage von 6 Gulden; je 
doch wird denjenigen, welche nach der Entfcheidung der ober; 
ften Kreisftelle fo arm find, daß fie die Stempelgebühr durch 
aus nicht bezahlen koͤnnen, der Entlaffungsfchein (unter def 
fen Bemerkung) auch unentgeltlich ertheilt. 


Geſ., d. —————— des ſtehenden —— ke v. 15. Aug. 
8. $. 41. Geſ. Bl. © 


Die Polizeybehoͤrden find beauftragt, den durch 
die Gend’armerie eingebrachten Individuen bey ihrer Frey— 
laffung jederzeit einen ntlaffungsfchein (welcher nöthigen 
Falls zur Befeitigung aller möglichen Mifbräuche das Gignalement 
der Entlaffenen enthalten muß) zu ertheilen, damit fie fich al 
lenthalben gehörig ausweifen koͤnnen. 


B. die Entlaffungsfcheine für — u. wieder auf freyen 
Fuß geſtellte ————— v. 1. Apr. 1818. Regbl. 
514. 


Um die Ausfertigung der Entlaſſungsſcheine moͤglichſt 


* 
* 
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zu beſchleunigen, haben die Konſcriptionsbehoͤrden neben 
den mit dem vorſchriftmaͤßigen Stempel verſehenen Formw 
faren auch (für die Fälle der unentgeltlichen Ausftellung an arme 
oder mit auffallenden Gebrerhen bebaftete Konferibirte) eine vers 
haͤltnißmaͤßige Zahl lithographirter Exemplare oh— 
ne Stempel in Bereitſchaft zu halten. 

Dieſe Entlaſſungsſcheine ſind, dem Rekrutirungs— 
Rath vorzulegen: — 

a) hinſichtlich derjenigen Konſcribirten, welche ſchon vor 
Vollendung des Armeepflichtigkeitsalters auf die Ent 
laſſung Anſpruch haben — ſobald dieſer Anſpruch zurei⸗ 
chend nachgewieſen iſt; 

b) hinſichtlich der Militaͤrpflichtigen, welche bey den Kon: 
feribirungs + und Aushebungsverhandlungen ald zum 
Krtegsdienft (wegen Gebrehen) untauglich erflärt wurden 
— gleich nad) vollzogener Kontingentsftellung ; 

e) hinfichtlich der zur Einreihung nicht berufenen Yndis 
viduen — fobald ſolche das a zus 
rücgelegt haben; und 

4) hinfichrlich der Konferibirten, von nähen Erfaßleute 
eingeftellt wurden — gleich nach erfolgter Einreihung 
der Erfaßmänner. ($. 9.) - 

Nachdem die Entlaffungsfcheine von dem Refrutirungds 
tath gepräft und ohne Mängel erfunden worden find, wers 
den fie fögleich vollfiändig ausgefertiget, mit der Unter 
fehrift des Vorſtandes des Rekrutirungsrathes verfehen, von 
dem beygezogenen Sefretär sontrafignirt und den Konfcriptis 
onsbehoͤrden zugefchloffen, Die diefelben den Betheiligten 
(gegen vorgängige Entrichtung, der nörmalmäßigen Stempelgebühren) 
zu behändigen haben. ($. 92.) 

In jedem Entlaffungsfcheine und Abſchiede muß der 
Grund der Entlaffung und im Mbfchiede befonders noch 
die Aufführung des Mannes während feiner Dienftzeit, 
bezeichnet feyn. Uebrigens find die Entlaffenen auf ihre 
Verpflichtung zu den Nefervebataillons und zur Landwehr, 
fo wie auch auf dad Verbot des Eintritts in fremdg Krieges 
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dienfte ohne befondere Erlaubnif, ausdrädlich aufmerkſam 
zu machen und daß diefes gefchehen feye, ift durch ein Furs 
zes Protofol jedesmal zu befcheinigen. ($. 95.) 

Vorfehriften zur Anwendung und Wollziehung des Gefeged über 
die Ergänzung des flebenden Heeres v. 13. May 1830. $. 
91 — 9. Regbl. ©. 511 — 513. 

Die Entlaffungsfcheine von der. Militärpflichtigfeit find 
ald amtliche Zeugniffe oder Urkunden zu betrachten, weshalb 
bey folchen der Stempel von 15 fr. anzuwenden iſt. 


Erl,, die Stempelung der Militärentlafiungefcheine nn v. 
6. März 1816. in Seret’3 Samml. B. VL ©. 2 


5) Entfhädigung 


Die Erledigung der Befchwerden und Entſchaͤdigungs⸗ 
Forderungen wegen Repartition allgemeiner Laſten in den 
Mediatgebieten gehört zu dem Wirfungsfreis der Res 
gierungen. 

Ed. die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der ———— betreff. v. 
26. May 1818. $. 29. 16.) Geſ. Bl. 

Die Verwandlung ungemeſſener Frohnen in gemeſſe⸗ 
ne oder beſtimmte Dienſte kann ein Entſchaͤdigungsgeſuch 
nicht begründen. 

Ed, über die gutöherrlihen Rechte v. 26. May 41818. $. 8. 

Geſ.Bl. ©. 223. 

Die Städte und Märkte follen für den Vetluſt, welcher 
ihnen durch die Aufhebung der rechtlich hergebrachten Br üs 
dene und Pflafterzölle zugeht, aus den Zollgefällen, 
oder auch auf andere Weife entfchädiget werden. 

Geſ., d. Zolfordnung a er Aug. 1828. $. 22. Geſ. Bl. 


55) Entfheidungsgründe 
f. Erfenntniife. 


“= 


Den Definitivursheilen in Civil- und peinlichen 
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Prozeffen mäßen von allen Gerichten die Entfcheidungs; 
gründe beygefügt werden. 


Ed. d. Gerichtöverfaffung betreff. v. 24. Sul. 1808. $. 57. 
Regbl. ©. 1799. Ä 


Aud) den Zwifchenbefcheiden, welche auf das Er 
Fenntniß in einer Rechtsſtreitigkeit definitiv einwirken ‚, follen 
Entfheidungsgründe angefügt werden. 

V. 0.5. März 1811. in Döllingerd Repert. B. VIL ©. 104. 


Die Generalfreisfommiffariate haben in Ge 
genftänden, welche einer Follegialen Behandlung unterliegen, 
die Hauptentfcheidungsgrände zur Kenntnig und Maßnahme 
der Parthien zu bringen. | 

V., die Beyſetzung der Entſcheidungsgründe in den Beſchlüſſen 


der Generalkreiskommiſſariate betreff. v. 10. May 1812. 
Regbl. ©. 881. 


Den In quiſiten follen bey dem Schluffe einer pein⸗ 
lichen Unterſuchung mit dem endlichen Urtheile auch die dem: 
ſelben von: den Gerichten beygefügten Entfcheidungsgründe 
erdffnet werden. 

V. verfchiedene Anftände rückfichtlich der RechtSmittel in Krimis 
nalſachen betreff. v. 26. Juni 1810. $. 1. Regbl. ©. 524. 
Wegen zweckmaͤßiger Faffung der den Erfenntniffen beys 

zufuͤgenden Entfcheidungsgrände ift an die Appellations⸗ und 
Untergerichte ded Reichs folgende Ynftruftion ergangen: 

1. Durch die Entfcheidungsgrände fol die Rechtövers 
waltung Publicität erhalten und der Richter vor jeder Ueber; 
eilung verwahrt werden. - 

$. 2. In Civilrechtsſachen haben folche den Zweck, die 
Parthien über den Grund oder Ungrund ihrer Anfprüche oder 
ihrer DVertheidigung zu belehren, dem Unterliegenden die 
Benrtheilung zu erleichtern, ob er im Berufungsfalle eine 
vortheilhaftere Entfcheidung hoffen koͤnne ‚ und bey der Ber 
ffätigung eines Erkenntniffes erfter Inſtanz zu zeigen, ob 
die früheren Gründe, oder welche neue? den Oberrichter 
beftimmt haben. 
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3 In Unterfuhungsfacen fol der Verurtheilte 
andurch f.elbft erfahren, was ihm zur Laft liegt und wel; 
che Strafe das Geſetz dafür angedroht hat; er foll fich über; 
zeugen, daß ihm durch das Erfenntniß nicht zu hart gefcher 
hen feye, oder wenigitens einfehen, daß der Richter wichtige 
Gründe hatte, fo und nicht anders zu erfennenz die Ent 
fheidungsgründe follen ihn durch Eröffnung der Gtärfe der 
vorhandenen Beweife und ded Grades feiner Schuldhaftig— 
keit darüber aufklären, ob das Rechtsmittel der Berufimg 
zur Erwirfung eines milderen Urtheils raͤthlich feye, oder, 
ob er einer Strafmilderung im Gnadenwege entgegen fehen 
dürfe ? 

$. 4. Hieraus geht im Allgemeinen dad erfte und wer 
fentlichfte Erforderniß aller Entfcheidungsgründe hervor, daß 
fie fi) namlich, ald das Produft reifer und gründlicher Bes 
urtheilung, der hoͤchſten Unpartheilichfeit, und der ſtrengſten 
Geſetzlichkeit darſtellen ſollen. 

F. 5. Hiezu kommen aber auch noch nachſtehende auf; 
ſere Erforderniſſe, die von keinem Referenten außer Acht 
zu laſſen ſind: 

a) die Entſcheidungsgruͤnde ſollen abarfondert von 
dem Erfenntniß entworfen werden, fofern fich nicht der 
richterliche Ausſpruch durch einen oder zwey allein ents 
fcheidende Umftände, oder durch eine einzige Flare Geſe— 
tzesſtelle rechtfertiget; 

b) in denfelben foll die Sprache fehlerfrey, aber nicht ge 
fucht, der Styl deutlich und einfach feyn; 

c) außer dem Falle, wo bey Civilerfenntniffen die Ent: 
fheidungsgrände in das Urtheil felbft eingeflocdhten wers 
den koͤnnen, ift die dehnende und undeutliche Einklei— 
dung durch das fortgefeßte „in Erwägung‘ nicht 
mehr zu gebrauchen, fondern der Vortrag erzählend 
oder beweifend zu fiellen; 

- d) der Unterfchied zwifchen der Relation in der Raths⸗ 
figung und den für die Berheiligten beftimmten Ent 
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fheidungsgränden, fchließt bey Letztern die Aeeſtheley 
keit der Erſtern aus; 

e) die Entſcheidungsgruͤnde dur einen Sefretär aus dem 
Vortrage ded Neferenten ausziehen zu Taffen, iſt verbos 
ten; 

f) nichtö, was den einen oder andern der flreitenden Theis 

le kraͤnken oder beleidigen Tann, darf in den Entfcheis 
dungsgründen angeführt feyn, außer in foweit ed das. 
Erkenntniß wefentlich motivirt. Iſt ein Faftum aus 
den Alten anzuführen, welches für die Ehre einer Pars 
they nicht gleichgültig feheint, fo hat diefes mit ihren 
eigenen, in den Alten vorfommenden, Worten zu ges 
fchehen und auch die rechtlichen Folgen daraus find mit 
den gefeglichen Ausdrüden hinzuftellen ; 

g) feldft in Straffachen, wo die Ehre des Unterfuchten 
nicht gerettet werden Fann, ift zu bedenfen, daß von eis 
nem Unglüdlichen gefprochen wird. 
$. 6. In fyezieller Beziehung auf die beyden Haupt 

zweige des richterlichen Berufes, nämlich auf die Givils und 
peinliche Rechtspflege, ift zu bemerken: | 
a) daß das Publifum an dem Gange der Unterfuhungss 
fachen und an deren Entfcheidung einen groͤßern Antheil 
nimmt, ald in den Givilprozeffen, und 
b) daß die Entfcheidungsgrände in Straffachen zunaͤchſt 
für den Unterfuchten ſelbſt beſtimmt find, während fie 
in Givifrechtsftreiten mehr an einen Rechtsgelehrten ges 
richtet werden, welcher, wenn er nicht die - Parthey 
felbft ıft, feinen Mandanten darüber belehren Tann und 
fol. 
$. 7. Hieraus ergiebt fih, daß die Entfcheidungsgrände 
in Straffahen der Faffungsfraft, auc des ungebildeten 
Menſchen, angepaßt, ungekuͤnſtelt und einfach ſeyn muͤßen, 
und daß —— fuͤr Civilerkenntniſſe, in der Regel kuͤr— 
zer gefaßt ſeyn koͤnnen, als in Kriminalſachen. 

$. 8. Insbeſondere haben die Gerichte erſter und zweyter 
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Inſtanz bey Abfaſſung ihrer Entſcheidungsgruͤnde Nachſtehen⸗ 
des zu beobachten: 


A) In Cioilrechtsſachen. 


a) Das aus den Akten hervorgehende, unter den ſtreiten⸗ 
den Theilen beftehende Rechtsverhaͤltniß ift mit mögliche 
fter Deuslichfeit und Kürze hinzuftellen. 

b) Die daffelbe begründenden Beweife mäßen, wenn die 
Theile nicht darüber einig find, zwar erfchöpfend, jedod) 
mit Abfchneidung alles Weberfläßigen, aufgeführt wer⸗ 
den, 

c) Das Gleiche gilt von dem Falle, menn die Entfcheidung 
Tediglich von Prozeßfdrmlichkeiten abhängt. 

d) Da allen Befcheiden, welche definitiv, obgleich nur mit 
telbar, auf das Erfenntniß einwirken, Entſcheidungs⸗ 
gründe beygefügt werden müßen, fo find folche jededs 
mal nur .auf den Gegenftand des Beſcheides einzuſchraͤn⸗ 

ken. 

e) Bey der eigenthuͤmlichen Beſchaffenheit der Civilrechts⸗ 
ſtreite, daß fie in der zweyten und höheren Juſtanz und 
auch wohl ſchon in der erſten, durch Rechtsanwaͤlte, 
oder von rechtskundigen Parthien gefuͤhrt werden, ſind 
Die Entſcheidungsgruͤnde für deren Beurtheilung einzus 
richten; Tomit bedarf es des weitläuftigen und mühfa- 
men Nachweiſens aller Mittelfäke nicht, fondern es ift 
eine gedrängte Zufammenftellung der wefentlichen, den 
Ausſpruch des Richters begröndenden, Thatfachen und 
Rechtsſaͤtze genügend. 

f) Insbefondere fol in Fällen, wo die Entfcheidung von 
fireitigen oder zweifelhaften Nechtsmeinungen abhängt, 
diejenige Meinung, welche das Gericht annimmt, mit 
Befeitigung aller übrigen, angeführt werden. 

g) Nur, wenn das Gericht einen von den bisherigen Meis 
nungen und Lehren verfchiedenen Rechtsſatz aufftellt, 
darf fi) eine umftändlichere Ausführung erlaubt wers 
den. 

[4 
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h) Hiebey iſt zu bedenken, daß die großen und gelehrten 
Deduktionen in den Entſcheidungsgruͤnden die Beurthei— 
lung des Erkenntniſſes ſelbſt oſt mehr erſchweren, als 
erleichtern, daß ſie oft mehr Zweifel erregen, als uͤber— 
zeugen und beruhigen, und daß ſie endlich den richter— 
lichen Ausſpruch dem ſchlichten Menſchenverſtande mit: 
unter ſogar verdaͤchtig machen koͤnnen, als wenn es eine 
eigene große Muͤhe erfordert haͤtte, Gruͤnde aufzufinden, 
um gerade dieſes Erkenntniß heraus zu bringen. 


B.) In Strafſachen. 


a) In dieſen fol die Thatgeſchichte in buͤndiger Vollſtaͤn— 
digkeit gegeben werden; fie muß alſo zwar volk 
ſtaͤndig, aber nicht mit Nebenumftänden überladen, 
kurz, aber in ihren wefentlichen Beftandtheilen nicht 
mangelhaft, und deutlich, aber nicht weitläuftig feyn. 
Die Progeßgefchichte Fann, als folche, Feinen Beſtand— 
theil der Zhatgefchichte abgeben, indem die Refultate 
des Prozeffed die Materialien der erfteren bilden. 
Anfhuldigungen und Inzichten, welche ſich nicht 
einmal zur Unterfuchung qualifizirten und deren im Ur; 
theile Feine Erwähnung gefchieht, find auch in der That: 
geſchichte nicht zu berühren. 
5b) Bey den eigentlichen Gränden foll der objeftive That: 
beftand nach ‘den geſetzlichen Erforderniffen genau firirt 
und die That den befundenen Merkmalen gemäß mit 


der vom Gefeße ausgefprochenen Benennung belegt wers 


Was die Ausmittelung des fubjeftiven Thatbeſtan⸗ 
des, oder der Verſchuldung betrifft, welche dem Unter— 
ſuchten zur Laſt liegt, ſo ſoll die Ausfuͤhrung kurz 
ſeyn, wenn ein geſetzlich vollguͤltiges Geſtaͤndniß vor 
liegt, oder der Unterſuchte durch Beweis uͤberfuͤhrt wor⸗ 
den iſt; dagegen aber weitlaͤuftiger, obwohl mit 
moͤglichſter Praͤziſion, wenn deſſen Verurtheilung aus 
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dem Zufammentreffen der Umftände, oder deffen außer: 
ordentliche Beftrafung wegen flarfen Verdachts erfolgt. 

Ge genauer die Thatfache charafterifirt iſt, um fo 
beftimmter laͤßt fih auch die Strafe angeben, welche 
das Gefek dafür angedrohet hat. Das treffende Geſetz 
ift jedesmal anzuführen. 

Die Umftände, welche die Anwendung bed Geſetzes 
auf den vorliegenden Fall aanz behindern, oder welche 
nicht geftatten, den hochften Strafgrad gegen den Un- 
terfuchten eintreten zu Taffen, und auf der andern Seite 
die Erfihwerungen, welche die Strafbarfeit des Unters 
fuchten erhöhen, und entweder die Anwendung bes had); 
ften Strafgrades rechtlich begründen, oder eine Schaͤr⸗ 
fung zur gefeßlichen Folge haben müßen, find genau 
aufzuzählen und gegen einander abzuwaͤgen. 

Aus der ganzen Darfiellung muß fomit die Straf 
befimmung von felbft hervor gehen, 

ce) Losſprechende Erfenntniffe erfordern im Fall ganz: 
licher Losfprehung (binfihtlih de3 Angefhuldigten) Feine 
fo ausführliche Auseinanderfeßung der Gründe, als 
"die verurtheilenden. Da aber bey erftern dad Publis 
kum intereffirt ift, folglich daffelbe durch die Gründe des 
Nichters befriediget werden muß, fo bat fi die Aus— 
führlichfeit der Entfcheidungsgründe nach der Befchaffen: 
heit des angefchuldigten Verbrechens und nach dem Gras 
de der dffentlichen Theilnahme zu bemeffen. 

Bey Erfenntniffen, welche eine Losfprechung von 
der Inſtanz enthalten, bieten fi) in Anfehung der 
Entfcheidungsgründe- zweyerley Geſichtspunkte dar, naͤm⸗ 
lich die Fragen: 

a) warum die vorhandenen — nicht zur Verur⸗ 
theilung hinreichen und 
b) warum fie nicht für vollig toiderTest oder entfräftet 
anzufehen feyen? 
Bey Beantwortung der erſten Frage find die Gründe 
mit der größten Behutfamfeit und fo Furz als möglich zu 
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faffen, befonderd, wenn .der Unterfuchte annoch auf freyem 
Fuß befindliche, oder noch vide abgeurtheilte Mitfchuldige 
bat. _ 

Auf die zweyte Frage hingegen muß in ben Entfdei- 
dungsgruͤnden vollftändiger Auffchluß gegeben werden, weil 
fonft der Unterfuchte feine gänzliche Losſprechung fordern, 
oder fich befehweren Fonnte, Daß man den Verdacht ohne 
binreichenden Grund gegen ihn fortbeftehen laffen. 


Die Denunzianten, Zeugen und Mitfhulbi- 
gen find übrigens (fofern es unbefchadet ber Sache felbft und 
ohne Kränfung ded Vertheidigungsrechts abfeite des Angefchuldigten 
geſchehen kaun) in den Entfheidungsgründen nicht mit Nas 
men anzuführen, damit fie nicht der Rache eined nur zu - 
zeitlichen Gefängniß Berurtheilten, oder von der Inſtanz 
Entbundenen ausgeſetzt werben. 


V. die — Faſſung der —— — betreff. v, 
2. Apr. 4513. Regbl. ©. 562 —5 


54) Epidemien 
\ J. Krankheiten, 


5) Erbfolge 
f. Appanage. Familienfideifommiffe. Leben. Thronfolge. 


Ueber Gegenftände, welhe zu dem Staats-⸗ und 
Hausfideifommißvermädgen gehören, flieht dem je 
desmaligen Regenten Feine Privasdifpoiition zu; dieſe kann 
fich nur auf dasjenige Vermögen erfiredten, welches ein fol- 
cher weder aus Staatsmitteln, noch durch Staatöverträge, 
noch auch in fideifommiffarifcher Eigenfchaft zur Bererbung 
im vorhandenen Mannsſtamme — fondern durch Erfpar 
niß an den zu feiner Privatdifpofition geftellten Einnah⸗ 
men, oder aus fonftigen Privattiteln erworben und dem 
° Kronvermögen nicht einverleibt hat. Uebrigens ift der Ne 
gent in feinen Difpofitionen über das Privatvermögen am 

den 
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den Borfchriften der bürgerlichen Geſetze keineswegs Be 
den. Tit. VIIL ($. 1. 2.) J 

In Ermanglung einer Diſpoſition findet hinſichtlich de 
zurüdgelaffenen Privatvermogens die nteftaterbfolge 
nach den bürgerlichen — ſtatt; jedoch mit fols 
gender Befchränfung : 

Es find namlich die Prinzeffinnen nicht nur von 

‚der Regierungdfolge, fondern auch von der nteflaterbs 

folge hinfichtlich alles beweglichen Vermögens ded Mannss 
ftammes (ſowohl in der Hauptlinie, ald in den Nebenlinien) 

ausgefchloffen, fo lange noch männliche Sproffen im 

koͤnigl. Haufe vorhanden find, und nur im Fall ganzlis 

cher Erloͤſchung des Mannsſtammes wird ihnen die Pris 

vaterbfolge eröffnet. (Zit. V. $. 3. VIIL §. 4.) 

Die Glieder des koͤnigl. Haufes find bey den Difpofitis 
onen über ihr Privatvermogen an die Beobachtung der bürs 
gerlichen Gefeße gebunden, nad welchen auch die Erbfols 
ge in daffelbe beftimmt wird. Ueber die ihnen angewiefene 
Appanage fteht ihnen dagegen ohne befondere Genehmigung 
des Königs Feinerley Difpofitiongrecht, felbft nicht in ihrer 
Linie, zu. ($. 5. 6.) 

Nach dem Abgange der männlichen Defcendenz eines . 
nachgebornen Prinzen fällt die ihm und feiner direften Linie 
angewiefene Appanage (mit den darauf rubenden Laſten des 
Witthums, fo wie des Unterhalts und der Ausſteuer der Prinzef- 
finnen) an die Krone zuruͤck. ($. 7.) 


Königl. ren v. 5. Aug. 1819. Zit. V. * Tit.Villi. 
1— 7. Regbl. v. 1821. ©. 11. 18—1 


Das Recht zur Erbfolge in Familienfideikommiſ— 
fe gründet fi} auf die Anordnung des Erriditerd, und geht 
von dicfem oder von demjenigen, zu bdefien VBortheil das 
Fideifommiß errichtet wurde, auf die ehelihen Nachkommen 
über, wobey zu bemerken ift, daß die durch nachfolgende 
Ehe Legitimirten den ehelich Gebornen gleich geachtet wer; 
den. 

43 
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Nur abeliche Nachfommen find fahig, das Fibeilom; 
miß zu erlangen, wonad) mit dem Berluft des Adels zu 
gleich das Erbfolgereht in die Familien s Fideitommiffe er 
liſcht. ($. 77. 78.) 

Menn bey dem zur Nachfolge Berufenen der Berluft 
diefer Fähigkeit noch vor Eröffnung der Nachfolge eintritt, 
fo bat derfelbe Fein Recht zum Antritt der Fideifommißerb; 
ſchaft; ereignet fich aber der Berluft nach gefchehenem An: 
tritt, fo Tost fi das Genußrecht ded bisherigen Beſitzers 
auf, und dem näcften Nachfolger wird das Fideikommiß 
eröffnet, welcher jedoch fubfidiarifch verbunden ift, dem abs 
gefommenen Befiger die Kompetenz zu reichen. ($. 79.) 

Samilienfideifommiffe werden nicht in den Pflichttheil 
eingerechnet; auch Tonnen die Notherben ded Beſitzers einen 
Pflichttheil daraus nicht verlangen. ($. 80.) 

Der Beſitzer eined Familienfideifommiffes darf über fol; 
ches nicht durch letzten Willen verfügen, fo lange der fidei— 
fommiffarifche Verband dauert. ($. 81.) 

Der Nachfolger im Fideifommiß ift befugt, die Allodial— 

Erbfchaft feines Vorgängers (felbft wenn es fein Water wäre) 
‚auszufchlagen. ($. 82.) 

Ein Mitglied der zur Erbfolge in das Fideifommiß bes 
rufenen Familie kann zwar auf dad Recht zur Nachfolge 
für feine Perfon Verzicht Teiften; keineswegs aber für feine 
(wenn glei) nody nicht geborne) Nachkommenſchaft. ($. 83.) 

Ein Fideifommiß Fann nicht nur zum Vortheil Einer 
Familie, fondern’ auch nach Abgang der erftien Familie, oder 
ded Mannsftammes derfelben, zum Vortheil einer anderen 
Familie errichtet werden. In diefem Fall hat die Iektere, 
fo Tang die erftere noch nicht erlofchen ıft, zwar alle aus 
dem Miteigentum fließenden, die Erhaltung der Subftanz 
bezielenden Rechte; allein die Übrigen Rechte ruhen, bis ihr 
die Nachfolge wirklich angefallen ift. ($. 84.). 

Mit einem Familienfideitommiffe kann auch für den 
Fall, daß die Familie, oder der Mannsſtamm in folder 
erlifcht, eine Subftitution verbunden werden; nur geht 


* 
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daffelbe bey dem Subftituirten nach dem Anfalle in ein Al, 
lodium Über, und die aus foldhen fideifommiffarifchen Sub; 
flitutionen entfpringenden Rechte find nad) den Givilgefeßen - 
zu beurtheilen. ($. 85.) 

Wenn in einer Familie, neben dem Fideifommipfe für 
die erfigeborene Linie, noch eined oder mehrere für die nachs 
gebornen Linien errichtet werden; fo gelangt der Befiker 
des erften Fideifommiffes und deffen Nachkommenſchaft nur 
alddann in den Beſitz eined andern Fideikommiſſes, wenn 
in den übrigen Linien Feine zu folchen berufenen Nachkom⸗ 
men mehr vorhanden find; dergleichen Fideikommiſſe bleiben 
auch nur in fo lange in einer Perfon vereinigt, bis wieder 
zwey oder mehrere Linien entftehen, foferne nicht von dem 
erftien Stifter eine andere Verfügung getroffen ift. ($. 86.) 

Bey Familienfideifommiffen, welche neu errichtet wers 

den, Tann Feine andere Succeflionsordnung, als die Erfiges 
burtöfolge eintreten, vermöge der die weibliche Nachloms 
menfchaft, fo Iange noch männliche Nachkommen vorhanden 
find, von der Succeflion ausgefchloffen bleibt, und immer 
der Erfigeborne in der Altern Linie zum Fideikommiſſe ge: 
langt, fo zwar, daß der Bruder des letzten Belikers deſſen 
Söhnen, Enkeln und männlichen Defcendenten weichen muß. 
($. 87.) 
Hat der Stifter eined Fideifommiffes erflart, daß das 
Fideikommiß nach Erlöfchen des Mannsftammes an die weib- 
liche Nachkommenſchaft fallen folle, fo iſt diefe Difpofition 
blos als eine fideilommiffarifche Subſtitution gültig, und 
zwar mit der Wirkung, daß das Fideifommiß von dem letz⸗ 
ten männlichen Befiger aus mit Allodialeigenfchaft (in der 
bürgerlichen Erbfolgeordnung) an die weiblichen — 
uͤbergeht. (F. 89.) 

Hat aber der Stifter die weibliche Deſcendenz nach dem 
Abgange des Mannsſtammes zum Fideikommiſſe mit fort 
dauerndem fideikommiſſariſchem Verbande berufen, ſo 
bleibt es auch unter den weiblichen Abkoͤmmlingen bey der 
Lineal⸗ und Erſtgeburtsfolge, mit u ihrer männlichen 
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—— ; fo zwar, daß bey Abgang des Mannsſtam⸗ 
med dad Fideifommiß an die ältefte Zochter des letzten Ber 
ſitzers und deren Defcendenz fallt, und die Succeflion immer 
nach den Regeln der Erfigeburt (auch unter ihren weiblichen Deſ— 
eendenten) in fo lange fort geht, bis fich unter jenen Defcenden; 
ten, an welche die Succeffion gelangt if, ein männlicher 
Abfommling befindet, welcher alle feine — (ſelbſt die 
älteren) von der Succeſſion ausſchließt. 

Stirbt die aͤlteſte Tochter ohne Nachkommen, oder find 
von ihr weder weibliche, noch maͤnnliche Deſcendenten vor— 
handen, ſo gelangt die Fideikommißfolge nach eben dieſen 
Regeln an die zweyte Tochter des letzten Beſitzers und deren 
Nachkommenſchaft. ($. 90.) 

Iſt aber ein vom letzten Befißer durch weibliche Nach⸗ 
kommen abſtammender männlicher Deſcendent zum Beſitz des 
Fideikommiſſes einmal gelangt, ſo tritt mit ihm unter ſeiner 
Nachkommenſchaft der Vorzug des Mannsſtammes wieder 
ein. ($. 91.) 

Wenn hingegen der Teßte Beſi her uͤberall keine zur Fi— 
deikommißfolge berufene und faͤhige Nachkommenſchaft hin— 
terlaͤßt, auch fuͤr dieſen Fall Niemand in das Fideikommiß 
ſubſtituirt iſt, ſo genießt derſelbe die freye Befugniß, von 
Todeswegen daruͤber zu diſponiren und wenn er hievon kei— 
nen Gebrauch macht, fo tritt mit feinem Abſterben die ger 
meine Snteftaterbfolge ein. ($. 99.) 


Ed. über a re aa . 26. May Er * 77 — 
. 89 — 91. 99. Geſ. Bi. ©. 309 — 314. 

Die Lehenfolge beſchraͤnkt ſich auf den Mannsſtamm 
nach dem Rechte der Erſtgeburt und der agnatiſch⸗ lineali⸗ 
ſchen Erbfolge, dergeſtalt, daß der Lehenerbe von dem ers 
ften Erwerber aus einer rechtmäßigen, ehelichen Geburt ab; 
fammen, oder durch nachfolgende, Heyrath Tegitimirt ſeyn 
muß. ($. 55.) 

Ausnahmsweife kann bey olten Lehen nur dann. eine 

andere Erbfolge oder Ausdehnung auf weibliche Erben flatt 
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finden, wenn hierüber in dem Lehenbrief eine abweichende 
Beſtimmung ausdrüdlich getroffen ift, in welchem Zall die 
vor Einführung des Lehenedikts beftandenen Gefeke und 
Dbdfervanzen der vormaligen Lehenfurien sur Anwendung 
fommen. ($, 56.) 


”. Die Mannlehen der Krone werden bey Berechnung des 
Plichttheils nicht in dad Bermdgen eingerechnet. ($. 57.) 

Der Lehenerbe Tann die Allodialerbfchaft feines Vaters 
ausfchlagen. ($. 58.) 

Die Erben in auffteigender Linie folgen nicht i in ben 
Lehen, ausgenommen, es hätte fid) derjenige, der daß Les 
hen zu Gunften eines Tehennachfolgerd verzichtete, auf defs 
fen unbeerbten Abgang Hin den Rüdfall — vorbe⸗ 
halten. ($. 59.) 

Die Lehenfolge aus Tektwilliger Verfügung Tann nur 
mit ausdrädlichem Konfens ded Lehenherrn flatt finden. 
($. 60.) | 

Eine Mitbelcehnung ift in feinem Fall zuläaßig. Die von 
dem erften Erwerber abftammenden Lehenerben bedürfen ders 
felben nicht, und Anderen Tann fie nicht ertheilt werden. 
($. 61.) | 

Ed. über die —— v. 7. Juli 1808. $. 55— 61. 

egbl. S. 1903. 


Bey Lehen, welche fhon vor Einführung des Lehen⸗ 
edifts Fonftituirt waren, Tann eine von den Beftimmungen 
bes $. 55. diefes Edikts abweichende Erbfolge, oder eine 
Ausdehnung auf weibliche Erben auh dann flatt fin 
den, wenn der Lehenbrief über die Succefitonsordnung Feir 
ne Beſtimmung enthält, wenn aber nachgewiefen werden 
Tann, daß eine andere, ald die in dem erwähnten $. be 
ſtimmte Succeffionsordnung bey dem Lehen herfommlich ge; 
wefen feye. 

Gef., die Revifion des Lehenedifts betreff. v. 15. Aug. 1828. $. 
Ä 7. Geſ. Bl. ©. 358. 
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56) Erblehen. 


Wenn Privat⸗ und Afterlehen in Erbrecht umgewandelt 
werden, fo find in dem Erbrechtsbriefe hauptſaͤchlich 
nachftehende Verbindlichfeiten auszudräden : 
a) der Erbrechtöverleiher ift von dem Erbrecdhter ald Ober; 
eigenthümer und Grundherr anzuerkennen ; 


b) demnach) hat der Erbrechter zu Vertauſchungen und 
Verpfandungen, fo wie zu Beräußerungen aller Art die 
Einwilligung ded Grundheren bey Strafe der Nichtigs 
Feit einzuholen; dieſelbe ift jedoch nicht zu verweigern, 
wenn nicht befonders erhebliche Urfachen vorhanden 
find; 

ce) der Grundhold ift verbunden, dad Erbrecht‘ gut in 
baulihem Stand zu erhalten und ber Erbredhtverleiher 

kann bey Gutsabfchleifen auf Schadloshaltung Flagen; 

d) ein neu zu beflimmender jährlicher Kanon findet bey 
ſolchen in Erbrecht umgemwandelten Lehen nicht ftatt; wo 
jedoch bisher jährliche Abgaben an den Lehenherrn zu 
entrichten waren, find diefelben in Zufunft von dem 
Grundholden unter dem Namen einer Grundſtift abzus 
führen; 

| e) das Zin der Verordnung vom 31. Januar 1814. (Regbl. 
©. 209,) beftimmte Laudemium von 7 1/2 Prozent des 
wahren Gutswerthes ift bey allen DBeränderungen in 
dienender Hand zu entrichten, von Kindern und Deften 
denten aber bey dem Todfall ihres Erblaffers erft dann, 
wenn einer aus ihnen (oder auch ein Fremder) das Gut 
an fich bringt; 

f) die nad) obigen gefeßlichen Beflimmungen feſtzuſetzenden 
Prozente des wahren Gutswerths, welche bey kuͤnftigen 
Veraͤnderungen als Laudemium zu erheben ſind, ſollen 
dem neuen Erbrechtsbriefe men einverleibt wers 
den; 

g) wenn der Erbrechter ohne Hinterlaſſung eines Erben 
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oder rechtmäßigen Nachkommen mit Tod abgeht, fo 
fallt das Erbrechtgut bem Grundherrn anheim; 
h) die Fertiggelder für die neuen Erbrechtöbriefe find nad) 
ber proviforifhen Taxordnung v. 8. Oktr. 1810. $. 11. 
Gegbl. ©. 973.) zu berechnen, wogegen die bisher ent: 
richteten Lehenbriefgebühren wegfallen.” 


V., die — der Privat- und Afterlehen in Erblehen 
betreff. v. 7. Aug. 1815. Regbl. ©. 722 — 724. 


s57) Erbfheften | 
. Gerichtsbarkeit. Legat. Nachſteuer. Teſtamente. Vermächtniſſe. 


Bey Auswanderungen ohne koͤnigl. Bewilligung 
wird zwar dem Ausgewanderten der Beſitz und Genuß ſei— 
ned Vermoͤgens entzogen; es ſoll aber daſſelbe den rechtmaͤſ— 
figen Erben, welche fich nach deffen Tod dazu Tegitimiren, 
ohne Abzug, jedody auch ohne Zinfe, wieder verabfolgt wers 
den. 

In wiefern eine Erbfhaft an auswärtige Erben ges 
fangen koͤnne, hängt von der Reciprozität und bon Staatds 
verträgen ab. 


Ed. über die Konfisfationen v. 29. Aug. 1808. Regbl. ©. 1938. 


Patrimonialgerichte zweyter Klaffe find befugt, die 
Berfiegelung und Befchreibung der Berlaffenfchaften, ingleis 
chem die Vertheilung derfelben vorzunehmen, foferne Fein 
Streit darüber entfteht. 

Ed. über die a le er 26. May 1818. $. 75. 

Um bey Erbfehaften die Veränderung des Eigenthümers 
und deffen Beftgtitel in dein Hypothekenbuch vormerken 
zu koͤnnen, iſt ein gerichtlicher Theilungsbrief, oder ein Zeug— 
niß des für die Verlaſſenſchaft zuſtaͤndigen Gerichts dan 
uͤ ber erforderlich, daß die Sache durch Erbrecht oder letzt— 
willige Verfuͤgung an den neuen Beſitzer gelangt ſeye. 

Hypothekengeſetz v. 4. Juni 1822. $. 141. Geſ. Bl. ©. 86. 
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Auf das Ableben eines Pfarrers oder anderen Geifts 
lichen, welcher nicht am Sike ded kompetenten Kreis; und 
Stadtgerichted wohnt, folle das Lands oder Herrfchaftöges 
richt, in deffen Bezirk der Verftorbene feinen ordentlichen 
Wohnort hatte, deffen Nachlaß unter gerichtliche Sperre Ies 
gen, und dad Inventar darüber errichten. 

Der Sterbfall ift jedoch dem einfchlägigen Kreis und 
Stadtgericht alsbald anzuzeigen, und. dad aufgenommene 
Inventar nad feiner Vollendung dahin einzufenden. _ 
8. die Sterbfälle der Geiftlichen betreff. v. 28. Zul. 1818. $. 1. 

2. Gef.Bl. ©. 470. 


58) Erbfhaftsglaubigen 


Legatarien und Erbſchaftsglaubiger, fo wie die Miters 
ben, find wegen der in einer Erbötheilung beftimmten Pins 
außzahlungen und wegen Entwährung der darin enthaltenen 
Sachen zu einer Hypothet- auf den der Erbſchaft zugehds 
sigen Immobilien kraft des Geſetzes berechtigt. 

Nach dem Antritt einer Erbſchaft mit der Rechtswohl⸗ 

ithat des Inventars kann wegen Schulden auf die zu derfels 
ben gehörigen Immobilien eine Hypothek zum Nachtheil ber 
früheren Erbfchaftsglaubiger nicht mehr eingetragen wers 
“ den; wenigftens verliert ſolche alle Wirkung, wenn die Erbss 
maffe zur Befriedigung ſaͤmmtlicher ne nicht aus⸗ 
reicht. 


Hppothekenteſeg v. 1. uni A 5. 12. (8.) 75. Sf. Bl. 


69) Erbſchaftsſtempel. 


Alle gerichtlich und außergerichtlich aufgenommenen Ber 
mögensbeſchreibungen unterliegen dem Gradationds 
ſtempel, und außerdem ift noch ein befonderer Erbſchaftsſtem⸗ 
- pel feftgefeßt, welchen alle Erben und Pegatarien ab dem 
ihnen angefallenen Betrage zu bezahlen haben. Bon biefer 
befondern Stempelabgabe find jedoch befreyt: 
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a) die Defcendenten und Afcendenten bed Erblaffers ; 

b) deffen überlebender Ehegatte; 

c) alle Erbfchaften unter der Summe von 100 — 

d) die Legate unter 50 fl.; 

e) Legate an Dienftboten des Erblaffers, wenn fie unter 
300 fl. ‚betragen; 

f) Geldvermächtniffe zur unverzäglichen Austheilung unter 
die Armen; | | 

&) Erbfchaften von Geſchwiſtern, bie bey ungetheiltem 
Vermögen in Gemeinfchaft Ieben ; 

h) alle Erbfchaften ab intestato,, und folche, welche ſich 
in Folge. der Lehen s oder fideifommiffarishen Erbfolge 
(worin ex pacto vel providentia majorum fuccedirt wird) 
eröffnen, ohne Rüdjiht auf den VBerwandtfchaftsgrad 
des Nachfolgers zu dem VBorfahrer, und endlich 

i) die Legate für milde Stiftungen. 

Der Erbfchaftöftempel wird in folgenden Abftufuns 
gen erhoben: | 

A.) Des Erblaffers zwey + und einbändige Gefchwifter und 
deren cheliche Kinder bezahlen ein Viertel vom Huns 
dert. 

B.) Deffen Erben vom 3ten und Aten Grade (nad dem Ci= 
vilrecht) entrichten ein Halbes vom Hundert. 
| (Ebenfoviel die Stiefältern und Stieflinder, wenn fie 

einander beerben.) 

€.) Erben über den Aten Grad hinaus bezahlen 3 fl. 
vom Hundert. ' 

(Diefen werden des Erblafferd Schwäger und Schwäge— 
rinnen gleich gefeßt.) 

D.) Nichtverwandte Erben haben 5 fl. vom Hundert zu 
entrichten. 


a: ., die Stempelordnung betreff. v. 1. Sept. 1825. $. 7. 
Ge ſ.Bl. ©. 182 — 184. 
Die den milden Stiftungen durch vorfichendes Ges 
ſetz eMheilte Befreyung von dem Erbſchaftsſtempel iſt auch 
auf fänmtliche den Zwecken des Gottesdienfts, der Wohl 
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thatigfeit und dee Unterrichts — Stiftungen ausge—⸗ 
dehnt worden. 


Abſchied für die Ständeverſammlung v. 15. Aug. 1828. Geſ. Bl. 
©. 29. (5.) | 


Eheverträge, fie mögen ald eine Handlung unter 
Lebenden oder von Zodeswegen betrachtet werden, unterlies 
gen zwar dem Gradationd s aber Feineswegd auch dem Erb 
fchaftsftempel. Letzterer ift vielmehr erft nach dem Abfterben 
ded einen oder andern Kontrahenten von ber fich ergebenden 
Berlaffenfchaftömaffe zu erheben. 

Wo die Gefeße den Udoptirten und Arrogirten 
(gleich ehelihen Kindern) das Erbrecht ab intestato einräumen, 
erfcheinen diefe ald Defcendenten, weshalb fie von der Ents 
richtung des Erbfchaftsftempeld ausgenommen find. 


Was die Berechnung des Erbfchaftsftempels betrifft, 
fo ift, wenn Fein Teſtament oder Inventar vorliegt, der 
Betrag der Erbfchaft entweder durch beweifende Originals 
Inftrumente zu befcheinen, oder eidlich anzugeben, oder aud) 
mit einer entfprechenten Averfalfumme zu reluiren. 


Belanntm., ‚nes Stempelwefen betreff. dv. 20. wre 1826. $. 
8. Intell. Bl. f. d. Donaufreis, ©. 316 


Bey Erhebung der Erbfchaftsftempelgebähren find forms 
liche Quittungen auf Stempelbögen audzuftellen, welde 
dem Betrage der Gebühren entfprechen. Wenn fi folde 
zu einer Summe berechnen, für welche eigene Stempelbös 
gen nicht beſtehen, fo gefchieht die Beyheftung von Ergäns 
zungsboͤgen und die Urkunde wird fodann auf den größeren 
Bogen gefchrieben. Um bey den ſich ergebenden Abftufungen 
weder den Pflichtigen zu viel abzunehmen, noch dem Xerar 
an den gefeklichen Gebühren etwas zu entziehen, hat man 
eigneStempyelpapierblättdhen zu zwey und ein Kreus 
zer anfertigen laffen, welche, wenn fie zur Erganzung ge 
braucht werden, mit Oblaten, unter Aufdrädung des Amts: 
ſiegels, der Quittung benzufügen find. Für das Papi® die: 
fer Stempelblättchen darf übrigens. Feine befondere Verguͤ⸗ 
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tung gefordert werden, fondern es ift bloß der Nennwerth 
zu bezahlen, und von Erhebung der Stempelbeträge unter 
einem Kreuzer haben die Behörden Umgang zu nehmen. 


Bekanntm. den —— betreff. v. 15. März 1826. 
Intell. Bl. f. d. Donaukreis S 321. 


60) Erbtheile 


Die Geſchwiſter eined Schuldners werden hinficht- 
Yich ihrer bey demfelben guthabenden Erbtheile aus der els 
terlichen Berlaffenfchaft in die vierte Kl’affe der Gläubis 
ger gefeßt, fofern ihnen weder dad Separationsrecht, noch 
wegen einer für ihre Forderung erlangten Hypothek oder aus 
einem anderen Grund, der Vorzug einer beſſern Klaſſe zu⸗ 
ſteht. 

Priorit.Ordn. v. 4. Juni 1822. $. 23. (4.) Geſ. Bl. ©. 116. 


61) Erbtheilung. 


Erbtheilungen, welche nach geſchehener Inventariſation 
durch das Gericht vollzogen und protokollariſch verhandelt 
werden, unterliegen (weil der ganze Vermögensſtand ſchon bey 
der Inventur zur Tarberechnung gezogen worden iſt) durchaus 
nicht der Brieftaxe; fondern es ift für ein Protofoll, 
welches über die Auseinanderfeßung und Bertheilung einer 
Erbsmaffe abgehalten wird, blos nach Verhaltniß ded Ges 


ſchaͤfts eine halbe oder ganze Zagfakung und Die Protofolls 
‚gebühr mit 36 Fr. anzurechnen. 


Wenn die Erben einen Auszug aus der Erböverweis 
fung begehren, fo ift für folhen 30 fr. ald Zare, und for 
fern er mehr als einen Bogen beträgt, für jedes weitere 
Blatt 6 Fr. Abfchreibgebähr zu erheben, » 

Erläut. zur proviforifhen Tarordnung v. 9. Aug. 1816. $. 30. 
in Geret's Samml. B. VI. ©. 254. 

Wenn eine foͤrmliche PVermdgenstheilung gepflogen 

wird, fo muß die im $. 16. der Zarordn. beftimmte Zare 


- erhoben werden, wobey die Errichtung eined Inventard in 


v 
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feinen Betracht kommt; dagegen ift hinfichtlich des Stem— 
pels zu bemerken, daß bey einer Vermögens + oder Erb 
f&aftötheilung, welcher die Errichtung eines Inventars vor 
voran gegangen ift, der Gradationsftempel nicht mehr ange: 
wendet werden dürfe. | 

Erl., die Taren= und Stempelgebühren bey Vermögenstheiluns 


gen betreff, v. 26. Nov. 4823. in Geret's Samml. B. 
XIII. ©, 1458. 


62) Erbverträge 


Erbverträge über Lehenguͤter fonnen ohne Einwilli⸗ 
gung des Lehenherrn nicht eingegangen werden, 


Ed. über die Lehenverhältniſſe v. 7. Zul. 1808. $. 136. Regbl. 
- ©, 1917. 


5) Erbspvergleide 


Die Anficht, daß die Taren für Errichtung von Erbe; 

dergleichen ſchon unter jenen für die Inventariſation begrifs 
fen feyen, ift den Vorſchriften der proviforifchen Taxordnung 
nicht gemäß; es ift nämlich zu unterfcheiden, ob bey Ber 
laffenfchaften die Errichtung eines ErbövergleichSbriefes von 
den Intereſſenten verlangt wird, ingleichein, ob bey mehres 
ren Erben die Gefege und die Natur der Sache eine wirflis 
he Auseinanderfegung — einen Vergleich unter den Erben 
— nothwendig machen, in welchem Fall ein von der Inven⸗ 
tariſation gänzlich abgefondertes Nechtögefchäft vollzogen 
wird, mithin auch die Pflicbtigfeit zur Entrichtung einer 
Briefstare eintritt — oder, ob bey Erbfchaften wegen ihrer 
Einfachheit die Aufnahme eines Ausantwortungsprotofolles 
genügt, wo ſodann außer den geringen Gebühren für Pros 
tokollirung, Tagfahrten u, ſ. w. keine Taxanrechnung ſtatt 
finden darf. 


Erl., die Taxen bey Erbsrezeffen betreff. v. 19. Zul. 1819. in 
Geret’3 Samml. B. XII, ©, 1293. 
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64) Erfindungen 


ſ. Gewerbsconceſſtonen. Gewerbsprivilegien. 


Fuͤr neue, oder im Koͤnigreich noch nicht angewendete 
Entdeckungen, Erfindungen und Verbeſſerungen im Gebiete 
der Gewerbe werden (auf Anmelden) unter feſtzuſetzenden 
Bedingungen eigene Privilegien, mit ausſchließender 
Wirkung für einen Zeitraum von hoͤchſtens 15 Jahren er; 
theilt, nach deffen Ablauf die Entdedung, Erfindung oder 
Berbefferung öffentliche Gemeingut wird. 

Eingriffe in die Befugniffe der Privilegien: Inhaber un; 
terliegen eımner Geldbuße von einhundert bis fünfhundert 
Gulden, wovon jedesmal die eine Hälfte dem Betheiligten, 
die andere aber dem Armenfond des Orts, wo der Eingriff 
entdeckt wurde, zufallen folle, und außerdem werden noc) die 
dem Privilegium zuwider nachgemachten oder eingeführten 
Gegenftände zum Vortheil des Privilegienbefißers Tonfigzirt, 


Gef., die Grundbeflimmungen für dad Gemwerböwefen betreff. v. 
| 11. Gept. 1825. Abſchn. IV. Art. IX. Geſ.Bl. ©, 156. 


In Dinficht der verfhloffen einzureichenden Be⸗ 
ſchreibung einer Erfindung, Entdeckung oder Verbeſſe⸗ 
rung, für welche ein Privilegium nachgeſucht wird, iſt bes 
flimmt worden, daß der äußere Umfchlag diefer Befchreibung 
- a) den deutlich gefchriebenen Borz und Zunamen, Stand, 

MWohnz oder Aufenthaltsort des Bewerbers, 

b) die charakteriftifche Bezeichnung der Entdedung, Erfin⸗ 
dung oder SPRING nad) ihrem wefentlichen Be⸗ 
ſtande ‚und 


<) die Unzahl der Jahre, für welche das Privilegium nach⸗ 
gefucht wird, enthalten folle. 

Das Präfentatum (welche auf den Umfihlag der vers 
ſchloſſenen Befchreibung, mit genauer Angabe ded Tages und ber 
Stunde der Einreichung zu fegen, und worüber dem Bewerber un: 
verjüglich eine mit der Zeit der Präfentation und mit der Bezeich— 
nung der Erfindung auf:dem LUmfchlage wörtlich übereinftimmende 
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amtliche Beſcheinigung auszuſtellen iſt) ſichert demſelben den An⸗ 
ſpruch auf Prioritaͤt ſeiner Entdeckung, Erfindung, oder 
Verbeſſerung. 

Vorlaͤufige Anzeigen einer Entdecung, Erfindung oder 
Verbeſſerung, ohne die Beſchreibung ſelbſt (auch bey dem Vor— 
behalte, dieſelbe nachtragen zu wollen) werden nicht beruͤckſichti⸗— 
get und die in der aͤußeren Bezeichnung mangelhaft erſchei⸗ 
nenden Befchreibungen ſollen, nad) Beyſetzung des Präfentas 
tums, zur Ergänzung zurüdgegeben werden. 
| Keine Unterbehorde, bey welchen Privilegiengefuche und 
i Befchreibungen einkommen, hat ficy mit der Erörterung über 
die Perfon oder Sache zu befaffen; vielmehr fol die Bes 
fehreibung ohne Verzug und uneröffnet an dad Minifterium 
des Innern befördert werden. 

Die Behörden und Stellen find far jede Verſaͤumniß, 
oder Verletzung der Siegel zung bie Umtsuntergebenen, vers 
antwortlich. 

Eine vorläufige Eröffnung und Unterſuchung der Entde— 
Kung, Erfindung oder Verbefferung findet nur bey Gegen; 
ftänden, die in dad Sanitätsfach einfchlagen, ftatt, und 
fann nur von dem Minifterium des Innern verfügt werden; 
alle übrigen eınfommenden Befchreibungen bleiben bey dem; 
felben verfchloffen aufbewahrt. 


Inſtr. zu den Grundbeflimmungen für daB Gewerbömefen v. 28. 
Dis. 1825._$. 48. 49, Regbl. v. 1826. ©. 140 — 145, 


65) Erkfenntniffe 


ſ. Appellation. Befcheide. Civilprozeſſe. Defrete. Entfrheidungsgrüns 
de. Gerichtsbarkeit. Nullität. Rechtserkenntniſſe. Spruchbriefe. 
Stempel. Urtheile. 


Zu — foͤrmlichen und rechtlichen Erkenntniß wird 

Folgendes erfordert: 

a) Daſſelbe ſoll ſchriftlich abgefaßt ſeyn und nicht nur die 
Namen des Richters und beyder Partheyen, oder ihrer 
legitimirten Anwaͤlte, ſondern auch mit kurzen Worten 
die Streitſache ſelbſt und ihre Erledigung enthalten. 
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b) Der Richter ſoll mit feinem Erfenntniß über die in den 
Akten vorgebrachten Anträge (fo viel den Streitgegenftand 
in der Hauptſache betrifft) nicht hinaus gehen. 

c) Daffelbe fol nicht mehr bedingt, mit der Claufel „es 

fey denn, daß diefe oder jenes hinlänglich bewiefen 
werden koͤnnte“ abgefaßt ſeyn; vielmehr ift nöthigen 
Falls den Parthien der Beweis mit dem Anhang aufs 
zutragen, daß nach ſolchem ein Weiteres den Rechten 
gemaͤß erfolgen werde. 

d) So viel immer nach Beſchaffenheit der Sachen und 
Perſonen thunlich iſt, ſolle auf ein Gewißes geſprochen 
werden. | | 

e) Alternationen find in dem Erfenntniß zu vermeiden, 
wenn nicht die amgeftellte Klage felbft alternativ oder 
der Richter im, Zweifel ift, ob die eingeflagte Sache 
noch eyiftire, in welchem Fall entweder auf diefelbe in 
Natur, oder auf deren Werth und Intereſſe geſprochen 
werden ſolle. 

f) Der Richter hat geſchichtlich nur nach dem, was aus 
Akten und legal bekannt iſt, rechtlich aber nach den bai- 
eriſchen Geſetzen, Statuten, Freyheiten und hergebrach— 
ten Gewohnheiten zu urtheilen. 

g) Bey Lokalſtatuten und Gewohnheiten ſoll der Richter 
vorzüglich) dahin fehen, ob das Statut nur die Form 
und Splennität einer gepflogenen Handlung, oder die 
Merfonen und Güter felbft betreffe? Im erftern Fall ift- 
nad) dem Statut oder der Gewohnheit des Orts, wo 
die Handlung gepflogen wird, zu fprehen; im Ießtern 
Fall aber erſtreckt fich das Statut oder Herfommen weis 
ter nicht, als auf die in jenem Dre befindlichen Güter 
und wohnhaften Perfonen. Endlich, 

h) find allen Erfenntniffen die Entfcheidungsgrände bey: 
zufügen. 

Cod, jud. Bav. Cap. 13 $. 7. 


Die ln find angeiviefen, daß fie in allen Faͤl⸗ 
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Nlen bey Ablieferung eines zum Zucht- oder Arbeitshaus 
Verurtheilten dem Vorſtand der betreffenden Strafanſtalt ei⸗ 
ne vollſtaͤndige Abſchrift des appellationsgerichtlichen Straf— 
urtheils mit der Geſchichte und den Entſcheidungsgruͤn—⸗ 
den, und eben fo auch eine Abfchrift des allenfalls erganges 
nen oberappellationsgerichtlichen Erfenntniffes (wenn anders 
dieſes nicht durchaus beftätigend ausgefallen in) mittheilen follen. 


V., d. Einfendung der Strafurtheile an die Adminiftrationen , 
der Strafanftalten Brad 3: 17. Nov. 1814. Regbl. 


Vermoͤg eines mit Württemberg abgefchloffenen Zus 
risdittionsvertrags haben fich beyde Fontrahirenden 
Staaten fowohl in bürgerlichen als peinlichen Sachen gegen 
feitige Rechtshuͤlfe zugefichert. Jeder von Beyden erkennt in 
- feinem Gebiete die Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit der ridy» 
terlichen Erkenntniffe ded andern Staates an, infofern die 
felben von einem beyderfeits als Fompetent angenommenen 
Gerichte ausgegangen find. Ein von einem zuftändigen Ge 
richte erlaſſenes rechtöfräftiges Erfenntniß begründet vor den 
Gerichten ded andern Staats die Einrede des rechtäfräftigen 
Urtheild, mit denfelben Wirfungen, ald wenn dad Urtheil 
von einem Berichte desjenigen Staats, in welchem ſolche 
Einrede geltend gemacht wird, gefprochen worden wäre; ins 
gleichem werden folhe Erfenntniffe an den in dem andern 
Staat gelegenen Gütern des Sachfaͤlligen unweigerlich voll 
firedt, fofern durdy gerichtliche Zeugniffe dargethan ift, daß 
in dem auswärtigen Staate felbft, von, deſſen Gerichten er 
fannt worden, Feine paraten und hinreichenden Bolliire; 
Aungsmittel vorhanden feyen, und wenn nicht eigene Unter 
thanen mit Forderungen fich gemeldet haben, ruͤckſichtlich 
welcher ihnen an den zur Vollfiredung des fremdrichterlichen 
Erfenntniffes angewiefenen Sachen ein vorzägliches oder gleis 
ches Recht gefeklich zuſteht. 

Soll daher die Huͤlfsvollſtreckung an der Subſtanz un 
beweglicher Güter gefchehen, fo ift zufürderfi der Inhalt des 
fremdrichterlichen Erfenntniffes, nebft Anzeige der Güter, 

| j auf 
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auf welchen bie Huͤlfs vollſtreckung nachgeſucht —— iſt, oͤf⸗ 
fentlich bekannt zu machen; auch find alle Unterthanen die⸗ 
ſes Staats, welche etwa aus dem Grunde einer Hypothek 
oder anderer Titel ein vorzuͤgliches oder gleiches Recht an 
jenen Guͤtern zu haben glauben, unter Anberaumung eines 
Praͤkluſivtermins aufzufordern, bey dem einſchlaͤgigen Gerich⸗ 
te erſter Inſtanz ihre Forderung geltend zu machen. 


Bekanntm., den mit Würtemberg abgeſchloſſenen Jurisdiktiond⸗ 
vertrag betreff. v. 7. May 1821. $. 1— 3. Keybl. ©. 
869 — 871. | 

Bey jedem Erfenntniffe folle in der Regel nur ein Ey 
emplar und zwar, dasjenige, welches den Parthien publizirt 
wird, mit dem vorgefchriebenen Gradations- und Klafr 
fenftempeT verfehen werden. 

V., den Stempel der Erkenntniſſe betreff. v. 3. Apr. 1822, 
Regbl. S. 442. 


Wenn bey Givilftreitigfeiten eine Parthey das Armen: 
recht erlangt hat und in definitiven Erfenntniffen die Kos 
ften Fompenfirt werden, fo find die Erfenntniffe auf folches 
Stempelpapter zu fehreiben, welches der Hälfte des nors 
malmäßigen, Stempelbetrages gleich koͤmmt; berechnet fich 
diefe Halfte zu einem Betrage, für welchen eigene Stempel; 
bogen nicht befiehen, fo ift ein nächft entfprechender Stems 
pelbogen zu gebrauden und anzubeften. 

Bey Zwifhenbefheiden in einer zwifchen einer «ar: 
mens und einer zahlungsfähigen Parthey anhängigen Civil 
freitigfeit muß dad normalmäßige Stempelpapier gebraucht 
werben, fofern die zahlungsfähige Parthey den Zwifchens 
befcheid veranlaßt hat; außerdem fällt die Anwendung des 
Stempelpapierd hinweg. Werden im Endbefcheid dier Kos 
ften fompenfirt, oder der armen Parthey aufgebärdet, fo 
Tonnen. die bereitö erhobenen Stempelbetraͤge in feinem Fall 
rücvergütet werden. 


Bekanntm., — ae betreff. v. 50. Apr. 1826, 6. is 
2. Intel. BL. f. d , Donaukreis ©. 602. 
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66) Erndte. 


Wenn anhaltend ſchlechte Witterung zur Zeit der 
Heus oder Fruchterndte einfaͤllt, fo hat der Seelſorger ſei— 
nen fämmtlichen Pfarrgenoffen vorläufig die Erlaubniß zu 
ertheilen, an dazwifchen kommenden Sonn und gebotenen 
Feyertagen, an weldhen das Wetter günftig ift, nad) geens 
digtem Gottesdienft die Erndtegefchäfte, ſowohl Vor⸗- als 
Nachmittags, beforgen zu dürfen; auch ift an foldhen Sonn: 
und Fefttägen der vormittägige Gottesdienft zu einer frühes 
ren Stunde abzuhalten, die öffentliche Abendandacht aber 
ganz zu unterlaffen. 


D., die Arbeiten an Feyertägen im —— —— v. 2. Dei. 
1809. Regbl. v. 1810. 


enter 


f. Einfteher. Gemeindewahlordnung. 


„ 68) Erwerbsarten, froye 


AS freye Erwerbsarten find gefeglich folgende ber 
zeichnet: 

a).Urbeiten und Erzeugniffe, zu deren VBerfertigung wif 

fenfchaftliche Ausbildung und höhere Kunfifertigfeit er 
fordert wird, 3. B. die Berfertigung mathematifcher, 
phyſikaliſcher, optifcher oder. Hydraulifcher Anftrumente 
und Mafchinen, die Ausuͤbung der bildenden Künfte 
überhaupt, die Gravir-, Steinfchneide:, Glasſchleifer— 
und Glasmalerfunft u. f. w. 

b) Alle Arten von Spinnerey in jedem verwebbarem Ma 
terial, mit oder ohne Mafchinen, einfchließlich fämmtlis 
cher Bordereitungd + und Berfeinerungsarbeiten. 

ce) Die Verfertigung von Frauenkfeidern und Putz durch 
Srauensperfonen, mit Zuziehung von Gehälfn 
nen, und mit der Befugniß, andere ihres Gefchlechts 
darin zu unterrichten, einſchließlich des Weifnähens, 
Stidens, Spigenflöpplen® und. Spigennähens. 
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d) Die Bereitung von Parfümerien, und VBerfertigung 
kuͤnſtlicher Blumen, feiner Zlechtarbiiten und ähnlicher 
Galanteries, Lupus » und Modeartikel. 

e) Die Verfertigung einzelner Beftandtheile von Gegen: 
ftänden, welche von beftehenden Gewerben erft zufam: 
mengefeßt, eingerichtet und im Ganzen zum Berfauf 

- gebracht werden, ohne diefe Zufammenfekung aber all: 
gemein nicht zu gebrauchen find, 3. B. Uhrenräber, 
Sattelbäaume u. f. w. | 

f) Die Berfertigung hoͤlzerner Handwerkszeuge, derley ges 
wöhnlicher Gartens, Land, Hausmwirthfchaftd + und Kuͤ⸗ 
chengeräthfchaften, Feiner Horn :, Bein: und Schnikwaas 
ren, ordinärer Flecht- und Kinderfpielmaaren, oder fon; 
fliger geringer Verbrauchsgegenſtaͤnde z. B. Be 
Zuͤndhoͤlzchen u. dal. 

Sodann ift Jedermann unverwehrt, für fih und fein 
Haus Arbeiten eines jeden Gewerbes zu verfertigen, oder 
durch feine Hausgenpffen verfertigen zu laſſen. 

Den um dergleichen freye Gewerböarten fich anmelden; 
‚den Bewerbern ift in Zufunft abfeite der Polizeybehörden 
blos ein Licenzſchein zu ihrer Legitimation zu ertheilen 
und zwar foll derfelbe bereits anfäßigen Perfonen oder Ger 
werbsleuten ohne alle Schwierigfeit oder Formlichfeit — bey 
neuen Niederlaffungen aber unter Beobachtung der für die 
Anfaßigmachung gegebenen Borfchriften ertheilt ‚werben. 

Uebrigens verfteht es fich von felbft, daß, infoferne für 
bie Ausuͤbung eined nunmehr der freyen Konkurrenz über: 
Taffenen Gewerbszweiges ein Privilegium ſchon gegeben ift, 
- oder noch gegeben würde, der Inhaber bey feinen ausſchlie— 
Benden Befugniffen nach Inhalt des Privilegiumsd zu fehüs 
gen feye; auch bleiben die Unternehmer eines freyen Ge: 
fchäftes in der Ausäbung deffelben und im Gebrauche der 
dazu erforderlichen Hülfsmittel an die beftehenden Gefeße 
und Polizegvorfchriften, wie’ andere Gemwerböinhaber, ge 
bunden; wogegen fie mit den Leßteren in Hinficht auf Markt 

Ä 4. 
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und Abſatz für ihre Erzeugniffe alle Vortheile und Befchräns 
kungen zu theilen haben. 


V., den Vollzug der Srundbeftimmungen für das Gewerbsweſen 
betreff v. 28. Dez. 1825. $. ee 47. Regbl. v. 1826. ©, 
136 — 159 


— 69n9Erzbiſchoͤfe. 
| f. Biſchöfe. | 
. 70) Erziebungsanflalten. 
f. Privaterziehungsinftitute. 


Zu dem Wirfungsfreis der Provinzialregierum 
gen gehört befonderd die Sorge für Befoͤrderung des ger 
fammten Schuls und Erziehungswefens,‚-und der öffentlichen | 
Anftalten für Bildung in Kuͤnſten und Wiffenfchaften — die 
Aufrechthaltung der hierüber beftehenden Verordnungen — 
die Auffiht auf den Vollzug der Unterrichtönormative, fo 
wie die Dberaufficht auf alle Volks-⸗ Bürger, Feyertags:, 
Arbeits s und Induſtrieſchulen, und auf die im Kreife geles 
genen Schullehrerfeminarien, öffentliche Erziehungshäufer, 
—— Gymnaſien, Lyceen und Bibliotheken. 
Die unmittelbare Leitung des Volksſchulweſens 
bleibt (unter Aufſicht der Diſtriktsinſpektionen, Landgerichte, Magi— 
ſtrate und Herrſchaftgerichte) den Lokalſchulinſpektionen uͤberlaſ— 
ſen; eben ſo gebuͤhrt die innere, unmittelbare Leitung der 
höheren Studienanſtalten den Rektoraten; insbeſondere iſt 
die Aufnahme und Entlaſſung der Schüler bey den Volks— 
und Induſtrieſchulen den Lokal⸗  Schulfommifftonen und’ bey 
den Studienanftalten den Reftoraten dergeftalt anheim geges 
ben, daß fich die Kreisregierung nur mit den gegen Verfü: 
gungen diefer Behörden fich erhebenden Reklamationen, und 
zwar in letzter Inſtanz, zu befaffen hat. 

Die Erlaubniß zur Ertheilung von Privatunter 
. richt und zur Unternehmung von Privat:, Erziehungs; 
und IEMTREIEEOSORUINALIEN bangt von den Unterdehoͤrden ab, 
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Diefe find jedoch verantwortlidy, diefelde nur ſolchen Indi— 
viduen zukommen zulaffen, welche genügende, von ben fons 
ftituirten Pruͤfungskommiſſionen ausgefertigte, Zeugniffe ber 
figen. Die Kreisregierungen haben in diefer Beziehung erfk 
alsdann einzufchreiten, wenn die Unterbehörden ihre Pflicht 
verabfaumen, oder wenn von betheiligten BED UM reflas 
mirt wird, 

Die Altersdifyenfationen in Hinfiht des Ein 
tritt8 in die Studienanftalten, ferner die Difpenfen von eins 
zelnen Lehrgegenftänden, fo wie die Zulaffung zum Befuche 
der Studienanftalten, in dem Abſehen, ſich nur gewiffen 
Faͤchern zu widmen, find den Neftoraten überlaffen, welche 
jedoch diefe Difpenfen pflichtmaͤßig in den Zahrszeugniffen 
anzumerken haben. Ä 

V., den Wirkungskreis ıc. betreff. v. 17. Dez. 1825. $. 38. 45. 
43. Regbl. ©. 1075 — 1081. 

Die dffentlichen Schul» und Erziehungshäufer, fo wie 
die Stiftungsgebäude, in welchen fich öffentliche Wohlthätigs 
Feitsanftalten befinden, find von der Häuferfisuer be 
freyt. 

Gef., die allgemeine ——— Bern: vd. 15. Aug. 1828. 

$. 2. Gcf.Bl. ©. 
Die Revifion und Aburtheilung der Jahrsrechnun— 
gen 

a) des Erziehungsinftitutd für Studirende in München, 

b) des Erziehungsinftituts für die weibliche Tugend in 
Nymphenburg, 

c) des Centralbuͤcherverlags, und 

d) des Gentrals und Reſervefonds für Schulen und Stus 
dienanftalten, ift der im Jahr 1826 errichteten Rech⸗ 
nungsfammer übertragen. 


V., da8 von der oberften GStiftungd » und Gemeinbefuratel biß- 
ber behandelte Rechnungsweſen betreff. v. 5. Nov. 1826. $. 
1. Reybl. ©. 771, 


69 | | Effig. Eftaffetten. 


1) Cffig. 
f. Malzauffchlag. 


Der Handel berechtigter Gewerböleute mit Efiig und 
ähnlichen unentbehrlichen Getränfen ift im Innern des Landes 
(unter Beachtung der beftehbenden Polizeyvorfchriften über Maag und 
Tare, und der verordneten Befchau) von einem Polizeybezirk in 
den andern und von Gemeinde zu Gemeinde durchaus 
frey. i 


V., das Gewerbsweſen betreff. v. 28. — 1825. $. 18. (3.) 
Regbl. v, 1826. ©. 1 


Wer ſich mit dem Eſſigſieden abgiebt, und Malz hiezu 
verwendet, hat den Malzauffhlag zu entrichten, ohne 
Unterfchied, ob diefer Artikel zum häuslichen Bedarf oder 
zum Berfauf beftimmt ift. 


V., die Be der Watzauffhtäge gel v. 28, Juli 
1807. $. 8. Regbl. 1276. _ 


12) Efiaffettem 


Nicht allein die koͤnigl. Stellen und Behörden, fondern 
auch Privaten Fonnen fi der Verſendung mittelft Eftaffette 
bedienen. Die Poftbehorden und Pofthalter find verbunden, 
folhe Aufgaben zu jeder Stunde, bey Zag und Nacht, ans 
zunehmen und der Vorfchrift gemäß zu befördern, fo wie 
auch die von fremden Poſten anfommenden, weiter gehöris 
gen, Sendungen ohne Verzug befbrdert werden follen. ($. 1.) 


Es Fonnen fowohl Briefe als Schriftenpafete 
mit Eitaffette verfendet werden ; jedoch follen folche das Ge 
wicht von 15 Pfd. nicht Äberfteigen ; fie müßen in einer den 
Inhalt vollfommen fichernden Packung und wohl gefiegelt 
übergeben werden; auch dürfen fie nur von einem folchen 
Umfange feyn, daß fie entweder in die Eftaffettentafche zum 
Verſchluſſe gebracht, oder, in eigene Felleifen verpadt, 
durch den reitenden Poftilfon.füglich trandportirt werden koͤn⸗ 
nen. Wo jedoch eigene Zelleifen nothwendig find, Haben 


- 
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folche die Aufgeber felbft beyzufchaffen und mit der Sendung 
an den Beflimmungsort ablaufen zu laſſen, wofelbft fie zur 
Verfügung des Empfängers bleiben. ($. 2.) 

Die mit Eftaffette abgefhidt werdenden Sendungen 
mäßen mit einer deutlichen Adreſſe verfehen feyn, welche 
den Namen und Stand des Adreffaten hinlanglich bezeichz 
net; auc) ift e8 nothwendig, daß der Beflimmungsort deuts 
lich aufgefchrieben und durch Beyſetzung ded Landes, der 
Provinz und Gegend, worin derfelbe liegt, beftimmt nach; 
gewiefen werde. 

Die Aufgeber find überdies berechtigt, den Tag und die 
Stunde, in welcher fie die Sendung der Poftbehörde übers 
geben haben, auf der Adreffe anzumerken. ($. 3.) 

jeder Aufgeber einer mittelft Eftaffette abzuſchickenden 
- Sendung ift verbunden, der Poftbehörde feinen Namen, 
Stand und Wohnort anzugeben, damit im Falle der Rüd: 
fendung diefelbe ihm uneroͤffnet zuruͤck geftellt, oder das ab; 
verlangte Retourrtzepiffe richtig behandigt, oder wegen weis 
terer Koftenberechnung mit ihm verhandelt werden Fonne. 
($. 4.) 

Jeder Aufgeber ift gehalten, den Koftenbetrag der Eftaf 
fette bis an den Ort ihrer Beftimmung gleich bey der Aufs 
gabe baar zu bezahlen, und ed ift Feine Poftbehorde ver: 
bunden, vor deffen Erlegung die berlangte Eflaffette abge 
ben zu laſſen. Sollte der ganze Koftenbetrag wegen ver; 
‚änderter Pofttaren im Auslande, und wegen unfländiger 
Auslagen für Brüden:, Fahrs, Thorfperrgelder u. dgl., 
- nicht bey der Aufgabe berechnet werden koͤnnen, oder hat der 
Aufgeber auf den Fall, daß dem Adreſſaten die Sendung 
an dem Orte, wohin ſolche urſpruͤnglich geſtellt wurde, nicht 
fonnte behändiget werden, die weitere Verſendung mittelft 
Eftaffette verlangt; fo ift bey der, Aufgaböpoftbehorde (zur 
Dedung diefer noch unbekannten weiteren Koflen) ein. angemeffe: 
ner Geldbetrag in fo Tange zu hinterlegen, bis nach einge: 
gangenen Nachrichten von den betreffenden Poftamtern, ganz: 
lich mit demſelben abgerechnet werden kann. ($. 5.) 
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Der Berbindlichfeit, den Koften der abzufendenden Eſtaf— 
fette gleich bey der Aufgabe zu erlegen, find die Eivil; 
und Militärbehorden in Fällen, wo fie wegen eiliger 
Staatsangelegenheiten Sendungen mit Eftaffette abzufchiden 
haben, zwar enthoben; fie müßen aber den Poftämtern jedes; 
mal eine fehriftliche Requifition ausftellen, in welcher das 
Abſchicken der Sendung mittelft eigener Eftaffette ausdrüds 
lich verlangt und die Adreffe, an wen und Ben folhe ge 
hört, deutlich vorzumerfen ift. 


Die Poftbehorde hat fonach ihre Koftenberechnung' bey 
ebenderfelben Stelle, welche die Requifition ausgefertigt hat, 
zu übergeben, deren Bezahlung fpäteftend binnen 4 Wochen 
bewerfftelliget werden folle. 


Efiaffetten, welche in dringenden Dienftangelegenheiten 
von Fonigl, Behörden direft an die Minifterialftellen, an bie 
centralifirten Stellen, oder an Generalfreisfommiffariate 
und Finanzdireftionen abgefchicft werden, Fonnen auch, als 
bey der Abgabe zahlbar, aufgegeben werden; es muß jedod) 
diefe Anmweifung in der an die Poftbehorde augzuftellenden 
Requifition, fo wie auch auf der Adreffe erfichtlich feyn. 

Die Berechnungen und Eingaben über Eftaffetten, wel 
che im Staatsdienſt abgefchidt werden , find ftempelfrey. 
($. 6.) 5 

Die Koften für die mit Gftaffette abgehenden Senduns 
gen beftehen: | 

a) in den Erpeditionsgebühren, welche bey ber 

Yufgabspoftbehörde und bey allen Oberpoftämtern oder . 

jenen Poftämtern, wo die Eflaffette neu verpadt und 

mit eigenem Korrefpondenzzettel und Stundenpaf verfe 

ben werden muß, zu entrichten find. Fuͤr alle im 

Staatsdienft abgehenden Eftaffetten ift die Erpeditionds 

gebühr mit 30 Fr. — für Privateftaffetten aber mit 2 fl. 

zu entrichten; wenn jedoch eine Eftaffette von dem Ort 
ber Aufgabe, oder der Umfpedirung bis zu ihrer Abga— 
be, oder weiteren, Umfpedirung, nur bis zur erfien Pofk 
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ablöfung Tauft, fo findet blos die Hälfte obiger Expedi⸗ 

tionstaxe ſtatt; 

b) in den Rittgeldern, welche nach der beſtehenden Ertra; 
pofttare mit einem Zufchlag von 15 Fr. für die einfache 
Poſt zu bezahlen find. Bey Eftaffetten im Staatsdienft 
fallt diefer Zufchlag weg; 

e) in dem Trinkgeld des Poftillons, welches auf 8 Fr. 
für die Poftmeile oder 16 Fr. für die einfache Station 
beftimmt ift; 

d) in den Bruͤcken- und Fährgeldern und andern 
befondern Auslagen; endlich 

e) in der Bezahlung der Zaren, Gebühren und Ausla— 

‚gen an fremden Poften, über welche die Eftaffette vers 

fendet wird. | 
Bon Entrihtung des inlaͤndiſchen Weggeldes find die 
Eiftaffetten befreyt. ($. 7.) 

Jedem Aufgeber einer mit Eftaffette abzuſchickenden Sen; 
dung folle von der Poftbehorde ein Aufgabſchein, (ohne 
biefür eine befondere Gebühr zu fordern) zugeftellt werden. In 
demfelben muß zugleich die gefchehene Bezahlung oder der 
hinterlegte Betrag quittirt feyn. Diefe Befcheinigung befreyt 
jedoch den Aufgeber Feineswegd von ‚einem Nachtrag der 
weiteren, beym Zransport der Eftaffette ſich ergebenden, 
Auslagen. ($. 8.) | 

jeder Aufgeber iſt auch berechtiget, ein Retourre 
cepıiffe, oder einen ſolchen Beftellungsfchein zu verlangen, 
der mit der Eftaffette abgefchicdt und dem Adreffaten zur Un: 
terfchrift vorgelegt wird. Die inländifchen Poftbehörden has 
ben die Rüdfendung diefer Beftellungsfcheine mit erfter Ge: 
Iegenheit zu beforgen, und auch an ausländifche Poften, 
welche bierunter das Gleiche beobachten, follen r alsbald 
forgfältig zuruͤck geſchickt werden. 

Bey der Rüdfunft eines folchen —— hat der 
Privataufgeber 12 Fr. zu entrichten. ($. 9.) 

Die Sendungen durch Eftaffette folen immer fehleunigft 
abgefertigt werden und nur befonderd hindernde Umftände 
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fonnen die uͤber eine halbe Stunde dauernde Verzoͤgerung 
des wirklichen Abgangs rechtfertigen. 

In der Regel find die Eftaffetten über bie naͤchſte Poſt⸗ 
route nach ihrem Beftimmungsort zu ‚geleiten. Eıne Aus 
nahme hievon findet jedoch ftatt: 

a) wenn der Aufgeber felbft die Beförderung über eine bes 
flimmte Route verlangt und folche eigenhéendig auf der 
Adreffe feiner Sendung vorzeichnet; 

 b) wenn in Kriegözeiten die Sperrung einer Poftroute 
oder die Sicherheit der Spedition eine andere Jnftradis 
rung erheifcht; und 

c) wenn wegen Ueberſchwemmung, oder andern Hinder 
niffen die gerade Route nicht wohl befolgt werden Fann, 
ohne die Sendung einer Gefahr oder bedeutenden Vers 
zoͤgerung auszuſetzen. ($. 10.) 

Bey allen Poftbehörden und Pofthaltereyen müßen zmeds 
mäßig rubrizirte Manualien vorhanden feyn, in welde 
die abgehenden, durchpaflirenden und am Orte felbft bleibens 
den Eiiaffetten eingetragen werden. 

Diefe vorfhriftmäßig geführten Manualien geben, in 
Uebereinftimmung mit jenen der benachbarten Stationen, 
den Beweid über den Lauf einer Eftaffette, felbft in dem 
Hall, wenn der Stundenpaß oder das Recepiſſe verloren ge⸗ 
gangen wäre. ($. 11.) 

Die Poſtexpeditoren, Poſtſtallmeiſter und Poſthalter ha—⸗ 
ben die mit Eſtaffette abgehenden Sendungen durch zuverläs 
Big Poftillonsd. transportiren zu laffen und es iſt ihnen 
auf das firengfte verboten, folche an fremde, oder nicht im 
Poftdienft ftehende Perfonen, an Lohnkutſcher, Reiſende, 
durchpaflirende Kuriere u. dal. zur Beförderung zu überges 
ben. Das Umgehen: diefed Verbots zieht eine Strafe von 
50 fl., felöft in dem Falle nach fih, wenn der Sendung 
Übrigens Fein Nachtheil daraus erwachfen wäre. Nicht mins 
der verboten ift es, die Eftaffetten gelegenheitlich der ordis 
nären Poft verführen zu laſſen. Sollten übrigens bey der 
Aufgabe einer Eftaffettenfendung alle eigenen Pferde des 
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Poſthalters für den gewöhnlichen oder Extrapoſidienſt bereits 
verwendet feyn, fo hat fich derfelbe an die Rofalpolizeyber 
hörde zu halten, welche den Transport der Efiaffette bis zur 
nächften Station einem andern Pferdebefiger übertragen 
wird. Zu diefer Aushälfe find befonderd die am Ort ans 
fäßigen Lohnkutſcher beyzuziehen, welchen in folchem 
Tall das ganze tarmäßige Pofts und Trinkgeld zu bezahlen 

iſt. | | 

Der Zransport der Eftaffetten fol auf die Entfernung 
von einer einfachen Station binnen zwey Stunden Zeit ge 
Veiftet werden, und eine Ausnahme von diefer Negel darf 
nur wegen außerordentlicher Hinderniffe oder Borfälle ftatt 
finden, welche in den Stundenpäßen anzugeben und von den 
vorgefekten Poftbehörden zu unterfuchen find. ($. 12.) 

Auf Stationen, wo die Weiterfendung einer Eftaffette 
mit Feinen befonderd zögernden Umftänden verbunden ift, 
wo fie nämlich nur in dad Manual und den Stundenpaß 
eingetragen werden darf, foll mit dem Pferdewechfel 
bey Zag nicht mehr als 10 Minuten und bey Nacht nicht 
mehr ald 15 Minuten zugebracht werden, und felbft das - 
Umfpediren foll nicht laͤnger als höchftens eine halbe Stuns 
de dauern. ($. 15.) 


Würde eine mit Eflaffette abgeſchickte Sendung während 
des Transports verloren gehen, fo find die Polizeybes 
hörden verbunden, auf Requifition der Pofibehörde, oder 
auch auf die bloße Anzeige des Poftillons, zu deren Wieder; 
auffindung allen thunlichen und zwedmäßigen Beyftand zu 
Teiften und wenn mit der Veranftaltung hiezu Koften vers 
bunden find» fo hat folhe der Poftinhaber, deſſen Poftil 
Ion den Transport beforgte, alsbald zu erfeßen. Uebrigens 
follen in diefem Falle von der Polizeybehorde oder dem Pofts 
amt, bey welchem über den Verluſt einer Eftaffettenfendung 
Anzeige gefchehen ift, die Ausfagen und Angaben ded Pos 
ftillond und des Pofthalters zu Protofoll genommen und eis 
ne Abfchrift deffelben mit erfter Poftgelegenheit an dasjenige 
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Oberpoſtamt eingeſchickt werden, unter welchem die Station 
ſteht, deren Poſtillon den Verluſt gemacht hat. 

Der Finder einer in’ Verluſt gekommenen Eſtaffette 
bat die DObliegenheit, folche ohne Verzug an bie nädıfte 
Poftbehörde abzultefern, dieſe wird ihm fodann eine Beloh— 
nung von 5 fl. 24 fr. auszahlen, welche der Dienftherr des 
nachlaͤßigen Poftillons zu erfeßen hat. ($. 14.) 

Alle Eftaffettenfendungen find dem Wdreffaten bey Zagr 
und Nachtzeit fogleich zuzuftellen, und diefer, oder derjenige, 
weldyer für ihn die Sendung in Empfang nimmt, bat die 
Poftbehorde, mit Angabe des Tages und der Stunde der ge 
fchehenen Behandigung, auch mit deutlicher Bezeichnung feis 
ned Namens und Standes, daruͤber zu befcheinen, dem Ues 
berbringer find 24 Fr. Beitellungsgebühr zn bezahlen, fofern 
die Sendung einen Privaten betrifft. ($. 15.) 

Befindet fich der Adreffat nicht an dem Orte, wo ihm 
die mittelft Eftaffette abgefchiefte Sendung vermdg ihrer Auf 
ſchrift zu übergeben war, und bat berfelbe aud) für die Ue— 
bernahme und weitere Beforgung der an ihn einlaufenden 
‚Sendungen Niemand aufgeftellt, ſo fol fie ihm an den Ort 
feinsd befannten Aufenthaltd blos mit der erften gewohnlis 
chen Poftgelegenheit (unter poftamtliher Refommandation und 
Zutasirung des weitern Poſtporto) uͤbermacht werden, wofern 
nicht bey der Aufgabe die ausdruͤckliche Verfuͤgung geſchehen 
iſt, daß dem Adreſſaten die Sendung an den Ort ſeines je— 
weiligen Aufenthalts mittelſt Eſtaffette nachgeſchickt werden 
ſolle. 

Wenn aber der Aufenthalt eines Adreſſaten nicht mit 
Verlaͤßigkeit bekannt iſt, ſo ſoll die Sendung bey der Poſt—⸗ 
behörde drey Tage aufbewahrt werden und bey vergeblich 
gepflogener Nachfrage an die Aufgabepoftbehorde mit der ges 
wöhnlichen Poftgelegenheit zuruͤckgehen. ($. 16.) 

Würde eine Eftaffettenfendung durch Nachlaßigfeit eined 
Poftbedienfteten verloren geben, befhädigt, ober bes 
deutend verſpaͤtet werden, fo Tonnen die Aufgeber, oder 
andere berechtigte Reklamanten wegen des ihnen erweislich 
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zugegangenen Schadens bey dem koͤnigl. Poſtaͤrar keinen 
Erſatz verlangen und fie muͤßen ſich lediglich an denjeni— 
gen halten, durch deſſen Schuld der Schaden entſtanden iſt. 
Die Poſtbedienſteten ſind daher nach Maßgab ihrer obha— 
benden Funktion für jede Nachlaͤßigkeit, auf welche eine Er; 
faßforderung gegründet werden Fann, verantwortlich und 
haftbar; fo wie die Pofterpeditoren, Poftitallmeifter und 
Pofthalter für erhebliche Verſehen ihrer Poſtillons einzuftes 
ben haben. 

Inzwiſchen Fann das Marimum des zu leiftenden Erfa: 
bes dad Dreyfache ded ganzen Eftaffettenfoiteng niemals 
überfteigen und derley Reflamationen müßen inner fech6 
Monaten, vom Lage ber Aufgabe oder des fich im Inland 
ergebenen Berluftes an, vorgebracht werden, außerdem eine 
Erfaßflage nicht mehr fiatt findet. .($. 17.) 

le Befhwerden und Reflamationen über 
Befchädigung oder unrichtige Beftellung von Eftaffettenfen: 
dungen, find bey dem einfchlägigen Oberpoflamt, in deffen 
Bezirk die Efiaffette aufs oder abgegeben worden, anhans 
gig zu machen. Daffelbe hat vorderfamft eme amtliche Uns 
terfuchung einzuleiten und wenn aus berfelben hervorgeht, 
daß der Grund und die Schuld der vorgebrachten Befchwers 
den oder Reflamationen auf eine augmärtige Poftftelle fallt, 
fo find die erwachfenen Unterfuchungdaften dem Reflamans 
ten gegen Gebühr in beglaubigter Abfchrift zuzuftellen, das 
mit er feine Anſpruͤche bey der fremden Poftftclle verfolgen 
Tann. Würde aber aus der amtlichen Unterfuchung fich ers 
geben, daß ein Fonigl. Poftbedienfteter in der Sache befans 
gen feye, fo hat dad Oberpoftamt, unter defen Bezirf er 
gehört, ein fummarifches Berfahren gegen denfelben einzus 
Teiten und in erſter Inflanz zu erfennen. In Appellationds 
fällen gelangen derley Befchwerden und Erfakflagen an dass 
jenige Generalfreisfommiffariat, in deſſen Bezirk die beklag— 
te Poftftelle fich befindet und bey weiterer Berufung in ber 
gefeklichen Frift an den Staatsrath. ($. 18.) 

Wenn wegen einer bedeutenden Berfpatung der 
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Beförderung oder Beftellung einer Eſtaffette reffamirt wird, 
fo foll der fchuldig befundene Poribedienftete in "den Erfaß 
fämmtlicher Eftaffettenfoften, fo wie auch in die Unterſu— 
chungs s und Prozeßkoften verurtheilt werden. - Unter bes 
deutender Berfpätung ift aber eime folche zu verfichen, 
welche ein Viertel der Zeit im Ganzen mehr beträgt, als 
binnen welder die Eiftaffette von dem Ort ihrer Aufgabe 
bi8 an den Ort ihrer Beſtimmung ‚hätte befordert: werden 
fonnen. Uebrigens find alle Berfpatungen, auch ohne vor 
‚gebrachte Beſchwerde, mit einer Geldftrafe zu belegen, wels 
che dem Poftarmenfond zufommen folle, und zwar in der 
Maaße, daß für eine an der Poftflation verfaumte Biertels 
ftunde 15 Fr, — für-eine verfaumte halbe Stunde 30 fr. — 
für die Berfpatung von Dreyviertelftunden 1 fl., bey noch 
größerer Verſpaͤtung aber der Abzug der vollen Nittgebühr, 
nebft Zrinkgeld, endlid wegen hinzukommender befcyweren; 
der Umftande eine Geldfirafe bis 10 fl. anzufegen iſt. 
($. 19.) 


V., das Eſtaffettenweſen betreff. v. 16. Dez. 1813, $.1— 19. 
Regbl. S. 1585 — 1600. 


73) Efandartem 


Der aftiven Landwehr ift zur Auszeichnung die Fuͤh— 
rung Fonigl. Fahnen und Eftandarten bey denjenigen Regi— 
mentern und Bataillons bewilligt, welchen foldye bereitö ver 
liehen find, oder künftig verlichen werden. 


Zandwehrordnung v. 7. März 1826. $. 33. (2.) Regbl. ©, 313. 


74) Etat: 
% 
f. Budget. Finanzyefes. Forftetat. Kreidbauetat. 


Ein Etat ift die voranfchlägige Angabe, wie viel die 
fämmtlichen Einnahmen und Ausgaben eined Amtes durd 
alle Rechnungsrubrifen im Laufe eined Finanziahres der 
hoͤchſten Wahrfiheinlichfeit gemäß betragen werden. 

Da die Zufammenftellung der Nefultate aller Spezial 
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amteretatd in einem Generalfinanzetat bed Reiches 
den wichtigen Zweck hat, der oberften Finanzverwaltung eis 
ne. für die richtige Leitung der Finanzen unerläßlich noth— 
wendige Gefammtüberficht des Staatseinfommens und Staats» 
Aufmwandes zu Tiefern; fo muß bey der Etatdanfertigung 
mit aller möglichen Aufmerffamfeit und mit dem redlichften 
Pflichteifer zu Werk gegangen werden, damit nicht mangels 
hafte, unrichtige oder ganz falſche Angaben und Refultate 
einfommen. 


Der Etat eined jeden Amtes foll alle in deffen Rec: 
nung gehörigen Einnahms s und Ausfabstitel „enthalten und 
für jeden Zitel die Angabe ded voranfchlägigen Betrages 
liefern. Eine nachlaͤßige Zufammenwerfung mehrerer Ein- 
nahms- oder Ausgabstitel in eine Paufchfumme würde ge: 
gen die erften Etatserforderniffe verftoßen, weswegen aud) 
- Feine Rubrife von fogenannten „ſonderbaren“ Einnahmen 
und Ausgaben, oder „auf Insgemein“ erſcheinen darf. 


Die Einnahmen, fo wie die Ausgaben theilen 
fich ihrer Natur nach in ftandige und unftändige ab. 
Unter erftern verfteht man diejenigen, deren Größe fihon ein 
gewißes Maaß hat, oder für das fragliche FZinanziahr fchon 
mit Gewißheit vorausgefehen werden Fann und dieſe find 
nad) ihrem effeftiven Betrage in den Etat einzuftellen; wo; 
gegen leßtere nach den Regeln gegründeter Wahrfcheinlich- 
keit, geftäßt auf den Durchfchnitt der effektiven Beträge vers 
floffener Jahre, und auf eine forgfaltige Erwägung der im 
naͤchſtkommenden Jahre wahrfcheinlich eintretenden Umftände 
— berechnet und fomit approrimativ in dem Etat veran- 
fchlagt werden. 


Der Wahrheit in allen Etatsangaben fo nahe ald moͤg⸗ 
lich zu fommen, ift der erſte Grundfaß bey Anfertigung des 
Etats; ein zweytes Erforderniß aber ift deffen Nahhal- 
tigkeit, welche dadurch erreicht wird, daß die unftändigen 
Einnahmen nicht zu hoch und die unftändigen Ausgaben 
nicht zu ‚nieder veranfchlagt werden, Uebrigens follen die 
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Etatsſaͤtze, fo viel möglich, runde — ———— wel⸗ 
de ſich mit einer Nulle endigen. 
- Die Quellen und Sehelfe, aus welchen die Aemter 
die erforderlichen Anhaltspunkte für ihre Etats zu ſchoͤpfen 
haben, find in der Regel: 

a) die jüngft juftifizirte Rechnung, * 

b)’die Steuer-⸗ Grund⸗, Saal- und Vormerkungsbuͤcher, 

c) die Heberegifter und Zahlungstiften, 

d) zehenjährige Durchfchnittöberechnungen u. f. w. , 

Wenn aber bey neu organifirten Aemtern einige diefer 

Schelfe mangeln, fo ift nidyt nur das Amtsausaatwortungs⸗ 
Protofoll, fondern aud jedes andere zweddienlihe Huͤlfs⸗ 
mittel anzuwenden, um möglichft verläßliche Angaben zu 
erhalten. 


Inſtr. zur Ausfertigung des Etats der. olgemeinen Rentämter 
v. 1. Juni 1812. in Geret’5 Samml. 8. 1. 6.7—9. 


Zu dem Wirkungskreis der Finanzkammern gehört 
die Sorge fuͤr rechtzeitige und vorſchriftmaͤßige Anfertigung 
der Spezialetats bey den ihnen untergeordneten Aem⸗ 
tern und Kaffen — die Prüfung diefer Ctats ruͤckſichtlich des 
Formellen und Materiellen — die Zufammenftellung der eins 
zelnen Aemter- und Kaffenetatd — die Anfertigung eines 
Kreishauptfinangetatd und die Einfendung deffelben mit eis 
nem umfländlichen Erläuterurgöberichte. 

Die HDauptetats für den Staatsaufwand und die 
ftändigen Gefälle find nur alle 6 Jahre anzufertigen, und 
zwifchen diefer Zeit werden blos Varianten für den ordentli- 
hen Dienft und für unftändige Gefälle bearbeitet, worüber 
die Spyezialaufträge von dem Dinifterium der Finanzen auss 
gehen. 

Die Etatd: und Kaffenfuratel ift unter der 
Dberaufficht des Negierungspräfidenten dem Finanzfammer; 
direftor mit perfünlicher Verantwortlichkeit übertragen, wel⸗ 
‚her zu diefem Behuf alle Zahlungsordonanzgen beyder Regırs 
rungskammern Fontrafignirt, in fofern fie an Finanzkaſſen 


und Aemter gerichtet werben. 
V., d. 
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V. d. Wirkungbkreis ıc. betreff. v. * a 1825. $. 108, 112. 
Regbl. S. 1115. 


x. Sebed Minifterium hat die Etats über den erforder: 
lichen Aufwand für die feiner Leitung untergebenen Dienfts 
zweige felbft anzufertigen, und die hiezu nöthigen Mate: 
rialien durch die ihm unmittelbar untergeordneten Seellen 
rechtzeitig vorbereiten zu laſſen. 

Eben fo fteht jedem Minifterium die unmittelbare Ver—⸗ 
fügung über die ihm zugewiefenen Etatdfummen zu. 
Daher fol dad Minifterium der Finanzen, auf den Grund 
der Generaletatd, an die betreffenden Kaffen den nicht zu 
überfchreitenden Betrag der Etatdfumme eines jeden einzels 
nen Minifteriumd (mit Bezeihnung der Zahlungshauptepochen) 
anweifen, diefes aber die Detailrepartition und Anweiſung 
ohne weitere Dazwiſchenkunft felbft beforgen. 

Die Generaletats werden jährlih, innerhalb der 
GBraͤnzen des Finanzgefehesd einer jeden Epoche, in einer eis 
genen Konferenz der Minifter berathen und unter befonderer 
Genehmigung des Königd.feftgefeßt, und hiernach wird der 
einem jeden Minifter bey den verfchiedenen Kaffen des Reiche 
zufichende Kredit beitimmt. 

Feder Minifter iſt für die Einhaltung diefer Etat3 pers 
ſoͤnlich verantwortlich, infofern nicht deffen Ueberfchreitung 
durch außerordentliche Ereigniffe herbey geführt wird, deren 
Abwendung nicht in feiner Gewalt ſteht. Solche Ueber 
fchreitungen Tonnen (fo wie der bie Etatsfumme überfleigende 
Mehraufwand für gemeinnüsige Anftalten und Unternehmungen) 
mit höchfter Bewilligung aus den befonderen Etatsrefer 
ven, oder aus dem allgemeinen Nefervefond des Neichs, 
innerhalb der Gränzen des Finanzgeſetzes einer jeden Perio— 
de, gedeckt werden. 

Die von dem König genehmigten Generaletatd und die 
Afiignationen der Generalfredite der Minifter, werden von 
diefen Fontrafignirt, und von dem Prafidenten bed oberften 
Rechnungshofes ingroflirt; diefer Letztere ift verantwortlich, 
Daß die erwähnten Generaletatd und — (auf wel⸗ 

Fe) 
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chen die gefchehene Ingroffirung vor der Abfendung an die Kaflen 
verifizirt werden muß) in die Negifter des oberfien Rechnungs: 
hofes eingetragen werden, und daß jedes Ueberfchreiten ders 
felben zur unmittelbaren Anzeige gelange. 


V. die Formation der Minifterien — —— . DA 1835. $. 
21 — 24. Regbl. ©. 986 — 

Die Berathung des Generalfinanzetat3, wie folder (zu: 
gleich mit den Gefegedentwürfen für die Steuern und Auflagen zur 
Dedung der nothwendigen StaatBaußgaben) den Ständen verfafs 
fungsmäßig vorgelegt werden folle, gehört zu dem Geſchaͤfts⸗ 
freis des Staatsrathe. 


ER für den Staatdrath v. 18. Nov. 1825. Tit. IL $. 7. 
(5.) Regbl. ©. 870, 


5) Emwiggeld 
f. Prioritätdordnung. 


Dem Ewiggeld der Stadt München fieht dad Sepa— 
rationsrecht im Konkurs fowohl hinſichtlich des Kapis 
tals, als der davon. zu entrichtenden Gälten und Zinfen zu. 
Iſt eine Nealität nicht blos mit Ewiggeldern, fondern auch 
mit Hypotheken belaftet, fo haben im Gant die rädftindis 
gen Gülten von den zwey unmittelbar. vorhergehenden Jah— 
ren den Vorzug vor den Hypotheken; auch fünnen die Ewig 
gelder einen Partikularkonkurs veranlaffen. 


Mrioritätdordnung v. 1. Zuni 1822. $. 6. 8. Geſ. Bl. ©. 105. 


Die Ewiggelder bleiben ald Reallaften auf einem 
Haufe Tiegen und gehen auf jeden Käufer über. 
Cod. jud. Bav. Cap. 18. $. 7. Nro. 8. 


Menn von Einwohnern der Refidenzftadt München Ans 
leihen als Ewiggeldfapitalien nachgefucht werden; fo ift nicht 
nur der ganze Paffivftand an privilegirten und nicht 
privilegirten Schulden überhaupt anzuzeigen, fondern es 
muͤßen auch die ſchon beftehenden Ewiggeldfapitalien, und 
die etwaigen Hypotheffapitalien befonderd ausgeworfen wers 
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den, mit der Bemerkung, ob die Hypothefglaubiger durch 
dad Erwiggeldanlehen in Nachtheil fommen dürften, oder ob 
fie zu folchem eingemilliget haben ? 


Inſtrukt. die Aftivanleihen von Kirchen und Srftangen betreff. 
v. 21. May 1807. $. 18. Regbl. ©. 


Bey Bergantungen, welhe nach dem befonbern 
Rechte des Ewiggelded der Stadt München erfolgen, find 
neben den Inhabern der Ewiggelöbriefe, auch die auf das 
zu vergantende Grundſtuͤck eingetragenen Hypothefarglaubis 
ger von der erfannten Feilbietung in Kenntniß zu ſetzen. 

Jeder Hypothetargläubiger Fann diefe Vergan— 
tung, fo lange nicht die Sache einem Gantgläubiger zuges 
fehlagen ift, durch vollftändige Entrichtung aller gefreyten 
und ungefreyten Gülten, nebft Koften (wofür ihm der Rüdan« 
fprud an den Schuldner verbleibt) aufheben; es richtet fich aber 
die Verfleigerung und der Hinſchlag nach den befondern 
Rechten des Ewiggeldes; auch ficht den Hypothefgläubigern 
nach dem Hinfchlag das Einlöfungsrecht nicht mehr zu. 

Hypothekengeſetz v. 1. Zuni 4822. $. 67. Geſ.Bl. ©. 51. 


76)Ewiges Licht. 


Das ewige Licht foll nur bey folhen Kirchen unter 
halten werden, wo für die Seelforge ein eigener Priefter ans 
geftellt ift und zwar. nur unter Zagd, fo Tange die Kirche 
offen fteht, oder, wenn der Kirchenfond das paflirliche Del 
auantum von 25 Pfd. nicht anzufchaffen vermag, nur über 
die Zeit des Gotteddienfts; auch folle auf der Einführung 
und dem Gebrauche ded Repsoͤls, oder eined andern inlans 
difchen Brennoͤls in allen —— des Staats beſtanden 
werden. ih 


V. v. 30. Sept. 1805. in Doͤllingers Repert. B. IX. S. 145. 


77) Erceptionenm 


ſ. Einreden. 


45 * 
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78) Cretutiom 


f. Audpfandung. Einlöfungsredit. Erfenntniß. Gefälle. Konkurs. 
MWechfelprozeß. 

Bey der Eyefution über rechtöfräftig .entfehiedene For: 
derungen foll dad Gericht in Fällen, wo ein ohne fein 
Berfihulden in momentane Zahlüngsunvermögenheit gerathes 
ner Schuldner um Furze Nachficht, oder um Geftattung von 
Sriftenzablungen bittet, und wo überdied aus allen 
Umftänden hervorgeht, daß die Gläubiger nicht nur wegen 
ihren Forderungen, fondern auch wegen pünftlicher Einhals 
tung ber Zahlunggfriften vollfommen ficher geftellt ſeyen, — 
entweder die letztern zu freywilliger Zahlungsnachſicht 
bewegen, oder aber die Friſten nach Maßgabe der Gerichte: 
ordnung Gap. 18. $. 15. felbft beftimmen. Außer diefen 
Faͤllen ift mit der Erefution in folgender Art vorzufchreiten. 
($. 29.) 

Der Gläubiger Hat gleichzeitig mit dem Anrufen um 
Erefution den Begenftand derfelben, bey Verluft feines Bor 
ſchlagerechts, zu benennen, worauf der Richter den Ter: 
min befiimmt, innerhalb deffen die Zahlung bey Vermeis 
dung der Erefution geleiftet werden folle. Diefer Termin ift, 
wenn die Forderung die Summe von 50 fl. nicht überfteigt, 
auf 44 Zage — wenn fie mehr als 50 fl., aber nicht mehr 
ald 200 fl. beträgt, auf 4 Wochen — und wenn fie die letz— 
tere Summe überfteigt, en 6 bis 8 Wochen anzuberaumen. 
($. 30.) 

Will der Schuldner die vorgefchlagene Exekutionsart 
anfechten, oder ein anderes Eyefutionsmittel. bezeichnen, oder 
auf Eintheilen in Zriften, oder auf den Selbftverfauf der 
zum Eprefutionsobjeft beftimmten unbeweglichen Güter an 
tragen; fo muß er alle diefe Einwendungen und Ans 
träge auf einmal, innerhalb der unerſtrecklichen Friſt von 
14 Zagen, von der Inſinuation des Zahlungsbefehls an ges 
rechnet, anbringen und zwar bey Werluft feiner Einwenduns 
gen und des ihm zufichenden Gegenvorfchlags. Ganz unges 
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graͤndete Einwendungen und Anträge eines Schuldners kann 

das Gericht fogleich verwerfen; hingegen hat daffelbe, bey 
vorhandenem Zweifel, zur fehließlichen Verhandlung beyde 
Theile auf einen beftimmten Gerichtstag in Furzer Friſt vors 
zuladen, und es folle entweder fogleich, oder Tänaftens in 3 
Lagen nach diefer Berhandlung über den Eprefutiondgegens 
ftand gemäß der Gerichtsordnung Gay. 18. $. 3. erkannt 
werden. Eine Appellation von Seite ded Schuldners kann 
weder deffen Auspfandung, noch die Immiſſion ded Glaubis 
gerd hindern; jedoch ift mit öffentlicher Feilbietung fo lange 
inzuhalten, bis ein rechtskräftiges Urtheil vorliegt. ($. 31.) 

Wenn ganze Gutskoͤrper, Fabriten, große 
MWirtbfhaften, oder andere anfehnliche Realitäten eined 
Schuldners im Weg der Erefution verkauft werden follen, 
fo. kann demfelben auf fein Verlangen ein dreymonatlicher 
und bey Gütern von befonders hohem Werth, ein fechsmos 
natlicher Termin zum Selbftverfauf bewilliget werden, 
welchen jedoch das Gericht ohne die Zuftimmung bes betheis 
ligten Glaͤubigers nicht verlängern darf. Durch Geftattung 
ded Selbſtverkaufs wird Übrigens die, fonft begründete, Sms 
miffion des Gläubigerd_ und eine andere proyiſoriſche Maas—⸗ 
regel nicht ausgefchloffen. ($. 32.) 

Daß Erefutiongobjeft muß, in Mangel einer andern 
Webereinfunft des Schuldnerd und Gläubigers, bald moͤg⸗ 
lichſt gerichtlich verfteigert werden. Der Hinſchlag an 
den Meiftbietenden, die vorbehaltene Beybringung eines beſ— 
fern Käufers, das Einlöfungsrecht der Hypothefargläubiger, 
fodann das Wiedereinlöfungsrecht des Schuldners, ift nad) 
den beftehenden Gefeken und Verordnungen zu beurtheilen. 


($. 33.) 


Geſ., einige Verbeiferungen: der Gericht3ordnung betreff. dv. 22. 
Suni 1819. $. 29— 35. Geſ. Bl. ©. 75 — 78, 

‚Bon jeder auf Andringen der Gläubiger (aufer dem Fall 
eined allgemeinen Konkurfes) erkannten gerichtlichen Feilbie— 
tung einer verpfändeten Sache ſoll das Gericht den darauf 
eingetragenen Gläubigern Nachricht ertheilen, damit fie die 
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ihnen bey ſolchen Verſteigerungen — Rechte aus⸗ 
uͤben koͤnnen. 
Hopothekengeſet v. 1. Juni 1822. g. 66. Geſ. Bl. S. 51. 


Wenn eine Sache im Konkurs oder im Weg der Exeku—⸗ 
tion durch dffentlihe Verfteigerung verkauft wird; fo 
geht fie auf den Käufer frey von allen denjenigen Hypothe⸗ 
ten über, welche nicht als fortbeftehend auf ihn verwiefen 
worden find. Das Gericht hat hiebey zu forgen, daß die 
Hypothefargläaubiger aus dem Kaufpreife nad gefeglicher 
Drdnung befriediget und die noch nicht fälligen Forderungen 
auf der Sache belaffen, oder nach Uebereinfunft der Bethei⸗ 
ligten auf andere Weiſe verſichert werden. 


Ob. Gef. F. 81. Geſ. Bl. ©. 56. 


Die Gemeindeverwaltungen ſind ermaͤchtigt, 
ihre Umlagen noͤthigen Falls durch Exekution beyzutreiben, 
wobey ihnen folgende Gradation vorgeſchrieben iſt: 

a) wenn ein Beytragspflichtiger die Zahlung an dein feſt⸗ 
gefekten Lage nicht geleiftet hat, fo wird adıt Zage 

ſpaͤter ein Mabnungöbote abgefendet und mit ſolchem 

. ein neuerlicher Termin von acht Lagen anberaumt; 

-b) nach fruchtlofem Berlauf dieſes Termins wird ein 
Strafbote zur Epefution, mit Befchränfung derfelben 
auf drey Tage, abgeordnet und? 

e) wenn diefe Maasregel ebenfowenig eine Zahlung bes 
wirft, fo ift die ordentliche Gerichtsbehoͤrde des Beys 
tragspflichtigen um geeignete Einfchreitung anzurufen. 
Hinfichtlich der Gebühren für die zur erefutiven Beis 

treibung der Gemeindeumlagen erforderlihen Mahn: und 

Strafdoten fol nachſtehendes Negulativ in Anwendung 

fommen: 

a) Wird ein Mahnbote an ein Gemeindeglied gefendet, 
welched in. demſelben Orte wohnt, wo die Zufammens 
fünfte der Gemeinde gehalten werden, fo erhält er von 
dem angemahnten Gemeindeglied 4 Fr. — außer dem 
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Orte, in der Entfernung von einer Viertelftunde, 8 Fr. 
— von einer halben Stunde 12 fr. — und von einer 
Stunde 16 fr. Sollte in Gebirgsgegenden ein Gemeins 
bealied in einer weiteren Entfernung von feinem Ge 
meindeorte fich befinden, fo werden für jede Viertel 
ftunde 4 Fr. mehr bezahlt. _ 


 b) Der Strafbote erhält, neben dem ebengedachten | 
Laufgeld, für jeden Fall höchftens 15 kr. Tagsgebühr. 


B., die Umlagen für el — v. 22, Jul. 
1819. Art. XIII. Geſ. Bl. S 


Das den Rentbeamten zugewieſene Recht der exe— 
kutiven Beytreibung unſtreitiger Gefälle iſt denſelben in Hin— 
ſicht auf alle Staatsgefälle, mit der Beſchraͤnkung einge— 
raumt, daß fie nur erft nach verfaumten Zahlungsiage und 
nad) fruchtlofer erfter Anmahnung, mit dem Abfenden von 
Strafboten und weiterhin mit der Auspfändung vorgehen 
follen. Die Pfänder find Tekteren Falles jederzeit öffent 
lich zu verfleigern und wenn zu dem Berfauf liegender Gh: 
ter gefchritten werden müßte, fo hat diefes von den Gerich: 
ten zu gefchehen. 


B., die erefutive Beytreibung der Stnatägefä betreff. v. 27. 
Febr. 1807. Regbl. ©. 407. 


Die Herrſchaftsgerichte und die Patrimonial: 
gerihte erfier Klaffe find befugt, von den Gerichts; 
hinterfaßen, die zunleich ihre Grundholden find, die Tiquis 
den Gerichts s und Grundgefälle, wie auch andere unbefirit; 
tenen Leiſtungen in ihrem Bezirfe (feinedwegs aber die aus 
Darlehen oder andern dergleichen Titeln entfpringenden Forderuns 
gen des Gutöheren) im Weg der gefeßlichen Erefution beyzus 
treiben und die nämliche Verfügung ſteht ihnen bey Yiquiden 
Dominikalrenten anderer Gutsherrn zu, welche in ihrem Ge⸗ 
richtsbezirke grundherrliche Gefälle beſitzen. ($. 117,) 


Außerdem iſt auch Cabgefehen von der Gerichtöbarfeit) das 
Pfandungsreht allen Gutsherrn Aber ihre Grundholden 
(fie mögen unter Tandgerichtlider "oder unter der Gerichtöbarieit eis 
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ned andern Grundherrn ftehen) fernerhin zugeflanden, wenn fie 
ein folches rechtmäßig hergebradht haben, Daffelbe darf aber 
in jedem Fall erft nach Verfluß der bedungenen oder gu 
woͤhnlichen Berfallzeit ausgehbt werben. ($. 4118.) 

Die eigentliche Auspfändung in Natur befchränft ſich 
unter allen Umftänden blos auf durchaus liquide Ntatw 
ralreichniffe, 3. B. Getreidegälten, Heu⸗, Stroh s, Küchen; 
und Kleindienfte und zwar follen bey letzteren niemals die 
beften, fondern nur die mittleren Stuͤcke ausgepfändet wers 
den. ($ 119.) 

Nicht liquide Forderungen, welche weder hergebradht, 
noc) erwiefen find, und welche von den Grundholden wider 
fprocdhen oder verweigert werden, find im ordentlichen Rechts⸗ 
weg zu verhandeln. In diefem Fall Fann der Inhaber eines 
Herrſchaftsgerichts bey diefem felbit feine Klage ftellen, wo; 
gegen fich der Inhaber eines bloßen Patrimonialgerichts an 
das Tonigl. Landgericht zu wenden hat, ($. 120.) 


As durchaus liquid find nur folche Reichniffe ans 
zufehen, welche in den Urbarien, Grund, Saal: und La⸗ 
gerbüchern, Heberegiftern und Grundgerechtigfeitöbriefen oder 
wenigftend in den Einfchreibbächlen der Hinterfaßen vorges 
tragen und von den Grundholden in Feiner Beziehung wis 
derfprochen find. ($. 121.) ' 


NRüdfichtlich der in eben bezeichneter Art Tiquiden grund 
herrlichen Geldftifte, Pfenninggülten, Schaarmwerfgelder, 
Briefgebühren und in Geld verwandelten Naturalreichniffe 
mag fi) der Gutöherr, wenn er nicht die gerichtliche Exeku— 
tion nachfuchen will, ber Pfändung zwar bedienen; jedoch 
nur mit der ausdräcdlichen Bedingniß, daß das dem Grund 
holden abgenommene Pfand unverzuͤglich an das einſchlaͤgige, 
unmittelbare, Fonigl. Gericht zur Abſchaͤtzung und Verſteige— 
rung gebracht und der nach Abzug der fchuldigen Summe 
noch übrig’ bleibende Neft dem Yusgepfändeten zugeſtellt wer⸗ 
de. ($. 122.) 

Das dem Landmann vothige Ackergeraͤthe, das un— 
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entbehrliche Vieh oder die geſetzlich ausgenommene Fahr— 
niß darf niemals als Pfand abgenommen werden. (6.123.) 

Auf Satters und andere Gülten, die nicht aus dem 
grundherrlichen Vertrag entfpringen, auf Laudemien, Bos 
denzinfe, Saam: und : Speife s Öetreide und andere Borle 
ben, fo wie überhaupt auf perfonlihe Forderungen jeder 
Art, iſt die Gelokpfäntung in feinem Fall anwendbar. 
($. 124.) 

Durd) die Auspfändung in Natur darf in der Regel 
niemald mehr, ald eine alte und eine neue rüdftändige 
Getreidegält im Lauf eined Jahres beygetrieben werden. 
($. 125.) | | 

Menn die für diefe Auspfändung gegebenen Vorfchriften 
überfchritten werden, oder, wenn die Sache fo befchaffen if, 
daß gefeklich ein Nachlaß oder Zahlunasfriften flatt finden 
dürften; fo kann ſich der Gerichtöhinterfaße befhwerend 
an das einfchlägige Kreids und Stadtgericht wenden, wel 
ched auf vorgängige Unterfuhung nach den Gefeken zu ers 
fennen . und dad bey der Erefution eingetretene Uebermaaß 
aufzuheben hat. Dahin gehört auch der Fall, wenn ein 
Hinterfaße durch Untergeordnete ded Gutsherrn an feiner 
Perfon mißhandelt, oder an feinen Gütern auf eine uners 
laubte Weife befchädiget wird. ($. 126.) 

Außerdem werden Gutsherrn, welche einer wirflichen 
Ueberfhreitung des ihnen bewilligten Auspfandungds 
rechtes legal überwiefen find, dieſes Vorrechtd für die Zus 
funft und zwar das Erftemal auf 5 Sahre, dad zweitemal 
auf ihre ganze Lebenszeit verluftig und die Kreis- und 
Stedtgerichte haben, nad hinlänglicher Cognition, diefe 
durch die That felbft bewirkte Strafe fogleich auszufprechen, 
vorbehaltlich der Appellation an die höheren Gerichtäftellen. 
($. 127.) 

In Anfehung. der grundherrlichen Naturalfrobnen ift 
ziwar den Gutsherrn ein eigenes Exekutionsrecht nicht zu 
geſtanden; jedoch find diefelben befugt, ſolche auf Koften der 

ſaͤumigen Frohnpflichtigen Teiften zu laffen, und die betref— 
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fenden Gerichte find verpflichtet, den benachtheiligten Gutes 
herrn durch alle zuläaßigen Mittel zu ihrer Forderung zu vers 
helfen, vorausgefeßt, daß die Schuldigfeit der verfaumten 
Frohnen Tiquid feye und daß in der Berechnung der für den 
Erfaß derfelben aufgewendeten en an offenbared. Ueber; 
maaß erfcheine. ($. 128.) 


Ed. über die ——— — v. 26. ig 4818. $. 117 — 


Die Nenten aus dem Vermogen der Stiftungen 
konnen bey Privaten auf dem Wege der Exekution erhoben 
‚werden, fofern die Liquidität der Forderung nicht wider 
fprodhen wird, als in welchem Fall richterliche Entſcheidung 
eintreten muß. ($. 1.) 

Unter den Stiftungdrenten find begriffen : 

a) bie Zinfe von Mftivfapitalien, welche bey Privaten 
und Gemeinden anliegen ; 

b) der Ertrag der in Pacht gegebenen Gebäude und 

Gründe; 

c) Grund» und Bobdenzinfe aus veräußerten Stiftungs⸗ 
realitaͤten; 

dh) Gatterguͤlten und Ewiggeldzinſe; 

e) grundherrliche Forderungen an Stiften, Guͤlten, Kuͤ—⸗ 
chendienften, Schaarwerkgeldern, Laudemien und grunds 
herrlichen Zaren; | 

) Iehenherrliche Zaren; 

8) Zehnten, fie mögen in eigener Negie der Etiftungen, 
oder in Verpaditung fliehen; 

5) Pachtſchillinge von Gewerben, Jagden | und Fifchereyen; 
endlich, 

3) die Iandeöherrlichen Zaren. ($. 2.) 

Die Gradation des erefutiven Verfahrens ift hier 
folgende: | 

a) wenn dad rentenpflichtige Individuum die Zahlung am 
Verfalltage (welcher bald dur adminiftrative Verordnungen , 

bald durch Verträge oder Gewohnheit feftgefest ift) nicht Teis 
ſtet; fo wird am achten Lage darauf ein Mahnungs: 
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bote abgefendet und mit diefem ein neuerlicher Termin 

von 14 Tage zur Zahlung anberaumt; 

b) ift diefer Zermin fruchtlos vorÄbergegangen, fo wird 
ein Strafbote abgeordnet, welcher bis zur Entrichtung 
der fchuldigen Nente, jedoch nicht über 14 ‚Lage, auf 
Exekution Tiegen bleibt, und | 

c) wenn auch der Strafhote nicht beachtet wird, fo tritt 
entweder die Selbftpfändung, oder die ordentliche Anru—⸗ 
fung der einfchlägigen Juſtizbehoͤrde ein. ($. 3.) 

Die Selbfipfändung findet nur bey grundherrlis 
chen Forderungen und nur gegen ſolche Grundholden flatt, 
über weldye den Stiftungen die Gerichtsbarkeit eingeräumt 
ift. Wegen alter andern Stiftungsrenten muß nad frucht⸗ 
Iofer Erefution das Einfchreiten der Stadt⸗ oder Landgerichs 
te veranlaft werben. 

Die Anrufung der ordentlichen Gerichtöftele fann bei 
ganz liquiden Forderungen,. nach fruchtlofer Abordnung eis 
ned Strafboten, von den Stiftungsadminiftrationen felbft, 
ohne vorgängige Rüdfprache mit. dem Kronfisfale, ergriffen 
werden, indem Leßterer nur in dem Falle zur Vertretung 
der Stiftungen geeignet ift, wenn die Liquidität der Fordes 
rung von den rentenpflichtigen Privaten widerfprochen wird. 

($. 4. 5.) 
| Den Mahnungsboten gebührt ein Laufgeld von 36Fr. 
für die Meile und die Strafboten find befugt, neben ges 
dachten: Laufgeld auch eine Erefutionsgebühr zu vers 
langen, welche auf 48 Fr. für den Tag regulirt ift. ($. 6. 7.) 

Bon mehreren rentenpflidhtigen Individuen eined Orts 
darf nur ein“Laufgeld und nur eine Exekutionsgebuͤhr ers 
hoben werden und beyde Gebühren find von den Reftanten 
nah Köpfen zu tragen; die Erefutionsgebühren treffen jedody 
täglich blos diejenigen, welche an demfelben Tag ihren Nüds 
ftand nicht berichtiget haben, und es foll die Exekutionsge— 
buͤhr von einem oder von mehreren Reftanten eined Orts 
nur in dem Falle ganz bezahlt werden, wenn der Straf: 
bote an demfelben Tage, für welchen die Gebühr gefordert 
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werben kann, wirklich an einem Orte auf Exekution ges 
blieben ift; außerdem. bezahlen die Reftanten mehrerer Drte 
zufammen.nur eine Exekutionsgebuͤhr. 


Das Laufgeld darf bey mehreren Orten, in welde 
der Mahnungs s oder Strafbote abgeht, nicht immer nad) 
der Entfernung vom Siße der Adminiftration, fondern nur 
nach der Entfernung von einem Drt auf den andern bereds 
net werden, 3. B. der Mahnungsbote wird in drey Orte abs 
geſendet, wovon ber erfte zwey Stunden vom Giße der 
Adminiftration entfernt Tiegt — bier fordert er das Laufgeld 
mit 36 kr.; nun begiebt er fich in den zwegten Ort, welcher 
4 Stunden von dem erften entfernt ift — hier verlangt er 1fl. 
412 kr.; endlich verfügt er ſich ın den dritten Ort, welcher nur 
eine Stunde von dem zweyten entfernt ift — bier gebühren 
ihm 18 fr, Für den Rüdweg an den Sitz der Adminifiras 
tion wird durchaus Fein Laufgeld paflirt. ($. 8 — 11.) 

Die Größe der Entfernung von einem Ort zum ans 
bern beftimmt ſich theils durch die Stundenfäulen, theils 
durch den jeden Orts befannten Maaßſtab, und bey verfähies 
denen Angaben folle e8 dem DOrtsvorfteher überlaffen feyn, 
die Stundenzahl der Entfernung audzufprechen. ($. 12.) 

Die Erefutionsgebühren dürfen auf den Fall, daf 
inner den erften 8 Zagen Feine Zahlung erfolgt, für die uͤbri⸗ 
ge Zeit auf A fl. 12 Fr. erhöht werden. ($. 13.) | 

Die Stiftungsadminiftrationen follen in den Vorwei— 
fen der Mahn; und Strafboten die Gebühren, welde fie 
zu fordern berechtiget find, genau ausdruͤcken, über allen Ey: 
zeffen dabey unter perfünlicher VBerantwortlichfeit wachen und 
ftrafbare Handlungen der abgeordneten Boten bey der obers 
ſten Stiftungsfuratel anzeigen. ($. 14.) 

V., die Erefutionsbefugnig der Stiftungdadminiftrationen betreff. 

2. 19. Nov. 1810. $. 1— 14. Regbl. ©. 1291 — 1295. 

Den zur Verwaltung der Poftgefälle beflimmten 
Aemtern ſteht ebenfalld die exekutive Beytreibung unftreitiger 
Dienfiforderungen zu, und wenn gerichtlicher Zwang oder 
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fonftiger Beyftand noͤthig ware, haben die Lands und Stadt 
gerichte folhen auf erſtes Berlangen eintreten zu laffen. 
Diedfällige Rekurſe gehen an die Generalpofidireftion, als 
Dberadminiftrationgbehorde. 


B., daB EEE InBONT der Poftbehörden betreff. v. 12. Dez. 
9. Regbl. ©. 1924, 

Durh den Beytritt in den Kreditverein untermwer 
fen ſich Gutsbeſitzer hinfichtlih ihrer Schuld an benfelben 
folgenden Sicherheits »s und Zwangsmaaßregeln: 

a) wenn das verpfändete Gut durch einen Beamten vers 
waltet wird, fo ift diefer für die pünftliche Erfüllung 
der bedungenen Seiftungen eidlich zu verpflichten ; 

b) ift die Zingzahlung 4 Wochen nach dem Einfendungds 
termine nicht geleiftet, fo ergeht an den Gutsbeſitzer ein 
Monitorium, wofür er eine — 5 Prozent der ruͤckſtaͤn⸗ 
digen Zahlung betragende — Gebühr zu entrichten hat; 

c) nach fruchtlofem Verlauf von zwey Monaten hat ber 
felbe ein neues Monitorium zu gewärtigen und diefelbe 
Gebühr nochmald zu bezahlen; endlich | 

d) nad) drey Monaten, von der Verfallzeit an, tritt die 

Immiſſion des Vereins in dag verpfandete Gut auf 
nachſtehende Weife ein: 

1) Die Fompetente Gerichtöftelle hat nach Verfluß des 
obigen letzten Termins (auf Vorzeigung der frurhtlod er- 
lajfenen Mahnungen und ded mit dem Gutsbefiger abges 
fchloffenen Anlehenvertraged) die Immiſſion zu verfügen, 
ed würde denn der Schuldner durch eine Quittung des 
Vereins die wirkliche Erfüllung der ihm Ongeleaenen 
Berbindlichfeit nachweifen. 

2) Die Immiſſion und Verwaltung ded Guts für Red: 
nung des Vereins dauert fo lange fort, bis der Bers 
ein an Haupt: und Nebenfache vollfommen befriedigt 
ift, wogegen aber derfelbe während der Immiſſion eis 
ne vollſtaͤndige Nechnung führen muß, von welder 
der Gutöbefißer eben fo, wie von der Abminiftratis 
onsführung felbit, jederzeit Einficht nehmen Tann. 
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3) Wenn durch die Immiſſion binnen 3 Jahren die voll, 
fändige Befriedigung des Vereins nicht bewirkt wird, 
fo tritt der gerichtliche Gutsverkauf ein, fofern er 
nach der Eigenfchaft ded Guts geſetzlich zuläßig if. 

4) Die Gutöbefiger verzichten hiebey auf jedes Rechts 
mittel von fufpenfiver Wirfung, aud haben fie dem 
Verein alle durch Nichterfüllung der übernommenen 
Verbindlichkeiten verurfachten (befheinigten) Köften und 
Schäden zu vergäten. 


5) Sobald die Verbindlichkeiten, mit denen ein Sutöhe 
fißer im Ruͤckſtand geblieben war, erfüllt find, hat 
auch die Immiſſion unverzüglich aufzuhören. 


V., die Einführung der Kreditvereine betreff. v. 25. Apr. 1326. 
$. 46. Regbl. ©. 438. 


Die Huͤlfsvollſtreckung gegen Militärperfonen 
wird von den bürgerlichen Gerichten erfannt und vollzogen. 
Gegen aktive und ypenfionirte, oder A la Suite angeftells 
te Offiziere, fo wie gegen Unteroffiziere, Soldaten und 
andere im Militär . Angeftellte, wenn fie ım aftiven 
Dienft find, fol jedoch der Vollzug ſolcher Huͤlfsvollſtre⸗ 
ckungserkenntniſſe, mittelſt Zwang an der Perſon, Auss 
pfaͤndung von Mobilien, oder Beſchlagnahme der Gage 
— durch die vorgeſetzte Militaͤrbehoͤrde geſchehen, von wels 
cher uͤbrigens die ausgepfaͤndeten Mobilien, oder die Gage— 
abzuͤge dem erkennenden Gerichte zur weitern Verfuͤgung 
übergeben, oder, auf Anſinnen deſſelben, den Berechtigs 

ten unmittelbar eingehändigt werden müßen. 


Gef., d. Militärgerichtöbarkeit in en ER betreff. 
v. 15. Aug. 1828. $. 7. Geſ. B 
In Hinfiht auf das Erefutionsverfahren ſchreibt die ie Ge⸗ 
rihtsordnung im Allgemeinen Folgendes vor: 

a) Weder den Kindbetterinnen, noch Kranken oder fonft 
präfthaften Perfonen darf ihr Bett, Leinwand oder was 
fie fonft in einem ſolchen Zuftand unentbehrlich nöthig 
‚haben, durch. die Erefution abgenommen werben. 
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b) Bauern ımd Handwerfsleute fol man an ihrem Pflug, 
Schiff und Gefchirr, Handwerkszeug, oder Saam: und 
 Speisgetreide — gebrödete Diener an ihrem Fiedlohn 
— Kriegsleute an Waffen und Rüftungen — Studis 
rende an Büchern — und endlich alle Andern an ih— 
rer täglichen Kleidung in folange nicht erequiren, ale 

. noch von andern Mitteln Etwas üÄbrig ift. 

c) Bey Minderjährigen fol auf Verlangen des Vormunds 
die Erefution auf Liegenſchaft nicht eher vollſtreckt wers 
den, als bis Feine anderen anftandigen Erefutionsmittel 
an leicht zu verfilbernden Mobilien, oder flüßigen Aftis 
ven mehr vorhanden find. 

d) Befoldungen Tandesherrlicher Beamten Tonnen in Er 
manglung anderer Mittel nur zu einem Drittel egequirt 

werden. 

e) Bey immatrikulirten Fideikommißguͤtern ſoll die Exe— 
kution vorderſamſt auf die Nutzungen und dann erſt, 
wo die Rechte eine Veraͤußerung der Guͤter geſtatten, 
auch auf dieſe (in Ermanglung frey eigener Güter) vorge 
fehrt. werden. 

f) Gleiche Befchaffenheit ‚hat es aud) bey den Ritterlehen. 

Cod. jud. Bav. Cap. 18. $. 4. 


Bey Verwendung der Gendarmerie zu einer Erefus 
tion findet folgende Vorfchrift ftatt: 

Offiziere, Unteroffiziere und Gemeine der Gendarmerie 

treten mit dem Zage des Ausmarfched aus ihren ges 

wöhnlichen Quartieren in den Bezug der Erefutiondges 
bühren, welche biß zum Tage des Wiedereinrädens in 

diefe Quartiere fortlaufen. ($. 1.) 

Als Exekutionsgebuͤhr erhält ein Nittmeifter tägs 
lich 9fl., ein Kavallerielieutenant 6 fl., ein Halptmann Sfl., 
ein Infanterielieutenant 5 fl., ein erfter Wachtmeiſter 3 fl., 
ein zweyter Wachtmeifter 2 fl. 30 kr., ein Brigadier der Kas 
vallerie, fo wie der Trompeter 1 fl. 50 fr., ein Gendarme 
zu Pferde 1 fl. 50 kr., ein Feldwebel 2 fl. 30 kr., ein Ser 
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geant 2 fl., ein Brigadier zu Fuß 1 fl. 20 kr., ein Gentars 
me zu Fuß 1 fl, ein Zambour 45 fr. ($. 2.) 

Meder auf dem Marfhe, noch in den Orten, in wels 
chen die Ezefution verfügt wird, hat die Mannfchaft freye 
Verpflegung zu fordern, vielmehr werden Mund + und Fows 
vageportionen von dem Eprefutionsfommandanten pünktlich) 
quittirt, und nach vollzogener Exekution aus den Erefutionds 
gebühren baar an die betreffenden Polizeybehoͤrden, zur weis 
teren Hinausverguͤtung en die Unterthanen, bezahlt. ($. 5.) 

Für die Kofiportion werden 9 fr. und für eine Maas 
Bier und dag erforderliche Brod weiter 6 fr., zufammen 15 Fr, 
auf den Wann bezahlt. ($. 4.) | 

Da die Zourage für die auf Erefution befindliche Mann: 
Schaft aus den Erefutionsgebühren vergütet wird, während 
die betreffenden Fouragekaſſen der Eskadrons für die Dauer 
der Erefution die Fourage erfparen; fo foll diefe Erfparung 
nicht den auf Exekution detafchirten Individuen, fondern der 
ganzen Esfadron zu gut kommen. ($. 5.) 

Die Rechnungen über die durch die einfchlägigen Lands 
gerichte und Polizegbeamten erhobenen, und an den Erefus 
. ttiondfommandanten binausbezahlten Exekutionsgebuͤhren, 
und über die hieraus vergäteten Verpflegungskoſten, fo wie 
die Protofolle über die erfolgte Ausbezahlung der letztern an 
die Unterthanen, find von dem Oeneralfreisfommiffariat, in 
deffen Bezirk die Erefution verfügt worden, einzufammeln, 
und längftend 14 Tage nach beendigter Erefution zur hoͤch⸗ 
ſten Stelle einzufenden. ($. 6.) 


B., nr N der Sendarmerie N v. F —— 
3. F. 1- 6. in Geret's Samml. B. III. 


Die Exekutionsgebuͤhren der Gerichtsdiener betra— 
gen nach deP beſtehenden Obſervanz in der Regel 1 fl. bis 
4 fl. 50 Pr, für den Tag. Der Richter fpricht jedesmal die 
Größe der Gebühr und die Anzahl der Lage befiimmt aus. 
Neben bdiefer Exekutionsgebuͤhr findet weder ein Meilen;, 
noch Taggeld fiatt. 

Exeku⸗ 
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Erefutionsanrufungen unterliegen berfelben Tax e, wie 
die Kontumazialantraͤge, naͤmlich zu einem ganzen oder hal— 
ben Abſchied mit 50 Fr. oder 25 Fr. 


Geret's Samml. B. XL. Anh. I. ©. 42. 


Da nicht felten Widerfeßungen gegen. obrigfeitliche, "zur 
Huͤlfsvollſtreckung abgeordnele Diener dadurch veranlaßt 
werden, daß leßtere in der Auswahl der auszupfänden 
den Objekte die durch die Gerichtsordfiung vorgefchriebenen 
Schranken überfchreiten, oder durch ihr Betragen zur Wider: 
fegung Anlaß geben; fo ift Folgendes verordnet worden: 

1) Die Gerichte ’follen die zur Erefution abgefendeten Dies 
ner über die Gränzen ihrer Befugniffe genau verftändie 
gen und fie zu deren firenger Einhaltung anmeifen. 

2) Wo ſich aus einer Unterfuhung über Widerfeßung ein 
Ueberſchreiten der gefeglichen Ordnung ergiebt, follen 
zwar die Gerichte gegen ben fich Widerfeßenden nad) den 
gegebenen Strafnormen verfahren, zugleich aber auch 
gegen diejenigen, welche eine Weberfchreitung der geſetz⸗ 
lichen Gränzen verfchuldet haben, mit Ordnungs- und 
Difeiplinarftrafen vorgehen. 


V., die bey Hülfövollfiredungen begangenen Excelfe betreff. 0.8. 
Fan. 1850. Intell.Bl. f. d. Donaukreis ©. 114. 


79) Ervsrcifiren 


Das Eproreifiren und Segenfprechen, fo wie dad Aus— 
theilen fogenannter geiftlicher Mittel zur Heilung verfchiede: 
ner Krankheiten bey Menfcben und Vieh iſt den Geiftli; 
hen bey Strafe der Entfernung von ihrer Stelle, oder des 
Perfonalarrefis verboten. 


V. v. 30. Aug. 1803. Regbl. ©. 762. 
80) Exigenzrechnung. 
ſ. Düreaurequifiten. 
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| s)Erp editionsämt er 
f. Zaraturämter. 


Die Zaren, Siegelgelder, und andere Gebühren, 
welche bey den Appellationdgerichten anfallen, werden in ber 
Negel durch Diejenigen untergeordneten Aemter und Gerichts; 
fiellen erholt, welche die Befchläffe zur. Publifation und 
Bollziehung bringen, oder in deren Bezirf die Partheyen an: 
faßig find, ausgenommen, wenn Ießtere felbft oder durch ih— 
re Mandatare die Ausfertigungen fogleich einlöfen. Dem: 
nad) dürfen die Taxations⸗ und Expeditionsaͤmter Feine Aus— 
fertigung wegen unberichtigter Taxe zuruͤckhalten; fie haben 
aber auf. der abgehenden Schrift die Nummer ihres Taxma— 
nuald und den Betrag der zu entrichtenden Zaren, Siegel: 
gebähren u. f. w., anzumerfen und das betreffende Amt da: 
- mit zu belaften. ($. 1—3.) 


‚Die. untergeordneten Aemter find gehalten, die ihnen 
auf folche Weiſe bekannt gemachten Taren ohne allen Ver: 
zug von den Parthien einzuheben und an die Erpedition der; 
jenigen Stelle einzufenden, von welcher ihnen die Befchlüffe zuge: 
kommen find, und um hierinne die nothige Ordnung zu beobadh: 
ten, follen fie ebenfalls ein befonderes Manual führen, in welches 
bey dem Einlaufe einer tarabeln Refolution die Nummer der 
Erpedition und Taxe, der Betreff, die Parthey, derBetrag 
der Taxe und die Zahlungsleiftung einzutragen ift. Aus dies 
fem Manual follen fie monatlich einen doppelten Auszug ans 
festigen und folchen nach Berlauf eines jeden Monats an 
die betreffenden Taxations⸗- und Erpeditiongämter mit den 
Geldbeträgen einfenden, wonach ihnen das eine Exemplar, 
flatt Quittung, unterſchrieben remittirt wird, während das 
andere der Tarrechnung des Expeditionsamtes zum Belege 
dient. (F. 4—8.) 


| Die Expeditions- und atom fi ns bey perſoͤn⸗ 
licher Verantwortlichkeit gehalten, in Beſtimmung der Tax—⸗ 


“ 
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und GSiegelgebähren genau und ftrenge nach den beftehenden 
Normen oder Obfervanzen zu verfahren, und den Aemtern 
liegt e8 ob, die etwaigen Mängel in der Tarbeftimmung fr: 
gleich anzuzeigen, damit das nachläßige Zarationsamt zur 
Verantwortung gezogen und nach Umftanden zur Selbftbe: 
zahlung angehalten werden kann. ($. 8.) Ä 

Die Erpeditiond s und Taxationsaͤmter bey den Appella— 
tionsgerichten beziehen von allen Zaren und Gebühren, wel 
che fie zu verrechnen haben, ein Prozent. ($. 9.) 

Untergeordnete Aemter, welche ſich in Einziehung der 
Zaren faumig zeigen, und folche inner der nächften 8 Tage 
nach Berfluß eines Monats nicht einfenden, follen ohne weis 
tere Anfrage durd) eigene, auf ihre Koften abgehende, Eyes 
Futionsboten, hiezu angehalten werden, indem durchaus Feir 
ne Ruͤckſtaͤnde entftehen dürfen. ($. 10,) 


V., die Ablöfung der Zaren u. f. w. bey den Appellationdges 
"richten betreff. v. 16. May a $.1— 10. Regbl. ©. 
809 — 81 


EIER TURN 
f. Advofaten. Deferviten. 


Die Partheyen und Anwälte follen ihre Expenſarien 
vor dem Endbefcheid zur Revifion und Moderation überger 
ben und wenn fie diefes nicht von felbft beobachten würden, 
mittelft eined Praklufivtermind von 8 — 14 Tagen dazu 
aufgefordert werden. 

Die Erpenfarienrechnung ift nicht an die Gegenparthey 
mitzutheilen, fondern das richterlich ausgemittelte Averfional- 
quantum wird dem Spruch in der Hauptfache einverleibt. 

Cod. jud. Bav. Cap, 17, $. A. Niro, 5, 


83) Ertrafte 
f. Auszüge. | 
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f. Poſtweſen. 


Die Poftftallmeifter und Poſthalter find allem 
berechtigt, Neifende mittelft Pferdeablöfung zu befordern. 
Diefelben haben aber auch die Verbindlichkeit, eine auf den 
gewöhnlichen Bedarf bed ordinären Poftdienfted und der vors 
fommenden Ertrapoften berechnete Zahl dienfttauglicher Pfer: 
de und Chaifen zu unterhalten. 


Die Poftchaifen, das Pferdegefchirr und alles, was zu 
fiherer und unaufgehaltener Beförderung der Reifenden er: 
forderlich ift, foll fih ftetd im brauchbaren Zuftand befins 
den; für die Befürderung der Reiſenden follen nur gut ein 
gefahrene Pferde verwendet werden; die Leitung derfelben 
hat mit Kreuzzügeln zu geſchehen; auch mäßen die Stangen: 
pferde, zumal auf bergigten Straßen, mit Hintergefchirr ver; 
ſehen feyn. ($. 1.) 

Wenn die auf einer Pofiftation zu haltenden Pferde im 
Dienfte für die ordinaͤren Voften, oder für früher befoͤrderte 
Extrapoſten fammtlich abwefend find, fo hat der Pofthalter 
die im Ort befindlichen Lohnkutſcher zur Aushälfe aufzu: 
fordern; follten aber in dem Orte, wo die Poftablöfung ſich 
befindet, Feine Lohnfutfcher vorhanden, oder deren Pferde 
ebenfalls fhon in Anſpruch genommen feyn, fo hat ſich der 
Pofthalter zu bemühen, daß diefe Aushälfe von einem der 
Übrigen Pferdebefiger gegen Bezahlung des Extrapoſt⸗ und 
Trinkgeldes gelerftet werde. ($. 2.) 

Die Extrapoſttaxe wird, fo oft eine Erhöhung oder 
Herabfeßung derfelben ftatt findet, durch die Generalpoftad; 
miniftration in dem Regierungs- und ntelligenzblatt be: 
fannt gemacht; außerdem foll an jedem Poſthaus ein Ans 
fhlag vorhanden feyn, auf welchem die jedesmal befiehende 
Ertrapofitage, die Entfernung der naͤchſten Abloͤſungsſtatio⸗ 
nen, und die etwa einer Poftftation zugeftandene befondere 
Bewilligung zu erfehen ift. ($. 3.) 
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Das Trinkgeld der Poſtillons befteht in 20 Fr. für 
dad Pferd und für die einfache Poft, wenn die Befdrderung 
mit zwey Pferden flatt hat; für jedes weitere Pferd kommen 
410 kr. hinzu. Demnach erhält der Poftillon von einer Poſt— 
fuhr mit 3 Pferden auf eine einfadhe Station 50 Fr., mit 
4 Pferden 1 fl. und mit 6 Pferden 1 fl. 20 fr. Im Iektern 
Fall ift diefer Betrag für die zu verwendenden zwey Poftils 
lons zuſammen genommen als taxmaͤßiges Trinkgeld zu vers 
ſtehen. ($. 4.) 

Wenn ſich Reiſende von den Poſthaltern mit C haiſ en 
bedienen laſſen, ſo iſt zu entrichten: 

Fuͤr eine unbedeckte Caleſche, 

auf U2 und 3% Poft . 20 Mr. 
1 — 1ii— . 50%, 
— 112 — — — ; 40 fr. 
— 4135/ und 2 Poften : 48 fr. 

Für eine in Riemen und Federn hangende, halb oder 

ganz bededte, Pofthaife, 
auf -Af2 und 304 Poft 56 fr. 
— 41 — Jif — 48 fr. 
= FI a ee 
— 13% und 2 Poften 1 fl. 12 Fr. 

Dad Schmieren der Pofichaifen Foftet 12Fr. und eben 
- fo viel bezahlen jene Neifende, welche bey ihrem eigenen 
Wagen dad Schmieren verlangen; Tiefert aber der Neifende 
das Schmiermaterial felbft, fo gebühren dem Poſtſtallknecht 
6 Pr. für feine Bemuͤhung. 

Der Reifende ift verbunden, auf Verlangen des Pofthal; 
ters dad Poftgeld für die Pferde, fo wie das Chaifen s und 
Schmiergeld vor feiner Abfahrt zu bezahlen, wogegen er 
eine (ungeftempelte) Quittung begehren kann; das Zrinfgeld 
darf erft bey dem Eintreffen auf ber nächften Station ent 
richtet werben. ($. 5.) 

Die Weg», Pflafter s, Bräden ; und Ueber 
fabhrtsgebähren follen von jedem Reifenden an die zur 
Erhebung aufgeftellten Einnehmer bezahlt werden; zuruͤckkeh⸗ 
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rende Poſtpferde bleiben von Entrichtung des Weggeldes 
frey. ($. 6.) 

Hinſichtlich der Pferbeabt beſtimmt nachſtehende 
Tabelle im Allgemeinen die Faͤlle, in welchen mehr als 
zwey Pferde vorzuſpannen find. ($. 7.) 





A.) Poftkalefchen und halbgededte offene Reifewagen. 
! der Reifenden, 




















3 pr! Tr RA * 
Zah | Geyäd, uf Straßen. FH 
2 | mit 2 Koffern # s» s s ‚fnicht chauflirt ⸗ 3 
3 | mit : Koffer ss #5 Anicht hauflirt ⸗ 3 
3 Imit 2 Kofem : : s = Ichauflirt 4 3 
4 | mit einem oder zwey Koffern chauſſirt 6,3% 3 
A, ohne Koffer ; 4 nicht chauflirt — 3 
4 | mit einem oder — nicht chauflirt + 4 
— mit einem oder zwey Koffern Ichauſſirt + 4 
B.) Ganz gedeckte und gefchloffene Neifewagen. 
Va AREAL MET Mami Sin Sala 2 SI De TEE —— —— — — I m 

der Reifenden. | 
BAT a Pferde 
—* en. 
| Gevdd, Auf Straßen. Zahl. 
2 | mit oder ohne Koffer + nicht hauflirt > 3 
3 | mit einem oder zwey Koffern $ chauffirt — 3 
3 | mit einem oder zwey Koffern J nicht chauſſirt > A 
4 | ohne Koffer ss» s s Ichauflirt = s + 3 
4 | mit einem oder zivey Koffern $ chauffirt oder nicht | 4 
5 I ohne Koffer s #s s s Achauffirt oder niht | 4A 
5—6 | ohne Koffer : s s s KIhauflirt odernidht | 6 








Kabriolets oder zweyraͤderige Chaifen, wenn ſolche 
mit zwey Neifenden befeßt find, einen Koffer und eine Vache 
führen, müßen mit 3 Pferden befpannt werden. Große, am 
Bordergeftell der Wagen angebrachte, gepadte Magazine, 
ingleichem die fogenannte Baches und großen Felleifen oder 
Bettſaͤcke kommen ruͤckſichtlich der Beſpannung wie Koffer 


Ertropoft. 727 


in Anſchlag. Zwey große gepackte Mantelfäde find für eis 
nen Koffer zu rechnen. Ein Kind unter 9 — 10 Jahren, 
oder zwey Kinder, welche zufammengenommen diefes Alter 
ausmachen, find nicht in Anfchlag zu bringen; außerdem 
werden zwey Kinder, fo wie eine Perfon von 11 — 12 Jah—⸗ 
ren für einen Reifenden gerechnet. Die Perfon des Poflils 
lons wird nicht gezählt. ($. 8.) 

Bey fehr tiefem Schnee regulirt fih die Befpannung 
für alle nicht auf Schlitten gefeßte, oder auf Kufen geftellte 
Ghaifen s und Neifewägen eben fo, wie auf nicht chauffirten 
Straßen. 

Die vermehrte Befpannung auf nicht chauffirten Stras 
Ben tritt jedoch nur dann ein, wenn die ganze Strecke von 
einer Station zur andern, oder der größte Theil nicht chauſ⸗ 
ſirt iſt. (F. 9.) 

Die Vorſpann bey hohen Gebirgen iſt unter dieſen 
Beſtimmungen nicht begriffen. (F. 10.) 

Die Regel, daß Reiſende mit der naͤmlichen Anzahl 
Pferde, mit welcher ſie angekommen ſind, weiter zu befoͤr— 
dern ſeyen, kann weder von den Reiſenden gegen die Poſt— 
halter, noch umgekehrt, zum Abbruch der vorerwaͤhnten 
Normen angefuͤhrt werden. ($. 11.) 

Die zur Befoͤrderung der ordinaͤren Poſten um die Zeit 
ihrer Ankunft in Bereitſchaft zu haltenden Pferde duͤrfen an 
keinen Privatreiſenden abgegeben werden; uͤbrigens hat der 
erſte auf einer Poſtſtation ankommende Reiſende das Recht, 
zu fordern, daß man ihn vor dem ſpaͤter Ankommenden 
befoͤrdere, und nur Staatskouriers, welche ſich als fol: 
che gehoͤrig ausweiſen, haben hierinne den Vorrang. ($. 12.) 

Einer vorgehenden Extrapoſt darf Fein Poftillon vor; 
fahren, es fey denn, daß bey dem vorauslaufenden Was 
gen ein befonderer Umftand obwalte, welcher deffen Weiter: 
fommen hemmt, oder wenigftens deffen poftmaßigen Lauf 
behindert. Den Poftillons ift es bey Verluft ihres Trink⸗ 
gelds und weiter eintretender Ahndung verboten, unterwegs 
anzuhalten, und nur in dem Falle einer Entfernung von 
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zwey Stationen dürfen fie zur Erfrifchung ihrer Pferde eine 
Biertelftunde einfehren. ($. 43.) 

Wenn fi) zwey Ertrapoften unterwmegd begegnen, und 
wenn der Wechſel der Pferde nicht den Reifenden felbft 
als vortheilhaft erfcheint (mie es bey gleiher Befpannung in 
vielen Fällen erwartet werden fann), fo ift ed den Poftillons un 
terfagt, ohne Einwilligung der beyderfeitigen Reifenden ums 
zufpannen; Feiner der Poftillons darf vom Pferde oder Sitze 
abfteigen, bevor er die augdrädliche Benilligung der Reis 
fenden für den Wechfel der Pferde erhalten hat. ($. 14.) 

Auf hauflirten und nicht fehr bergigten Straßen, wenn 
ſie nicht dur Witterung oder andere Umftände fo verdor; 
ben find, daß die Hinderniffe eines fehleunigen Fortkommens 
vor Yugen liegen, ſonach bey guter und mittlerer Wegsbe⸗ 
ſchaffenheit fol die Beförderung der segelmäßig beſpann⸗ 
ten, Extrapoſten geſchehen: | 

auf 92 Pol in fe Stunden 

— 6 — — 1 M— 
— 1 — — 1 4 
— —— 
— 192 — — 244 
13h — — 3— 
— 2 — — 32 | 

Diefe Beförderungdzeit muß in der Regel eingehalten 
werben und da, wo Ausnahmen für eine längere oder Fürzes 
re Zeitbeftimmung eintreten, find ſolche auf dem Anfchlag 
an den Pofihäufern ausdrädlich zu bemerken. (F. 16.) 

Ein Neifender, welcher Poftpferde beftellt und nicht mit 
denfelben abreist, iſt gehalten, dad Pofts und Zrinfgeld eis 
ner einfachen Station zu bezahlen, Wenn jedoch die Abbes 
ftellung der Pferde vier Stunden vor dem zur Abreiſe bes 
ſtimmt gemwefenen Zeitpunkt gefihieht, fo hat der Pofthalter 
auf Bezahlung feinen Anſpruch; werden fie hingegen fpäter, 
wenn gleich vor dem wirklichen Einfpannen abbeftellt, fo 
find dem Pofthalter für jedes Pferd 30 Er. zu bezahlen. Für 
den bloßen Aufſchub der Abreife um einige Stunden, wenn 


and 
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der Reiſende dem Poſthalter wenigſtens eine Stunde vor der 
zuerſt beſtimmten Abfahrzeit hievon Nachricht gibt, iſt Fein 
Wartgeld zu verlangen. Im Fall die bereits vorgefuͤhrten 
Poſtpferde über eine Stunde warten muͤßen, kann der Poſtil⸗ 
Ion folche in ihre Stallung zurüd ziehen und die weitere 
Aufforderung des NReifenden zum Einfpannen erwarten; es 
darf aber der Pofihalter ven Sten Theil ded Poft: und Trink⸗ 
geldes einer einfachen Station für die beftellten Pferde als 
Woartgeld fordern, fofern der NReifende fih ihrer fpäter 
noch bedient. Nach. Abflug von 6 Stunden Wartzeit hoͤrt 
die aus der Beftellung der Pferde hervorgehende Verbindlich, 
keit des Pofthalterd auf und derfelbe ift berechtiget, den Bes 
trag des vollen Poſt- und Trinkgeldes einer einfachen Stas 
tion zu fordern. Die Pofthalter find jeberzeit fhuldig, das 
Einfpannen auf die Zeit der Beftellung pünktlich zu befors 
gen und zur Übfahrt bereit zu feyn, außerdem fie für jede 
halbe Stunde, um welde fie den Abgang des Reifenden 
verzögern, einen Abzug ded vierten Theils an dem Poſt⸗ 
und Zrinfgeld einer einfachen Station ſich gefallen laſſen 
muͤßen, auc auf desfalls geftellte Befchwerde einer den Um⸗ 
ſtaͤnden angemeffenen Strafe unterworfen find. ($. 16.) 


Reiſende, welche auf einer Poftftätion blos Pferde wechfeln, 
folfen auf den Hauptpofiftraßen mit der Umfyannung 
höchftens 1/4 Stunde aufgehalten werden, Auf Seitenrouten, 
wo der Ertrapoftenlauf felten ift, fo wie in tiefer Nachtzeit 
berechtiget der Verzug von einer halben Stunde zu Feiner 
Befchwerde; werden aber die Pferde durch einen vorausge⸗ 
henden Kourier, oder durch Laufzettel beſtellt, fo muͤſ— 
fen fie zur bereiteften Anfpannung für die Zeit des Eintrefs 
fens hergerichtet ſeyn. Letztere Beſtellungsart bewirkt, daß 
fuͤr ſolche Reiſende die vorhandenen, zur Extrapoſt verwend⸗ 
baren, Pferde aufbewahrt werden muͤßen; wogegen aber 
auch, wenn ſie nicht gebraucht oder abbeſtellt werden, die 
fruͤher gedachte Verguͤtung eintritt. Laͤnger als 8 Stunden 
iſt Fein Poſthalter verbunden, oder berechtigt, die voraus bes 
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ftellten Pferde für den Befteller bereit zu halten und einem 
zwifchen hinein angefommenen Reifenden zu verweigern. 

Die Vorausbeſtellung der Poſtpferde mittelſt Laufzettels 
muß. jederzeit bey der betreffenden Poſtbehoͤrde ſchriftlich nach—⸗ 
gefucht und hiebey der Tag und die Stunde der Abreiſe, die 
Zahl der Wägen und. Pferde, fo wie die. für jeden der Waͤ— 
gen erforderliche Befpannung befiimmt angegeben werden. 
Für die Fertigung eines Laufzetteld, welcher bloß mit ordis 
närer Poſt verſchickt wird, find. an die Poftbehörde, welche 
die* Beftellung beforgt, 24 Fr. zu entrichten. Die Pofthalter 
haben Übrigens PVorausbeftellungen von Privaten auf mebs 
rere Stationen nur für folche Neifende zu beforgen, von des 
nen fie fich überzeugt halten, daß fie den ihnen obliegenden 
Berbindlichfeiten ohne Weigerung entfprechen werden. ($.17.) 

Die Poſthalter dürfen die-Ablofung einem Neifenden, 
der mit eigenen, Lohnfutfcherd s oder fonftigen Pferden ans 
gefommen ift, nicht verweigern; dagegen koͤnnen auch Reis 
fende, welche. bey einer Poftftation mit Pofipferden anges 
kommen find, Feiner andern Miethpferde. ſich bedienen, es 
gefdjehe denn nad) einem Aufenthalt von vollen 24 Stunden. 
($. 18.) | — | F 

Sollten Reiſende mit den naͤmlichen Poſtpferden, mit 
welchen ſie angekommen ſind, wieder zuruͤckreiſen wollen, ſo 
haben fie nur die Hälfte des Poſt- und Trinkgelds für. 
die Ruͤckfahrt zu entrichten; jedoch muͤßen fie diefed gleich 
bey ihrer Ankunft erflären, und die Ruͤckreiſe fpäteftend nach 
einem dreyftändigen Aufenthalte antreten. (F. 16.) 

Die Pofthalter find verbunden, Neifende auch auf ſolche 
Geitenorte, wohin die Poftentfernung, fo wie dıe Taxe 
von der Generalpoftadminiftration nicht eigens beftimmt ift, 
zu befördern, fofern fie nicht Über 8 Stunden entlegen find; 
fie dürfen aber bey derley Poftfuhren den vierten Theil 
des Pofts und Zrinfgelded, nad Maaßgabe der gemeinhin 
angenommenen Entfernung, mehr erheben, ($. 20.) 

Alle fi) begegnenden Poftfuhren haben weihfelfeitig zur 
rehten Dand audjumweihen. Die Lohnkutſcher und 
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‚andere Fuhrwerke mäßen den ‚Ertrapoften und Poftwägen: 
nach der entgegengefeßten. Richtung, als welche der Poftillon 
befährt, ausweichen. Große Laftwägen find verbunden , 
nad) Befchaffenheit der Straße und zeitlich genug auszuwei— 
hen; fie fünnen zwar, wo es ohne Sperrung des hinreis 
chend bequemen Voruͤberkommens geſchehen kann, gegen 
zweyſpaͤnnige leichte Poſtfuhren die Mitte der Straße be— 
haupten, muͤßen aber in dieſem Fall ſtille ſtehen, damit 
Aufenthalt und Ungluͤck verhuͤtet werde. ($. 21. | 


Die Briefpoft darf nie mit Gelegenheit einer abges 
henden Ertrapoft befordert werden; es bleibt daher verboten, - 
dag Brieffelleifen einem Reifenden uf feinen Wagen aufzus 
laden, oder den nämlichen Pferden, mit welchen der Reifen, 
de befürdert wird, aufzubinden, ($. 22.) 


Den Staatdfourieren follen auf Verlangen Pfers 
‚de zum. Reiten abgegeben werden; jedoch find dergleichen. veis 
tende Kouriere jedesmal. von einem Poſtillon zu begleiten, 
dem fie nicht vorreiten dürfen, widrigen Falld ihnen vor 
deffen Ankunft auf der Station Feine neuen — abzuge⸗ 
ben ſind. 


Kourieren, welche eine Extrapoſt begleiten, Pe ein 
Neitpferd, ohne Poftillon, zukommen; fie dürfen jedoch nur 
gleichzeitig mit der Ertrapoft abgehen und müßen ſolche. auf 
der folgenden Poftablöfung wieder erwarten, 


° Die Kouriere mögen fi) ihrer eigenen Sättel Bedienen; % 
es iſt ihnen aber nicht geftattet, eigene Zäume zu verwens 
den. Ein reitender Kourier darf dem Pferd nicht mehr Laft 
auflegen, als in die Satteltafhen an Heinen Effekten ges 
bracht werden kann und deffen Mantelſack (welcher dad Ges. 
wicht von 20 Pfd. nicht überfteigen darf) wird dem Poſtillons⸗ 
pferd aufgepadt. Die Zare für Kourierpferde beträgt- 
50 fr. mehr, als die jedesmal beftehende Ertrapofttare und’ 
de8 Zrinfgeld an den Poftillon ift mit 40 fr. auf die eins 
feche Station zu bezahlen. Mit reitenden Staatskourieren 
ift die Entfernung einer einfachen Poft überall, wo es die 
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Beſchaffenheit des Bodens, der Straßen und der Jahrszeit 
geſtattet, in anderthalb Stunden zuruͤck zu legen. (F. 23.) 

Kein Poſthalter iſt befugt, eine ihm benachbarte Poſt— 
ftation zu überfahren, oder folche auf Seitenmwegen zu 
umgehen, bey von 10 fl. und Erſatz des Extrapoſt⸗ 
gelds. 


Wenn uͤbrigens ein Reiſender an einen, höͤchſtens ans 
derthalb Stunden über die nächfte Station hinaus liegenden 
Ort befördert feyn will; fo ift ſolches zwar geftattet, jedoch 
bey der Durchfahrt dem betreffenden Pofthalter, deffen Stas 
tion überfahren wird, zu melden und ed darf in dieſem Fall 
nur die Bezahlung auf. fr Poft mehr gefordert werden, 
($- 24.) 

Die Pofthalter follen nur folche Sub jefte in Dienft 
nehmen, welche wenigftend 18 Jahr alt, ded NReitend und 
Fahrens Fundig und dem Trunke nicht ergeben find; auch 
haben fich derley Subjekte vorderfamft durch. ein Zemgniß der 
betreffenden Polizeybehoͤrden und ihrer früheren Dienftherrn 
als. zuläßig für den Voftdienft auszuweiſen. ($. 25.) 

Die Poftillons follen bey Befoͤrderung der ordinären 
und Ertrapoften in der vorgefchriebenen Dienftkleidung und 
mit umgehängtem Pofthorn erfcheinen, für dag Eins und 
Borfpannen der Pferde aufmerffam beforgt feyn, die Pferde 
nicht aus ihrer Leitung und Obhut Iaffen, aud nicht von 
dem. gewöhnlichen * ohne dringende Nothwendigkeit ab; 
weichen, 

Gegen die Reifenden ſollen ſie ſich mit aller Beſcheiden⸗ 
heit und Dienſtwilligkeit betragen, keine Forderung uͤber 
das taxmaͤßige Trinkgeld ſtellen und uͤberhaupt keine Urſache 
zu einer Beſchwerde geben. Die Kabriolets oder Reife: 
Chaiſen mit zwey Raͤdern hat der Poſtillon reitend zu befoͤr⸗ 
dern; bey vierraͤderigem Fuhrwerk aber gebuͤhrt ihm, wenn 
die Beſpannung nur aus zwey Pferden beſteht, ein Platz 
auf dem Bock oder vorderen Wagenſitz; in dieſem Fall darf 
er jedoch ohne ausdruͤckliche Erlaubniß des Reiſenden nicht 
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Zabad rauchen, fo wie er auch den: Sattel und Fouragefad 
‚nur mit deffen Willen auf den Wagen paden darf. ($. 26.) 

Die. Befhmwerden, welde ein Reifender wegen fei: 
‚ner Befürderung oder wegen der ihm von Seite der Poftan- 
gehprigen zugegangenen ungebührlichen Behandlung vorbrin; 
sgen will, koͤnnen, wenn fie eine fchleunige Abhuͤlfe und die 
Einfchreitung der Polizeybehorde erfordern, bey dieſer vor; 
‚getragen werden; außerdem. aber: find fie dem betreffenden 
Dberpoftamt oder auch der Generalpoftadminiftration unmit; 
telbar, mit Belegung ded Lhatbeftandes, oder mit Berus 
fung auf Zeugen und andere beweifenden Umftände, anzu⸗ 
‚zeigen, ober auch in dad auf jeder Poftablöfung zu dies 
ſem Zwede vorliegende Paffagiersbefhwerdbenkuh 
von dem Reiſenden eigenhändig, mit Unterfchrift feines Nas 
mens und Standes, und Vormerkung feines Mohnorts, 
einzutragen. Im letztern Fall,. und wenn die Beſchwerde 
gegen die ruͤckliegende Station oder deren Poſtillon gerichtet 
ift, bat ter Pofthalter des Orts, wo folche vorgebracht wird, 
ben Poſtillon müändlih, in Gegenwart des Reifenden, zu 
vernehmen und die Befchwerde, nebft Bericht über die Aus 
fagen des Reiſenden und des Poftillond, mit erfter Poſt an 
das betreffende Oberpoflamt zu ſchicken. Das Trinkgeld iſt 
dem Poftillon, den eine Befchwerde trifft, wenn der Grund 
derfelben von dem Neifenden erwieſen, ‚oder wenigftend bins 
Yanglich befcheinigt worden ift, fogleidy einzubehalten, und 
ed fteht in des Neifenden Willführ, die Bezahlung deffelben 
ganz zu verweigern, oder folched an den Pofthalter ded Orte 
zur Verfügung des Oberpoftamtd abzugeben. Die Stra 
fen, denen die Poftillons wegen poftpolizeylichen Vergehen 
unterliegen, find Geldftrafen von zwey bis zehen Gulden, 
Arreft bey ſchmaler Koft von ein bis zweymal 24 Stunden, 
und Verabfihiedung; auch koͤnnen dieſe Strafen in Folge 
befchwerender Umftände nah Maafgab ‚der polizeylichen 
Strafgeſetze geſchaͤrft werden. (F. 27.) 

Reiſende, die ſich einen eigenen Ausweis uͤber die ihnen 
ſchuldige und geleiſtete Beförderung mit der Poſt verſchaffen 
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wollen, koͤnnen bey der-Poftftation, von ber fie ausgehen, 
oder bey einer der folgenden ‚wo fie pafliren, einen Ertra; 
Poftfiundenzettel gegen die Gebühr von 12 fr. verlans 
gen, welcher ihren. Namen und Stand zu enthalten hat. 
Die Pofthalter, von melden. diefe Stundenzettel ausgefertis 
get werden und :alle folgenden, bey welchen der NReifende 
paflirt, haben die. Rubriken darin auszufüllen, und indbe 
fondere die Zeit der Ankunft und der Abfahrt des Reiſenden 
— einzutragen. ($. 28.) 

Die Pofihalter ‚bleiben für allen Schaden tenent, wel 
cher den. Reifenden durch ihr (oder ihrer Poftillone) poftords 
nungswidriged Benehmen, oder grobed Vergehen zugefügt 
werden koͤnnte; follte aber auch von Seite eined Reiſenden 
oder feiner Dienerfihaft dem Wofthalter eıne Befchädigung 
zugehen, fo muß folche fogleich erfegt werden, oder es iſt 
‚der Neifende zu diesfälliger Sicherheitgleiftung anzuhalten. 
($. 29,) 

Diefe Dienftordnung folle in jedem Pofthaus, bey wel; 
chem Pferbeablöfungen ſtatt — öffentlich angeſchlagen 
ſeyn. ($. 30.) 


Dienſtoördnung, die — der Reiſenden mit Extrapoſt 
betreff. v. 1. May 1824. $. 1— 30. Regbl. ©. 517 — 558, 
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